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Liebe Leserin, lieber Leser, 

 

Sie halten die 3. Auflage der Rechtssammlung für Beamtinnen und Beamte in Nordrhein-Westfalen in 

Händen, die von der Vereinten Diensteleistungsgewerkschaft (ver.di) für die Arbeit in Personalräten und 

Vertrauensleutekörpern sowie der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit zur Verfügung gestellt wird. Wir 

hoffen, auch mit dieser 3. an vielen Stellen erweiterten Sammlung den Kolleginnen und Kollegen eine 

brauchbare Arbeitshilfe an die Hand zu geben. 

 

Was hat sich gegenüber der ersten Auflage verändert? Zum einen wurden einige Gesetzeslücken geschlos-

sen, auch für die Kolleginnen aus dem Hochschulbereich und der Justiz und die redaktionellen Fußnoten 

ergänzt. An einigen Stellen wurden hinter den entsprechenden Gesetzesnormen erläuternde Verwaltungs-

vorschriften in  Kursivschrift eingefügt. Weiterhin wurden alle Tabellenwerte eingearbeitet, die sich durch 

die Übernahme des Tarifabschlusses für die Beschäftigten der Länderverwaltungen 2019 bis 2021 für die 

Beamtinnen und Beamten des Landes und der Kommunen in NRW ergeben. Diese Sammlung ist, was die 

Tabellenwerte betrifft, somit mindestens bis zum Ende des Jahres 2021 aktuell. 

 

Auch in den weiteren Bereichen haben sich Änderungen ergeben, obwohl bereits in der 1. Auflage sich die 

neuen Regelungen des Beamten, Besoldungs- und Versorgungsrechtes befanden. Denn der Landesgesetz- 

und Verordnungsgeber hat die 2016er Beamtenrechtsreform an zahlreichen Stellen, auch auf unser Drän-

gen hin, nachgebessert. 

 

Sie finden in dieser Auflage u.a. die neue Qualifizierungsverordnung zum Aufstieg in die 2. Laufbahngruppe 

(ehem. Prüfungserleichternder Aufstieg). Zahlreiche Detailänderungen finden Sie aber auch im Besol-

dungs-, Versorgungs- und Beihilferecht. Letzteres hat an vielen Stellen eine Neufassung erfahren. Ergänzt 

wurde die Sammlung auch um eine kleine Einführung in das Beamtenrecht. 

 

Außerdem wurden, da auch für den Beamtenbereich von Bedeutung, alle Antidiskriminierungsregelungen 

aufgenommen, das AGG (des Bundes) sowie das Behinderten- und das Landesgleichstellungsgesetz NRW. 

 

Also viel Spaß beim Lesen und Erfolg in der gewerkschaftlichen Beamtenarbeit. Natürlich sind wir für die 

kommenden Auflagen wieder für Anregungen, Ergänzungs- und Korrekturhinweise dankbar. 

 

Landesausschuss der Beamtinnen und Beamten 

In der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft in NRW 

 

Thomas Köhler 

Vorsitzender 

 

Cornelia Hintz 

Landesbeamtensekreteriat 

 

Horst Deinert 

Redaktion 
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Geschichtliche Entwicklung 
 

Beginn in Preußen 
 

Der preußische Soldatenkönig Friedrich Wilhelm I. formalisierte die Ausbildung und gilt als „Vater des 
Berufsbeamtentums“. Sein aufgeklärt-absolutistischer Sohn Friedrich II. (der Große) war es dann, der das 

Gemeinwohl zum Primärziel erhob und sich selbst als ersten Diener des Staates sah. Er führte den Ausbau 

des Berufsbeamtentums fort. Die Beamten waren zunächst eine kleine Revolutionstruppe des Monarchen. 

Sie lösten einen vielfach korrupten und inkompetenten Landadel ab. Zu diesem Zwecke kämpften sie 

gegen die geburtsständischen Vorrechte des Dienstadels, bei dem der Titel "von" die Qualifikation ersetz-

te. An die Stelle des aristokratischen Dünkels setzten die Beamten das bürgerliche Leistungsprinzip. 

 

Doch erst seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts ist das europäische Beamtentum dem Staat und dem 

Gesetz verpflichtet. Wesentlich für die Entstehung des modernen Beamtentums waren die Auswirkungen 

der Französischen Revolution. So sprach erstmals das 1794 erlassene „Allgemeine Landrecht für die preu-

ßischen Staaten (ALR)“ auch in juristischer Form von „Dienern des Staates“ – und nicht mehr des Landes-

herrn – und regelte Anstellung und Entlassung. Hierbei wurden auch die hergebrachten Grundsätze des 

Berufsbeamtentums fundamentiert. Die übrigen deutschen Länder folgten dieser Entwicklung alsbald.  

 

Das Wort „Beamter“ hat sich dann erst im Lauf des 19. Jahrhunderts allmählich eingebürgert. Denn er galt 

zunächst nur für die preußischen Domänenpächter, während die Zivilbeamten „königliche Diener“ hießen. 

Auch von landesherrlichen „Dienern“ war noch lange die Rede. Den späteren Beamtengesetzen gingen 

Dieneredikte voraus und Personalakten wurden teilweise noch bis ins 20. Jahrhundert hinein „Dienerak-

ten“ genannt. Somit war der Begriff „Diener des Staates“ lange sehr verbreitet, woraus die noch heute 

zumeist umgangssprachlich verwendete Bezeichnung „Staatsdiener“ resultierte. 

Weimarer Republik und Nationalsozialismus 
 

Anfang des 20. Jahrhunderts und auch in der Weimarer Republik hatte das deutsche Beamtentum über-

wiegend eine konservative Grundhaltung. Die Staatsumwälzung vom November 1918 wurde - auch in den 

Lehrbüchern für Beamte, skeptisch und als Faktum betrachtet, aber nicht innerlich akzeptiert. Der Staats-

apparat tat so, als stünde über der Demokratie und dem Parlamentarismus etwas Höheres, der Staat 

selbst. Vor allem diesen höheren Wesen, nicht der demokratischen Gesellschaft, fühlte man sich verpflich-

tet. 

 

In der Zeit des Nationalsozialismus wirkte die Staatstreue der meisten Beamten regimeerhaltend, da auch 

verbrecherische Maßnahmen, wenn sie nur formaljuristisch korrekt waren, von einer Vielzahl von Schreib-
tischtätern mitgetragen oder zumindest geduldet wurden. Bereits 1933 waren mit dem „Gesetz zur Wie-

derherstellung des Berufsbeamtentums“ alle politisch missliebigen und jüdischen Beamten, die nicht als 

Frontkämpfer galten, ihres Amtes enthoben worden. 

Nachkriegszeit 
 

Nach 1945 war das Beamtentum unter alliierter Kontrolle zunächst abgeschafft worden. Viele der zunächst 

entlassenen Beamten, die bereits während der Zeit des Nationalsozialismus Dienst getan hatten, wurden 

aber – wie in vielen anderen Berufszweigen – wieder eingestellt, da man ansonsten den Personalbedarf 

nicht hätte decken und eine Umsetzung der Gesetze und Rechtsverordnungen im rechtsstaatlichen Sinne 
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zugunsten des Bürgers nicht hätte bewerkstelligen können. In Gesetzesform gebracht wurde dieses Ver-

fahren durch das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 

fallenden Personen aus dem Jahre 1951. 

 

In der Bundesrepublik war zuvor im Juli 1950 in Art. 33 Abs. 4 und 5 GG die Bestimmung aufgenommen 

worden, dass die „Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse … als ständige Aufgabe in der Regel Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes […] zu übertragen (ist), die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue-
verhältnis stehen. Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln“, womit das Berufsbeamtentum wieder eingeführt war. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat frühzeitig betont, dass dem Berufsbeamtentum eine neutrale, nicht in 

das „System der Bedürfnisse“ verstrickte Rolle zukommt. Außer den im Grundgesetz genannten hoheits-

rechtlichen Tätigkeiten ist auch manch anderen öffentlichen Aufgaben eine sachkundige, neutrale Wahr-

nehmung durch Berufsbeamte oder andere öffentliche Bedienstete angemessen, deren fachliche Kompe-
tenz, persönliche Unabhängigkeit und Neutralität in gleichem Maße gewährleistet ist. Gefragt ist also 

eine Institution, „die, gegründet auf Sachwissen, fachliche Leistung und loyale Pflichterfüllung … einen 
ausgleichenden Faktor gegenüber den das Staatsleben gestaltenden politischen Kräften darstellen soll“ 

(BVerfGE 7, 162).[6] 

 

Diese Rollenbeschreibung, die eine sachkundige, neutrale und zuverlässige Wahrnehmung öffentlicher 

Aufgaben sichern soll, vertrage sich nicht mit persönlicher Abhängigkeit, einseitigem, etwa parteilichem 

Engagement und - nach neuerdings umstrittener Ansicht - auch nicht mit der Teilnahme an Arbeitskämp-

fen. Schon durch die weitgehende Privatisierung der Daseinsvorsorge, d. h. der Deutschen Bundesbahn 

und Bundespost sowie von öffentlichen Verkehrsbetrieben und anderen Versorgungsunternehmen und 

deren Dienstverhältnissen, ist nach bisherigen Erfahrungen die Grundversorgung der Bevölkerung proble-

matischer geworden.  

Neuere Entwicklungen 
 

Für die Beamten in den Bundesländern und Kommunen ergab sich durch die Föderalismusreform (Grund-

gesetzänderung im Jahre 2006) eine sich erst nach und nach abzeichnende Änderung ihrer Rechtsverhält-

nisse. Durch die Grundgesetzänderung wurden die bislang in der Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes 

liegenden Rechtsgebiete der Besoldung, der Beamtenversorgung und der Beamtenlaufbahnen für die 

genannten Beamten in die Länderzuständigkeit gegeben. Bereits einige Jahre zuvor war die Zuständigkeit 

für Sonderzahlungen (Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld) aus der bundeseinheitlichen Regelung herausge-

nommen worden. Inzwischen, 10 Jahre später, haben alle Bundesländer eigene Besoldungs- und Versor-

gungs- sowie Laufbahnregeln geschaffen. 

 

Insbesondere bei der Besoldung sind die 17 Regelungen (16 Landesregelungen und die bundesrechtliche 

Regelung für Bundesbeamte) soweit auseinander, dass ein Unterschied bis zu einer Besoldungsgruppe 

besteht. Das bedeutet: in einem finanziell gut gestellten Bundesland wie Bayern ist die Bezahlung eines 

Beamten beispielsweise in Besoldungsgruppe A 10 so, wie in einem schlecht gestellten Bundesland, wie 

Berlin bei einem Beamten in A 11. Damit ist die erst Anfang der 1970er Jahre erzielte Vereinheitlichung im 

Beamtenrecht wieder abgeschafft. Auch bei der Arbeitszeit sind Unterschiede gegeben, sie liegt zwischen 

40 und 42 Wochenstunden, in NRW seit dem Jahre 2004 grundsätzlich bei 41. 
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Definition des Beamtenstatus 
 

Eine Beamtin bzw. ein Beamter in Deutschland (Bundes-, Landes-, Kommunalbeamter) stehen gegenüber 

ihren Dienstherrn (Arbeitgeber) in einem besonderen öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis. 

Von einem Beamtenverhältnis abzugrenzen sind die Beschäftigungsverhältnisse als Arbeitnehmer (Tarifbe-

schäftigte) im öffentlichen Dienst, die sich nach dem privaten Arbeits- und Tarifrecht (TVöD und TV-L) 

richten. Das Beamtenrecht ist ein besonderer Teil des Verwaltungsrechtes und Streitigkeiten sind daher 

vor den Verwaltungsgerichten auszutragen. 

 

Richter und Soldaten sind zwar keine Beamte und deren Dienstrecht ist abweichend geregelt, sie sind in 

vielen Bereichen jedoch den Beamten gleichgestellt (z.B. bei Besoldung und Versorgung). Zu Religionsge-

meinschaften, die als öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannt sind, kann ein Kirchenbeamtenver-
hältnis begründet werden. Bei der Sozialversicherung gibt es derzeit nach DO-Angestellte, auf die kraft 

einer Dienstordnung das Beamtenrecht anzuwenden ist. 

 

Gesetzliche Grundlage sind seit der Neuordnung der Gesetzgebungszuständigkeiten des Dienstrechts 

durch die Föderalismusreform 2006 das 2009 erlassene Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) und die Beam-

tengesetze des Bundes und der Länder. Während (Tarif-)Beschäftigte ein Gehalt erhalten, wird Beamten 

eine Besoldung zugesprochen, die sich für Bundesbeamte nach dem Bundesbesoldungsgesetz und für 

Landes- und Kommunalbeamte sowie Beamte der sonstigen Gebietskörperschaften inzwischen nach 

eigenen Landesbesoldungsgesetzen richtet. 

 

Das Beamtenrecht beinhaltet u. a. auch die Begründung des Beamtenverhältnisses sowie Rechte und 
Pflichten der Beamten in Deutschland. Das Beamtenverhältnis ist von Verfassung wegen (Art. 33 Abs. 5 

GG) nach den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln. 

Hauptaufgabe der Beamten ist die unparteiische Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben, die aus Gründen 

der Sicherung des Staates oder des öffentlichen Lebens nicht ausschließlich Personen, welche in einem 

privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, übertragen werden dürfen.  

 

Klassischerweise sind bei Behörden, die den klassischen Eingriffscharakter tragen, besonders häufig 

Beamte beschäftigt, z.B. der Polizei, Justiz, Strafvollzug, Finanzamt und bei der Feuerwehr. In den Kommu-

nalverwaltungen hingegen sind Beamte in der Regel eine Minderheit. 

Definition des Amtes 
 

Im Beamtenrecht gibt es keinen einheitlichen Amtsbegriff. Man unterscheidet insbesondere das status-
rechtliche und das funktionelle Amt, letzteres wiederum aufgeteilt in das abstrakt-funktionelle Amt und 

das konkret-funktionelle Amt. 

 

 Das Amt im statusrechtlichen Sinne wird beschrieben werden durch die drei Elemente: Laufbahngruppe, 

Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung, wie z.B. das Amt eines Stadtinspektors (A 

9) oder des Verwaltungsrates (A 13). Ein statusrechtliches Amt wird durch das Landesbesoldungsgesetz 

und die Besoldungsordnung (hier A) festgelegt. 

  

Mit dem funktionellen Amt wird der Aufgabenkreis eines Beamten festgelegt. Das abstrakt-funktionelle 
Amt beschreibt einen der Stellung des Beamten entsprechenden Aufgabenkreis innerhalb einer konkreten 

Behörde, wie z. B. das Amt eines Verwaltungsrates in einer Kommunalverwaltung. Das abstrakt-
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funktionelle Amt wird dem Beamte durch Zuweisung zu einer Behörde übertragen. So entspricht z. B. dem 

statusrechtlichen Amt des Stadtinspektors z. B. das abstrakt-funktionelle Amt Sachbearbeiter in einer 

Stadtverwaltung. 

 

Das konkret-funktionelle Amt bezeichnet einen Dienstposten, also den konkreten Aufgabenkreis des 

Beamten innerhalb einer Behörde. So kann z. B. der Inspektor im Personalamt einer Stadtverwaltung für 

die Organisation der Aus- und Fortbildung zuständig sein. Begründet wird das konkret-funktionelle Amt 

mit der Übertragung eines im Organisations- und Geschäftsverteilungsplan vorgesehenen, bestimmten 

Aufgabenkreises innerhalb der Behörde. 

Rechtsquellen 

Grundgesetz (und Landesverfassung NRW) 
 

Die grundlegenden Regelungen des Beamtenrechts finden sich in Art. 33 GG  und sind vom Gesetzgeber zu 

beachten. Die Gesetzgebungskompetenz für das Beamtenrecht wurde durch die Föderalismusreform 

grundlegend geändert. Während das Recht der Bundesbeamten nach wie vor nach dem Art. 73 Abs. 1 Nr. 

8 GG der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz des Bundes zugeordnet ist, gehört das Recht für 

Landes- und Kommunalbeamte überwiegend zur alleinigen Gesetzgebungskompetenz der Länder.  

 

Das betrifft insbesondere das Besoldungs-, Versorgungs- und Laufbahnrecht. Für die Statusrechte und -
pflichten besteht nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 27 GG eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz. Hiervon 

hat der Bund im Jahre 2009 mit dem Beamtenstatusgesetz Gebrauch gemacht. Grundlegende Aussagen zu 

den Beamtenpflichten trifft Art. 80 der Landesverfassung NRW. 

Beamtengesetze 
 

Das Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) nutzt die konkurrierende Gesetzgebung dergestalt, dass bundesein-
heitliche statusrechtliche und -pflichtige Regelungen getroffen wurden.  

 

Für Beamtinnen und Beamte des Bundes gelten außerdem das Bundesbeamtengesetz (BBG), das Bundes-

besoldungsgesetz (BBesG), das Beamtenversorgungsgesetz  des Bundes (BeamtVG), während die Länder 

ihre jeweiligen Landesbeamten-, Landesbesoldungs- Landesversorgungsgesetze und Verordnungen erlas-

sen haben, die auch für die Beamtinnen und Beamte der Kommunen gelten.  

 

Daneben treten weitere – jeweils vom Bund bzw. von den Ländern erlassene Gesetze bzw. Verordnungen 

zu Arbeitszeit, Urlaub,  Nebentätigkeit, Laufbahnen, Beihilfe sowie Disziplinar- und Reisekostengesetze. 

Teilweise erklären Bundesländer durch Landesrecht bundesrechtliche Verordnungen analog für den Lan-

des (und Kommunal)bereich für anwendbar. So gelten in NRW die bundesrechtlichen Verordnungen für 

Erschwerniszulagen und Mehrarbeitsvergütungen derzeit (2016) weiter. 

 

Sonderregelungen für bestimmte Beamtengruppen 
 

Für bestimmte Beamtengruppen bestehen spezielle Regelungen – Beispiele: für Bundespolizisten das 

Bundespolizeibeamtengesetz, für den Bundesrechnungshof das Gesetz über den Bundesrechnungshof, für 

den Auswärtigen Dienst das Gesetz über den Auswärtigen Dienst, für die Bundesagentur für Arbeit das 

SGB III, für die Bundesbank das Bundesbankgesetz oder für den Zoll das Gesetz über die Finanzverwaltung. 

Für Richter und Soldaten gelten eigene Bestimmungen, sie sind keine Beamten, obwohl auch sie in öffent-
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lich-rechtlichen Dienstverhältnissen stehen. Einige beamtenrechtliche Regelungen, z.B. Besoldungs- und 

Versorgungsgesetze gelten auch für Richter und Soldaten. 

Verfassungsrechtliche Grundlagen 
 

Die verfassungsrechtlichen Bestimmungen des Art. 33 GG sind vom Gesetzgeber zwingend zu beachten: 

 

In Art. 33 Abs. 2 GG wird das Leistungsprinzip festgelegt, das den Zugang zum öffentlichen Dienst aus-

schließlich von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung abhängig macht. In Art 33 Abs. 3 GG wird eine 

Benachteiligung wegen eines weltanschaulichen Bekenntnisses ausgeschlossen (besonderer Gleichheits-

satz). 

 

Der Funktionsvorbehalt des Art. 33 Abs. 4 GG soll sicherstellen, dass bestimmte hoheitliche Bereiche nur 

von Beamten, die in einer besonderen Dienst- und Treuepflicht zum Staat stehen, ausgeübt werden dür-

fen. Hierbei spricht man auch vom sog. „Berufsbeamtentum“. In der Praxis (der Kommunalverwaltung) ist 

das aber kaum noch gegeben, sogar klassische Beamtenfunktionen, z.B. den Standesbeamten, werden 

auch an Tarifbeschäftigte vergeben, die dann nach dem Verpflichtungsgesetz vereidigt werden. 

 

Artikel 33 Abs. 5 GG sichert mit den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums einen Kernbe-
stand von Strukturprinzipien des Beamtenrechts, die nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichtes 

zumindest schon in der Weimarer Reichsverfassung anerkannt worden sind. Er verpflichtet den Gesetzge-

ber, diese zu beachten. Hierzu zählen: das Dienst- und Treuepflicht, das Streikverbot, das Laufbahnprinzip, 

das Alimentationsprinzip, das  Lebenszeitprinzip und die Fürsorgepflicht. Im Jahre 2006 wurde in Artikel 33 

GG allerdings auch die „Fortentwicklung“ des Beamtenrechtes verfassungsrechtlich verankert. Damit ist 

anerkannt, dass das Beamtenrecht nicht starr, z.B. auf dem Stand der Weimarer Republik beizubehalten 

ist, sondern neuere, auch europaweite Rechtsentwicklungen, Eingang finden können. 

 

Die Beamtengewerkschaften im Deutschen Gewerkschaftsbund, voran ver.di, setzen sich seit langem für 

ein einheitliches Dienstrecht im öffentlichen Dienst auf der Grundlage von Verhandlungslösungen ein. Die 

gewerkschaftlichen Beteiligungsrechte auf Bundes- und Landesebene (§ 53 BeamtStG) sind ein erster 

Schritt dahin. Darüber hinaus sichert die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes seit einigen 

Jahren eine Annäherung des Beamtenrechtes an einheitliches europäisches Arbeitsrecht. Auch die neuere 

Rechtsprechung von Bundesverfassungsgericht zur angemessenen Alimentation und des Bundesverwal-

tungsgerichtes zum Beamtenstreik (siehe jeweils unten) verstärkt die Ankoppelung der Beamtenbesoldung 

an die Gehaltssteigerungen für Tarifbeschäftigte. 

Hergebrachte Grundsätze des Berufsbeamtentums 
 

Zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums zählen unter anderem 

 

-die Ausgestaltung des Beamtenverhältnisses als öffentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis, § 3 

BeamtStG 

-die grundsätzliche Anstellung auf Lebenszeit  (§ 4 BeamtStG) 

-das Laufbahnprinzip (eng verknüpft mit „lebenslangen“ Berufsbeamten) 

 -das Leistungsprinzip (sichert und beherrscht den grundgesetzlich verankerten Zugang zu allen öffentli-

chen Ämtern beim Eintritt in den Staatsdienst und beim Aufstieg, § 9 BeamtStG) 

-das Alimentationsprinzip (§§ 19 ff LBesG) 

-das Prinzip der amtsangemessenen Beschäftigung (vgl. BVerfGE 70, 251) 

-der Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung (§ 19 LBesG) 
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-das achtungs- und vertrauenswürdige Verhalten (Beamte sind als Repräsentanten des Staates gehalten, 

ihr Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes so auszurichten, dass es den Erfordernissen ihres 

Berufes gerecht wird, § 33 Abs. 2 BeamtStG) 

-die volle Hingabe an den Beruf, jetzt in § 34 Abs. 1 BeamtStG als „voller persönlicher Einsatz“ bezeichnet 

(Dienstleistungspflicht ist durch ständige Dienstbereitschaft geprägt) 

-die Residenzpflicht (§ 44 LBG) 

-die Neutralitätspflicht der Beamten, unparteiische Amtsführung, Eintreten für die Freiheitliche demokra-

tische Grundordnung (§ 33 BeamtStG) 

- die Amtsverschwiegenheit (gilt auch noch nach Beendigung des aktiven Beamtenverhältnisses; § 37 

BeamtStG) 

- das Streikverbot (Verbot kollektiver Maßnahmen zur Wahrung gemeinsamer Berufsinteressen), zu neue-

ren Entwicklungen siehe unten 

-  das Recht auf Beamtenvertretungen (Beamte haben das Recht, sich in Gewerkschaften oder Berufsver-

bänden zusammenzuschließen und Personalvertretungen zu bilden, §§ 51, 52 BeamtStG) 

- das Recht auf Einsicht in die eigene Personalakte (§ 50 BeamtStG) 

- der gerichtliche Rechtsschutz (Beamte sind über Beschwerden und Behauptungen tatsächlicher Art zu 

hören, es ist ihnen der Beschwerdeweg einzuräumen, § 54 BeamtStG, § 103 LBG) 

- die Fürsorgepflicht des Dienstherrn (§ 45 BeamtStG), 

- der Anspruch auf eine amtsangemessene Amtsbezeichnung (BVerfGE 38, 1 (12)). 

 

 „Das Grundgesetz sieht im Berufsbeamtentum eine Institution, die, gegründet auf Sachwissen, fachliche 
Leistung und loyale Pflichterfüllung eine stabile Verwaltung sichern und damit einen ausgleichenden 

Faktor gegenüber den das Staatsleben gestaltenden politischen Kräften darstellen soll.“– BVerfGE 7, 162 

Verhältnis zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
 

Die Europäische Menschenrechtskonvention steht im Widerspruch zu einigen der Grundsätze des Berufs-

beamtentums. So erlaubt die EMRK Ausnahmen von der Koalitionsfreiheit und dem damit verbundenen 

Streikrecht nur für hoheitlich tätige Personen, Polizei und Militär, nicht aber für andere Beamte (Art. 11 

Abs. 2 EMRK). Der gleiche Grundsatz gilt für Einschränkungen der politischen Betätigung und der Mei-

nungsfreiheit (Art. 10 Abs. 2 EMRK). Das Bundesverwaltungsgericht hat Anfang 2014 entschieden, dass der 

Gesetzgeber diesen Konflikt auflösen muss und das Streikverbot nur noch für eine Übergangszeit hinzu-

nehmen ist (siehe dazu weiter unten). 

Beamtenverhältnis 
 

Beamte stehen zum Staat in einem Sonderrechtsverhältnis. Während ihrer Dienstzeit sind Beamte einer 

gesteigerten Bindung an den Staat ausgesetzt, welche in ihrer Intensität über die normale Bindung des 

Bürgers an den Staat hinausgeht. Beamte stehen also in besonderer Nähe des Staates; sie sind dessen 

Repräsentanten. Infolgedessen können die Grundrechte von Beamten zum Teil eingeschränkt werden. 

Beginn des Beamtenverhältnisses 
 

Das Beamtenverhältnis wird durch Ernennung (einseitiger, mitwirkungsbedürftiger, formbedürftiger 

Verwaltungsakt) begründet. Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde und 

deren widerspruchsloser Entgegennahme. Zuvor hat der Personalrat dem zuzustimmen (§ 72 Abs. 1 Nr. 1 

LPVG) 
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Im Unterschied zu Angestellten oder Arbeitern entsteht das Dienstverhältnis nicht durch einen Arbeitsver-

trag (Beamte gehören demnach nicht zu den Arbeitnehmern). Die Ernennungen sind nach Eignung, Befähi-

gung und fachlicher Leistung vorzunehmen (Bestenauslese). Hierzu sind ggf. Auswahlverfahren durchzu-

führen, bei denen ein Personalratsmitglied beratend teilnehmen kann (§ 65 Abs. 2 LPVG NRW) 

 

Bei der Einstellung zum Beamten müssen gewisse Kriterien erfüllt sein. Neben dem Eignungsprinzip müs-

sen auch die Leistungs- und Befähigungsprinzipien erfüllt sein. 

Eignungsprinzip 
 

Nach dem Eignungsprinzip  muss eine künftige Beamtin bzw. ein künftiger Beamter: 

 

-die deutsche Staatsangehörigkeit im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes oder Bürger/in der EU 

oder des EWR sein (eine Ausnahme bei dienstlichem Bedürfnis ist möglich), 

-für die freiheitliche demokratische Grundordnung einstehen (der „Extremistenerlass aus dem Jahre 1972 

ist nie formal aufgehoben worden) 

-körperlich und geistig soweit gesund sein, dass die zukünftige Tätigkeit und eine vorzeitige Dienstunfä-

higkeit nicht zu erwarten ist und dadurch nicht eingeschränkt ist (§ 7 BeamtStG). 

(Bei schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern gilt in der Regel, dass eine Dienstunfähigkeit 

nicht binnen fünf Jahren zu erwarten ist; die gesundheitlichen Anforderungen dürfen keine Behinderten-

diskriminierung beinhalten, § 9 BeamtStG, § 13 LVO), 

- die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter besitzen (§ 45 StGB). 

 

In der Regel werden die Vorlage eines Führungszeugnisses (Auskunft über Strafverurteilungen aus dem 

Bundeszentralregister) und einer amtsärztlichen Untersuchung (beim Gesundheitsamt) vorausgesetzt. 

Befähigungsprinzip 
 

Ein Bürger ist nur für den Beamtendienst befähigt, wenn er die laufbahnspezifische Vorbildung nachwei-

sen kann. Für die Laufbahnen bestehen Mindestanforderungen hinsichtlich der Vorbildung, des Vorberei-

tungsdienstes (Ausbildung) sowie der Ablegung von Prüfungen (Laufbahnprüfung). Dabei gilt als allgemei-

ne Einstellungsvoraussetzung für eine Laufbahn (§ 6 LBG) in der 

 

Laufbahngruppe 1, 1. Einstiegsamt (bisheriger einfacher Dienst): der Hauptschulabschluss,  (im kommuna-

len Dienst meist nicht vorhanden) 

 
Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt (bisheriger mittlerer Dienst): die Fachoberschulreife oder eine abge-

schlossene Berufsausbildung. 

 

Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (bisheriger gehobener Dienst): eine Hochschulzugangsberechtigung 

(allgemeine oder Fach-Hochschulreife) für den Einstieg als Anwärter (Studierender an einer Fachhochschu-

le des öffentlichen Dienstes) im nichttechnischen Verwaltungsdienst; ansonsten ein abgeschlossenes 

Hochschulstudium mit Bachelorabschluss. 

 

Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt (bisheriger höherer Dienst): ein abgeschlossenes wissenschaftliches 

Hochschulstudium mit Masterabschluss oder ein als gleichwertig anerkannter Bildungsstand. Teilweise 

gelten für besondere Laufbahnen weitergehende Anforderungen. 

 

Innerhalb der Laufbahngruppen wird (seit 1.7.2016) nur noch zwischen 4 Fachrichtungen unterschieden: 

nichttechnische Dienste, technische Dienste, Gesundheit und Bildung und Wissenschaft (§ 5 LBG). Beamte 
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können grundsätzlich nur im Eingangsamt ihrer Laufbahn angestellt (eingruppiert) werden. Die Eingangs-

ämter sowie die erreichbaren Spitzenämter der jeweiligen Laufbahn werden vom Gesetz- bzw. Verord-

nungsgeber festgelegt. Klassischerweise sind dies nach § 24 LBesG im bisherigen mittleren Dienst die 

Besoldungsgruppe A 6 (z.T. in technischen Laufbahnen, auch bei der Feuerwehr A 7), im bisherigen geho-

benen Dienst A 9 (in technischen Laufbahnen einschl. der Feuerwehr A 10) und im bisherigen höheren 

Dienst A 13. 

 

Teilweise ist ein Aufstieg möglich: Nach einer bestimmten Dienstzeit in einer Laufbahngruppe können 

Beamte durch entsprechende Weiterbildung und das Bestehen einer Prüfung in die nächsthöhere Lauf-
bahn wechseln. Allerdings muss dafür eine freie Planstelle vorhanden sein. Zu unterscheiden sind hier der 

Ausbildungsaufstieg, der Qualifizierungsaufstieg und der Aufstieg durch Spezialisierung. Näher geregelt ist 

dies in den Laufbahnverordnungen (hier allgemeine LVO NRW und LVO Feuerwehr). 

Leistungsgrundsatz 
 

Bei Einstellung, Anstellung, Übertragung von Dienstposten, Beförderung und Aufstieg ist nach Befähigung 

(Eignung und fachliche Leistung) zu entscheiden. Im engeren Sinne umfasst die Eignung die körperlichen, 
geistigen und charakterlichen Merkmale. 
 

Merkmale der Befähigung sind die für den Einsatz wesentlichen Fähigkeiten und Kenntnisse. Im Laufbahn-

system nimmt der Begriff der Laufbahnbefähigung beim Zugang zu einer Laufbahn eine zentrale Rolle ein. 

Mit diesem Begriff wird die förmlich festgestellte Erfüllung der Mindestanforderungen für eine bestimmte 

Fachrichtung im öffentlichen Dienst bezeichnet. 

 

Umwandlung von Beamtenverhältnissen 
 

Einer Beamtenernennung bedarf es nicht nur bei der Begründung eines Beamtenverhältnisses, sondern 

auch bei der „Umwandlung“ (Einstellungen bei Beamten auf Widerruf und auf Probe, Verleihung beim 

Beamtenverhältnis auf Lebenszeit) eines Beamtenverhältnisses in ein solches anderer Art (auf Widerruf, 

auf Probe, auf Lebenszeit), der Verleihung eines Amtes mit einem anderen Endgrundgehalt und einer 

anderen Amtsbezeichnung (Beförderung oder Statusherabsetzung), bei der Verleihung eines Amtes mit 

einer anderen Amtsbezeichnung ohne Wechsel der Besoldungsgruppe, aber mit einem Wechsel der Lauf-

bahn (sog. horizontaler Laufbahnwechsel; § 8 BeamtStG, § 22 LBG). Die Maßnahmen unterliegen im 

Regelfall der Mitbestimmung des jeweiligen Personalrates (§ 72 Abs. 1 LPVG). 

Beendigung des Beamtenverhältnisses 
 

Beamte können nicht kündigen oder gekündigt werden, da kein vertragliches Arbeitsverhältnis besteht. 

Eine Entlassung (grundsätzlich mit Zustimmung des Personalrates, bzw. ein sonstiger Verlust der Beamten-

rechte) kann wie folgt erfolgen: 

 

- jederzeit auf Antrag des Beamten (Aufschub zur Erledigung von Dienstgeschäften max. 3 Monate) – ohne 

PR-Zustimmung (§ 23 BeamtStG, § 27 LBG) 

- jederzeit bei Beamten auf Widerruf (Anwärter, Referendare) mit PR-Zustimmung 

- bei Beamten auf Probe, wenn sie sich nicht bewährt haben (kann auch gesundheitliche Gründe betref-

fen) oder ein Dienstvergehen begangen haben, dass bei einem Lebenszeitbeamten mind. eine Kürzung der 

Dienstbezüge rechtfertigen würde (§ 23 BeamtStG, mit PR-Zustimmung, § 72 Abs. 1 Nr. 8 LPVG) 

- bei Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit (§ 23 BeamtStG) 
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- bei eigentlich erforderlicher Versetzung in den Ruhestand, wenn die versorgungsrechtliche Wartezeit 

(Dienstzeit 5 Jahre) nicht erreicht ist (§ 22 BeamtStG) 

- zwingend, wenn der Diensteid verweigert wird (§ 22 BeamtStG) 

- zwingend bei strafrechtlicher Verurteilung von  mind. 1 Jahr (§ 24 BeamtStG) 

- zwingend bei strafrechtlichen Verurteilen bei bestimmten Dienstvergehen, z.B. Bestechlichkeit, von  

mind. 6 Monaten (§ 24 BeamtStG) 

- zwingend bei Mandatsübernahme in einem Parlament (§ 27 LBG) 

- durch Entfernung aus dem Beamtenverhältnis nach Disziplinarverfahren (§ 10 LDG) 

 

In all diesen Fällen werden für die Dauer des Dienstes die Rentenversicherungsbeiträge vom Dienstherrn 

nachentrichtet (§ 8 SGB VI). Entlassene Beamte haben dann allerdings keine Ansprüche mehr auf Beam-

tenversorgung. Eine Entlassung von Beamten auf Lebenszeit gegen ihren Willen ist nur im Wege des Dis-

ziplinarverfahrens möglich oder – wenn die Wartezeit von 5 Jahren nicht erfüllt ist – bei Dienstunfähigkeit. 

 

Pensionen von Bundesbeamten können seit dem Jahre 2013 auch nach dem Ausscheiden aus dem Beam-

tenstatus (z. B. beim Wechsel zu einem privatwirtschaftlichen Unternehmen) als sogenanntes Altersgeld 

(auch als Portabilität von Pensionen bezeichnet) übernommen werden. In NRW existiert diese Möglich-
keit (derzeit) nicht. 
  

Das Beamtenverhältnis endet gemäß § 24 BeamtStG mit der Rechtskraft des strafrechtlichen Urteils (au-

tomatisch und ohne besonderen Bescheid), wenn der Beamte rechtskräftig wegen einer vorsätzlichen 

Straftat zu Freiheitsentzug von (im Regelfall) zwölf Monaten oder mehr verurteilt wird. Auch hier wird der 

Betreffende nachversichert. Aus diesem Grunde kommt es vor, dass straffällige Beamte zu weniger als 

zwölf Monaten Freiheitsentzug verurteilt werden, wenn der Verlust der Beamteneigenschaft als Folge der 

Strafe unangemessen erscheint, denn nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) sind die 

Folgen der Verhängung einer Strafe bei allen Straftätern zu berücksichtigen. Eine Entfernung aus dem 

Dienst (bei Tarifbeschäftigten Entlassung genannt) kann dennoch im Disziplinarverfahren erfolgen. 

 

Das mutterschutzrechtliche Entlassungsverbot gilt auch für Beamtinnen (§ 6 Freistellungs- und Urlaubs-

verordnung). 

 

Beamte, die vom Dienstherrn als dienstunfähig angesehen werden, sind grundsätzlich in den vorzeitigen 
Ruhestand zu versetzen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen des Landessbeamtenversorgungsgeset-

zes (LBeamtVG) erfüllt sind (§ 26 BeamtStG). Die Voraussetzungen für die Versetzung in den Ruhestand 

wegen Dienstunfähigkeit richten sich nach der bereits geleisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, einschließ-

lich geleisteter Vordienstzeiten und nach den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen, die die Beamten erhalten 

haben. Beim Vorliegen der versorgungsrechtlichen Tatbestände ist eine Entlassung wegen Dienstunfähig-

keit verfassungsrechtlich ausgeschlossen. Dies ist in der Regel der Fall, wenn eine Dienstzeit von mehr als 
5 Jahren geleistet wurde. 

Beamtenstatus 
 

Das Beamtenverhältnis kann auf Widerruf, auf Probe, auf Zeit oder auf Lebenszeit begründet werden.  

Beamtenverhältnis auf Widerruf 
 

Personen, die die Laufbahnbefähigung durch Ableisten eines Vorbereitungsdienstes erwerben müssen, 

werden vom Dienstherrn zunächst in das Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen (§ 4 Abs. 4 BeamtStG). 

Dies trifft auf die meisten Berufsgruppen zu, z.B. den allgemeinen Verwaltungsdienst und die Feuerwehr 

(aber z.B. nicht auf Sozialarbeiter). 
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Während des Vorbereitungsdienstes absolvieren sie eine Ausbildung zum bisherigen mittleren, gehobe-

nen oder höheren Dienst. Die Dienstbezeichnung ist Anwärter bzw. im bisherigen höheren Dienst (jetzt 

Laufbahngruppe 2, 2. Eingangsamt) Referendar mit einem Bezug auf die eingeschlagene Laufbahn. Sie 

erhalten in dieser Zeit Anwärterbezüge (derzeit ca. 1.200 bis 1.300 € im bisherigen mD/gD). Ab 2018 soll 

eine Beamtenausbildung auch in Teilzeit durchgeführt werden können. 

 

Mit der Ausbildung zum bisherigen gehobenen Dienst ist ein Studium an der Fachhochschule für öffentli-

che Verwaltung (FHSöV) verbunden, das mit einem Bachelor-Grad endet. Anwärter im bisherigen mittleren 

Dienst absolvieren den theoretischen Teil der Ausbildung in der Regel nicht an Berufsschulen, sondern 

speziellen Ausbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes, z.B. dem Institut für öffentliche Verwaltung 

und den kommunalen Studieninstituten. Für Personen unter 18 Jahren gelten die Arbeitszeiten des Ju-

gendarbeitsschutzgesetzes (40 Stunden-Woche, § 74 Abs. 3 LBG). 

 

Das Beamtenverhältnis auf Widerruf ist jederzeit gerichtlich überprüfbar. Es kann durch den Dienstherrn 

widerrufen werden und endet mit dem Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der Laufbahnprüfung (§ 

22 BeamtStG). Im Bachelor-Studium bedeutet auch das wiederholte Nichtbestehen einer Fachprüfung, 

dass das Studium und somit das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet (§ 8 Ausbildungs- und PrüfungsVO 

Bachelor). 

 

Bei Nichtbestehen der Prüfung ist eine Verlängerung mit Wiederholung vorgesehen. Hierbei können die 

Anwärterbezüge um bis zu 30 % gekürzt werden, § 79 LBG (mit Zustimmung des Personalrates, § 72 Abs. 1 

Nr. 7 LPVG). 

 

Beamtenanwärter sind ungeachtet ihres Lebensalters zur Jugend- und Auszubildendenvertretung wahlbe-

rechtigt und wählbar (§ 55 LPVG). Sind Sie volljährig, sind sie auch für den Personalrat wahlberechtigt und 

wählbar (§§ 5, 10 LPVG). 

 

Soweit der Vorbereitungsdienst auch Voraussetzung für die Ausübung eines Berufes außerhalb des öffent-

lichen Dienstes ist, kann er auch in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis außerhalb des 

Beamtenverhältnisses abgeleistet werden. So sind in den meisten Ländern Rechtsreferendare keine Beam-

ten auf Widerruf mehr. Eine Sonderform des Beamtenverhältnisses auf Widerruf ist ein solches zur vo-

rübergehenden Verwendung.  

Beamtenverhältnis auf Probe 
 

Zur Beamtin bzw. Beamten auf Probe wird ernannt, wer entweder den Vorbereitungsdienst für die ent-

sprechende Laufbahn erfolgreich abgeschlossen hat und zur späteren Verwendung auf Lebenszeit vorge-

sehen ist (sog. Laufbahnbewerber/in) oder als Bewerber/in einer Laufbahn besonderer Fachrichtung ohne 
Vorbereitungsdienst eingestellt werden soll (z.B. Sozialarbeiter, welche die staatliche Anerkennung haben 

müssen).  

 
Höchstaltersgrenzen für die Ernennung zum Beamten auf Probe sind weiterhin gesetzlich vorgesehen. In 

NRW handelt es sich dabei um die Vollendung des 42. Lebensjahres (§ 14 Abs. 3 LBG). Dabei können Aus-

nahmen für Schwerbehinderte, bestimmte Ämter, Laufbahnen oder Laufbahngruppen (z. B. als Profes-

sor/in) oder Laufbahnen mit Bewerbermangel gemacht werden. Die Höchstaltersgrenze erhöht sich au-

ßerdem bei bestimmten Vortätigkeiten (§ 14 Abs. 3 LBG). Die Regelungen über Höchstaltersgrenzen sind 

rechtlich wegen des Verdachtes der Altersdiskriminierung mehrfach angezweifelt worden. Eine frühere 
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Regelung war vom BVerfG durch Urteil vom 21.4.2015 verworfen worden - 2 BvR 1322/12. Die Neurege-

lung wurde vom BVerwG durch Urteil vom 11.10.2016 - 2 C 11.15-  nun bestätigt. 

 

Mit der Ernennung zum Beamten auf Probe erfolgt die Anstellung; bei Bewährung in der Probezeit wird 

das Beamtenverhältnis auf Probe in eines auf Lebenszeit umgewandelt. Die Vollendung des 27. Lebensjah-
res spielt für die Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit seit 2009 keine Rolle mehr. Ferner wird auch in 

der Probezeit schon ein Amt verliehen und eine Amtsbezeichnung geführt. Auch werden die Betroffenen 

in der Regel eine Planstelle erhalten. 

 

Die Probezeit dauert in der Regel drei Jahre (§ 5 LVO). Eine Anrechnung von gleichwertigen Vorbeschäfti-
gungszeiten, z.B. auch im Angestelltenverhältnis (§ 5 Abs. 3 LVO) und eine Verlängerung (bei Zweifeln an 

der Bewährung, auf max. 5 Jahre mit Personalratszustimmung, § 72 Abs. 1 Nr. 1 LPVG) sind möglich und 

erfolgen zwingend bei Krankheitszeiten über 3 Monate (§ 5 Abs. 6 und 8 LVO). Die Mindestprobezeit 

beträgt in der Laufbahngruppe 1 (bisheriger mD) 6 Monate und in der Laufbahngruppe 2  ein Jahr. 

 

Während der Probezeit und 1 Jahr danach ist eine Beförderung nach § 7 LVO ausgeschlossen. Diese Zeit 

zählt auch nicht als Wartezeit für die Verwendungszulage (§ 59 LBesG). 

Beamtenverhältnis auf Zeit 
 

Eine weitere Form des Beamtenverhältnisses ist das Zeitbeamtenverhältnis. Ein solches darf nur dann 

begründet werden, wenn der Betreffende nur auf bestimmte Dauer für derartige Aufgaben verwendet 

werden soll. Das ist z. B. bei kommunalen Wahlbeamten auf Zeit (Landrat, Oberbürgermeister, hauptamt-

liche und ehrenamtliche Bürgermeister und Beigeordnete etc.) oder zum Beispiel bei bestimmten Leitungs-

funktionen (z. B. an Universitäten) der Fall. Wird eine Beamtin bzw. ein Beamter auf Lebenszeit in ein 

Beamtenverhältnis auf Zeit berufen, endet das vorherige Beamtenverhältnis. Für Beamte auf Zeit gelten 

besondere versorgungsrechtliche Regelungen (§ 81 LBeamtVG) 

Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
 

Beamtin bzw. Beamter auf Lebenszeit ist ein Status, welcher einer/einem Beamten auf Probe nach dem 

erfolgreichen Ende der Probezeit verliehen wird. Ein spezieller Zusatz hinter der Amtsbezeichnung ist hier 

unüblich. Die Eignung, Befähigung und fachliche Leistung wird in der Regel durch dienstliche Beurteilun-
gen während der Probezeit durch den Vorgesetzten festgestellt. Die Umwandlung des Beamtenverhältnis-

ses erfolgt durch den Dienstvorgesetzten durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde, welche die 

Worte enthalten muss „unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit“ (§ 8 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 

und 2 BeamtStG). Bis 2009 war die Vollendung des 27. Lebensjahres Voraussetzung für eine Ernennung 

zum Beamten auf Lebenszeit; seit der sogenannten Dienstrechtsreform 2009 ist diese Mindestaltersgren-
ze abgeschafft. 

 

Der Begriff „Lebenszeit“ beschreibt grundsätzlich die gesamte Lebensspanne der Beamtin/des Beamten. 

Zur Beendigung des Beamtenverhältnisses führen – außer dem Tod – die Entlassung durch Verwaltungsakt 

(bei Verlust der Staatsangehörigkeit, Unvereinbarkeiten mit dem Beamtenstatus – etwa als Mitglied eines 

Parlamentes oder auf eigenen Antrag), der Verlust der Beamtenrechte (etwa bei rechtskräftiger Verurtei-

lung zu einer Freiheitsstrafe ab 12 Monaten) oder die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis wegen einer 

schwerwiegenden Verfehlung (Disziplinarverfahren).  

 

Mit der Versetzung in den Ruhestand endet aber lediglich das aktive Beamtenverhältnis, dies stellt keine 
Entlassung dar, die Person bleibt als Ruhestandsbeamtin/er der bisherigen Dienststelle mit fortbestehen-
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den Rechten (z.B. Ruhestandsbezüge, Beihilfe im Krankheitsfall) und Pflichten (Verschwiegenheit, Mel-

dung von Nebeneinnahmen) verbunden. 

Laufbahnstruktur 
 

Ein Schwerpunkt der NRW-Dienstrechtsmodernisierung zum 1.7.2016 liegt im neuen Laufbahnrecht. Die 

bisherigen vier Laufbahngruppen des einfachen, mittleren, gehobenen und höheren Dienstes wurden in 
zwei Laufbahngruppen neu geordnet. Die Zugehörigkeit zur Laufbahngruppe bestimmt sich nach der für 

die Laufbahn erforderlichen Vor- und Ausbildung.  

 

In den zwei Laufbahngruppen gibt es jeweils zwei Einstiegsämter.  
 

Dabei wird die Laufbahn in zwei Einstiegsämter aufgeteilt: 

In der ersten Laufbahngruppe werden der frühere einfache (jetzt: Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, 

A 5) und mittlere Dienst (jetzt: Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, A 6 bzw. A 7) zusammengefasst. 

Die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 wurden gänzlich abgeschafft. 

 

Zur Laufbahngruppe 2 gehören alle Laufbahnen, die einen Hochschulabschluss voraussetzen. Die Lauf-

bahngruppe 2 umfasst den früheren gehobenen Dienst - A 9 gD bzw. A 10 für technische Laufbahnen - 

(jetzt: Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, A 9 bzw. A 10)  und höheren Dienst, früher A 13 hD (jetzt: 

Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, A 13) 

 

Zugangsvoraussetzung für das 1. Einstiegsamt (A 9 oder A 10) ist ein Bachelor-Abschluss (oder vergleich-

bar), für das 2. Einstiegsamt (A 13) ein Master-Abschluss (oder vergleichbar).  

 

 

 

Somit entfällt der bisherige Aufstieg innerhalb der Laufbahngruppe 2 (alt: von gD in hD), allerdings ist 

weiterhin für den Zugang zu den Ämtern ab dem 2. Einstiegsamt (alt: hD) entweder ein Master-Abschluss 

oder eine modulare Qualifizierung erforderlich.  
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Die Besoldungsgruppe A 13 stellt daher kein Verzahnungsamt mehr dar, weshalb die bisherige Amtsbe-

zeichnung „Oberamtsrätin bzw. Oberamtsrat“ entfallen ist. Alle Beamtinnen und Beamten in A 13 tragen 

unabhängig von ihrem Einstiegsamt nun die Amtsbezeichnung „Verwaltungsrätin bzw. Verwaltungsrat“. 

 

Es gibt nur noch vier Laufbahnen besonderer Fachrichtung, nämlich Gesundheit, technische Dienste 

(einschließlich naturwissenschaftlicher Dienste), nichttechnische Dienste (dazu gehört auch die allgemeine 

Verwaltung) sowie Bildung und Wissenschaft. Hierdurch entfallen bei künftigen Ernennungen, insbesonde-

re im nichttechnischen Dienst, bestimmte Zusätze bei den Amtsbezeichnungen. 

Beamtenpflichten und –rechte 
 

Beides leitet sich ursprünglich aus den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums ab. In letzter 

Zeit sind vermehrt, vor allem durch Rechtsprechung des EuGH und des EGMR, Aspekte des europäischen 

(Arbeits-) rechtes hinzu gekommen. 

Pflichten von Beamten 

Gehorsamspflicht und ihre Grenzen 
 

Die Gehorsamspflicht (auch Folgepflicht genannt) beschreibt die Pflicht eines Amtsträgers zum Gehorsam 

gegenüber einer ihr gegenüber mit hoheitlicher Befehlsgewalt, Weisungsbefugnis oder sonstigem Recht 

zur Instruierung ausgestatteten Person (oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzter, Vorgesetzter).  

 

In Art. 80 der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen heißt es: „Die Beamten und sonstigen Verwal-
tungsangehörigen sind Diener des ganzen Volkes, nicht einer Partei oder sonstigen Gruppe. Sie haben ihr 
Amt und ihre Aufgaben unparteiisch und ohne Rücksicht auf die Person nur nach sachlichen Gesichtspunk-
ten wahrzunehmen.“ Das entspricht den Regelungen in § 38 BeamtStG und § 46 LBG NRW. 

 

Jede Beamtin und jeder Beamte leistet folgenden Amtseid:   „Ich schwöre, dass ich das mir übertragene 
Amt nach bestem Wissen und Können verwalten, Verfassung und Gesetze befolgen und verteidigen, meine 
Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.“ 
 

Dieser Amtseid beinhaltet in Kurzform die wesentlichen Pflichten der Beamten gegenüber dem Dienst-

herrn. Weiteres regeln die Gesetze des Bundes und der Länder. 

 

Grundsätzlich gehören zu den erwähnten Pflichten der Beamten auch, Anordnungen vorgesetzter Stellen 

umzusetzen soweit sie nicht gegen geltende Gesetze verstoßen.  

 

Beamte sind ferner verpflichtet, übergeordnete Stellen zu beraten und zu unterstützen. Sie haben sich – 

auch außerhalb des Dienstes – jeder privaten Äußerung zu enthalten, die dem Ansehen des Amtes scha-

den oder den Verdacht der Parteinahme für eine gewisse Position aufkommen lassen könnten. Dazu 

gehört grundsätzlich auch, sich politisch zurückzuhalten.  

 

Beamte sind – auch nach dem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst – dazu verpflichtet, über alle Dinge, die 

ihnen im Zuge ihrer Tätigkeit bekannt wurden Verschwiegenheit (Amtsverschwiegenheit) zu wahren. 

Dieses gilt auch bei Aussagen vor Gericht, soweit der Dienstherr sie nicht von dieser Pflicht im entspre-

chenden Fall ausdrücklich entbunden hat (§ 37 BeamtStG, § 54 StPO).  
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Beamte sind verpflichtet, ihre volle Arbeitskraft dem Dienstherren zu widmen. Nebentätigkeiten sind 

grundsätzlich genehmigungspflichtig und dürfen durch Art und Umfang nicht im Widerspruch zum eigentli-

chen Dienst stehen. Ebenfalls muss die Entlohnung für die beantragte Nebentätigkeit angegeben werden. 

 

Beamten ist es nicht erlaubt, Geld oder geldwerte Geschenke anzunehmen, zudem gelten die §§ 331 bis 

358 des Strafgesetzbuchs. Ohne Zustimmung des Dienstherren ist es ebenfalls nicht zulässig, Titel oder 

Orden anzunehmen.  

 

Der Dienstherr kann anordnen, dass Beamte zum Tragen einer Dienstkleidung verpflichtet sind. Dies 

kommt in der Praxis vor allem bei Polizei, Feuerwehr und Justizvollzug vor. Auch können Beamte verpflich-

tet werden, ihren Aufenthaltsort in der Nähe seines Dienstortes zu haben. Dieses unterliegt der Mitbe-

stimmung, § 72 Abs. 1 Nr. 9 und 11 LPVG. Seit neuestem ist eine Vollverschleierung untersagt. 

 

Die Nichtbeachtung der Dienstpflichten kann als Dienstvergehen entsprechend den Regelungen des 

Landesdisziplinargesetzes geahndet werden. Bei vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Dienstvergehen, die 

zu einem Schaden geführt haben, sind Beamte regresspflichtig, nachdem die Dienststelle den Geschädig-

ten entschädigt hat (Art. 34 GG, § 839 BGB, § 48 BeamtStG). 

Streikrecht für Beamte ? 
 

Bis vor einiger Zeit herrschte in der (zumeist konservativen) Literatur einhellig die Meinung, dass sich ein 
Streikrecht für Beamte nicht mit den hergebrachten Grundsätzen, insbes. dem Gehorsamsprinzip verein-

baren lässt. Zwar enthält Art. 9 GG die Koalitionsfreiheit, die sich ausdrücklich auf Arbeitsbedingungen 

bezieht und für jedermann gilt. Allerdings wird das Streikrecht selbst dort nicht ausdrücklich erwähnt. Im 

Jahre 2012 entschied das OVG NRW (anlässlich eines Lehrerstreiks) "Aus der Europäischen Menschen-
rechtskonvention und der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte lasse sich ein 
Streikrecht für deutsche Beamte nicht ableiten." Beamte der Bundesrepublik Deutschland dürften mit Blick 

auf deren Treuepflicht gegenüber ihrem Dienstherrn und vor dem Hintergrund der Erhaltung der Funkti-

onsfähigkeit staatlichen Handelns nicht streiken. Dieses Streikverbot gelte unabhängig davon, welche 
konkrete Funktion der einzelne Beamte ausübe, denn allein der Status als Beamter sei entscheidend 

(OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v 7.3.2012, 3d A 317/11.O). Dieses Streikverbot gilt aber nicht unbe-

grenzt. So ist es unzulässig, Beamte als Streikbrecher einzusetzen (BVerfG, Beschluss vom 2.3.1993, 1 BvR 

1213/85, BVerfGE 88, 103). 

 

Dieser Streitfall erreichte im Jahre 2014 das Bundesverwaltungsgericht. Es ging um eine disziplinarrechtlich 

verfügte Geldbuße von 1.500 € wegen unerlaubten Fernbleibens vom Dienst. Die Revision der Beamtin 

hat das BVerwG dem Grunde nach zurückgewiesen; es hat jedoch die Geldbuße auf 300 € ermäßigt. Das 

Gericht begründete seine Entscheidung mit folgenden Erwägungen: 

„Nach deutschem Verfassungsrecht gilt für alle Beamten unabhängig von ihrem Tätigkeitsbereich ein 
generelles statusbezogenes Streikverbot, das als hergebrachter Grundsatz im Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG 
Verfassungsrang genießt. Dieses Streikverbot gilt auch für Beamte außerhalb des engeren Bereichs der 
Hoheitsverwaltung, der nach Art. 33 Abs. 4 GG in der Regel Beamten vorbehalten ist. In der deutschen 
Rechtsordnung stellt das Streikverbot einen wesentlichen Bestandteil des in sich austarierten spezifisch 
beamtenrechtlichen Gefüges von Rechten und Pflichten dar. Es ist Sache der Dienstherren, diese Rechte und 
Pflichten unter Beachtung insbesondere der verfassungsrechtlichen Bindungen zu konkretisieren und die 
Arbeitsbedingungen der Beamten festzulegen. 
Demgegenüber entnimmt der EGMR als authentischer Interpret der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (EMRK) deren Art. 11 Abs. 1 ein Recht der Staatsbediensteten auf Tarifverhandlungen über die Arbeits-
bedingungen und ein daran anknüpfendes Streikrecht. Diese Rechte können von den Mitgliedstaaten des 
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Europarats nach Art. 11 Abs. 2 Satz 2 EMRK nur für Angehörige der Streitkräfte, der Polizei und der hoheit-
lichen Staatsverwaltung generell ausgeschlossen werden. Nach der Rechtsprechung des EGMR gehören nur 
solche Staatsbedienstete - unabhängig von ihrem Rechtsstatus - der hoheitlichen Staatsverwaltung an, die 
an der Ausübung genuin hoheitlicher Befugnisse zumindest beteiligt sind. Die Schulen und die dort unter-
richtenden Lehrkräfte, gehören nicht zur Staatsverwaltung im Sinne der EMRK.  
 
Damit enthält die deutsche Rechtsordnung derzeit einen Widerspruch in Bezug auf das Recht auf Tarifver-
handlungen und das Streikrecht derjenigen Beamten, die außerhalb der hoheitlichen Staatsverwaltung 
tätig sind. Zur Auflösung dieser Kollisionslage zwischen deutschem Verfassungsrecht und der EMRK ist der 
Bundesgesetzgeber berufen, der nach Art. 33 Abs. 5, Art. 74 Nr. 27 GG das Statusrecht der Beamten zu 
regeln und fortzuentwickeln hat. Hierfür stehen ihm verschiedene Möglichkeiten offen. So könnte er etwa 
die Bereiche der hoheitlichen Staatsverwaltung, für die ein generelles Streikverbot gilt, bestimmen und für 
die anderen Bereiche der öffentlichen Verwaltung die einseitige Regelungsbefugnis der Dienstherren zu-
gunsten einer erweiterten Beteiligung der Berufsverbände der Beamten einschränken. Die Zuerkennung 
eines Streikrechts für die in diesen Bereichen tätigen Beamten würde einen Bedarf an Änderungen anderer, 
den Beamten günstiger Regelungen, etwa im Besoldungsrecht, nach sich ziehen. 
 
Für die Übergangszeit bis zu einer bundesgesetzlichen Regelung verbleibt es bei der Geltung des verfas-
sungsunmittelbaren Streikverbots. Hierfür ist von Bedeutung, dass den Tarifabschlüssen für die Tarifbe-
schäftigten des öffentlichen Dienstes aufgrund des Alimentationsgrundsatzes nach Art. 33 Abs. 5 GG maß-
gebende Bedeutung für die Beamtenbesoldung zukommt. Die Besoldungsgesetzgeber im Bund und in den 
Ländern sind verfassungsrechtlich gehindert, die Beamtenbesoldung von der Einkommensentwicklung, die 
in den Tarifabschlüssen zum Ausdruck kommt, abzukoppeln“. (BVerwG, Urteil vom 27.2.2014, 2 C 1.13, 

DÖV 2014, 622). Durch Entscheidung des BVerfG v 12.6.2018, 2 BvR 1738/12, DÖV 2018, 989 wurde das 

beamtenrechtliche Streikverbot bestätigt. 

 

Dienstverhältnisse 
 

Die Gehorsamspflicht obliegt allen Bediensteten, die sich in einem öffentlich-rechtlichen Unterstellungs-

verhältnis befinden (insbes. Beamte und Soldaten). Das heißt, dass sie Anweisungen, Befehle o. ä. ausfüh-

ren müssen. Dies entspricht dem Direktionsrecht des Arbeitgebers im Arbeitsrecht, geht u.U. darüber 

hinaus. 

 

Der einzige Fall, in denen beamtenrechtlich der Gehorsam verweigert werden kann, ist die Einschätzung 

der Beamtin oder des Beamten, dass durch die Anordnung eine Straftat begangen würde. Für Landes- und 

Kommunalbeamte ist die Folgepflicht in § 35 BeamtStG geregelt.  

 

Beamte und Richter unterliegen allerdings auch der Remonstrationspflicht, d. h., sie müssen Bedenken 

gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Anordnung beim jeweiligen Vorgesetzten anmelden (§ 36 

Abs. 2 BeamtStG). Die Anordnung ist jedoch dennoch auszuführen. Dies gilt nicht, wenn das aufgetragene 

Verhalten die Würde des Menschen verletzt oder strafbar oder ordnungswidrig ist und die Strafbarkeit 

oder Ordnungswidrigkeit für die Beamten erkennbar ist.  

 

Verweigert ein Bediensteter den Gehorsam, so kann ein Disziplinarverfahren betrieben werden. Verstöße 

gegen die Gehorsamspflicht sind gleichzeitig auch ein Bruch des Dienst- und Treueverhältnisses gegenüber 

dem Dienstherrn. 
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Genehmigung von  Nebentätigkeiten 
 

Eine Nebentätigkeit ist jede Beschäftigung gegen Entgelt, die neben einer hauptberuflichen Beschäftigung 

von einer Beamtin oder einem Beamten ausgeübt wird. 

 

Es gibt beamtenrechtliche Regelungen in § 40 BeamtStG, den §§ 47 – 58 LBG und der Nebentätigkeitsver-

ordnung. Bei Beamten sind Nebentätigkeiten grundsätzlich vom Dienstherrn zu genehmigen § 49 LBG. 
Geringfügige Nebentätigkeiten (§ 7 NtV) gelten als allgemein genehmigt. Die Verweigerung einer Neben-

tätigkeit ist mitbestimmungspflichtig (§ 72 Abs. 1 Nr. 12 LPVG). 

 

Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten (u.a. schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vor-

tragstätigkeiten und bestimmte Gutachtertätigkeiten) sind in § 51 LBG aufgeführt; für diese Nebentätigkei-

ten besteht aber eine Anzeigepflicht (§ 40 BeamtStG), ebenso für ehrenamtliche Vormundschaften, 

Pflegschaften, Betreuungen und Testamentsvollstreckungen.  

 

Nebentätigkeiten sind grundsätzlich nur außerhalb der Arbeitszeit zulässig. Neben- und Haupttätigkeit 

dürfen die Arbeitszeithöchstgrenzen (48 Wochenstunden) grundsätzlich nicht überschreiten.  

 

Beamte haben nach jedem Jahr die für Nebentätigkeiten erhaltenen Entgelte dem Dienstherrn zu melden 

(Bagatellgrenze 1.200 € pro Jahr). Einkünfte über 6.000 €, die innerhalb des öff. Dienstes erzielt werden, 

sind grundsätzlich an den Dienstherrn abzuführen (§ 13 NtV), Ausnahmen sind z.B. wissenschaftliche und 

Vortragstätigkeiten (§ 14 NtV). 

Bekanntgabe von Strafverfahren 
 

Strafrechtliche Ermittlungen gegen Beamte werden seitens der Staatsanwaltschaft an den Dienstherrn 

übermittelt (§ 49 BeamtStG), das gilt auch für Strafgerichte nach der Urteilsfindung. Ein Disziplinarverfah-

ren wird grundsätzlich während der Dauer des Strafverfahrens ausgesetzt (§ 22 LDG). 

 

Umsetzung, Versetzung, Abordnung, Zuweisung 

Umsetzung 
Unter einer Umsetzung versteht man im Beamtenrecht die Zuweisung der Beamtin bzw. des Beamten zu 
einem anderen Dienstposten innerhalb derselben Behörde. Die Umsetzung im Sinne der Dienstposten-

zuweisung ist mangels einer „Rechtswirkung nach außen“ kein Verwaltungsakt, sondern lediglich eine 

sogenannte innerdienstliche Weisung.  

 

Die Beamten behalten bei einer Umsetzung ihren Status, er bleibt bei derselben Behörde, aber man über-

trägt ihm einen neuen Dienstposten, also eine andere Tätigkeit. Etwas juristischer formuliert:  Eine Umset-

zung ist die das statusrechtliche oder auch abstrakt-funktionelle Amt des Beamten unberührt lassende 

Zuweisung eines anderen Dienstpostens (konkret-funktionelles Amt) innerhalb derselben Behörde. 

 

Das BVerwG führte dabei u.a. aus: 

 

„Maßnahmen, bei denen der Beamte ohne Wechsel des Dienstherrn und der Behörde seine Tätigkeit an 
einem anderen Ort und auf einem anderen Dienstposten auszuführen hat, sind keine Versetzungen, son-
dern Umsetzungen (vgl. BVerwG, Urteil vom 22.5.1980, 2 C 30.78). Eine Umsetzung ist eine innerdienstliche 
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Weisung, der der Beamte kraft seiner Gehorsamspflicht Folge zu leisten hat. Die Umsetzung liegt im Ermes-
sen des Dienstherrn. Dieses Ermessen ist weit; es umfasst jeden sachlichen Grund. Es wird allerdings be-
grenzt durch die Forderung, dem Beamten eine amtsangemessene Beschäftigung zuzuweisen, durch Ge-
sichtspunkte der Fürsorge, durch eine etwaige Zusicherung. Anders als bei der Beförderung, bei der auch 
das Interesse des Beamten an seiner beruflichen Entwicklung zu berücksichtigen ist, ist eine Umsetzung 
auch dann zulässig, wenn der Beamte dadurch an Ansehen, Aufstiegsmöglichkeit, Mitarbeiterzahl usw. 
Einbußen erleidet. Die Umsetzung ist ermessensfehlerhaft, wenn sie auf sachwidrigen Gründen oder einer 
unzureichenden Abwägung betroffener Belange beruht“ (BVerwG 2 A 1.07, NVwZ-RR 2008, 547). 
 

Zu den Gründen für eine Umsetzung können auch innerdienstliche Spannungen gehören. Schon seit 

langem ist es anerkannt, dass ein Streit unter Kolleginnen und Kollegen für den Dienstherrn Anlass sein 

kann, einen von ihnen umzusetzen. Die Umsetzung muss nicht denjenigen treffen, der "Schuld" ist. „Ein 
Beamter darf umgesetzt werden, wenn dadurch schwere atmosphärische Störungen in seinem Arbeitsbe-
reich beigelegt werden können.“ (VG Koblenz, Urteil v. 4.4.07, 2 K 1506/06.KO) 
 

Zuständig für die Umsetzung ist als Dienstherr die Oberste Dienstbehörde wie beispielsweise der Stadtrat 

oder der durch Delegation ermächtigte Dienstvorgesetzte, beispielsweise der Oberbürgermeister. Umset-

zungen, die voraussichtlich über 3 Monate hinausgehen (oder bei denen der Dienstort geändert wird), 

unterliegen seit Juli 2011 wieder der Zustimmung des Personalrates (§ 72 Abs. 1 Nr. 5 LPVG). 

Versetzung 
 

Im Beamtenrecht steht der Begriff Versetzung für die auf Dauer angelegte Zuweisung eines anderen 
Amtes im abstrakt-funktionalen Sinn, also den Wechsel der Behörde. Grundsätzlich verlangt eine Verset-

zung die Zustimmung der Beamtin bzw. des Beamten, allerdings enthält das Gesetz auch die Möglichkeit, 

dies ohne Zustimmung zu tun, wenn bestimmte Voraussetzungen gegeben sind (§ 15 BeamtStG, § 25 LBG). 

Verletzungen unterliegen der Mitbestimmungspflicht des Personalrates (§ 72 Abs. 1 Nr. 5 LPVG). Bei einer 

Versetzung ist zunächst der Personalrat der abgebenden Dienststelle zu beteiligen. Umstritten ist in die-

sem Zusammenhang, ob auch der Personalrat der aufnehmenden Dienststelle zu beteiligen ist. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht charakterisiert die Versetzung so: „eine auf Dauer angelegte Übertragung 
eines anderen Amtes bei einer anderen Dienststelle bei demselben oder einem anderen Dienstherrn. Diese 
erstmalige Legaldefinition erfasst die organisationsrechtliche Versetzung, welche nach ständiger Senats-
rechtsprechung der Mitbestimmung unterfällt. Dabei ist mitgedacht, dass der Beamte mit dem Ausschei-
den aus seiner bisherigen Dienststelle sein dort innegehabtes Funktionsamt im abstrakten und im konkre-
ten Sinne verliert und dass ihm mit der dauernden Zuweisung zur neuen Dienststelle irgendein seinem 
statusrechtlichen Amt entsprechender Aufgabenkreis übertragen wird. Es kommt daher weder dienst- noch 
personalvertretungsrechtlich darauf an, ob der dem Beamten bei der neuen Dienststelle übertragene 
Aufgabenkreis sich von demjenigen unterscheidet, den er bei seiner alten Dienststelle wahrzunehmen 
hatte“ (BVerwG, Beschluss vom 30.3.2009 - 6 PB 29.08). 
 

Beamte können versetzt werden, wenn sie es beantragen oder wenn dafür ein dienstliches Bedürfnis 

besteht. Der Begriff des dienstlichen Bedürfnisses ist als unbestimmter Rechtsbegriff ohne Beurteilungs-

spielraum der gerichtlichen Kontrolle voll unterworfen. Die Versetzung ist ein Verwaltungsakt und daher 

mit der Anfechtungsklage angreifbar. Der Beamtin bzw. dem Beamten ist vor der Versetzung im Rahmen 

einer Anhörung die Gelegenheit zu geben, sich zu der beabsichtigten Zuweisung zu äußern (§ 28 VwVfG). 

Die Versetzung muss eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten (§ 58 VwGO), wobei nach § 103 Abs. 1 LBG 

ein Widerspruchsverfahren nicht stattfindet, sondern unmittelbar Klage vor dem Verwaltungsgericht nötig 

ist. 
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Für eine Versetzung zu einem anderen Dienstherrn werden grundsätzlich dringende dienstliche Gründe 

verlangt. Sie berührt in jedem Fall das Grundverhältnis, das die Beamtin bzw. der Beamte mit seiner 

Dienstverpflichtung eingegangen ist. Die Versetzung wird vom bisherigen Dienstherrn im Benehmen mit 

dem neuen Dienstherrn ausgesprochen. 

 

Eine Versetzung in ein geringerwertiges Amt kommt nur in Ausnahmefällen in Betracht, beispielsweise bei 

der Auflösung von Behörden oder Teilen davon. Die Beamtin bzw. der Beamte hat dann in der Regel einen 

Anspruch auf eine Zulage, die den Unterschied zu den bisherigen Dienstbezügen ausgleicht (§ 26 LBG, §§ 

21, 57 LBesG). 

Abordnung 
 

Unter Abordnung wird die vorübergehende Übertragung eines Amtes unter Wechsel der Dienststelle 

desselben oder eines anderen Dienstherrn bei Fortbestehen des Rechtsverhältnisses und der rechtlichen 

Zugehörigkeit zur bisherigen Dienststelle verstanden. Die Abordnung erfordert die Zustimmung des Perso-

nalrates, wenn sie über 3 Monate andauern soll (§ 72 Abs. 1 Nr. 6 LPVG). Eine Abordnung erfolgt bei 

einem dienstlichen Bedürfnis, z.B. im Sinne der Amtshilfe.  

 

„Die Fürsorgepflicht verpflichtet den Dienstherrn, bei einer Abordnung substantiierte Anhaltspunkte für 
eine Gesundheitsschädigung des Beamten im Rahmen des Abordnungsermessens angemessen zu berück-
sichtigen“ (VGH Baden-Württemberg Beschluss vom 21.9.2007, 4 S 2131/07, ebenso BVerfG, Beschluss 

vom 23.5.2005, NVwZ 2005, 926). 

 

Die Abordnung bedarf der Schriftform und wird vom Dienstherrn der Beamten ausgesprochen. In der 

Abordnung muss der zeitliche Rahmen, die Tätigkeit bei der aufnehmenden Behörde, sowie der Dienstort 

festgelegt sein. Den Beamten ist vor der Abordnung im Rahmen einer Anhörung die Gelegenheit zu geben, 

sich zu der beabsichtigten Zuweisung zu äußern (§ 28 VwVfG). Die Abordnung muss eine Rechtsbehelfsbe-

lehrung enthalten (§ 58 VwGO), wobei nach § 103 Abs. 1 LBG ein Widerspruchsverfahren nicht stattfindet, 

sondern unmittelbar Klage vor dem Verwaltungsgericht nötig ist. 

 

Ein Sonderfall ist die Abordnung mit dem Ziel der Versetzung. Die aufnehmende Behörde kann sich 

dadurch von der Eignung und Befähigung eines Versetzungsbewerbers einen genauen Eindruck verschaf-

fen. In der Regel mündet diese Abordnung in eine dauerhafte Versetzung. Nach § 14 Abs. 2 BeamtStG ist 

auch ein unterwertiger Einsatz im Rahmen einer Abordnung möglich. Ein solcher Einsatz ist bis zu 2 Jahren 

auch ohne Zustimmung des Beamten zulässig (§ 24 Abs. 3 LBG). Bei einem wertgleichen Einsatz ist nach § 

17 Abs. 3 BeamtStG, § 24 Abs. 4 LBG erst nach 5 Jahren die Zustimmung des Beamten erforderlich. 

 

Während der Abordnung haben die Beamten mind. zwei Vorgesetzte, wobei der Dienstvorgesetzte der 

Stammdienststelle (Planstelle) nach wie vor der Dienstvorgesetzte bleibt und somit zuständig für alle 

beamtenrechtlichen Statusangelegenheiten. Der neue Vorgesetzte darf zwar Dienstanweisungen erteilen, 

ist aber kein Dienstvorgesetzter des (teil-)abgeordneten Beamten. 

Zuweisung 
 

Die Zuweisung ist der dauernde oder vorübergehende Einsatz einer Beamtin bzw, eines Beamten bei 
einem anderen Arbeitgeber des privaten Rechtes, der keine Dienstherrnfähigkeit besitzt, wobei den 

Betroffenen nur eine ihrem Amt angemessene bzw. amtsentsprechende Tätigkeit übertragen werden darf 

und das Dienstverhältnis zur bisherigen Dienststelle aufrechterhalten bleibt (§ 20 BeamtStG). Grundsätz-

lich bedarf die Zuweisung der Zustimmung der Beamtin oder des Beamten. 
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Beamtinnen und Beamten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise in eine öffentlich-rechtlich organisier-

te Einrichtung ohne Dienstherrnfähigkeit oder eine privatrechtlich organisierte Einrichtung der öffentli-

chen Hand umgewandelt wird, kann auch ohne ihre Zustimmung eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit 

bei dieser Einrichtung zugewiesen werden, wenn öffentliche Interessen es erfordern. 

Zuweisungen unterliegen der Mitbestimmung des Personalrates (§ 72 Abs. 1 Nr. 6 LPVG). Bei der Zuwei-

sung handelt es sich um einen Verwaltungsakt (§ 35 VwVfG). Den Beamten ist vor der Zuweisung im Rah-

men einer Anhörung die Gelegenheit zu geben, sich zu der beabsichtigten Zuweisung zu äußern (§ 28 

VwVfG). Die Zuweisung muss eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten (§ 58 VwGO), wobei nach § 103 Abs. 

1 LBG ein Widerspruchsverfahren nicht stattfindet, sondern unmittelbar Klage vor dem VG nötig ist. 

 

Nach § 5 Abs. 1 Satz 3 BetrVG sind zugewiesene Beamte für den Betriebsrat der Gesellschaft, zu der sie 

zugewiesen sind, aktiv und passiv wahlberechtigt.  

 

Ein Sonderfall ist die Zuweisung kommunaler Mitarbeiter zum Jobcenter nach § 44g SGB II. Hier ist auch 

der Personalrat des Jobcenters nach dem BPersVG zu beteiligen (§ 76 Abs. 1 Nr. 5a BPersVG). Die zugewie-

senen Beamten sind sowohl für den Jobcenter-Personalrat als auch für den kommunalen Personalrat 

wahlberechtigt und wählbar (§ 112 LPVG).   

Rechtsschutz gegen die vorgenannten Maßnahmen 
 

Wegen der hoheitlichen Ausgestaltung des Beamtenverhältnisses, werden Pflichten und Rechte der ein-

zelnen Beamten durch den jeweiligen Dienstherren durch Verwaltungsakt einseitig festgelegt. Zur Durch-

setzung seiner Rechte bzw. gegen belastende Verwaltungsakte des Dienstherren steht den Beamten 

zunächst der Antrags- und Beschwerdeweg offen (auch sog. Gegenvorstellung). Nach Erschöpfung kann 

aus den Rechten bzw. Pflichten des Beamtenverhältnisses vor dem Verwaltungsgericht geklagt werden (§ 

54 BeamtStG). Hervorzuheben ist die Konkurrentenklage, die es den Beamten ermöglicht, gegen eine 

ungerechtfertigte Bevorzugung eines Mitbewerbers bei der Besetzung eines Dienstpostens vorzugehen. 

 

Auch gegen eine Umsetzungsverfügung können die Beamten binnen eines Monats Klage vor dem Verwal-

tungsgericht erheben (3 74 VwGO), obwohl die Umsetzung kein Verwaltungsakt ist. Das gleiche Rechtsmit-

tel ist gegen die anderen Maßnahmen möglich (§ 54 BeamtStG iVm § 103 LBG). Ein Widerspruchsverfah-
ren findet (außer bei besoldungs-, versorgungs- und beihilferechtlichen Maßnahmen) nicht statt. Das 

Rechtsmittel hat außerdem keine aufschiebende Wirkung, d.h., die Beamte haben der Weisung zunächst 

nachzukommen. 

Rechte von Beamten 
 

Spiegelbildlich zur Dienst- und Treuepflicht der Beamten besteht die Fürsorgepflicht des Dienstherrn und 

die Ausgestaltung des Beamtenverhältnisses als gegenseitiges Treueverhältnis. Der Treuepflicht der Beam-

ten entspricht die Treuepflicht des Dienstherren gegenüber den Beamten, der ihnen beistehen und Schä-

den abwenden muss (etwa Rufschädigungen), sowie eine Anhörungs- und Beratungspflicht hat. 

 

Wichtigste Fürsorgepflicht ist die bereits aus Art. 33 Abs. 5 GG folgende Pflicht zur amtsangemessenen 

Alimentation. Dazu zählt die amtsangemessenen Besoldung, eine Altersversorgung im Ruhestand (vergl. 

Beamtenversorgungsgesetz), das Recht auf Urlaub (vergl. die Urlaubsverordnungen), auf Krankenhilfe, auf 

Beihilfe (vergl. Beihilfeverordnungen), Unfallfürsorge, Sachschadensersatz, auf Reisekosten- und Umzugs-

kostenvergütung.  
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Seit der Dienstrechtsreform 2016 ist auch das Anspruch auf Fortbildungen und ein Personalentwicklungs-

konzept, die die Möglichkeit des persönlichen Fortkommens gewährleisten soll, enthalten (§ 42 LBG, § 17 

LVO). Es war eine gewerkschaftliche Forderung, dies gesetzlich zu fixieren, ebenso wie das neu geregelte 

behördliche Gesundheitsmanagement (§ 82 LBG). Bereits seit längerem ist gesichert, dass die stufenweise 

Wiedereingliederung länger erkrankter Beschäftigter (§ 84 Abs. 2 SGB IX) auch für Beamtinnen und Beam-

te gilt. Bei allen vorgenannten Maßnahmen ist der Personalrat zu beteiligen. 

Arbeitszeit 
 

Die Arbeitszeit der Beamten ist durch Arbeitszeitverordnungen festgelegt. Sie beträgt im Verwaltungs-

dienst 41 Wochenstunden (und im feuerwehrtechnischen Einsatzdienst 48 Wochenstunden). Die Arbeits-

zeit wurde 2004 von zuvor 38,5 Std. auf diese Werte erhöht. Die gewerkschaftliche Forderung, die Arbeits-

zeit an diejenigen der Tarifbeschäftigten anzugleichen, besteht fort. 

 

Als soziale Komponente verringert sich derzeit die Arbeitszeit ab Vollendung des 55. Lebensjahres auf 40 

und ab Vollendung des 60. Lebensjahres auf 39 Stunden. Bei festgestellter Schwerbehinderung verringert 

sich die Arbeitszeit bei einem GdB ab 50 auf 39 Stunden und 50 Minuten (GLAZ 39,83) und einem GdB ab 

80 auf 39 Stunden. Unter 18jährige Beamtinnen und Beamte haben nach dem Jugendarbeitsschutzrecht 

eine Arbeitszeit von 40 Stunden. Flexible Arbeitszeit kann per Dienstvereinbarung mit dem Personalrat 

vereinbart werden (§ 14 AZVO, § 70 LPVG). 

 

Tabelle der Arbeitszeit (allgemeiner Verwaltungsdienst) 
 

Lebensalter Wochenstunden (ohne SB) SB ab GdB 50 SB ab GdB 80 

Unter 18 40 39 + 50 Min. 39 

Ab 18, unter 55 41 39 + 50 Min. 39 

Ab 55, unter 60 40 39 + 50 Min. 39 

Ab 60 39 39 39 

 

Bleibt der Beamte der Arbeit unentschuldigt fern, verliert er (auch außerhalb des Disziplinarrechtes) für 

diesen Zeitpunkt seinen Besoldungsanspruch, § 62 Abs. 2 LBG). Krankheit ist auf Verlangen durch Vorlage 

einer ärztlichen Bescheinigung nachzuweisen (§ 62 Abs. 1 LBG). Die Karenzzeit von 3 Tagen für Arbeitneh-

mer (§ 5 EntgeltFG) ist nicht unmittelbar anzuwenden, wird aber in der Regel durch Allgemeine Dienstan-

weisung analog gehandhabt.  

Teilzeitarbeit 
 

Nach verschiedenen Regelungen kann Teilzeit gewährt werden (bei Verweigerung nur mit PR-Zustimmung, 

§ 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG), siehe §§ 63 ff. LBG.  Der Grad der Verbindlichkeit ist unterschiedlich, je nachdem, 

ob voraussetzungslose Teilzeit oder Altersteilzeit oder aber Teilzeit zur Kinderbetreuung oder Pflege von 

Angehörigen beantragt wird.  

 

Bei Kinderbetreuung und Pflege Angehöriger wird im Wesentlichen auf die allgemein geltenden Gesetze 

(BEEG, Pflegezeitgesetz, Familienpflegezeitgesetz) verwiesen, §§ 64, 67 LBG). Arbeitszeitreduzierung für 

die Kinderbetreuung ist jetzt bis zu 15 Jahren möglich (§ 64 LBG). Dabei bleiben Zeiten einer unterhälfti-

gen Teilzeitbeschäftigung während einer Elternzeit nach § 74 Absatz 2 und einer Freistellung zur Pflege 

und Betreuung von Angehörigen nach § 67 unberücksichtigt (§ 64 Abs. 3 LBG). 
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Beamtinnen und Beamte haben einen Anspruch auf vorzeitige Rückkehr oder Änderung des Umfangs der 

Teilzeitbeschäftigung, wenn die Fortsetzung der bewilligten Freistellung nicht mehr zugemutet werden 

kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

Die Altersteilzeit darf einen Zeitraum von max. 10 Jahren umfassen und kann nicht vor dem 55. Lebensjahr 

beginnen (§ 66 LBG). Er ist (wie bisher) eine Kann-Regelung. Altersteilzeit muss direkt in eine (ggf. vorzeiti-

ge) Versetzung in den Ruhestand enden. Das bedeutet, dass man sich bei der Antragstellung auf Altersteil-

zeit zugleich für einen Zeitpunkt der Inruhestandsversetzung entscheiden muss. Der Altersteilzeitzuschlag 
beträgt 30 % und unterliegt steuerrechtlich dem Progressionsvorbehalt (gem. § 32b EStG). 

 

Eine Arbeitszeitreduzierung für das Sabbatjahr ist in einem Umfang bis zu 7 Jahren möglich (§ 65 LBG). 

Dies erfolgt dergestalt, dass die Beamten bis zu 7 Jahre eine reduzierte Besoldung erhalten und diese 

während der Beurlaubung weiter gezahlt wird. Dadurch bleibt auch die Beihilfeberechtigung in dieser Zeit 

bestehen. 

 

Familienpflegezeit ist nun ein Rechtsanspruch und kann bis zu 2 Jahren betragen (§ 16a FrUrlVO). Sie ist 

auf Antrag zu gewähren, sofern keine zwingenden dienstlichen Gründe entgegenstehen. In der Pflegepha-
se verringert die Beamtin oder der Beamte die Arbeitszeit. Die Untergrenze liegt bei 15 Wochenstunden. 

Während dieser Phase stockt der Dienstherr die Besoldung durch einen Vorschuss auf, so dass der Gehalt-

sausfall nur der Hälfte der Arbeitszeitverkürzung entspricht.  

 

BeamtInnen und Beamte, die statt Vollzeit z.B. nur noch 50 Prozent arbeiten, bekommen also 75 Prozent 

des zuvor erwirtschafteten Einkommens. Der Vorschuss wird nach der Pflegezeit wieder zurückgezahlt. In 

der Nachpflegephase arbeiten die BeamtInnen wieder im ursprünglichen Umfang, bekommen aber weiter 

die gekürzte Besoldung. 

 

Tabelle Höchstdauer von Teilzeitarbeit 
 

Sachverhalt Höchstdauer 

Altersteilzeit 10 Jahre 

Kinderbetreuung/Pflege Angehöriger 15 Jahre 

Sabbatjahr  7 Jahre 

Familienpflegezeit 2 Jahre 

 

 

Eine „Zwangsteilzeit“ stellt die amtsärztliche Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit dar, die ausge-

sprochen werden kann, wenn die Beamtin bzw. der Beamte trotz gesundheitlicher Einschränkungen min-

destens die Hälfte der regelmäßigen Wochenarbeitszeit leisten kann (§ 27 BeamtStG). In diesen Fällen wird 

ein Zuschlag zur Teilzeitbesoldung gewährt, die 10 % der Vollzeitbesoldung, mindestens 300 € brutto, 

beträgt (§ 71 LBesG). Die Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit ist mitbestimmungspflichtig, § 72 

Abs. 1 Nr. 9 LPVG (außer der Beamte hat diese selbst beantragt). 

 
Die Beurlaubungsregelungen (für Erholungs- und Sonderurlaub) finden sich in der Freistellungs- und 
Urlaubsverordnung. Für Erholungsurlaub gilt: der Erholungsurlaub macht zur Zeit (bei einer 5-Tage-

Woche) 30 Tage pro Kalenderjahr aus. Auch bei Beamtenanwärterinnen und -anwärtern beträgt er seit 

dem Jahre 2019 30 Tage. Schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte erhalten einen Schwerbehinderten-

zusatzurlaub von 5 Tagen (GdB ab 50). 
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Bei Beurlaubung oder Freistellung (auch Freistellungsphase der Altersteilzeit) wird der Jahresurlaub für 

jeden vollen Monat Abwesenheit um 1/12 gekürzt. Bruchteile sind auf volle Tage aufzurunden. Endet das 

aktive Beamtenverhältnis durch Eintritt in den Ruhestand bis zum 30.6., wird der halbe Jahresurlaub 

gewährt, danach der ganze Jahresurlaub (§ 18 FrUrlVO). 

 

Urlaub ist grundsätzlich im laufenden Kalenderjahr zu beantragen und anzutreten. Eine Urlaubsübertra-

gung auf Antrag existiert nicht. Urlaub, der bis zum 31.3. des übernächsten Jahres nicht genommen wur-

de, verfällt (§ 19 Abs. 2 FrUrlVO). Also ist Urlaub des Jahres 2016 bis zum 31.3.2018 zu nehmen. Das gilt 

auch für Langzeiterkrankte. Bei Letzteren sind die ersten 20 Urlaubstage des Jahres bei Eintritt in den 

Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit abzugelten (§ 19a FrUrlVO). Die Nichtgewährung von beantragtem 

Urlaub ist mitbestimmungspflichtig (§ 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG). 

 

Urlaub, der wegen Beurlaubung oder Mutterschutz nicht genommen werden konnte, ist dem Urlaubsan-

spruch des Jahres nach Ende der Beurlaubung hinzuzufügen (§ 19 Abs. 3 und 4 FrUrlVO). 

 

Urlaub wegen Mutterschutz (Beschäftigungsverbot) wird analog dem  Mutterschutzgesetz gewährt (6 

Wochen vor, 8 Wochen nach Entbindung, 12 Wochen bei Mehrlingsgeburt). Die Besoldung wird weiter 

gewährt (§§ 3 ff. FrUrlVO). 

 

Elternzeit und Pflegezeit ist in analoger Anwendung der entsprechenden allgemeinen gesetzlichen Rege-

lungen zu gewähren (§§ 9 – 16 FrUrlVO). Bei der kurzzeitigen Verhinderung (10 Tage bei kurzfristiger 

Pflegebedürftigkeit von Angehörigen) werden 9 dieser Tage bezahlt. Pflegezeit ist auf max. 6 Monate 

begrenzt (§ 13 FrUrlVO), Elternzeit auf 3 Jahre (§ 15 BEEG, § 9 FrUrlVO) 

 

Sonderurlaub kann darüber hinaus zu unterschiedlichen Zwecken genehmigt werden: 
- zur Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten (Muss-Regelung, (§ 25 FrUrlVO) 

- für staatsbürgerliche, berufliche, kirchliche, gewerkschaftliche, sportliche und ähnliche Zwecke (§§ 26, 28 

FrUrlVO), grundsätzlich bis zu 5 Tagen im Jahr, in Ausnahmefällen und bei überörtlichen gewerkschaftli-

chen Aufgaben bis zu 10 Tagen 

- für eine ehrenamtliche Mitarbeit in der Jugendhilfe (§ 29 FrUrlVO), bis zu 8 Tagen 

- für eine Ausbildung zur Schwesternhelferin oder zum Pflegediensthelfer (§ 30 FrUrlVO), bis zu 20 Tagen 

- zur fremdsprachigen Aus- und Fortbildungen (§ 32 FrUrlVO), bis zu 3 Monaten 

- für zwischenstaatliche Organisationen und zur Entwicklungshilfe (§ 31 FrUrlVO) 

- für das freiwillige soziale oder ökol. Jahr oder den Bundesfreiwilligendienst (§ 34 FrUrlVO) 

- für persönliche Anlässe im Familienkreis und Dienstjubiläen (§ 33 FrUrlVO) zwischen 1 und 12 Tagen. 

 

Soweit allgemeine Dienstanweisungen dienststellenintern darüber hinaus Sonderurlaub zubilligen, sind sie 

maßgebend. 

Amtsangemessene Beschäftigung 
 

Es liegt grundsätzlich im Ermessen des Dienstherrn, den Inhalt des abstrakt- und des konkret-funktionalen 

Amtes festzulegen, also die konkrete Aufgaben- und Geschäftsverteilung. Allerdings ist der Dienstherr 

auch gehalten, den Beamten solche Funktionsämter zu übertragen, die in ihrer Wertigkeit dem Amt im 

statusrechtlichen Sinne (also grundsätzlich der Besoldungsgruppe) entsprechen. Bei jeder sachlich be-

gründbaren Änderung der den Beamten übertragenen Funktionsämtern muss den Beamten stets ein 

amtsangemessener Tätigkeitsbereich verbleiben (vgl. BVerwG 2 C 26.05, DÖV 2007, 665). Der zeitlich 

unbefristete Entzug eines Funktionsamtes verletzt den Anspruch auf amtsangemessene Beschäftigung. 

 



Einführung   

 35 

Unproblematisch ist es, wenn für jeden Beamten eine eindeutig seinem Amt entsprechende Planstelle 

bereit steht, in der er auch beschäftigt wird. Dann entsprechen sich Status und Funktion eindeutig. 

 

Probleme ergeben sich, wenn die Verknüpfung zwischen dem Status der Beamten und einer gleichwerti-

gen Funktion durchbrochen wird (höherwertige Beschäftigung, unterwertige Beschäftigung, häufiger 

Wechsel des Amtes - wie ein Leiharbeiter, Verbannung in die völlige Untätigkeit). Bei unterwertiger Be-

schäftigung oder Beschäftigungslosigkeit wird der Anspruch auf amtsangemessene Beschäftigung verletzt. 

Gleiches gilt auch für den Fall der höherwertigen Beschäftigung. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht entschied mit Urteil vom 19.5.2016 (2 C 14.15, DÖV 2017, 120):  

„Dem verfassungsrechtlich verankerten Anspruch des Beamten auf amtsangemessene Beschäftigung 
widerspricht nicht nur eine unterwertige Beschäftigung eines Beamten, sondern - grundsätzlich, vorbehalt-
lich gesetzlich normierter verfassungskonformer Ausnahmen - auch eine dauerhafte Beschäftigung auf 
einem höherwertigen Dienst- bzw. Arbeitsposten.“ 

 

Verbot der Führung der Dienstgeschäfte 
 

Wenn einer Beamtin oder einem Beamten vorläufig die Dienstausübung verboten werden soll, dann 

kommen verschiedene rechtliche Möglichkeiten in Betracht, nämlich entweder eine Suspendierung wegen 

eines eingeleiteten Disziplinarverfahrens oder das Verbot des Führens der Dienstgeschäfte nach § 39 

BeamtStG. 

 

Während die Suspendierung (vorläufige Dienstenthebung), die in §§ 38 ff LDG geregelt ist, den Verdacht 

eines erheblichen Dienstvergehens voraussetzt, greift die beamtenrechtliche Regelung weiter. Sie kann 

zum Beispiel auch den Fall erfassen, dass eine Beamtin oder ein Beamter wegen akuter psychischer Stö-

rungen im Dienst nicht mehr "tragbar" erscheint. Handelt es sich um eine Verdachtslage (Straftat / Dienst-

vergehen), so geht häufig eine beamtenrechtlich begründete Verfügung der disziplinarrechtlichen Suspen-

dierung voraus. 

 

Weil es leichter zu handhaben ist, überbrückt das beamtenrechtliche Verbot des Führens der Dienstge-

schäfte dann die Zeit bis zum Ausspruch einer disziplinarrechtlichen Suspendierung. 

 

Daneben existiert das mutterschutzrechtliche Beschäftigungsverbot (analog zu Arbeitnehmerinnen, § 3 

FrUrlVO). 

Übertragung höherwertiger Dienstposten 
 

Wird ein höherwertiger Dienstposten übertragen (Personalratsmitbestimmung nach § 72 Abs. 1 Nr. 4 

LPVG), beginnt eine Erprobungszeit, in welcher eine Beförderung unzulässig ist (§ 7 Abs. 4 LVO). Die Er-

probungszeit dauert in der Laufbahngruppe 1 3 Monate, in der Laufbahngruppe 2 6 Monate, ab Besol-

dungsgruppe A 14  9 Monate. Kann die Eignung nicht festgestellt werden, ist die probeweise Übertragung 

des Dienstpostens rückgängig zu machen. Dies ist erneut mitbestimmungspflichtig (§ 72 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 

LPVG).  

 

Ob ein Dienstposten höherwertig ist, entscheidet sich durch seine Bewertung. Diese liegt vom Grundsatz 

im pflichtgemäßen Ermessen des Dienstherrn und wird im Stellenplan festgelegt. Dem Personalrat steht 

ein Anhörungsrecht zu (§ 75 LPVG). Im kommunalen Bereich finden weitestgehend die Empfehlungen der 

KGSt zur Stellenwertung Anwendung. Durch ständige Anwendung tritt eine Selbstbindung der Verwaltung 
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ein, der Personalrat kann eine Ungleichbehandlung gleicher Sachverhalte wegen Verstoß gegen den 

Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 GG, § 64 Nr. 2 LPVG) beanstanden. 

Beförderung  
 

Mit der Beförderung wird einer Beamtin bzw. einem Beamten ein höherer Dienstgrad (ein Amt der selben 

Laufbahn mit höherem Endgrundgehalt) übertragen. Hierzu wird eine neue Urkunde ausgehändigt, die 

Amtsbezeichnung ändert sich ebenfalls. Die besoldungsrechtliche Wirkung der Beförderung kann ab dem 

1. des betreffenden Monats ausgesprochen werden (§ 20 Abs. 3 LBesG). Beförderungen unterliegen der 

Mitbestimmung des Personalrates (§ 72 Abs. 1 Nr. 2 LPVG, bis Besoldungsgruppe B 3). 

 

Grundsätzlich ist eine Beförderung in Abständen von einem Jahr möglich (§ 19 LVO). Ein Überspringen von 

Besoldungsgruppen (Sprungbeförderung) ist grundsätzlich unzulässig (§ 7 Abs. 1 LVO). Der Landesperso-

nalausschuss kann eine Ausnahme genehmigen (§ 97 LBG). 

 

Beförderungsverbote existieren wie folgt: 
 

- Innerhalb der (grundsätzlich 3jährigen) Probezeit 

- Innerhalb eines Jahres nach Ende der Probezeit (außer bei besonderen Leistungen) 

- In den letzten 2 Jahren vor Erreichen des gesetzlichen Ruhestandseintrittsalters (= auch nicht versor-

gungswirksam; jeweils § 7 Abs. 2 LVO) 

- während der Erprobungszeit (§ 9 Abs. 4 LVO: 3 Monate im bisherigen mD, 6 Monate im bisherigen gD, 9 

Monate im bisherigen hD) 

-während einer disziplinarischen Gehaltskürzung oder Zurückstufung (§§ 8 Abs. 4, 9 LDG) 

- für die Beförderung nach A 13 (bisheriger gD): 3 Jahre nach der Beförderung nach A 12, mind. 8 Jahre 

Dienstzeit (seit Ende der Probezeit; §§ 10, 24 LVO) 

- für die Beförderung nach A 15: 3 Jahre nach der Beförderung nach A 14; mind 4 Jahre Dienstzeit (im 

bisherigen hD) 

- für die Beförderung nach A 16 und höher: 3 Jahre nach der Beförderung in die darunter liegende Besol-

dungsgruppe, mind. 6 Jahre Dienstzeit (wie oben). 

 

Darüber hinaus begrenzt § 27 LBesG die Anzahl der Beförderungsämter. Jegliche Beförderung bei Beam-

ten ist jedoch abhängig von einer freien und besetzbaren avisierten Planstelle, im kommunalen Bereich 

auch nach § 74 Abs. 2 GO. 

 

Rechtsanspruch auf Beförderung? 
 

Ein Rechtsanspruch auf eine Beförderung existiert nicht. Allerdings besteht nach § 59 LBG ein Anspruch auf 

eine (nicht ruhegehaltsfähige) Zulage (Verwendungszulage), wenn das höherwertige Amt mehr als 12 

Monate übertragen ist. Nach der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte müssen neben den laufbahn-

rechtlichen Voraussetzungen (siehe oben, insbes. Verbot der Sprungbeförderung) die stellenrechtlichen 

Voraussetzungen (freie zu besetzende Planstelle mit entsprechendem Wert) und haushaltsrechtlichen 

Voraussetzungen (Haushaltsgenehmigung, Bekanntgabe im Amtsblatt) vorliegen. 
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Bestenauslese  
 

Auch bei Beförderungen ist der Grundsatz der Bestenauslese zu beachten (ständige Rechtsprechung der 

Verwaltungsgerichte). Eignung, Befähigung und fachliche Leistung. Wenn der Dienstherr eine Beförderung 

vornehmen will, dann hat der Dienstherr die einklagbare Verpflichtung, eine am Leistungsprinzip des Art. 

33 Abs. 2 GG orientierte, ermessensfehlerfreie Auswahlentscheidung unter den für eine Beförderung in 

Betracht kommenden Beamtinnen und Beamten zu treffen. 

 

Mit den Kriterien der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung soll garantiert werden, dass nur die 

geeignetsten Personen für ein öffentliches Amt ausgewählt werden. Es gilt das so genannte Leistungsprin-

zip. 

 

Mit Eignung sind die geistigen, charakterlichen, physischen und psychischen Eigenschaften gemeint, die 

nicht bereits der Befähigung und fachlichen Leistung zuzuordnen sind. Bei der genauen Auslegung der 

Eignung kommt es stets auf das konkrete zu besetzende Amt an. Die Eignung umschreibt die Persönlich-

keitsmerkmale, die zur Erfüllung der Dienstpflichten gehören, wozu auch die Verfassungstreue zählt. 

 

Befähigung bezeichnet die beruflich-fachliche Seite der Eignung im weiteren Sinne. Sie umfasst nicht nur 

die Laufbahnbefähigung, sondern auch die individuelle Befähigung des Bewerbers, also allgemeine für die 

Tätigkeit dienliche Fähigkeiten wie Begabung, Allgemeinwissen, Lebenserfahrung und allgemeine Ausbil-

dung. 

 

Die fachliche Leistung spielt vor allem bei der Beförderung eine Rolle. Hierunter werden die anwendungs-

bezogene, in der Praxis nachgewiesene Arbeitsleistung sowie die zu erwartende Befähigung verstanden. Es 

sind die Arbeitsergebnisse, die praktische Arbeitsweise, das Arbeitsverhalten und, je nach Position, auch 

das Führungsverhalten zu bewerten. 

 

Bewerberverfahrensanspruch 
 

Hieraus ergibt sich, weshalb die Juristen in diesem Zusammenhang nicht von einem Anspruch auf Beförde-

rung, sondern von einem Verfahrensanspruch (Bewerbungsverfahrensanspruch oder Bewerberverfah-
rensanspruch) reden. Denn der verfolgbare und einklagbare Anspruch des Abgelehnten, der eine Aus-

wahlentscheidung anfechten möchte, richtet sich in erster Linie auf eine Überprüfung des Auswahlverfah-

rens: eine ermessensfehlerfreie, an der Verfassung und dem Gesetz orientierte Entscheidung darüber, 

welche Beamtin bzw. welcher Beamte zu befördern ist, kann verlangt werden. 

 

Dabei kann sich das Ermessen in ganz seltenen Einzelfällen so reduzieren, dass nur eine Beamtin oder ein 

Beamter für die Beförderung in Betracht kommt, nämlich der unzweifelhaft leistungsstärkste. Zum Beispiel 

dann wenn ein Bewerber eine ganz herausragende dienstliche Beurteilung bekommen hat, weit besser als 

alle anderen.  

 

Wird diese Person dennoch abgelehnt, so kann sich im Laufe des Streits faktisch ergeben, dass ihre Beför-

derung erstritten werden kann. Dass es so ist, lässt sich aber nicht von vornherein annehmen. Dies ist ein 

eher seltener Fall. Man streitet also nicht unmittelbar um einen Beförderungsanspruch, sondern veranlasst 

die (ggf.: gerichtliche) Überprüfung, ob das Auswahlverfahren fair und ohne Ermessensfehler durchge-

führt wurde. Das im Auswahlverfahren anwesende Personalratsmitglied kann dazu als Zeuge befragt 

werden. 
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Unzulässige Kriterien 
 

Bei der Auswahl dürfen grundsätzlich weder Geschlecht, Abstammung, ethnische Herkunft, Behinderung, 

Religion, politische Anschauungen, Herkunft noch Beziehungen oder sexuelle Identität als Kriterien für die 

Entscheidung herangezogen werden. 

 

Umstritten war die beabsichtigte Bevorzugung von Frauen nach § 19 Abs. 6 LBG. Die Neuregelung zur 

Frauenförderung 2016 war nach Auffassung der Verwaltungsgerichte verfassungswidrig. Dem Land fehle 

die für eine derartige Regelung notwendige Gesetzgebungskompetenz. Die am 1.7.2016 in Kraft getretene 

Bestimmung sah vor, dass Frauen bei im Wesentlichen gleicher Eignung und fachlicher Leistung bei Beför-

derungsentscheidungen zu bevorzugen seien. Allerdings habe der Bund von seiner Gesetzgebungskompe-

tenz zur Regelung der Statusrechte mit § 9 des BeamtStG Gebrauch gemacht, so das Gericht. Dieser 

schreibe eine Ernennung ohne Rücksicht auf das Geschlecht vor. Die Möglichkeit einer anderweitigen 

landesrechtlichen Regelung sei daher versperrt. Die seit Mitte 2017 im Amt befindliche neue Landesregie-

rung hat das Kriterium „im Wesentlichen“ wieder gestrichen, nachdem auch das OVG NRW sich dagegen 

ausgesprochen hatte (Urt. v. 21.02.2017, Az. 6 B 1109/16, DÖV 2017, 643). Unseres Erachtens ist eine 

bessere Förderung von Frauen im Beamtenverhältnis weiterhin erforderlich, um eine tatsächliche Ge-

schlechtergerechtigkeit zu erlangen. 

Bewerberauswahl 
 

Der Leistungsvergleich der Bewerber muss auf Grund aussagekräftiger, das heißt aktueller, hinreichend 

differenzierter und auf gleichen Bewertungsmaßstäben beruhender dienstlicher Beurteilung erfolgen. 

Ausschlaggebend ist zunächst die abschließende Gesamtwertung der aktuellen dienstlichen Beurteilung. 

Wenn danach mehrere Bewerber gleichauf sind, kann der Dienstherr einzelne Gesichtspunkte begründet 

gewichten. Besteht auch nach Ausschöpfung der aktuellen dienstlichen Beurteilung ein Gleichstand zwi-

schen den Bewerbern, so können frühere Beurteilungen und somit die Leistungsentwicklung herangezo-

gen werden. Erst wenn nach Ausschöpfung dieser Leistungskriterien die Bewerber immer noch gleichauf 

liegen, können schlussendlich Hilfskriterien (wie Geschlecht oder Behinderung) zur Anwendung kommen. 

Sie sind aber keinesfalls darauf gerichtet, den Leistungsgrundsatz einzuschränken. Ergänzend sind Aus-

wahlverfahren, Assesment-Center u.ä, zulässig (§ 2 LVO). 

Konkurrentensituation 
 

Konkurrenten um eine Stelle, die nach Beamtenrecht vergeben wird, versuchen oft, die Besetzung der 

Stelle mit einem Konkurrenten ob vermeintlicher Ungleichbehandlung auf dem Rechtsweg anzufechten. 

Wegen der im Interesse der Ämterstabilität bestehenden Formbedürftigkeit solcher beamtenrechtlicher 

Personalentscheidungen (Ernennung durch Verwaltungsakt) hat der unterlegene Stellenbewerber vor der 

Ernennung des Konkurrenten diese im einstweiligen Rechtsschutz zu verhindern.  

 

Der Antrag an das Verwaltungsgericht ist in der Regel darauf gerichtet, die Ernennung des ausgewählten 

Beamten vorläufig abzuwenden. Es kann aber unter bestimmten Umständen bereits die Übertragung der 

Stelle an den Konkurrenten unterbunden werden.  

 

Die Konkurrentenklage im Hauptsacheverfahren ist regelmäßig nur auf die Aufhebung der Auswahlent-

scheidung, nicht aber auf die eigene Auswahl gerichtet. Eine solche Klage müsste darlegen, dass keine 

andere Auswahlentscheidung rechtmäßig wäre. Dies ist praktisch nie der Fall. Im Verfahren des einstweili-

gen Rechtsschutzes muss der unterlegene Bewerber nicht plausibel machen, der geeignetere Kandidat für 
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das zu besetzende Amt gewesen zu sein. Er muss nur nachweisen, dass das Auswahlverfahren fehlerhaft 
war und bei rechtmäßigem Verfahren auch er hätte ausgewählt werden können. 

 

Aufstieg 
 

Der Begriff "Aufstieg" kennzeichnet den Wechsel von einer Laufbahngruppe in die nächst höhere auch 

ohne Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen der höheren Laufbahn wie z. B. Vorbildung, Vorbereitungs-

dienst. Die Beamtinnen und Beamten müssen in diesen Fällen ihre Befähigung für die höhere Laufbahn in 

einem Aufstiegsverfahren oder eine spezielle Ausbildung nachweisen, das durch eine Prüfung abgeschlos-

sen wird. Die Zulassung zum Aufstieg unterliegt der Mitbestimmung des Personalrates, § 72 Abs. 1 Nr. 2 

LPVG). 

 

Für Landes- und Kommunalbeamte sind Regelungen zum Ausbildungsaufstieg in § 20. der LVO für den 

Aufstieg von der Laufbahngruppe 1 (bisher mD) in die Laufbahngruppe 2 (bisher gD) enthalten. Hier nimmt 

der Aufstiegsbeamte am 3jährigen Bachelor-Studium teil. Alternativ ist auch ein Qualifizierungsaufstieg 
(bisher: prüfungserleichterter Aufstieg) möglich, § 21 LVO sowie ein Aufstieg in einzelne Aufgabenbereiche 

(Fachkarriere bis A 11, § 22 LVO). Siehe hierzu die neue Qualifizierungsverordnung für die allgemeine 

Verwaltung. 

 

Der Aufstieg innerhalb der Laufbahngruppe 2 (bisher vom gD in den hD) erfolgt im Rahmen einer modula-
ren Qualifizierung (§ 25 LVO), eines zertifizierten Masterstudiums (§ 26 LVO) oder ebenfalls in einzelne 

Aufgabenbereiche (bis A 15, § 28 LVO). 

Führungsfunktion auf Probe 
 

Ämter mit leitender Funktion werden nach § 21 LBG zunächst in einem neu entstehenden Beamtenver-
hältnis auf Probe übertragen. Das bisherige Beamtenverhältnis endet in diesem Fall. Im kommunalen 

Dienst betrifft dies Leiter von Organisationseinheiten, die dem Verwaltungsvorstand unmittelbar unter-

stehen und die Hauptsatzung dies so vorsieht. Die Probezeit beträgt 2 Jahre und kann auf 1 Jahr verringert 

werden. 

Statusherabsetzung 
 

Die Übertragung eines niedriger bewerteten Dienstpostens beeinträchtigt grundsätzlich nicht den An-

spruch der Beamten im Rahmen ihres erworbenen Status, also der Besoldungsgruppe. Die Ausnahme ist 

eine disziplinarrechtliche Degradierung (siehe weiter unten) oder eine Statusherabsetzung. Hierbei handelt 

es sich um eine Sonderform der Versetzung nach § 25 Abs. 2 BeamtStG. Als „Übertragung eines Amtes mit 

niedrigerem Endgrundgehalt“ nach § 72 Abs. 1 Nr. 2 LPVG ist auch sie mitbestimmungspflichtig. Speziell 

geregelt (§ 31 BeamtStG) ist die Auflösung oder Umbildung von Dienststellen. Sollte das bisherige Aufga-

bengebiet wegfallen und eine Versetzung nicht möglich sein, kann eine solche Statusherabsetzung erfol-

gen (§ 26 Abs. 2  LBG). Soweit die Beamten die Gründe der Versetzung nicht selbst zu vertreten haben, 

verbleibt es beim bisherigen Grundgehalt (§ 21 Abs. 1 LBesG). Dies bedeutet allerdings auch, dass eine 

Besoldungsabsenkung dann möglich ist, wenn die Gründe vom Beamten verursacht sind. In der Literatur 

wird insbesondere der aus rein privaten Gründen erfolgte Versetzung in einen niedrigeren oft am anderen 

Ort befindlichen Dienstposten genannt.  
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Akteneinsichtsrecht 
 

Beamte haben das Recht, in ihre Personalakte Einsicht zu nehmen und Kopien zu erhalten (§ 86 LBG). Bei 

nachteiligen Einträgen haben sie das Recht, eine eigene Stellungnahme („Gegenvorstellung“) zur Akte 

nehmen zu lassen (§ 85 LBG). Sind die Angaben nachweislich falsch, besteht Anspruch auf Löschung (§ 88 

LBG) Ein Vertreter des Personalrates darf mit Zustimmung des Beamten in die Personalakte Einsicht neh-

men (§ 65 Abs. 3 LPVG). Zu disziplinarischen Einträgen in der Personalakte siehe unten. 

Fürsorgepflicht des Dienstherrn 

Beihilfe im Krankheits- und Pflegefall 
 

Im Beamtenrecht ist der Dienstherr gehalten, für das Wohl der Beamten und ihrer Familie zu sorgen (§ 45 

BeamtStG). In diesem Zusammenhang steht die Fürsorge im Krankheits- und Pflegefall, die durch die 
Beihilfenverordnung den Beamten grundsätzlich 50 % der anfallenden Kosten erstattet. Für Versorgungs-

empfänger und berechtigte Ehegatten oder Lebenspartner der Beamten gilt ein Prozentsatz von 70 %, für 

Kinder von 80 %. Die restlichen Kosten haben die Beamten in einer privaten Kranken- und Pflegeversiche-

rung absichern. Für Details siehe weiter unten. 

Rechtsschutz 
 

Zur Fürsorge gehört auch der Rechtsschutz. So hat die Dienststelle bei Schadensersatzforderungen gegen 

Beamte (§ 839 BGB) zunächst dafür aufzukommen (Art. 34 GG). Regress gegen den Beamten ist nur bei 

Vorsatz und grober Fahrlässigkeit möglich (§ 48 BeamtStG).  

 

Erleidet der Beamte Sachschäden  im Dienst, werden diese vom Dienstherrn ersetzt (§ 82 LBG). Der Scha-

densersatzanspruch geht auf den Dienstherrn über. Gleiches gilt neuerdings auch für einen Schmerzens-

geldanspruch (§ 82a LBG). Zur Fürsorgepflicht kann es auch gehören, den Beamten bei Anschuldigungen, 

die aus dem Dienstverhältnis herrühren, eine anwaltliche Vertretung zu finanzieren. Dies kann zivilrechtli-

che als auch strafrechtliche Angelegenheiten betreffen. 

Amtsangemessene Besoldung 
 

Als Besoldung werden in Deutschland die Amtsbezüge (Bezahlung) der Beamten, Richter und Soldaten 

bezeichnet. Dabei handelt es sich um laufende Bezüge, die monatlich im Voraus ausbezahlt werden. Sie 

werden gegebenenfalls durch Sonderzahlungen ergänzt. Die jährliche Sonderzahlung (Weihnachtsgeld) 

wird in NRW ab 1.1.2017 in die monatliche Besoldungstabelle integriert. 

Das erst ab 1970 bundesweit vereinheitlichte Besoldungsrecht wurde 2006 wieder (im Rahmen der Föde-

ralismusreform) in die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder gegeben (was Landes- und Kommunalbe-

amten betrifft). Seither gibt es 17 unterschiedliche Besoldungstabellen und seit 1.7.2016 in NRW ein 

komplettes eigenes Landesbesoldungsgesetz. 

 

Das BVerfG hat im Beschluss vom 5.5.2015 (2 BvL 17/09; BVerfGE 139, 64) eine Prüfungssystematik für die 

Angemessenheit der konkreten Besoldung entwickelt. Danach ist im ersten Prüfungsschritt die Besol-

dungsentwicklung an Hand von fünf Parametern zu spiegeln. Diese sind: 

 

- Die Differenz zu den Tarifergebnissen der Angestellten im öffentlichen Dienst 
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- Die Abweichung von der Entwicklung des Nominallohnindex 

- Die Abweichung von der Entwicklung des Verbraucherpreisindex 

- Ein systeminterner Besoldungsvergleich (zwischen den Besoldungsgruppen) 

- Ein Quervergleich mit der Besoldung des Bundes und der Länder. 

 

Bleibt die Besoldungsentwicklung langfristig und deutlich (mindestens um 5 %) hinter mindestens drei 

Parametern zurück, besteht die Vermutung einer Unteralimentation. Diese Vermutung kann im zweiten 

Prüfungsschritt im Rahmen einer Gesamtabwägung unter Berücksichtigung weiterer alimentationsrelevan-

ter Kriterien widerlegt oder erhärtet werden. Hierzu gehört z. B. das Niveau der Beihilfe- und Versorgungs-

leistungen oder ein Vergleich mit den Durchschnittseinkommen Tarifbeschäftigter, die Aufgaben ver-

gleichbarer Qualifikation wahrnehmen. 

Besoldung als Teil der Alimentation 
 

Die Besoldung ist ein wesentlicher Teil der durch das Beamtenrecht seitens des Dienstherrn zu sichernden 

amtsangemessenen Alimentation, der die Treuepflicht der Beamten gegenübersteht. Amtsangemessen ist 

die Nettoalimentation in den unteren Besoldungsgruppen nur, wenn sie das sozialhilferechtliche Exis-
tenzminimum um mindestens 15 % überschreitet, so das Bundesverfassungsgericht. 

 

Grundzüge des Landesbesoldungsrechtes 
 

Die Besoldung wird im Landesbesoldungsgesetz geregelt und richtet sich nach der Besoldungsordnung, 

der Besoldungsgruppe und innerhalb der Besoldungsgruppe nach der Erfahrungsstufe (in NRW vor dem 

1.6.2013 der Dienstaltersstufe), außerdem nach dem Familienstand und der Zahl der kindergeldberechtig-
ten Kinder (Familienzuschlag). Gegebenenfalls kommen auch noch andere Zulagen (Stellenzulagen, Amts-

zulagen u.Ä.) hinzu.  

 

Die Besoldung der Landes- und Kommunalbeamten (und Landesrichter) richtet sich seit dem 1.7.2016 nach 

dem neu gefassten Landesbesoldungsgesetz und den dazu erlassenen Landesbesoldungsordnungen (vgl. § 

22 LBesG): 

- Besoldungsordnung A sind Beamte des bisherigen einfachen, mittleren, gehobenen und höheren Diens-

tes (jetzt Laufbahngruppen 1 und 2), sowie kommunale Wahlbeamte in kleineren Gemeinden), betrifft die 

Besoldungsgruppe A 5 bis A 16 ( Die Gruppen A 1 – A 4 wurden durch die Dienstrechtsreform 2016 abge-

schafft) 

- Besoldungsordnung  B  sind besondere Ämter des bisherigen höheren Dienstes, z. B. Leiter von großen 

Behörden oder Abteilungsleiter in Ministerien oder besonders großen Mittel- oder Oberbehörden, kom-

munale Wahlbeamte 

- Besoldungsordnung R betreffen Richter und Staatsanwälte und 

- Besoldungsordnung W betreffen Hochschullehrer 

Grundgehalt und Erfahrungsstufen 
 

Das Grundgehalt in den Besoldungsgruppen wird (seit 1.6.2013) nach Erfahrungsstufen gezahlt. Je nach 

Besoldungsgruppe beginnen die Erfahrungsstufen nicht mit 1, sondern ggf. mit höheren Stufen, gleiches 

gilt für die unterschiedlichen Endstufen. Diese sind: 
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Tabelle der Erfahrungsstufen 

Besoldungsgruppe(n) Anfangsstufe Endstufe 

A 5 – A 7 1 10 

A 8 – A 10 2 11 

A 11 3 12 

A 12 4 12 

A  13 – A 14 5 12 

A 15 6 12 

 

Es existieren also bis A 11 insgesamt 10 Stufen, darüber vermindert sich die Stufenzahl bis auf 7. 

 

Der Beginn der Stufenlaufzeit ist im Regelfall mit dem Beginn des Beamtenverhältnisses auf Probe ver-

bunden. Vorbeschäftigungszeiten vor der Verbeamtung sind nach § 30 LBesG auf die Stufenlaufzeit anzu-

rechnen (PR-Beteiligung nach § 72 Abs. 1 Nr. 4 LPVG). Hierdurch wird die Dienstzeit auf einen fiktiven 

Zeitpunkt vor der Verbeamtung vorverlegt. 

 

Es handelt sich dabei insbes. um Beschäftigungen im öffentlichen Dienst (oder gleichgestellten Betrieben), 

sowie nützliche Berufstätigkeiten außerhalb des ö.D., um Wehr- und Zivildienst und ähnliche Tätigkeiten, 

um Zeiten der Kinderbetreuung und der Pflege von Angehörigen. Zur nachträglichen Berücksichtigung 

solcher Zeiten vor dem 21. Lebensjahr für Beamte, die vor dem 1.6.2013 verbeamtet wurden, musste bis 

zum 30.6.2017 ein Antrag beim Personalamt gestellt werden. Für Beamte des bisherigen gehobenen 

Dienstes betrifft das Vorstehende alle Zeiten vor dem 23. und für Beamte des bisherigen höheren Dienstes 

alle Zeiten vor dem 29. Lebensjahr. 

 

Die Dauer der Stufenlaufzeit beträgt von Stufe 1 bis 5 jeweils 2 Jahre, von Stufe 5 bis Stufe 9 jeweils 3 

Jahre und ab Stufe 9 jeweils 4 Jahre (§ 29 LBesG). Eine Verkürzung oder Hemmung des Stufenaufstiegs bei 

sehr guten oder schlechten Leistungen ist (mit Zustimmung des Personalrates, § 72 Abs. 1 Nr. 4 LPVG) 

möglich (§ 29 Abs. 4 LBesG).  

 

Bei einer Beförderung verbleibt der Beamte in der bisherigen Erfahrungsstufe, die Stufenlaufzeit wird 

dadurch nicht verändert. Teilzeitbeschäftigung hat keine Auswirkung auf die Stufenlaufzeiten, lediglich 

unbezahlter Sonderurlaub führt zu einer Hemmung. Letzteres gilt wiederum nicht in Sonderfällen (z.B. 

Kindererziehungs- und Pflegezeiten, § 30 Abs. 2 LBesG). 

Familienzuschlag (§§ 42 – 44 LBesG) 
 

Familienzuschläge werden bei Eheschließung, Lebenspartnerschaft und für Kinder gewährt. Das BVerfG 

entschied im Frühjahr 1990, dass Beamte einer jeden Besoldungsstufe Anspruch auf einen annähernd 

gleichen Lebensstandard hätten, unabhängig davon, ob sie ledig oder verheiratet, kinderlos oder kinder-

reich sind. Der Familienzuschlag gehört danach zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamten-

tums, der amtsangemessenen Alimentation. Auch Beamtenanwärter/innen erhalten Familienzuschläge. 

 

Der Familienzuschlag wird in Abhängigkeit vom Familienstand und der Kinderanzahl gewährt und variiert 

je nach Besoldungsgruppe etwas. Der kinderbezogene Anteil wird zusätzlich zum Kindergeld gezahlt. Bei 

den Beamten in NRW (wie den meisten Ländern) wird der Familienzuschlag auch bei Lebenspartnern in 

eingetragener Lebenspartnerschaft gewährt. Der Familienzuschlag ist nach § 3 Nr. 11 Satz 2 EStG in voller 

Höhe zu versteuern. Der Familienzuschlag Stufe 1 (verheiratet, oder Unterhaltsverpflichtungen aus einer 
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Ehe) beträgt je nach Besoldungsgruppe schwankend um 130 €. Dazu kommen für das erste und zweite 

Kind je ca. 110 €, ab dem dritten Kind je 350 - 360 €. Siehe die Tabelle weiter unten. 

Sonderzahlungen und Zulagen 
 

Weitere Bestandteile der Besoldung (Sonderzuwendung, sogenanntes Weihnachtsgeld) werden auf spezi-

algesetzlicher Grundlage (Sonderzahlungsgesetz NRW) erbracht. Hier, sowie beim 2004 aufgehobenen 

Urlaubsgeld, haben in den vergangenen Jahren erhebliche Kürzungen stattgefunden. So wurde z. B. die 

Höhe der Sonderzuwendung für Landes- und Kommunalbeamte 2003 und 2006 reduziert.  

 

Tabelle der Sonderzuwendung 2006 bis 2016 
 

Besoldungsgruppen Aktives Beamtenverhältnis Im Ruhestandsfall 

Beamte von A 5 – A 6 60 % 60 % 

Beamte von A 7 – A 8 und 

Anwärter 

45 % 39 % 

Beamte ab A 9 30 % 22 % 

 

 

Zum 1.1.2017 wurde die Sonderzuwendung in NRW als eigenes Gesetz aufgehoben und in die laufenden 

monatlich Besoldung eingebaut (Erhöhung in der Laufbahngruppe 2 um 2,5 %, in der Laufbahngruppe 1 ist 

die Erhöhung höher). 

 

Zum 1.7.2016 wurde die 1998 abgeschafften Jubiläumszuwendung wieder eingeführt (Gesetzesermächti-

gung § 79 LBG). Nach einer eigenen Verordnung sind für das 25., 40- und 50jährige Dienstjubiläum Zuwen-

dungen von 300 bis 500 € (neben dem weiterbestehenden 1tägigen Sonderurlaub, § 33 Abs. 1 Nr. FrUrlVO) 

zu gewähren. 

Zulagen 
 

Des Weiteren gibt es als Teil der Bezüge für herausragende Beamte in NRW Leistungszulagen (LZ), die 

entweder einmalig oder dauernd gewährt werden. Diese Leistungszulagen und –prämien (nach der gleich-

namigen Verordnung) sind in NRW allerdings als Kann-Regelung konzipiert und werden in Haushaltssiche-

rungskommunen in der Regel nicht angewendet. Alternativ kann in Kommunen in NRW das Leistungssys-

tem der Tarifbeschäftigten nach § 18 TVöD mittels Dienstvereinbarung auch auf die Beamtinnen und 

Beamten übertragen werden (§ 60 Abs. 4 LBesG, § 70 LPVG). 

 

Eine Amtszulage ist ein dauernd gewährter, in der Höhe jedoch stets unveränderter Aufschlag auf die 

Dienstbezüge. Die Amtszulage ist unwiderruflich und ruhegehaltfähig im Sinne des § 45 LBesG). Sie wird in 

den Besoldungsgruppen für spezielle herausgehobene Amtstätigkeiten gewährt (§ 46 LBesG).  

 

Die Stellenzulage unterscheidet sich von der Amtszulage. Sie wird nur so lange gewährt wie eine bestimm-

te Funktion oder Tätigkeit ausgeübt wird (§§ 48 ff LBesG). Im Gegensatz zur Amtszulage ist sie in der Regel 

nicht ruhegehaltfähig. 

 

Nach §§ 58 und 59 LBesG können Zulagen für die Wahrnehmung befristeter Funktionen und (ab dem 13. 

Monat) für die Wahrnehmung höherer Ämter (sog. Verwendungszulage) gezahlt werden, letztere, sofern 

eine Beförderung in die Besoldungsgruppe nach Laufbahnrecht möglich wäre. Die haushaltsrechtlichen 

Voraussetzungen (genehmigter Haushaltsplan oder Haushaltssicherungskonzept) müssen ebenfalls vorlie-

gen. 
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Beamte erhalten des Weiteren einen Zuschuss zu vermögenswirksamen Leistungen von grundsätzlich 6,65 

€, für Anwärter/innen 13,20 € (§ 80 LBesG).  

Anwärterbezüge 
 

Während der Ausbildung im Beamtenverhältnis auf Widerruf erhalten Beamtenanwärter Anwärterbezü-

ge, die in einer separaten Tabelle geregelt sind. Sie haben keine Erfahrungsstufen, sind in allen Ausbil-

dungsjahren gleich hoch.  

 

Sie richten sich nach dem Eingangsamt, in das die Anwärter unmittelbar nach Abschluss des Vorberei-

tungsdienstes eingestuft werden. Die Anwärterbezüge setzen sich aus dem Anwärtergrundbetrag, Famili-

enzuschlag und ggf. vermögenswirksamen Leistungen (VL) zusammen. Bei Nichtbestehen der Abschluss-
prüfung und daraus folgender Verlängerung der Ausbildungszeit können die Anwärterbezüge (mit Zu-

stimmung des Personalrates, § 72 Abs. 1 Nr. 7 LPVG) um bis zu 30 % gekürzt werden (§ 79 LBesG). 

 

Anwärtersonderzuschläge können bei besonderem Bedarf in einer Berufsgruppe gewährt werden (§ 76 

LBesG). Seit 1.4.2017 werden nach eigenständiger gesetzlicher Regelung im feuerwehrtechnischen Dienst 

Zuschläge von 90 % gewährt. 

 

Beihilferecht 
 

Die Beihilfe nach der Beihilfenverordnung NRW ist ein eigenständige Krankensicherungssystem für die 

Beamten in NRW. Für Polizeivollzugsbeamte wird die Krankensicherung auch in Form der sog. freien 

Heilfürsorge ausgestaltet. Das Beihilfesystem umfasst die Aufwendungen des Dienstherrn im Rahmen der 

Fürsorgepflicht für Krankheits-, Pflege- und Geburtsfälle sowie bei Maßnahmen zur Früherkennung von 

Krankheiten und Schutzimpfungen.  

 

Die Leistungen ergänzen in diesen Fällen die Eigenvorsorge des Beamten im Rahmen einer privaten Kran-
ken- und Pflegeversicherung (PKV), die er aus seinen laufenden Bezügen zu bestreiten ist. Leistungen des 

eigenständigen Beihilfesystems erfolgen im Gegensatz zum grundsätzlichen Sachleistungsprinzip der GKV 

als Kostenerstattung. 

 

Ehegatten und Lebenspartner sind beihilfeberechtigt, wenn der Gesamtbetrag ihrer Einkünfte nach dem 

EStG im Jahr VOR der Aufwendung 18.000 € nicht überschreitet (§ 2 EStG, § 2 BeihilfenVO). Kinder sind 

berechtigt, wenn für sie Familienzuschläge gezahlt werden (entspricht der Kindergeldberechtigung; Alters-

grenze grundsätzlich auch bei Ausbildung 25 Jahre). 

Höhe der Beihilfe 
 

Der Beihilfebemessungssatz liegt grundsätzlich bei 50 % der Krankheitsaufwendungen. Für Ruhestandsbe-

amte und beihilfeberechtigte Ehegatten und Lebenspartner beträgt er 70 %, für beihilfeberechtigte Kinder 

80 %. In Ausnahmefällen ist eine Erhöhung um 20 % möglich (auf max. 90%, in Extremfällen auf 100%), § 

12 Abs. 4 und 5 BeihilfenVO. Beihilfe und Krankenversicherungsleistungen zusammen dürfen die Behand-

lungskosten nicht übersteigen.  
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Behandlung als Privatpatient 
 

Der Beihilfeberechtigte wird als Privatpatient medizinisch behandelt. Privatpatient ist die in Deutschland 

umgangssprachliche Bezeichnung für einen Patienten, der – losgelöst von den Bestimmungen des SGB V, 

die den Behandlungsrahmen der gesetzlichen Krankenversicherung abstecken – mit einem Arzt, Zahnarzt, 

Krankenhaus, einer Apotheke oder sonstigen Heilberufsangehörigen einen privaten Behandlungsvertrag 

abschließt. Honorare und Entgelte werden dem Privatpatienten grundsätzlich unmittelbar in Rechnung 

gestellt.  

Honorierung 
 

Das Arzthonorar regelt sich nach der GOÄ bzw. der GOZ. Das Honorar errechnet sich aus der Multiplikation 

einer Bewertungszahl mit dem gültigen Punktwert und einem Steigerungsfaktor, der sich zwischen dem 

einfachen und dreieinhalbfachen Satz bewegt. Letzterer wird bestimmt nach „Schwierigkeit, Zeitaufwand 

und besonderen Umständen“ (§ 5 Abs. 1 GOZ). Bei Überschreitung des 2,3-fachen Satzes ist eine Begrün-

dung anzugeben. Eine Überschreitung des 3,5-fachen Satzes setzt eine vorangegangene Honorarvereinba-

rung voraus.  

Kostenerstattung 
 

Private Krankenversicherungen (PKV) arbeiten nach dem Kostenerstattungsprinzip. Der Patient bezahlt 

zunächst selbst und lässt sich seine erstattungsfähigen Kosten im nächsten Schritt durch die Krankenversi-

cherung begleichen. 

 Ambulante Behandlung 
 

In der Regel gewähren Ärzte dem Patienten eine Zahlungsfrist von bis zu vier Wochen. Die meisten Versi-

cherungsgesellschaften (und die Beihilfestelle) überweisen dem Versicherten die Versicherungsleistung 

innerhalb von 14 Tagen. Infolgedessen braucht er meist nicht in Vorleistung zu treten. Medikamente und 

Hilfsmittel (z.B. Brillen oder Hörgeräte) müssen zunächst aus eigener Tasche gezahlt werden. Die Rech-

nung wird anschließend bei der Versicherung eingereicht. 

 

Ambulante Behandlungen sind nicht unbegrenzt beihilfefähig, Begrenzungen sind insbesondere bei der 

Zahnbehandlung (§ 4 Abs. 2 BeihilfenVO) und der Psychotherapie (§§ 4a – h BeihilfenVO) gegeben.  

Stationäre Behandlungen 
 

Krankenhausverwaltungen senden Rechnungen für eine stationäre Unterbringung bisweilen direkt an die 

Krankenversicherung, welche den Rechnungsbetrag unmittelbar an das betreffende Krankenhaus über-

weist. Der Patient muss sich dann um den Zahlungsvorgang in diesem Fall nicht kümmern. Er erhält eine 

Kopie der Rechnung zur Kenntnisnahme. Anders als Rechnungen für die Unterbringungskosten werden 

Rechnungen von Krankenhausärzten – wie Arztrechnungen aus ambulanten Behandlungen – hingegen an 

den Patienten gesendet. 

 

  



Einführung 

 

 

46 

Wahlleistungen 
 
Beihilfeberechtigt sind derzeit in NRW auch Wahlleistungen bei der stationären Behandlung. Dabei han-

delt es sich um freiwillige Zusatzleistungen, die über die notwendige medizinische Versorgung hinausge-

hen und im Bereich der Unterkunft (1- oder 2-Bett Zimmer) sowie der ärztlichen (Chefarztbehandlung) und 

medizinischen Versorgung angeboten werden. 

 

Bei Wahlleistungen bekommt der Patient bei der Inanspruchnahme von ärztlichen Wahlleistungen einzel-
ne Rechnungen von jedem Chefarzt/Wahlarzt, der an der Krankenhausbehandlung beteiligt war. Die 

Berechnung der ärztlichen und medizinischen Wahlleistungen richtet sich nach der Gebührenordnung für 

Ärzte (GOÄ). Handelt es sich um Rechnungen externer Wahlärzte (Ärzte, die von Wahlärzten im Kranken-

haus, in dem sich der Patient befindet, beauftragt wurden), so müssen diese um 15 Prozent ermäßigt 

werden. 

 

Bei Wahlleistungen hat der Beihilfeberechtigte täglich 15 € für 2-Bettzimmer und 10 € für die Arztbehand-
lung selbst zu zahlen (§ 4 Abs. 1 BeihilfenVO). 

Abrechnungstechnisches 
 

Der Beihilfeberechtigte reicht den Originalbeleg (Rechnung, Rezept etc.) bei der privaten Krankenversiche-

rung und eine Kopie der Belege bei der Beihilfestelle ein. Versicherung und Beihilfestelle erstatten den 

jeweils entsprechenden Anteil an den Einreicher.  

 

Nach § 13 Abs. 3 BeihilfenVO sind Anträge auf Kostenerstattung binnen eines Jahres einzureichen; danach 

erlischt der Kostenerstattungsanspruch. Bei unverschuldetem Fristversäumnis ist eine Wiedereinsetzung 
möglich. Der Antrag auf Kostenerstattung muss eine Summe von 200 € erreichen. Kommt über einen 

Zeitraum von 10 Monaten diese Antragssumme nicht zustande, sinkt die Grenze auf 15 € (§ 13 Abs. 4 

BeihilfenVO). 

Kostendämpfungspauschale 
 

Ab Besoldungsgruppe A 7 wird eine jährliche Kostendämpfungspauschale erhoben (§ 12a BeihilfenVO), 

d.h., dass dieser Betrag von der ersten Kostenerstattung im Kalenderjahr abgezogen wird. Teilzeitkräfte 

tragen die Pauschale anteilig. 

 

Sie beträgt in den Besoldungsgruppen: 

A 7 – A 11: 150,00 € 

A 12 – A 15, B1: 300,00 € 

A 16 – B2, B 3: 450,00 € 

 

Die Eigenanteile bei ambulanter und stationärer Behandlung und die Kostendämpfungspauschale dürfen 

jährlich eine Belastungsgrenze von 1,5 % des Bruttojahresverdienstes nicht übersteigen (§ 15 BeihilfenVO) 

 

Soweit Arzneimittel verschrieben sind, entfällt hier ein Eigenanteil. Typische Stärkungsmittel, z.B. Vitamin-

präparate, sind nicht beihilfefähig. 
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Dienstunfall 
 

Dienstunfälle (einschl. Wegeunfällen) sind dem Dienstherrn zu melden (§ 36 LBG). Behandlungskosten 

trägt der Dienstherr vollständig (§§ 39, 40 LBeamtVG). Außerdem besteht Anspruch auf Ersatz von Sach-
schäden (§ 38 LBeamtVG). Es gibt auch eine Sonderregelung bei einer unfallbedingten Versetzung in den 

Ruhestand (siehe unten). 

 

Der Einsatzunfall (früher „qualifizierter Dienstunfall“) ist bei besonderen dienstlichen Gefährdungssituati-

onen gegeben (§ 37 LBeamtVG). 

 

Bei einer längeren Gesundheitsschädigung (über 6 Monate) durch Dienstunfall erhält der Beamte einen 

Unfallausgleich in Höhe der Grundrente nach dem BVG (§ 41 LBeamtVG). 

Versetzung in den Ruhestand 
 

Die Versetzung in den Ruhestand erfolgt durch Aushändigung einer Urkunde; sie kann erfolgen bei 

- dauerhafter Dienstunfähigkeit 

- Dienstunfähigkeit aufgrund eines Dienstunfalls oder Einsatzunfalls 

- Antragstellung des Beamten (mit Sonderregelung bei Schwerbehinderung) 

- Erreichen des gesetzlichen Ruhestandseintrittsalters 

- politischen Beamten (einstweiliger Ruhestand) 

Dienstunfähigkeit 
 

Beamte sind dauerhaft dienstunfähig, wenn sie nach amtsärztlichen Gutachten dauerhaft außerstande ist, 

ihren dienstlichen Pflichten nachzukommen, § 26 BeamtStG, §§ 33 ff. LBG (siehe zur begrenzten Dienstfä-

higkeit unter Teilzeitarbeit).  

 

Als dienstunfähig kann auch angesehen werden, wer innerhalb der letzten 6 Monate mindestens 3 Mona-
te dienstunfähig (= arbeitsunfähig) geschrieben war und voraussichtlich innerhalb der nächsten 6 Monate 

den Dienst krankheitsbedingt nicht wieder aufnehmen kann (§ 26 BeamtStG, § 33 Abs. 1 LBG).  Es besteht 

die Pflicht zur Teilnahme an der amtsärztlichen Untersuchung. In NRW ist die Gesundheitsbehörde am 

Wohnort der Beamtin bzw. des Beamten zuständig (§ 19 Abs. 2 ÖGDG NRW), es darf aber auch die Ge-

sundheitsbehörde am Sitz des Dienstherrn beauftragt werden. Der Personalrat ist zuvor anzuhören (§ 75 

Abs. 1 Nr. 4 LPVG). 

 

Die Versetzung in den Ruhestand ist den Beamten vorab anzukündigen, sie können  sich binnen eines 

Monats dazu äußern (§ 34 LBG). Die Versetzung in den Ruhestand bedarf der Zustimmung des Personalra-

tes, wenn die Beamtin bzw. der Beamte diese nicht selbst beantragt hat, § 72 Abs. 1 Nr. 9 LPVG). 

 

Binnen 5 Jahren nach Feststellung der Dienstunfähigkeit kann der Betroffene die Wiederaufnahme des 

aktiven Dienstes beantragen (§ 35 LBG). Es erfolgt dann eine erneute amtsärztliche Untersuchung. 

 

Ruhestandsbeamte haben Anspruch auf Beamtenversorgung. Mindestens ist die Mindestversorgung zu 

zahlen (35 % der Dienstbezüge, mindestens aber 61,6 % der Bezüge der Endstufe nach A 5: 2019 beträgt 

die Summe 1.754,05 € (ggf. zuzüglich des Familienzuschlags der Stufe 1). 
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Bei der Berechnung der Ruhestandsbezüge ist auf die abgeleistete Dienstzeit eine Zurechnungszeit von 

2/3 der Zeit bis zum gesetzlichen Ruhestandseintrittsalter (siehe unten) zu addieren. Im Anschluss daran 

sind für jeden Monat der Zeit vor dem 65. Lebensjahr ein Versorgungsabschlag von 0,3 Prozentpunkten, 

maximal 14,4 Prozentpunkte, abzuziehen (Übergangszeit siehe Tabelle unten). Bei Schwerbehinderten 

(GdB ab 50 %) ist nur die Zeit vor dem 63. Lebensjahr abzuziehen. 

 

Das für die Berechnung des Versorgungsabschlages maßgebliche Lebensalter richtet sich übergangsweise 

nach dem Zeitpunkt der Zurruhesetzung. Die Minderung beträgt 3,6 % für jedes Jahr, um das der Beamte 

vor Ablauf des Monats, in dem er das in der Tabelle aufgeführte Lebensalter vollendet, wegen Dienstunfä-

higkeit in den Ruhestand versetzt werden.  

 

Versetzung in den Ruhestand bis zum  Jahr + Monat/e  

31.12.2016  63  9  

31.12.2017  63  10  

31.12.2018  63  11  

31.12.2019  64  -  

31.12.2020  64  2  

31.12.2021  64  4  

31.12.2022  64  6  

31.12.2023  64  8  

31.12.2024  64  10  

 

Dienstunfähigkeit aufgrund Dienst- oder Einsatzunfall 
 

Liegt der Dienstunfähigkeit ein Dienst- oder Einsatzunfall zugrunde, ist ein Unfallruhegehalt zu zahlen (§ 

42 LBeamtVG). Hier beträgt die Zurechnungszeit nur 50 %. Andererseits werden bei der ruhegehaltsfähi-

gen Dienstzeit höhere Prozentwerte angesetzt (statt 1,79375 Prozentpunkte 1,875 Prozentpunkte). Das 

Unfallruhegehalt beträgt mindestens 66,67 % und maximal 75 % der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge und 

muss mindestens 70,86 % der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5 ausmachen. 

 

Bei einem Einsatzunfall ist ein erhöhtes Unfallruhegehalt zu zahlen. es beträgt 80 % der Dienstbezüge aus 

der Endstufe der übernächsten Besoldungsgruppe (§ 43 LBeamtVG). 

Antragsruhestand 
 

Der Antragsruhestand vor Erreichen des gesetzlichen Ruhestandseintrittsalter beantragt werden. Diese ist 

grundsätzlich das 67. Lebensjahr, für Beamte vor dem Geburtsjahrgang 1964 ist sie abgestuft, siehe § 31 

LBG. Die früheste Antragsmöglichkeit liegt bei Erreichen des 63. Lebensjahres, bei Schwerbehinderten bei 

Erreichen des 60. Lebensjahres.  

 

In diesem Fall ist das Ruhegehalt jährlich um 3,6 Prozentpunkte zu kürzen (§ 16 LBeamtVG; Versorgungs-

abschlag): 

 

- Bei Schwerbehinderten für die Zeit vor dem 63. Geburtstag (Kürzung max. 10,8 Prozentpunkte) 

- Bei Dienstunfähigkeit (außerhalb von Dienstunfällen) für die Zeit vor dem 65. Geburtstag (Kürzung max. 

10,8 Prozentpunkte) 

- Bei anderen Beamten für die Zeit vor dem 67. Geburtstag (bzw. der besonderen Altersgrenze bei Ge-

burtsjahrgang 1947 bis 1963; Kürzung max. 14,4 Prozentpunkte) 
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Wird die Versetzung in den Ruhestand zum 65. Geburtstag beantragt, unterbleibt die Kürzung, wenn eine 

Dienstzeit von 45 Dienstjahren zurück gelegt ist (§ 16 Abs. 2 LBeamtVG). Hierbei werden einige Zeiten 

anders als sonst berechnet, z.B. wird Teilzeit voll angerechnet (keine Anwendung von § 13 Abs. 1 LBe-

amtVG), angerechnet werden „Dienstjahre“ in diesem Sinne: 

 

- ruhegehaltfähige Beamtenzeiten, 

- Zeiten des Wehr- und Zivildienstes, 

- ruhegehaltfähige Angestelltenzeiten im öffentlichen Dienst, 

- Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit nicht im Zusammenhang mit Ar-

beitslosigkeit, 

- Zeiten einer zugeordneten Erziehung eines Kindes bis zum vollendeten 10. Lebensjahr des Kindes, unab-

hängig davon, wann das Kind geboren ist. 

- Pflegezeiten 

 

Bei einer Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit wird das Ruhegehalt nicht gemindert, 

wenn der Beamte aufgrund eines Dienstunfalles dienstunfähig geworden oder das 63. Lebensjahr bereits 

vollendet und mindestens 40 Dienstjahre im o.g. Sinne zurückgelegt hat. 

 

Die Versetzung in den Ruhestand auf Antrag unterliegt nicht der Personalratsmitbestimmung. 

Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 
 

Bei Vollendung des 67. Lebensjahr, wird der Beamte zum Ende dieses Monats in den Ruhestand versetzt. 

Liegt das Geburtsjahr vor 1964, ist das Ruhestandsalter gegenüber dem 67. Lebensjahr vorgezogen (§ 31 

LBG). Feuerwehrbeamte im Einsatzdienst treten mit Vollendung des 60. Lebensjahr in den Ruhestand (§ 

116 Abs. 3 LBG). Die Versetzung in den Ruhestand ist nicht mitbestimmungspflichtig. 

 

Der Beamte kann die Verschiebung des Eintritts in den Ruhestand beantragen, maximal für 3 Jahre und 

nicht über das 70. Lebensjahr hinaus (§ 32 LBG). Dies muss im dienstlichen Interesse liegen und unterliegt 

der Mitbestimmung des Personalrates, § 72 Abs. 1 Nr. 10 LPVG). 

 

Tabelle Ruhestandseintrittsalter (identisch mit gesetzlichem Rentenalter) 
 

Geburtsjahr Altersgrenze Jahre Zuzüglich Anzahl 

Monate 

1947 65 1 
1948 65 2 
1949 65 3 
1950 65 4 
1951 65 5 
1952 65 6 
1953 65 7 
1954 65 8 
1955 65 9 
1956 65 10 
1957 65 11 
1958 66 0 
1959 66 2 
1960 66 4 
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1961 66 6 
1962 66 8 
1963 66 10 
1964 67 0 

 

Politische Beamte 
 

Können jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden (§§ 37 – 41 LBG). Im Kommunalbereich 

kommt hierfür niemand in Frage. 

Pension 
 

Die Pension ist eine Altersversorgung und wird in Deutschland an Beamte und andere Personen, die in 

einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, geleistet, wenn sie das Pensionsalter erreicht haben. 

Ruhegehalt erhält ein/e Ruhestandsbeamtin/beamter, bei der bzw. dem die Voraussetzungen des § 4 Abs. 

1 Landebeamtenversorgungsgesetz (LBeamtVG NRW) vorliegen. Hierfür muss eine Dienstzeit von mindes-

tens 5 Jahren oder ein zur Dienstunfähigkeit führender Dienstunfall vorliegen. Das Versorgungsrecht 

wurde im neuen Landesbeamtenversorgungsgesetz (LBeamtVG NRW), zum 1.7.2016 bereinigt und neu 

strukturiert, um es übersichtlicher zu gestalten. 

 

Nur Ruhestandsbeamte sind von der Beamtenversorgung erfasst. Wessen Beamtenverhältnis also nicht 

durch Eintritt in den Ruhestand, sondern durch Entlassung endet, erhält kein Ruhegehalt, sondern wird in 

der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) nachversichert, Ausnahme ist das für den Bund und einige 

Bundesländer neu eingeführte Altersgeld (allerdings nicht in NRW). Ruhestand ist allerdings auch der 

einstweilige Ruhestand, in den politische Beamte jederzeit versetzt werden können.  

 

Nach derzeitiger Rechtslage steigert jedes volle Dienstjahr, in dem eine Beamtin bzw. ein Beamter zugleich 

Vollzeit gearbeitet hat, den individuellen Anspruch auf Ruhegehalt um den Wert 1,79375, so dass nach 40 

Jahren der höchstmögliche Wert von 71,75 erreicht wird. Der so erreichte Wert stellt die Prozentzahl dar, 

mit der der aktuell gültige Bezügeanspruch eines aktiven Beamten derselben Besoldungsgruppe und 

Dienstaltersstufe multipliziert wird, um den zustehenden Anspruch zu errechnen. Soweit Teile eines Fami-

lienzuschlages zustehen, unterliegen diese ebenfalls der genannten Kürzung. Es werden seit dem 1.7.2016 

auch ruhegehaltfähige Dienstzeiten vor Vollendung des 17.Lebensjahres berücksichtigt. 

 

Wird nur Teilzeit gearbeitet, so vermindert sich der Jahressatz von 1,79375 um den entsprechenden 

Teilzeitfaktor. Dafür können Zeiten einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst, die nicht im Beamtenver-

hältnis geleistet wurden, bei der Berechnung des Faktors anerkannt werden. Gleichfalls gibt es Zurech-
nungszeiten, sofern ein Beamter vor dem 60. Lebensjahr dienstunfähig wird (zwei Drittel der verbleiben-

den Zeit). 

 

Die Mindestversorgung greift, wenn eine Dienstunfähigkeit (ohne Dienstunfall) eintritt. Die amtsunabhän-

gige Mindestversorgung beträgt 61,6 % der maßgeblichen Bezüge aus der Besoldungsgruppe A 5 (ab 

1.1.2019 1.754,05 €, ggf. zuzüglich des Familienzuschlags der Stufe 1), die amtsabhängige Mindestversor-

gung 35 % der maßgeblichen Bezüge aus der ruhegehaltfähigen Besoldungsgruppe. Es gilt der jeweils 

höhere Betrag. 

 

Im Falle des Todes steht den Hinterbliebenen (Ehegatte, Lebenspartner, Kinder) eine Witwen- oder Wai-
senversorgung zu (§§ 23 ff, 28 ff LBeamtVG). 
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Anrechnung anderer Einkünfte 
 

Neben den Versorgungsbezügen können Beamte nur unter bestimmten Voraussetzungen und Grenzen 

hinzuverdienen, ohne dass die Versorgung gekürzt, also ruhend gestellt wird (§ 66 LBeamtVG). Dasselbe 

gilt auch für Hinterbliebene. Dabei ist insbesondere die Regelaltersgrenze (Tabelle s.o.)  von Bedeutung: 

Eine Anrechnung findet nach dessen Vollendung nur in den Fällen statt, in denen ein Erwerbseinkommen 

aus einer Beschäftigung innerhalb des öffentlichen Dienstes (sog. Verwendungseinkommen) erzielt wird.  

 

Die Einschränkung bedeutet, dass im Wesentlichen vorzeitig dienstunfähige Beamte, Beamte mit besonde-

ren Altersgrenzen (z.B. Feuerwehr ab 60 Jahren) sowie ggf. Hinterbliebene von einer Anrechnung eines 
Hinzuverdienstes betroffen sind. 

 

Eigene Renten wegen Alters oder verminderter Erwerbsfähigkeit und vergleichbare Ersatzleistungen wie 

Witwenrenten werden im Gegensatz zum Erwerbseinkommen auf Dauer durch die Regelungen zum Zu-

sammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten über § 68 LBeamtVG erfasst. Wird dagegen berück-

sichtigungsfähiges Erwerbseinkommen neben der Versorgung bezogen, ruhen die Versorgungsbezüge 

insoweit, als die Gesamteinkünfte die gesetzlich festgelegte Höchstgrenze (§ 66 Abs. 2 LBeamtVG) über-

steigen. 

 

Für Ruhestandsbeamte bzw. für Witwen und Witwer bilden die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe jener Besoldungsgruppe, aus der das Ruhegehalt berechnet wird, die Einkommenshöchstgrenze. 

Die Höchstgrenze macht mindestens das  1,39fache der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 

der Besoldungsgruppe A 5  aus. Der kinderbezogene Anteil des Familienzuschlags bleibt darüber hinaus in 

voller Höhe erhalten. 

 

Für Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit (außerhalb eines Dienstunfalls) oder als Schwerbe-
hinderte auf Antrag in den Ruhestand gegangen sind, gelten – bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze 

(Tabelle siehe oben) – 71,75 % der vorstehend genannten Höchstgrenze als Anrechnungsfrei. Hinzuge-

rechnet wird ein pauschaler Betrag in Höhe von 525 € (seit 1.7.2016, zuvor 325 €). 

 

Die Aufnahme oder der Wechsel einer Tätigkeit, der Bezug von Einkünften, einschließlich der Veränderung 

der Höhe der Einkünfte, ist der die Versorgungsbezüge regelnden Stelle anzuzeigen; auf Verlangen sind 

Nachweise vor zulegen. 

 

Riester-Rente für Beamte 
 

Prinzipiell ist für Beamte die Riester-Rentenförderung wie für Arbeitnehmer geregelt. Um die vollen Zula-

gen zu erhalten, müssen Beamte mindestens 4% ihres Vorjahreseinkommens in einen Altersvorsorgever-
trag einzahlen. Nach der momentanen Regelung beträgt die Förderung durch Zulagen 

 

- 154,- € für jeden Förderberechtigen 

- 185,- € für jedes kindergeldberechtigte Kind, das vor 2008 geboren wurde 

- 300,- € für jedes kindergeldberechtigte Kind, das ab 1. Januar 2008 geboren wurde 

- Berufseinsteiger unter 25 Jahren bekommen einen einmaligen Bonus von 200,- €, wenn sie mit einem 

Riestervertrag vorsorgen. 
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Neben den Zulagen haben Beamte die Möglichkeit, die Aufwendungen für ihre Riester-Rente als Sonder-
ausgaben steuerlich geltend zu machen. Sind die Steuervorteile, die sich durch das Absetzen der Riester-

beiträge ergeben, höher als die Zulagen, bekommt der Beamte die Differenz als Steuervorteil bar ausge-

zahlt. 

 

Um die Zulagen für einen Riestervertrag zu beantragen, wird die Sozialversicherungsnummer des Antrags-

stellers benötigt. Da Beamte aber weder sozialversicherungspflichtig noch rentenversicherungspflichtig 

sind, haben sie im Normalfall auch keine Sozialversicherungsnummer. Sie müssen daher eine sogenannte 

Zulagennummer beantragen. Die Zulagennummer kann über die entsprechende Besoldungsstelle bei der 

zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) bei der Deutschen Rentenversicherung Bund beantragt 

werden. 

 

Riester-Renten werden bei der Beamtenversorgung nicht als anderes Einkommen angerechnet. 

 

Sonstige versorgungsrechtliche Neuregelungen durch die Dienst-
rechtsänderung 2016: 

Versorgungsanspruch bei eingetragenen Lebenspartnerschaften 
 

Eingetragene Lebenspartnerschaften (nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz) sind seit 1.7.2016 gesetzlich 

hinsichtlich der versorgungsrechtlichen Ansprüche und Regelungen Ehen gleichgestellt.   

 

Anspruch auf Versorgungsauskunft 
 

Erstmalig wird in Nordrhein-Westfalen für die Beamtinnen und Beamten ein Anspruch auf Versorgungs-
auskunft gesetzlich geregelt. Der Dienstherr ist ab dem 1.1.2021 verpflichtet, den Beamtinnen und Beam-

ten eine Auskunft über ihre voraussichtlichen Versorgungsbezüge zu geben. Der Anspruch besteht ab 

Vollendung des 55. Lebensjahres im Abstand von drei Jahren. Bei berechtigtem Interesse kann auch vor 

Vollendung des 55. Lebensjahres und in kürzeren Abständen eine 

Versorgungsauskunft beantragt werden. 

Feuerwehrzulage 
 

Die Ruhegehaltfähigkeit der Feuerwehrzulage wurde wieder eingeführt. Sie gilt seit dem 1.7.2016 und 

wird ab diesem Zeitpunkt auch bei allen Feuerwehrbeamtinnen und Feuerwehrbeamten berücksichtigt, 

die bereits im Ruhestand sind und bei denen die Zulage aufgrund des Versorgungsreformgesetzes 1998 

bisher nicht ruhegehaltfähig war. 

Hinzuverdienst 
 

Für alle Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die aufgrund 

einer Schwerbehinderung oder wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt 

wurden und bereits den Höchstruhegehaltssatz von 71,75% erreicht haben, wurde zum 1.7.2016 die 

Grenze des unschädlichen Hinzuverdienstes um 200 € von 325 € auf 525 € monatlich erhöht. 
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Pensionsfondsgesetz NRW eingeführt 
 

Die aktiven Beamtinnen und Beamten im Land und bei den Kommunen in NRW haben ebenso wie die 

Ruhestandsbeamtinnen und -beamten in den letzten zwei Jahrzehnten in erheblichem Umfang zum Auf-

bau von Rücklagen für künftige Pensionsleistungen beigetragen. Häufig wurden die dadurch erzielten 

Einsparungen allerdings unmittelbar zur Sicherung der jeweiligen Haushalte verbraucht. Für künftige 

Pensionsleistungen stehen diese Mittel nicht mehr zur Verfügung. 

 

Die Gewerkschaft ver.di forderte seit vielen Jahren den konsequenten Aufbau von Pensionsfonds auf allen 

Haushaltsebenen mit dem Ziel, langfristig die Zahlung der Pensionen und Beihilfen abzusichern, auch 

gegen den Zugriff bei Kassennotlagen. 

 

Das vom Landtag im Februar 2016 beschlossene Gesetz zur Schaffung eines Pensionsfonds für die künfti-

gen Pensionsleistungen des Landes ist ein guter Schritt. Durch die Zusammenführung der Sondervermögen 

aus der Versorgungsrücklage und dem bisherigen Versorgungsfonds besteht bei kontinuierlicher jährlicher 

Mittelzuführung in Höhe von mindestens € 500 Mio. die begründete Zuversicht, dass mit Beginn der Leis-

tung aus diesem Fonds frühestens in 2021 eine stabilere Vorsorge getroffen wird. Wir halten allerdings an 

unserer Forderung fest, vergleichbare Strukturen auch zur Absicherung der künftigen Pensionsverpflich-

tungen der Kommunen zu schaffen. Dies kann entweder in den kommunalen Zusatzversorgungskassen 

oder ähnlichen Einrichtungen erfolgen. 

 

Die Verwaltung des Pensionsfonds darf aus unserer Sicht nicht an Vermögensverwaltungen, Renten-

fondsmanagementgesellschaften, Banken, Anlageberater oder andere private Institutionen übergeben 

werden. Die öffentlich-rechtliche Haftung ist sicherzustellen. Die Fonds dürfen nicht beliehen oder ver-

pfändet werden. Risikoträchtige Anlageformen sind zu untersagen. 

 

Bei Dienstherrenwechsel sollen Beamtinnen und Beamte eine Mitteilung über den Ausgleich und die bis 

dahin erworbenen Anwartschaften erhalten. Mit der Schaffung des Pensionsfonds und einer kontinuierli-

chen, ausreichenden Zuführung verbinden wir die Erwartung, dass es keine verschlechternden Eingriffe 

mehr in die Lebensalterszeit, die Anwartschaften und die Versorgungshöhe geben wird. 

Disziplinarrecht 
 

Das Disziplinarverfahren ist ein Verfahren, in dem ein mögliches Dienstvergehen von Beamten geprüft 

und gegebenenfalls sanktioniert wird. Rechtliche Grundlage in NRW ist das Landesdisziplinargesetz (LDG). 

Disziplinarverfahren 
 

Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, leitet der Dienstvorge-

setzte ein Disziplinarverfahren ein und veranlasst die zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen 

Ermittlungen. Nach Abschluss der Ermittlungen muss der Dienstvorgesetzte nach pflichtgemäßem Ermes-

sen entscheiden, ob das Disziplinarverfahren einzustellen oder eine Disziplinarmaßnahme zu verhängen 

ist. 

 

Ein Dienstvergehen liegt vor, wenn die Beamtin bzw. der Beamte schuldhaft die ihr bzw. ihm obliegenden 
Pflichten verletzt (vgl. §§ 33 ff BeamtStG). Hierunter fallen nicht nur innerdienstliche Pflichtverletzungen. 

Auch gravierendes Fehlverhalten im Privatbereich kann ein Disziplinarverfahren auslösen (z. B. bei anhän-

gigem Strafverfahren / Bußgeldverfahren), falls das Vergehen Zweifel an der persönlichen Eignung aufwirft 
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(wenn z. B. ein Betroffener wegen Körperverletzung verurteilt wird) oder geeignet ist, das Ansehen des 

Beamtentums zu beschädigen. 

 

Die Beamten sind über die Einleitung des Disziplinarverfahrens zu unterrichten. Er muss darüber informiert 

werden, welches Dienstvergehen ihnen zur Last gelegt wird. Sie sind gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass 

es ihnen freisteht, sich mündlich oder schriftlich zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen und sich 

jederzeit eines Bevollmächtigten oder Beistands zu bedienen. Dies kann auch ein Personalratsmitglied 

sein. 

 

Die Beamten können aber auch bei dem Dienstvorgesetzten oder dem höheren Dienstvorgesetzten die 

Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragen, um sich von dem Verdacht eines 

Dienstvergehens zu entlasten oder auf diesem indirekten Wege die Ermittlung gegen einen Dritten zu 

veranlassen. 

 

Während eines Strafverfahrens wird das Disziplinarverfahren grundsätzlich ausgesetzt (§ 22 LDG). Straf-

rechtliche Entscheidungsgründe sind im Disziplinarverfahren bindend (§ 23 LDG). 

 

Im Rahmen des Disziplinarverfahrens sind Zeugenvernehmungen, Beschlagnahmungen und Durchsuchun-

gen möglich (§3 24 ff. LDG). Bei Verdacht auf psychische Krankheit können Beamte zur Begutachtung 

freiheitsentziehend untergebracht werden (§ 28 LDG). 

Disziplinarmaßnahmen 
 

Der Katalog möglicher Disziplinarmaßnahmen ist genau festgelegt. Mögliche Maßnahmen sind: 

 

-Verweis (§ 6 LDG, vergleichbar der Abmahnung im Arbeitsrecht) 

- Geldbuße (§ 7 LDG, bis zur Höhe der mtl. Besoldung) 

- Kürzung der Dienstbezüge (§ 8 LDG, bis zu 3 Jahren) 

- Zurückstufung (Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt, § 9 LDG) 

- Entfernung aus dem Beamtenverhältnis (§ 10 LDG) 

- Kürzung des Ruhegehalts (§ 11 LDG, bis zu 3 Jahren) 

- Aberkennung des Ruhegehalts (§ 12 LDG) 

 

Bei Beamten auf Probe oder Beamten auf Widerruf sind nur der Verweis und die Geldbuße, bei Ehrenbe-

amten nur Verweis, Geldbuße und Entfernung aus dem Dienst, bei Ruhestandsbeamten nur die Kürzung 

des Ruhegehalts und die Aberkennung des Ruhegehalts zulässig. Missbilligende Äußerungen, die nicht 

ausdrücklich als Verweis gekennzeichnet sind, sind keine Disziplinarmaßnahme.Ist ein Verweis, eine Geld-

buße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ruhegehalts angezeigt, wird eine solche 

Maßnahme durch Disziplinarverfügung ausgesprochen. 

 

Während des Zeitraums der Kürzung der Dienstbezüge (max 3 Jahre) oder der Zurückstufung (max. 5 

Jahre) ist keine Beförderung zulässig (§§ 8 Abs. 4, 9 LDG).Soll gegen Beamte auf Zurückstufung, auf Entfer-

nung aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt werden, ist eine Diszip-
linarklage zu erheben (hier ist der Personalrat in der Mitwirkung, § 73 Nr. 6 LPVG).  Zuständig ist die Ver-

waltungsgerichtsbarkeit. Bei den Verwaltungsgerichten sind Kammern und bei den Oberverwaltungsge-

richten Senate für Disziplinarsachen eingerichtet. 

 

Eine Entfernung aus der Personalakte muss stattfinden nach 2 Jahren (beim Verweis), nach 3 Jahren bei 

Kürzungen und bei Zurückstufungen nach 7 Jahren (§ 16 LDG 
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Rechtsnormen 
 

Grundgesetz 
 
Art. 33 
(1) Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 

(2) Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zu-

gang zu jedem öffentlichen Amte1. 

(3) Der Genuss bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffentlichen Äm-

tern sowie die im öffentlichen Dienste erworbenen Rechte sind unabhängig von dem religiösen 

Bekenntnis. Niemandem darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Be-

kenntnisse oder einer Weltanschauung ein Nachteil erwachsen. 

(4) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der Regel Angehöri-

gen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und 

Treueverhältnis stehen. 

(5) Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der hergebrachten Grunds-

ätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln. 

 

Art. 34 
Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm einem Dritten 

gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den Staat oder 

die Körperschaft, in deren Dienst er steht2. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der 

Rückgriff vorbehalten3. Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den Rückgriff darf der 

ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden. 

Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Artikel 80 
 

Die Beamten und sonstigen Verwaltungsangehörigen sind Diener des ganzen Volkes, nicht 

einer Partei oder sonstigen Gruppe. Sie haben ihr Amt und ihre Aufgaben unparteiisch und 

ohne Rücksicht auf die Person nur nach sachlichen Gesichtspunkten wahrzunehmen. Jeder 

Beamte leistet folgenden Amtseid: 

,,Ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können verwalten, 

Verfassung und Gesetze befolgen und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und 

Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.4 

 

                                                                                       
1 vgl. § 9 BeamtStG 
2 vgl. § 839 BGB 
3 vgl. § 48 BeamtStG, § 80 LBG NRW; Arbeitnehmer: § 3 Abs. 6 TVöD 
4 vgl. § 38 BeamtStG, § 46 LBG NRW; Arbeitnehmer: §§ 1,2 Verpflichtungsgesetz 
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Beamtenstatusgesetz - BeamtStG5 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 Geltungsbereich 
Dieses Gesetz regelt das Statusrecht der Beamtinnen und Beamten der Länder, Gemeinden 

und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht eines Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

 

§ 2 Dienstherrnfähigkeit 
Das Recht, Beamtinnen und Beamte zu haben, besitzen 

1. Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, 

2. sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die dieses Recht 

im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes besitzen oder denen es durch ein Landesgesetz 

oder aufgrund eines Landesgesetzes verliehen wird. 

Abschnitt 2 Beamtenverhältnis 
 
§ 3 Beamtenverhältnis6 
(1) Beamtinnen und Beamte stehen zu ihrem Dienstherrn in einem öffentlich-rechtlichen 

Dienst- und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis). 

(2) Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist nur zulässig zur Wahrnehmung 

1. hoheitsrechtlicher Aufgaben oder 

2. solcher Aufgaben, die aus Gründen der Sicherung des Staates oder des öffentlichen Lebens 

nicht ausschließlich Personen übertragen werden dürfen, die in einem privatrechtlichen Ar-

beitsverhältnis stehen. 

 

§ 4 Arten des Beamtenverhältnisses 
(1) Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit dient der dauernden Wahrnehmung von Aufgaben 

nach § 3 Abs. 2. Es bildet die Regel. 

(2) Das Beamtenverhältnis auf Zeit dient 

a) der befristeten Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Abs. 2 oder 

b) der zunächst befristeten Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion. 

(3) Das Beamtenverhältnis auf Probe dient der Ableistung einer Probezeit 

a) zur späteren Verwendung auf Lebenszeit oder 

b) zur Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion. 

(4) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf dient 

a) der Ableistung eines Vorbereitungsdienstes oder 

b) der nur vorübergehenden Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Abs. 2. 

                                                                                       
5 vom 17.6.2008 (BGBl. I S. 1010), zul. geändert durch zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.11.2018 

(BGBl. I S. 2232) 
6 Art. 33 Abs. 4 GG 
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§ 5 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte7 
(1) Als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter kann berufen werden, wer Aufgaben im Sinne des § 

3 Abs. 2 unentgeltlich wahrnehmen soll. 

(2) Die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten können durch Landes-

recht abweichend von den für Beamtinnen und Beamte allgemein geltenden Vorschriften 

geregelt werden, soweit es deren besondere Rechtsstellung erfordert. 

(3) Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in ein Beamtenverhältnis anderer Art, ein solches 

Beamtenverhältnis nicht in ein Ehrenbeamtenverhältnis umgewandelt werden. 

 

§ 6 Beamtenverhältnis auf Zeit8 
Für die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen auf Zeit und Beamten auf Zeit gelten die Vorschrif-

ten für Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit entsprechend, soweit durch 

Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. 

 

§ 7 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses9 
(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die 

Staatsangehörigkeit 

a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

oder 

c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische Union vertrag-

lich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikationen eingeräumt 

haben, besitzt, 

2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im 

Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 

3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 

(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im Sinne des 

Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis berufen werden. 

(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, wenn 

1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches Interesse 

besteht oder 

2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals in das Beamten-

verhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

 

  

                                                                                       
7 § 107 LBG NRW 
8 § 4 LBG NRW 
9 § 3 LBG NRW 
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§ 8 Ernennung10 
(1) Einer Ernennung bedarf es zur 

1. Begründung des Beamtenverhältnisses, 

2. Umwandlung des Beamtenverhältnisses in ein solches anderer Art (§ 4), 

3. Verleihung eines anderen Amtes mit anderem Grundgehalt oder 

4. Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung, soweit das Landesrecht dies 

bestimmt. 

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde 

müssen enthalten sein 

1. bei der Begründung des Beamtenverhältnisses die Wörter „unter Berufung in das Beamten-

verhältnis“ mit dem die Art des Beamtenverhältnisses bestimmenden Zusatz „auf Lebenszeit“, 

„auf Probe“, „auf Widerruf“, „als Ehrenbeamtin“ oder „als Ehrenbeamter“ oder „auf Zeit“ mit 

der Angabe der Zeitdauer der Berufung, 

2. bei der Umwandlung des Beamtenverhältnisses in ein solches anderer Art die diese Art 

bestimmenden Wörter nach Nummer 1 und 

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung11. 

(3) Mit der Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Probe, auf Lebenszeit und auf Zeit 

wird gleichzeitig ein Amt verliehen. 

(4) Eine Ernennung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirk-

sam. 

 

§ 9 Kriterien der Ernennung12 
Ernennungen sind nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Ge-

schlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische Herkunft, Behinderung, Religion oder Weltan-

schauung, politische Anschauungen, Herkunft, Beziehungen oder sexuelle Identität vorzuneh-

men. 

 

VV des Innenministeriums NRW zu den §§ 8, 9 BeamtStG / § 15 LBG NRW (Ernennung) 
 
1 Form und Inhalt der Urkunde (nicht abgedruckt) 
2 Kriterien der Ernennung 
Gemäß § 15 Absatz 3 Satz 1 LBG NRW sind Ernennungen nach den Kriterien des § 9 BeamtStG 
vorzunehmen. 
Bei der Einstellung in den Landesdienst ist § 48 LHO zu beachten. 
2.1�Gesundheitliche Eignung 
2.1.1�Vor der Begründung des Beamtenverhältnisses ist zu prüfen, ob die Bewerberin oder der 
Bewerber gesundheitlich geeignet ist. Vor der Umwandlung des Beamtenverhältnisses auf 
Probe in ein solches auf Lebenszeit ist die gesundheitliche Eignung der Beamtin oder des Beam-
ten nur dann erneut zu prüfen, wenn Zweifel über den Gesundheitszustand bestehen. 

                                                                                       
10 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 1, 2 LPVG NRW 
11 § 77 LBG NRW, § 24 LBesG NRW 
12 Art. 33 Abs. 2 GG; Diskriminierungsverbot §§ 1, 24 AGG, § 2 BGG NRW 
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2.1.2�Die gesundheitliche Eignung ist durch ein amtliches Gutachten der unteren Gesundheits-
behörde nachzuweisen, das nicht früher als drei Monate vor dem Zeitpunkt erteilt worden ist, 
zu dem es vorgelegt wird. Bei der Berufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf für einen 
Vorbereitungsdienst, der auch Voraussetzung für die Ausübung eines Berufes außerhalb des 
öffentlichen Dienstes ist, ist der Nachweis durch ein amtliches Gutachten der unteren Gesund-
heitsbehörde nur zu fordern, wenn Zweifel über den Gesundheitszustand bestehen; andernfalls 
genügt eine Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers über ihren oder seinen Gesundheits-
zustand. Dies gilt auch bei der Berufung einer früheren Beamtin oder eines früheren Beamten, 
deren oder dessen Beamtenverhältnis auf Widerruf mit dem Bestehen der Prüfung geendet hat, 
in das Beamtenverhältnis auf Probe, wenn die Berufung innerhalb eines Jahres nach Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses auf Widerruf erfolgt und bei Begründung des Beamtenverhält-
nisses auf Widerruf das amtliche Gutachten der unteren Gesundheitsbehörde vorgelegen hat. 
Die Kosten des Nachweises der gesundheitlichen Eignung trägt die Dienststelle. 
2.2�Charakterliche Eignung 
2.2.1�Vor der Begründung des Beamtenverhältnisses ist zu prüfen, ob die Bewerberin oder der 
Bewerber in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt, nicht vorbestraft ist und gegen sie 
oder ihn kein gerichtliches Strafverfahren oder Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
anhängig ist. 
2.2.2�Über ihre oder seine wirtschaftlichen Verhältnisse ist von der Bewerberin oder dem Be-
werber eine Erklärung (Anlage) zu verlangen. Zur Prüfung, ob die Bewerberin oder der Bewer-
ber vorbestraft ist, ist sie oder er aufzufordern, bei der für sie oder ihn zuständigen Meldebe-
hörde ein Führungszeugnis zur Vorlage bei der Einstellungsbehörde zu beantragen. Für den 
Einsatz in kinder- und jugendnahen Bereichen ist § 30 a Absatz 1 Bundeszentralregistergesetz 
zu beachten. 
Das den in § 41 Bundeszentralregistergesetz genannten Behörden zustehende Recht, unbe-
schränkte Auskunft aus dem Zentralregister zu erhalten, bleibt unberührt. Ferner ist von der 
Bewerberin oder dem Bewerber eine Erklärung (Anlage) zu verlangen, ob sie oder er vorbestraft 
ist und ob gegen sie oder ihn ein gerichtliches Strafverfahren oder ein Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft anhängig ist. Personalakten aus früheren Tätigkeiten im öffentlichen Dienst 
sind einzusehen. 
2.3�Nicht berücksichtigte Bewerberinnen oder Bewerber 
In einem Auswahlverfahren nicht berücksichtigte Bewerberinnen oder Bewerber werden recht-
zeitig vor der endgültigen Stellenbesetzung über den Ausgang des Verfahrens unterrichtet. 
 

§ 10 Voraussetzung der Ernennung auf Lebenszeit 
Die Ernennung zur Beamtin auf Lebenszeit oder zum Beamten auf Lebenszeit ist nur zulässig, 

wenn die Beamtin oder der Beamte sich in einer Probezeit von mindestens sechs Monaten und 

höchstens fünf Jahren bewährt hat. Von der Mindestprobezeit können durch Landesrecht 

Ausnahmen bestimmt werden. 

 

§ 11 Nichtigkeit der Ernennung 
(1) Die Ernennung ist nichtig, wenn 

1. sie nicht der in § 8 Abs. 2 vorgeschriebenen Form entspricht, 

2. sie von einer sachlich unzuständigen Behörde ausgesprochen wurde oder 
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3. zum Zeitpunkt der Ernennung 

a) nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 keine Ernennung erfolgen durfte und keine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 

zugelassen war, 

b) nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter vorlag oder 

c) eine ihr zu Grunde liegende Wahl unwirksam ist. 

(2) Die Ernennung ist von Anfang an als wirksam anzusehen, wenn 

1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 aus der Urkunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervor-

geht, dass die für die Ernennung zuständige Stelle ein bestimmtes Beamtenverhältnis begrün-

den oder ein bestehendes Beamtenverhältnis in ein solches anderer Art umwandeln wollte, für 

das die sonstigen Voraussetzungen vorliegen, und die für die Ernennung zuständige Stelle die 

Wirksamkeit schriftlich bestätigt; das Gleiche gilt, wenn die Angabe der Zeitdauer fehlt, durch 

Landesrecht aber die Zeitdauer bestimmt ist, 

2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 die sachlich zuständige Behörde die Ernennung bestätigt oder 

3. im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe a eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 nachträglich zuge-

lassen wird. 

 

§ 12 Rücknahme der Ernennung 
(1) Die Ernennung ist mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn 

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde, 

2. nicht bekannt war, dass die ernannte Person wegen eines Verbrechens oder Vergehens 

rechtskräftig zu einer Strafe verurteilt war oder wird, das sie für die Berufung in das Beamten-

verhältnis nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 als unwürdig erscheinen lässt, 

3. die Ernennung nach § 7 Abs. 2 nicht erfolgen durfte und eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 

nicht zugelassen war und die Ausnahme nicht nachträglich erteilt wird oder 

4. eine durch Landesrecht vorgeschriebene Mitwirkung einer unabhängigen Stelle oder einer 

Aufsichtsbehörde unterblieben ist und nicht nachgeholt wurde. 

(2) Die Ernennung soll zurückgenommen werden, wenn nicht bekannt war, dass gegen die 

ernannte Person in einem Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 

oder auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt worden war. Dies gilt auch, wenn die Ent-

scheidung gegen eine Beamtin oder einen Beamten der Europäischen Union oder eines Staates 

nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 ergangen ist. 

 
Abschnitt 3 Länderübergreifender Wechsel und Wechsel in die  
Bundesverwaltung13 
 
§ 13 Grundsatz 
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur bei landesübergreifender Abordnung, Versetzung 

und Umbildung von Körperschaften sowie bei einer Abordnung oder Versetzung aus einem 

Land in die Bundesverwaltung. 

 

  
                                                                                       
13 Wechsel innerhalb NRWs: §§ 24 ff LBG NRW 
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§ 14 Abordnung14 
(1) Beamtinnen und Beamte können aus dienstlichen Gründen vorübergehend ganz oder teil-

weise zu einer dem übertragenen Amt entsprechenden Tätigkeit in den Bereich eines Dienst-

herrn eines anderen Landes oder des Bundes abgeordnet werden.15 

(2) Aus dienstlichen Gründen ist eine Abordnung vorübergehend ganz oder teilweise auch zu 

einer nicht dem Amt entsprechenden Tätigkeit zulässig, wenn der Beamtin oder dem Beamten 

die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit aufgrund der Vorbildung oder Berufsausbildung zuzu-

muten ist. Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht einem Amt mit demselben 

Grundgehalt entspricht, zulässig. 

(3) Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Beamtin oder des Beamten. Abweichend von 

Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Zustimmung zulässig, wenn die neue Tätigkeit zuzumuten 

ist und einem Amt mit demselben Grundgehalt entspricht und die Abordnung die Dauer von 

fünf Jahren nicht übersteigt. 

(4) Die Abordnung wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem aufnehmenden 

Dienstherrn verfügt. Soweit zwischen den Dienstherren nichts anderes vereinbart ist, sind die 

für den Bereich des aufnehmenden Dienstherrn geltenden Vorschriften über die Pflichten und 

Rechte der Beamtinnen und Beamten mit Ausnahme der Regelungen über Diensteid, Amtsbe-

zeichnung, Zahlung von Bezügen, Krankenfürsorgeleistungen und Versorgung entsprechend 

anzuwenden. Die Verpflichtung zur Bezahlung hat auch der Dienstherr, zu dem die Abordnung 

erfolgt ist. 

 

§ 15 Versetzung16 
(1) Beamtinnen und Beamte können auf Antrag oder aus dienstlichen Gründen in den Bereich 

eines Dienstherrn eines anderen Landes oder des Bundes in ein Amt einer Laufbahn versetzt 

werden, für die sie die Befähigung besitzen.17 

(2) Eine Versetzung bedarf der Zustimmung der Beamtin oder des Beamten. Abweichend von 

Satz 1 ist die Versetzung auch ohne Zustimmung zulässig, wenn das neue Amt mit mindestens 

demselben Grundgehalt verbunden ist wie das bisherige Amt. Stellenzulagen gelten hierbei 

nicht als Bestandteile des Grundgehalts. 

(3) Die Versetzung wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem aufnehmenden 

Dienstherrn verfügt. Das Beamtenverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt. 

 

§ 16 Umbildung einer Körperschaft18 
(1) Beamtinnen und Beamte einer juristischen Person des öffentlichen Rechts mit Dienstherrn-

fähigkeit (Körperschaft), die vollständig in eine andere Körperschaft eingegliedert wird, treten 

mit der Umbildung kraft Gesetzes in den Dienst der aufnehmenden Körperschaft über. 

(2) Die Beamtinnen und Beamten einer Körperschaft, die vollständig in mehrere andere Kör-

perschaften eingegliedert wird, sind anteilig in den Dienst der aufnehmenden Körperschaften 

zu übernehmen. Die beteiligten Körperschaften haben innerhalb einer Frist von sechs Mona-

                                                                                       
14 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 6 LPVG NRW 
15 § 24 LBG NRW; Arbeitnehmer: § 4 Abs. 1 TVöD 
16 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 5 LPVG NRW 
17 § 15 LBG NRW; Arbeitnehmer: § 4 Abs. 1 TVöD 
18 § 26 LBG NRW 
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ten nach der Umbildung im Einvernehmen miteinander zu bestimmen, von welchen Körper-

schaften die einzelnen Beamtinnen und Beamten zu übernehmen sind. Solange eine Beamtin 

oder ein Beamter nicht übernommen ist, haften alle aufnehmenden Körperschaften für die ihr 

oder ihm zustehenden Bezüge als Gesamtschuldner. 

(3) Die Beamtinnen und Beamten einer Körperschaft, die teilweise in eine oder mehrere ande-

re Körperschaften eingegliedert wird, sind zu einem verhältnismäßigen Teil, bei mehreren 

Körperschaften anteilig, in den Dienst der aufnehmenden Körperschaften zu übernehmen. 

Absatz 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Körperschaft mit einer oder mehreren 

anderen Körperschaften zu einer neuen Körperschaft zusammengeschlossen wird, wenn ein 

oder mehrere Teile verschiedener Körperschaften zu einem oder mehreren neuen Teilen einer 

Körperschaft zusammengeschlossen werden, wenn aus einer Körperschaft oder aus Teilen 

einer Körperschaft eine oder mehrere neue Körperschaften gebildet werden, oder wenn Auf-

gaben einer Körperschaft vollständig oder teilweise auf eine oder mehrere andere Körper-

schaften übergehen. 

 

§ 17 Rechtsfolgen der Umbildung 
(1) Tritt eine Beamtin oder ein Beamter aufgrund des § 16 Abs. 1 kraft Gesetzes in den Dienst 

einer anderen Körperschaft über oder wird sie oder er aufgrund des § 16 Abs. 2 oder 3 von 

einer anderen Körperschaft übernommen, wird das Beamtenverhältnis mit dem neuen Dienst-

herrn fortgesetzt. 

(2) Im Fall des § 16 Abs. 1 ist der Beamtin oder dem Beamten von der aufnehmenden oder 

neuen Körperschaft die Fortsetzung des Beamtenverhältnisses schriftlich zu bestätigen. 

(3) In den Fällen des § 16 Abs. 2 und 3 wird die Übernahme von der Körperschaft verfügt, in 

deren Dienst die Beamtin oder der Beamte treten soll. Die Verfügung wird mit der Zustellung 

an die Beamtin oder den Beamten wirksam. Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, der 

Übernahmeverfügung Folge zu leisten. Kommt die Beamtin oder der Beamte der Verpflichtung 

nicht nach, ist sie oder er zu entlassen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend in den Fällen des § 16 Abs. 4. 

 

§ 18 Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten 
(1) Beamtinnen und Beamten, die nach § 16 in den Dienst einer anderen Körperschaft kraft 

Gesetzes übertreten oder übernommen werden, soll ein gleich zu bewertendes Amt übertra-

gen werden, das ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Rücksicht auf Dienst-

stellung und Dienstalter entspricht. Wenn eine dem bisherigen Amt entsprechende Verwen-

dung nicht möglich ist, kann ihnen auch ein anderes Amt mit geringerem Grundgehalt übertra-

gen werden. Das Grundgehalt muss mindestens dem des Amtes entsprechen, das die Beam-

tinnen und Beamten vor dem bisherigen Amt innehatten. In diesem Fall dürfen sie neben der 

neuen Amtsbezeichnung die des früheren Amtes mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) füh-

ren. 

(2) Die aufnehmende oder neue Körperschaft kann, wenn die Zahl der bei ihr nach der Umbil-

dung vorhandenen Beamtinnen und Beamten den tatsächlichen Bedarf übersteigt, innerhalb 

einer Frist, deren Bestimmung dem Landesrecht vorbehalten bleibt, Beamtinnen und Beamte 

im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder auf Zeit in den einstweiligen Ruhestand versetzen, 
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wenn deren Aufgabengebiet von der Umbildung berührt wurde. Bei Beamtinnen auf Zeit und 

Beamten auf Zeit, die nach Satz 1 in den einstweiligen Ruhestand versetzt sind, endet der 

einstweilige Ruhestand mit Ablauf der Amtszeit; sie gelten in diesem Zeitpunkt als dauernd in 

den Ruhestand versetzt, wenn sie bei Verbleiben im Amt mit Ablauf der Amtszeit in den Ruhe-

stand getreten wären. 

 

§ 19 Rechtsstellung der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
(1) Die Vorschriften des § 16 Abs. 1 und 2 und des § 17 gelten entsprechend für die im Zeit-

punkt der Umbildung bei der abgebenden Körperschaft vorhandenen Versorgungsempfänge-

rinnen und Versorgungsempfänger. 

(2) In den Fällen des § 16 Abs. 3 bleiben die Ansprüche der im Zeitpunkt der Umbildung vor-

handenen Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gegenüber der abgeben-

den Körperschaft bestehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend in den Fällen des § 16 Abs. 4. 

Abschnitt 4 Zuweisung einer Tätigkeit bei anderen Einrichtungen 
 

§ 20 Zuweisung19 
(1) Beamtinnen und Beamten kann mit ihrer Zustimmung vorübergehend ganz oder teilweise 

eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit zugewiesen werden 

1. bei einer öffentlichen Einrichtung ohne Dienstherrneigenschaft oder bei einer öffentlich-

rechtlichen Religionsgemeinschaft im dienstlichen oder öffentlichen Interesse oder 

2.bei einer anderen Einrichtung, wenn öffentliche Interessen es erfordern. 

(2) Beamtinnen und Beamten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise in eine öffentlich-

rechtlich organisierte Einrichtung ohne Dienstherrneigenschaft oder eine privatrechtlich orga-

nisierte Einrichtung der öffentlichen Hand umgewandelt wird, kann auch ohne ihre Zustim-

mung ganz oder teilweise eine ihrem Amt entsprechende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zu-

gewiesen werden, wenn öffentliche Interessen es erfordern. 

(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten bleibt unberührt. 

Abschnitt 5 Beendigung des Beamtenverhältnisses 
 
§ 21 Beendigungsgründe20 
Das Beamtenverhältnis endet durch 

1. Entlassung, 

2. Verlust der Beamtenrechte, 

3. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis nach den Disziplinargesetzen oder 

4. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand. 

 

  

                                                                                       
19 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 5 LPVG NRW 
20 Nachversicherung in der Rentenversicherung: §§ 8 Abs. 2, 181 SGB VI 



Beamtenstatusgesetz  

 

 

64 

§ 22 Entlassung kraft Gesetzes 
(1) Beamtinnen und Beamte sind entlassen, wenn 

1. die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 nicht mehr vorliegen und eine Ausnahme nach § 7 

Abs. 3 auch nachträglich nicht zugelassen wird oder 

2. sie die Altersgrenze erreichen und das Beamtenverhältnis nicht durch Eintritt in den Ruhe-

stand endet. 

(2) Die Beamtin oder der Beamte ist entlassen, wenn ein öffentlich-rechtliches Dienst- oder 

Amtsverhältnis zu einem anderen Dienstherrn oder zu einer Einrichtung ohne Dienstherrnei-

genschaft begründet wird, sofern nicht im Einvernehmen mit dem neuen Dienstherrn oder der 

Einrichtung die Fortdauer des Beamtenverhältnisses neben dem neuen Dienst- oder Amtsver-

hältnis angeordnet oder durch Landesrecht etwas anderes bestimmt wird. Dies gilt nicht für 

den Eintritt in ein Beamtenverhältnis auf Widerruf oder als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter. 

(3) Die Beamtin oder der Beamte ist mit der Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit aus 

einem anderen Beamtenverhältnis bei demselben Dienstherrn entlassen, soweit das Landes-

recht keine abweichenden Regelungen trifft. 

(4) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet mit Ablauf des Tages der Ablegung oder dem 

endgültigen Nichtbestehen der für die Laufbahn vorgeschriebenen Prüfung, sofern durch 

Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. 

(5) Das Beamtenverhältnis auf Probe in einem Amt mit leitender Funktion endet mit Ablauf der 

Probezeit oder mit Versetzung zu einem anderen Dienstherrn. 

 

§ 23 Entlassung durch Verwaltungsakt21 
(1) Beamtinnen und Beamte sind zu entlassen, wenn sie 

1. den Diensteid oder ein an dessen Stelle vorgeschriebenes Gelöbnis verweigern, 

2. nicht in den Ruhestand oder einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, weil eine 

versorgungsrechtliche Wartezeit nicht erfüllt ist, 

3. dauernd dienstunfähig sind und das Beamtenverhältnis nicht durch Versetzung in den Ruhe-

stand endet, 

4. die Entlassung in schriftlicher Form verlangen oder 

5. nach Erreichen der Altersgrenze berufen worden sind. 

Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 ist § 26 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(2) Beamtinnen und Beamte können entlassen werden, wenn sie in Fällen des § 7 Abs. 2 die 

Eigenschaft als Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 

verlieren. 

(3) Beamtinnen auf Probe und Beamte auf Probe können entlassen werden, 

1. wenn sie eine Handlung begehen, die im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine 

Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte, 

2. wenn sie sich in der Probezeit nicht bewährt haben oder 

3. wenn ihr Aufgabengebiet bei einer Behörde von der Auflösung dieser Behörde oder einer 

auf landesrechtlicher Vorschrift beruhenden wesentlichen Änderung des Aufbaus oder Ver-

schmelzung dieser Behörde mit einer anderen oder von der Umbildung einer Körperschaft 

berührt wird und eine andere Verwendung nicht möglich ist. 

                                                                                       
21 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 8 LPVG NRW 
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Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist § 26 Abs. 2 bei allein mangelnder gesundheitlicher Eignung ent-

sprechend anzuwenden. 

(4) Beamtinnen auf Widerruf und Beamte auf Widerruf können jederzeit entlassen werden. 

Die Gelegenheit zur Beendigung des Vorbereitungsdienstes und zur Ablegung der Prüfung soll 

gegeben werden. 

 

§ 24 Verlust der Beamtenrechte 
(1) Wenn eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Strafverfahren durch das Urteil eines 

deutschen Gerichts 

1. wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder 

2. wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat 

und Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates, Landesverrat und Gefährdung der äuße-

ren Sicherheit oder, soweit sich die Tat auf eine Diensthandlung im Hauptamt bezieht, Be-

stechlichkeit, strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verurteilt 

wird, endet das Beamtenverhältnis mit der Rechtskraft des Urteils. Entsprechendes gilt, wenn 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt wird oder wenn die Beamtin oder 

der Beamte aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach Artikel 18 des 

Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat. 

(2) Wird eine Entscheidung, die den Verlust der Beamtenrechte zur Folge hat, in einem Wie-

deraufnahmeverfahren aufgehoben, gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. 

 

§ 25 Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze22 
Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit treten nach Erreichen der Altersgrenze 

in den Ruhestand. 

 
§ 26 Dienstunfähigkeit23 
(1) Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit sind in den Ruhestand zu versetzen, 

wenn sie wegen ihres körperlichen Zustands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung 

ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind. Als dienstunfähig kann auch ange-

sehen werden, wer infolge Erkrankung innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten mehr als 

drei Monate keinen Dienst getan hat und keine Aussicht besteht, dass innerhalb einer Frist, 

deren Bestimmung dem Landesrecht vorbehalten bleibt, die Dienstfähigkeit wieder voll herge-

stellt ist24. In den Ruhestand wird nicht versetzt, wer anderweitig verwendbar ist. 

(2) Eine anderweitige Verwendung ist möglich, wenn der Beamtin oder dem Beamten ein 

anderes Amt derselben oder einer anderen Laufbahn übertragen werden kann. In den Fällen 

des Satzes 1 ist die Übertragung eines anderen Amtes ohne Zustimmung zulässig, wenn das 

neue Amt zum Bereich desselben Dienstherrn gehört, es mit mindestens demselben Grund-

gehalt verbunden ist wie das bisherige Amt und wenn zu erwarten ist, dass die gesundheitli-

chen Anforderungen des neuen Amtes erfüllt werden. Beamtinnen und Beamte, die nicht die 

                                                                                       
22 § 31 LBG NRW, Arbeitnehmer: § 33 TVöD 
23 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 9 LPVG NRW; Arbeitnehmer: volle Erwerbsminderung, § 43 SGB 

VI, § 33 Abs. 2 TVöD 
24 Frist 6 Monate (§ 33 Abs. 1 LBG NRW), zum Datenschutz vgl. § 24 GDSG NW 



Beamtenstatusgesetz  

 

 

66 

Befähigung für die andere Laufbahn besitzen, haben an Qualifizierungsmaßnahmen für den 

Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen. 

(3) Zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand kann der Beamtin oder dem Beamten 

unter Beibehaltung des übertragenen Amtes ohne Zustimmung auch eine geringerwertige 

Tätigkeit im Bereich desselben Dienstherrn übertragen werden, wenn eine anderweitige Ver-

wendung nicht möglich ist und die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berücksichtigung 

der bisherigen Tätigkeit zumutbar ist. 

 

§ 27 Begrenzte Dienstfähigkeit25 
(1) Von der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, 

wenn die Beamtin oder der Beamte unter Beibehaltung des übertragenen Amtes die Dienst-

pflichten noch während mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann 

(begrenzte Dienstfähigkeit). 

(2) Die Arbeitszeit ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Mit Zu-

stimmung der Beamtin oder des Beamten ist auch eine Verwendung in einer nicht dem Amt 

entsprechenden Tätigkeit möglich. 

 
§ 28 Ruhestand bei Beamtenverhältnis auf Probe26 
(1) Beamtinnen auf Probe und Beamte auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie 

infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes Ver-

schulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen haben, dienstunfähig 

geworden sind. 

(2) Beamtinnen auf Probe und Beamte auf Probe können in den Ruhestand versetzt werden, 

wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. 

(3) § 26 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 und 3 sowie § 27 sind entsprechend anzuwenden. 

 
§ 29 Wiederherstellung der Dienstfähigkeit27 
(1) Wird nach der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit die Dienstfähigkeit 

wiederhergestellt und beantragt die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte vor 

Ablauf einer Frist, deren Bestimmung dem Landesrecht vorbehalten bleibt, spätestens zehn 

Jahre nach der Versetzung in den Ruhestand, eine erneute Berufung in das Beamtenverhältnis, 

ist diesem Antrag zu entsprechen, falls nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

(2) Beamtinnen und Beamte, die wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden 

sind, können erneut in das Beamtenverhältnis berufen werden, wenn im Dienstbereich des 

früheren Dienstherrn ein Amt mit mindestens demselben Grundgehalt übertragen werden soll 

und wenn zu erwarten ist, dass die gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes erfüllt 

werden. Beamtinnen und Beamte, die nicht die Befähigung für die andere Laufbahn besitzen, 

haben an Qualifizierungsmaßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen. 

Den wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten Beamtinnen und Beamten kann 

unter Übertragung eines Amtes ihrer früheren Laufbahn nach Satz 1 auch eine geringerwertige 

                                                                                       
25 §§ 9, 71 LBesG NRW; Arbeitnehmer: Teilerwerbsminderung § 43 SGB VI, § 33 Abs. 3 TVöD 
26 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 9 LPVG NRW 
27 § 35 LBG NRW (Frist: 5 Jahre) 
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Tätigkeit im Bereich desselben Dienstherrn übertragen werden, wenn eine anderweitige Ver-

wendung nicht möglich ist und die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berücksichtigung 

ihrer früheren Tätigkeit zumutbar ist. 

(3) Die erneute Berufung in ein Beamtenverhältnis ist auch in den Fällen der begrenzten 

Dienstfähigkeit möglich. 

(4) Beamtinnen und Beamte, die wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden 

sind, sind verpflichtet, sich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen zur Wiederherstellung 

ihrer Dienstfähigkeit zu unterziehen; die zuständige Behörde kann ihnen entsprechende Wei-

sungen erteilen. 

(5) Die Dienstfähigkeit der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten kann nach Maß-

gabe des Landesrechts untersucht werden; sie oder er ist verpflichtet, sich nach Weisung der 

zuständigen Behörde ärztlich untersuchen zu lassen. Die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhe-

standsbeamte kann eine solche Untersuchung verlangen, wenn sie oder er einen Antrag nach 

Absatz 1 zu stellen beabsichtigt. 

(6) Bei einer erneuten Berufung gilt das frühere Beamtenverhältnis als fortgesetzt. 

 
VV des Innenministeriums NRW zu § 29 BeamtStG (Wiederherstellung der  
Dienstfähigkeit) 
 
Die Behörde ist verpflichtet, wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzte Beamtinnen 
und Beamte spätestens drei Jahre nach dem Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand aufzu-
fordern, sich auf ihre Dienstfähigkeit hin untersuchen zu lassen. Dies gilt nicht, wenn nach den 
Umständen, insbesondere nach Art oder Schwere der Erkrankung, mit der Wiederherstellung 
der Dienstfähigkeit nicht zu rechnen ist. 
 
§ 30 Einstweiliger Ruhestand28 
(1) Beamtinnen auf Lebenszeit und Beamte auf Lebenszeit können jederzeit in den einstweili-

gen Ruhestand versetzt werden, wenn sie ein Amt bekleiden, bei dessen Ausübung sie in fort-

dauernder Übereinstimmung mit den grundsätzlichen politischen Ansichten und Zielen der 

Regierung stehen müssen. Die Bestimmung der Ämter nach Satz 1 ist dem Landesrecht vorbe-

halten. 

(2) Beamtinnen und Beamte, die auf Probe ernannt sind und ein Amt im Sinne des Absatzes 1 

bekleiden, können jederzeit entlassen werden. 

(3) Für den einstweiligen Ruhestand gelten die Vorschriften über den Ruhestand. § 29 Abs. 2 

und 6 gilt entsprechend. Der einstweilige Ruhestand endet bei erneuter Berufung in das Beam-

tenverhältnis auf Lebenszeit auch bei einem anderen Dienstherrn, wenn den Beamtinnen oder 

Beamten ein Amt verliehen wird, das derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört 

wie das frühere Amt und mit mindestens demselben Grundgehalt verbunden ist. 

(4) Erreichen Beamtinnen und Beamte, die in den einstweiligen Ruhestand versetzt sind, die 

gesetzliche Altersgrenze, gelten sie mit diesem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhestand ver-

setzt. 

 

                                                                                       
28 §§ 37 – 41 LBG NRW 



Beamtenstatusgesetz  

 

 

68 

 
§ 31 Einstweiliger Ruhestand bei Umbildung und Auflösung von Behörden 
(1) Bei der Auflösung einer Behörde oder bei einer auf landesrechtlicher Vorschrift beruhen-

den wesentlichen Änderung des Aufbaus oder bei Verschmelzung einer Behörde mit einer 

oder mehreren anderen kann eine Beamtin auf Lebenszeit oder ein Beamter auf Lebenszeit in 

den einstweiligen Ruhestand versetzt werden, wenn das übertragene Aufgabengebiet von der 

Auflösung oder Umbildung berührt wird und eine Versetzung nach Landesrecht nicht möglich 

ist. Zusätzliche Voraussetzungen können geregelt werden. 

(2) Die erneute Berufung der in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtin oder des in 

den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamten in ein Beamtenverhältnis ist vorzusehen, 

wenn ein der bisherigen Tätigkeit entsprechendes Amt zu besetzen ist, für das sie oder er 

geeignet ist. Für erneute Berufungen nach Satz 1, die weniger als fünf Jahre vor Erreichen der 

Altersgrenze (§ 25) wirksam werden, können durch Landesrecht abweichende Regelungen 

getroffen werden. 

(3) § 29 Abs. 6 gilt entsprechend. 

 

§ 32 Wartezeit29 
Die Versetzung in den Ruhestand setzt die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen Wartezeit 

voraus. 

 
Abschnitt 6 Rechtliche Stellung im Beamtenverhältnis 
 

§ 33 Grundpflichten 
(1) Beamtinnen und Beamte dienen dem ganzen Volk, nicht einer Partei. Sie haben ihre Aufga-

ben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und ihr Amt zum Wohl der Allgemeinheit zu führen. 

Beamtinnen und Beamte müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen de-

mokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Erhaltung 

eintreten. 

(2) Beamtinnen und Beamte haben bei politischer Betätigung diejenige Mäßigung und Zurück-

haltung zu wahren, die sich aus ihrer Stellung gegenüber der Allgemeinheit und aus der Rück-

sicht auf die Pflichten ihres Amtes ergibt. 

 

§ 34 Wahrnehmung der Aufgaben, Verhalten 
Beamtinnen und Beamte haben sich mit vollem persönlichem Einsatz ihrem Beruf zu widmen. 

Sie haben die übertragenen Aufgaben uneigennützig nach bestem Gewissen wahrzunehmen. 

Ihr Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes muss der Achtung und dem Vertrauen 

gerecht werden, die ihr Beruf erfordert. Sie dürfen ihr Gesicht bei Ausübung des Dienstes oder 

bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug nicht verhüllen, es sei denn, dienstliche 

oder gesundheitliche Gründe erfordern dies.30 

                                                                                       
29 § 4 Abs. 1 LBeamtVG (Dienstzeit 5 Jahre) 
30 Letzter Satz ergänzt durch Gesetz vom 8.6.2017, in Kraft getreten am 9.6.2017 (Bundestagsbeschluss 

vom 27.4.2017, Bt-Drs. 18/11180, 18/11813) 
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§ 35 Folgepflicht31 
(1) Beamtinnen und Beamte haben ihre Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Sie sind 

verpflichtet, deren dienstliche Anordnungen auszuführen und deren allgemeine Richtlinien zu 

befolgen. Dies gilt nicht, soweit die Beamtinnen und Beamten nach besonderen gesetzlichen 

Vorschriften an Weisungen nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen sind. 

(2) Beamtinnen und Beamte haben bei organisatorischen Veränderungen dem Dienstherr 

Folge zu leisten. 

 

§ 36 Verantwortung für die Rechtmäßigkeit32 
(1) Beamtinnen und Beamte tragen für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen die 

volle persönliche Verantwortung. 

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen haben Beamtinnen und 

Beamte unverzüglich auf dem Dienstweg geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrecht-

erhalten, haben sie sich, wenn die Bedenken fortbestehen, an die nächst höhere Vorgesetzte 

oder den nächst höheren Vorgesetzten zu wenden. Wird die Anordnung bestätigt, müssen die 

Beamtinnen und Beamten sie ausführen und sind von der eigenen Verantwortung befreit. Dies 

gilt nicht, wenn das aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt oder strafbar 

oder ordnungswidrig ist und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für die Beamtinnen oder 

Beamten erkennbar ist. Die Bestätigung hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen. 

(3) Wird von den Beamtinnen oder Beamten die sofortige Ausführung der Anordnung verlangt, 

weil Gefahr im Verzug besteht und die Entscheidung der oder des höheren Vorgesetzten nicht 

rechtzeitig herbeigeführt werden kann, gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend. Die Anord-

nung ist durch die anordnende oder den anordnenden Vorgesetzten schriftlich zu bestätigen, 

wenn die Beamtin oder der Beamte dies unverzüglich nach Ausführung der Anordnung ver-

langt. 

 

§ 37 Verschwiegenheitspflicht33 
(1) Beamtinnen und Beamte haben über die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtlichen 

Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 

Dies gilt auch über den Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie nach Beendigung des Beam-

tenverhältnisses. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit 

1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind, 

2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-

heimhaltung bedürfen, oder 

3. gegenüber der zuständigen obersten Dienstbehörde, einer Strafverfolgungsbehörde oder 

einer durch Landesrecht bestimmten weiteren Behörde oder außerdienstlichen Stelle ein 

durch Tatsachen begründeter Verdacht einer Korruptionsstraftat nach den §§ 331 bis 337 des 

Strafgesetzbuches angezeigt wird. 

                                                                                       
31 Kein Einsatz als Streikbrecher: BVerfG 1 BvR 1213/85; Zum Beamtenstreik als solchem: BVerwG 2 C 1.13; 

Entscheidung des BVerfG v 12.6.2018, 2 BvR 1738/12, DÖV 2018, 989 
32 vgl. § 839 BGB, Art. 34 GG 
33 Arbeitnehmer: § 3 Abs. 1 TVöD, vgl. auch § 54 StPO (Aussagegenehmigung), § 383 ZPO 
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Im Übrigen bleiben die gesetzlich begründeten Pflichten, geplante Straftaten anzuzeigen und 

für die Erhaltung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung einzutreten, von Absatz 1 

unberührt. 

(3) Beamtinnen und Beamte dürfen ohne Genehmigung über Angelegenheiten, für die Absatz 

1 gilt, weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Ge-

nehmigung erteilt der Dienstherr oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet ist, der letzte 

Dienstherr. Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bildet, bei einem frühe-

ren Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung nur mit dessen Zustimmung erteilt werden. 

Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass an die Stelle des in den Sätzen 2 und 3 ge-

nannten jeweiligen Dienstherrn eine andere Stelle tritt. 

(4) Die Genehmigung, als Zeugin oder Zeuge auszusagen, darf nur versagt werden, wenn die 

Aussage dem Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes erhebliche Nachteile bereiten 

oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden oder erheblich erschweren wür-

de. Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass die Verweigerung der Genehmigung zur 

Aussage vor Untersuchungsausschüssen des Deutschen Bundestages oder der Volksvertretung 

eines Landes einer Nachprüfung unterzogen werden kann. Die Genehmigung, ein Gutachten zu 

erstatten, kann versagt werden, wenn die Erstattung den dienstlichen Interessen Nachteile 

bereiten würde. 

(5) Sind Beamtinnen oder Beamte Partei oder Beschuldigte in einem gerichtlichen Verfahren 

oder soll ihr Vorbringen der Wahrnehmung ihrer berechtigten Interessen dienen, darf die 

Genehmigung auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 1 erfüllt sind, nur 

versagt werden, wenn die dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfordern. Wird sie 

versagt, ist Beamtinnen oder Beamten der Schutz zu gewähren, den die dienstlichen Rücksich-

ten zulassen. 

(6) Beamtinnen und Beamte haben, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, auf 

Verlangen des Dienstherrn oder des letzten Dienstherrn amtliche Schriftstücke, Zeichnungen, 

bildliche Darstellungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge, auch so-

weit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft ihre 

Hinterbliebenen und Erben. 

 
§ 38 Diensteid34 
(1) Beamtinnen und Beamte haben einen Diensteid zu leisten. Der Diensteid hat eine Ver-

pflichtung auf das Grundgesetz zu enthalten. 

(2) In den Fällen, in denen Beamtinnen und Beamte erklären, dass sie aus Glaubens- oder 

Gewissensgründen den Eid nicht leisten wollen, kann für diese an Stelle des Eides ein Gelöbnis 

zugelassen werden. 

(3) In den Fällen, in denen nach § 7 Abs. 3 eine Ausnahme von § 7 Abs. 1 Nr. 1 zugelassen 

worden ist, kann an Stelle des Eides ein Gelöbnis vorgeschrieben werden. 

 
  

                                                                                       
34 Art. 80 Landesverfassung NRW, § 46 LBG NRW; Arbeitnehmer: §§ 1, 2 Verpflichtungsgesetz 
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VV des Innenministeriums NRW zu § 38 BeamtStG / § 46 LBG NRW35 (Diensteid) 
1. Der Diensteid oder das an seine Stelle tretende Gelöbnis ist unverzüglich nach der Begrün-
dung des Beamtenverhältnisses durch die Behördenleiterin oder den Behördenleiter, ihre oder 
seine allgemeine Stellvertreterin oder ihrer oder seinen allgemeinen Stellvertreter oder einer 
oder einen von ihr oder ihm damit beauftragten Beamtin oder Beamten abzunehmen. Das gilt 
auch dann, wenn die Beamtin oder der Beamte früher bereits in einem Beamtenverhältnis 
stand oder wenn sie oder er von einem Dienstherrn, für den das LBG NRW nicht gilt, zu einem in 
§ 1 genannten Dienstherrn versetzt oder von ihm übernommen wird. 
2. Beamtinnen oder Beamte, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union sind, haben ebenso wie Deutsche den Diensteid bzw. das Gelöbnis zu leisten. Dies 
gilt auch für ausländische Staatsangehörige, für die eine Ausnahme nach § 7 Absatz 3 Be-
amtStG zugelassen worden ist. 
3. Vor der Leistung des Diensteides/Gelöbnisses ist in angemessener Weise auf dessen Bedeu-
tung hinzuweisen. 
 
§ 39 Verbot der Führung der Dienstgeschäfte36 
Beamtinnen und Beamten kann aus zwingenden dienstlichen Gründen die Führung der Dienst-

geschäfte verboten werden. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten 

gegen die Beamtin oder den Beamten ein Disziplinarverfahren oder ein sonstiges auf Rück-

nahme der Ernennung oder auf Beendigung des Beamtenverhältnisses gerichtetes Verfahren 

eingeleitet worden ist. 

 
§ 40 Nebentätigkeit37 
Eine Nebentätigkeit ist grundsätzlich anzeigepflichtig. Sie ist unter Erlaubnis- oder Verbotsvor-

behalt zu stellen, soweit sie geeignet ist, dienstliche Interessen zu beeinträchtigen.38 

 

§ 41 Tätigkeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie frühere Beamtinnen mit Versorgungs-

bezügen und frühere Beamte mit Versorgungsbezügen haben die Ausübung einer Erwerbstä-

tigkeit oder sonstigen Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes, die mit der dienstli-

chen Tätigkeit innerhalb eines Zeitraums, dessen Bestimmung dem Landesrecht vorbehalten 

bleibt, im Zusammenhang steht und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden 

können, anzuzeigen. Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung ist zu untersagen, wenn 

zu besorgen ist, dass durch sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Das Verbot endet 

spätestens mit Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. 

 
  

                                                                                       
35 jetzt § 38 LBG NRW 
36 Befreiung von Amtshandlungen: § 47 LBG NRW, § 20 VwVfG NRW, § 17 SGB X 
37 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 12 LPVG NRW 
38 §§ 48 – 54 LBG NRW, NtV; Arbeitnehmer: § 4 Abs. 3 TVöD 
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§ 42 Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen39 
(1) Beamtinnen und Beamte dürfen, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, keine 

Belohnungen, Geschenke oder sonstigen Vorteile für sich oder eine dritte Person in Bezug auf 

ihr Amt fordern, sich versprechen lassen oder annehmen. Ausnahmen bedürfen der Zustim-

mung ihres gegenwärtigen oder letzten Dienstherrn. 

(2) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat das aufgrund des pflichtwidrigen 

Verhaltens Erlangte auf Verlangen dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht der Verfall 

angeordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat übergegangen ist. 

 

VV des Innenministeriums NRW zu § 42 BeamtStG/§ 59 LBG NRW 
 
1 Das Bewusstsein über das grundsätzliche Verbot der Annahme von Vorteilen, die in Bezug auf 
das Amt gegeben werden, muss geschärft und aufrechterhalten werden. 
1.1 Beamtinnen und Beamte müssen jeden Anschein vermeiden, im Rahmen ihrer Amtsführung 
für persönliche Vorteile empfänglich zu sein. Die Annahme von Belohnungen oder Geschenken 
ohne ausdrückliche oder allgemeine Zustimmung der dienstvorgesetzten Stelle ist ein Dienst-
vergehen (§ 47 BeamtStG). Sie stellt einen Verstoß gegen die aus § 42 Abs. 1 BeamtStG folgen-
de Pflicht der Beamtinnen und Beamten dar. Bei Ruhestandsbeamtinnen und -beamten oder 
früheren Beamtinnen und Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es nach § 47 Abs. 2 BeamtStG 
als Dienstvergehen, wenn sie gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschen-
ken in Bezug auf ihr früheres Amt verstoßen. 
2 Eine Beamtin oder ein Beamter machen sich unter bestimmten Voraussetzungen durch die 
Annahme von Belohnungen und Geschenken strafbar (vgl. §§ 331 ff. StGB). 
3 Ein Verstoß gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken kann dienst-, 
disziplinar- und strafrechtliche Folgen nebeneinander nach sich ziehen. 
3.1 Die Einstufung des Dienstvergehens bestimmt sich auch im Falle der Annahme von Beloh-
nungen und Geschenken wegen der Bandbreite der möglichen Handlungsformen nach den 
Umständen des Einzelfalls. 
3.2 Die disziplinarischen Mittel des Landesdisziplinargesetzes sind mit Nachdruck anzuwenden. 
Gemäß § 17 Abs. 1 LDG ist ein Disziplinarverfahren von Amts wegen durch die dienstvorgesetz-
te Stelle einzuleiten, wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht 
eines Dienstvergehens rechtfertigen. Gleichzeitig ist die höhere dienstvorgesetzte Stelle hier-
über unverzüglich zu unterrichten. 
3.3 Die Beendigung des Beamtenverhältnisses infolge einer strafgerichtlichen Verurteilung 
wegen Vorteilsannahme und Bestechlichkeit ist in § 24 Absatz 1 BeamtStG geregelt. Ist die 
Beamtin oder der Beamte nach Begehung der Tat in den Ruhestand getreten, so verliert sie 
oder er mit der Rechtskraft der Entscheidung ihre oder seine Rechte als  Ruhestandsbeamtin 
oder -beamter (§ 59 Abs. l Nr. l BeamtVG). 
3.4 Wird eine geringere Strafe verhängt, so wird das bis dahin nach den Vorschriften des Lan-
desdisziplinargesetzes ausgesetzte Disziplinarverfahren unverzüglich fortgeführt. Angesichts 
der Bedeutung des in Rede stehenden Dienstvergehens ist im Einzelfall genau zu prüfen, ob bei 

                                                                                       
39 § 59 LBG NRW; Arbeitnehmer: § 3 Abs. 2 TVöD; vgl. auch §§ 331 ff StGB 
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Zugrundelegung der Rechtsprechung die behördlichen Maßnahmen ausreichen oder ob die 
Erhebung der Disziplinarklage geboten ist. 
3.4.1 Hat die Beamtin oder der Beamte bares Geld angenommen, so ist ohne Rücksicht auf die 
strafrechtliche Qualifikation eines solchen Verhaltens in der Regel die Erhebung der Disziplinar-
klage angezeigt, bei der die Beamtin oder der Beamte mit der Entfernung aus dem Beamten-
verhältnis, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte mit der Aberkennung des Ru-
hegehalts rechnen muss. Ausnahmsweise kann nach Abwägung der Umstände des Einzelfalls 
eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ruhegehalts ausreichend sein. 
3.4.2 Sofern eine Fallkonstellation vorliegt, in der die Disziplinargerichte in der Vergangenheit 
auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis, Aberkennung des Ruhegehalts oder Versetzung in 
ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt erkannt haben, ist stets Diszipli-
narklage zu erheben. 
3.4.3 Die Möglichkeiten des § 14 Abs. 1 Nr. 2 LDG sind zu beachten. 
4 Belohnungen und Geschenke sind alle Zuwendungen wirtschaftlicher oder nichtwirtschaftli-
cher Art, die von der Geberin oder vom Geber oder in ihrem oder seinem Auftrag von dritten 
Personen der Beamtin oder dem Beamten unmittelbar oder mittelbar zugewendet werden, 
ohne dass die Beamtin oder der Beamte einen Rechtsanspruch hierauf haben (Vorteil). 
4.1 Ein Vorteil kann liegen in 
-der Zahlung von Geld, 
-der Überlassung von Gutscheinen (z.B. Telefon- oder Eintrittskarten) oder von Gegenständen 
(z.B. Fahrzeuge, Baumaschinen) zum privaten Gebrauch oder Verbrauch, 
-besonderen Vergünstigungen bei Privatgeschäften (z.B. zinslose oder zinsgünstige Darlehen, 
verbilligter Einkauf), 
-der Zahlung unverhältnismäßig hoher Vergütungen für - auch genehmigte - private Nebentä-
tigkeiten (z.B. Vorträge, Gutachten), 
-der Überlassung von Fahrkarten oder Flugtickets, der Mitnahme auf Reisen, 
-Bewirtungen, 
-der Gewährung von Unterkunft, 
-erbrechtlichen Begünstigungen (z.B. Zuwendung eines Vermächtnisses oder Einsetzung als 
Erbin oder Erbe), 
-sonstigen Zuwendungen jeder Art. 
Auf den Wert der Belohnung oder des Geschenkes kommt es grundsätzlich nicht an. 
4.2 Für die Anwendbarkeit des § 42 BeamtStG ist es ohne Bedeutung, ob der Vorteil der Beam-
tin oder dem Beamten unmittelbar oder - z.B. bei Zuwendungen an Angehörige - nur mittelbar 
zugute kommt. Die Weitergabe von Vorteilen an Dritte, z.B. Verwandte, Bekannte, andere 
Bedienstete oder soziale Einrichtungen, „rechtfertigt” nicht deren Annahme; auch in diesen 
Fällen ist die Zustimmung der dienstvorgesetzten Stelle erforderlich. 
5 „In Bezug auf das Amt” ist ein Vorteil immer dann gewährt, wenn die zuwendende Person 
sich davon leiten lässt, dass die Beamtin oder der Beamte ein bestimmtes Amt bekleidet oder 
bekleidet hat. Ein Bezug zu einer bestimmten Amtshandlung ist nicht erforderlich. „Zum Amt” 
gehören neben dem Hauptamt auch jedes Nebenamt und jede sonstige auf Verlangen, Vor-
schlag oder Veranlassung der dienstvorgesetzten Stelle ausgeübte Nebentätigkeit. In Bezug auf 
das Amt gewährt kann auch eine Zuwendung sein, die die Beamtin oder der Beamte durch eine 
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im Zusammenhang mit  ihren oder seinen dienstlichen Aufgaben stehende Nebentätigkeit 
erhält. 
5.1 Der Tatbestand aus VV 5 ist auch erfüllt, wenn einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhe-
standsbeamten oder einer entlassenen Beamtin oder einem entlassenen Beamten für ihr oder 
sein Handeln oder Unterlassen als frühere Beamtin oder früherer Beamter ein Vorteil gewährt 
wird. 
5.2 Vorteile, die ausschließlich mit Rücksicht auf Beziehungen innerhalb der privaten Sphäre der 
Beamtin oder des Beamten gewährt werden, sind nicht „in Bezug auf das Amt” gewährt. Derar-
tige Beziehungen dürfen aber nicht mit Erwartungen in Bezug auf die dienstliche Tätigkeit der 
Beamtin oder des Beamten verknüpft sein. Erkennt die Beamtin oder der Beamte, dass an den 
persönlichen Verkehr derartige Erwartungen geknüpft werden, darf sie oder er weitere Vorteile 
nicht mehr annehmen. Die unter VV 6.1 dargestellte Verpflichtung, die dienstvorgesetzte Stelle 
von versuchten Einflussnahmen auf die Amtsführung zu unterrichten, gilt auch hier. 
6 Die Beamtin oder der Beamte darf eine Zuwendung ausnahmsweise annehmen, wenn die 
vorherige Zustimmung der dienstvorgesetzten Stelle vorliegt oder wenn die Zuwendung nach 
VV 8 als stillschweigend genehmigt anzusehen ist. Bei der Beantragung der Zustimmung hat die 
Beamtin oder der Beamte die für die Entscheidung maßgeblichen Umstände vollständig mitzu-
teilen. 
6.1 Wenn die Zustimmung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, darf die Beamtin oder 
der Beamte die Zuwendung ausnahmsweise vorläufig annehmen, wenn sie oder er von deren 
nachträglicher Erteilung ausgehen darf. In diesem Fall muss sie oder er aber unverzüglich um 
nachträgliche Zustimmung nachsuchen. Hat die Beamtin oder der Beamte Zweifel, ob die An-
nahme eines Vorteils unter § 42 BeamtStG fällt oder stillschweigend genehmigt ist, so hat sie 
oder er die Genehmigung zu beantragen. Darüber hinaus ist sie oder er verpflichtet, über jeden 
Versuch, ihre oder seine Amtsführung durch das Angebot von Geschenken oder Belohnungen zu 
beeinflussen, ihre oder seine dienstvorgesetzte Stelle zu unterrichten. 
7 Die Zustimmung zur Annahme eines Vorteils darf nur erteilt werden, wenn nach Lage des 
Falles nicht zu besorgen ist, dass die Annahme die objektive Amtsführung der Beamtin oder des 
Beamten beeinträchtigt oder bei dritten Personen, die von der Zuwendung Kenntnis erlangen, 
den Eindruck ihrer oder seiner Befangenheit entstehen lassen könnte. 
7.1 Die Zustimmung darf nicht erteilt werden, wenn mit der Zuwendung von Seiten der zuwen-
denden Person erkennbar eine Beeinflussung des dienstlichen Handelns (VV 5) beabsichtigt ist 
oder in dieser Hinsicht Zweifel bestehen. 
7.2 Die Zustimmung kann mit der Auflage erteilt werden, die Zuwendung an eine soziale Ein-
richtung, an den Dienstherrn oder eine sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts weiterzugeben; in der Regel wird es zweckmäßig sein, die zuwendende Person von 
der Weitergabe der Zuwendung zu unterrichten. 
7.3 Die Zustimmung ist schriftlich zu erteilen, wenn es sich um Vorteile von nicht nur geringem 
Wert (VV 8) handelt. 
7.4 Die Zustimmung der dienstvorgesetzten Stelle zur Annahme eines Vorteils schließt jedoch 
die Rechtswidrigkeit und damit die Strafbarkeit nicht aus, wenn der Vorteil von der Beamtin 
oder dem Beamten gefordert worden ist oder die Gegenleistung für eine vergangene oder 
künftige pflichtwidrige Amtshandlung darstellt. 
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8 Die Annahme von nach allgemeiner Auffassung nicht zu beanstandenden geringwertigen 
Aufmerksamkeiten (z.B. Massenwerbeartikel wie Kugelschreiber, Kalender, Schreibblocks) 
sowie von Geschenken aus dem Kreis der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beamtin oder 
des Beamten (z. B. aus Anlass eines Geburtstages oder Dienstjubiläums) im herkömmlichen 
Umfang kann allgemein als stillschweigend genehmigt angesehen werden. 
8.1 Als stillschweigend genehmigt angesehen werden kann auch eine übliche und angemessene 
Bewirtung bei allgemeinen Veranstaltungen, an denen die Beamtin oder der Beamte im Rah-
men ihres oder seines Amtes, in dienstlichem Auftrag oder mit Rücksicht auf die ihr oder ihm 
durch das Amt auferlegten gesellschaftlichen Verpflichtungen teilnimmt, z.B. Einführung und 
Verabschiedung von Amtspersonen, offizielle Empfänge, gesellschaftliche Veranstaltungen, die 
der Pflege dienstlicher Interessen dienen, Jubiläen, Grundsteinlegungen, Richtfeste, Einweihun-
gen, Eröffnungen von Ausstellungen, Betriebsbesichtigungen sowie Sitzungen von Organen 
wirtschaftlicher Unternehmungen, an denen die öffentliche Hand beteiligt ist. 
8.2 Als stillschweigend genehmigt kann auch die Teilnahme an Bewirtungen aus Anlass oder 
bei Gelegenheit dienstlicher Handlungen, Besprechungen, Besichtigungen oder dergleichen 
angesehen werden, wenn die Bewirtungen üblich und angemessen sind und wenn sie ihren 
Grund in den Regeln des Verkehrs und der Höflichkeit haben, denen sich auch eine Beamtin 
oder ein Beamter nicht entziehen kann, ohne gegen gesellschaftliche Formen zu verstoßen. 
8.3 Die Annahme von Vorteilen, die die Durchführung eines Dienstgeschäftes erleichtern oder 
beschleunigen (z.B. die Abholung einer Beamtin oder eines Beamten mit einem Kraftfahrzeug 
vom Bahnhof) gelten als stillschweigend genehmigt. 
8.4 Stillschweigende Genehmigungen entbinden nicht von Angaben nach reisekostenrechtli-
chen Vorschriften. 
9 Bei der Annahme von Einladungen ist äußerste Zurückhaltung zu üben; es ist schon der An-
schein zu vermeiden, dass dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 
9.1 Die gesellschaftliche Vertretung einer Behörde beschränkt sich auf die Behördenleitung und 
die von ihr beauftragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
10 Die für die dienstvorgesetzte Stelle handelnde Person kann sich bei Verletzung ihrer Pflichten 
eines Dienstvergehens schuldig und nach § 357 StGB strafbar machen. Auf die Pflicht nach § 17 
Abs. 1 LDG, bei zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkten für einen Verstoß gegen das Verbot 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken ein Disziplinarverfahren unter Beachtung der 
übrigen Voraussetzungen des Landesdisziplinargesetzes einzuleiten, wird ausdrücklich hinge-
wiesen. 
 

§ 43 Teilzeitbeschäftigung40 
Teilzeitbeschäftigung ist zu ermöglichen. 

 

§ 44 Erholungsurlaub41 
Beamtinnen und Beamten steht jährlicher Erholungsurlaub unter Fortgewährung der Bezüge 

zu.42 

                                                                                       
40 §§ 63 – 69 LBG, § 8 LBesG NRW; § 12 LGG NRW; Arbeitnehmer: § 11 TVöD, §§ 6-13 TZBfG 
41 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 4 LPVG NRW  
42 § 71 LBG NRW, §§ 17 – 23 FrUrlVO, Arbeitnehmer: § 26 TVöD, § 3 BUrlG 
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§ 45 Fürsorge43 
Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl der Beamtin-

nen und Beamten und ihrer Familien, auch für die Zeit nach Beendigung des Beamtenverhält-

nisses, zu sorgen. Er schützt die Beamtinnen und Beamten bei ihrer amtlichen Tätigkeit und in 

ihrer Stellung. 

 

§ 46 Mutterschutz und Elternzeit44 
Mutterschutz und Elternzeit sind zu gewährleisten. 

 
§ 47 Nichterfüllung von Pflichten 
(1) Beamtinnen und Beamte begehen ein Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft die ihnen oblie-

genden Pflichten verletzen. Ein Verhalten außerhalb des Dienstes ist nur dann ein Dienstver-

gehen, wenn es nach den Umständen des Einzelfalls in besonderem Maße geeignet ist, das 

Vertrauen in einer für ihr Amt bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen. 

(2) Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder früheren Beamtinnen mit Ver-

sorgungsbezügen und früheren Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es als Dienstvergehen, 

wenn sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgeset-

zes betätigen oder an Bestrebungen teilnehmen, die darauf abzielen, den Bestand oder die 

Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen, oder wenn sie schuldhaft ge-

gen die in den §§ 37, 41 und 42 bestimmten Pflichten verstoßen. Bei sonstigen früheren Beam-

tinnen und früheren Beamten gilt es als Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft gegen die in den 

§§ 37, 41 und 42 bestimmten Pflichten verstoßen. Für Beamtinnen und Beamte nach den 

Sätzen 1 und 2 können durch Landesrecht weitere Handlungen festgelegt werden, die als 

Dienstvergehen gelten. 

(3) Das Nähere über die Verfolgung von Dienstvergehen regeln die Disziplinargesetze. 

 

§ 48 Pflicht zum Schadensersatz45 
Beamtinnen und Beamte, die vorsätzlich oder grob fahrlässig die ihnen obliegenden Pflichten 

verletzen, haben dem Dienstherrn, dessen Aufgaben sie wahrgenommen haben, den daraus 

entstehenden Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Beamtinnen oder Beamte gemeinsam den 

Schaden verursacht, haften sie als Gesamtschuldner.46 

 

§ 49 Übermittlungen bei Strafverfahren47 
(1) Das Gericht, die Strafverfolgungs- oder die Strafvollstreckungsbehörde hat in Strafverfah-

ren gegen Beamtinnen und Beamte zur Sicherstellung der erforderlichen dienstrechtlichen 

Maßnahmen im Fall der Erhebung der öffentlichen Klage 

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, 

2. den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 

                                                                                       
43 Arbeitnehmer: §§ 617, 618 BGB 
44 § 74 LBG NRW, §§ 3 – 15 FrUrlVO; Arbeitnehmer: MuSchG, BEEG 
45 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 11 LPVG NRW 
46 § 80 LBG NRW, §§ 421, 839 BGB, § 34 GG, Arbeitnehmer: § 3 Abs. 6 TVöD 
47 Keine Parallelregelung für Tarifbeschäftigte 
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3. die einen Rechtszug abschließende Entscheidung mit Begründung 

zu übermitteln. Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entschei-

dung unter Hinweis auf das eingelegte Rechtsmittel zu übermitteln. Der Erlass und der Vollzug 

eines Haftbefehls oder eines Unterbringungsbefehls sind mitzuteilen. 

(2) In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 be-

stimmten Übermittlungen nur vorgenommen, wenn 

1. es sich um schwere Verstöße handelt, namentlich Vergehen der Trunkenheit im Straßenver-

kehr oder der fahrlässigen Tötung, oder 

2. in sonstigen Fällen die Kenntnis der Daten aufgrund der Umstände des Einzelfalls erforder-

lich ist, um zu prüfen, ob dienstrechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

(3) Entscheidungen über Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu 

übermitteln sind, sollen übermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Nr. 2 genannten Vorausset-

zungen erfüllt sind. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkennt-

nisse sind. 

(4) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren bekannt werden, dürfen mitgeteilt werden, 

wenn ihre Kenntnis aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls für dienstrechtliche Maß-

nahmen gegen eine Beamtin oder einen Beamten erforderlich ist und soweit nicht für die 

übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen der Beamtin oder des Be-

amten an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen. Erforderlich ist die Kenntnis der 

Daten auch dann, wenn diese Anlass zur Prüfung bieten, ob dienstrechtliche Maßnahmen zu 

ergreifen sind. Absatz 3 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Nach den Absätzen 1 bis 4 übermittelte Daten dürfen auch für die Wahrnehmung der Auf-

gaben nach dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz oder einem entsprechenden Landesgesetz 

verwendet werden. 

(6) Übermittlungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind auch zulässig, soweit sie Daten betreffen, 

die dem Steuergeheimnis (§ 30 der Abgabenordnung) unterliegen. Übermittlungen nach Ab-

satz 4 sind unter den Voraussetzungen des § 30 Abs. 4 Nr. 5 der Abgabenordnung zulässig. 

 

§ 50 Personalakte48 
Für jede Beamtin und jeden Beamten ist eine Personalakte zu führen. Zur Personalakte gehö-

ren alle Unterlagen, die die Beamtin oder den Beamten betreffen, soweit sie mit dem Dienst-

verhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen (Personalaktendaten). Die 

Personalakte ist vertraulich zu behandeln. Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der 

Personalverwaltung oder Personalwirtschaft verwendet werden, es sei denn, die Beamtin oder 

der Beamte willigt in die anderweitige Verwendung ein. Für Ausnahmefälle kann landesrecht-

lich eine von Satz 4 abweichende Verwendung vorgesehen werden. 

 

§ 51 Personalvertretung 
Die Bildung von Personalvertretungen zum Zweck der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwi-

schen der Behördenleitung und dem Personal ist unter Einbeziehung der Beamtinnen und 

Beamten zu gewährleisten. 

 

                                                                                       
48 Arbeitnehmer: § 3 Abs. 5 TVöD 
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§ 52 Mitgliedschaft in Gewerkschaften und Berufsverbänden 
Beamtinnen und Beamte haben das Recht, sich in Gewerkschaften oder Berufsverbänden 

zusammenzuschließen. Sie dürfen wegen Betätigung für ihre Gewerkschaft oder ihren Berufs-

verband nicht dienstlich gemaßregelt oder benachteiligt werden.49 

 

§ 53 Beteiligung der Spitzenorganisationen 
Bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen der beamtenrechtlichen Verhältnisse durch die 

obersten Landesbehörden sind die Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften 

und Berufsverbände zu beteiligen. Das Beteiligungsverfahren kann auch durch Vereinbarung 

ausgestaltet werden. 

Abschnitt 7 Rechtsweg 
 
§ 54 Verwaltungsrechtsweg50 
(1) Für alle Klagen der Beamtinnen, Beamten, Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamten, 

früheren Beamtinnen, früheren Beamten und der Hinterbliebenen aus dem Beamtenverhältnis 

sowie für Klagen des Dienstherrn ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

(2) Vor allen Klagen ist ein Vorverfahren nach den Vorschriften des 8. Abschnitts der Verwal-

tungsgerichtsordnung durchzuführen. Dies gilt auch dann, wenn die Maßnahme von der obers-

ten Dienstbehörde getroffen worden ist. Ein Vorverfahren ist nicht erforderlich, wenn ein 

Landesgesetz dieses ausdrücklich bestimmt. 

(3) Den Widerspruchsbescheid erlässt die oberste Dienstbehörde. Sie kann die Entscheidung 

für Fälle, in denen sie die Maßnahme nicht selbst getroffen hat, durch allgemeine Anordnung 

auf andere Behörden übertragen. Die Anordnung ist zu veröffentlichen. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Abordnung oder Versetzung haben keine auf-

schiebende Wirkung. 

Abschnitte 8 – 9 nicht abgedruckt 
 
Spannungs - und Verteidigungsfall (§§ 55 - 59) 
 
Sonderregelungen für Verwendungen im Ausland (§ 60) 
 

  

                                                                                       
49 Art. 33 Abs. 5 GG; Streikverbot: BVerwG 2 C 1.13 - Urteil v 27.2.2014 
50 §§ 40 ff. VwGO, § 103 LBG NRW; bei Gleichstellung s.a. § 20 LGG NRW 
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Abschnitt 10 - Sonderregelungen für wissenschaftliches Hochschul-
personal (§ 61) 
 

§ 61 Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
Abweichend von den §§ 14 und 15 können Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nur mit 

ihrer Zustimmung in den Bereich eines Dienstherrn eines anderen Landes oder des Bundes 

abgeordnet oder versetzt werden. Abordnung oder Versetzung im Sinne von Satz 1 sind auch 

ohne Zustimmung der Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer zulässig, wenn die Hoch-

schule oder die Hochschuleinrichtung, an der sie tätig sind, aufgelöst oder mit einer anderen 

Hochschule zusammengeschlossen wird oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in der sie 

tätig sind, ganz oder teilweise aufgehoben oder an eine andere Hochschule verlegt wird. In 

diesen Fällen beschränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder Hochschu-

leinrichtung bei der Einstellung auf eine Anhörung. Die Vorschriften über den einstweiligen 

Ruhestand sind auf Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nicht anzuwenden. 

 

Abschnitt 11 Schlussvorschriften  
nicht abgedruckt

 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)51 
 
§ 1 Ziel des Gesetzes 
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 

Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung52, des Al-

ters53 oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen. 

 

§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes 

unzulässig in Bezug auf: 

1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den 

Zugang zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeits-

feld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg, 

2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt und Entlassungs-

bedingungen, insbesondere in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen und Maß-

nahmen bei der Durchführung und Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim 

beruflichen Aufstieg, 

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbildung ein-

schließlich der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung sowie 

der praktischen Berufserfahrung, 

                                                                                       
51 v. 14.8.2006 (BGBl. I S. 1897), zul geändert durch Gesetz v. 3.4.2013 (BGBl. I S. 610) 
52 siehe dazu auch § 2 BGG NRW 
53 zur Altersdiskriminierung von Beamten bis 31.5.2013 vgl. OVG NRW, 3 A 1972/15 und 3 A 80/16 
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4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung oder 

einer Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich 

der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen, 

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste, 

6. die sozialen Vergünstigungen, 

7. die Bildung, 

8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit 

zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum. 

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

und § 19a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge gilt das 

Betriebsrentengesetz. 

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote der Gleichbehandlung wird 

durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem 

Schutz bestimmter Personengruppen dienen. 

(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Bestimmungen zum allgemeinen und besonde-

ren Kündigungsschutz. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 
(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 genann-

ten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer ver-

gleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittelbare Benachtei-

ligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer un-

günstigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor. 

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 

Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen 

Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschrif-

ten, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die 

Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich. 

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit 

einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die 

Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-

niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn 

ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle Hand-

lungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, Bemer-

kungen sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von porno-

graphischen Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden 

Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-

gungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt als 

Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere 

vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen Beschäftigten oder 

eine Beschäftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt oder benachteiligen 

kann. 
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§ 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe 
Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in § 1 genannten Gründe, so 

kann diese unterschiedliche Behandlung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt wer-

den, wenn sich die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen die unter-

schiedliche Behandlung erfolgt. 

 

§ 5 Positive Maßnahmen 
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe ist eine unterschiedliche 

Behandlung auch zulässig, wenn durch geeignete und angemessene Maßnahmen bestehende 

Nachteile wegen eines in § 1 genannten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden sol-

len.54 

 

§ 6 Persönlicher Anwendungsbereich55 
(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, 

3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche 

Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die 

ihnen Gleichgestellten. 

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis 

sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist. 

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind natürliche 

und juristische Personen sowie rechtsfähige Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 

1 beschäftigen. Werden Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleistung überlassen, so gilt auch 

dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäftigten und die 

ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischen-

meister. 

(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätigkeit sowie den beruflichen 

Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften dieses Abschnitts für Selbstständige und Organmit-

glieder, insbesondere Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstände, entspre-

chend. 

 

§ 7 Benachteiligungsverbot 
(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt werden; dies 

gilt auch, wenn die Person, die die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 genann-

ten Grundes bei der Benachteiligung nur annimmt. 

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 

verstoßen, sind unwirksam. 

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verletzung 

vertraglicher Pflichten. 

 

                                                                                       
54 vgl. z.B. Frauenförderung in § 19 LVO, §§ 7 ff LGG NRW 
55 vgl. für Beamte § 24 des Gesetzes 
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§ 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen 
(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig, wenn 

dieser Grund wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung 

eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern der Zweck 

rechtmäßig und die Anforderung angemessen ist. 

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen 

eines in § 1 genannten Grundes wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 

genannten Grundes besondere Schutzvorschriften gelten. 

 

§ 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschauung 
(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der 

Weltanschauung bei der Beschäftigung durch Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeordne-

ten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, die sich die 

gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, auch 

zulässig, wenn eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des Selbstver-

ständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbst-

bestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforderung 

darstellt. 

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung 

berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen zuge-

ordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich 

die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, von 

ihren Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen Selbstver-

ständnisses verlangen zu können. 

 

§ 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters56 
Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters auch zulässig, wenn 

sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur 

Erreichung dieses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein. Derartige unterschiedliche 

Behandlungen können insbesondere Folgendes einschließen: 

1. die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur Beschäftigung und zur berufli-

chen Bildung sowie besonderer Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der 

Bedingungen für Entlohnung und Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, um die berufli-

che Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäftigten und Personen mit Fürsorgepflichten 

zu fördern oder ihren Schutz sicherzustellen, 

2. die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Berufserfahrung oder das 

Dienstalter für den Zugang zur Beschäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung ver-

bundene Vorteile, 

3. die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung auf Grund der spezifischen Ausbil-

dungsanforderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund der Notwendigkeit einer 

angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand57, 

                                                                                       
56 vgl. zur Wochenarbeitszeit § 2 AZVO 
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4. die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit 

als Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder den Bezug von Altersrente oder von Leistungen 

bei Invalidität einschließlich der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen dieser 

Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten und die Verwendung von 

Alterskriterien im Rahmen dieser Systeme für versicherungsmathematische Berechnungen, 

5. eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ohne Kündigung zu 

einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der oder die Beschäftigte eine Rente wegen Alters beantra-

gen kann; § 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt, 

6. Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes, 

wenn die Parteien eine nach Alter oder Betriebszugehörigkeit gestaffelte Abfindungsregelung 

geschaffen haben, in der die wesentlich vom Alter abhängenden Chancen auf dem Arbeits-

markt durch eine verhältnismäßig starke Betonung des Lebensalters erkennbar berücksichtigt 

worden sind, oder Beschäftigte von den Leistungen des Sozialplans ausgeschlossen haben, die 

wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls nach Bezug von Arbeitslosengeld, 

rentenberechtigt sind. 

 

§ 11 Ausschreibung58 
Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden. 

 

§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers 
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor Benachtei-

ligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vor-

beugende Maßnahmen. 

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der beruflichen 

Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf 

hinwirken, dass diese unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten in geeigneter 

Weise zum Zwecke der Verhinderung von Benachteiligung geschult, gilt dies als Erfüllung sei-

ner Pflichten nach Absatz 1. 

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der Arbeit-

geber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur Unter-

bindung der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu 

ergreifen. 

(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 benach-

teiligt, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen 

Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen. 

(5) Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie Informationen über die für die 

Behandlung von Beschwerden nach § 13 zuständigen Stellen sind im Betrieb oder in der 

Dienststelle bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung an 

geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder der Dienststelle üblichen Informations- 

und Kommunikationstechnik erfolgen. 

 

                                                                                                                                                                                                                
57 vgl. zum Höchstalter für Verbeamtungen § 14 Abs. 3 LBG NRW; bestätigend BVerwG Urt. v. 11.10.2016, 

Az. 2 C 11.15 
58 Vgl. auch § 8 LGG NRW 
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§ 13 Beschwerderecht59 
(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des Betriebs, des Un-

ternehmens oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrem 

Beschäftigungsverhältnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäftigten oder 

Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt fühlen. Die Beschwerde ist zu 

prüfen und das Ergebnis der oder dem beschwerdeführenden Beschäftigten mitzuteilen. 

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberührt60. 

 

§ 14 Leistungsverweigerungsrecht 
Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete Maßnahmen zur Unterbindung 

einer Belästigung oder sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Beschäftig-

ten berechtigt, ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit dies zu 

ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

 

§ 15 Entschädigung und Schadensersatz 
(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den 

hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die Pflicht-

verletzung nicht zu vertreten hat. 

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Beschäftigte 

eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung darf bei einer Nicht-

einstellung drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte auch bei 

benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre. 

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur 

Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt. 

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftlich 

geltend gemacht werden, es sei denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas anderes verein-

bart. Die Frist beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit dem 

Zugang der Ablehnung und in den sonstigen Fällen einer Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in 

dem der oder die Beschäftigte von der Benachteiligung Kenntnis erlangt. 

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvor-

schriften ergeben, unberührt. 

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 begründet 

keinen Anspruch auf Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungsver-

hältnisses oder einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus einem ande-

ren Rechtsgrund. 

 
§ 16 Maßregelungsverbot 
(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach 

diesem Abschnitt oder wegen der Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt verstoßende An-

weisung auszuführen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den Beschäftigten hierbei 

unterstützen oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen. 

                                                                                       
59 § 20 LGG NRW 
60 vgl. § 64 LPVG 
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(2) Die Zurückweisung oder Duldung benachteiligender Verhaltensweisen durch betroffene 

Beschäftigte darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung herangezogen werden, die diese 

Beschäftigten berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) § 22 gilt entsprechend. 

 

§ 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten 
(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertretungen sind aufgefordert, 

im Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten an der Verwirklichung des in § 1 

genannten Ziels mitzuwirken. 

(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungs-

gesetzes vorliegen, können bei einem groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vorschriften aus 

diesem Abschnitt der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft unter der 

Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die dort genannten 

Rechte gerichtlich geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgesetzes 

gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benachteiligten geltend ge-

macht werden. 

 

§ 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen 
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für die Mitgliedschaft oder die 

Mitwirkung in einer 

1. Tarifvertragspartei, 

2. Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören oder die eine 

überragende Machtstellung im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich innehat, wenn ein 

grundlegendes Interesse am Erwerb der Mitgliedschaft besteht, 

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen. 

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 dar-

stellt, besteht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 genannten 

Vereinigungen. 

 

§ 22 Beweislast 
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachteiligung wegen eines in § 1 

genannten Grundes vermuten lassen, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass kein 

Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat. 

 

§ 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 
Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berücksichtigung ihrer besonderen Rechtsstel-

lung entsprechend für 

1. Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 

sowie der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2. Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder, 

3. Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstverweigerer, soweit ihre Heranziehung 

zum Zivildienst betroffen ist. 
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§ 31 Unabdingbarkeit 
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der geschützten Personen 

abgewichen werden. 

 

 

Landesbeamtengesetz - LBG NRW61 
 
Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 
 
 § 1 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden und Ge-

meindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit das Beamtenstatusgesetz vom 17. 

Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung keine anderweitige Regelung ent-

hält.62 

(2) Die Kirchen und öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften können Vorschriften dieses 

Gesetzes für anwendbar erklären. 

(3) Die Landesregierung kann Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts durch Rechtsverordnung das Recht verleihen, Beamtinnen und Beamte zu haben 

(Dienstherrnfähigkeit). 

  

§ 2 Begriffsbestimmungen 
(1) Oberste Dienstbehörde ist 

1. für die Beamtinnen und Beamten des Landes die oberste Behörde des Geschäftsbereichs, in 

dem sie ein Amt bekleiden, 

2. für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände die Vertretung 

der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes und 

3. für die Beamtinnen und Beamten der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts das nach Gesetz oder Sat-

zung zuständige Organ. 

Satz 1 Nummer 1 gilt für Beamtinnen und Beamte ohne Amt entsprechend. Für Ruhestandsbe-

amtinnen und Ruhestandsbeamte, frühere Beamtinnen und Beamte und deren Hinterbliebene 

gilt als oberste Dienstbehörde die letzte oberste Dienstbehörde. Ist eine oberste Dienstbehör-

de nicht vorhanden, so bestimmt für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Ge-

meindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die oberste Aufsichtsbehörde, wer die Auf-

gaben der obersten Dienstbehörde wahrnimmt. § 1 Absatz 1 des Gesetzes zur Regelung der 

Dienstaufsicht über die Bezirksregierungen in Personalangelegenheiten vom 9. Mai 2000 (GV. 

NRW. 2000, S. 462) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

                                                                                       
61 Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310), geändert durch Gesetz vom 17. Mai 2018 

(GV. NRW. S. 244) 
62 Bedienstete der Kommunen § 74 GO NRW, § 49 KO NRW 
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(2) Dienstvorgesetzte Stelle ist 

1. für Beamtinnen und Beamte des Landes die oberste Dienstbehörde, soweit durch Gesetz 

oder Verordnung nichts anderes bestimmt ist, 

2. für Beamtinnen und Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände die durch das Kom-

munalverfassungsrecht bestimmte Stelle63 und 

3. für Beamtinnen und Beamte der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die durch Gesetz oder Satzung 

bestimmte Stelle. 

Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Für Beamtinnen und Beamte des Landes kann die oberste Dienstbehörde für Entscheidun-

gen nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung eine andere dienstvorgesetzte Stelle bestimmen. 

(4) Für Beamtinnen und Beamte des Landes trifft die dienstvorgesetzte Stelle die beamten-

rechtlichen Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihr nachgeordneten 

Beamtinnen und Beamten, soweit nicht nach Gesetz oder Verordnung eine andere Stelle zu-

ständig ist; sie kann sich dabei nach Maßgabe der für ihre Behörde geltenden Geschäftsord-

nung vertreten lassen. Für Beamtinnen und Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände 

sowie für Beamtinnen und Beamte der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt Satz 1 entsprechend, 

soweit nicht nach den für sie geltenden Vorschriften eine andere Stelle zuständig ist64. 

(5) Vorgesetzte Person ist, wer dienstliche Anordnungen erteilen kann. Wer vorgesetzte Per-

son ist, bestimmt sich nach dem Aufbau der öffentlichen Verwaltung. 

Abschnitt 2 Beamtenverhältnis 
  
§ 3 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses65 
(1) Wer in das Beamtenverhältnis berufen werden soll, muss die für die beabsichtigte Laufbahn 

vorgeschriebene oder – mangels solcher Vorschriften – übliche Vorbildung besitzen (Lauf-

bahnbewerberin oder Laufbahnbewerber). In das Beamtenverhältnis kann auch berufen wer-

den, wer die erforderliche Befähigung durch Lebens- und Berufserfahrung innerhalb oder 

außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben hat (andere Bewerberin oder anderer Bewer-

ber); dies gilt nicht für die Wahrnehmung solcher Aufgaben, für die eine bestimmte Vorbil-

dung, Ausbildung oder Prüfung durch besondere Rechtsvorschrift zwingend vorgeschrieben ist 

oder nach ihrer Eigenart zwingend erforderlich ist. 

(2) Ausnahmen nach § 7 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes erlässt die oberste Dienstbehör-

de. Für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonsti-

gen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts liegt die Zuständigkeit bei der obersten Aufsichtsbehörde. 

 
  

                                                                                       
63 Kommunen: Bürgermeister nach § 73 Abs. 2 GO NRW; Landrat § 49 KO NRW 
64 Kommunen: Bürgermeister nach § 73 Abs. 3 GO NRW; Landrat § 49 KO NRW 
65vgl  Art. 33 Abs. 2 GG, § 7 BeamtStG 
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§ 4 Beamtenverhältnis auf Zeit66 
Die Fälle und Voraussetzungen der Ernennung von Beamtinnen und Beamten auf Zeit werden 

durch Gesetz bestimmt. Durch Rechtsverordnung des für Inneres zuständigen Ministeriums 

und des Finanzministeriums kann zugelassen werden, dass für einzelne Verwaltungszweige 

und Aufgabengebiete der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht 

des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 

an Stelle von Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit Beamtinnen und Beamte auf Zeit beru-

fen werden. Die Zeitdauer muss bei den Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und der 

Gemeindeverbände zwölf Jahre betragen, bei den Beamtinnen und Beamten der sonstigen 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts muss sie mindestens sechs 

Jahre betragen. Über die Berufung auf Zeit darf frühestens sechs Monate vor Freiwerden der 

Stelle entschieden werden. Soweit Gesetze oder Verordnungen nicht anderes bestimmen, ist 

die Beamtin oder der Beamte auf Zeit nach Ablauf der Amtszeit verpflichtet, das Amt weiterzu-

führen, wenn sie oder er unter nicht ungünstigeren Bedingungen für wenigstens die gleiche 

Zeit wieder ernannt werden soll. 

  

 

§ 5 Begriff und Gliederung der Laufbahnen 
(1) Es gibt Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst und Laufbahnen besonderer Fachrichtung. Eine 

Laufbahn umfasst alle Ämter, die derselben Fachrichtung und derselben Laufbahngruppe 

angehören; zur Laufbahn gehört auch der Vorbereitungsdienst. 

(2) Es gibt die Laufbahngruppen 1 und 2. Innerhalb der Laufbahngruppen gibt es nach Maßga-

be des Besoldungsrechts erste und zweite Einstiegsämter. Der Zugang zu einer Laufbahngrup-

pe und innerhalb einer Laufbahngruppe zu einem Einstiegsamt richtet sich nach den in § 6 

normierten Zugangsvoraussetzungen. Besondere fachgesetzliche Regelungen bleiben unbe-

rührt. 

(3) Laufbahnen besonderer Fachrichtung sind: 

1. Gesundheit, 

2. technische Dienste (einschließlich naturwissenschaftlicher Dienste), 

3. nichttechnische Dienste, 

4. Bildung und Wissenschaft. 

Die Zuordnung der bisherigen Laufbahnen und der fachlichen Schwerpunkte zu den jeweiligen 

Laufbahnen besonderer Fachrichtung erfolgt nach Maßgabe der Laufbahnverordnung in der 

jeweils geltenden Fassung. 

(4) Die Laufbahnbefähigung gilt für alle innerhalb einer Fachrichtung wahrzunehmenden Äm-

ter einer Laufbahngruppe, soweit nicht für einzelne Ämter eine bestimmte Vorbildung, Ausbil-

dung oder Prüfung durch besondere Rechtsvorschrift zwingend vorgeschrieben oder ihrer 

Eigenart nach zwingend erforderlich ist oder besondere Voraussetzungen nach § 8 Absatz 2 

(Erwerb der fachlichen Voraussetzungen bei Laufbahnen besonderer Fachrichtung) gefordert 

worden sind. 

  
  
                                                                                       
66 §§ 70, 71 GO NRW (Wahlbeamte) 
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§ 6 Zugangsvoraussetzungen zu den Laufbahnen 
(1) Für den Zugang zu den Laufbahnen ist als Bildungsvoraussetzung mindestens zu fordern: 

1. für die Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, der erfolgreiche Besuch einer Hauptschule 

oder ein gesetzlich als gleichwertig anerkannter Bildungsstand, 

2. für die Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, 

a) der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) oder ein gesetzlich als gleichwertig aner-

kannter Bildungsstand oder 

b) der erfolgreiche Besuch einer Hauptschule oder ein gesetzlich als gleichwertig anerkannter 

Bildungsstand sowie eine förderliche abgeschlossene Berufsausbildung oder eine abgeschlos-

sene Ausbildung in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis, 

3. für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, 

a) eine zu einem Hochschulstudium berechtigende Schulbildung oder ein gesetzlich als gleich-

wertig anerkannter Bildungsstand oder 

b) das Abschlusszeugnis eines zu einem Bachelorgrad oder einer entsprechenden Qualifikation 

führenden geeigneten Studiums an einer Fachhochschule, einer Universität, einer technischen 

Hochschule, einer Berufsakademie oder einer gleichstehenden Hochschule, 

4. für die Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, 

a) ein mit einem Mastergrad abgeschlossenes, geeignetes Hochschulstudium oder 

b) ein gleichwertiger Abschluss an einer Universität, einer technischen Hochschule oder einer 

anderen gleichstehenden Hochschule. 

(2) Als weitere Voraussetzung für den Zugang zu den Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst sind 

der für das jeweilige Einstiegsamt vorgesehene Vorbereitungsdienst und das Bestehen der 

jeweils vorgesehenen Prüfung erforderlich. Für Laufbahnen besonderer Fachrichtung ist zu-

sätzlich zu den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe b, 3 Buchstabe b und 4 

eine hauptberufliche Tätigkeit notwendig. 

(3) Besondere fachgesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 

  
§ 7 Anforderungen an den Vorbereitungsdienst 
 (1) Soweit ein Vorbereitungsdienst vorgesehen ist, sollen die Laufbahnbewerberinnen und 

Laufbahnbewerber diesen im Beamtenverhältnis auf Widerruf ableisten; die für die Ordnung 

der Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde kann für Gruppen von Laufbahnbewerberin-

nen und Laufbahnbewerbern in den Rechtsverordnungen nach Absatz 2 oder den Lauf-

bahnverordnungen Ausnahmen zulassen. In einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 oder durch 

Gesetz kann bestimmt werden, dass der Vorbereitungsdienst abweichend von Satz 1 in einem 

öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis außerhalb eines Beamtenverhältnisses abgeleistet 

wird, wenn ein öffentliches Interesse dies rechtfertigt. Auf Laufbahnbewerberinnen und -

bewerber, die ihren Vorbereitungsdienst in einem solchen öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-

verhältnis ableisten, finden die für die Beamtinnen und Beamten geltenden Vorschriften mit 

Ausnahme des § 7 Absatz 1 und des § 38 des Beamtenstatusgesetzes und der §§ 44, 63 bis 65, 

75 und 79 entsprechende Anwendung, soweit nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Geset-

zes etwas anderes bestimmt wird. Sie sind zu Beginn der Ausbildung nach § 1 des Verpflich-

tungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547) in der jeweils geltenden Fassung auf die 

gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 
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(2) Die für die Ordnung einer Laufbahn zuständige oberste Landesbehörde erlässt für die je-

weilige Laufbahn im Bereich der Landesverwaltung und für die der Aufsicht unterstehenden 

Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium und dem 

Finanzministerium zur Ausführung der Bestimmungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 7 

und nach Maßgabe der Verordnung nach § 9 Absatz 1 Vorschriften über die Ausbildung und 

Prüfung der Beamtinnen und Beamten durch Rechtsverordnung. Dabei sollen insbesondere 

geregelt werden 

1. die Voraussetzungen für die Zulassung zum Vorbereitungsdienst, 

2. der Inhalt und das Ziel der Ausbildung während des Vorbereitungsdienstes, 

3. die Ausgestaltung des Vorbereitungsdienstes und Abweichungen von seiner regelmäßigen 

Dauer auch hinsichtlich Beurlaubungen und Teilzeitbeschäftigungen, 

4. die Art und der Umfang der theoretischen und der praktischen Ausbildung, 

5. die Anrechnung von förderlichen Zeiten auf den Vorbereitungsdienst, 

6. die Beurteilung der Leistungen während des Vorbereitungsdienstes, 

7. die Art und die Zahl der Prüfungsleistungen, 

8. das Verfahren der Prüfung, 

9. die Berücksichtigung von Leistungen nach Nummer 6 bei der Festlegung der Prüfungsergeb-

nisse, 

10. die Prüfungsnoten, die eine nach der Leistung der Kandidatin oder des Kandidaten abge-

stufte Beurteilung ermöglichen, 

11. die Ermittlung und die Feststellung des Prüfungsergebnisses, 

12. die Bildung der Prüfungsausschüsse, 

13. die Wiederholung von Prüfungsleistungen und der gesamten Prüfung. 

Ferner kann für die Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf eine Höchstaltersgrenze 

festgelegt werden, die sich aus der jeweiligen Höchstaltersgrenze des § 14 Absatz 3 und 6 

abzüglich der Dauer des Vorbereitungsdienstes ergibt. § 14 Absatz 5, 7, 10 und 11 findet ent-

sprechende Anwendung. Sind Ämter einer Laufbahn im Geschäftsbereich mehrerer oberster 

Landesbehörden vorhanden, bestimmt das für Inneres zuständige Ministerium die für die 

Ordnung der Laufbahn zuständige oberste Landesbehörde. Besondere fachgesetzliche Rege-

lungen bleiben unberührt. 

(3) Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann nach Maßgabe der Verordnung nach § 9 Absatz 1 

Regelungen zur beruflichen Entwicklung über eine modulare Qualifizierung und zu den Anfor-

derungen an eine berufliche Entwicklung durch ein Studium sowie Anforderungen an einen 

Laufbahnwechsel nach § 22 Absatz 2 vorsehen. 

 

§ 8 Erwerb der fachlichen Voraussetzung bei Laufbahnen besonderer Fachrichtung 
(1) Die Einrichtung von Laufbahnen besonderer Fachrichtung setzt voraus, dass die Ausbil-

dungsinhalte eines Vorbereitungsdienstes mindestens gleichwertig durch Kenntnisse und 

Fähigkeiten aus einer hauptberuflichen Tätigkeit ersetzt werden können. Vom Zeitpunkt des 

Inkrafttretens einer Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 2, die den Erwerb der Befähigung durch 

einen Vorbereitungsdienst vorschreibt, ist die Einstellung solcher Bewerberinnen und Bewer-

ber in die entsprechende Laufbahn mit Vorbereitungsdienst nicht mehr zulässig, die ihre Befä-
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higung nach den Vorschriften über Beamtinnen oder Beamte besonderer Fachrichtung erwor-

ben haben. Die Rechtsverordnung kann für eine Übergangszeit hiervon abweichen. 

(2) Als hauptberufliche Tätigkeit können nur solche Tätigkeiten anerkannt werden, die nach 

den Grundsätzen der funktionsbezogenen Bewertung gleichwertige Kenntnisse und Fertigkei-

ten des auszuübenden Amtes vermitteln. Nähere Bestimmungen hierzu trifft die Laufbahnver-

ordnung. Sie kann insbesondere Regelungen treffen über 

1. Art und Umfang der hauptberuflichen Tätigkeit, 

2. weitere über § 6 hinausgehende Qualifikationen. 

(3) In der Rechtsverordnung nach § 9 können von § 6 abweichende Bildungsvoraussetzungen 

für den Zugang zur Laufbahn besonderer Fachrichtung Bildung und Wissenschaft geregelt 

werden. 

(4) Für die Laufbahnen besonderer Fachrichtung kann die oberste Dienstbehörde Regelungen 

nach § 7 Absatz 3 treffen. 

 

§ 9 Laufbahnverordnung 
(1) Die Landesregierung erlässt unter Berücksichtigung der Erfordernisse der einzelnen Verwal-

tungen durch Rechtsverordnung Vorschriften über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beam-

ten (Laufbahnverordnung). Dabei sind auch nach Maßgabe der §§ 5 bis 23 insbesondere zu 

regeln 

1. die Voraussetzungen für die Einrichtung und Ausgestaltung von Laufbahnen, insbesondere 

Regelungen zum Befähigungserwerb sowie die Feststellung der bei einem anderen Dienstherrn 

erworbenen Laufbahnbefähigung, 

2. Mindestanforderungen an einen Vorbereitungsdienst, insbesondere seine Dauer, seine 

Kürzung durch Anrechnung und seine Verlängerung sowie seinen Abschluss, 

3. Mindestanforderungen an eine hauptberufliche Tätigkeit, 

4. Art, Dauer und Berechnung der Probezeit, ihre Verlängerung und die Anrechnung von Zeiten 

hauptberuflicher Tätigkeit sowie die Dauer der Mindestprobezeit, 

5. Beförderungsvoraussetzungen, 

6. die in der Laufbahn regelmäßig zu durchlaufenden Ämter, sowie die davon abweichende 

vorzeitige Beförderung auf der Grundlage einer Qualifizierung oder eines Studiums, 

7. die Voraussetzungen für den Aufstieg in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 (Lauf-

bahnbefähigung im Wege des Aufstiegs), 

8. die Einstellungsvoraussetzungen für andere Bewerberinnen und Bewerber, 

9. der Verzicht auf eine erneute Probezeit, die in einem früheren Richter- oder Beamtenver-

hältnis bereits abgeleistet worden ist, 

10. der Verzicht auf das erneute Durchlaufen von Laufbahnämtern, die in einem früheren 

Richter- oder Beamtenverhältnis bereits erreicht worden sind, 

11. die inhaltlichen Anforderungen für die Anerkennung einer Laufbahnbefähigung bei einem 

Laufbahnwechsel sowie die Ausgestaltung des Laufbahnwechsels, 

12. Kosten und Kostenerstattung für eine berufliche Qualifizierung oder ein Studium und 

13. Festlegung von Höchstaltersgrenzen für die Einstellung oder Übernahme ins Beamtenver-

hältnis. 

(2) Absatz 1 und die §§ 5 bis 16 und 19 bis 23 gelten nicht für Beamtinnen und Beamte auf Zeit. 
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§ 10 Sicherung der Mobilität 
(1) Eine nach dem 1. April 2009 beim Bund oder in einem anderen Land erworbene Laufbahn-

befähigung soll als Befähigung für eine Laufbahn vergleichbarer Fachrichtung in Nordrhein-

Westfalen anerkannt werden. Soweit die Ausbildung bei dem anderen Dienstherrn hinsichtlich 

der Dauer oder der Inhalte ein erhebliches Defizit gegenüber der Ausbildung in Nordrhein-

Westfalen aufweist, das nicht bereits durch die vorhandene Berufserfahrung ausgeglichen ist, 

kann die Anerkennung vom Ableisten einer Unterweisung oder von Fortbildungsmaßnahmen 

abhängig gemacht werden. 

(2) Für die vor dem 1. April 2009 erworbenen Laufbahnbefähigungen trifft die Laufbahnver-

ordnung nähere Regelungen. 

(3) Die Befähigung für die Laufbahn, in die eingestellt, gewechselt oder von einem Dienstherrn 

versetzt werden soll, ist von der einstellenden oder aufnehmenden Behörde festzustellen und 

der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen. Für den Bereich der Landesverwaltung 

erfolgt die Feststellung mit Zustimmung der für die Ausgestaltung der neuen Laufbahn zustän-

digen obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle. Die Regelungen des § 14 

Absatz 3 des Lehrerausbildungsgesetzes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308) in der jeweils 

geltenden Fassung bleiben unberührt. 

(4) Die Laufbahnbefähigung anderer Bewerberinnen und Bewerber, welche durch den Landes-

personalausschuss eines anderen Landes oder des Bundes festgestellt wurde, wird in Nord-

rhein-Westfalen nicht anerkannt. In diesen Fällen ist die Laufbahnbefähigung durch den Lan-

despersonalausschuss des Landes Nordrhein-Westfalen festzustellen. 

  

§ 11 Anerkennung der Laufbahnbefähigung auf Grund der Richtlinie 2005/36/EG 
und auf Grund in Drittstaaten erworbener Berufsqualifikation 
(1) Die Laufbahnbefähigung kann auch 

1. auf Grund der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 

September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30. 9. 2005, 

S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 093 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 3.2.2009, S. 49, L 305 

vom 24.10.2014, S. 115) die zuletzt durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 vom 

28.12.2013, S. 132) geändert worden ist oder 

2. nach Maßgabe des § 7 des Beamtenstatusgesetzes auf Grund einer auf eine Tätigkeit in 

einer öffentlichen Verwaltung vorbereitenden Berufsqualifikation, die in einem vom § 7 Absatz 

1 Nummer 1 Buchstabe c des Beamtenstatusgesetzes nicht erfassten Drittstaat erworben ist, 

anerkannt werden. 

(2) Das Nähere, insbesondere das Anerkennungsverfahren sowie die Ausgleichsmaßnahmen, 

regelt das für Inneres zuständige Ministerium, für die Laufbahnen der Lehrerinnen und Lehrer 

das für das Schulwesen zuständige Ministerium, durch Rechtsverordnung. Das Berufsqualifika-

tionsfeststellungsgesetz NRW vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) in der jeweils geltenden 

Fassung findet insoweit keine Anwendung. Ergänzende Festlegungen können die Rechtsver-

ordnungen nach § 7 regeln. 

(3) Die deutsche Sprache muss in dem für die Wahrnehmung der Aufgaben der Laufbahn er-

forderlichen Maße beherrscht werden. 
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§ 12 Andere Bewerberinnen oder andere Bewerber 
(1) Von anderen Bewerberinnen oder von anderen Bewerbern (§ 3 Absatz 1 Satz 2) dürfen die 

für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung, Ausbildung (Vorbereitungsdienst oder hauptbe-

rufliche Tätigkeit) und Laufbahnprüfung nicht gefordert werden. 

(2) Für andere Bewerberinnen und andere Bewerber kann Art und Umfang der zu fordernden 

Lebens- und Berufserfahrung in der Laufbahnverordnung bestimmt werden. 

(3) Die Befähigung anderer Bewerberinnen oder anderer Bewerber für die Laufbahn, in der sie 

verwendet werden sollen, wird durch den Landespersonalausschuss festgestellt; die Feststel-

lung ist nicht zulässig in den Fällen des § 3 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2. 

 

§ 13 Probezeit67 
 (1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung sind in einer Probezeit unter Anlegung eines 

strengen Maßstabs, bei Probezeiten oberhalb von zwölf Monaten wiederholt, zu beurteilen. 

Die regelmäßige Probezeit dauert drei Jahre. Ein Verzicht auf eine Probezeit durch Kürzung 

und Anrechnung ist mit Ausnahme der Einstellung früherer Richterinnen und Richter und 

Beamtinnen und Beamter nicht zulässig. 

(2) Die Probezeit kann bei anderen Bewerberinnen und Bewerbern durch den Landespersonal-

ausschuss gekürzt werden. 

(3) Dienstzeiten im öffentlichen Dienst oder als Lehrkraft an Ersatzschulen und Zeiten einer 

hauptberuflichen Tätigkeit, die öffentlichen Belangen des Bundes oder eines Landes dient, 

können auf die Probezeit angerechnet werden. Die Zeit einer Tätigkeit, die nach ihrer Art und 

Bedeutung nicht mindestens einem Amt der betreffenden Laufbahn entsprochen hat, bleibt 

unberücksichtigt. 

(4) Das Nähere regelt die Laufbahnverordnung. 

  

§ 14 Einstellung68 
(1) Eine Ernennung zur Begründung des Beamtenverhältnisses (Einstellung) ist nur in den 

Einstiegsämtern der Laufbahn zulässig. Die Einstiegsämter bestimmen sich nach dem Besol-

dungsrecht69. Der Landespersonalausschuss kann Ausnahmen von Satz 1 zulassen. 

(2) Soweit im Zuständigkeitsbereich der Ernennungsbehörde in der angestrebten Laufbahn 

innerhalb der Ämtergruppe mit gleichem Einstiegsamt weniger Frauen als Männer sind, sind 

Frauen bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt einzustellen, sofern 

nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen; ist die Landesregierung 

die für die Ernennung zuständige Behörde, so ist maßgebend der Zuständigkeitsbereich der 

obersten Landesbehörde, die den Einstellungsvorschlag macht; Beamtinnen und Beamte in 

einem Vorbereitungsdienst, der auch Voraussetzung für die Ausübung eines Berufes außerhalb 

des öffentlichen Dienstes ist, werden bei der Ermittlung der Beschäftigungsanteile nicht be-

rücksichtigt. Für die Verleihung laufbahnfreier Ämter gilt Satz 1 Halbsatz 1 und 2 entsprechend; 

in diesen Fällen treten an die Stelle der Laufbahn die jeweiligen Ämter mit gleichem Endgrund-

gehalt und gleicher Amtsbezeichnung. Weitere Abweichungen von dem gemäß Satz 1 maßgeb-

                                                                                       
67 § 10 BeamtStG, § 5 LVO NRW 
68 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 1 LPVG NRW 
69 § 24 LBesG NRW 
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lichen Bezugsbereich oder in Bezug auf die Vergleichsgruppenbildung regelt die oberste 

Dienstbehörde durch Rechtsverordnung. Für Beförderungen gilt § 19 Absatz 6. 

(3) Als Laufbahnbewerberin oder Laufbahnbewerber darf in das Beamtenverhältnis auf Probe 

eingestellt werden, wer das 42. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.70 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend bei der Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit von 

Beamtinnen und Beamten anderer Dienstherrn sowie von früheren Beamtinnen und Beamten. 

(5) Die Höchstaltersgrenze der Absätze 3 und 4 erhöht sich um Zeiten 

1. der Ableistung einer Dienstpflicht nach Artikel 12a des Grundgesetzes, 

2. der Teilnahme an Maßnahmen im Sinne des § 34 Absatz 2 der Freistellungs- und Urlaubs-

verordnung NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2; ber. S. 92) in der jeweils geltenden 

Fassung, 

3. der tatsächlichen Betreuung eines minderjährigen Kindes oder 

4. der tatsächlichen Pflege einer oder eines nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes vom 28. 

Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils geltenden Fassung pflegebedürftigen nahen Ange-

hörigen, deren oder dessen Pflegebedürftigkeit nach § 3 Absatz 2 des vorgenannten Gesetzes 

nachgewiesen ist. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 erhöht sich die Höchstaltersgrenze um jeweils bis 

zu drei Jahre, bei mehreren Kindern oder Angehörigen um insgesamt bis zu sechs Jahre, sofern 

über einen dementsprechenden Zeitraum keine berufliche Tätigkeit im Umfang von in der 

Regel mehr als zwei Drittel der jeweiligen regelmäßigen Arbeitszeit ausgeübt wurde. 

(6) Schwerbehinderte Menschen und ihnen gemäß § 2 Absatz 3 des Neunten Buches Sozialge-

setzbuch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 

Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047) in der jeweils geltenden Fassung gleichgestellte behinderte 

Menschen dürfen auch eingestellt werden, wenn sie das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben. Absatz 5 findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

(7) § 7 Absatz 6 des Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 

September 2009 (BGBl. I S. 3054) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

(8) Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber an Ersatzschulen dürfen in das Beamten-

verhältnis auch eingestellt werden, wenn sie das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

Bei Auflösung einer Ersatzschule nach § 111 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 

(GV. NRW. S. 102) in der jeweils geltenden Fassung in den einstweiligen Ruhestand versetzte 

Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber dürfen eingestellt werden, wenn sie das 60. 

Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Absatz 5 findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

(9) Eine Höchstaltersgrenze gilt nicht 

1. für die Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Probe nach § 21 Absatz 1, 

2. für den Wechsel aus dem Richterverhältnis in das Beamtenverhältnis und umgekehrt inner-

halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder 

3. für die Einstellung in das Beamtenverhältnis auf Probe im Anschluss an die Beendigung eines 

Vorbereitungsdienstes, wenn bei dessen Beginn für die Einstellung in das Beamtenverhältnis 

auf Widerruf eine Höchstaltersgrenze festgelegt war. 

Ein Überschreiten der Höchstaltersgrenze ist unbeachtlich, wenn die Laufbahnbewerberin oder 

der Laufbahnbewerber an dem Tag, an dem sie oder er den Antrag auf Einstellung gestellt hat, 

                                                                                       
70 bestätigend BVerwG Urt. v. 11.10.2016, Az. 2 C 11.15; vgl. auch § 10 AGG 
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das jeweilige Höchstalter nicht vollendet hatte und die Einstellung innerhalb eines Jahres nach 

der Antragstellung erfolgt. 

(10) Weitere Ausnahmen von der jeweiligen Höchstaltersgrenze können zugelassen werden, 

und zwar 

1. für einzelne Fälle oder Gruppen von Fällen, wenn der Dienstherr ein erhebliches dienstliches 

Interesse daran hat, Bewerberinnen oder Bewerber als Fachkräfte zu gewinnen, zu behalten 

oder 

2. für einzelne Fälle, wenn sich nachweislich der berufliche Werdegang aus von der Bewerberin 

oder dem Bewerber nicht zu vertretenden Gründen in einem Maß verzögert hat, welches die 

Anwendung der Höchstaltersgrenze unbillig erscheinen ließe. 

Ein erhebliches dienstliches Interesse im Sinne von Nummer 1 liegt insbesondere vor, wenn die 

Ausnahmeerteilung zur Sicherstellung der Erledigung der öffentlichen Aufgabe erforderlich ist. 

(11) Über die Ausnahmen gemäß Absatz 10 entscheidet für die Beamtinnen und Beamten 

1. des Landes die oberste Dienstbehörde als Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für 

Inneres zuständigen Ministerium und dem Finanzministerium, 

2. der Landschaftsverbände, des Landesverbandes Lippe und des Regionalverbandes Ruhr das 

für Inneres zuständige Ministerium als Aufsichtsbehörde, 

3. der Gemeinden und der sonstigen Gemeindeverbände die Aufsichtsbehörde, in den Fällen 

der auf Gruppen bezogenen Ausnahmen nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 die Bezirksregierung 

als Aufsichtsbehörde und 

4. der der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts, mit Ausnahme der Gemeinden und Gemeindeverbände, die Aufsichtsbe-

hörde, bei Lehrerinnen und Lehrern im Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde. 

(12) Der Abschnitt 5 des Gendiagnostikgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2529, 3672) in der 

jeweils geltenden Fassung ist entsprechend anzuwenden auf 

1. alle Personen, 

a) die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis im Anwendungsbereich dieses Gesetzes 

stehen, 

b) die sich für ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis beworben haben oder 

c) deren öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis beendet ist und 

2. alle Dienstherren im Anwendungsbereich dieses Gesetzes. 

  

§ 15 Voraussetzung der Ernennung auf Lebenszeit71 
Ein Beamtenverhältnis auf Probe ist in ein solches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn die 

beamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

  

§ 16 Zuständigkeit und Wirkung der Ernennung 
(1) Die Landesregierung ernennt die Beamtinnen und Beamten des Landes. Sie kann die Be-

fugnis auf andere Stellen übertragen. 

(2) Die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der sonstigen 

der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-

lichen Rechts werden von den nach Gesetz, Verordnung oder Satzung hierfür zuständigen 

                                                                                       
71 § 10 BeamtStG 
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Stellen ernannt. Die Ernennungsurkunde einer kommunalen Wahlbeamtin oder eines kommu-

nalen Wahlbeamten darf erst ausgehändigt werden, wenn die Wahl nicht innerhalb eines 

Monats nach ihrer Durchführung nach den dafür geltenden Vorschriften beanstandet worden 

ist oder wenn eine gesetzlich vorgeschriebene Bestätigung der Wahl vorliegt. 

(3) Die Ernennung wird mit dem Tag der Aushändigung der Ernennungsurkunde wirksam, 

wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 

(4) Mit der Ernennung erlischt das privatrechtliche Arbeitsverhältnis zum Dienstherrn. 

 

§ 17 Verfahren und Rechtsfolgen bei nichtiger oder rücknehmbarer Ernennung 
(1) In den Fällen des § 11 des Beamtenstatusgesetzes ist die Nichtigkeit festzustellen und dies 

der oder dem Ernannten oder im Falle des Todes den versorgungsberechtigten Hinterbliebe-

nen schriftlich bekannt zu geben. Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, kann der 

oder dem Ernannten jede weitere Führung der Dienstgeschäfte verboten werden; im Fall des § 

8 Absatz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes ist sie zu verbieten. 

Das Verbot der Amtsführung kann erst ausgesprochen werden, wenn im Fall 

1. des § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes die schriftliche Bestätigung der 

Wirksamkeit der Ernennung, 

2. des § 11 Absatz 1 Nummer 2 des Beamtenstatusgesetzes die Bestätigung der Ernennung 

oder 

3. des § 11 Absatz 1 Nummer 3 des Beamtenstatusgesetzes die Zulassung einer Ausnahme 

abgelehnt worden ist. 

Die bis zum Verbot der Führung der Dienstgeschäfte vorgenommenen Amtshandlungen der 

oder des Ernannten sind in gleicher Weise gültig, wie wenn die Ernennung wirksam gewesen 

wäre. Die gewährten Leistungen können belassen werden. 

(2) In den Fällen des § 12 des Beamtenstatusgesetzes muss die Ernennung innerhalb einer Frist 

von sechs Monaten zurückgenommen werden, nachdem die dienstvorgesetzte Stelle von der 

Ernennung und dem Grund der Rücknahme Kenntnis erlangt hat. Vor der Rücknahme ist die 

Beamtin oder der Beamte zu hören, soweit dies möglich ist. Die Rücknahmeerklärung ist der 

Beamtin oder dem Beamten und im Falle des Todes den versorgungsberechtigten Hinterblie-

benen schriftlich bekannt zu geben. Absatz 1 Satz 2, 4 und 5 gilt entsprechend. 

  

§ 18 Mitgliedschaft im Parlament 
Legt eine Beamtin oder ein Beamter, deren oder dessen Rechte und Pflichten aus dem Beam-

tenverhältnis wegen einer Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Bundestag, im Land-

tag oder in einer gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes ruhen oder die oder der 

wegen einer Mitgliedschaft in einer gesetzgebenden Körperschaft eines anderen Landes ohne 

Besoldung beurlaubt ist, das Mandat nieder und bewirbt sie oder er sich anschließend erneut 

um einen Sitz im Europäischen Parlament, im Bundestag, im Landtag oder in einer gesetzge-

benden Körperschaft eines anderen Landes, so ist die Übertragung eines anderen Amtes mit 

höherem Endgrundgehalt und die Übertragung eines anderen Amtes beim Wechsel der Lauf-

bahngruppe nicht zulässig. Dies gilt entsprechend für die Zeit zwischen zwei Wahlperioden. 
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§ 19 Beförderung72 
(1) Beförderungen sind die 

1. Ernennung unter Verleihung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt und ande-

rer Amtsbezeichnung, 

2. Ernennung unter Verleihung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt bei gleicher 

Amtsbezeichnung und 

3. Ernennung unter Verleihung eines anderen Amtes mit gleichem Endgrundgehalt und ande-

rer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe. 

Amtszulagen gelten als Bestandteile des Grundgehaltes. 

(2) Eine Beförderung ist nicht zulässig 

1. während der Probezeit73, 

2. vor Ablauf eines Jahres seit Beendigung der Probezeit sowie 

3. vor Ablauf eines Jahres seit der letzten Beförderung, es sei denn, dass das bisherige Amt 

nicht zu durchlaufen war. 

Innerhalb von zwei Jahren vor Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze ist 

eine weitere Beförderung nicht zulässig74. 

Abweichend von Nummer 2 kann die Beamtin oder der Beamte wegen besonderer Leistungen 

ohne Mitwirkung des Landespersonalausschusses befördert werden. 

(3) Vor Feststellung der Eignung für einen höher bewerteten Dienstposten in einer Erpro-

bungszeit, für die durch Rechtsverordnung nach § 9 und § 110 Absatz 1 eine Dauer von min-

destens drei Monaten festzulegen ist, darf die Beamtin oder der Beamte nicht befördert wer-

den75. Dies gilt nicht für Beförderungen in Ämter, deren Inhaberinnen oder Inhaber richterliche 

Unabhängigkeit besitzen, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte, Beamtinnen oder Beamte im 

Sinne von § 37 oder Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte sind; in den Rechtsverordnungen 

nach Satz 1 können weitere Ausnahmen für Fälle des Aufstiegs zugelassen werden, wenn 

diesen eine Prüfung vorausgeht. 

(4) Regelmäßig zu durchlaufende Beförderungsämter dürfen mit Ausnahme von Beförderun-

gen auf der Grundlage von § 9 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 zweiter Halbsatz nicht übersprungen 

werden. 

(5) Der Landespersonalausschuss kann Ausnahmen von den Beförderungsverboten (Absatz 2) 

und vom Verbot der Sprungbeförderung (Absatz 4) zulassen. 

 (6) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 9 des Beamtenstatusgesetzes vorzuneh-

men. Soweit im Bereich der für die Beförderung zuständigen Behörde im jeweiligen Beförde-

rungsamt der Ämtergruppe eines Einstiegsamtes in einer Laufbahn weniger Frauen als Männer 

sind, sind Frauen bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt zu beför-

dern, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen; ist die 

Landesregierung die für die Beförderung zuständige Behörde, so ist maßgebend der Ge-

schäftsbereich der obersten Landesbehörde, die den Beförderungsvorschlag macht 

  

  
                                                                                       
72 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 2 LPVG NRW, vgl. auch § 7 LGG NRW 
73 § 13 LBG NRW 
74 Altersgrenze § 31 LBG NRW 
75 § 7 Abs. 4 LVO NRW 
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§ 20 Nachteilsausgleich 
(1) Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und die Betreuung von Kindern unter achtzehn 

Jahren oder die Pflege einer oder eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen Angehö-

rigen dürfen sich bei der Einstellung und der beruflichen Entwicklung nach Maßgabe der Ab-

sätze 2 und 3 nicht nachteilig auswirken. 

(2) Haben sich die Anforderungen an die fachliche Eignung einer Bewerberin oder eines Be-

werbers für die Einstellung in den öffentlichen Dienst in der Zeit erhöht, in der sich die Bewer-

bung um Einstellung infolge der Geburt oder Betreuung eines Kindes verzögert hat, und hat sie 

oder er sich innerhalb von drei Jahren nach der Geburt dieses Kindes beworben, ist der Grad 

der fachlichen Eignung nach den Anforderungen zu prüfen, die zu dem Zeitpunkt bestanden 

haben, zu dem sie oder er sich ohne die Geburt des Kindes hätte bewerben können. Für die 

Berechnung des Zeitraums der Verzögerung sind die Fristen nach dem Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748) in der jeweils geltenden Fassung 

sowie dem Mutterschutzgesetz vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318) in der jeweils geltenden 

Fassung zugrunde zu legen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Verzögerung der 

Einstellung wegen der tatsächlichen Pflege einer oder eines nach ärztlichem Gutachten pflege-

bedürftigen sonstigen Angehörigen. 

(3) Zum Ausgleich beruflicher Verzögerungen infolge 

1. der Geburt oder der tatsächlichen Betreuung eines Kindes unter achtzehn Jahren oder 

2. der tatsächlichen Pflege einer oder eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen 

Angehörigen ist eine Beförderung ohne Mitwirkung des Landespersonalausschusses abwei-

chend von § 19 Absatz 2 Nummer 1 und 2 während der Probezeit und vor Ablauf eines Jahres 

seit Beendigung der Probezeit möglich. Das Ableisten der regelmäßigen Probezeit bleibt unbe-

rührt. Satz 1 gilt nicht während eines Vorbereitungsdienstes, wenn dieser im Beamtenverhält-

nis auf Probe durchgeführt wird. 

(4) Die Absätze 2 und 3 sind in den Fällen des Nachteilsausgleichs für ehemalige Beamtinnen 

und Beamte der Bundespolizei, für ehemalige Soldatinnen und Soldaten nach dem Arbeits-

platzschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 2055) in 

der jeweils geltenden Fassung und dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 16. September 2009 (BGBl. I S. 3054) in der jeweils geltenden Fassung 

sowie für ehemalige Zivildienstleistende nach dem Zivildienstgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346) in der jeweils geltenden Fassung und Ent-

wicklungshelferinnen und Entwicklungshelfer nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18. 

Juni 1969 (BGBl. I S. 549) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. Dies gilt 

auch für die Teilnahme an Maßnahmen im Sinne des § 34 Absatz 2 der Freistellungs- und Ur-

laubsverordnung NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, ber. S. 92) in der jeweils geltenden 

Fassung. 

  
§ 21 Ämter mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf Probe 
(1) Ein Amt mit leitender Funktion im Sinne des Absatzes 7 wird zunächst im Beamtenverhält-

nis auf Probe übertragen. Die regelmäßige Probezeit beträgt zwei Jahre. Die oberste Dienstbe-

hörde kann eine Verkürzung der Probezeit zulassen; die Mindestprobezeit beträgt ein Jahr. 

Zeiten, in denen der Beamtin oder dem Beamten eine leitende Funktion nach Satz 1 bereits 

übertragen worden ist, können auf die Probezeit angerechnet werden. Beurlaubungszeiten 
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ohne Dienstbezüge, Freistellungszeiten innerhalb einer Teilzeitbeschäftigung und Krankheits-

zeiten von mehr als drei Monaten gelten nicht als Probezeit. Für die Berechnung der Probezeit 

bei einer Teilzeitbeschäftigung gilt die Regelung zur Probezeit in Abschnitt 1 der Laufbahnver-

ordnung entsprechend. Es ist nicht zulässig, die Probezeit zu verlängern. 

(2) In ein Amt nach Absatz 1 darf nur berufen werden, wer 

1. sich in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem Richterverhältnis auf Lebens-

zeit befindet und 

2. in dieses Amt auch als Beamtin oder Beamter auf Lebenszeit berufen werden könnte. 

Eine Richterin oder ein Richter darf in ein Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1 nur 

berufen werden, wenn sie oder er zugleich zustimmt, bei Fortsetzung des Richterverhältnisses 

auf Lebenszeit auch in einem anderen Richteramt desselben Gerichtszweiges verwendet zu 

werden. 

(3) Vom Tag der Ernennung ruhen für die Dauer des Beamtenverhältnisses auf Probe die Rech-

te und Pflichten aus dem Amt, das der Beamtin oder dem Beamten zuletzt im Beamtenver-

hältnis oder im Richterverhältnis auf Lebenszeit übertragen worden ist, mit Ausnahme der 

Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbotes der Annahme von Belohnungen und Ge-

schenken; das Beamtenverhältnis oder das Richterverhältnis auf Lebenszeit besteht fort. 

Dienstvergehen, die mit Bezug auf das Beamtenverhältnis oder das Richterverhältnis auf Le-

benszeit oder das Beamtenverhältnis auf Probe begangen worden sind, werden so verfolgt, als 

stünde die Beamtin oder der Beamte nur im Beamtenverhältnis oder im Richterverhältnis auf 

Lebenszeit. 

(4) Der Landespersonalausschuss kann Ausnahmen von Absatz 2 Satz 1 zulassen. Befindet sich 

die Beamtin oder der Beamte nur in dem Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1, bleiben 

die für die Beamtinnen und Beamten auf Probe geltenden Vorschriften des Landesdisziplinar-

gesetzes vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624) in der jeweils geltenden Fassung unbe-

rührt. 

(5) Mit dem erfolgreichen Abschluss der Probezeit ist der Beamtin oder dem Beamten das Amt 

nach Absatz 1 auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu übertragen; eine erneute 

Berufung der Beamtin oder des Beamten in ein Beamtenverhältnis auf Probe zur Übertragung 

dieses Amtes innerhalb eines Jahres ist nicht zulässig. Wird das Amt nicht auf Dauer übertra-

gen, endet der Anspruch auf Besoldung aus diesem Amt. Weitergehende Ansprüche bestehen 

nicht. 

(6) § 19 Absatz 3 Satz 1 findet keine Anwendung. 

(7) Ämter im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. im Landesdienst die 

a) Ämter der erstmalig als Referatsleiterin oder Referatsleiter in den obersten Landesbehörden 

oder den diesen angegliederten Dienststellen eingesetzten Beamtinnen oder Beamten sowie 

die mindestens der Besoldungsordnung B 4 angehörenden Ämter der in den obersten Landes-

behörden oder den diesen angegliederten Dienststellen tätigen Beamtinnen und Beamten, 

b) mindestens der Besoldungsgruppe A 15 oder der Besoldungsordnung B angehörenden 

Ämter der Leiterinnen und Leiter von Behörden, Einrichtungen und Landesbetriebe sowie von 

Justizvollzugsanstalten, 
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c) der Besoldungsgruppe A 16 oder der Besoldungsordnung B angehörenden Ämter der Leite-

rinnen und Leiter von Teilen (Abteilungen oder Gruppen) der den obersten Landesbehörden 

nachgeordneten Behörden, Einrichtungen und Landesbetriebe, 

d) Ämter der Besoldungsgruppe A 16 bei den Polizeibehörden, 

e) Ämter der Leiterinnen und Leiter öffentlicher Schulen sowie der Leiterinnen und Leiter von 

Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung, 

f) Ämter der als Leiterinnen oder Leiter einer Oberfinanzdirektion eingesetzten Beamtinnen 

oder Beamten, die zugleich Bundesbeamtinnen oder Bundesbeamte sind, sowie das Amt der 

Leiterin oder des Leiters der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen, 

2. im Dienst der Gemeinden und Gemeindeverbände die Ämter der Leiterinnen und Leiter von 

Organisationseinheiten, die der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeam-

ten oder einer anderen Wahlbeamtin oder einem anderen Wahlbeamten oder dieser oder 

diesem in der Führungsfunktion vergleichbaren Beschäftigten unmittelbar unterstehen, sofern 

in der Hauptsatzung allgemein für diese Ämter die Übertragung auf Probe bestimmt ist und 

3. im Dienst der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts die Ämter, die nach Maßgabe einer von der zuständi-

gen obersten Aufsichtsbehörde zu erlassenden Rechtsverordnung dazu bestimmt werden. 

Bei jeder Beförderung in ein Amt, das von Buchstabe a bis e erfasst wird, ist erneut eine Probe-

zeit zu leisten. Dies gilt nicht, wenn die Beförderung nur darauf beruht, dass sich die besol-

dungsrechtliche Zuordnung des Amtes ändert, ohne dass dies mit einer Änderung der Funktion 

verbunden ist. 

(8) Absatz 1 gilt nicht für die Ämter der Mitglieder des Landesrechnungshofes nach § 2 Absatz 

1 des Gesetzes über den Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen vom 19. Juni 1994 (GV. 

NRW. S. 428) in der jeweils geltenden Fassung sowie für die Ämter, die 

1. auf Grund anderer gesetzlicher Vorschriften im Beamtenverhältnis auf Zeit übertragen 

werden oder 

2. in § 37 Absatz 1 genannt sind. 

(9) Die Beamtin oder der Beamte führt während ihrer oder seiner Amtszeit nur die Amtsbe-

zeichnung des nach Absatz 1 übertragenen Amtes. Wird das Amt nach Absatz 1 nicht auf Dauer 

übertragen, darf sie oder er die Amtsbezeichnung nach Satz 1 mit dem Ausscheiden aus dem 

Beamtenverhältnis auf Probe nicht weiterführen. 

(10) Die Beamtin oder der Beamte ist mit 

1. der Übertragung eines Amtes nach Absatz 8 bei demselben Dienstherrn oder 

2. Beendigung ihres oder seines Beamtenverhältnisses oder Richterverhältnisses auf Lebens-

zeit aus dem Beamtenverhältnis auf Probe nach Absatz 1 entlassen. 

 
§ 22 Laufbahnwechsel76 
(1) Ein Laufbahnwechsel in ein statusgleiches Amt einer anderen Laufbahn ist nur zulässig, 

wenn die Beamtin oder der Beamte die Befähigung für die neue Laufbahn besitzt oder die für 

die Wahrnehmung der Aufgaben der neuen Laufbahn erforderlichen Fähigkeiten und Kennt-

nisse nach den Vorgaben des Laufbahnrechts erworben hat. §§ 26 und 29 des Beamtenstatus-

gesetzes und § 25 bleiben unberührt. 

                                                                                       
76 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 3 LPVG NRW 
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(2) Über den Laufbahnwechsel entscheidet die für die Ordnung der neuen Laufbahn zuständige 

oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Der Laufbahnwechsel nach Absatz 1 

ist nicht zulässig, wenn für die neue Laufbahn eine bestimmte Vorbildung, Ausbildung oder 

Prüfung durch besondere Rechtsvorschrift zwingend vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart 

zwingend erforderlich ist. 

(3) Für den Aufstieg gilt § 23 in Verbindung mit den Regelungen des Laufbahnrechts. 

(4) Das Nähere regelt die Verordnung nach § 9. 

 
§ 23 Aufstieg77 
(1) Der Aufstieg ist auch ohne Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen (§ 6) möglich, wenn die 

für die höhere Laufbahngruppe erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten vorliegen. 

(2) Bei einem Aufstieg handelt es sich um eine Ernennung nach § 8 Absatz 1 Nummer 4 des 

Beamtenstatusgesetzes. 

(3) Das Nähere regeln die Verordnungen nach § 9. 

 

Abschnitt 3 Wechsel innerhalb des Landes78 
  
§ 24 Abordnung79 
(1) Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertragung einer dem Amt der Beamtin oder des 

Beamten entsprechenden Tätigkeit bei einer anderen Dienststelle desselben oder eines ande-

ren Dienstherrn unter Beibehaltung der Zugehörigkeit zur bisherigen Dienststelle. Die Abord-

nung kann ganz oder teilweise erfolgen. 

(2) Beamtinnen und Beamte können, wenn hierfür ein dienstlicher Grund besteht, vorüberge-

hend ganz oder teilweise zu einer ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere Dienst-

stelle eines Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeordnet werden. 

(3) Aus dienstlichen Gründen können Beamtinnen und Beamte vorübergehend ganz oder 

teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet werden, wenn 

ihnen die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung oder Berufsausbil-

dung zuzumuten ist. Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht ihrem Amt mit 

demselben Endgrundgehalt entspricht, zulässig. Die Abordnung nach den Sätzen 1 und 2 be-

darf der Zustimmung der Beamtin oder des Beamten, wenn sie die Dauer von zwei Jahren 

übersteigt. 

(4) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf der Zustimmung der Beamtin oder 

des Beamten. Abweichend von Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Zustimmung der Beamtin 

oder des Beamten zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit demselben Endgrundge-

halt auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn entspricht und die Abordnung die Dauer 

von fünf Jahren nicht übersteigt. 

(5) Vor der Abordnung ist die Beamtin oder der Beamte zu hören. 

                                                                                       
77 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 2 LPVG NRW 
78 Wechsel zum Bund oder in anderes Land siehe §§ 13 ff BeamtStG 
79 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 6 LPVG NRW, vgl. auch § 54 Abs. 4 BeamtStG; Arbeitnehmer: § 4 

Abs. 1 TVöD 
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(6) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn wird von dem abgebenden im Einverständnis 

mit dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt; das Einverständnis ist schriftlich zu erklären. In 

der Verfügung ist zum Ausdruck zu bringen, dass das Einverständnis vorliegt. Zur Zahlung der 

der Beamtin oder dem Beamten zustehenden Leistungen ist auch der Dienstherr verpflichtet, 

zu dem die Beamtin oder der Beamte abgeordnet ist. 

 
§ 25 Versetzung80 
 (1) Eine Versetzung ist die auf Dauer angelegte Übertragung eines anderen Amtes bei einer 

anderen Dienststelle bei demselben oder einem anderen Dienstherrn. 

(2) Beamtinnen und Beamte können in ein anderes Amt einer Laufbahn, für die sie die Befähi-

gung besitzen, versetzt werden, wenn sie es beantragen oder ein dienstliches Bedürfnis be-

steht. Eine Versetzung bedarf nicht ihrer Zustimmung, wenn das neue Amt zum Bereich des-

selben Dienstherrn gehört, derselben Laufbahn angehört wie das bisherige Amt und mit min-

destens demselben Endgrundgehalt verbunden ist; Stellenzulagen gelten hierbei nicht als 

Bestandteile des Grundgehaltes. Vor der Versetzung ist die Beamtin oder der Beamte zu hö-

ren. 

(3) Aus dienstlichen Gründen können Beamtinnen oder Beamte ohne ihre Zustimmung in ein 

Amt mit demselben Endgrundgehalt auch einer anderen Laufbahn, auch im Bereich eines 

anderen Dienstherrn, versetzt werden; Stellenzulagen gelten hierbei nicht als Bestandteile des 

Grundgehaltes. § 22 bleibt unberührt. 

(4) Besitzen die Beamtinnen und Beamten nicht die Befähigung für die andere Laufbahn, ha-

ben sie an Maßnahmen für den Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen. 

(5) Werden die Beamtinnen und Beamten in ein Amt eines anderen Dienstherrn versetzt, wird 

das Beamtenverhältnis mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; auf die beamten- und besol-

dungsrechtliche Stellung der Beamtinnen und Beamten finden die im Bereich des neuen 

Dienstherrn geltenden Vorschriften Anwendung. Die Versetzung wird von dem abgebenden im 

Einvernehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt; das Einverständnis ist schriftlich 

zu erklären. In die Verfügung ist aufzunehmen, dass das Einverständnis vorliegt. 

  

§ 26 Umbildung, Auflösung und Verschmelzung von Behörden81 
(1) Wird eine Behörde aufgelöst oder auf Grund eines Gesetzes oder einer Verordnung der 

Landesregierung mit einer anderen verschmolzen oder in ihrem Aufbau wesentlich verändert, 

so können die auf Lebenszeit und auf Zeit ernannten Beamtinnen und Beamten dieser Behör-

den, deren Aufgabengebiet von der Auflösung oder Umbildung berührt wird, in den einstweili-

gen Ruhestand versetzt werden, wenn eine Versetzung nach § 25 nicht möglich ist. Die Verset-

zung in den einstweiligen Ruhestand darf nur innerhalb von sechs Monaten nach Auflösung 

der Behörde oder nach Inkrafttreten des Gesetzes oder der Verordnung ausgesprochen wer-

den und ist nur innerhalb der Zahl der aus diesem Anlass eingesparten Planstellen zulässig. In 

dem Gesetz oder in der Verordnung kann ein anderer Zeitpunkt für den Beginn der Frist be-

stimmt werden. 

                                                                                       
80 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 5 LPVG NRW vgl. auch § 54 Abs. 4 BeamtStG; Arbeitnehmer: § 4 

Abs. 1 TVöD 
81 §§ 37 ff. LBG NRW 



  Landesbeamtengesetz 

 

 103 

(2) Ist bei Auflösung oder einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben einer 

Behörde oder der Verschmelzung von Behörden eine dem bisherigen Amt entsprechende 

Verwendung nicht möglich, können Beamtinnen und Beamte, deren Aufgabengebiet davon 

berührt wird, auch ohne ihre Zustimmung in ein anderes Amt derselben Laufbahn mit geringe-

rem Grundgehalt im Bereich desselben oder eines anderen Dienstherrn im Land Nordrhein-

Westfalen versetzt werden. Das Grundgehalt muss mindestens dem des Amtes entsprechen, 

das sie vor ihrem bisherigen Amt innehatten. 

Abschnitt 4 Beendigung des Beamtenverhältnisses 
 
§ 27 Entlassung 
(1) Beamtinnen und Beamte sind zu entlassen, wenn sie bei Übertragung eines Amtes, das 

kraft Gesetzes mit dem Mandat unvereinbar ist, Mitglied des Europäischen Parlaments, des 

Bundestages oder des Landtags waren und nicht innerhalb der von der obersten Dienstbehör-

de gesetzten angemessenen Frist ihr Mandat niederlegen. 

(2) Beamtinnen und Beamte sind ferner zu entlassen, wenn sie als Beamtinnen und Beamte 

auf Zeit ihrer Verpflichtung nach § 4 letzter Satz und § 119 Absatz 2 Satz 4 nicht nachkommen. 

(3) Das Verlangen, entlassen zu werden, muss schriftlich erklärt werden. Ein Verlangen in 

elektronischer Form ist nicht zulässig. Die Erklärung kann, solange die Entlassungsverfügung 

der Beamtin oder dem Beamten noch nicht zugegangen ist, innerhalb von zwei Wochen nach 

Zugang bei der dienstvorgesetzten Stelle, mit Zustimmung der nach § 28 Absatz 1 Satz 1 zu-

ständigen Stelle auch nach Ablauf dieser Frist, zurückgenommen werden. 

(4) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszusprechen. Sie kann jedoch solange 

hinausgeschoben werden, bis die Beamtin oder der Beamte ihre oder seine Amtsgeschäfte 

ordnungsgemäß erledigt hat; eine Frist von drei Monaten darf dabei nicht überschritten wer-

den. 

  

§ 28 Entlassungsverfahren 
(1) Die Entlassung wird von der Stelle verfügt, die nach § 16 Absatz 1 und 2 für die Ernennung 

der Beamtin oder des Beamten zuständig wäre. Die Entlassung bedarf der Schriftform. Eine 

Verfügung in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 

(2) Die Entlassung tritt im Falle des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes 

mit der Zustellung der Entlassungsverfügung, im Falle des § 27 Absatz 2 mit dem Ablauf der 

Amtszeit, im Übrigen mit dem Ende des Monats ein, in dem die Entlassungsverfügung der 

Beamtin oder dem Beamten zugestellt worden ist. 

(3) Nach der Entlassung besteht kein Anspruch auf Leistungen des Dienstherrn, soweit gesetz-

lich nichts anderes bestimmt ist82. Die Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang mit dem 

Amt verliehenen Titel dürfen nur geführt werden, wenn die Erlaubnis nach § 77 Absatz 4 erteilt 

ist. Tritt die Entlassung im Laufe eines Kalendermonats ein, so können die für den Entlas-

sungsmonat gezahlten Dienst- oder Anwärterbezüge der Beamtin oder dem Beamten belassen 

werden. 

  
                                                                                       
82 Nachversicherung Rentenversicherung § 8 SGB VI 
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§ 29 Verlust der Beamtenrechte und Wiederaufnahmeverfahren 
(1) Endet das Beamtenverhältnis nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes, so haben frühere 

Beamtinnen und Beamte keinen Anspruch auf Leistungen des Dienstherrn, soweit gesetzlich 

nichts anderes bestimmt ist. Sie dürfen die Amtsbezeichnung und die im Zusammenhang mit 

dem Amt verliehenen Titel nicht führen. 

(2) Im Fall des § 24 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes haben Beamtinnen und Beamte, 

sofern sie die Altersgrenze noch nicht erreicht haben und noch dienstfähig sind, Anspruch auf 

Übertragung eines Amtes derselben oder einer mindestens gleichwertigen Laufbahn wie ihr 

bisheriges Amt und mit mindestens demselben Endgrundgehalt (§ 25 Absatz 2 Satz 2). Bis zur 

Übertragung des neuen Amtes erhalten sie die Leistungen des Dienstherrn, die ihnen aus 

ihrem bisherigen Amt zugestanden hätten. 

(3) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahren festgestellten Sachverhaltes oder auf 

Grund eines rechtskräftigen Strafurteils, das nach der früheren Entscheidung ergangen ist, ein 

Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis eingeleitet wor-

den, so verliert die Beamtin oder der Beamte die ihr oder ihm nach Absatz 2 zustehenden 

Ansprüche, wenn auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis erkannt wird. Bis zur rechtskräf-

tigen Entscheidung können die Ansprüche nicht geltend gemacht werden. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend in Fällen der Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf 

Probe oder auf Widerruf wegen eines Verhaltens der in § 23 Absatz 3 Nummer 1 des Beamten-

statusgesetzes bezeichneten Art. 

 

§ 30 Gnadenerweis 
(1) Der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten steht hinsichtlich des Verlustes der 

Beamtenrechte das Gnadenrecht zu. Sie oder er kann die Befugnis auf andere Stellen übertra-

gen. 

(2) Wird im Gnadenwege der Verlust der Beamtenrechte in vollem Umfang beseitigt, so gilt 

von diesem Zeitpunkt an § 24 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes entsprechend. 

 
§ 31 Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze 
(1) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit treten mit dem Ende des Monats in 

den Ruhestand, in dem sie die für sie jeweils geltende Altersgrenze erreichen83. Die Altersgren-

ze wird in der Regel mit Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht (Regelaltersgrenze), soweit 

nicht gesetzlich eine andere Altersgrenze (besondere Altersgrenze) bestimmt ist84. Für Leite-

rinnen und Leiter und Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen gilt als Altersgrenze das 

Ende des Schulhalbjahres, in dem das 67. Lebensjahr vollendet wird. 

(2) Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit, die vor dem 1. Januar 1947 geboren 

sind, erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Beamtinnen 

und Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird 

die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben: 
 

                                                                                       
83 Arbeitnehmer: § 33 Abs. 1 TVöD, Regelrentenalter § 35 SGB VI 
84 Feuerwehrbeamte § 116 Abs. 3 LBG NRW 
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Geburtsjahr Anhebung um Monate Altersgrenze Monate 

1947 1 65 1 
1948 2 65 2 
1949 3 65 3 
1950 4 65 4 
1951 5 65 5 
1952 6 65 6 
1953 7 65 7 
1954 8 65 8 
1955 9 65 9 
1956 10 65 10 
1957 11 65 11 
1958 12 66 0 
1959 14 66 2 
1960 16 66 4 
1961 18 66 6 
1962 20 66 8 
1963 22 66 10 
1964 24 67 0 

 

Leiterinnen und Leiter und Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen treten mit dem 

Ende des Schulhalbjahres nach Erreichen der jeweiligen Altersgrenze in den Ruhestand. 

(3) Beamtinnen und Beamte auf Zeit treten, soweit sie nicht nach § 27 Absatz 2 entlassen 

werden, ferner mit Ablauf ihrer Amtszeit in den Ruhestand, wenn sie insgesamt eine mindes-

tens zehnjährige ruhegehaltfähige Dienstzeit abgeleistet haben; andernfalls sind sie entlassen. 

(4) Wer die Altersgrenze überschritten hat, darf nicht zur Beamtin oder zum Beamten ernannt 

werden. 

(5) Erreichen die in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtinnen oder Beamte die 

Altersgrenze, so gelten sie in dem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhestand getreten, in dem sie 

als Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit wegen Erreichens der Altersgrenze in 

den Ruhestand treten würden. Die in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtinnen 

oder Beamte auf Zeit gelten auch mit Ablauf der Amtszeit als dauernd in den Ruhestand getre-

ten. 

 

§ 32 Hinausschieben des Ruhestandeintritts85 
(1) Der Eintritt in den Ruhestand kann auf Antrag der Beamtin oder des Beamten um bis zu 

drei Jahre, jedoch nicht über das Ende des Monats, in dem das 70. Lebensjahr vollendet wird 

hinaus, hinausgeschoben werden, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt. Der Antrag ist 

spätestens sechs Monate vor Eintritt in den Ruhestand zu stellen. Im Verlängerungszeitraum 

ist die Beamtin oder der Beamte auf ihren oder seinen Antrag hin jederzeit in den Ruhestand 

zu versetzen; die beantragte Versetzung kann aus zwingenden dienstlichen Gründen um bis zu 

drei Monate hinausgeschoben werden. Für das Hinausschieben des Ruhestandseintritts nach 

                                                                                       
85 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 10 LPVG NRW; vgl. auch § 71a LBesG NRW 



Landesbeamtengesetz 

 

 

106 

Satz 1 ist bei den übrigen kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten im Sinne des § 

119 die Zustimmung mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl des betreffenden Wahlgremiums 

erforderlich. 

(2) Wenn dienstliche Gründe im Einzelfall die Fortführung der Dienstgeschäfte erfordern, kann 

die für die Versetzung in den Ruhestand zuständige Stelle mit Zustimmung der obersten 

Dienstbehörde und der Beamtin oder des Beamten den Eintritt in den Ruhestand für eine 

bestimmte Dauer, die jeweils ein Jahr und insgesamt drei Jahre nicht übersteigen darf, hinaus-

schieben. Bei Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten bedarf diese Entscheidung einer Zweidrit-

telmehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl des betreffenden Wahlgremiums.86 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei einer gesetzlich bestimmten besonderen Altersgrenze ent-

sprechend. 

 
§ 33 Dienstunfähigkeit87, Antragsruhestand88 
(1) Bestehen Zweifel über die Dienstunfähigkeit der Beamtin oder des Beamten, so ist sie oder 

er verpflichtet, sich nach Weisung der dienstvorgesetzten Stelle durch eine Ärztin oder einen 

Arzt der unteren Gesundheitsbehörde untersuchen und, falls ein Arzt der unteren Gesund-

heitsbehörde dies für erforderlich hält, auch beobachten zu lassen89. Gesetzliche Vorschriften, 

die für einzelne Beamtengruppen andere Voraussetzungen für die Beurteilung der Dienstunfä-

higkeit bestimmen, bleiben unberührt. Die Frist nach § 26 Absatz 1 Satz 2 des Beamtenstatus-

gesetzes beträgt sechs Monate. 

(2) Beantragt die Beamtin oder der Beamte, sie oder ihn nach § 26 Absatz 1 Satz 1 des Beam-

tenstatusgesetzes in den Ruhestand zu versetzen, so hat die dienstvorgesetzte Stelle nach 

Einholung eines amtlichen Gutachtens der unteren Gesundheitsbehörde zu erklären, ob sie sie 

oder ihn nach pflichtgemäßem Ermessen für dauernd unfähig hält, ihre oder seine Amtspflich-

ten zu erfüllen. Die nach § 36 Absatz 1 zuständige Stelle ist an die Erklärung der dienstvorge-

setzten Stelle nicht gebunden, sie kann auch andere Beweise erheben. 

(3) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit kann eine Beamtin oder ein Beamter auf Lebenszeit 

oder auf Zeit auf ihren oder seinen Antrag in den Ruhestand versetzt werden90 

1. frühestens mit Vollendung des 63. Lebensjahres, 

2. als schwerbehinderter Mensch im Sinne von § 2 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialgesetz-

buch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 

Juni 2001, BGBl. I S. 1046) in der jeweils geltenden Fassung frühestens mit Vollendung des 60. 

Lebensjahres. 

                                                                                       
86 Arbeitnehmer: § 33 Abs. 5 TVöD, § 77 Abs. 3 SGB VI 
87 Arbeitnehmer: volle Erwerbsminderung § 43 SGB VI, § 33 Abs. 2 TVöD 
88 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 9 LPVG NRW 
89 Datenschutz: vgl. § 24 GDSG NW; örtliche Zuständigkeit § 19 Abs. 2 ÖGDG NRW: (2) Für die amtlichen 
Untersuchungen zur Ausstellung von gutachterlichen Stellungnahmen in beamtenrechtlichen Verfahren 
nach dem Landesbeamtengesetz NRW ist die untere Gesundheitsbehörde am Wohnort der zu begutach-
tenden Person zuständig. Abweichend davon kann die Behörde oder Einrichtung, die das beamtenrechtliche 
Verfahren durchführt, die untere Gesundheitsbehörde am Dienstort der zu begutachtenden Person beauf-
tragen. 
90 Versorgungsabschlag siehe § 16 Abs. 2 LBeamtVG 
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Aus dienstlichen Gründen kann bei Leiterinnen und Leitern und Lehrerinnen und Lehrern an 

öffentlichen Schulen die Versetzung in den Ruhestand bis zum Ende des laufenden Schuljahres 

hinausgeschoben werden. 

  
§ 34 Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit91 
(1) Hält die dienstvorgesetzte Stelle nach Einholung eines amtlichen Gutachtens der unteren 

Gesundheitsbehörde die Beamtin oder den Beamten für dienstunfähig, so teilt die dienstvor-

gesetzte Stelle der Beamtin oder dem Beamten oder der Vertreterin oder dem Vertreter unter 

Angabe der Gründe mit, dass eine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt sei. Die Beamtin 

oder der Beamte oder die Vertreterin oder der Vertreter kann innerhalb eines Monats gegen 

die beabsichtigte Maßnahme Einwendungen erheben. 

(2) Die Entscheidung über die Zurruhesetzung trifft die nach § 36 Absatz 1 zuständige Stelle. 

Wird die Dienstfähigkeit der Beamtin oder des Beamten festgestellt, so ist das Verfahren ein-

zustellen. Wird die Dienstunfähigkeit festgestellt, so ist die Beamtin oder der Beamte mit dem 

Ende des Monats, in dem ihr oder ihm oder der Vertreterin oder dem Vertreter die Verfügung 

zugestellt worden ist, in den Ruhestand zu versetzen. 

(3) Behält die Beamtin oder der Beamte nach der Entscheidung gemäß Absatz 2 Satz 3 wegen 

eines eingelegten Rechtsmittels Anspruch auf Besoldung, so werden mit dem Ende des Mo-

nats, in dem ihr oder ihm oder der Vertreterin oder dem Vertreter die Verfügung zugestellt 

worden ist, die Dienstbezüge einbehalten, die das Ruhegehalt übersteigen. Hat die Entschei-

dung gemäß Absatz 2 Satz 3 keinen Bestand, sind die einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 

  
§ 35 Wiederherstellung der Dienstfähigkeit 
(1) Die Beamtinnen und Beamten sind verpflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit 

an geeigneten und zumutbaren gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen 

teilzunehmen. Diese Verpflichtung gilt auch zur Vermeidung einer drohenden Dienstunfähig-

keit. Vor der Versetzung in den Ruhestand sind sie auf diese Pflicht hinzuweisen, es sei denn, 

nach den Umständen des Einzelfalls kommt eine erneute Berufung in das Beamtenverhältnis 

nicht in Betracht. Der Dienstherr hat, sofern keine anderen Ansprüche bestehen, die Kosten für 

die erforderlichen Maßnahmen nach Satz 1 und Satz 2 zu tragen. 

(2) Beantragt die Beamtin oder der Beamte nach Wiederherstellung ihrer oder seiner Dienst-

fähigkeit, sie oder ihn erneut in das Beamtenverhältnis zu berufen, so ist diesem Antrag zu 

entsprechen, falls nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. Der Antrag muss vor 

Ablauf von fünf Jahren seit Beginn des Ruhestandes und spätestens zwei Jahre vor Erreichen 

der Altersgrenze gestellt werden. 

 

§ 36 Zuständigkeit, Beginn des Ruhestands 
(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird, soweit durch Gesetz, Verordnung oder Satzung 

nichts anderes bestimmt ist, von der Stelle verfügt, die nach § 16 Absatz 1 und 2 für die Ernen-

nung der Beamtin oder des Beamten zuständig wäre. Die Verfügung ist der Beamtin oder dem 

Beamten mitzuteilen; sie kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurückgenommen werden. 

Eine Verfügung in elektronischer Form ist ausgeschlossen. 

                                                                                       
91 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 9 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 33 Abs. 2 TVöD 
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(2) Der Ruhestand beginnt, abgesehen von den Fällen des § 31 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 

und der §§ 38, 115 und § 123 Absatz 3, mit dem Ende des Monats, in dem die Verfügung über 

die Versetzung in den Ruhestand der Beamtin oder dem Beamten zugestellt worden ist. Auf 

Antrag oder mit ausdrücklicher Zustimmung der Beamtin oder des Beamten kann ein früherer 

Zeitpunkt festgesetzt werden. 

 
§ 37 Einstweiliger Ruhestand 
(1) Die Landesregierung kann jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzen 

1. die Chefin der Staatskanzlei und Staatssekretärin oder den Chef der Staatskanzlei und 

Staatssekretär sowie Staatsekretärinnen und Staatssekretäre, 

2. Regierungspräsidentinnen oder Regierungspräsidenten, 

3. die Leiterin oder den Leiter der für den Verfassungsschutz zuständigen Abteilung, 

4. die Regierungssprecherin oder den Regierungssprecher, 

5. Polizeipräsidentinnen oder Polizeipräsidenten, 

soweit sie Beamtinnen oder Beamte auf Lebenszeit sind. 

(2) Für die in Absatz 1 bezeichneten Beamtinnen und Beamten entscheidet in den Fällen des § 

12 Absatz 3, § 13 Absatz 2, § 14 Absatz 1 Satz 1, § 19 Absatz 5 an Stelle des Landespersonal-

ausschusses die Landesregierung. 

 

 
§ 38 Beginn des einstweiligen Ruhestands 
Der einstweilige Ruhestand beginnt, wenn nicht im Einzelfall ausdrücklich ein späterer Zeit-

punkt festgelegt wird, mit dem Zeitpunkt, in dem die Versetzung in den einstweiligen Ruhe-

stand der Beamtin oder dem Beamten bekannt gegeben wird, spätestens jedoch mit dem Ende 

der drei Monate, die auf den Monat der Bekanntgabe folgen. Die Verfügung kann bis zum 

Beginn des Ruhestands zurückgenommen werden. 

  

§ 39 Wiederverwendung aus dem einstweiligen Ruhestand 
Nach Ablauf von fünf Jahren seit Beginn des einstweiligen Ruhestands ist eine erneute Beru-

fung in das Beamtenverhältnis nur mit Zustimmung der Beamtin oder des Beamten zulässig, 

wenn sie oder er das 55. Lebensjahr vollendet hat. 

 
§ 40 Einstweiliger Ruhestand bei organisatorischen Veränderungen 
Die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand darf in den Fällen des § 31 des Beamtenstatus-

gesetzes nur innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes oder der Verord-

nung ausgesprochen werden. In dem Gesetz oder in der Verordnung kann ein anderer Zeit-

punkt für den Beginn der Frist bestimmt werden. 

 

§ 41 Voraussetzung für Eintritt in den Ruhestand 
Für den Eintritt in den Ruhestand gelten die Vorschriften der §§ 27 bis 40. Sind die Vorausset-

zungen des § 4 Absatz 1 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 

S. 310) in der jeweils geltenden Fassung nicht erfüllt, so endet das Beamtenverhältnis statt 

durch Eintritt in den Ruhestand durch Entlassung. 
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Abschnitt 5 Rechtliche Stellung im Beamtenverhältnis 
  
§ 42 Fortbildung und Personalentwicklung92 
(1) Der Dienstherr fördert und entwickelt die Eignung, Leistung und Befähigung der Beamtin-

nen und Beamten auf der Grundlage von Personalentwicklungskonzepten. Dabei sind die 

Grundsätze der interkulturellen Öffnung der Verwaltung und die Notwendigkeit, interkulturel-

le Kompetenzen zu entwickeln, in angemessenem Umfang miteinzubeziehen. 

(2) Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, ihre Kenntnisse und Fähigkeiten zu erhalten und 

fortzuentwickeln und insbesondere an Fortbildungen in dienstlichem Interesse teilzunehmen. 

(3) Die Beamtinnen und Beamten haben einen Anspruch auf Teilnahme an für ihre berufliche 

Tätigkeit förderlichen Fortbildungsmaßnahmen, soweit dienstliche Belange nicht entgegenste-

hen. Satz 1 gilt entsprechend für Beamtinnen und Beamte, die sich in Elternzeit befinden oder 

zur Betreuung von Kindern oder Pflege einer oder eines nach ärztlichem Gutachten pflegebe-

dürftigen Angehörigen beurlaubt sind. 

(4) Die dienstvorgesetzte Stelle ist verpflichtet, ein Personalentwicklungskonzept zu erstellen 

und dies regelmäßig fortzuentwickeln. Dies kann auch in Form einer Dienstvereinbarung ge-

schehen. 

(5) Die näheren Anforderungen an Personalentwicklungskonzepte und an Fortbildungsmaß-

nahmen können die Laufbahnverordnungen regeln. 

 

§ 43 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
Die Leitung der Behörde entscheidet, wer Auskünfte an die Öffentlichkeit erteilt. 

 
§ 44 Aufenthalt in der Nähe des Dienstortes93 
Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, kann die Beamtin oder der 

Beamte angewiesen werden, sich während der dienstfreien Zeit erreichbar in der Nähe seines 

Dienstortes aufzuhalten. 

  

§ 45 Dienstkleidung 
Die Landesregierung erlässt die Bestimmungen über Dienstkleidung, die bei Ausübung des 

Amtes üblich oder erforderlich ist. Sie kann die Ausübung dieser Befugnis auf andere Stellen 

übertragen. 

  

§ 46 Diensteid94 
(1) Die Beamtin oder der Beamte hat folgenden Diensteid zu leisten: „Ich schwöre, dass ich das 

mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können verwalten, Verfassung und Gesetze 

befolgen und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen 

jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.“ 

(2) Der Eid kann auch ohne die Worte „So wahr mir Gott helfe“ geleistet werden. 

                                                                                       
92 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 16 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 5 TVöD, vgl. auch § 11 LGG 
93 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 11 LPVG NRW 
94 Arbeitnehmer: §§ 1, 2 Verpflichtungsgesetz 
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(3) Lehnt eine Beamtin oder ein Beamter aus Glaubens- oder Gewissensgründen die Ablegung 

eines Eides ab, so kann sie oder er an Stelle der Worte „Ich schwöre“ die Worte „Ich gelobe“ 

oder eine andere Beteuerungsformel sprechen. 

(4) In den Fällen, in denen nach § 7 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes eine Ausnahme von § 

7 Absatz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes zugelassen worden ist, kann an Stelle des 

Eides ein Gelöbnis vorgeschrieben werden. 

 
§ 47 Befreiung von Amtshandlungen95 
 (1) Beamtinnen und Beamte sind von Amtshandlungen zu befreien, die sich gegen sie selbst 

oder Angehörige richten würden, zu deren Gunsten ihnen wegen familienrechtlicher Bezie-

hungen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 

(2) Gesetzliche Vorschriften, nach denen Beamtinnen und Beamte von einzelnen Amtshand-

lungen ausgeschlossen sind, bleiben unberührt96. 

 
§ 48 Pflicht zur Nebentätigkeit 
Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen der dienstvorgesetzten Stelle eine 

Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst zu übernehmen und 

fortzuführen, sofern diese Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie 

nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. Durch die Nebentätigkeit dürfen dienstliche Interessen 

nicht beeinträchtigt werden. Ergibt sich eine solche Beeinträchtigung während der Ausübung 

der Nebentätigkeit, so ist das Verlangen zu widerrufen. 

 
§ 49 Genehmigungspflichtige Nebentätigkeit97 
(1) Die Beamtin oder der Beamte bedarf, soweit sie oder er nicht nach § 48 zur Übernahme 

verpflichtet ist, der vorherigen Genehmigung 

1. zur Übernahme eines Nebenamtes, 

2. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen Vergütung, zu einer gewerblichen Tätig-

keit, zur Mitarbeit in einem Gewerbebetrieb oder zur Ausübung eines freien Berufes und 

3. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in ein sonstiges Organ einer 

Gesellschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, soweit diese 

einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, sowie zur Übernahme einer Treuhänderschaft. 

Die Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, 

Betreuung, Pflegschaft oder Testamentsvollstreckung gilt nicht als Nebentätigkeit. Ihre Über-

nahme ist der dienstvorgesetzten Stelle vor Aufnahme schriftlich anzuzeigen. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Nebentätigkeit dienstliche Interessen beein-

trächtigen kann. Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 

1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten so stark in Anspruch 

nimmt, dass die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer oder seiner dienstlichen Pflichten behindert 

werden kann, 

                                                                                       
95 § 20 VwVfG NRW, § 52 StPO 
96 § 39 BeamtStG 
97 Beteiligungstatbestand bei Ablehnung:  § 72 Abs. 1 Nr. 12 LPVG NRW;  Details: Nebentätigkeitsverord-

nung 
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2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflichten bringen 

kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde oder Einrichtung, der die Beamtin 

oder der Beamte angehört, tätig wird oder werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder die Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beeinflussen 

kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit der Beam-

tin oder des Beamten führen kann oder 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 

Die Voraussetzung des Satzes 2 Nummer 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Bean-

spruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der Woche ein Fünftel der regelmäßi-

gen wöchentlichen Arbeitszeit überschreitet. Im Falle einer begrenzten Dienstfähigkeit (§ 27 

des Beamtenstatusgesetzes) gilt Satz 3 mit der Maßgabe, dass die herabgesetzte wöchentliche 

Arbeitszeit zugrunde zu legen ist. 

(3) Die Genehmigung ist für jede einzelne Nebentätigkeit zu erteilen und auf längstens fünf 

Jahre zu befristen. Sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. Die Genehmi-

gung erlischt bei Versetzung zu einer anderen Dienststelle. 

(4) Ergibt sich nach der Erteilung der Genehmigung eine Beeinträchtigung dienstlicher Interes-

sen, so ist die Genehmigung zu widerrufen. 

  

§ 50 Nebentätigkeit bei Freistellung vom Dienst 
Während einer Freistellung vom Dienst nach §§ 64, 73 Absatz 3 oder der Verordnung nach § 

74 Absatz 2 dürfen nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck der Frei-

stellung nicht zuwiderlaufen. 

 

§ 51 Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit98 
(1) Nicht genehmigungspflichtig ist 

1. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten unterliegen-

den Vermögens, 

2. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit, 

3. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gutachtertätigkeit 

von Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen Hochschulen, die als solche zu Beamtinnen oder 

Beamten ernannt sind, und Beamtinnen und Beamten an wissenschaftlichen Instituten und 

Anstalten außerhalb der öffentlichen Hochschulen, 

4. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen der Beamtinnen und Beamten in 

a) Gewerkschaften und Berufsverbänden oder 

b) Organen von Selbsthilfeeinrichtungen und 

5. die unentgeltliche Tätigkeit in Organen von Genossenschaften. 

(2) Durch die Nebentätigkeit dürfen dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. Ergibt 

sich eine solche Beeinträchtigung, so ist die Nebentätigkeit ganz oder teilweise zu untersagen. 

  

                                                                                       
98 Anzeigepflicht bei Arbeitnehmern: § 3 Abs. 3 TVöD 
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§ 52 Ausübung der Nebentätigkeit, Verfahren, Tätigkeit von Ruhestandsbeamtin-
nen und Ruhestandsbeamten und früheren Beamtinnen und Beamten mit Versor-
gungsbezügen 
(1) Nebentätigkeiten, welche die Beamtin oder der Beamte nicht auf Verlangen (§ 48), Vor-

schlag oder Veranlassung ihrer oder seiner dienstvorgesetzten Stelle übernommen hat, darf sie 

oder er nur außerhalb der Arbeitszeit ausüben. Ausnahmen dürfen nur in besonders begrün-

deten Fällen zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die ver-

säumte Arbeitszeit nachgeleistet wird. 

(2) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (§§ 49, 54) oder auf Zulassung einer Ausnahme 

(Absatz 1 Satz 2) und Entscheidungen über diese Anträge sowie das Verlangen nach § 48 und 

nach Absatz 4 bedürfen der Schriftform. Die Beamtin oder der Beamte hat die für die Ent-

scheidungen erforderlichen Nachweise, insbesondere über Art und Umfang der Nebentätigkeit 

sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, zu erbringen; sie oder er hat jede Ände-

rung unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

(3) Der Vorschlag und die Veranlassung der dienstvorgesetzten Stelle (Absatz 1 Satz 1) sind 

aktenkundig zu machen. 

(4) Die Beamtin oder der Beamte ist auf Verlangen der dienstvorgesetzten Stelle verpflichtet, 

über Art und Umfang der von ihr oder ihm ausgeübten Nebentätigkeit und die Höhe der dafür 

empfangenen Vergütung Auskunft zu geben. 

(5) Der Zeitraum gemäß § 41 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes beträgt für Ruhestandsbeam-

tinnen und Ruhestandsbeamte oder frühere Beamtinnen und Beamte mit Versorgungsbezügen 

fünf Jahre, bei Eintritt in den Ruhestand nach § 31 Absatz 1 drei Jahre. Ein Verbot nach § 41 

Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes wird durch die letzte dienstvorgesetzte Stelle ausgespro-

chen; es endet spätestens mit Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen. 

 
§ 53 Meldung von Nebeneinnahmen99 
Die Beamtin oder der Beamte legt am Ende eines jeden Jahres ihrer oder seiner dienstvorge-

setzten Stelle eine jeden Einzelfall erfassende Aufstellung über Art und Umfang der Nebentä-

tigkeit sowie über die Vergütungen vor, die sie oder er für eine genehmigungspflichtige oder 

eine nach § 51 Absatz 1 Nummer 2, 3 und 4 Buchstabe b nicht genehmigungspflichtige Neben-

tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes erhalten hat, wenn diese insge-

samt die in der Rechtsverordnung nach § 57 zu bestimmende Höchstgrenze übersteigen. 

  
§ 54 Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn 
 (1) Die Beamtin oder der Beamte darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, 

Personal oder Material des Dienstherrn nur mit Genehmigung in Anspruch nehmen. Sie oder 

er hat hierfür ein angemessenes Entgelt zu entrichten; das Entgelt kann auch nach einem 

Hundertsatz der für die Nebentätigkeit bezogenen Vergütung bemessen werden. 

(2) Die Genehmigung, Einrichtungen des Dienstherrn in Anspruch zu nehmen, um in ihnen 

außerhalb der allgemeinen Dienststunden mit Personal des Dienstherrn Nebentätigkeiten 

auszuüben, kann davon abhängig gemacht werden, dass dem Personal ein angemessener 

                                                                                       
99 keine Parallelregelung bei Arbeitnehmern 
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Anteil an der Vergütung für die Nebentätigkeit gewährt wird. Der Anteil ist nach dem Teil der 

Vergütung zu bemessen, der nach Abzug des durch die Beamtin oder den Beamten entrichte-

ten Entgelts (Absatz 1 Satz 2) verbleibt. 

 
§ 55 Ersatzpflicht des Dienstherrn 
Die Beamtin oder der Beamte, die oder der aus einer Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Ver-

waltungsrat oder in einem sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in 

einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, die sie oder er auf Verlangen, Vor-

schlag oder Veranlassung ihrer oder seiner dienstvorgesetzten Stelle im dienstlichen Interesse 

übernommen hat, haftbar gemacht wird, hat gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des 

ihr oder ihm entstandenen Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-

führt worden, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Beamtin oder der Beam-

te auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten gehandelt hat. 

  
§ 56 Beendigung von mit dem Amt verbundener Nebentätigkeit 
Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, auch 

die Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die der Beamtin oder dem Beamten im Zusam-

menhang mit ihrem oder seinem Hauptamt übertragen sind oder die sie oder er auf Verlangen, 

Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder seiner dienstvorgesetzten Stelle übernommen hat. 

  
§ 57 Regelung der Nebentätigkeit 
Die zur Ausführung der §§ 48 bis 56 notwendigen Vorschriften über die Nebentätigkeit der 

Beamtinnen und Beamten erlässt die Landesregierung durch Rechtsverordnung. In ihr ist ins-

besondere zu bestimmen, 

1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschriften anzusehen sind oder 

ihm gleichstehen; dabei sollen Tätigkeiten bei Einrichtungen und Unternehmen, die zu mehr 

als 50 Prozent in öffentlicher Hand sind oder fortlaufend unterhalten werden oder von der 

öffentlichen Hand zumindest wirtschaftlich beherrscht werden und Vergütungen jedenfalls 

mittelbar aus Beiträgen der öffentlichen Hand fließen, der Tätigkeit im öffentlichen Dienst 

gleichgestellt werden, 

2. in welchen Fällen von geringer Bedeutung oder bei welcher wiederkehrenden Tätigkeit 

dieser Art die Genehmigung zur Ausübung der Nebentätigkeit als allgemein erteilt gilt, 

3. welche nicht genehmigungspflichtigen oder allgemein genehmigten Nebentätigkeiten der 

dienstvorgesetzten Stelle unter Angabe von Art und Umfang sowie der voraussichtlich zu 

erwartenden Entgelte oder geldwerten Vorteile anzuzeigen sind, 

4. in welchen Fällen für die Wahrnehmung von Aufgaben, die im Hauptamt erledigt werden 

können oder für welche die Beamtin oder der Beamte im Hauptamt entlastet wird, eine Vergü-

tung ausnahmsweise zugelassen wird, 

5. ob und inwieweit die Beamtin oder der Beamte für eine im öffentlichen Dienst ausgeübte 

oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihres oder seines Dienstherrn übernommene 

Nebentätigkeit eine Vergütung erhält oder eine erhaltene Vergütung abzuführen hat, 

6. unter welchen Voraussetzungen die Beamtin oder der Beamte zur Ausübung von Nebentä-

tigkeiten Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen darf und 

in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an den Dienstherrn zu entrichten ist; das Entgelt ist min-
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destens kostendeckend zu bemessen und soll den besonderen Vorteil berücksichtigen, der der 

Beamtin oder dem Beamten durch die Inanspruchnahme entsteht; es darf nur entfallen 

a) bei der Wahrnehmung eines Nebenamtes, 

b) wenn die Nebentätigkeit unentgeltlich durchzuführen ist oder 

c) wenn die Kosten von einem Dritten in vollem Umfang getragen werden, 

7.das Nähere zu § 54 Absatz 2. 

 
§ 58 Dienstaufgabe als Nebentätigkeit 
Übt eine Beamtin oder ein Beamter eine Tätigkeit, die zu ihren oder seinen dienstlichen Auf-

gaben (Hauptamt, Nebenamt) gehört, wie eine Nebenbeschäftigung gegen Vergütung aus, so 

hat sie oder er die Vergütung an den Dienstherrn abzuführen. 

 
§ 59 Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen  
Vorteilen100 
Einzelheiten zum Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen 

regelt das für Inneres zuständige Ministerium durch Verwaltungsvorschrift. 

  

§ 60 Arbeitszeit101 
(1) Die regelmäßige Arbeitszeit darf im Jahresdurchschnitt einundvierzig Stunden in der Woche 

nicht überschreiten. Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit vermindert sich für jeden gesetz-

lichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, um die Stunden, die an diesem Tag zu leisten 

wären. 

(2) Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, kann die Arbeitszeit entsprechend den dienstli-

chen Bedürfnissen verlängert werden. Im wöchentlichen Zeitraum dürfen im Jahresdurch-

schnitt achtundvierzig Stunden einschließlich Mehrarbeitsstunden nicht überschritten werden. 

(3) Das Nähere zu den Absätzen 1 und 2 sowie zu § 61 Absatz 1 regelt die Landesregierung 

durch Rechtsverordnung. Das gilt insbesondere für Regelungen über 

1. die Dauer, die Verlängerung und die Verkürzung der regelmäßigen Arbeitszeit, 

2. dienstfreie Zeiten, 

3. den Ort und die Zeit der Dienstleistung, 

4. den Bereitschaftsdienst, 

5. die Mehrarbeit in Einzelfällen, 

6. den Arbeitsversuch, 

7. Langzeitarbeitskonten, 

ferner für Regelungen der Pausen und der Dienststunden in der Landesverwaltung. 

 
  

                                                                                       
100 § 42 BeamtStG; vgl. auch die VV hinter § 42 BeamtStG; Arbeitnehmer § 3 Abs. 2 TVöD, vgl. auch §§ 331 

ff. StGB 
101 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1, 2 LPVG NRW; Details: AZVO NRW; Arbeitnehmer: § 6 TVöD, § 

3 AZG 
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§ 61 Mehrarbeit102 
(1) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, ohne Entschädigung über die regelmäßige 

Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn zwingende dienstliche Verhältnisse es erfordern. Wird 

sie oder er durch eine dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrarbeit mehr als fünf 

Stunden im Monat über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beansprucht, so ist ihr oder ihm 

innerhalb eines Jahres für die über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit 

entsprechende Dienstbefreiung zu gewähren. 

(2) Ist die Dienstbefreiung aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht möglich, so können an 

ihrer Stelle Beamtinnen und Beamte in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern für 

einen Zeitraum von längstens 480 Stunden im Jahr eine Mehrarbeitsvergütung erhalten.103 

  

§ 62 Fernbleiben vom Dienst 
(1) Die Beamtin oder der Beamte darf dem Dienst nicht ohne Genehmigung fernbleiben. 

Dienstunfähigkeit infolge Krankheit ist auf Verlangen nachzuweisen104. 

(2) Verliert die Beamtin oder der Beamte wegen schuldhaften Fernbleibens vom Dienst ihren 

oder seinen Anspruch auf Dienstbezüge105, so wird dadurch eine disziplinarrechtliche Verfol-

gung nicht ausgeschlossen. 

 
 
VV des Innenministeriums NRW zu § 62 LBG NRW (Fernbleiben vom Dienst) 
 
1.1 Bleibt die Beamtin oder der Beamte wegen Krankheit dem Dienst fern, so hat sie oder er die 
Tatsache der Erkrankung und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen. 
1.2 Dauert die Dienstunfähigkeit länger als drei Arbeitstage, hat die Beamtin oder der Beamte 
eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Dienstunfähigkeit sowie deren voraussicht-
liche Dauer spätestens an dem darauffolgenden  Arbeitstag vorzulegen. Dauert die Erkrankung 
länger als in der Bescheinigung angegeben, ist die Beamtin oder der Beamte verpflichtet, eine 
neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. 
1.3 Hat die Behörde Zweifel an der Dienstunfähigkeit der Beamtin oder des Beamten, so kann 
sie von ihr oder ihm abweichend von Ziffer 1.2 ab dem ersten Tag des Fernbleibens die Vorlage 
einer ärztlichen Bescheinigung verlangen. 
1.4 Die Verpflichtung zur Untersuchung durch eine Ärztin oder einen Arzt der unteren Gesund-
heitsbehörde nach § 33 Absatz 1 LBG NRW bleibt unberührt. Die Kosten dieser Untersuchung 
trägt die Dienststelle. 
  
§ 63 Voraussetzungslose Teilzeitbeschäftigung106 
(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag Teilzeitbeschäftigung bis auf 

die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit und bis zur jeweils beantragten Dauer bewilligt wer-

den, wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

                                                                                       
102 § 10 AZVO NRW; Arbeitnehmer:  § 7 Abs. 6, 7 TVöD 
103 Details s. Mehrarbeitsvergütungsordnung 
104 Arbeitnehmer: § 5 EntgeltfortzahlungsG 
105 § 11 LBesG NRW; Arbeitnehmer § 616 BGB 
106 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 8 TzBfG, § 11 Abs. 2 TVöD 
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(2) Bei der Genehmigung von Nebentätigkeiten gilt § 49 Absatz 2 Satz 3 mit der Maßgabe, dass 

von der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ohne Rücksicht auf die Bewilligung von Teil-

zeitbeschäftigung auszugehen ist. 

(3) Die dienstvorgesetzte Stelle kann auch nachträglich die Dauer der Teilzeitbeschäftigung 

beschränken oder den Umfang der zu leistenden Arbeitszeit erhöhen, soweit zwingende 

dienstliche Belange dies erfordern. Sie soll eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäfti-

gung oder den Übergang zur Vollzeitbeschäftigung zulassen, wenn der Beamtin oder dem 

Beamten die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann 

und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Der Antrag auf Verlängerung der Teilzeitbe-

schäftigung ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung zu stellen. 

 
§ 64 Teilzeitbeschäftigung und Urlaub aus familiären Gründen107 
(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwingende 

dienstliche Belange nicht entgegenstehen, Teilzeitbeschäftigung bis auf die Hälfte der regel-

mäßigen Arbeitszeit oder Urlaub ohne Besoldung zu bewilligen zur tatsächlichen Betreuung 

oder Pflege von 

1. mindestens einem Kind unter 18 Jahren oder 

2. einer oder einem nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 

896) in der jeweils geltenden Fassung pflegebedürftigen nahen Angehörigen. 

Während der Zeit des Urlaubs nach Satz 1, § 67 oder § 74 Absatz 2 kann Teilzeitbeschäftigung 

auch mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn zwingen-

de dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Beamtinnen oder Beamten auf Widerruf, die ihren Vorbereitungsdienst nach dem 31. 

Dezember 2017 begonnen haben, kann aus den in Absatz 1 genannten Gründen Teilzeitbe-

schäftigung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, soweit 

die Struktur der Ausbildung nicht entgegensteht und den unverzichtbaren Erfordernissen der 

Ausbildung Rechnung getragen wird. Nähere Regelungen trifft die Verordnung nach § 7 Absatz 

2. 

(3) Urlaub nach Absatz 1 darf auch in Verbindung mit Urlaub nach § 70 Absatz 1 insgesamt die 

Dauer von 15 Jahren nicht überschreiten. Dabei bleiben Zeiten einer unterhälftigen Teilzeitbe-

schäftigung während einer Elternzeit nach § 74 Absatz 2 und einer Freistellung zur Pflege und 

Betreuung von Angehörigen nach § 67 unberücksichtigt. Der Bewilligungszeitraum kann bei 

Beamtinnen und Beamten im Schul- und Hochschuldienst bis zum Ende des laufenden Schul-

jahrs, Semesters oder Trimesters ausgedehnt werden. Dies gilt auch bei Wegfall der tatbe-

standlichen Voraussetzungen des Absatzes 1. 

(4) Der Antrag auf Verlängerung einer Teilzeitbeschäftigung ist spätestens sechs Monate vor 

Ablauf der genehmigten Freistellung zu stellen. Ein Übergang zur Vollzeitbeschäftigung oder 

eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung ist auf Antrag zuzulassen, wenn der 

Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung der bewilligten Teilzeitbeschäftigung nicht mehr 

zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Dies gilt entsprechend 

                                                                                       
107 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 11 Abs. 1 TVöD, vgl. auch § 14 

LGG NRW 
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für eine Verlängerung eines Urlaubs oder eine Rückkehr aus dem Urlaub mit dem Ziel, eine 

Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung aufzunehmen. 

(5) Während der Zeit des Urlaubs nach Absatz 1 besteht ein Anspruch auf Leistungen der Kran-

kenfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Beamtinnen und Beam-

te mit Besoldung. Dies gilt nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte berücksichtigungsfähige 

Angehörige oder berücksichtigungsfähiger Angehöriger einer oder eines Beihilfeberechtigten 

wird oder Anspruch auf Familienversicherung nach § 10 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch -

Gesetzliche Krankenversicherung- (Artikel I des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 

2477, 2482) vom 20. Dezember 1988 in der jeweils geltenden Fassung hat. 

 

§ 65 Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell108 
(1) Wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen, kann Teilzeitbeschäftigung auf Antrag 

auch in der Weise bewilligt werden, dass während eines Teils des Bewilligungszeitraums die 

Arbeitszeit bis zur regelmäßigen Arbeitszeit erhöht und diese Arbeitszeiterhöhung während 

des unmittelbar daran anschließenden Teils des Bewilligungszeitraums durch eine entspre-

chende Ermäßigung der Arbeitszeit oder durch eine ununterbrochene Freistellung vom Dienst 

ausgeglichen wird. Der gesamte Bewilligungszeitraum darf höchstens sieben Jahre betragen. 

(2) In Fällen von Teilzeitbeschäftigung nach § 64 kann die Ermäßigung der Arbeitszeit oder die 

ununterbrochene Freistellung auch zu Beginn oder während des Bewilligungszeitraums in 

Anspruch genommen werden. Der Bewilligungszeitraum wird unterbrochen für die Dauer 

einer Elternzeit oder einer Familienpflege- oder Pflegezeit. In Fällen von Teilzeitbeschäftigung 

nach § 67 erfolgt die Ermäßigung der Arbeitszeit während der Pflegephase zu Beginn des Be-

willigungszeitraums. 

(3) Treten während des Bewilligungszeitraums nach Absatz 1 Umstände ein, welche die vorge-

sehene Abwicklung unmöglich machen, so ist die Teilzeitbeschäftigung mit Wirkung für die 

Vergangenheit zu widerrufen 

1. bei Beendigung des Beamtenverhältnisses im Sinne des § 21 des Beamtenstatusgesetzes, 

2. bei Dienstherrnwechsel oder 

3. in besonderen Härtefällen, wenn der Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung der Teil-

zeitbeschäftigung nicht mehr zuzumuten ist. 

Gleichzeitig mit dem Widerruf wird der Arbeitszeitstatus entsprechend der nach dem Modell 

zu erbringenden Dienstleistung festgesetzt. Zuviel gezahlte Bezüge sind von den Beamtinnen 

und Beamten zurück zu zahlen, zu wenig gezahlte Bezüge sind vom Dienstherrn nachzuzahlen. 

Dies gilt nicht, soweit der Ausgleich über Arbeitszeit oder Freistellung bereits erfolgt ist oder 

die Beamtin oder der Beamte verstirbt. § 15 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 

(GV. NRW. S. 310) bleibt unberührt. 

In Fällen des § 64 besteht ein Rückkehranspruch unter den Voraussetzungen des § 64 Absatz 4. 

  

§ 66 Altersteilzeit109 
(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum 

Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, Teilzeitbeschäftigung als Altersteilzeit mit der Hälfte 

                                                                                       
108 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW 
109 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW;  Zuschlag: §§ 8 Abs. 3, 70 LBesG NRW; Arbeit-

nehmer TV ATZ;  
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der in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich zu leistenden Ar-

beitszeit bewilligt werden, wenn 

1. die Beamtin oder der Beamte das 55. Lebensjahr vollendet hat; die Dauer der Altersteilzeit-

beschäftigung darf dabei zehn Jahre nicht übersteigen und 

2. dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

Ergeben sich bei der Ermittlung des zeitlichen Umfangs der Altersteilzeitbeschäftigung Stun-

denbruchteile, können diese auf volle Stunden aufgerundet werden, sofern personalwirt-

schaftliche Belange dies erfordern. § 63 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt werden, dass die Beamtin oder der Beamte 

die bis zum Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienstleistung vollständig vorab leistet 

und anschließend voll vom Dienst freigestellt wird (Blockmodell). Altersteilzeitbeschäftigung 

mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit soll nur im Blockmodell bewilligt wer-

den; dabei muss die Beamtin oder der Beamte in der Phase der vorab zu erbringenden Dienst-

leistung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, im Fall des § 64 Absatz 1 Satz 

2 im Umfang der bisherigen Teilzeitbeschäftigung, Dienst leisten. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann von der Anwendung der Vorschrift ganz absehen oder sie 

auf bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen beschränken. Die oberste Dienst-

behörde kann auch allgemein oder für bestimmte Verwaltungsbereiche oder Beamtengruppen 

vorschreiben, dass 

1. Altersteilzeit nur im Blockmodell bewilligt werden darf oder 

2. die Altersteilzeitbeschäftigung mit bis zu 65 Prozent der nach Absatz 1 maßgeblichen bishe-

rigen Arbeitszeit zu leisten ist, sofern personalwirtschaftliche Belange dies erfordern. 

(4) Während der Zeit einer unterhälftigen Altersteilzeitbeschäftigung besteht Anspruch auf 

Leistungen der Krankenfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für 

Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen. 

  

§ 67 Familienpflegezeit, Pflegezeit110 
Freistellungen im Rahmen der Pflegezeit und Familienpflegezeit sind zu gewähren. Die Landes-

regierung regelt durch Rechtsverordnung die der Eigenart des öffentlichen Dienstes entspre-

chende Anwendung der Vorschriften des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 

896) und des Familienpflegezeitgesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564) in ihrer je-

weils geltenden Fassung auf Beamtinnen und Beamte mit Besoldung. Sie trifft insbesondere 

Regelungen über 

1. die Voraussetzungen der Inanspruchnahme, 

2. die Dauer, 

3. den Entlassungsschutz, 

4. die Kostenübernahme für ärztliche Bescheinigungen durch den Dienstherrn, 

5. die Teilzeitbeschäftigung, 

6. die Fortzahlung von Leistungen des Dienstherrn. 

Für die Dauer einer vollständigen Freistellung nach dem Pflegezeitgesetz gilt § 64 Absatz 5 

entsprechend. 

                                                                                       
110 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW; Details: §§ 16, 17 FrUrlVO NRW; Arbeitnehmer: 

Pflegezeitgesetz bzw. Familienpflegezeitgesetz 
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§ 68 Informationspflicht 
Wird Teilzeitbeschäftigung oder Urlaub ohne Besoldung beantragt, sind die Beamtinnen und 

Beamten auf die Folgen ermäßigter Arbeitszeit oder langfristiger Urlaube hinzuweisen, insbe-

sondere auf die Folgen für Ansprüche auf Grund beamtenrechtlicher Regelungen. 

  
§ 69 Benachteiligungsverbot111 
Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen; eine 

unterschiedliche Behandlung von Beamtinnen und Beamten mit ermäßigter Arbeitszeit gegen-

über Beamtinnen und Beamten mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende 

sachliche Gründe sie rechtfertigen. 

  

§ 70 Urlaub aus arbeitsmarktpolitischen Gründen112 
(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezügen kann in Bereichen, in denen wegen der Ar-

beitsmarktsituation ein außergewöhnlicher Bewerberüberhang besteht und deshalb ein drin-

gendes öffentliches Interesse daran gegeben ist, verstärkt Bewerberinnen und Bewerber im 

öffentlichen Dienst zu beschäftigen, 

1. auf Antrag Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von insgesamt höchstens sechs Jahren 

oder 

2. nach Vollendung des 55. Lebensjahres auf Antrag, der sich bis auf die Zeit bis zum Beginn 

des Ruhestandes erstrecken muss, Urlaub ohne Dienstbezüge 

bewilligt werden, wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Dem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen werden, wenn die Beamtin oder der Be-

amte erklärt, während der Dauer des Bewilligungszeitraumes auf die Ausübung genehmi-

gungspflichtiger Nebentätigkeiten gegen Vergütung zu verzichten und Tätigkeiten nach § 51 

gegen Vergütung nur in dem Umfang auszuüben, wie sie oder er sie bei Vollzeitbeschäftigung 

ohne Verletzung dienstlicher Pflichten ausüben könnte. Ausnahmen von Satz 1 sind nur zuläs-

sig, soweit sie dem Zweck der Bewilligung des Urlaubs nicht zuwiderlaufen. Eine Rückkehr aus 

dem Urlaub kann zugelassen werden, wenn der Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung 

des Urlaubs nicht zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

(3) Urlaub nach Absatz 1 darf auch im Zusammenhang mit Urlaub nach § 64 Absatz 1 die Dauer 

von 15 Jahren nicht überschreiten. Bei Beamtinnen und Beamten im Schul- und Hochschul-

dienst kann der Bewilligungszeitraum bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres, Semesters 

oder Trimesters ausgedehnt werden. Der Antrag auf Verlängerung eines Urlaubs nach Absatz 1 

Nummer 1 ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der genehmigten Freistellung zu stellen. In 

den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 findet Satz 1 keine Anwendung, wenn es der Beamtin 

oder dem Beamten nicht mehr zuzumuten ist, zur Voll- oder Teilzeitbeschäftigung zurückzu-

kehren. 

(4) Urlaub nach Absatz 1 Nummer 2 kann bereits nach Vollendung des 50. Lebensjahres bewil-

ligt werden. Absatz 3 Satz 1 findet Anwendung. 

  

                                                                                       
111 Arbeitnehmer: §§ 6, 10 TzBfG, vgl. auch § 13 LGG NRW 
112 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW 
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§ 71 Erholungsurlaub113 
Der Beamtin oder dem Beamten steht jährlich ein Erholungsurlaub unter Fortgewährung der 

Leistungen des Dienstherrn zu. Die Landesregierung regelt durch Rechtsverordnung Einzelhei-

ten der Urlaubsgewährung, insbesondere Dauer und Voraussetzungen der Inanspruchnahme, 

sowie Voraussetzungen und Umfang einer Abgeltung. 

  
§ 72 Urlaub aus anderen Anlässen, Mandatsträgerinnen und Mandatsträger 
(1) Die Landesregierung regelt durch Rechtsverordnung die Bewilligung von Urlaub aus ande-

ren Anlässen (Sonderurlaub) und bestimmt insbesondere 

1. die Anlässe für die Urlaubsgewährung, 

2. die Dauer des Sonderurlaubs, 

3. die Erteilung des Urlaubs (Gewährleistung des Dienstbetriebes, Widerruf, Anrechnung auf 

den Erholungsurlaub), 

4. die Fortzahlung von Leistungen des Dienstherrn. 

Sofern eine oder mehrere Beurlaubungen ohne Dienstbezüge nach Satz 1 30 Tage insgesamt 

im Kalenderjahr nicht überschreiten, werden für die Dauer dieser Beurlaubungen Beihilfen 

gewährt. 

(2) Stimmen Beamtinnen und Beamte ihrer Aufstellung als Bewerberin oder Bewerber für die 

Wahl zum Europäischen Parlament, zum Bundestag, zum Landtag, zu der gesetzgebenden 

Körperschaft eines anderen Landes oder zu einer kommunalen Vertretungskörperschaft zu, so 

ist ihr oder ihm auf ihren oder seinen Antrag innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahl-

tag der zur Vorbereitung seiner Wahl erforderliche Urlaub ohne Besoldung zu gewähren. Für 

die Dauer der Beurlaubung werden Beihilfen gewährt. 

(3) Zur Ausübung eines Mandats in der Vertretung einer Gemeinde oder eines Gemeindever-

bandes oder einer Bezirksvertretung sowie für die Tätigkeit als Mitglied eines nach Kommunal-

verfassungsrecht gebildeten Ausschusses ist der Beamtin oder dem Beamten der erforderliche 

Urlaub unter Belassung der Leistungen des Dienstherrn zu gewähren. Das gilt auch für die von 

einer kommunalen Vertretung gewählten ehrenamtlichen Mitglieder von Ausschüssen, die auf 

Grund eines Gesetzes gebildet worden sind, sowie für Beamtinnen und Beamte, die als Mit-

glied der Vertretung einer Gemeinde Mitglied eines Regionalrates sind. 

 

§ 73 Folgen aus der Übernahme oder Ausübung eines Mandats 
(1) Die beamtenrechtlichen Folgen, die sich aus der Übernahme oder Ausübung eines Mandats 

im Europäischen Parlament, im Bundestag, im Landtag oder in der Vertretungskörperschaft 

einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer sonstigen der Aufsicht des Landes 

unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts ergeben, werden 

unbeschadet der Vorschriften der §§ 18, 27 Absatz 1, § 72 Absatz 2 und 3 in besonderen Ge-

setzen und Verordnungen geregelt. 

 

(2) Für eine Beamtin oder einen Beamten, die oder der in die gesetzgebende Körperschaft 

eines anderen Landes gewählt worden und deren oder dessen Amt kraft Gesetzes mit dem 

                                                                                       
113 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW, § 72 Abs. 4 Nr. 4 LPVG NRW; Details: §§ 17 – 23 

FrUrlVO NRW; Arbeitnehmer § 26 TVöD, § 3 BUrlG 
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Mandat unvereinbar ist, gelten § 16 Absatz 3 und die §§ 32 bis 34 des Abgeordnetengesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 252) in der jeweils geltenden 

Fassung entsprechend. 

(3) Einer oder einem in die gesetzgebende Körperschaft eines anderen Landes gewählten 

Beamtin oder Beamten, deren oder dessen Amt mit dem Mandat vereinbar ist, ist zur Aus-

übung des Mandats auf Antrag 

1. Teilzeitbeschäftigung in der Weise zu bewilligen, dass die Arbeitszeit bis auf 30 Prozent der 

regelmäßigen Arbeitszeit ermäßigt wird, oder 

2. ein Urlaub ohne Leistungen des Dienstherrn zu gewähren; 

der Antrag soll jeweils für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten gestellt werden. In 

den Fällen des Satzes 1 ist § 10 Absatz 6 Nummer 4, im Falle der Nummer 2 ferner § 25 des 

Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen sinngemäß anzuwenden. 

 
§ 74 Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz114 
(1) Die Landesregierung regelt durch Rechtsverordnung die der Eigenart des öffentlichen 

Dienstes entsprechende Anwendung der Vorschriften des Mutterschutzgesetzes auf Beamtin-

nen115. Sie trifft insbesondere Regelungen über 

1. Beschäftigungsverbote und Stillzeiten, 

2. die Zahlung von Besoldung und Mutterschaftsgeld, 

3. Arbeitserleichterungen, 

4. Entlassungsverbote, 

5. die Unterrichtungspflicht der Beamtin gegenüber dem Dienstherrn, 

6. die Kostenübernahme für ärztliche Zeugnisse durch den Dienstherrn. 

(2) Die Landesregierung regelt durch Rechtsverordnung die der Eigenart des öffentlichen 

Dienstes entsprechende Anwendung der Vorschriften des Bundeselterngeld- und Elternzeitge-

setzes über die Elternzeit116. Sie trifft insbesondere Regelungen über 

1. die Voraussetzungen der Inanspruchnahme, 

2. die Dauer, 

3. den Entlassungsschutz, 

4. die Teilzeitbeschäftigung. 

Für die Dauer der Elternzeit gilt § 64 Absatz 5 entsprechend. 

(3) Die auf Grund der §§ 18 und 19 des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 

1246) in der jeweils geltenden Fassung erlassenen Verordnungen der Bundesregierung gelten 

entsprechend. Durch Rechtsverordnung der Landesregierung kann ferner bestimmt werden, 

dass Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes für bestimmte Tätigkeiten ganz oder zum Teil 

nicht anzuwenden sind, soweit öffentliche Belange, insbesondere die Aufrechterhaltung oder 

die Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit, dies zwingend erfordern, und wie in diesen 

Fällen die Sicherheit und der Gesundheitsschutz bei der Arbeit unter Berücksichtigung der 

Ziele des Arbeitsschutzes auf andere Weise gewährleistet werden. Das Jugendarbeitsschutzge-

setz vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965) in der jeweils geltenden Fassung gilt für jugendliche 

Beamtinnen und Beamte entsprechend. Soweit die Eigenart des Polizeivollzugsdienstes und 

                                                                                       
114 Beteiligungstatbestand:  § 77 LPVG NRW;  
115 Details: §§ 3 – 8 FrUrlVO NRW 
116 Details: §§ 9 – 15 FrUrlVO NRW 
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die Belange der inneren Sicherheit es erfordern, kann das für Inneres zuständige Ministerium 

durch Rechtsverordnung Ausnahmen von den Vorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

für jugendliche Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte zulassen. 

  

§ 75 Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen117 
(1) Beihilfeberechtigt sind 

1. Beamtinnen und Beamte mit Anspruch auf Besoldung118, 

2. Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, versorgungsberechtigte Witwen 

oder Witwer und ihre versorgungsberechtigten Kinder sowie hinterbliebene eingetragene 

Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner, 

3. frühere Beamtinnen und Beamte mit Anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag oder Über-

gangsgeld nach dem Landesbeamtenversorgungsgesetz und 

4. frühere Beamtinnen und Beamte auf Zeit während des Anspruchs von Übergangsgeld nach 

dem Landesbeamtenversorgungsgesetz. 

 

(2) Beihilfeberechtigte nach Absatz 1 erhalten für sich, ihrer oder ihren nicht selbst beihilfebe-

rechtigten Ehegattin oder Ehegatten oder eingetragene Lebenspartnerin oder eingetragenen 

Lebenspartner, wenn sie oder er nicht über ein zur wirtschaftlichen Selbstständigkeit führen-

des Einkommen verfügt, sowie ihre oder seine nicht selbst beihilfeberechtigten berücksichti-

gungsfähigen Kinder Beihilfen als Ergänzung zu der aus den laufenden Bezügen zu bestreiten-

den Eigenvorsorge. Soweit die selbst beihilfeberechtigte Ehegattin, der selbst beihilfeberech-

tigte Ehegatte, die eingetragene Lebenspartnerin oder der eingetragene Lebenspartner der 

Beamtin oder des Beamten als Tarifbeschäftigte oder Tarifbeschäftigter mit weniger als der 

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit beschäftigt ist, erhält die Beihilfeberechtigte oder der 

Beihilfeberechtigte keinen Ausgleich für die auf Grund der Teilzeitbeschäftigung reduzierte 

Beihilfe der Ehegattin, des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetra-

genen Lebenspartners. 

(3) Beihilfeberechtigte erhalten Beihilfen zu der Höhe nach angemessenen Aufwendungen für 

medizinisch notwendige Maßnahmen, deren Wirksamkeit und therapeutischer Nutzen nach-

gewiesen sind 

1. zur Vorbeugung und Linderung von Erkrankungen oder Behinderungen, zur Erhaltung und 

Wiederherstellung der Gesundheit und Besserung des Gesundheitszustandes (einschließlich 

Rehabilitation), 

2. zur Früherkennung von Krankheiten, 

3. in Geburtsfällen, 

4. bei nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch, bei nicht rechtswidriger Sterilisation 

sowie in Ausnahmefällen zur Empfängnisverhütung und bei künstlicher Befruchtung sowie 

5. in Pflegefällen119. 

 

                                                                                       
117 Details: BeihilfenVO NRW und Verwaltungsvorschriften dazu 
118 Beihilfen für Arbeitnehmer (Beschäftigung vor 1.1.1999): Beihilfenverordnung Tarifbeschäftigte - BVOTb 

NRW 
119 Arbeitnehmer: gesetzliche Pflegeversicherung; SGB XI 
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(4) Beihilfen dürfen nur insoweit geleistet werden, als sie zusammen mit von dritter Seite 

zustehenden Erstattungen die dem Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen nicht über-

schreiten. Dabei sind insbesondere Ansprüche auf Heilfürsorge, auf Krankenpflege und auf 

sonstige Sachleistungen sowie Ansprüche auf Kostenerstattung auf Grund von Rechtsvorschrif-

ten und auf Grund arbeitsvertraglicher Vereinbarungen in der Höhe zu berücksichtigen, in der 

sie ohne Verzicht auf Leistungen oder Nichtinanspruchnahme von Leistungen zustehen; Leis-

tungen von Versicherungen können berücksichtigt werden. 

 

(5) Aufwendungen für die Inanspruchnahme von gesondert berechneter Unterkunft und Ver-

pflegung sowie gesondert berechneten ärztlichen oder zahnärztlichen Leistungen im Rahmen 

von stationären, teilstationären oder vor- und nachstationären Behandlungen sind jeweils 

nach Abzug folgender Eigenbeteiligungen beihilfefähig: 

bei Inanspruchnahme 

1. von gesondert berechneten ärztlichen oder zahnärztlichen Leistungen zehn Euro täglich für 

höchstens 30 Tage im Kalenderjahr, 

2. von gesondert berechneter Unterkunft und Verpflegung 15 Euro täglich für höchstens 30 

Tage im Kalenderjahr. 

Aufwendungen, die durch die Inanspruchnahme von Krankenanstalten ohne Versorgungsver-

trag nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch entstehen, sind nur in der Höhe beihilfefähig, 

wie sie in der dem Behandlungsort nächstgelegenen Klinik der Maximalversorgung entstehen 

würden. Hiervon sind als Eigenbeteiligung für die Beihilfeberechtigte oder den Beihilfeberech-

tigten und ihre oder seine berücksichtigungsfähigen Angehörigen jeweils 25 Euro täglich für 

höchstens 30 Tage im Kalenderjahr in Abzug zu bringen. 

 

(6) Beihilfeberechtigte können je Kalenderjahr, in dem Aufwendungen entstehen, zu einer 

vertretbaren – den Familienstand, die Anzahl der Kinder und die Besoldungsgruppe berück-

sichtigenden – pauschalen Selbstbeteiligung an den Aufwendungen (Kostendämpfungspau-

schale) herangezogen werden.120 

 

(7) Beihilfen werden als Prozentsatz der beihilfefähigen Aufwendungen (Bemessungssatz) oder 

als Pauschalen (Zuschuss) gezahlt. Der Bemessungssatz beträgt für Beihilfeberechtigte mindes-

tens 50 Prozent, für Ehegattinnen und Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen und Le-

benspartner sowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger höchstens 70 

Prozent, für berücksichtigungsfähige Kinder und eigenständig beihilfeberechtigte Waisen 

höchstens 80 Prozent. Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfähig, beträgt der Bemes-

sungssatz für die oder den Beihilfeberechtigten 70 Prozent, bei mehreren Beihilfeberechtigten 

jedoch nur bei einer oder einem von ihnen. In besonderen Härtefällen kann eine Erhöhung des 

Bemessungssatzes vorgesehen werden; dies gilt nicht, wenn die oder der Beihilfeberechtigte 

für sich und ihre oder seine berücksichtigungsfähigen Angehörigen für ambulante und statio-

näre Krankheits- und Pflegefälle keinen ausreichenden Versicherungsschutz nachweisen kann. 

 

                                                                                       
120 § 12a BeihilfenVO 
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(8) Das Finanzministerium regelt das Nähere durch Rechtsverordnung. Darin können unabhän-

gig von der Notwendigkeit und Angemessenheit der Aufwendungen unter Beachtung der 

Grundsätze beamtenrechtlicher Fürsorge Bestimmungen getroffen werden 

1. hinsichtlich der Berücksichtigungsfähigkeit von Angehörigen der oder des Beihilfeberechtig-

ten im Sinne des Absatzes 2, 

2. hinsichtlich des Inhalts und des Umfangs der Beihilfeleistungen 

a) durch die Einführung von Höchstgrenzen, 

b) durch die Beschränkung auf bestimmte Indikationen, 

c) durch die Beschränkung oder den Ausschluss von Aufwendungen für Untersuchungen und 

Behandlungen nach wissenschaftlich nicht allgemein anerkannten oder unwirtschaftlichen 

Methoden, 

d) durch die Beschränkung oder den Ausschluss von Aufwendungen für Behandlungen außer-

halb des Wohnortes, Beförderungen, ärztliche und zahnärztliche (einschließlich implantologi-

sche) und kieferorthopädische sowie funktionsanalytische und funktionstherapeutische Leis-

tungen, psychotherapeutische Leistungen, Heilpraktikerleistungen, die Beschäftigung von 

Pflege- und Hauspflegekräften, für stationäre Pflege, stationäre Rehabilitationsmaßnahmen, 

stationäre Müttergenesungskuren oder Mutter-/Vater-Kind–Kuren, ambulante Kur- und Reha-

bilitationsmaßnahmen, nicht verschreibungspflichtige oder verschreibungspflichtige Arzneimit-

tel, unwirtschaftliche oder unwirksame Arzneimittel, Medizinprodukte sowie Heil- und Hilfs-

mittel, 

e) durch Regelungen zur Feststellung der wirtschaftlichen Selbstständigkeit der Ehegattin oder 

des Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnerin oder Lebenspartners, 

f) durch die Beschränkung oder den Ausschluss von Beihilfen zu Aufwendungen, die in Ländern 

außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen Union entstanden sind, 

g) in Todesfällen, 

3. über die Höhe der Kostendämpfungspauschale und 

4. hinsichtlich des Verfahrens über die Verwendung einer elektronischen Gesundheitskarte, 

wobei der Zugriff der Beihilfestellen auf Daten über die in Anspruch genommenen Leistungen 

und deren Kosten zu beschränken ist. 

(9) Kostendämpfungspauschale und Eigenbehalte nach Absatz 5 Satz 1 und 3 sowie Eigenbe-

halte, die durch die Begrenzung von zahntechnischen Leistungen entstehen, dürfen die Belas-

tungsgrenze von 2 Prozent der Jahresdienstbezüge oder Jahresversorgungsbezüge nach beam-

tenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen nicht übersteigen. Bei der Ermittlung der Jah-

resbezüge ist der Bruttobetrag maßgebend. Variable Bezügebestandteile, kinderbezogene 

Anteile im Familienzuschlag sowie Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und einer 

zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung der oder des Beihilfeberechtigten bleiben 

außer Ansatz. 

 

§ 76 Behördliches Gesundheitsmanagement121 
(1) Gesundheitsmanagement ist die strategische Steuerung und Integration der gesundheitsre-

levanten Maßnahmen und Prozesse in der Behörde. 

                                                                                       
121 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 7 LPVG NRW; Betriebl. Eingliederungsmanagement bei Lang-

zeiterkrankung siehe § 84 Abs. 2 SGB IX 
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(2) Die oberste Dienstbehörde erstellt ein Rahmenkonzept für das Gesundheitsmanagement 

und entwickelt dieses regelmäßig fort. Für die in § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 genann-

ten Beamtinnen und Beamten erstellt die dienstvorgesetzte Stelle das Rahmenkonzept. 

(3) Jede Behörde entwickelt in diesem Rahmen ihr eigenes Konzept oder einen Katalog zum 

Behördlichen Gesundheitsmanagement. Für Schulen handelt die zuständige obere Schulauf-

sichtsbehörde. Dabei sollen insbesondere gesundheitsbelastende Faktoren identifiziert werden 

sowie Möglichkeiten diesen zu begegnen. Gesundheitsrelevante Maßnahmen des Arbeits- und 

Gesundheitsschutzes, der Personal- und Organisationsentwicklung, der Gesundheitsförderung 

sowie der Mitarbeiterführung sollen aufeinander abgestimmt werden. 

 
§ 77 Führung der Amtsbezeichnung 
(1) Die Landesregierung setzt die Amtsbezeichnung der Beamtinnen oder der Beamten fest, 

soweit sie diese Befugnis nicht durch andere Behörden ausüben lässt. Die Amtsbezeichnung 

der Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der Sparkassen 

wird von den obersten Dienstbehörden festgesetzt. Andere gesetzliche Vorschriften bleiben 

unberührt. 

(2) Die Beamtin oder der Beamte führt im Dienst die Amtsbezeichnung des ihr oder ihm über-

tragenen Amtes. Sie oder er darf sie auch außerhalb des Dienstes führen. Sie oder er hat je-

doch keinen Anspruch auf Anrede mit der Amtsbezeichnung. Nach dem Übertritt in ein ande-

res Amt darf die Beamtin oder der Beamte die bisherige Amtsbezeichnung nicht mehr führen; 

in den Fällen der Versetzung in ein Amt mit geringerem Endgrundgehalt (§ 26) gelten Absatz 3 

Satz 2 und 3 entsprechend. 

(3) Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte dürfen die ihnen bei Eintritt in den Ruhe-

stand zustehende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz ,,außer Dienst (a. D.)“ und die ihnen im 

Zusammenhang mit dem Amt verliehenen Titel weiterführen. Wird ihnen ein neues Amt über-

tragen, so erhalten sie die Amtsbezeichnung des neuen Amtes; gehört dieses Amt nicht einer 

Besoldungsgruppe mit mindestens demselben Endgrundgehalt (§ 15 Absatz 2 des Beamtensta-

tusgesetzes) an wie das bisherige Amt, so dürfen sie neben der neuen Amtsbezeichnung die 

des früheren Amtes mit dem Zusatz ,,außer Dienst (a. D.)“ führen. Ändert sich die Bezeichnung 

des früheren Amtes, so darf die geänderte Amtsbezeichnung geführt werden. 

(4) Einer entlassenen Beamtin oder einem entlassenen Beamten kann die Erlaubnis erteilt 

werden, die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz ,,außer Dienst (a. D.)“ sowie die im Zusammen-

hang mit dem Amt verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, 

wenn die frühere Beamtin oder der frühere Beamte sich ihrer als nicht würdig erweist. Ent-

sprechendes gilt bei Verlust der Beamtenrechte. 

(5) Die Amtsbezeichnungen werden in männlicher und weiblicher Form geführt. 

  
§ 78 Zusatz zur Amtsbezeichnung 
Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt verwendet wird, das eine bestimmte 

Befähigung voraussetzt und einen bestimmten Aufgabenkreis umfasst, darf nur einer Beamtin 

oder einem Beamten verliehen werden, die oder der ein solches Amt bekleidet. Die Amtsbe-

zeichnung der Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der 

sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts darf nicht zu einer Verwechselung mit einer Amtsbezeichnung für 
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Beamtinnen und Beamte des Landes führen. Sie soll einen auf den Dienstherrn hinweisenden 

Zusatz enthalten. Einer Amtsbezeichnung für Beamtinnen und Beamte des Landes darf sie nur 

nachgebildet werden, wenn die Ämter nach ihrem Inhalt gleichwertig sind. 

  

§ 79 Leistungen des Dienstherrn 
 (1) Die Beamtin oder der Beamte erhält Leistungen des Dienstherrn (Besoldung, Versorgung 

und sonstige Leistungen) im Rahmen der darüber erlassenen besonderen Bestimmungen. Aus 

Anlass der Vollendung einer fünfundzwanzigjährigen, einer vierzigjährigen und einer fünfzig-

jährigen Dienstzeit im öffentlichen Dienst kann der Beamtin oder dem Beamten eine Jubilä-

umszuwendung gewährt werden. Das Nähere regelt die Landesregierung durch Rechtsverord-

nung122. 

(2) Sonstige Leistungen sind Kostenerstattungen und Fürsorgeleistungen, soweit sie nicht zur 

Besoldung und nicht zur Versorgung gehören. 

(3) § 15 Absatz 2 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der 

jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend für sonstige Leistungen. 

  

§ 80 Pflicht zum Schadensersatz123 
(1) Ansprüche nach § 48 des Beamtenstatusgesetzes verjähren in drei Jahren von dem Zeit-

punkt an, in dem der Dienstherr von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kennt-

nis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Hand-

lung an. Hat der Dienstherr einer oder einem Dritten Schadensersatz geleistet, so tritt an die 

Stelle des Zeitpunktes, in dem der Dienstherr von dem Schaden Kenntnis erlangt, der Zeit-

punkt, in dem der Ersatzanspruch der oder des Dritten dieser oder diesem gegenüber vom 

Dienstherrn anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festgestellt wird. 

(2) Leistet die Beamtin oder der Beamte dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatz-

anspruch gegen eine Dritte oder einen Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf die Beamtin 

oder den Beamten über. 

 

§ 81 Übergang eines Schadensersatzanspruchs auf den Dienstherrn 
Werden Beamtinnen und Beamte, Versorgungsberechtigte oder deren Angehörige körperlich 

verletzt oder getötet, geht ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch, der diesen Personen 

infolge der Körperverletzung oder der Tötung gegen Dritte zusteht, insoweit auf den Dienst-

herrn über, als dieser 

1. während einer auf der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder 

2. infolge der Körperverletzung oder der Tötung 

zur Gewährung von Leistungen verpflichtet ist. Ist eine Versorgungskasse zur Gewährung der 

Leistung verpflichtet, geht der Anspruch auf sie über. Der Übergang des Anspruchs kann nicht 

zum Nachteil der Verletzten oder der Hinterbliebenen geltend gemacht werden. 

  

  

                                                                                       
122 300, 450, 500 Euro Jubiläumszuwendung (nach JVO); Arbeitnehmer: § 23 Abs. 2 TVöD 
123 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 11 LPVG NRW; Details §§ 199 Abs. 3,  839 BGB, Art. 34 GG 
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§ 82 Ersatz von Sachschäden 
(1) Sind in Ausübung des Dienstes Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die üblicher-

weise im Dienst mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört worden oder abhandengekom-

men, so kann dafür Ersatz geleistet werden. Das Zurücklegen des Weges nach und von der 

Dienststelle gehört nicht zum Dienst im Sinne des Satzes 1. Anträge auf Gewährung von Sach-

schadenersatz sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten zu stellen. 

(2) Ersatz kann auch geleistet werden, wenn bei der ordnungsgemäßen Wahrnehmung von 

Rechten oder bei der Erfüllung von Pflichten nach dem Landespersonalvertretungsgesetz vom 

3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514) in der jeweils geltenden Fassung oder dem Neunten 

Buch Sozialgesetzbuch ein Schaden im Sinne des Absatzes 1 eingetreten ist. Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend. 

 

§ 82a Zahlung durch den Dienstherrn bei Schmerzensgeldansprüchen124 

(1) Wird eine Dritte oder ein Dritter durch rechtskräftiges Endurteil eines deutschen Gerichts 

verurteilt, an eine Beamtin oder einen Beamten wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-

schaden ist, eine billige Entschädigung in Geld (Schmerzensgeld) zu zahlen, so soll der Dienst-

herr diese Entschädigung auf Antrag ganz oder teilweise bewirken, sofern 

1. der Schaden entstanden ist, weil die Dritte oder der Dritte den Körper, die Gesundheit, die 

Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung der Beamtin oder des Beamten schuldhaft und im 

dienstlichen Zusammenhang verletzt hat,  

2. trotz des Versuchs der Vollstreckung in das Vermögen der oder des Dritten die Schmerzens-

geldforderung der Beamtin oder des Beamten noch in Höhe von mindestens 250 Euro besteht, 

3. dem Endurteil kein Verfahren nach §§ 592 bis 600 der Zivilprozessordnung zugrunde liegt 

und 

4. dies zur Vermeidung einer unbilligen Härte notwendig ist.  

Ein vollstreckbarer Vergleich nach § 794 Absatz 1 Nummer 1 der Zivilprozessordnung über die 

Zahlung eines Schmerzensgeldes steht einem Endurteil nach Satz 1 gleich, soweit die verein-

barte Höhe der Entschädigung angemessen ist.  

(2) Der Dienstherr kann Leistungen nach Absatz 1 ganz oder teilweise ablehnen, wenn auf 

Grund desselben Sachverhalts eine einmalige Unfallentschädigung oder einmalige Entschädi-

gung (§ 51 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes) oder ein Unfallausgleich (§ 41 des Lan-

desbeamtenversorgungsgesetzes) gezahlt wird.  

(3) Der Antrag nach Absatz 1 ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren zu stellen. Die 

Frist beginnt mit der Rechtskraft des Endurteils und in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 mit der 

Vollstreckbarkeit des Vergleichs. Dem Antrag ist ein Nachweis des Vollstreckungsversuches 

beizufügen. Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte 

Stelle. Soweit der Dienstherr die Zahlung übernommen hat, gehen Ansprüche gegen Dritte auf 

ihn über. Der Übergang der Ansprüche kann nicht zum Nachteil der oder des Geschädigten 

geltend gemacht werden. 

(4) Verletzt eine Dritte oder ein Dritter in den Fällen des §§ 827, 828 des Bürgerlichen Gesetz-

buches im dienstlichen Zusammenhang den Körper, die Gesundheit, die Freiheit oder die 

sexuelle Selbstbestimmung einer Beamtin oder eines Beamten, ohne für den hieraus entste-

                                                                                       
124 Ansprüche nach § 253 BGB 



Landesbeamtengesetz 

 

 

128 

henden Schaden verantwortlich zu sein, so kann das Land der Beamtin oder dem Beamten 

wegen des Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, auf Antrag eine eigene Entschädigung 

leisten, soweit dies zur Vermeidung einer unbilligen Härte geboten ist. Über den Antrag ent-

scheidet eine beim Landesamt für Besoldung und Versorgung Nordrhein-Westfalen eingerich-

tete Ombudsstelle.“ 

 

§ 83 Personalakten - allgemein125 
(1) Für jede Beamtin und jeden Beamten ist eine Personalakte zu führen. Sie kann in Teilen 

oder vollständig im Wege des automatisierten Verfahrens geführt werden. Die Personalakte 

kann nach sachlichen Gesichtspunkten in Grundakte und Teilakten gegliedert werden. Teilak-

ten können bei der für den betreffenden Aufgabenbereich zuständigen Behörde geführt wer-

den. Nebenakten (Unterlagen, die sich auch in der Grundakte oder in Teilakten befinden) 

dürfen nur geführt werden, wenn die personalverwaltende Behörde nicht zugleich Beschäfti-

gungsbehörde ist oder wenn mehrere personalverwaltende Behörden für die Beamtin oder 

den Beamten zuständig sind; sie dürfen nur solche Unterlagen enthalten, deren Kenntnis zur 

rechtmäßigen Aufgabenerledigung der betreffenden Behörde erforderlich ist. In die Grundakte 

ist ein vollständiges Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten aufzunehmen. Wird die Personalak-

te nicht in Schriftform oder vollständig im Wege des automatisierten Verfahrens geführt, legt 

die personalverwaltende Stelle jeweils schriftlich fest, welche Teile in welcher Form geführt 

werden und nimmt dies in das Verzeichnis nach Satz 6 auf. 

(2) Zugang zur Personalakte dürfen nur Beschäftigte haben, die im Rahmen der Personalver-

waltung mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten beauftragt sind, und nur soweit 

dies zu Zwecken der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft erforderlich ist; dies gilt 

auch für den Zugang im automatisierten Abrufverfahren. Satz 1 gilt entsprechend für Beauf-

tragte des Dienstherrn, soweit sie zur Wahrnehmung besonderer Belange an Personalent-

scheidungen zu beteiligen sind. Zugang zur Personalakte haben ferner die mit Angelegenheiten 

der Innenrevision beauftragten Beschäftigten, soweit sie die zur Durchführung ihrer Aufgaben 

erforderlichen Erkenntnisse andernfalls nur mit unverhältnismäßigem Aufwand oder unter 

Gefährdung des Prüfzwecks gewinnen könnten. 

(3) Nicht Bestandteil der Personalakte sind Unterlagen, die besonderen, von der Person und 

dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbesondere Prüfungs-, Si-

cherheits- und Kindergeldakten. Kindergeldakten können mit Besoldungs- und Versorgungsak-

ten verbunden geführt werden, wenn diese von der übrigen Personalakte getrennt sind und 

von einer von der Personalverwaltung getrennten Organisationseinheit bearbeitet werden. § 

35 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch -Allgemeiner Teil- (Artikel I des Gesetzes vom 11. De-

zember 1975, BGBl. I S. 3015) in der jeweils geltenden Fassung und die §§ 67 bis 78 des Zehn-

ten Buches Sozialgesetzbuch -Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz- in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130) in der jeweils geltenden Fas-

sung bleiben unberührt. 

(4) Der Dienstherr darf personenbezogene Daten über Bewerberinnen und Bewerber, Beam-

tinnen und Beamte und ehemalige Beamtinnen und Beamte verarbeiten, soweit dies im Rah-

                                                                                       
125 § 50 BeamtStG; Details zur Personalaktenführung siehe VV des Innenministeriums NRW - 24-42.01.04-

03.02-101 - v. 10.11.2009 
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men der Personalverwaltung und der Personalwirtschaft zur Begründung, Durchführung, Be-

endigung oder Abwicklung des Dienstverhältnisses oder zur Durchführung organisatorischer, 

personeller und sozialer Maßnahmen erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift oder eine 

Dienstvereinbarung dies erlaubt oder die betroffene Person eingewilligt hat. Fragebogen, mit 

denen solche personenbezogenen Daten erhoben werden, bedürfen der Genehmigung durch 

die zuständige oberste Dienstbehörde. 

 
§ 84 Beihilfeakten126

 

Unterlagen über Beihilfen sind stets als Teilakte zu führen. Diese ist von der übrigen Personal-

akte getrennt aufzubewahren. Sie soll in einer von der übrigen Personalverwaltung getrennten 

Organisationseinheit bearbeitet werden; Zugang sollen nur Beschäftigte dieser Organisations-

einheit haben. Die Beihilfeakte darf für andere als für Beihilfezwecke nur verwendet oder 

weitergegeben werden, wenn die oder der Beihilfeberechtigte und die oder der bei der Beihil-

fegewährung berücksichtigte Angehörige im Einzelfall einwilligen, die Einleitung oder Durch-

führung eines im Zusammenhang mit einem Beihilfeantrag stehenden behördlichen oder 

gerichtlichen Verfahrens dies erfordert oder soweit es zur Abwehr erheblicher Nachteile für 

das Gemeinwohl, einer sonst unmittelbar drohenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder 

einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist. Die 

Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Unterlagen über Heilfürsorge und Heilverfahren. 

  
§ 85 Anhörung127 
Die Beamtin oder der Beamte ist zu Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für sie 

oder ihn ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in 

die Personalakte zu hören, soweit die Anhörung nicht nach anderen Rechtsvorschriften erfolgt. 

Die Äußerung der Beamtin oder des Beamten ist zur Personalakte zu nehmen. 

  

§ 86 Akteneinsicht128 129 
(1) Der Anspruch der Beamtinnen und Beamten auf Auskunft aus ihren Personalakten oder aus 

anderen Akten, die personenbezogene Daten über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis 

verarbeitet werden, umfasst auch die Gewährung von Akteneinsicht, soweit gesetzlich nichts 

anderes bestimmt ist. Beamtinnen und Beamte haben, auch nach Beendigung des Beamten-

verhältnisses, ein Recht auf Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Die Auskunft aus Sicher-

heitsakten ist unzulässig. Unzulässig ist die Einsichtnahme in Daten der oder des Betroffenen, 

die mit Daten Dritter oder geheimhaltungsbedürftigen nichtpersonenbezogenen Daten derart 

verbunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand 

möglich ist. 

(2) Einer oder einem Bevollmächtigten der Beamtin oder des Beamten ist Auskunft zu gewäh-

ren, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene und 

deren Bevollmächtigte, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird.  

                                                                                       
126 vgl. die BeihilfenVO NRW 
127 analog zu Art. 103 GG 
128 Beteiligungstatbestand:  § 65 Abs. 3 LPVG NRW 
129 Arbeitnehmer: § 3 Abs. 5 TVöD 
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(3) Die personalaktenführende Behörde bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Soweit wich-

tige dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, werden Auszüge, Abschriften, Ablichtungen 

oder Ausdrucke gefertigt. Der Beamtin oder dem Beamten ist auf Verlangen ein Ausdruck der 

zu ihrer oder seiner Person automatisiert gespeicherten Personalaktendaten zu überlassen. 

 

§ 87 Übermittlung an Behörden und Auskunft an nicht betroffene Personen 
(1) Ohne Einwilligung der Beamtin oder des Beamten ist es zulässig, die Personalakte für Zwe-

cke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft der obersten Dienstbehörde oder einer 

im Rahmen der Dienstaufsicht weisungsbefugten Behörde zu übermitteln. Das Gleiche gilt für 

Behörden im Bereich desselben Dienstherrn, soweit die Übermittlung der Akte zur Vorberei-

tung oder Durchführung einer Personalentscheidung notwendig ist. Ärztinnen und Ärzten, die 

im Auftrag der personalverwaltenden Behörde ein medizinisches Gutachten erstellen, darf die 

Personalakte ebenfalls ohne Einwilligung übermittelt werden. Für Auskünfte aus der Personal-

akte gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. Soweit eine Auskunft ausreicht, ist von einer 

Übermittlung abzusehen. 

(2) Auskünfte an nicht betroffene Personen dürfen nur mit Einwilligung der Beamtin oder des 

Beamten erteilt werden, es sei denn, dass die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des 

Gemeinwohls oder der Schutz berechtigter, höherrangiger Interessen der nicht betroffenen 

Person die Auskunftserteilung zwingend erfordert. Inhalt und Empfänger der Auskunft sind der 

Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 

(3) Übermittlung und Auskunft sind auf den jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken.  

 
§ 88 Entfernung von Personalaktendaten 
(1) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, auf die die Tilgungsvor-

schriften des Disziplinarrechts keine Anwendung finden, sind, 

1. falls diese sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung der Beamtin 

oder des Beamten unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen und zu vernichten oder 

2. falls sie für die Beamtin oder den Beamten ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig wer-

den können, auf Antrag der Beamtin oder des Beamten nach zwei Jahren zu entfernen und zu 

vernichten. Dies gilt nicht für dienstliche Beurteilungen. 

Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch erneute Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift 

oder durch die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfahrens unterbrochen. Stellt sich der 

erneute Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist als nicht unterbrochen. 

(2) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestandteil einer Disziplinarakte sind, sowie 

Auskünfte aus dem Bundeszentralregister sind mit Zustimmung der Beamtin oder des Beam-

ten nach zwei Jahren zu entfernen und zu vernichten. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

 
§ 89 Verarbeitung und Übermittlung von Personalaktendaten 
(1) Personalaktendaten dürfen in Dateien nur für Zwecke der Personalverwaltung oder der 

Personalwirtschaft verarbeitet werden. Ihre Übermittlung ist nur nach Maßgabe des § 87 

zulässig. Ein Datenabruf im Wege des automatisierten Verfahrens durch andere Behörden ist 

unzulässig, soweit durch besondere Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 
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(2) Personalaktendaten im Sinne des § 84 dürfen im automatisierten Verfahren im Rahmen 

ihrer Zweckbestimmung und nur von den übrigen Personaldateien technisch und organisato-

risch getrennt und nur nach Maßgabe des § 84 sowie im Fall der Übertragung von Aufgaben 

der Personalverwaltung im Sinne des § 91 verarbeitet werden. 

(3) Von den Unterlagen über medizinische oder psychologische Untersuchungen und Tests 

dürfen im Rahmen der Personalverwaltung nur die Ergebnisse im Wege des automatisierten 

Verfahrens verarbeitet werden, soweit sie die Eignung betreffen und ihre Verarbeitung dem 

Schutz der Beamtin oder des Beamten dient. 

(4) Beamtenrechtliche Entscheidungen dürfen nicht ausschließlich auf Informationen und 

Erkenntnisse gestützt werden, die unmittelbar durch Verarbeitung personenbezogener Daten 

im automatisierten Verfahren gewonnen werden.  

(5) Bei erstmaliger Speicherung ist der oder dem Betroffenen die Art der über sie oder ihn 

gemäß Absatz 1 gespeicherten Daten mitzuteilen, bei wesentlichen Änderungen ist sie oder er 

zu benachrichtigen. Ferner sind die Verarbeitungsformen automatisierter Personalverwal-

tungsverfahren zu dokumentieren und einschließlich des jeweiligen Verwendungszweckes 

sowie der regelmäßigen Empfängerinnen oder Empfänger und des Inhalts automatisierter 

Datenübermittlung allgemein bekanntzugeben 

  

§ 90 Aufbewahrung 
(1) Personalakten sind nach ihrem Abschluss von der personalaktenführenden Behörde fünf 

Jahre aufzubewahren. Personalakten sind abgeschlossen, 

1. wenn die Beamtin oder der Beamte ohne Versorgungsansprüche aus dem öffentlichen 

Dienst ausgeschieden ist, mit Ablauf des Jahres der Vollendung der gesetzlichen Altersgrenze, 

im Falle der Weiterbeschäftigung über die gesetzliche Altersgrenze hinaus mit Ablauf des 

Jahres, in dem das Beschäftigungsverhältnis geendet hat; in den Fällen des § 24 des Beamten-

statusgesetzes und des § 10 des Landesdisziplinargesetzes jedoch erst, wenn mögliche Versor-

gungsempfängerinnen oder Versorgungsempfänger nicht mehr vorhanden sind, 

2. wenn die Beamtin oder der Beamte ohne versorgungsberechtigte Hinterbliebene verstorben 

ist, mit Ablauf des Todesjahres oder 

3. wenn nach der verstorbenen Beamtin oder dem verstorbenen Beamten versorgungsberech-

tigte Hinterbliebene vorhanden sind, mit Ablauf des Jahres, in dem der letzte Anspruch auf 

Versorgungsbezüge erloschen ist. 

(2) Unterlagen über Beihilfen, Heilfürsorge, Heilverfahren, Unterstützungen, Erholungsurlaub, 

Erkrankungen, Umzugs- und Reisekosten sind fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die 

Bearbeitung des einzelnen Vorgangs abgeschlossen wurde, aufzubewahren. Unterlagen, aus 

denen die Art einer Erkrankung ersichtlich ist, sind unverzüglich zurückzugeben, wenn sie für 

den Zweck, zu dem sie vorgelegt worden sind, nicht mehr benötigt werden; dies gilt nicht für 

Unterlagen über Beihilfen, soweit sie in einem elektronischen Verfahren gespeichert werden. 

(3) Versorgungsakten sind zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die letzte Versorgungs-

zahlung geleistet worden ist, aufzubewahren; besteht die Möglichkeit eines Wiederauflebens 

des Anspruchs, sind die Akten mindestens dreißig Jahre aufzubewahren. 

(4) Die Personalakten sind nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen den zuständigen Archiven 

anzubieten. Die nicht übernommenen Personalakten sind zu vernichten. 
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(5) Auf Mikrofilm übernommene Personalakten dürfen vorzeitig vernichtet werden, jedoch 

frühestens drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem das Beschäftigungsverhältnis geendet 

hat. Für die Aufbewahrung und für die Vernichtung von Mikrofilmen gelten die Absätze 1 bis 4 

entsprechend. 

  
§ 91 Übertragung von Aufgaben der Personalverwaltung 
(1) Der Dienstherr kann Aufgaben der Personalverwaltung zur Durchführung auf eine perso-

nalverwaltende Stelle eines anderen Dienstherrn übertragen. Die Aufgabenübertragung kann 

sich auf die Durchführung von Widerspruchsverfahren und die Vertretung des Dienstherrn in 

gerichtlichen Verfahren erstrecken. Der Dienstherr darf die zur Aufgabenerfüllung erforderli-

chen Personalaktendaten an die personalverwaltende Stelle übermitteln. 

(2) Die mit der Durchführung beauftragte personalverwaltende Stelle handelt in Vertretung 

des die Aufgabe übertragenden Dienstherrn. 

(3) Für die mit der Durchführung beauftragte personalverwaltende Stelle gelten die Regelun-

gen der §§ 83 bis 90 sowie § 50 des Beamtenstatusgesetzes entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Tätigkeit der kommunalen Versorgungskas-

sen gemäß Gesetz über die kommunalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungskassen im 

Land Nordrhein-Westfalen. 

(5) Der Dienstherr kann sich zur Erfüllung seiner Verpflichtungen im Rahmen der Beihilfebear-

beitung nach § 75 auch geeigneter Stellen außerhalb des öffentlichen Dienstes bedienen und 

diesen die zur Beihilfebearbeitung erforderlichen Daten übermitteln. Die beauftragte Stelle 

darf die Daten, die ihr im Rahmen der Beihilfebearbeitung bekannt werden, nur für diesen 

Zweck verarbeiten. Die §§ 84 und 89 Absatz 2 sowie Artikel 28 der Verordnung (EU) 2016/679 

gelten entsprechend. 

 

§ 91a Verarbeitung von Personalakten im Auftrag 

(1) Die Verarbeitung von Personalaktendaten im Auftrag der personalverwaltenden Behörde 

ist auch außerhalb des öffentliches Dienstes zulässig, 

1. soweit sie erforderlich ist für die automatisierte Erledigung von Aufgaben und 

2. wenn der Verantwortliche die Einhaltung der beamten- und datenschutzrechtlichen Vor-

schriften durch den Auftragsverarbeiter regelmäßig kontrolliert. 

(2) Die Auftragserteilung bedarf der vorherigen Zustimmung der obersten Dienstbehörde. Zu 

diesem Zweck hat der Verantwortliche der obersten Dienstbehörde rechtzeitig vor der Auf-

tragserteilung schriftlich mitzuteilen: 

1. den Auftragsverarbeiter, die von diesem getroffenen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen und die ergänzenden Festlegungen nach Absatz 3, 

2. die Aufgabe, zu deren Erfüllung der Auftragsverarbeiter die Daten verarbeiten soll, 

3.  die Art der Daten, die für den Verantwortlichen verarbeitet werden sollen, und den Kreis 

der Beschäftigten, auf den sich diese Daten beziehen, sowie 

4. die beabsichtigte Erteilung von Unteraufträgen durch den Auftragsverarbeiter.  

(3) In dem Auftrag ist insbesondere schriftlich festzulegen: 

1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags, 

2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Datenverarbeitung, die Art der Daten 

und der Kreis der Betroffenen, 
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3. die nach § 15 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen zu treffenden technischen und 

organisatorischen Maßnahmen, 

4. die Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung  von Daten und gegebenen-

falls die Vernichtung der Papierakte, 

5. die von dem Auftragsverarbeiter vorzunehmenden Kontrollen der Datenverarbeitung, ins-

besondere die Überprüfung, ob das Ergebnis bildlich und inhaltlich mit der Papierakte überein-

stimmt, 

6. die Kontrollrechte des Verantwortlichen und die entsprechenden Duldungs- und Mitwir-

kungspflichten des Auftragsverarbeiters, 

7. mitzuteilende Verstöße des Auftragsverarbeiters oder der bei ihm beschäftigten Personen 

gegen Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten oder gegen die im Auftrag getroffe-

nen Festlegungen, 

8. der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Verantwortliche gegenüber dem Auf-

tragsverarbeiter vorbehält, 

9. die Verpflichtung des Auftragsverarbeiters, den Verantwortlichen unverzüglich darauf hin-

zuweisen, wenn er der Ansicht ist, dass eine Weisung des Verantwortlichen gegen dieses Ge-

setz oder andere Vorschriften über den Datenschutz verstößt, und 

10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragsverarbeiter gespei-

cherter Daten, sobald diese für die Erfüllung des Auftrags nicht mehr benötigt werden, spätes-

tens nach Beendigung des Auftrags. 

Soweit der Auftragsverarbeiter eine nichtöffentliche Stelle ist, ist auch festzulegen, dass der 

Auftragsverarbeiter die Kontrolle durch die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten 

für Datenschutz und Informationsfreiheit zu dulden hat. Diese Kontrolle richtet sich nach den 

maßgeblichen datenschutzrechtlichen Bestimmungen.  

(4) Eine nichtöffentliche Stelle darf nur beauftragt werden, wenn 

1. beim Verantwortlichen sonst Störungen im Geschäftsablauf auftreten können oder der 

Auftragsverarbeiter die übertragenen Aufgaben erheblich kostengünstiger erledigen kann und 

2. die beim Auftragsverarbeiter mit der Datenverarbeitung beauftragten Beschäftigten beson-

ders auf den Schutz der Personalaktendaten verpflichtet sind. 

Satz 1 Nummer 1 findet keine Anwendung für Gemeinden und Gemeindeverbände.  

(5) Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen des Verantwortli-

chen verarbeiten. Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur für die im Auftrag festgelegten 

Zwecke verarbeiten und für die im Auftrag festgelegte Dauer speichern.  

(6) Die Rechte der betroffenen Person nach dem geltenden Datenschutzrecht sind gegenüber 

dem Verantwortlichen geltend zu machen.  

(7) Unteraufträge dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Verantwortlichen erteilt werden. 

Für Unterauftragsverarbeiter gelten die für den Auftragsverarbeiter bestehenden Vorgaben 

entsprechend. 

 
§ 92 Dienstliche Beurteilung, Dienstzeugnis130 
(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der Beamtin oder des Beamten sind mindes-

tens vor Ablauf der Probezeit dienstlich zu beurteilen. Sie sollen ferner in regelmäßigen Zeitab-

                                                                                       
130 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 15 LPVG NRW; Arbeitnehmer: § 35 TVöD 
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ständen und anlässlich einer Versetzung beurteilt werden; die obersten Dienstbehörden be-

stimmen die Zeitabstände und können Ausnahmen für Gruppen von Beamtinnen und Beamten 

zulassen. Die Beurteilungen sind mit einem Gesamturteil abzuschließen und sollen einen Vor-

schlag für die weitere dienstliche Verwendung enthalten. Sie sind zu den Personalakten der 

Beamtin oder des Beamten zu nehmen. Der Beamtin oder dem Beamten ist Gelegenheit zu 

geben, von ihrer oder seiner Beurteilung vor Aufnahme in die Personalakten Kenntnis zu neh-

men und sie mit der oder dem Vorgesetzten zu besprechen. Eine Gegenäußerung der Beamtin 

oder des Beamten ist ebenfalls zu den Personalakten zu nehmen. Das Nähere regeln die Lauf-

bahnverordnungen. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, Vorschriften über eine fiktive Fortschreibung dienst-

licher Beurteilungen zu treffen. Sofern in den Fällen des Satzes 1 die Verleihung eines höher-

wertigen Amtes von einer Erprobung oder einer Probezeit abhängig ist, kann in der Rechtsver-

ordnung vorgesehen und können nähere Regelungen dazu getroffen werden, dass eine Erpro-

bung oder Probezeit für dieses Amt als erfolgreich abgeleistet angesehen werden kann, wenn 

sich die Beamtin oder der Beamte in der tatsächlich wahrgenommenen Funktion, die von ihren 

Anforderungen dem Beförderungsamt vergleichbar ist, bewährt hat und dies festgestellt wur-

de. 

(3) Der Beamtin oder dem Beamten wird beim Nachweis eines berechtigten Interesses und 

nach Beendigung des Beamtenverhältnisses auf ihren oder seinen Antrag ein Dienstzeugnis 

über Art und Dauer der von ihr oder ihm bekleideten Ämter erteilt. Das Dienstzeugnis muss 

auf Verlangen der Beamtin oder des Beamten auch über die von ihr oder ihm ausgeübte Tätig-

keit und ihre oder seine Leistungen Auskunft geben. 

  
 
§ 93 Beteiligung der Spitzenorganisationen 
(1) Die Entwürfe allgemeiner beamtenrechtlicher Regelungen werden den Spitzenorganisatio-

nen der zuständigen Gewerkschaften und Berufsverbände mit einer angemessenen Frist im 

Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit zur Stellungnahme zugeleitet. Die Stellung-

nahmen sind auf Verlangen zu erörtern. Die Spitzenorganisationen können weiterhin verlan-

gen, dass ihre Vorschläge, die in Gesetzentwürfen keine Berücksichtigung finden, mit Begrün-

dung und einer Stellungnahme der Landesregierung dem Landtag mitgeteilt werden. 

(2) Jede Spitzenorganisation und das für Inneres zuständige Ministerium sowie das Finanzmi-

nisterium kommen regelmäßig zu gemeinsamen Gesprächen über allgemeine Regelungen 

beamtenrechtlicher Verhältnisse zusammen; ist ein anderes Ministerium für eine solche Rege-

lung zuständig, ist dieses hinzuzuziehen. Beide Seiten können aus besonderem Anlass ein 

solches Gespräch verlangen, das innerhalb eines Monats stattzufinden hat. 

(3) Spitzenorganisationen im Sinne der Absätze 1 und 2 und des § 53 des Beamtenstatusgeset-

zes sind die für den Bereich des Landes gebildeten Zusammenschlüsse von Gewerkschaften 

und Berufsverbänden, die für die Vertretung der Belange von Beamtinnen und Beamten im 

Sinne des § 3 des Beamtenstatusgesetzes erhebliche Bedeutung haben. Ihnen stehen die 

Gewerkschaften und Berufsverbände gleich, die keinem solchen Zusammenschluss angehören, 

aber die sonstigen Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllen. 
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§ 94 Errichtung Landespersonalausschuss 
Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 97 wird ein Landespersonalausschuss errichtet. Er übt 

seine Tätigkeit innerhalb der gesetzlichen Schranken unabhängig und in eigener Verantwor-

tung aus. 

 
§ 95 Zusammensetzung 
(1) Der Landespersonalausschuss besteht aus 14 ordentlichen und 14 stellvertretenden Mit-

gliedern. 

(2) Je ein Mitglied und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter werden durch das für Inneres 

zuständige Ministerium, das Finanzministerium, das Justizministerium, das für Schulwesen und 

das für Soziales zuständige Ministerium sowie durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 

Landesrechnungshofs bestimmt. 

(3) Die übrigen acht ordentlichen Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 

werden von der Landesregierung auf Vorschlag des für Inneres zuständigen Ministeriums auf 

die Dauer von vier Jahren berufen, davon zwei ordentliche und zwei stellvertretende Mitglie-

der auf Grund einer Benennung durch die Landesorganisationen der kommunalen Spitzenver-

bände und sechs ordentliche und sechs stellvertretende Mitglieder auf Grund einer Benen-

nung durch die Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften im Lande. Für jedes zu 

berufende Mitglied und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter müssen je drei Beamtin-

nen oder Beamte benannt werden. 

(4) Die ordentlichen Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter müssen Beam-

tinnen oder Beamte der in § 1 bezeichneten Dienstherren sein. 

(5) Die den Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften im Lande zustehenden 

Sitze werden nach dem d'Hondt'schen Höchstzahlenverfahren verteilt. Dabei sind die Zahlen 

der Mitglieder, die Beamtinnen oder Beamte der in § 1 bezeichneten Dienstherren sind, zu-

grunde zu legen. 

(6) Vorsitzende oder Vorsitzender des Landespersonalausschusses ist das von dem für Inneres 

zuständige Ministerium bestimmte Mitglied. 

  

§ 96 Unabhängigkeit, Ausscheiden der Mitglieder 
(1) Die Mitglieder des Landespersonalausschusses sind unabhängig und nur dem Gesetz un-

terworfen. Sie üben ihre Tätigkeit innerhalb dieser Schranken in eigener Verantwortung aus. 

Die berufenen ordentlichen Mitglieder und ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter schei-

den aus dem Landespersonalausschuss außer durch Zeitablauf (§ 95 Absatz 3) oder durch 

Beendigung des Beamtenverhältnisses zu einem der in § 1 bezeichneten Dienstherren nur 

unter den gleichen Voraussetzungen aus, unter denen Mitglieder einer Kammer oder eines 

Senats für Disziplinarsachen wegen rechtskräftiger Verurteilung im Strafverfahren oder im 

Disziplinarverfahren ihr Amt verlieren; § 39 des Beamtenstatusgesetzes findet keine Anwen-

dung. 

(2) Die Mitglieder des Landespersonalausschusses dürfen wegen ihrer Tätigkeit weder dienst-

lich gemaßregelt noch benachteiligt werden. 

(3) § 82 Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Mitglied des Landespersonalausschusses in Aus-

übung ihrer oder seiner Tätigkeit im Landespersonalausschuss einen Schaden erleidet. Erleidet 

ein Mitglied des Landespersonalausschusses in Ausübung oder infolge ihrer oder seiner Tätig-



Landesbeamtengesetz 

 

 

136 

keit im Landespersonalausschuss einen Unfall, so gelten die Vorschriften des Landesbeamten-

versorgungsgesetzes über die Unfallfürsorge entsprechend. 

 
§ 97 Aufgaben 
(1) Der Landespersonalausschuss entscheidet darüber, ob 

1. in Einzelfällen oder allgemein Ausnahmen zugelassen werden 

a) nach § 13 Absatz 2 Satz 2, § 14 Absatz 1 Satz 1, § 19 Absatz 5, § 21 Absatz 4, 

b) im Landesdisziplinargesetz nach § 8 Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 Satz 3, § 9 Absatz 3 Satz 2 

und Absatz 4 Satz 3 sowie § 10 Absatz 6 Satz 1 Halbsatz 2, 

c) von Vorschriften der Verordnungen nach § 9 Absatz 1 und § 110 Absatz 1, soweit diese die 

Entscheidung dem Landespersonalausschuss vorbehalten, und 

2. andere Bewerberinnen oder Bewerber die erforderliche Befähigung besitzen (§ 12 Absatz 3). 

(2) Der Landespersonalausschuss wirkt mit bei der allgemeinen Anerkennung von Prüfungen. 

Er kann Vorschläge zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften und ihrer Handhabung 

machen. 

(3) Die Landesregierung kann dem Landespersonalausschuss durch Rechtsverordnung weitere 

Aufgaben übertragen. Der Landespersonalausschuss kann nach Maßgabe der Rechtsverord-

nung solche Aufgaben durch einen von ihm zu bestellenden Ausschuss wahrnehmen lassen, 

dessen Mitglieder nicht dem Landespersonalausschuss angehören müssen. Für diesen Aus-

schuss gilt § 94 Satz 2, für seine Mitglieder § 96 Absatz 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 und 3 entspre-

chend. 

(4) Über die Durchführung der Aufgaben hat der Landespersonalausschuss die Landesregie-

rung jeweils zum Ablauf des in § 95 Absatz 3 Satz 1 genannten Zeitraums zu unterrichten. 

  

§ 98 Geschäftsordnung 
Der Landespersonalausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
§ 99 Verfahren 

(1) Die Sitzungen des Landespersonalausschusses sind nicht öffentlich. Er kann jedoch Beauf-

tragten beteiligter Verwaltungen und anderen Personen die Anwesenheit bei der Verhandlung 

gestatten. 

(2) Die Beauftragten der beteiligten Verwaltungen sind auf Verlangen zu hören. 

(3) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesen-

heit von mindestens zehn Mitgliedern erforderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme der oder des Vorsitzenden. 

  

§ 100 Verhandlungsleitung, Geschäftsstelle 
(1) Die oder der Vorsitzende des Landespersonalausschusses leitet die Verhandlungen. 

(2) Zur Vorbereitung der Verhandlungen und Durchführung der Beschlüsse bedient sie oder er 

sich der für den Landespersonalausschuss im für Inneres zuständigen Ministerium einzurich-

tenden Geschäftsstelle. 
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§ 101 Beweiserhebung, Amtshilfe 
(1) Der Landespersonalausschuss kann zur Durchführung seiner Aufgaben in entsprechender 

Anwendung der Verwaltungsgerichtsordnung Beweise erheben. Er darf Zeuginnen oder Zeu-

gen, Sachverständige und Beteiligte nicht beeidigen. 

(2) Alle Dienststellen haben dem Landespersonalausschuss unentgeltlich Amtshilfe zu leisten 

und ihm auf Verlangen Auskünfte zu erteilen und Akten vorzulegen, soweit dies zur Durchfüh-

rung seiner Aufgaben erforderlich ist. 

 

§ 102 Beschlüsse 
(1) Beschlüsse des Landespersonalausschusses, die allgemeine Bedeutung haben, sind be-

kanntzumachen. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 

(2) Soweit dem Landespersonalausschuss eine Entscheidungsbefugnis zusteht, binden seine 

Beschlüsse die beteiligten Verwaltungen. 

Abschnitt 6 Rechtsweg 
 
§ 103 Verwaltungsrechtsweg, Vorverfahren, Beschwerden131 
(1) Für Klagen der Beamtinnen und Beamten, Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeam-

ten, früheren Beamtinnen und Beamten und der Hinterbliebenen aus dem Beamtenverhältnis 

findet ein Widerspruchsverfahren nicht statt. Dies gilt nicht für Maßnahmen, denen die Bewer-

tung einer Leistung im Rahmen einer berufsbezogenen Prüfung zugrunde liegt, sowie für Maß-

nahmen in besoldungs-, versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, trennungsentschä-

digungs- und umzugskostenrechtlichen Angelegenheiten. 

(2) Die Beamtin oder der Beamte kann Anträge und Beschwerden vorbringen; hierbei hat sie 

oder er den Dienstweg einzuhalten. Der Beschwerdeweg bis zur obersten Dienstbehörde steht 

offen. Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelba-

ren Vorgesetzten (§ 2 Absatz 5), so kann sie bei der nächsthöheren Vorgesetzten oder dem 

nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar eingereicht werden. Die Beamtin oder der Beamte 

kann jederzeit Eingaben an den Landtag unmittelbar richten. 

  

§ 104 Vertretung bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis 
Bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis wird der Dienstherr durch die dienstvorgesetzte Stelle 

vertreten. Für Klagen aus dem Beamtenverhältnis von Beamtinnen und Beamten des Landes 

kann die oberste Dienstbehörde durch Rechtsverordnung eine andere Vertretung bestimmen. 

  

§ 105 Zustellung 
Verfügungen und Entscheidungen, die der Beamtin oder dem Beamten oder der oder dem 

Versorgungsberechtigten nach den Vorschriften dieses Gesetzes mitzuteilen sind, sind zuzu-

stellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf gesetzt oder Rechte der Beamtin oder des Beamten 

oder der oder des Versorgungsberechtigten durch sie berührt werden132. 

                                                                                       
131 § 54 BeamtStG, § 40 VwGO, vgl. auch § 20 LGG NRW, § 6 BGG NRW 
132 siehe Verwaltungszustellungsgesetz 



Landesbeamtengesetz 

 

 

138 

Abschnitt 7 Besondere Beamtengruppen 
 

§ 106 Beamtinnen und Beamte des Landtags 
(1) Die Beamtinnen und Beamten des Landtags sind Beamtinnen und Beamte des Landes. Die 

Ernennung, Entlassung und Zurruhesetzung der Beamtinnen und Beamten des Landtags wer-

den durch die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtags im Benehmen mit dem Land-

tagspräsidium vorgenommen. Oberste Dienstbehörde und dienstvorgesetzte Stelle der Beam-

tinnen und Beamten des Landtags ist die Präsidentin oder der Präsident des Landtags. 

(2) Die Direktorin oder der Direktor beim Landtag kann jederzeit in den einstweiligen Ruhe-

stand versetzt werden, soweit sie oder er Beamtin oder Beamter auf Lebenszeit ist. 

(3) § 37 Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Landesregierung die Präsidentin 

oder der Präsident des Landtages tritt. 

  

§ 107 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte133 
(1) Für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte gelten die Vorschriften dieses Gesetzes mit fol-

genden Maßgaben: 

1. Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte können jederzeit verabschiedet werden. Sie sind zu 

verabschieden, wenn die sonstigen Voraussetzungen für die Versetzung einer Beamtin oder 

eines Beamten in den Ruhestand oder in den einstweiligen Ruhestand gegeben sind; es gilt 

jedoch keine Altersgrenze. 

2. § 16 Absatz 3, §§ 24, 25, 32 Absatz 2, §§ 49 bis 54, 57, 60, 61, 75 und 79 finden keine An-

wendung. Hauptberufliche Beamtinnen oder Beamte dürfen nach Erreichen der Altersgrenze 

nicht zur Weiterführung ihrer bisherigen Amtsaufgaben in ein Ehrenbeamtenverhältnis beru-

fen werden. 

(2) Im Übrigen regeln sich die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten 

nach den besonderen für die einzelnen Gruppen der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten 

geltenden Vorschriften. Für die Mitglieder eines von der Vertretung einer Gemeinde oder 

eines Gemeindeverbandes gewählten Ausschusses, die in dieser Eigenschaft zu Ehrenbeamtin-

nen oder Ehrenbeamten zu ernennen sind, nimmt die Aufsichtsbehörde der Gemeinde oder 

des Gemeindeverbandes die Befugnisse der dienstvorgesetzten Stelle wahr. 

  

§ 108 Beamtinnen und Beamte des Landesrechnungshofs 
Für die Beamtinnen und Beamten im Geschäftsbereich des Landesrechnungshofs gelten die 

Vorschriften dieses Gesetzes, soweit im Gesetz über den Landesrechnungshof nichts anderes 

bestimmt ist; § 39 des Beamtenstatusgesetzes gilt jedoch nicht für die Präsidentin oder den 

Präsidenten und die anderen Mitglieder des Landesrechnungshofs. Oberste Dienstbehörde 

und dienstvorgesetzte Stelle der Mitglieder und der anderen Beamtinnen und Beamten im 

Geschäftsbereich des Landesrechnungshofs ist die Präsidentin oder der Präsident des Landes-

rechnungshofs. 

  

  

                                                                                       
133 § 12 BeamtStG 
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§ 109 Polizeivollzugsdienst 
(1) Für die Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten gelten die Vorschriften 

dieses Gesetzes, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) In das Beamtenverhältnis auf Probe darf eingestellt werden, wer das 40. Lebensjahr noch 

nicht vollendet hat. § 14 Absatz 4, 5, 7 und 9 bis 11 gilt entsprechend. 

(2a) Zur Ausbildung für den Laufbahnabschnitt III des Polizeivollzugsdienstes können Beamtin-

nen und Beamte des Polizeivollzugsdienstes zugelassen werden, die die Ausbildung an der 

Fachhochschule abgeleistet und das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. § 14 Absatz 5 

Satz 1 Nummer 2 bis 4 und Satz 2 gilt entsprechend. Von Satz 1 kann das für Inneres zuständi-

ge Ministerium darüber hinaus Ausnahmen bis zu einer Überschreitung von drei Jahren zulas-

sen, wenn eine Zulassung unter Einhaltung der Höchstaltersgrenze aus einem von der Beamtin 

oder dem Beamten nicht zu vertretenden Grund nicht möglich war. Über die Zulassung von 

Ausnahmen entscheidet das für Inneres zuständige Ministerium vor dem Auswahlverfahren. 

(3) In das Beamtenverhältnis auf Widerruf darf eingestellt werden, wer das 37. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat. § 14 Absatz 5, 7, 10 und 11 findet entsprechende Anwendung.  

(4) Welche Beamtengruppen zum Polizeivollzugsdienst gehören, bestimmt das für Inneres 

zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium durch Rechtsverord-

nung. 

  

§ 110 Laufbahn, Arbeitszeit 
(1) Die Laufbahn der Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten ist eine Einheits-

laufbahn. Das für Inneres zuständige Ministerium erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzmi-

nisterium durch Rechtsverordnung besondere Vorschriften über die Laufbahn der Polizeivoll-

zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten; in der Verordnung sind insbesondere zu regeln 

1. die Voraussetzungen für die Einstellung in den Polizeivollzugsdienst, 

2. der Erwerb der Befähigung für den Laufbahnabschnitt II und III sowie 

3. die in § 9 Absatz 1 Nummer 2, 4 bis 6, 9 und 10 genannten Regelungsinhalte. 

(2) Das für Inneres zuständige Ministerium erlässt durch Rechtsverordnung besondere Best-

immungen über die Arbeitszeit der Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, 

insbesondere über 

1. die Dauer, die Verlängerung und die Verkürzung der regelmäßigen Arbeitszeit und der 

Dienstschichten, 

2. unregelmäßige Arbeitszeiten, 

3. den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, 

4. dienstfreie Zeiten, 

5. die Pausen, die Arbeitszeiteinteilung und die Dienststundenregelung. 

(3) Der Wechsel des Laufbahnabschnitts stellt einen Ernennungstatbestand nach § 8 Absatz 1 

Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes dar. 

  

§ 111 Gemeinschaftsunterkunft, Verpflegung 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte sind auf Anordnung verpflichtet, in einer 

Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen und an einer Gemeinschaftsverpflegung teilzunehmen. 

Diese Verpflichtung kann Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, die Beamtin-

nen und Beamte auf Lebenszeit oder verheiratet sind oder in einer Lebenspartnerschaft leben, 



Landesbeamtengesetz 

 

 

140 

nur für besondere Einsätze oder Lehrgänge oder ihre oder seine Aus- und Weiterbildung in der 

Bereitschaftspolizei auferlegt werden. 

  

§ 112 Dienstkleidung, freie Heilfürsorge 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte haben Anspruch auf unentgeltliche 

Ausstattung mit der Bekleidung und Ausrüstung, die die besondere Art des Dienstes erfordert. 

Das Nähere regelt das für Inneres zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanz-

ministerium. 

(2) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte haben Anspruch auf freie Heilfürsor-

ge, solange ihnen Besoldung zusteht, Elternzeit oder Pflegezeit nach der auf Grund des § 74 

Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung oder Urlaub nach § 72 Absatz 1 Satz 2 oder § 72 

Absatz. 2 gewährt wird. Dies gilt auch während einer Beurlaubung nach § 64 Absatz 1 in Ver-

bindung mit Absatz 2, sofern die Beamtin oder der Beamte nicht Anspruch auf Familienversi-

cherung nach § 10 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch hat. Die Heilfürsorge umfasst alle zu 

Erhaltung oder Wiederherstellung der Polizeidienstfähigkeit notwendigen und angemessenen 

Aufwendungen des Landes. Das Nähere, insbesondere über den Umfang der freien Heilfürsor-

ge und die Angemessenheit der Aufwendungen des Landes, regelt das für Inneres zuständige 

Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium durch Rechtsverordnung. 

  

§ 113 Untersagen des Tragens der Dienstkleidung 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, denen nach § 39 des Beamtensta-

tusgesetzes die Führung der Dienstgeschäfte verboten ist, kann auch das Tragen der Dienst-

kleidung und Ausrüstung, der Aufenthalt in den Polizeiunterkünften und die Führung dienstli-

cher Ausweise oder Abzeichen untersagt werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die vorläufige Dienstenthebung auf Grund des Landesdisziplinargeset-

zes. 

  

§ 114 Eintritt in den Ruhestand 
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte auf Lebenszeit treten mit Ende des 

Monats, in dem sie das 62. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand. 

(2) Die Altersgrenze nach Absatz 1 verringert sich um ein Jahr für 25 Dienstjahre, die im Wech-

selschichtdienst abgeleistet wurden. Wechselschichtdienst sind Zeiten, in denen die Beamtin 

oder der Beamte ständig nach einem Schichtplan (Dienstplan) eingesetzt ist, der einen regel-

mäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten (wechselnde Arbeitsschichten, 

in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet 

wird) vorsieht. Die Beamtin oder der Beamte hat die Zeiten nachzuweisen.  

(3) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit können Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-

zugsbeamte auf Lebenszeit auf Antrag frühestens mit Vollendung des 60. Lebensjahres in den 

Ruhestand versetzt werden. 

  

§ 115 Dienstunfähigkeit 
(1) Die Polizeivollzugsbeamtin oder der Polizeivollzugsbeamte ist dienstunfähig, wenn sie oder 

er den besonderen gesundheitlichen Anforderungen für den Polizeivollzugsdienst nicht mehr 

genügt und nicht zu erwarten ist, dass sie oder er die volle Verwendungsfähigkeit innerhalb 
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von zwei Jahren wiedererlangt (Polizeidienstunfähigkeit), es sei denn, die auszuübende Funkti-

on erfordert bei Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit diese besonderen gesundheitlichen 

Anforderungen auf Dauer nicht mehr uneingeschränkt.  

(2) Vor der Zurruhesetzung einer Polizeivollzugsbeamtin oder eines Polizeivollzugsbeamten 

wegen Dienstunfähigkeit ist ein amtliches Gutachten der unteren Gesundheitsbehörde oder 

ein Gutachten einer beamteten Polizeiärztin oder eines beamteten Polizeiarztes einzuholen. 

(3) Wird die Polizeivollzugsbeamtin oder der Polizeivollzugsbeamte polizeidienstunfähig, so soll 

sie oder er, falls nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, in ein Amt einer anderen 

Laufbahn bei einem der in § 1 bezeichneten Dienstherren versetzt werden, wenn die sonstigen 

Voraussetzungen des § 25 erfüllt sind. Soweit die Polizeivollzugsbeamtin oder der Polizeivoll-

zugsbeamte für die neue Laufbahn die Befähigung nicht besitzt, hat sie oder er die ihr oder ihm 

gebotene Gelegenheit wahrzunehmen, die ergänzenden Kenntnisse und Fähigkeiten nach 

Maßgabe der Rechtsverordnungen zu den §§ 7 und 9 zu erwerben. § 26 Absatz 1 Satz 3 und 

Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes bleiben unberührt. 

 
§ 116 Feuerwehrtechnischer Dienst 
(1) Auf die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes des Landes und in 

den Feuerwehren der Gemeinden und Gemeindeverbände finden die für die Beamtinnen und 

Beamten allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit nachstehend 

nichts anderes bestimmt ist. Welche Beamtinnen und Beamte zur Feuerwehr gehören, be-

stimmt das für Inneres zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 

durch Rechtsverordnung. 

(2) Es gelten § 112 Absatz 1 Satz 1, § 113, außerdem für die Beamtinnen und Beamten in den 

Feuerwehren der Gemeinden und Gemeindeverbände und die Beamtinnen und Beamten in 

den Feuerwehren des Landes § 110 Absatz 3 sowie für die Beamtinnen und Beamten des feu-

erwehrtechnischen Dienstes des Landes § 112 Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Die Beamtinnen und Beamten in den Feuerwehren treten mit dem Ende des Monats, in 

dem sie das 60. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand. 

(4) Das für Inneres zuständige Ministerium erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministeri-

um durch Rechtsverordnung spezielle Vorschriften über die Laufbahnen der Beamtinnen und 

Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes134. Diese bestimmt neben den in § 9 genannten 

Regelungstatbeständen insbesondere 

1. die Voraussetzungen für die Einstellung in den feuerwehrtechnischen Dienst, 

2. der Erwerb der Befähigung für die Laufbahngruppen des feuerwehrtechnischen Dienstes, 

3. die Voraussetzungen für den Aufstieg in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 (Lauf-

bahnbefähigung im Wege des Aufstiegs), 

4. die Voraussetzungen für die Beförderung und 

5. in welchem Umfang eine Tätigkeit in einer Feuerwehr außerhalb eines Beamtenverhältnis-

ses auf die Probezeit angerechnet werden darf. 

 

  

                                                                                       
134 LVO Feuerwehr 
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§ 117 Allgemeiner Vollzugsdienst und Werkdienst bei den Justizvollzugsanstalten, 
Vollzugsdienst in Abschiebungshaftvollzugseinrichtungen und Technischer Auf-
sichtsdienst in untertägigen Bergwerksbetrieben 
 

(1) Die Beamtinnen und Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes bei 

den Justizvollzugsanstalten und des Vollzugsdienstes in Abschiebungshaftvollzugseinrichtun-

gen treten mit Ende des Monats, in dem sie das 62. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand. 

(2) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit können Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit auf 

Antrag frühestens mit Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt werden. 

(3) Vor der Zurruhesetzung von Beamtinnen und Beamten bei Justizvollzugsanstalten wegen 

Dienstunfähigkeit kann die ärztliche Untersuchung auch durch ein Gutachten einer oder eines 

vom Justizministerium bestellten beamteten Vollzugsärztin oder Vollzugsarztes erfolgen. Ent-

sprechendes gilt bei Beamtinnen oder Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes, wenn eine 

Befreiung von bestimmten Diensten beantragt wird. Die Sätze 1 und 2 finden auf Beamtinnen 

und Beamte in Abschiebungshaftvollzugseinrichtungen keine Anwendung. 

(4) Für die technischen Aufsichtsbeamtinnen und Aufsichtsbeamten der gemäß § 69 Absatz 1 

des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310) in der jeweils geltenden Fas-

sung zuständigen Bergbehörde Nordrhein-Westfalen, die mindestens 25 Jahre für die Sicher-

heit untertägiger Bergwerksbetriebe zuständig sind und die mittels regelmäßiger Grubenfahr-

ten die Aufsicht sowie die Kontrolle bei Schadensereignissen durchführen, gelten die Absätze 1 

und 2 entsprechend. Zeiten einer Beschäftigung mit ständigen Arbeiten unter Tage können auf 

die in Satz 1 geregelte Zeit angerechnet werden. Das Nähere regelt das für Bergbau zuständige 

Ministerium im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium und dem Finanz-

ministerium durch Rechtsverordnung. 

 

§ 118 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Landrätinnen und Landräte 
(1) Auf die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister finden die für die Beamtinnen und Beamten 

allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt 

ist. 

(2) Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte in einem 

Beamtenverhältnis auf Zeit. Sie sind nicht verpflichtet, sich einer Wiederwahl zu stellen.  

(3) Das Beamtenverhältnis wird mit dem Tage der Annahme der Wahl, frühestens mit dem 

Ausscheiden der Vorgängerin oder des Vorgängers aus dem Amt, begründet (Amtsantritt) und 

bedarf keiner Ernennung. Es endet mit Ablauf der Amtszeit. Das Beamtenverhältnis ist nichtig, 

wenn die zugrunde liegende Wahl unwirksam ist. Die bis zur rechtskräftigen Feststellung der 

Unwirksamkeit der Wahl vorgenommenen Amtshandlungen sind in gleicher Weise gültig, wie 

wenn sie eine Beamtin oder ein Beamter ausgeführt hätte. Die gewährten Leistungen können 

belassen werden. 

(4) Für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister gilt keine Altersgrenze. Auf den Eintritt in den 

Ruhestand finden §§ 31 und 33 Absatz 3 keine Anwendung. Sie treten mit Ablauf ihrer Amts-

zeit in den Ruhestand, wenn sie 

1. insgesamt eine mindestens achtjährige ruhegehaltfähige Dienstzeit erreicht und das 45. 

Lebensjahr vollendet haben, 
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2. eine ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne des § 6 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 

von 18 Jahren erreicht haben oder 

3. als Beamtin oder Beamter auf Zeit eine Gesamtdienstzeit von acht Jahren erreicht haben.  

Anderenfalls sind sie entlassen. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne des Satzes 3 Nummer 

1 schließt neben den kraft Gesetzes zu berücksichtigenden Zeiten auch solche Zeiten ein, die 

durch Ermessensentscheidung als ruhegehaltfähige Dienstzeit anerkannt worden sind. 

(5) Ein einmal entstandener Anspruch auf Gewährung eines Ruhegehalts aus einem früheren 

Beamtenverhältnis auf Zeit bleibt bestehen, auch wenn sich daran ein Beamtenverhältnis auf 

Zeit nahtlos anschließt und dieses neue Beamtenverhältnis durch Entlassung endet. 

(6) Auf abgewählte Bürgermeisterinnen und Bürgermeister findet § 30 Absatz 3 Satz 3 des 

Beamtenstatusgesetzes entsprechende Anwendung. Mit Ablauf der Amtszeit gilt Absatz 4 

entsprechend. 

(7) Die Aufgaben der für die Ernennung zuständigen Stelle nimmt im Falle der Entlassung (§ 28) 

und der Versetzung in den Ruhestand (§ 36) sowie für Entscheidungen nach § 57 die Aufsichts-

behörde wahr, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. In den Fällen des § 34 dieses 

Gesetzes, der §§ 27 und 37 des Beamtenstatusgesetzes sowie des § 54 Absatz 3 des Landesbe-

amtenversorgungsgesetzes nimmt die Aufsichtsbehörde die Aufgaben der dienstvorgesetzten 

Stelle wahr. 

(8) Bei Anwendung des § 88 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes gilt ein am 30. Septem-

ber 1999 bestehendes Beamtenverhältnis auf Zeit als ein unmittelbar vorangehendes öffent-

lich-rechtliches Dienstverhältnis im Sinne dieser Vorschrift. 

(9) § 24 des Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen gilt für Bürgermeisterin-

nen und Bürgermeister, die in den Bundestag gewählt worden sind, entsprechend.  

(10) Für Landrätinnen und Landräte gelten die Absätze 1 bis 9 entsprechend. 

  
§ 119 Übrige kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte 
(1) Auf die übrigen kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten finden die für die Beam-

tinnen und Beamten allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit 

nachstehend nichts anderes bestimmt ist.  

(2) Die übrigen kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten werden für die Dauer von 

acht Jahren in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. Über die Berufung darf frühestens 

sechs Monate vor Freiwerden der Stelle entschieden werden. Bei ihrer erstmaligen Berufung in 

ein Beamtenverhältnis auf Zeit müssen sie unter Berücksichtigung der Regelaltersgrenze nach 

§ 31 Absatz 2 die Voraussetzungen zur Ableistung einer Dienstzeit nach Satz 1 erfüllen können. 

Sie sind verpflichtet, das Amt nach einer ersten und zweiten Wiederwahl weiterzuführen. Die 

Berufung in das Beamtenverhältnis ist nichtig, wenn die ihr zugrunde liegende Wahl unwirk-

sam ist. Die bis zur rechtskräftigen Feststellung der Unwirksamkeit der Wahl vorgenommenen 

Amtshandlungen sind in gleicher Weise gültig, wie wenn sie eine Beamtin oder ein Beamter 

ausgeführt hätte. 

(3) Auf die übrigen kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten finden im Falle der 

Abberufung oder Abwahl § 38 dieses Gesetzes und § 30 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes 

entsprechende Anwendung. Mit Erreichen der Altersgrenze oder mit Ablauf der Amtszeit gilt § 

31 Absatz 1 bis 3 entsprechend. § 24 des Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-
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Westfalen gilt für die übrigen kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten, die in den 

Bundestag gewählt worden sind, entsprechend. 

  

§ 120 Wissenschaftliches und künstlerisches Personal an den Hochschulen, Wahl 
der hauptberuflichen Mitglieder des Rektorats 
(1) Auf die Professorinnen und Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, 

wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Lehrkräfte für be-

sondere Aufgaben, die als solche an einer Hochschule des Landes in das Beamtenverhältnis 

berufen sind, und die in § 134 genannten Beamtinnen und Beamten finden die für die Beam-

tinnen und Beamten allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Für Ernennungen gilt § 14 Absatz 2 Satz 2 mit der Maßgabe, dass die jeweiligen Ämter mit 

gleichem Endgrundgehalt und gleicher Amtsbezeichnung demselben Fachbereich zugeordnet 

sind und Professorinnen und Professoren und Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren im 

privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis in die Berechnung nach § 14 Absatz 2 Satz 1 einbe-

zogen werden. 

(3) Bei der Wahl der hauptberuflichen Mitglieder des Rektorats findet § 4 Satz 4 keine Anwen-

dung. 

  

§ 121 Staatsangehörigkeit, Erholungsurlaub 
(1) Sollen Professorinnen und Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren oder 

wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ein Beamtenverhält-

nis berufen werden, können Ausnahmen von § 7 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Beam-

tenstatusgesetzes nach § 7 Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes von der obersten Dienstbe-

hörde zugelassen werden. 

(2) Beamtinnen und Beamte, die im Rahmen ihrer Dienstaufgaben zur Lehrtätigkeit verpflich-

tet sind, müssen ihren Erholungsurlaub in der vorlesungsfreien Zeit nehmen. 

  

§ 122 Arten und Verlängerung des Beamtenverhältnisses 
(1) Die Professorinnen und Professoren werden in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit beru-

fen.  

(2) Professorinnen und Professoren können zur Deckung eines vorübergehenden Lehrbedarfs, 

zur Wahrnehmung der Funktion einer Oberärztin oder eines Oberarztes oder aus sonstigen 

Gründen, die eine Befristung nahe legen, in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen werden. 

Die Dauer des Beamtenverhältnisses darf zur Wahrnehmung der Funktion einer Oberärztin 

oder eines Oberarztes sechs Jahre, in den übrigen Fällen nach Satz 1 fünf Jahre nicht überstei-

gen. Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, ist das Beamtenverhältnis auf Antrag 

aus den in Satz 4 genannten Gründen zu verlängern. Gründe für eine Verlängerung sind 

1. Urlaub nach § 64 oder § 70, 

2. Urlaub zur Ausübung eines Mandats, 

3. Urlaub für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit oder eine außerhalb des 

Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wissenschaftliche, künstlerische oder beruf-

liche Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 

4. Grundwehr- und Zivildienst, 
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5. Inanspruchnahme von Elternzeit und Pflegezeit nach den Regelungen über die Elternzeit und 

Pflegezeit oder Beschäftigungsverbot nach den Regelungen über den Mutterschutz in dem 

Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt ist oder 

6. Geburt oder die Adoption eines minderjährigen Kindes. 

 (3) Absatz 2 gilt entsprechend im Fall einer 

1. Teilzeitbeschäftigung, 

2. Ermäßigung der Arbeitszeit zur Ausübung eines Mandats oder 

3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder Schwerbehinderten-

vertretung oder zur Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 Absatz 4 Satz 1 und § 24 des Hoch-

schulgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) in 

der jeweils geltenden Fassung, § 22 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 (GV. 

NRW. S. 195) in der jeweils geltenden Fassung, wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel 

der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. Eine Verlängerung darf den Umfang des Urlaubs, der 

Freistellung oder der Ermäßigung der Arbeitszeit und in den Fällen des Absatzes 2 Satz 4 

Nummer 1 bis 3 und des Absatzes 3 die Dauer von jeweils zwei Jahren, in den Fällen des Absat-

zes 2 Satz 4 Nummer 6 die Dauer von jeweils einem Jahr, nicht überschreiten. Mehrere Verlän-

gerungen nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 1 bis 4 und Absatz 3 dürfen insgesamt die Dauer von 

drei Jahren, in den Fällen des Absatzes 2 Satz 4 Nummer 6 insgesamt die Dauer von zwei Jah-

ren, nicht überschreiten. Verlängerungen nach Absatz 2 Nummer 5 dürfen, auch wenn sie mit 

anderen Verlängerungen zusammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. Verlän-

gerungen nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 6 dürfen nicht zu einer Erweiterung des Umfangs der 

Verlängerungsmöglichkeiten nach den Sätzen 3 und 4 führen. Eine erneute Berufung in ein 

Beamtenverhältnis auf Zeit ist nicht zulässig. § 31 Absatz 3 findet keine Anwendung. Mit Ablauf 

der Amtszeit ist die Beamtin oder der Beamte entlassen. 

(4) Zur Feststellung der pädagogischen Eignung können Professorinnen und Professoren auch 

in ein Beamtenverhältnis auf Probe berufen werden. 

  

§ 123 Sonderregelungen 
(1) Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen Ruhestand und die Arbeitszeit sind 

auf die Professorinnen und Professoren nicht anzuwenden. §§ 63 bis 70 gelten entsprechend. 

Erfordern die Aufgaben einer Hochschuleinrichtung ausnahmsweise eine regelmäßige oder 

planmäßige Anwesenheit, so kann das für Wissenschaft und Forschung zuständige Ministerium 

im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium und dem Finanzministerium 

durch Rechtsverordnung für bestimmte Gruppen von Beamtinnen und Beamten die Vorschrif-

ten über die Arbeitszeit für anwendbar erklären. § 11 des Besoldungsgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 62 Absatz 2 dieses Gesetzes finden Anwendung.  

(2) Die Professorinnen und Professoren können nur mit ihrer Zustimmung abgeordnet oder 

versetzt werden. Abordnung und Versetzung in ein gleichwertiges Amt an einer anderen Hoch-

schule sind auch ohne Zustimmung der Professorin oder des Professors zulässig, wenn die 

Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an der sie oder er tätig ist, aufgelöst oder mit einer 

anderen Hochschule zusammengeschlossen wird oder wenn der Studiengang, in dem sie oder 

er überwiegend tätig ist, ganz oder teilweise aufgegeben oder an eine andere Hochschule 

verlegt wird; in diesen Fällen beschränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule 

oder Hochschuleinrichtung auf eine Anhörung. Bei der Auflösung, der Verschmelzung oder 



Landesbeamtengesetz 

 

 

146 

einer wesentlichen Änderung des Aufbaues oder der Aufgaben von Hochschulen des Landes, 

deren Ausbildungsgänge ausschließlich auf den öffentlichen Dienst ausgerichtet sind, gelten 

für Professorinnen und Professoren, deren Aufgabengebiet davon berührt wird, §§ 24 und 25 

entsprechend, wenn eine ihrem bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht möglich ist. 

(3) Fällt der Monat, in dem eine Professorin oder ein Professor die Altersgrenze erreicht, in die 

Vorlesungszeit, so tritt sie oder er abweichend von § 31 Absatz 1 Satz 1 mit Ablauf des letzten 

Monats der Vorlesungszeit in den Ruhestand. Satz 1 gilt nicht für Professorinnen und Professo-

ren, deren Beamtenverhältnis auf Lebenszeit wegen der Berufung in ein Beamtenverhältnis auf 

Zeit als Rektorin oder Rektor, Kanzlerin oder Kanzler, Präsidentin oder Präsident oder Vizeprä-

sidentin oder Vizepräsident ruht. 

(4) Professorinnen oder Professoren dürfen im Rahmen von § 77 Absatz 3 und 4 ihre Amtsbe-

zeichnung ohne Zusatz weiterführen. § 77 Absatz 2 Satz 3 findet nach der Ernennung zur Präsi-

dentin oder zum Präsidenten, zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten oder zur Rektorin 

oder zum Rektor, zur Prorektorin oder zum Prorektor keine Anwendung. 

  

§ 124 Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
(1) Die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden in ein Beamtenverhältnis auf Zeit 

berufen. Die Dauer der Berufung richtet sich nach § 39 Absatz 5 des Hochschulgesetzes, § 32 

Absatz 4 des Kunsthochschulgesetzes. Für eine darüber hinausgehende Verlängerung gilt § 122 

Absatz 2 Satz 3 und 4 und Absatz 3 entsprechend. Eine erneute Berufung als Juniorprofessorin 

oder Juniorprofessor ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht für die erstmalige Berufung auf eine 

Juniorprofessur, bei der der Juniorprofessorin oder dem Juniorprofessor zugesichert wird, dass 

hinsichtlich ihrer oder seiner Bewerbung auf eine anschließende Professur in einem Beamten-

verhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis auf die Aus-

schreibung der Professur verzichtet wird (Tenure Track). § 31 Absatz 3 findet keine Anwen-

dung; mit Ablauf der Amtszeit ist die Beamtin oder der Beamte entlassen. 

(2) Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen Ruhestand, die Probezeit und die 

Arbeitszeit sind auf die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren nicht anzuwenden. § 123 

Absatz 1 Satz 2 bis 4 und Absatz 2 gelten entsprechend. 

  

§ 125 Nebentätigkeit 
(1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit sind Professorinnen und Professoren sowie Juniorpro-

fessorinnen und Juniorprofessoren nur insoweit verpflichtet, als die Nebentätigkeit in unmit-

telbarem Zusammenhang mit ihren Dienstaufgaben in Lehre, Forschung, Kunst und künstleri-

schen Entwicklungsvorhaben steht. 

(2) Das wissenschaftliche und künstlerische Personal (§ 120) hat nicht genehmigungspflichtige 

Nebentätigkeiten im Sinne des § 51 Absatz 1 Nummer 2 und 3, die gegen Vergütung ausgeübt 

werden sollen, der dienstvorgesetzten Stelle vor Aufnahme unter Angabe von Art und Umfang 

der Nebentätigkeit sowie der voraussichtlich zu erwartenden Entgelte und geldwerten Vorteile 

anzuzeigen. Die oberste Dienstbehörde kann bei geringfügigen Nebentätigkeiten auf die An-

zeige allgemein verzichten. 

(3) Das für Wissenschaft und Forschung zuständige Ministerium erlässt für das wissenschaftli-

che und künstlerische Personal (§ 120) nach Anhörung der Hochschulen im Einvernehmen mit 
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dem für Inneres zuständigen Ministeriums und dem Finanzministerium die Rechtsverordnung 

nach § 57 einschließlich näherer Bestimmungen 

Abschnitt 8 Rechtstellung der Beamtinnen und Beamten und  
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger bei der Umbildung  
von Körperschaften 
  

§ 126 Eingliederung von Körperschaften 
(1) Die Beamtinnen oder Beamten einer juristischen Person des öffentlichen Rechts mit 

Dienstherrnfähigkeit (Körperschaft), die vollständig in eine andere Körperschaft eingegliedert 

wird, treten mit der Umbildung kraft Gesetzes in den Dienst der aufnehmenden Körperschaft 

über. 

(2) Die Beamtinnen oder Beamten einer Körperschaft, die vollständig in mehrere andere Kör-

perschaften eingegliedert wird, sind anteilig in den Dienst der aufnehmenden Körperschaften 

zu übernehmen. Die beteiligten Körperschaften haben innerhalb einer Frist von sechs Mona-

ten nach dem Zeitpunkt, in dem die Umbildung vollzogen ist, im Einvernehmen miteinander zu 

bestimmen, von welchen Körperschaften die einzelnen Beamtinnen oder Beamten zu über-

nehmen sind. Solange eine Beamtin oder ein Beamter nicht übernommen ist, haften alle auf-

nehmenden Körperschaften für die ihr oder ihm zustehenden Bezüge als Gesamtschuldner. 

(3) Die Beamtinnen oder Beamten einer Körperschaft, die teilweise in eine oder mehrere 

andere Körperschaften eingegliedert wird, sind zu einem verhältnismäßigen Teil, bei mehreren 

Körperschaften anteilig, in den Dienst der aufnehmenden Körperschaften zu übernehmen. 

Absatz 2 Satz 2 findet Anwendung. 

(4) Absatz 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Körperschaft mit einer oder mehreren ande-

ren Körperschaften zu einer neuen Körperschaft zusammengeschlossen wird, wenn aus einer 

Körperschaft oder aus Teilen einer Körperschaft eine oder mehrere neue Körperschaften ge-

bildet werden, oder wenn Aufgaben einer Körperschaft vollständig oder teilweise auf eine 

oder mehrere andere Körperschaften übergehen. 

  

§ 127 Rechtsfolgen der Umbildung 
(1) Tritt eine Beamtin oder ein Beamter auf Grund des § 126 kraft Gesetzes in den Dienst einer 

anderen Körperschaft oder wird sie oder er auf Grund des § 126 Absatz 2 oder 3 von einer 

anderen Körperschaft übernommen, wird das Beamtenverhältnis mit dem neuen Dienstherrn 

fortgesetzt. 

(2) Im Falle des § 126 Absatz 1 ist der Beamtin oder dem Beamten von der aufnehmenden 

oder neuen Körperschaft die Fortsetzung des Beamtenverhältnisses schriftlich zu bestätigen. 

(3) In den Fällen des § 126 Absatz 2 und 3 wird die Übernahme von der Körperschaft verfügt, in 

deren Dienst die Beamtin oder der Beamte treten soll; die Verfügung wird mit der Zustellung 

an die Beamtin oder den Beamten wirksam. Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, der 

Übernahmeverfügung Folge zu leisten; kommt sie oder er der Verpflichtung nicht nach, so ist 

sie oder er zu entlassen. 

(4) Absatz 1 bis 3 gelten entsprechend in den Fällen des § 126 Absatz 4. 
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§ 128 Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten 
(1) Beamtinnen und Beamten, die nach § 126 in den Dienst einer anderen Körperschaft kraft 

Gesetzes übertreten oder übernommen werden, soll ein gleich zu bewertendes Amt übertra-

gen werden, das ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Rücksicht auf Dienst-

stellung und Dienstalter entspricht. Wenn eine dem bisherigen Amt entsprechende Verwen-

dung nicht möglich ist, kann ihnen auch ein anderes Amt mit geringerem Grundgehalt übertra-

gen werden. Das Grundgehalt muss mindestens dem des Amtes entsprechen, das die Beam-

tinnen und Beamten vor dem bisherigen Amt innehatten. In diesem Fall dürfen sie neben der 

neuen Amtsbezeichnung die des früheren Amtes mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a.D.“) füh-

ren. 

(2) Die aufnehmende oder neue Körperschaft kann, wenn die Zahl der bei ihr nach der Umbil-

dung vorhandenen Beamtinnen und Beamten den tatsächlichen Bedarf übersteigt, innerhalb 

einer Frist von sechs Monaten Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit oder Zeit in den einst-

weiligen Ruhestand versetzen, wenn deren Aufgabengebiet von der Umbildung berührt wurde. 

Die Frist des Satzes 1 beginnt im Falle des § 126 Absatz 1 mit dem Übertritt, in den Fällen des § 

126 Absatz 2 und 3 mit der Bestimmung derjenigen Beamtinnen und Beamten, zu deren Über-

nahme die Körperschaft verpflichtet ist; entsprechendes gilt in den Fällen des § 126 Absatz 4. 

Bei Beamtinnen und Beamten auf Zeit, die nach Satz 1 in den einstweiligen Ruhestand versetzt 

sind, endet der einstweilige Ruhestand mit Ablauf der Amtszeit; sie gelten in diesem Zeitpunkt 

als dauernd in den Ruhestand versetzt, wenn sie bei Verbleiben im Amt mit Ablauf der Amts-

zeit in den Ruhestand getreten wären. 

  

§ 129 Vorbereitung der Umbildung 
Ist innerhalb absehbarer Zeit mit einer Umbildung im Sinne des § 126 zu rechnen, so können 

die obersten Dienstbehörden der beteiligten Körperschaften anordnen, dass Beamtinnen oder 

Beamte, deren Aufgabengebiet von der Umbildung voraussichtlich berührt wird, nur mit ihrer 

Genehmigung ernannt werden dürfen. Die Anordnung darf höchstens für die Dauer eines 

Jahres ergehen. Sie ist den beteiligten Körperschaften zuzustellen. Die Genehmigung soll nur 

versagt werden, wenn durch derartige Ernennungen die Durchführung der nach den §§ 126 bis 

128 erforderlichen Maßnahmen wesentlich erschwert würde. 

 
§ 130 Rechtsstellung der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
(1) Die Vorschriften des § 126 Absatz 1 und 2 und des § 127 gelten entsprechend für die im 

Zeitpunkt der Umbildung bei der abgebenden Körperschaft vorhandenen Versorgungsempfän-

gerinnen und Versorgungsempfänger. 

(2) In den Fällen des § 126 Absatz 3 bleiben die Ansprüche der im Zeitpunkt der Umbildung 

vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gegenüber der abge-

benden Körperschaft bestehen. 

(3) Absatz 1 und 2 gelten entsprechend in den Fällen des § 126 Absatz 4. 

Abschnitt 9 Übergangs- und Schlussvorschriften 
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§ 131 Laufbahnbefähigung 
Abweichend von § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und von § 7 Absatz 1 wird die Befähigung für 

die Laufbahn des allgemeinen Verwaltungsdienstes auch durch einen Ausbildungsgang nach § 

5b des Deutschen Richtergesetzes in der bis zum 15. September 1984 geltenden Fassung in 

Verbindung mit Artikel 3 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 995) erworben. 

 
§ 132 Übergangsregelung für die Überführung von bestehenden Laufbahnen in die 
neue Laufbahngruppenstruktur 
Beamtinnen und Beamte sowie Bewerberinnen und Bewerber, die die Laufbahnbefähigung im 

Geltungsbereich dieses Gesetzes vor dem 1. Juli 2016 erworben haben, besitzen die Befähi-

gung für eine Laufbahn nach § 6. Dabei entspricht 

1. die Laufbahngruppe des einfachen Dienstes der Laufbahngruppe 1 mit dem ersten Einstieg-

samt, 

2. die Laufbahngruppe des mittleren Dienstes der Laufbahngruppe 1 mit dem zweiten Einstieg-

samt, 

3. die Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes der Laufbahngruppe 2 mit dem ersten Ein-

stiegsamt und 

4. die Laufbahngruppe des höheren Dienstes der Laufbahngruppe 2 mit dem zweiten Einstieg-

samt. 

 

§ 133 Übergang Altersteilzeit, Altersurlaub 
(1) Für Beamtinnen und Beamte, die Altersteilzeit oder Altersurlaub bis zum Inkrafttreten des 

Landesbeamtengesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), das zuletzt durch Artikel I des 

Gesetzes vom 9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 874) geändert worden ist, angetreten haben, 

verbleibt es bei der damaligen Altersgrenze. 

(2) Für Beamtinnen und Beamte, die Altersteilzeit vor dem 31. Dezember 2012 angetreten 

haben, verbleibt es bei dem damaligen Arbeitsmaß. 

 

§ 134 Rechtsstellung der von Änderungen nicht erfassten Beamtinnen und  
Beamten 
(1) Auf Beamtinnen und Beamte, die nach dem Hochschulgesetz oder dem Fachhochschulge-

setz öffentlicher Dienst vom 29. Mai 1984 (GV. NRW. 1984 S. 303) nicht als Professorinnen und 

Professoren, Hochschulassistentinnen und Hochschulassistenten, wissenschaftliche Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter oder Lehrkräfte für besondere Aufgaben übernommen worden sind, 

finden § 199 Absatz 1 sowie die §§ 202 bis 206 und die §§ 209 bis 216 des Beamtengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 1975 

(GV. NRW. S. 204) mit folgenden Maßgaben weiterhin Anwendung: 

1. § 200 Absatz 2 und § 202 gelten für Hochschullehrinnen und Hochschullehrer im Sinne des § 

199 Absatz 1 der bisherigen Fassung und Fachhochschullehrerinnen und Fachhochschullehrer, 

§ 202 Absatz 3 auch für Direktorinnen und Direktoren der Institute für Leibesübungen und 

Akademische Räte entsprechend. 

2. Bei Beamtinnen und Beamten auf Widerruf wird das Beamtenverhältnis nach den bisher 

geltenden Vorschriften beendet. 
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(2) Auf die Hochschulassistentinnen und Hochschulassistenten finden die sie betreffenden 

Vorschriften des Beamtengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Geset-

zes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 706), in der vor dem 22. November 1987 geltenden 

Fassung weiterhin Anwendung. Entsprechendes gilt für § 203a in der vor dem 22. November 

1987 geltenden Fassung für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach 

dieser Vorschrift in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen worden sind. 

(3) Auf die Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten, wissenschaftlichen und künstleri-

schen Assistentinnen und Assistenten, Oberassistentinnen und Oberassistenten sowie Oberin-

genieurinnen und Oberingenieure finden die sie betreffenden Vorschriften des Beamtengeset-

zes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 

(GV. NRW. S. 234), in der vor dem Inkrafttreten des Hochschulreform-

Weiterentwicklungsgesetzes vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752) weiterhin Anwen-

dung. 

  

§ 135 Besitzstandswahrung bei der Entpflichtung 
(1) Das Recht der nach § 119 des Gesetzes über die wissenschaftlichen Hochschulen übergelei-

teten ordentlichen Professorinnen und Professoren, nach Erreichen der Altersgrenze von ihren 

amtlichen Pflichten entbunden zu werden (Entpflichtung), bleibt unberührt; das gilt auch bei 

einem Wechsel des Dienstherrn. In diesen Fällen werden die Dienstbezüge nach der Entpflich-

tung und die Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen auf der Grundlage des am 31. Dezember 

1979 geltenden Versorgungs- und Besoldungsrechts gewährt. Dabei wird das Grundgehalt 

nach der Erfahrungsstufe zugrunde gelegt, die bis zum Zeitpunkt der Entpflichtung hätte er-

reicht werden können; allgemeine Änderungen der Dienst- und Versorgungsbezüge im Sinne 

des § 84 Absatz 1 und 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes sind zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 findet auf Antrag der Professorin oder des Professors keine Anwendung. Der 

Antrag kann nur gestellt werden, solange die Professorin oder der Professor noch nicht ent-

pflichtet ist. Ist die Professorin oder der Professor vor der Entpflichtung verstorben, ohne 

einen Antrag nach den Sätzen 1 und 2 gestellt zu haben, so werden die Hinterbliebenenbezüge 

auf Grund der Besoldungsgruppe berechnet, in die die Professorin oder der Professor zuletzt 

eingestuft war.  

(3) Für die Entpflichtung der nach § 119 des Gesetzes über die wissenschaftlichen Hochschulen 

übergeleiteten ordentlichen Professorinnen und Professoren gilt § 32 entsprechend. 

(4) Die Rechtsverhältnisse der am 31. Dezember 1979 entpflichteten oder im Ruhestand be-

findlichen Beamtinnen und Beamten im Sinne des Abschnitts XIII in der vor dem 1. Januar 1980 

geltenden Fassung und der zu diesem Zeitpunkt versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 

dieser Beamtinnen und Beamten bleiben unberührt. 

 

§ 136 Satzungen 
Satzungen von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die das 

Recht begründen, Beamtinnen oder Beamte zu haben, bedürfen der Genehmigung. Die Ge-

nehmigung erteilt die oberste Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für Inneres zustän-

digen Ministerium. 
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Behindertengleichstellungsgesetz - BGG NRW 
 

Gesetz  des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rung135 (Auszug) 
 

§ 2 Verbot jeder Diskriminierung136 
(1) Eine Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn Menschen mit Behinderun-

gen oder Menschen, die von Behinderung bedroht sind, auf Grund ihrer Behinderung oder 

ihrer drohenden Behinderung im Vergleich zu Menschen ohne Behinderungen unterschiedlich 

behandelt werden, ohne dass hierfür ein zwingender Grund vorliegt, und dadurch in der 

gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft oder in ihrer selbstbestimmten Le-

bensführung unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden. 

(2) Die Träger öffentlicher Belange dürfen Menschen mit Behinderungen nicht diskriminieren 

und haben in ihrem Verantwortungsbereich Maßnahmen zu ergreifen, die verhindern, dass es 

zu Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen kommt. 

(3) Eine Belästigung im Sinne des § 3 Absatz 3 und Absatz 4 des Allgemeinen Gleichbehand-

lungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1879) in der jeweils geltenden Fassung stellt 

ebenfalls eine Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes dar. 

(4) Machen Menschen mit Behinderungen eine Ungleichbehandlung auf Grund ihrer Behinde-

rung durch einen Träger öffentlicher Belange glaubhaft, so muss der Träger öffentlicher Belan-

ge beweisen, dass eine Diskriminierung nicht vorliegt. Erfolgt eine unterschiedliche Behand-

lung auch aus weiteren in § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes genannten Grün-

den, ist die unterschiedliche Behandlung nur gerechtfertigt, wenn die Voraussetzungen der §§ 

8 bis 10 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes vorliegen (mehrdimensionale Diskrimi-

nierung). 

 

§ 3 Angemessene Vorkehrungen 
Angemessene Vorkehrungen sind notwendige und geeignete Änderungen und Anpassungen, 

die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie in einem 

bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewährleisten, dass Men-

schen mit Behinderungen oder Menschen, die von Behinderung bedroht sind, gleichberechtigt 

mit anderen teilhaben und ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten ausüben können. 

Die Versagung angemessener Vorkehrungen stellt eine Diskriminierung im Sinne von § 2 Ab-

satz 1 dar. Für die Beurteilung der Angemessenheit der Vorkehrungen sind die Umstände des 

Einzelfalles maßgeblich. 

 
§ 6 Mitwirkung von Verbänden, Verbandsklage 
(1) Ein nach § 13 des Behindertengleichstellungsgesetzes anerkannter Verband oder dessen 

nordrhein-westfälischer Landesverband kann, ohne dass ihm dadurch eigene Rechte verliehen 

würden, gegen einen zuständigen Träger öffentlicher Belange sowie im Fall von § 10 und § 10b 

gegen eine öffentlichen Stelle des Landes Klage erheben wegen eines Verstoßes gegen 

                                                                                       
135 Vom 16.12.2003 (GV. NRW. S. 766), zul. Geändert durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 207) 
136 Art. 3 GG, vgl. auch § 64 Nr. 6,7 LPVG 
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1. das Diskriminierungsverbot nach den §§ 2 und 3 und 

2. die Verpflichtung zur Herstellung der Barrierefreiheit nach den §§ 7 bis 10 und § 10b. 

Satz 1 gilt nicht, wenn eine Maßnahme aufgrund einer Entscheidung in einem verwaltungsge-

richtlichen Streitverfahren getroffen worden ist. 

(2) Eine Klage ist nur zulässig, wenn der Verband durch die Maßnahme in seinem satzungsge-

mäßen Aufgabenbereich berührt wird. Soweit ein Mensch mit Behinderung selbst seine Rechte 

durch eine Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können, kann 

die Klage nach Absatz 1 nur erhoben werden, wenn der Verband geltend macht, dass es sich 

bei der Maßnahme um einen Fall von allgemeiner Bedeutung handelt. Dies ist insbesondere 

bei einer Vielzahl gleichgelagerter Fälle sowie generell bei Fragen der Barrierefreiheit der Fall. 

(3) Werden Menschen mit Behinderung in ihren Rechten nach Absatz 1 verletzt, können an 

ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbände nach Absatz 1 Satz 1, die nicht selbst am 

Verfahren beteiligt sind, Rechtsschutz beantragen. In diesen Fällen müssen alle Verfahrensvo-

raussetzungen wie bei einem Rechtsschutzersuchen durch den Menschen mit Behinderung 

selbst vorliegen. Das Einverständnis ist schriftlich zu erklären. 

(4) Solange in einer Sache im Sinne des Absatzes 1 die Klage eines Verbandes anhängig ist und 

soweit über die Sache selbst rechtskräftig entschieden worden ist, kann die Sache von keinem 

anderen Verband anderweitig anhängig gemacht werden. 

 

 
Landesgleichstellungsgesetz - LGG 
 

Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land Nordrhein-Westfalen137 
(Auszug) 

Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen 
  

§ 1  Gesetzesziele und allgemeine Grundsätze138 
(1) Dieses Gesetz dient der Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frau-

en und Männern. Nach Maßgabe dieses Gesetzes und anderer Vorschriften zur Gleichstellung 

von Frauen und Männern werden Frauen gefördert, um bestehende Benachteiligungen abzu-

bauen. Ziel des Gesetzes ist es auch, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und 

Männer zu verbessern. 

(2) Frauen und Männer dürfen wegen ihres Geschlechts nicht diskriminiert werden. Eine Dis-

kriminierung liegt auch dann vor, wenn sich eine geschlechtsneutral formulierte Regelung oder 

Maßnahme tatsächlich auf ein Geschlecht wesentlich häufiger nachteilig oder seltener vorteil-

haft auswirkt und dies nicht durch zwingende Gründe objektiv gerechtfertigt ist. Maßnahmen 

zur Förderung von Frauen mit dem Ziel, tatsächlich bestehende Ungleichheiten zu beseitigen, 

bleiben unberührt. 

                                                                                       
137 vom 9.11.1999 (GV. NRW. 1999 S. 590), zul. geändert durch G. v. 19.9.2017 (GV. NRW. S. 764) 
138 Art. 3 GG, vgl. auch § 64 Nr. 10 LPVG 
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(3) Die Erfüllung des Verfassungsauftrages aus Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes sowie die 

Umsetzung dieses Gesetzes sind Aufgaben der Dienststellen und dort besondere, für die Leis-

tungsbeurteilung relevante Aufgaben der Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen. 

 

§ 2  Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts anderes bestimmt, für 

1. die Verwaltungen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonstigen 

der alleinigen Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts,  

2. die Landesbetriebe sowie die Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen der 

Gemeinden und Gemeindeverbände, 

3. die Gerichte, 

4. die öffentlichen Schulen, 

5. die Universitäten und Fachhochschulen in der Trägerschaft des Landes, die Universitätsklini-

ka, die staatlichen Kunsthochschulen sowie die Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst, 

6. den Landesrechnungshof,  

7. die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-

heit,  

8. die Verwaltung des Landtages,  

9. die Sparkassen,  

10. die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse und 

11. die NRW.BANK. 

Dieses Gesetz gilt nicht für den Verband öffentlicher Versicherer. Auf den Westdeutschen 

Rundfunk Köln finden die §§ 1 bis 4, § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1, § 7 Absatz 1 und 2, § 13 Absatz 

1 bis 7, § 14, § 15 Absatz 1 und 2, § 17 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Anwendung. Die übrigen 

Vorschriften dieses Gesetzes gelten für den Westdeutschen Rundfunk Köln dem Sinne nach. 

(2) Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise ihre Vertreterinnen 

und Vertreter in den Unternehmensgremien haben bei der Gründung von Unternehmen in 

Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu 

tragen, dass die entsprechende Anwendung dieses Gesetzes in der Unternehmenssatzung 

verankert wird. Gehört dem Land, einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder 

gemeinsam mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens 

in einer Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, 

dass in dem Unternehmen die Ziele dieses Gesetzes beachtet werden. Satz 2 gilt sowohl für 

unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen. Satz 1 und 2 gelten nicht für Unternehmen, 

die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, sowie für Beteiligungen der 

NRW.BANK im Rahmen ihres Förderauftrages. 

(3) In dem Vertrag nach § 81 Absatz 3 des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. 

NRW. S. 547), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert 

worden ist, soll mit der staatlich anerkannten Fachhochschule die entsprechende Anwendung 

in den Bereichen vereinbart werden, in denen die Fachhochschule Zuschüsse nach § 81 Absatz 

1 des Hochschulgesetzes erhält. 
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§ 3  Begriffsbestimmung 
(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die Behörden und Einrichtungen des Landes 

und die in § 2 genannten Stellen. Dienststellen für Lehrkräfte und das sonstige im Landesdienst 

beschäftigte pädagogische Personal an Schulen sind die Bezirksregierungen und Schulämter. 

(2) Beschäftigte im Sinne des Gesetzes sind Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Rich-

ter, Personen in einem Arbeitsverhältnis sowie Auszubildende. Kommunale Wahlbeamtinnen 

und Wahlbeamte sowie Beamtinnen und Beamte, die nach § 37 des Landesbeamtengesetzes 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 20. April 1999 ( GV. NRW. S. 148) jederzeit in den einstweiligen Ruhestand 

versetzt werden können, sind keine Beschäftigten im Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Stellen im Sinne des § 6 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 3 und des § 8 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 

6 und 7 sind Planstellen und andere Stellen im Sinne von § 17 der Landeshaushaltsordnung in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158), das zuletzt durch 

Artikel 16 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert worden ist. 

 

Abschnitt II Maßnahmen zur Frauenförderung 
 

§ 5  Erstellung, Überprüfung und Fortschreibung von Gleichstellungsplänen 
(1) Jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschäftigten erstellt im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

für Personalangelegenheiten jeweils für den Zeitraum von drei bis fünf Jahren einen Gleichstel-

lungsplan und schreibt diesen nach Ablauf fort. In anderen Dienststellen kann ein Gleichstel-

lungsplan aufgestellt werden. In der Hochschule besteht der Gleichstellungsplan aus einem 

Rahmenplan für die gesamte Hochschule und aus den Gleichstellungsplänen der Fachbereiche, 

der Verwaltung, der zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen und der zentralen Betriebs-

einheiten, soweit mindestens 20 Beschäftigte vorhanden sind. Die Gleichstellungspläne der 

Fachbereiche können weiter differenziert werden. Mehrere Dienststellen können in einem 

Gleichstellungsplan zusammengefasst werden. Die Zusammenfassung darf eine erhebliche 

Unterrepräsentanz von Frauen in einer Dienststelle nicht durch eine erhebliche Überrepräsen-

tanz von Frauen in anderen Dienststellen ausgleichen. 

(2) In der Landesverwaltung sind Gleichstellungspläne der Dienststelle vorzulegen, die die 

unmittelbare allgemeine Dienstaufsicht über die Dienststellen ausübt, für die der Gleichstel-

lungsplan aufgestellt ist. Über die Gleichstellungspläne der Hochschulen beschließt der Senat. 

Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer nachgeordneten Dienststelle dem Gleich-

stellungsplan, ist der Gleichstellungsplan der Dienststelle nach Satz 1 zur Zustimmung vorzule-

gen. Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer Hochschule dem Gleichstellungsplan, 

ist der Gleichstellungsplan dem Senat zur erneuten Beschlussfassung vorzulegen. Der Senat 

beschließt nach Maßgabe eines in der Grundordnung geregelten qualifizierten Quorums von 

mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen. 

(3) Der Gleichstellungsplan beim Landtag wird im Benehmen mit dem Landtagspräsidium 

aufgestellt. 

(4) In den Gemeinden und Gemeindeverbänden sind die Gleichstellungspläne durch die Vertre-

tung der kommunalen Körperschaft zu beschließen. 
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(5) Gleichstellungspläne der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts werden im Benehmen mit deren verfassungsmäßig zuständi-

gen obersten Organen aufgestellt. 

(6) Abweichend von Absatz 1 kann in begründeten Einzelfällen die Laufzeit der bestehenden 

Gleichstellungspläne verlängert werden. Der neue Gleichstellungsplan ist spätestens sechs 

Monate nach Wegfall des Verlängerungsgrundes aufzustellen. Begründete Einzelfälle nach Satz 

1 können die Zusammenlegung oder Eingliederung von Dienststellen darstellen. 

(7) Nach spätestens zwei Jahren ist die Zielerreichung des Gleichstellungsplans zu überprüfen. 

Wird erkennbar, dass dessen Ziele nicht erreicht werden, sind Maßnahmen im Gleichstellungs-

plan entsprechend anzupassen beziehungsweise zu ergänzen. Absätze 2 bis 5 gelten entspre-

chend. 

(8) Solange kein gültiger Gleichstellungsplan vorliegt, sind Einstellungen, Beförderungen und 

die Übertragung höherwertiger Tätigkeiten bis zum Inkrafttreten des Gleichstellungsplans 

auszusetzen. Gleiches gilt, sofern von der Möglichkeit eines alternativen Instrumentes nach § 

6a Gebrauch gemacht wird. Ausgenommen sind Einstellungen, die aus zwingenden dienstli-

chen Gründen geboten sind. 

(9) Wenn die Zielvorgaben des Gleichstellungsplans im Hinblick auf Einstellungen, Beförderun-

gen von und die Übertragung höherwertiger Tätigkeiten an Frauen innerhalb des vorgesehe-

nen Zeitraumes nicht erfüllt worden sind, ist bis zur Erfüllung der Zielvorgaben bei jeder Ein-

stellung, Beförderung und Höhergruppierung eines Mannes in einem Bereich, in dem Frauen 

unterrepräsentiert sind, eine besondere Begründung durch die Dienststelle notwendig. 

(10) Der Gleichstellungsplan ist ein wesentliches Steuerungsinstrument der Personalplanung, 

insbesondere der Personalentwicklung der Dienststelle. Seine Umsetzung und Überprüfung ist 

besondere Verpflichtung der Dienststellenleitung, der Personalverwaltung sowie der Beschäf-

tigten mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben. 

 

§ 5a  Bericht über die Umsetzung des Gleichstellungsplans 
(1) Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Gleichstellungsplans hat die Dienststelle, die 

den Gleichstellungsplan aufstellt, einen Bericht über die Personalentwicklung und die durchge-

führten Maßnahmen zu erarbeiten und der nach § 5 Absatz 2 bis 5 zuständigen Stelle gemein-

sam mit der Fortschreibung des Gleichstellungsplans vorzulegen. Sind während der Geltungs-

dauer des Gleichstellungsplans ergänzende Maßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 7 ergriffen 

worden, sind die Gründe im Bericht darzulegen. 

(2) Die Gleichstellungspläne, die Berichte über die Personalentwicklung und die nach Maßgabe 

des Gleichstellungsplans durchgeführten Maßnahmen sind in den Dienststellen, deren Perso-

nal sie betreffen, sowie in den Hochschulen und Schulen bekannt zu machen. Sie können dar-

über hinaus zusätzlich öffentlich bekannt gemacht werden. Datenschutzrechtliche Vorschriften 

bleiben unberührt. 

 

§ 6  Inhalt des Gleichstellungsplans139 
(1) Gegenstand des Gleichstellungsplans sind Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung, 

der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und zum Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen. 

                                                                                       
139 vgl. § 64 Nr. 6, 7 LPVG 
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(2) Grundlagen des Gleichstellungsplans sind eine Bestandsaufnahme und Analyse der Be-

schäftigtenstruktur sowie eine Prognose der zu besetzenden Stellen und der möglichen Beför-

derungen und Höhergruppierungen für den Zeitraum der Geltungsdauer. 

(3) Der Gleichstellungsplan enthält für den Zeitraum der Geltungsdauer konkrete Zielvorgaben 

bezogen auf den Anteil von Frauen bei Einstellungen, Beförderungen und Höhergruppierun-

gen, um diesen in den Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind, bis auf 50 Prozent zu 

erhöhen. Es ist festzulegen, mit welchen personellen, organisatorischen, sozialen und fortbil-

denden Maßnahmen die Zielvorgaben nach Satz 1 erreicht werden sollen. Ist absehbar, dass 

auf Grund personalwirtschaftlicher Regelungen Stellen gesperrt werden oder entfallen, soll der 

Gleichstellungsplan Maßnahmen aufzeigen, die geeignet sind, ein Absinken des Frauenanteils 

zu verhindern. Der Gleichstellungsplan enthält auch Maßnahmen zur Aufwertung von Tätigkei-

ten an überwiegend mit Frauen besetzten Arbeitsplätzen und zur Verbesserung der Arbeitsbe-

dingungen und der Arbeitszeitgestaltung. 

 

§ 6a Experimentierklausel 
(1) Der gemäß § 5 Absatz 1 zu erstellende Gleichstellungsplan kann im Einvernehmen mit der 

Gleichstellungsbeauftragten und mit Zustimmung der gemäß § 5 Absatz 2 bis 5 zuständigen 

Stelle ganz oder teilweise durch ein neues Instrument zur Erreichung der mit dem Gleichstel-

lungsplan beabsichtigten Ziele ersetzt werden. In Fällen des § 5 Absatz 2 Satz 1 ist das Einver-

nehmen mit der dort zuständigen Gleichstellungsbeauftragten herzustellen. Das für die Gleich-

stellung von Frau und Mann zuständige Ministerium ist hierüber in Kenntnis zu setzen. § 5 

Absatz 7 und 10 sowie § 5a gelten entsprechend. Werden die in Satz 1 genannten Ziele nicht 

erreicht, ist dies in dem Bericht nach § 5a darzulegen. 

(2) Das Einvernehmen der Gleichstellungsbeauftragten und die Information des für die Gleich-

stellung von Frau und Mann zuständigen Ministeriums sind aktenkundig zu machen. 

(3) Das für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige Ministerium evaluiert die Auswir-

kungen dieser Vorschrift auf wissenschaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der Erfahrungen 

der Anwendungspraxis. Die Evaluation setzt fünf Kalenderjahre nach Inkrafttreten des Geset-

zes ein. 

 

§ 7 Vergabe von Ausbildungsplätzen, Einstellungen, Beförderungen und Übertragung höher-
wertiger Tätigkeiten 
(1) Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei Begründung eines 

Beamten- oder Richterverhältnisses nach Maßgabe von § 14 Absatz 2 sowie § 120 Absatz 2 des 

Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das durch Artikel 7 

des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 414) geändert worden ist, bevorzugt zu berück-

sichtigen. Für Beförderungen gilt § 19 Absatz 6 des Landesbeamtengesetzes. 

(2) Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei Begründung eines 

Arbeitsverhältnisses bevorzugt einzustellen, soweit in dem Zuständigkeitsbereich der für die 

Personalauswahl zuständigen Dienststelle in der jeweiligen Gruppe der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer weniger Frauen als Männer sind, sofern nicht in der Person eines Mitbe-

werbers liegende Gründe überwiegen. Satz 1 gilt auch für die Übertragung höherwertiger 

Tätigkeiten, soweit in der damit verbundenen Entgeltgruppe der jeweiligen Gruppe der Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer weniger Frauen als Männer sind. 
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(3) Gruppen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind die Tarifbeschäftigten des Tarif-

vertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) und des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst 

der Länder (TV-L) in Tätigkeiten, die im Bereich der Beamtinnen und Beamten in einer Lauf-

bahn erfasst sind und deren Gruppenzugehörigkeit sich im Vergleich von Entgelt- und Besol-

dungsgruppen unter Berücksichtigung der Anlagen 1 und 2 bestimmen lässt. Die Zuordnung in 

den Anlagen 1 und 2 gilt ausschließlich für die Vergleichsgruppenbestimmung bei Anwendung 

dieses Gesetzes. 

Zu den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gehören auch die Auszubildenden. In Berei-

chen, in denen die genannten Tarifverträge nicht gelten, bilden eine Gruppe der Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer diejenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in artverwandten 

und in aufeinander aufbauenden Tätigkeitsbereichen, deren Tätigkeiten üblicherweise eine 

gleiche Vorbildung oder eine gleiche Ausbildung oder eine gleiche Berufserfahrung vorausset-

zen. 

(4) Für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissenschaftliche und künstlerische Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter im Beschäftigtenverhältnis sowie für wissenschaftliche, künstleri-

sche und studentische Hilfskräfte gilt als zuständige Dienststelle der Fachbereich oder die 

Einheit gemäß § 26 Absatz 5 des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 

547), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 414) geändert 

worden ist oder § 24 Absatz 4 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 (GV. NRW. S. 

195), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert 

worden ist. Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Beschäftigtenverhältnis 

beschäftigt werden sollen, werden Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Beamten-

verhältnis in die Berechnung nach Absatz 2 einbezogen. Die Hochschullehrerinnen und Hoch-

schullehrer, die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter derselben Entgeltgruppe, die 

wissenschaftlichen und künstlerischen Hilfskräfte und die studentischen Hilfskräfte gelten 

jeweils als eine Gruppe der Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(5) Für Versetzungen und Umsetzungen, die mit der Übertragung eines höherbewerteten 

Dienstpostens oder der erstmaligen Übertragung einer gleich bewerteten Vorgesetzten- oder 

Leitungsfunktion derselben oder einer anderen Laufbahn verbunden sind, und für die Zulas-

sung zum Aufstieg sowie zur beruflichen Entwicklung innerhalb der Laufbahngruppen sind 

Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwenden.“ 

 

§ 8 Ausschreibung 
(1) In Bereichen, in denen Frauen nach Maßgabe des § 7 unterrepräsentiert sind, sind zu be-

setzende Stellen in allen Dienststellen des Dienstherrn beziehungsweise der Arbeitgeberin 

oder des Arbeitgebers auszuschreiben. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten 

kann von einer dienststellenübergreifenden Ausschreibung abgesehen werden. Bei befristeten 

Beschäftigungsverhältnissen des wissenschaftlichen Personals an Hochschulen kann entspre-

chend Satz 1 verfahren werden. Die Vorgaben des Absatzes 4 Satz 1 und der Absätze 5 und 6 

gelten unbeschadet der Feststellung einer Unterrepräsentanz und sind bei allen Ausschreibun-

gen der Dienststelle zu berücksichtigen. 

(2) Liegen nach einer Ausschreibung in allen Dienststellen des Dienstherrn beziehungsweise 

der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers keine Bewerbungen von Frauen vor, die die geforder-

te Qualifikation erfüllen, und ist durch haushaltsrechtliche Bestimmungen eine interne Beset-
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zung nicht zwingend vorgeschrieben, soll die Ausschreibung öffentlich einmal wiederholt wer-

den. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten kann von einer wiederholten Aus-

schreibung abgesehen werden. Satz 1 findet keine Anwendung, sofern bereits die erste Aus-

schreibung öffentlich erfolgt ist. 

(3) Ausbildungsplätze sind öffentlich auszuschreiben. Beträgt der Frauenanteil in einem Aus-

bildungsgang weniger als 50 Prozent, ist zusätzlich öffentlich mit dem Ziel zu werben, den 

Frauenanteil zu erhöhen. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten kann von 

einer öffentlichen Ausschreibung abgesehen werden. 

(4) In der Ausschreibung sind sowohl die männliche als auch die weibliche Form zu verwenden, 

es sei denn, ein bestimmtes Geschlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für die Tätigkeit. In 

der Ausschreibung ist darauf hinzuweisen, dass Bewerbungen von Frauen ausdrücklich er-

wünscht sind und Frauen nach Maßgabe dieses Gesetzes bevorzugt berücksichtigt werden. 

(5) Die Ausschreibung hat sich ausschließlich an den Anforderungen des zu besetzenden Ar-

beitsplatzes oder des zu übertragenden Amtes zu orientieren. 

(6) Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, sind die Stellen einschließlich 

der Funktionen mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in Teilzeit auszu-

schreiben. 

(7) Von einer Ausschreibung im Sinne der Absätze 1 und 2 kann abgesehen werden bei 

1. Stellen der Beamtinnen und Beamten im Sinne des § 37 des Landesbeamtengesetzes; 

2. Stellen, die Anwärterinnen und Anwärtern oder Auszubildenden vorbehalten sein sollen; 

3. Stellen, deren Besetzung nicht mit der Übertragung eines höherbewerteten Dienstpostens 

verbunden sind; 

4. Stellen der kommunalen Wahlbeamtinnen und -wahlbeamten. 

 

§ 9  Vorstellungsgespräch 
(1) In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind mindestens ebenso viele Frau-

en wie Männer oder alle Bewerberinnen zum Vorstellungsgespräch einzuladen, wenn sie die 

geforderte Qualifikation für die Besetzung des Arbeitsplatzes oder des zu übertragenden Am-

tes erfüllen. 

(2) Auswahlkommissionen sollen zur Hälfte mit Frauen besetzt werden. Ist dies aus zwingen-

den Gründen nicht möglich, sind die Gründe aktenkundig zu machen. 

(3) Fragen, die geeignet sind, diskriminierend zu wirken, insbesondere Fragen nach dem Fami-

lienstand, einer bestehenden oder geplanten Schwangerschaft oder Elternzeit und danach, wie 

Familien- und Pflegeaufgaben neben der Berufstätigkeit gewährleistet werden können, sind 

unzulässig. 

 

 
§ 10 Auswahlkriterien 
(1) Für die Beurteilung von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind ausschließlich die 

Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des zu vergebenden Amtes maßgeb-

lich. Bei der Qualifikationsbeurteilung sollen Erfahrungen und Fähigkeiten aus der Betreuung 

von Kindern und Pflegebedürftigen einbezogen werden, soweit diese für die zu übertragende 

Aufgabe von Bedeutung sind. 
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(2) Vorangegangene Teilzeitbeschäftigungen, Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit und 

Verzögerungen beim Abschluss der Ausbildung auf Grund der Betreuung von Kindern oder 

pflegebedürftiger Angehöriger dürfen nicht nachteilig berücksichtigt werden. Die dienstrechtli-

chen Vorschriftenbleiben unberührt. Familienstand, Einkommensverhältnisse des Partners 

oder der Partnerin und die Zahl der unterhaltsberechtigten Personen dürfen nicht berücksich-

tigt werden. 

 

§ 11  Fortbildung 
(1) Bei der Vergabe von Plätzen für Fortbildungsmaßnahmen, insbesondere für Weiterqualifi-

kationen, sind - soweit die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind - weibliche Beschäftigte 

mindestens entsprechend ihrem Anteil an den Bewerbungen zu der Fortbildungsmaßnahme 

zuzulassen. Liegen mehr Bewerbungen als zu besetzende Plätze vor und bereitet die Fortbil-

dung auf eine Tätigkeit in einer Vorgesetzten- oder Leitungsfunktion vor, bei der Frauen unter-

repräsentiert sind, werden Bewerberinnen bis zum Erreichen eines Anteils von 50 Prozent der 

an der Fortbildung Teilnehmenden bevorzugt berücksichtigt. Satz 2 findet keine Anwendung, 

wenn der Zulassung zur Fortbildung bereits ein anderes Auswahl- oder Zulassungsverfahren 

vorausgegangen ist. 

(2) Für weibliche Beschäftigte werden auch besondere Fortbildungsmaßnahmen angeboten, 

die auf die Übernahme von Tätigkeiten vorbereiten, bei denen Frauen unterrepräsentiert sind. 

(3) Die Fortbildungsmaßnahmen sollen so durchgeführt werden, dass Beschäftigten, die Kinder 

betreuen oder pflegebedürftige Angehörige versorgen, sowie Teilzeitbeschäftigten die Teil-

nahme möglich ist. Entstehen durch die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen notwendige 

Kosten für die Betreuung von Kindern unter zwölf Jahren, so sind diese vom Dienstherrn be-

ziehungsweise von der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber zu erstatten. 

(4) In das Fortbildungsangebot sind regelmäßig die Themen Gleichstellung von Frau und Mann 

und Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz aufzunehmen. Dies gilt insbesondere für 

die Fortbildung von Beschäftigten mit Leitungsaufgaben und von Beschäftigten, die im Organi-

sations- und Personalwesen tätig sind. 

(5) Frauen sind verstärkt als Leiterinnen und Referentinnen für Fortbildungsmaßnahmen ein-

zusetzen, sofern nicht bereits ein ausgewogenes Verhältnis von Frauen und Männern erreicht 

wurde. 

 

§ 12 Gremien 
(1) In wesentlichen Gremien müssen Frauen mit einem Mindestanteil von 40 Prozent vertreten 

sein. Es ist in allen Fällen auf volle Personenzahlen mathematisch auf- beziehungsweise abzu-

runden. 

(2) Wesentliche Gremien sind Aufsichts- und Verwaltungsräte, vergleichbare Aufsicht führende 

Organe sowie Gremien von besonderer tatsächlicher und rechtlicher Bedeutung. Hierzu zählen 

regelmäßig Kommissionen, Beiräte, Ausschüsse und Kuratorien. Weiterhin zählen dazu Gremi-

en, die durch die obersten Landesbehörden im Rahmen ihrer fachlichen Zuständigkeit als 

wesentlich bestimmt werden. Wahlgremien sind Aufsichts- und Verwaltungsräte sowie andere 

wesentliche Gremien, deren Mitglieder ganz oder zum Teil gewählt werden. Ausgenommen 

sind die unmittelbar oder mittelbar aus Volkswahlen hervorgegangenen Vertretungskörper-

schaften der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie deren Ausschüsse. 
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(3) Werden bei Dienststellen im Sinne des § 3 Gremien gemäß Absatz 2 gebildet oder wieder-

besetzt, müssen die entsendenden Stellen zu mindestens 40 Prozent Frauen benennen. Be-

steht das Benennungsrecht nur für eine Person, sind Frauen und Männer alternierend zu be-

rücksichtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten für die Begründung der Mitgliedschaft in einem Gremi-

um durch Berufungsakt einer Dienststelle entsprechend. 

(4) Bei der Aufstellung von Listen und Kandidaturen für Wahlgremien mit Ausnahme der in 

Absatz 2 Satz 5 genannten Gremien soll der Anteil von Frauen mindestens 40 Prozent betra-

gen. 

(5) Von den Absätzen 1 und 3 darf nur aus zwingenden Gründen abgewichen werden. Zwin-

gende Gründe liegen insbesondere vor, soweit 

1. Mitglieder aufgrund einer Wahl ernannt werden, 

2. eine für das Gremium geltende Regelung die Besetzung von Mitgliedern Kraft eines Amtes 

oder einer besonderen Funktion (geborene Mitglieder) vorsieht oder  

3. der entsendenden Stelle die Einhaltung der Vorgaben des Absatzes 3 aus tatsächlichen 

Gründen nicht möglich ist. 

In den Fällen nach Nummer 2 werden die geborenen Mitglieder bei der Berechnung des Min-

destanteils von 40 Prozent Frauen nicht einbezogen. In den Fällen nach Nummer 3 ist von der 

entsendenden Stelle darzulegen, dass hinreichende Bemühungen getroffen wurden, um die 

Mindestquote zu erfüllen. Die Dienststellenleitung der berufenden Stelle stellt fest, ob zwin-

gende Gründe vorliegen, um einen Sitz abweichend zu besetzen und macht ihre Entscheidung 

aktenkundig. Liegen keine zwingenden Gründe für die Abweichung vor, bleibt der Sitz bis zur 

quotenkonformen Nachbenennung frei, es sei denn, die Mindestquote nach Absatz 1 wird 

anderweitig bereits erfüllt. 

(6) Die Öffentlichkeit ist über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach 

Geschlecht regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten. Wird der Mindestanteil gemäß 

Absatz 1 Satz 1 bei einer Wahl unterschritten, ist dies anzugeben. Gremien, die einer obersten 

Landesbehörde zugeordnet sind, berichten dieser im Abstand von einem Jahr über ihre Zu-

sammensetzung nach Geschlecht. Wird der Mindestanteil gemäß Absatz 1 unterschritten, ist 

dies gegenüber der obersten Landesbehörde zu begründen. 

(7) Im Übrigen sollen Gremien geschlechtsparitätisch besetzt werden. 

(8) Bei der Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern durch Dienststellen im Sinne des § 3 

in Gremien außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes sollen die entsendenden Stellen 

ebenso viele Frauen wie Männer benennen. Besteht ein Benennungsrecht nur für eine Person, 

sollen Frauen und Männer alternierend berücksichtigt werden. Bei ungerader Personenzahl gilt 

Satz 2 entsprechend für die letzte Position. 

(9) Weitergehende spezialgesetzliche Regelungen zur geschlechtergerechten Gremienbeset-

zung bleiben unberührt. 

 

Abschnitt III Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
 

§ 13  Arbeitsmodelle und Teilzeit 
(1) Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertraglichen oder sonstigen Regelungen der Arbeitszeit 

sind Beschäftigten, die mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürftige nahe 

Angehörige oder einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeit-
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gesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils geltenden Fassung tatsächlich 

betreuen oder pflegen, Arbeitszeiten zu ermöglichen, die eine Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie erleichtern, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftigten über die Möglichkeiten von Teilzeit informieren. 

Sie sollen den Beschäftigten dem Bedarf entsprechend Teilzeitarbeitsplätze anbieten. Dies gilt 

auch für Arbeitsplätze mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. 

(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit bis auf die Hälfte 

zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder einer 

oder eines nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes pflegebedürftigen nahen Angehörigen ist 

zu entsprechen, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die Wahrneh-

mung von Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben stellt in der Regel keinen entgegenstehenden 

zwingenden dienstlichen Belang dar. Die Ablehnung von Anträgen ist im Einzelfall schriftlich zu 

begründen. 

(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen. Eine 

unterschiedliche Behandlung von Beschäftigten mit ermäßigter wöchentlicher Arbeitszeit 

gegenüber Beschäftigten mit regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn 

zwingende sachliche Gründe sie rechtfertigen. Teilzeitbeschäftigung darf sich nicht nachteilig 

auf die dienstliche Beurteilung auswirken. 

(5) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung beantragen, sind auf die Folgen der ermäßigten 

Arbeitszeit, insbesondere auf die beamten-, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen 

Folgen hinzuweisen. 

(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen im Sinne des Absatzes 3 ist unter Aus-

schöpfen aller haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ein personeller, sonst ein organisatorischer 

Ausgleich vorzunehmen. 

(7) Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zuge-

mutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen, ist auf Antrag eine Ände-

rung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung oder der Übergang zur Vollzeitbeschäftigung 

zuzulassen. 

(8) Teilzeit, Telearbeit, Jobsharing und andere Arbeitsorganisationsformen stehen der Über-

nahme und Wahrnehmung von Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben grundsätzlich nicht ent-

gegen und sind in Leitungsfunktionen für beide Geschlechter zu fördern. 

 

§ 14  Beurlaubung 
(1) Anträgen von Beschäftigten auf Beurlaubung zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege min-

destens eines Kindes unter 18 Jahren oder einer oder eines nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitge-

setzes pflegebedürftigen nahen Angehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingende dienstliche 

Belange nicht entgegenstehen. § 13 Absatz 5 gilt entsprechend. 

(2) Nach Beendigung der Beurlaubung oder der Elternzeit sollen die Beschäftigten in der Regel 

wieder am alten Dienstort oder wohnortnah eingesetzt werden. 

(3) Bei Beurlaubungen aus familiären Gründen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und bei Inan-

spruchnahme von Elternzeit ist unter Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 

ein personeller, sonst ein organisatorischer Ausgleich vorzunehmen. 

(4) Beschäftigten, die gemäß Absatz 3 eine Beurlaubung oder Elternzeit in Anspruch nehmen, 

sind insbesondere Urlaubs- und Krankheitsvertretungen vorrangig anzubieten. Sie sind über 
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das Fortbildungsangebot zu unterrichten. Im Rahmen des bestehenden Angebotes sind ihnen 

Fortbildungsmaßnahmen anzubieten, die geeignet sind, Status und Qualifikation zu erhalten 

und einen Wiedereinstieg in den Beruf zu erleichtern. 

(5) Mit den Beschäftigten sind rechtzeitig vor Ablauf der Beurlaubung oder der Elternzeit Bera-

tungsgespräche zu führen, in denen sie über die Möglichkeiten ihrer Beschäftigung nach der 

Beurlaubung beziehungsweise Elternzeit informiert werden. Wird wieder eine Beschäftigung in 

Vollzeit oder mit reduzierter Arbeitszeit angestrebt, gilt § 13 Absatz 7 entsprechend. 

 

§ 19 Widerspruchsrecht 
(1) Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine Maßnahme für unvereinbar mit diesem Gesetz, 

anderen Vorschriften zur Gleichstellung von Frau und Mann, mit dem Gleichstellungsplan oder 

dem alternativen Instrument nach § 6a, kann sie innerhalb einer Woche nach ihrer Unterrich-

tung der Maßnahme widersprechen. Bei außerordentlichen Kündigungen und fristlosen Entlas-

sungen ist der Widerspruch spätestens innerhalb von drei Kalendertagen einzulegen. Die 

Dienststellenleitung entscheidet erneut über die Maßnahme. Die Entscheidung über den Wi-

derspruch ergeht schriftlich. Bis zur erneuten Entscheidung ist der Vollzug der Maßnahme 

auszusetzen. § 18 Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) Wird dem Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten einer nachgeordneten Dienststelle 

nicht abgeholfen, kann sie innerhalb einer Woche nach der erneuten Entscheidung der Dienst-

stelle nach Absatz 1 Satz 2 nach rechtzeitiger Unterrichtung der Dienststellenleitung eine Stel-

lungnahme der übergeordneten Dienststelle einholen. Bei fristlosen Entlassungen und außer-

ordentlichen Kündigungen ist die Stellungnahme innerhalb von drei Kalendertagen einzuholen; 

in diesen Fällen gilt die beabsichtigte Maßnahme als gebilligt, wenn nicht innerhalb von drei 

Kalendertagen eine Stellungnahme der übergeordneten Dienststellevorliegt. Absatz 1 Satz 3 

und 4 gilt entsprechend. 

(3) Die Zentrale Gleichstellungsbeauftragte einer Hochschule legt den Widerspruch beim Rek-

torat ein. Im Falle der Nichtabhilfe durch das Rektorat nimmt die Gleichstellungskommission 

zum Widerspruch Stellung. Auf der Grundlage der Stellungnahme entscheidet das Rektorat 

erneut. Über den Widerspruch gegen Maßnahmen des Rektorates, mit Ausnahme von Wider-

spruchentscheidungen nach Satz 3, entscheidet das für die Hochschulen zuständige Ministeri-

um, für die Fachhochschulen nach dem Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst vom 29. Mai 

1984 (GV. NRW. S. 303), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. 

NRW. S. 622) geändert worden ist, das gemäß § 29 Absatz 2 des Fachhochschulgesetzes öffent-

licher Dienst zuständige Ministerium. Im Übrigen gelten die Regelungen der Absätze 1 und 2. 

 

§  20 Anrufungsrecht der Beschäftigten 
Die Beschäftigten können sich unmittelbar an die für sie zuständige Gleichstellungsbeauftrag-

te, darüber hinaus an die Gleichstellungsbeauftragten der übergeordneten Dienststellen oder 

an die für Gleichstellungsfragen zuständige oberste Landesbehörde wenden. 
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Gesundheitsdatenschutzgesetz - GDSG NW 
 

Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Gesundheitswesen140 
 

§ 23 Allgemeine Vorschriften 
(1) Bei der Durchführung von Untersuchungen und sonstigen Maßnahmen durch Ärzte und 

andere Bedienstete der Gesundheitsämter dürfen Patientendaten nur erhoben und gespei-

chert werden, soweit 

a) dies zur jeweiligen Aufgabenerfüllung erforderlich ist, 

b) eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt oder 

c) der Patient eingewilligt hat. 

(2) Die Übermittlung der Daten an Dritte ist außer in den Fällen des § 5 Abs. 1 nur zulässig, 

soweit dies erforderlich ist zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leben, körperliche 

Unversehrtheit oder persönliche Freiheit des Betroffenen oder eines Dritten. 

(3) Sofern dem Gesundheitsamt Patientendaten übermittelt wurden, darf das Verlangen auf 

Auskunft oder Akteneinsicht nur insoweit erfüllt werden, als es von der übermittelnden Ein-

richtung oder öffentlichen Stelle hätte erfüllt werden dürfen. 

 

§ 24 Amtsärztliche Untersuchungen für den öffentlichen Dienst 
(1) Amtsärztliches Gesundheitszeugnis ist die gutachtliche Stellungnahme des Gesundheitsam-

tes über den Gesundheitszustand von Bediensteten oder von Bewerbern/Bewerberinnen für 

eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

(2) Bei der Durchführung von amtsärztlichen Untersuchungen für die Ausstellung eines ärztli-

chen Gesundheitszeugnisses dürfen Patientendaten nur erhoben und gespeichert werden, 

soweit dies zur Durchführung der Untersuchung für den jeweils angegebenen Untersuchungs-

zweck erforderlich ist. 

(3) Die die Untersuchung veranlassende Stelle darf in der Regel nur die Übermittlung des Er-

gebnisses der Untersuchung und dabei festgestellter Risikofaktoren verlangen. Die Weitergabe 

von Einzelergebnissen der Anamnese, der Untersuchung, von ergänzenden Befunden und 

Diagnosen an die die Untersuchung veranlassende öffentliche Stelle ist zulässig, soweit deren 

Kenntnis zur Entscheidung über die konkrete Maßnahme, zu deren Zweck die Untersuchung 

durchgeführt worden ist, erforderlich ist. Im übrigen gilt § 23 Abs. 2. 

(4) Die Weiterverarbeitung der zum Zwecke der Eingehung eines Dienst- oder Arbeitsverhält-

nisses erhobenen Daten ist nur mit schriftlicher Einwilligung der Bewerber/Bewerberinnen 

zulässig. 

(5) Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsver-

ordnung im einzelnen zu bestimmen: 

1. Form und Inhalt des amtsärztlichen Gesundheitszeugnisses, 

2. die erforderlichen Angaben zur Vorgeschichte des Untersuchten, 

3. die erforderlichen Angaben im Untersuchungsbefund und 

4. Form und Inhalt der Einwilligungserklärung des Betroffenen. 

                                                                                       

140 Vom 22.2.1994 (GV NW S. 84), zul. geändert durch Gesetz vom 2.2.2016 (GV. NRW. S. 94) 
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Laufbahnverordnung – LVO NW141 

Abschnitt 1. Unterabschnitt 1 Allgemeines 
  
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der 

Gemeindeverbände und der anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt 

ist. 

(2) Die Verordnung findet keine Anwendung auf 

1. die Professorinnen und Professoren, die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, die 

Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten, die wissenschaftlichen und künstlerischen 

Assistentinnen und Assistenten, die Oberassistentinnen und Oberassistenten, die Oberingeni-

eurinnen und Oberingenieure und die in § 134 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 

(GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fassung genannten Beamtinnen und Beamten und 

2. die kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten sowie die Beamtinnen und Beamten 

auf Zeit, deren Zugangsvoraussetzungen gesetzlich geregelt sind. 

(3) Für die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes sowie für die Polizei-

vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten gelten besondere Rechtsverordnungen. 

  

§ 2 Grundsatz 
Laufbahnrechtliche Entscheidungen sind, soweit sie Ernennungen und Aufstieg betreffen, nach 

Maßgabe des § 9 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils 

geltenden Fassung sowie unter Berücksichtigung des § 10 des Landesgleichstellungsgesetzes 

vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 590) in der jeweils geltenden Fassung zu treffen. Grund-

lagen für diese Einschätzung können neben aktuellen dienstlichen Beurteilungen ergänzend 

auch Personalgespräche, strukturierte Interviews, Assessment-Center oder andere wissen-

schaftlich fundierte Auswahlmethoden sein. Ergänzende Auswahlmethoden kommen insbe-

sondere dann in Betracht, wenn gemessen an den künftigen Aufgaben eine abschließende 

Entscheidung über Eignung, Leistung und Befähigung auf der Grundlage einer dienstlichen 

Beurteilung nicht möglich ist. 

  

§ 3 Zuständigkeiten für Entscheidungen 
Entscheidungen nach dieser Verordnung trifft die nach § 2 Absatz 2 des Landesbeamtengeset-

zes, bei Beamtinnen und Beamten des Landes in Verbindung mit Absatz 3 und 4 des Landesbe-

amtengesetzes, zuständige dienstvorgesetzte Stelle, soweit in den nachfolgenden Vorschriften 

oder in anderen Rechtsvorschriften nichts Abweichendes geregelt ist. Sofern in den nachfol-

genden Vorschriften die Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde vorgesehen ist, bleibt es 

für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände und der der Auf-

                                                                                       
141 Vom 21.6.2016 (GV. NRW. S. 461) 
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sicht des Landes unterstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts auch hier bei der Zuständigkeit der dienstvorgesetzten Stelle142. 

  

§ 4 Laufbahnrechtlicher Befähigungserwerb 
(1) Laufbahnbewerberinnen und -bewerber erwerben die Befähigung für ihre Laufbahn 

1. durch Erwerb der Zugangsvoraussetzungen für eine Laufbahn mit Vorbereitungsdienst ge-

mäß § 6 des Landesbeamtengesetzes, 

2. nach den Vorschriften über Beamtinnen und Beamte besonderer Fachrichtungen, 

3. nach den Vorschriften über den Aufstieg, 

4. nach einem Laufbahnwechsel nach § 11, 

5. nach § 5 Absatz 8 Satz 5 Halbsatz 2, § 15 Absatz 3 oder 

6. nach Maßgabe des § 11 des Landesbeamtengesetzes. 

(2) Andere Bewerberinnen und Bewerber müssen die Befähigung für die Laufbahn, in der sie 

verwendet werden sollen, durch Lebens- und Berufserfahrung innerhalb oder außerhalb des 

öffentlichen Dienstes erworben haben. Diese wird durch den Landespersonalausschuss, für die 

in § 37 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes bezeichneten Beamtinnen und Beamten durch 

die Landesregierung festgestellt. 

  

§ 5 Probezeit143 
(1) Probezeit ist die Zeit im Beamtenverhältnis auf Probe, während der sich Laufbahnbewerbe-

rinnen und -bewerber nach Erwerb, andere Bewerberinnen und Bewerber nach Feststellung 

der Befähigung für ihre Laufbahn bewähren sollen. In den Fällen, in denen der Befähigungser-

werb im Beamtenverhältnis auf Probe erfolgt, zählt diese Zeit auch zur Probezeit. Die regelmä-

ßige Probezeit beträgt drei Jahre. Für die Feststellung der Bewährung gilt ein strenger Maß-

stab. Die Beamtin oder der Beamte wird während der Probezeit auf mehr als einem Dienstpos-

ten eingesetzt, sofern dies dienstlich vertretbar ist. Als Grundlage für die Entscheidung über 

die Bewährung während der Probezeit ist eine Beurteilung über Eignung, Befähigung und 

fachliche Leistung der Beamtin oder des Beamten spätestens nach zwölf Monaten, bei Probe-

zeiten von mehr als zwölf Monaten ist eine weitere Beurteilung zum Ablauf der Probezeit zu 

erstellen. In der Beurteilung zum Ablauf der Probezeit wird festgestellt, ob die Beamtin oder 

der Beamte sich in vollem Umfang bewährt hat. Wenn sich die Beamtin oder der Beamte 

wegen besonderer Leistungen ausgezeichnet hat, ist dies festzustellen. 

(2) Die Mindestprobezeit  

in der Laufbahngruppe 1 beträgt sechs Monate,  

in der Laufbahngruppe 2 ein Jahr.  

(3) Dienstzeiten im öffentlichen Dienst und Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit im öffentli-

chen Dienst, die nicht bereits auf den Vorbereitungsdienst angerechnet worden sind, sollen 

auf die Probezeit angerechnet werden, wenn die Tätigkeit nach Art und Bedeutung mindestens 

der des zu übertragenden Amtes entsprochen hat. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit im 

öffentlichen Dienst, die über die nach § 16 Absatz 4 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 des Lan-

desbeamtengesetzes für die Ordnung von Laufbahnen besonderer Fachrichtung nachzuwei-

                                                                                       
142 Kommunen: Bürgermeister bzw. Landrat 
143 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 1 LPVG NRW 
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senden hinausgehen, dürfen ebenfalls auf die Probezeit angerechnet werden. Satz 1 gilt auch 

im Fall der Einstellung von Beamtinnen oder Beamten als andere Bewerberinnen oder anderer 

Bewerber. Die Vorschriften über Mindestprobezeiten bleiben unberührt. 

(4) Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit in einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 

Einrichtung, im Rahmen der Entwicklungshilfe, im Dienst der Fraktionen des Europäischen 

Parlaments, des Deutschen Bundestages oder der Landtage und der kommunalen Spitzenver-

bände sowie als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter im Dienst 

von wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen, an denen die öffentliche Hand durch Zahlung 

von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise wesentlich beteiligt ist, können auf die 

Probezeit angerechnet werden, wenn die Tätigkeit nach Art und Bedeutung mindestens des zu 

übertragenden Amtes entsprochen hat. Die Vorschriften über Mindestprobezeiten bleiben 

unberührt. 

(5) Auf die Probezeit anrechenbare Zeiten hauptberuflicher Tätigkeiten, Dienstzeiten im öf-

fentlichen Dienst und Zeiten beruflicher Tätigkeiten als Lehrerin oder Lehrer an Ersatzschulen 

oder Auslandsschulen setzen eine Beschäftigung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen 

Arbeitszeit voraus. War während der anrechenbaren Zeiten nach Satz 1 Teilzeitbeschäftigung 

mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt, ist die Teilzeitbeschäftigung 

entsprechend ihrem Verhältnis zur hälftigen Beschäftigung zu berücksichtigen. 

(6) Abgesehen von den Fällen des Absatzes 4 gelten Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge 

und Krankheitszeiten von mehr als drei Monaten nicht als Probezeit. Ist bei Gewährung des 

Urlaubs von der obersten Dienstbehörde, bei Landesbeamtinnen und Landesbeamten außer-

dem mit Zustimmung des für Inneres zuständigen Ministeriums und des Finanzministeriums, 

festgestellt worden, dass der Urlaub überwiegend dienstlichen Interessen oder öffentlichen 

Belangen dient, so kann die Zeit des Urlaubs auf die Probezeit angerechnet werden. Die Vor-

schriften über Mindestprobezeiten bleiben unberührt. 

(7) Bei der Berechnung der Probezeit zählen die Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung mit mindes-

tens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit in vollem Umfang. Ist der Beamtin oder dem 

Beamten während der Probezeit Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte der regelmä-

ßigen Arbeitszeit bewilligt worden, ist die Teilzeitbeschäftigung entsprechend ihrem Verhältnis 

zur hälftigen Beschäftigung zu berücksichtigen. Die Probezeit ist jedoch nur dann entsprechend 

zu verlängern, wenn die Auswirkung mehr als drei Monate beträgt. 

(8) Kann die Bewährung bis zum Ablauf der Probezeit noch nicht festgestellt werden, so kann 

die Probezeit verlängert werden. Sie darf jedoch fünf Jahre nicht überschreiten. Vor Ablauf der 

Probezeit ist eine abschließende Beurteilung über die Bewährung oder Nichtbewährung anzu-

fertigen. Beamtinnen und Beamte, die sich nicht bewähren, sind zu entlassen. Sie können mit 

ihrer Zustimmung in das nächstniedrigere Einstiegsamt oder die Laufbahngruppe 1 derselben 

Fachrichtung übernommen werden, wenn sie hierfür geeignet sind und ein dienstliches Inte-

resse vorliegt. 

 
§ 6 Nachteilsausgleich 
(1) Hat sich die Einstellung wegen der tatsächlichen Betreuung mindestens eines in häuslicher 

Gemeinschaft lebenden minderjährigen Kindes verzögert und ist die Bewerbung, die zur Ein-

stellung geführt hat, innerhalb von sechs Monaten, im Falle fester Einstellungstermine zum 

nächsten Einstellungstermin, nach Beendigung der Kinderbetreuung oder nach Beendigung der 
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im Anschluss an die Kinderbetreuung begonnenen vorgeschriebenen Ausbildung erfolgt, so ist 

zum Ausgleich der Verzögerung eine Beförderung bereits während der Probezeit frühestens 

nach zwei Jahren sowie vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Probezeit zulässig, sofern 

die dienstlichen Leistungen eine Beförderung rechtfertigen. Entsprechendes gilt für Beamtin-

nen und Beamte, die wegen Kinderbetreuung ohne Anwärter- oder Dienstbezüge beurlaubt 

waren. Zugrunde gelegt wird jeweils der Zeitraum der tatsächlichen Verzögerung durch die 

Betreuung eines Kindes oder mehrerer Kinder. Insgesamt können höchstens zwei Jahre be-

rücksichtigt werden Satz 1 und 2 gelten nicht während eines Vorbereitungsdienstes, wenn 

dieser im Beamtenverhältnis auf Probe durchgeführt wird. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei der tatsächlichen Pflege eines nach § 7 Absatz 3 des Pflege-

zeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils geltenden Fassung pflegebe-

dürftigen nahen Angehörigen, dessen Pflegebedürftigkeit nach § 3 Absatz 2 des vorgenannten 

Gesetzes nachgewiesen ist. 

 

§ 7 Beförderung, Erprobungszeit144 
(1) Ämter, die regelmäßig zu durchlaufen sind, dürfen nicht übersprungen werden. Regelmäßig 

zu durchlaufen sind die Ämter einer Laufbahn, die im Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 

2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fassung unterschiedlichen Besoldungsgrup-

pen der Besoldungsordnung A zugeordnet sind. Abweichungen bestimmt 

1. bei Beamtinnen und Beamten des Landes die für die Ordnung der Laufbahn zuständige 

oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium und 

dem Finanzministerium und 

2. bei Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, Gemeindeverbände und der sonstigen der 

Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-

chen Rechts die oberste Aufsichtsbehörde, bei Lehrerinnen und Lehrern außerdem im Einver-

nehmen mit der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

Ob ein Amt der Besoldungsordnung B regelmäßig zu durchlaufen ist, bestimmen die in Satz 3 

Halbsatz 2 genannten Behörden. 

(2) Eine Beförderung ist nicht zulässig 

1. während der Probezeit, 

2. vor Ablauf eines Jahres seit Beendigung der Probezeit sowie 

3. vor Ablauf eines Jahres seit der letzten Beförderung, es sei denn, dass das Amt, aus dem 

befördert wird, nicht regelmäßig zu durchlaufen ist. 

Innerhalb von zwei Jahren vor Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze ist 

nur eine Beförderung zulässig. 

(3) Abweichend von Absatz 2 Nummern 1 und 2 ist eine Beförderung in den Fällen des Nach-

teilsausgleiches gemäß § 6 zulässig. Abweichend von Absatz 2 Nummer 2 ist eine Beförderung 

nach Beendigung der Probezeit zulässig, wenn sich die Beamtin oder der Beamte wegen be-

sonderer Leistungen ausgezeichnet hat und dies in einer Beurteilung während der Probezeit 

nach § 5 Absatz 1 Satz 7 festgestellt wurde. 

(4) Die Beamtin oder der Beamte darf erst befördert werden, wenn die Eignung für einen 

höher bewerteten Dienstposten in einer Erprobungszeit festgestellt wurde. Dies gilt nicht für 
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die Beförderung in Ämter, deren Inhaberinnen oder Inhaber richterliche Unabhängigkeit besit-

zen, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte oder Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 37 

Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes sind. Dies gilt auch nicht für Fälle des Aufstiegs oder für 

Fälle der §§ 18 und 25 bis 27. Die Erprobungszeit dauert in 

1. der Laufbahngruppe 1 drei Monate, 

2. der Laufbahngruppe 2 ab dem ersten Einstiegsamt jeweils sechs Monate und 

3. der Laufbahngruppe 2 ab einem Amt der Besoldungsgruppe A 14 jeweils neun Monate. 

Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, Freistellungszeiten innerhalb einer Teilzeitbeschäfti-

gung und Krankheitszeiten von mehr als drei Monaten, bei Erprobungen in der Laufbahngrup-

pe 1 von mehr als einen Monat, gelten nicht als Erprobungszeit. Für die Berechnung der Erpro-

bungszeit bei einer Teilzeitbeschäftigung gilt § 5 Absatz 7 entsprechend. Wenn die Eignung 

nicht festgestellt werden kann, ist die probeweise Übertragung des Dienstpostens rückgängig 

zu machen. 

 

§ 8 Beurteilung von Landesbeamtinnen und Landesbeamten 
(1) Die nach § 92 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in regelmäßigen Zeitabständen 

zu erstellenden Beurteilungen (Regelbeurteilungen) von Landesbeamtinnen und Landesbeam-

ten werden zu festen Stichtagen abgegeben, die von den obersten Dienstbehörden festgelegt 

werden. Der Zeitabstand beträgt grundsätzlich drei Jahre. 

(2) Bei Beurteilungen nach Absatz 1 sind Vergleichsgruppen zu bilden. Die Zugehörigkeit zu 

einer Vergleichsgruppe bestimmt sich in erster Linie nach der Besoldungsgruppe oder nach der 

Funktionsebene. 

(3) Der Anteil der Landesbeamtinnen und Landesbeamten einer Vergleichsgruppe soll bei der 

besten Note 10 Prozent und bei der zweitbesten Note 20 Prozent nicht überschreiten. Ist die 

Anwendung dieser Richtwerte wegen einer zu geringen Zahl der einer Vergleichsgruppe zuzu-

ordnenden Beamtinnen und Beamten nicht möglich, sind die Beurteilungen in Anlehnung an 

diese Richtwerte entsprechend zu differenzieren. 

 

§ 9 Nachzeichnung dienstlicher Beurteilungen 
(1) Liegt keine aktuelle dienstliche Beurteilung vor, ist ausgehend von der letzten dienstlichen 

Beurteilung einer Beamtin oder eines Beamten unter Berücksichtigung des seinerzeit angeleg-

ten Maßstabs und der durchschnittlichen Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beam-

ter diese in den nachfolgenden Fällen fiktiv fortzuschreiben (Nachzeichnung): 

1. bei Beurlaubungen zur Ausübung einer gleichwertigen hauptberuflichen Tätigkeit bei Frakti-

onen des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundestages oder der Landtage, 

2. bei Beurlaubungen nach § 34 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW in der jeweils 

geltenden Fassung zur Ausübung einer gleichwertigen hauptberuflichen Tätigkeit insbesondere 

bei einer Behörde, öffentlichen Einrichtung oder bei einer europäischen oder internationalen 

Institution, wenn spätestens zu Beginn des Urlaubs schriftlich zugestanden worden ist, dass 

diese Tätigkeit öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, 

3. bei Elternzeit und Beurlaubung aus familiären Gründen und 

4. bei Freistellung von der dienstlichen Tätigkeit wegen einer Mitgliedschaft im Personalrat 

oder als Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen. 
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(2) Bei teilweise freigestellten oder teilweise beurlaubten oder in Elternzeit teilzeitbeschäftig-

ten Beamtinnen und Beamten nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 ist die letzte dienstliche Beurtei-

lung gemäß Absatz 1 nur dann fortzuschreiben, wenn die dienstliche Tätigkeit im Durchschnitt 

des gesamten Beurteilungszeitraumes weniger als 20 Prozent der regelmäßigen Arbeitszeit 

beträgt. Bei der Fortschreibung ist die tatsächlich geleistete Tätigkeit zu berücksichtigen. 

(3) Die fiktive Fortschreibung ist in der Regel auf zwei Beurteilungszeiträume nach § 92 Absatz 

1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes zu beschränken und erfolgt unter Betrachtung des letz-

ten Beurteilungszeitraumes. Bei der fiktiven Fortschreibung können außerdienstliche Arbeits-

leistungen, insbesondere, wenn diese beurteilt wurden, herangezogen werden. 

(4) Sofern die Übertragung eines höherwertigen Amtes in der nächsthöheren oder innerhalb 

derselben Laufbahngruppe von einer Erprobung oder Probezeit abhängig ist, soll den beur-

laubten oder freigestellten Beamtinnen und Beamten, sofern die erfolgreiche Erprobung oder 

eine erfolgreiche Probezeit nicht nachgezeichnet werden kann, die Möglichkeit einer Erpro-

bung oder Ableistung der Probezeit eröffnet werden. Auf die Erprobung oder Ableistung der 

Probezeit kann im Einzelfall verzichtet werden, wenn die Anforderungen der in der Beurlau-

bung oder Freistellung ausgeübten Tätigkeit mit denen des Beförderungsamtes vergleichbar 

sind und die Zeitdauer der Ausübung mit der Erprobungszeit oder Probezeit übereinstimmt. 

Der Dienstherr hat in diesem Fall, in der Regel auf der Grundlage eines qualifizierten Zeugnis-

ses, festzustellen, dass diese Voraussetzungen erfüllt sind und die Beamtin oder der Beamte 

sich auch unter Zugrundelegung der während der Beurlaubung oder Freistellung ausgeübten 

Tätigkeiten mit Blick auf das zu übertragende Beförderungsamt bewährt hat. Darüber hinaus 

ist die Prognose hinsichtlich der Eignung der Beamtin oder des Beamten für das Beförderungs-

amt auf sämtliche Erkenntnisse zu stützen, die auch für dienstliche Beurteilungen verwertet 

werden, insbesondere sind auch die dienstlichen Anforderungen und Leistungen bis zum Be-

ginn der Beurlaubung oder Freistellung einzubeziehen. 

 

§ 10 Dienstzeit 
(1) Während der Dienstzeit soll die Beamtin oder der Beamte ergänzend zu ihrer oder seiner 

durch Vor- und Ausbildung erworbenen Qualifikation zusätzliche für die zu übertragenden 

Ämter notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten durch praktische Aufgabenwahrnehmung 

erwerben. Dieser Erwerb zusätzlicher Kenntnisse und Fähigkeiten ist Voraussetzung für eine 

beabsichtigte Beförderung oder einen beabsichtigten Aufstieg. 

(2) Dienstzeiten, die nach dieser Verordnung Voraussetzung für eine Beförderung oder für den 

Aufstieg sind, rechnen von dem Zeitpunkt der Beendigung der Probezeit in der Laufbahngrup-

pe. Im Falle der beruflichen Entwicklung nach den §§ 25 bis 27 rechnen die Dienstzeiten ab 

dem Zeitpunkt, in dem die allgemeinen Beförderungsvoraussetzungen des § 24 Absatz 2 

Nummer 2 erfüllt sind, frühestens jedoch mit Verleihung des zweiten Einstiegsamtes in der 

Laufbahngruppe 2, bei erfolgtem Aufstieg ab der Verleihung eines Amtes der neuen Laufbahn-

gruppe. In den Fällen des Nachteilsausgleiches rechnen sie ab dem Zeitpunkt der frühestmögli-

chen Beförderung. 

(3) Bei der Berechnung der Dienstzeit zählen die Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung mit mindes-

tens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit im vollen Umfang. Dies gilt auch für Zeiten einer 

unterhälftigen Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen. 

(4) Anzurechnen sind Zeiten vor der Einstellung, 
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1. die in den Fällen des § 34 Absatz 2 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW geleistet 

wurden und zu einer Verzögerung bei der Einstellung geführt haben bis zu einem Jahr, 

2. in denen eine hauptberufliche Tätigkeit als Lehrerin oder Lehrer an Schulen, die nach be-

sonderer Rechtsvorschrift öffentliche Schulen sind oder als solche gelten, ausgeübt wurde, 

wenn die Tätigkeit nach Art und Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem Amt der Lauf-

bahn entsprochen hat und die Zeit nicht bereits auf die Probezeit angerechnet worden ist und 

3. in denen eine berufliche Tätigkeit als Planstelleninhaberin oder Planstelleninhaber an Er-

satzschulen geleistet wurde. 

(5) Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge nach der Einstellung gelten nicht als Dienstzeiten. 

Von diesem Grundsatz abweichend sind anzurechnen 

1. bis zur Dauer von insgesamt zwei Jahren die Zeit eines Urlaubs ohne Dienstbezüge, wenn 

dieser überwiegend dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient und das Vorlie-

gen dieser Voraussetzung bei Gewährung des Urlaubs von der obersten Dienstbehörde, bei 

Landesbeamtinnen und Landesbeamten außerdem mit Zustimmung des für Inneres zuständi-

gen Ministeriums und des Finanzministeriums festgestellt worden ist, 

2. bis zur Dauer von insgesamt fünf Jahren die Zeit eines Urlaubs ohne Dienstbezüge, wenn 

dieser zur Ausübung einer Tätigkeit bei Fraktionen des Europäischen Parlaments, des Deut-

schen Bundestages oder der Landtage als wissenschaftliche Assistentin oder wissenschaftlicher 

Assistent oder Geschäftsführerin oder Geschäftsführer erteilt wurde, 

3. die Zeit eines Urlaubs ohne Dienstbezüge, wenn dieser zur Ausübung einer Tätigkeit in öf-

fentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisationen, im Auslandsschuldienst 

oder im Ersatzschuldienst oder zur Übernahme von Aufgaben der Entwicklungshilfe erteilt 

wurde und 

4. bis zur Dauer von insgesamt drei Jahren Urlaubszeiten ohne Dienstbezüge infolge der tat-

sächlichen Betreuung eines minderjährigen Kindes oder mehrerer minderjähriger Kinder oder 

der Pflege eines nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes pflegebedürftigen nahen Angehöri-

gen, dessen Pflegebedürftigkeit nach § 3 Absatz 2 des vorgenannten Gesetzes nachgewiesen 

ist. Der Ausgleich von Verzögerungen nach den Sätzen 1 und 2 und § 6 Absatz 1 und 2 darf 

zusammen einen Zeitraum von drei Jahren nicht überschreiten. Zeiten, die bereits zu einer 

Anrechnung bei der Probezeit geführt haben, bleiben unberücksichtigt. 

(6) Besondere gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 

 

§ 11 Laufbahnwechsel145 
(1) Ein Laufbahnwechsel in ein statusgleiches Amt einer anderen Laufbahn ist nur zulässig, 

wenn die Beamtin oder der Beamte die Befähigung für die neue Laufbahn besitzt. §§ 26 und 29 

des Beamtenstatusgesetzes und § 25 des Landesbeamtengesetzes bleiben unberührt. 

(2) Besitzt die Beamtin oder der Beamte die Befähigung für die neue Laufbahn nicht, so ist ein 

Laufbahnwechsel zulässig, wenn die für die Wahrnehmung der Ämter in der Laufbahn erfor-

derlichen Fähigkeiten und Kenntnisse 

1. durch Unterweisung oder entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen oder 

                                                                                       
145 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 3 LPVG NRW 
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2. in Verbindung mit Maßnahmen nach Nummer 1 oder alleine durch die Wahrnehmung von 

Tätigkeiten, die mit den Anforderungen der neuen Laufbahn vergleichbar sind, erworben 

worden sind und 

3. die Beamtin oder der Beamte eine Erprobung erfolgreich absolviert hat. Die Dauer der Er-

probung beträgt zehn Monate. Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, Freistellungszeiten 

innerhalb einer Teilzeitbeschäftigung und Krankheitszeiten von mehr als drei Monaten gelten 

nicht als Erprobungszeit. Für die Berechnung der Erprobungszeit bei einer Teilzeitbeschäfti-

gung gilt § 5 Absatz 7 entsprechend. § 10 Absatz 3 findet Anwendung. 

Art und Umfang der Maßnahmen nach Nummer 1 und von Tätigkeiten nach Nummer 2 können 

von der für die Ordnung der Laufbahn zuständigen obersten Dienstbehörde oder der von ihr 

bestimmten Stelle im Einzelfall oder allgemein in einer Rechtsverordnung nach § 7 des Lan-

desbeamtengesetzes festgelegt werden. Für den Wechsel in eine Laufbahn besonderer Fach-

richtung findet § 4 Absatz 1 Nummer 2 Anwendung. 

(3) Über den Laufbahnwechsel entscheidet die für die Ordnung der neuen Laufbahn zuständige 

oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle, bei Laufbahnen besonderer Fach-

richtung die oberste Dienstbehörde. Der Laufbahnwechsel nach Absatz 2 ist nicht zulässig, 

wenn für die neue Laufbahn eine bestimmte Vorbildung, Ausbildung oder Prüfung durch be-

sondere Rechtsvorschrift zwingend vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart zwingend erfor-

derlich ist. 

(4) Für den Aufstieg von der Laufbahngruppe 1 in die Laufbahngruppe 2 derselben oder einer 

anderen Fachrichtung gelten die §§ 19 bis 23, für die berufliche Entwicklung innerhalb der 

Laubahngruppen 1 und 2 die §§ 18 und 25 bis 27. 

 
§ 12 Einstellung früherer Beamtinnen oder Beamter und Einstellung von Beamtin-
nen oder Beamten anderer Dienstherren 
(1) Bei der Einstellung früherer Beamtinnen und Beamter und der Einstellung von Beamtinnen 

und Beamten anderer Dienstherrn ist diese Verordnung anzuwenden. 

(2) Von der Ableistung einer Probezeit kann abgesehen werden, wenn die Beamtin oder der 

Beamte oder die frühere Beamtin oder der frühere Beamte bereits in das Beamtenverhältnis 

auf Lebenszeit oder in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen war. Auf die Probezeit kann 

eine nicht beendete frühere oder vorhergehende Probezeit angerechnet werden. Das gilt auch 

für die Mindestprobezeit. 

(3) War bereits ein Beförderungsamt verliehen, so brauchen die darunter liegenden Ämter 

nicht regelmäßig durchlaufen zu werden. Die im Beförderungsamt verbrachte Zeit darf auf die 

einjährige Sperrfrist nach § 19 Absatz 2 Nummer 3 des Landesbeamtengesetzes angerechnet 

werden. 

 
§ 13 Erleichterung für schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte behinderte Men-
schen146 
(1) Bei der Einstellung von schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten behinderten Men-

schen darf nur das für die Laufbahn erforderliche Mindestmaß körperlicher Eignung verlangt 

werden. 

                                                                                       
146 Art. 3 Abs. 3 GG, § 2 BGG NRW 
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(2) Im Prüfungsverfahren sind für schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte behinderte 

Menschen die ihrer Behinderung angemessenen Erleichterungen auf Antrag zu gewähren. 

(3) Bei der Beurteilung der Leistung schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter behinderter 

Menschen ist die Minderung der Arbeits- und Einsatzfähigkeit durch die Behinderung zu be-

rücksichtigen. 

 

§ 14 Ausnahmen 
(1) Ausnahmen können zugelassen werden von 

1. der Probezeit und der Mindestprobezeit nach § 5 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und Absatz 3, 

sofern dadurch die Probezeit oder Mindestprobezeit nicht auf einen Zeitraum von weniger als 

drei Monaten verkürzt wird. 

2. einer Ernennung zur Begründung eines Beamtenverhältnisses im Eingangsamt der Laufbahn 

gemäß § 14 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes oder dem Durchlaufen von Ämtern bei 

Beförderung gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1, 

3. der Beförderung während der Probezeit, vor Ablauf eines Jahres seit Beendigung der Probe-

zeit oder der letzten Beförderung, der weiteren Beförderung innerhalb von zwei Jahren vor 

Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze oder während der Erprobungszeit 

gemäß § 7 Absatz 2 und 4, 

4. Dienstzeiterfordernissen gemäß § 20 Absatz 1, § 21 Absatz 1, § 23 Absatz 1, § 26 Absatz 1, § 

27 Absatz 1, § 28 Absatz 1 und 2, § 34 Absatz 1, § 35 Absatz 1, § 39, § 41, § 48 Absatz 1 und 2, 

§ 49 Absatz 1 und 2, § 51 Absatz 2 und 3, § 52 Absatz 1, 

5. dem Durchlaufen der Ämter bei Übernahme in den Schulaufsichtsdienst, soweit eine Dienst-

zeit gemäß § 10, § 33 Absatz 3 von acht Jahren abgeleistet ist; bei Ämtern an der Qualitäts- 

und UnterstützungsAgentur - Landesinstitut für Schule darf an die Stelle der achtjährigen 

Dienstzeit eine vierjährige Dienstzeit in Ämtern ab dem Einstiegsamt 2 der Laufbahngruppe 

treten gemäß § 35 Absatz 1 und 2, 

6. dem Promotionserfordernis gemäß § 45 Absatz 1 Nummer 2 und 

7. dem Tätigkeitserfordernis nach § 29 Absatz 2 aus dienstlichen Gründen. 

(2) Über Ausnahmen von § 14 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes, § 7 Absatz 1 Satz 1 und 

Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und Absatz 4 sowie über Ausnahmen von der Dauer der Probezeit 

anderer Bewerberinnen und Bewerber entscheidet der Landespersonalausschuss, für die in § 

37 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes bezeichneten Beamtinnen und Beamten die Landes-

regierung. Über Ausnahmen von den übrigen in Absatz 1 genannten Vorschriften entscheiden 

für die Beamtinnen und Beamten 

1. des Landes die oberste Dienstbehörde als Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für 

Inneres zuständigen Ministerium und dem Finanzministerium, 

2. der Landschaftsverbände, des Landesverbandes Lippe und des Regionalverbandes Ruhr das 

für Inneres zuständige Ministerium als Aufsichtsbehörde, 

3. der Gemeinden und der sonstigen Gemeindeverbände die Aufsichtsbehörde, in den Fällen 

des § 28 die Bezirksregierung als Aufsichtsbehörde oder 

4. für die Beamtinnen und Beamten der der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-

ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, mit Ausnahme der Gemeinden und 

Gemeindeverbände, die Aufsichtsbehörde, bei Lehrern im Einvernehmen mit der Schulauf-

sichtsbehörde. 
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Unterabschnitt 2 Zugang zu den Laufbahnen 
 
§ 15 Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst 
(1) Der Vorbereitungsdienst dauert in Laufbahnen 

1. der Laufbahngruppe 1, erstes Einstiegsamt, in der Regel sechs Monate und der Laufbahn-

gruppe 1, zweites Einstiegsamt, in der Regel zwei Jahre, 

2. der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, in der Regel drei Jahre und der Laufbahngruppe 

2, zweites Einstiegsamt, in der Regel zwei Jahre. 

Die Möglichkeit zur Anrechnung förderlicher Zeiten nach § 7 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 des 

Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt. 

(2) In der Laufbahngruppe 2, in der nach § 6 Absatz 1 Nummer 3 b des Landesbeamtengesetzes 

im ersten Einstiegsamt der Abschluss eines Studiums an einer Hochschule gefordert wird, soll 

dieses Studium im Umfang von mindestens 18 Monaten und höchstens 24 Monaten auf den 

Vorbereitungsdienst angerechnet werden. Der Vorbereitungsdienst soll sich in diesen Fällen 

auf eine Ausbildung in fachbezogenen Schwerpunktbereichen der Laufbahn beschränken. 

(3) Beamtinnen und Beamten des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1 oder des 

ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2, die die Laufbahnprüfung nicht oder endgültig 

nicht bestehen, kann der Zugang zu einem niedrigeren Einstiegsamt derselben Fachrichtung 

zuerkannt werden, wenn die nachgewiesenen Kenntnisse ausreichen. 

(4) Die Beamtinnen und Beamten führen während des Vorbereitungsdienstes die Dienstbe-

zeichnung ,,Anwärterin" oder „Anwärter“, in einem Vorbereitungsdienst für das zweite Ein-

stiegsamt in der Laufbahngruppe 2 die Dienstbezeichnung „Referendarin" oder „Referendar“ 

mit einem die Fachrichtung oder die Laufbahn bezeichnenden Zusatz. Das für Inneres zustän-

dige Ministerium kann im Einvernehmen mit der beteiligten obersten Dienstbehörde andere 

Dienstbezeichnungen festsetzen. 

 

§ 16 Laufbahnen besonderer Fachrichtung, Anforderungen und Dauer der  
hauptberuflichen Tätigkeit 
(1) Die Laufbahnen besonderer Fachrichtung der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, 

ergeben sich aus der Anlage 1. 

(2) Die Laufbahnen besonderer Fachrichtung der Laufbahngruppe 2 ergeben sich mit Ausnah-

me der im Abschnitt 3 und in den §§ 48 und 49 genannten Laufbahnen aus der Anlage 2. Die 

Zuordnung zu den Laufbahnen des technischen Dienstes in der Laufbahngruppe 2, erstes Ein-

stiegsamt, erfolgt nach dem Schwerpunkt der Ausbildung im Einvernehmen mit dem für Inne-

res zuständigen Ministerium und dem Finanzministerium. 

(3) Die hauptberufliche Tätigkeit muss die Eignung zur selbständigen Wahrnehmung von Auf-

gaben der angestrebten Laufbahn vermitteln. Die hauptberufliche Tätigkeit muss den über-

wiegenden Teil der Arbeitskraft beanspruchen, ist entgeltlich und muss dem durch Ausbildung 

und Berufswahl geprägten Berufsbild entsprechen. 

(4) Die Zeit der hauptberuflichen Tätigkeit beträgt, soweit in der Anlage 3 gemäß § 55 und im 

Abschnitt 3 und in den §§ 48 und 49 nichts anderes bestimmt ist, in Laufbahnen 

1. der Laufbahngruppe 1 zwei Jahre. 

2. der Laufbahngruppe 2 zwei Jahre und sechs Monate. 
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(5) In der Anlage gemäß § 55 können für bestimmte Ämter innerhalb der Laufbahnen besonde-

re Anforderungen an die technische oder sonstige Fachbildung gestellt werden, die über die 

allgemeinen Anforderungen an die Vorbildung gemäß § 8 des Landesbeamtengesetzes hinaus-

gehen. Die Möglichkeit, im Rahmen von Stellenausschreibungen konkrete Anforderungsprofile 

zu erstellen, die zusätzlich zu erfüllen sind, bleibt unberührt. 

(6) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Rechtsverordnung gemäß § 7 des Landesbeamten-

gesetzes an, die den Erwerb der Befähigung nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 vorschreibt, ist die 

Einstellung solcher Bewerberinnen und Bewerber nicht mehr zulässig, die ihre Befähigung 

nach den Vorschriften über Beamtinnen und Beamte besonderer Fachrichtungen erworben 

haben. Die Rechtsverordnung kann für eine Übergangszeit von bis zu sechs Monaten hiervon 

abweichen. 

Abschnitt 2 Berufliche Entwicklung 
 
§ 17 Fortbildung und Personalentwicklung147 
(1) Die dienstliche Fortbildung ist zu fördern. Fortbildungsmaßnahmen können insbesondere 

1. die Erhaltung und Verbesserung der Befähigung für den übertragenen Dienstposten und für 

gleich bewertete Dienstposten, 

2. bei Änderung der Voraussetzungen für den Erwerb der Laufbahnbefähigung eine Anglei-

chung an die neuen Anforderungen, 

3. den Erwerb ergänzender Qualifikationen 

a) für höher bewertete Dienstposten und 

b) die Wahrnehmung von Führungsaufgaben 

zum Ziel haben. Alle Maßnahmen sollen sich auf die Erhaltung und Fortentwicklung der Fach-, 

Methoden- und Sozialkompetenzen insbesondere der Genderkompetenz und der interkulturel-

len Kompetenz erstrecken. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 sind nach den Erfordernissen der Personal-

planung, insbesondere der Frauenförderung und des Personaleinsatzes, vorzusehen. Den 

Belangen schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen ist besonders Rechnung zu 

tragen. 

(3) Die Vorgesetzten sollen die dienstliche Fortbildung der Beamtinnen und Beamten unter-

stützen und deren Entwicklung in der Aufgabenwahrnehmung fördern. Dabei ist neben dem 

persönlichen Qualifikationsprofil auch den Anforderungen an eine chancengleiche berufliche 

Entwicklung von Beamtinnen und Beamten Rechnung zu tragen. 

(4) Personalentwicklungskonzepte bilden eine wesentliche Grundlage für eine Personalent-

wicklung. Bei der Erstellung ist den Zielen der Frauenförderung, wie sie insbesondere in den 

Gleichstellungsplänen festgelegt sind, Rechnung zu tragen. Personalentwicklung zielt als sys-

tematischer Prozess darauf ab, die Kenntnisse und Fähigkeiten sowie das Leistungs- und Lern-

potential der Beamtinnen und Beamten in Einklang zu bringen mit den Anforderungen und 

Bedarfen der Verwaltung. Vorgesetzte fördern die Beamtinnen und Beamten beim Erwerb, der 

Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung ihrer dienstlichen Handlungsfähigkeit im Hinblick 

auf die Anforderungen der Verwaltung. 

                                                                                       
147 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 16 LPVG NRW; Arbeitnehmer: § 5 TVöD, vgl. auch § 11 LGG 
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(5) Bei der Gestaltung der dienstlichen Fortbildungsmaßnahmen und in den Personalentwick-

lungskonzepten ist die besondere Situation der Beamtinnen und Beamten mit Familienpflich-

ten, mit Teilzeitbeschäftigung und Telearbeitsplätzen zu berücksichtigen. Nach längerer Abwe-

senheit soll die Wiederaufnahme und Wahrnehmung der Dienstgeschäfte durch entsprechen-

de Fortbildungsmaßnahmen unterstützt werden. 

(6) In den Personalentwicklungskonzepten ist den Grundsätzen der interkulturellen Öffnung 

der Verwaltung Rechnung zu tragen. 

Unterabschnitt 1 Berufliche Entwicklung innerhalb der  
Laufbahngruppe 1 
 

§ 18 Beförderungsvoraussetzungen148 
(1) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes derselben 

Fachrichtung oder ein Amt der Besoldungsgruppe A 7 für den Fall, dass die Beamtin oder der 

Beamte bereits ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 innehat darf Beamtinnen und Beamten im 

Beamtenverhältnis auf Lebenszeit des ersten Einstiegsamtes, auch ohne dass die darunter 

liegenden Ämter zu durchlaufen sind, verliehen werden, wenn sie 

1. nach ihrer Eignung, Leistung und Befähigung hierfür in besonderer Weise in Betracht kom-

men, 

2. in einem Auswahlverfahren zu einer Qualifizierung nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 

nach § 7 des Landesbeamtengesetzes zugelassen worden sind und 

3. diese Qualifizierung erfolgreich abgeleistet haben. 

(2) Der Zeitraum der Qualifizierung beträgt mindestens ein Jahr. Nach erfolgreicher Qualifizie-

rung ist eine Prüfung abzulegen, die der Laufbahnprüfung zu entsprechen hat. 

(3) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes derselben 

Fachrichtung oder ein Amt der Besoldungsgruppe A 7 für den Fall, dass die Beamtin oder der 

Beamte bereits ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 innehat, darf Beamtinnen und Beamten im 

Beamtenverhältnis auf Lebenszeit des ersten Einstiegsamtes, die nach ihrer Eignung, Leistung 

und Befähigung hierfür in besonderer Weise in Betracht kommen, auch ohne dass die darunter 

liegenden Ämter zu durchlaufen sind, abweichend von den Absätzen 1 und 2 verliehen wer-

den, wenn sie 

1. in einem Auswahlverfahren zu einer Qualifizierung nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 

nach § 7 des Landesbeamtengesetzes zugelassen worden sind und 

2. die Qualifizierung erfolgreich abgeleistet und nach Teilnahme an einem Lehrgang die Prü-

fung bestanden haben. Sofern Regelungen in einer Rechtsverordnung nach § 7 des Landesbe-

amtengesetzes nicht erlassen worden sind sowie für Laufbahnen besonderer Fachrichtung 

entscheidet die oberste Dienstbehörde über die Anforderungen an die Qualifizierungsinhalte 

und die inhaltliche Ausgestaltung der Prüfung. 

(4) Der Zeitraum der Qualifizierung nach Absatz 3 Nummer 2 beträgt mindestens fünf Monate. 

Sie umfasst eine exemplarische praktische Einweisung in Aufgaben des angestrebten Amtes 

und einen mindestens einen Monat dauernden Lehrgang. Beamtinnen und Beamte, deren 

Leistungen während der Qualifizierung mindestens mit einer ausreichenden Note beurteilt 
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werden, nehmen an einem mindestens zwei Monate dauernden Lehrgang mit abschließender 

Prüfung teil. 

(5) Die für die Ordnung der Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde erlässt die Rechtsver-

ordnung nach § 7 des Landesbeamtengesetzes. In der Rechtsverordnung kann bestimmt wer-

den, dass statt der Qualifizierung und Teilnahme an einem Lehrgang nach den Absätzen 1 bis 4 

auch andere Formen einer prüfungsgebundenen Qualifizierung als gleichwertig anerkannt 

werden können. Sofern Regelungen nach Satz 2 nicht getroffen wurden sowie für Laufbahnen 

besonderer Fachrichtung kann eine im Umfang und von den Prüfungsanforderungen ver-

gleichbare Qualifizierung durchgeführt werden. 

(6) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie von den 

Möglichkeiten der Absätze 1 oder 3 Gebrauch macht und führt auf der Grundlage aktueller 

dienstlicher Beurteilungen Auswahlverfahren zur Auswahl der am besten geeigneten Beamtin-

nen oder Beamten durch. Die Eignung und Befähigung bemessen sich nach dem Anforde-

rungsprofil, das mit der Wahrnehmung der Aufgaben des neuen Amtes verbunden ist. 

Unterabschnitt 2 Aufstieg von der Laufbahngruppe 1 in die  
Laufbahngruppe 2 
 

§ 19 Grundsätzliche Regelungen 
(1) Der Aufstieg in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 ist innerhalb derselben Fach-

richtung auch ohne Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen zu den Laufbahnen nach § 6 des 

Landesbeamtengesetzes möglich, wenn die Beamtinnen und Beamten nach Eignung, Leistung 

und Befähigung hierfür in besonderer Weise in Betracht kommen und die Voraussetzungen der 

§§ 20 bis 22 erfüllen. 

(2) Ein Aufstieg ist ausgeschlossen, wenn für Laufbahnen eine bestimmte Vorbildung, Ausbil-

dung oder Prüfung durch besondere fachgesetzliche Rechtsvorschrift zwingend vorgeschrieben 

oder ihrer Eigenart nach zwingend erforderlich ist. 

 
§ 20 Ausbildungsaufstieg149 
(1) Der Aufstieg setzt voraus, dass die Beamtin oder der Beamte 

1. mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 aus der Ämtergruppe des zweiten Einstieg-

samtes innehat, 

2. sich in einer Dienstzeit von mindestens drei Jahren bewährt hat und 

3. in einem Auswahlverfahren zu der Aufstiegsqualifizierung zugelassen worden ist und 

4. die für den Zugang zu der Laufbahn erforderlichen Bildungsvoraussetzungen nach § 6 Absatz 

2 des Landesbeamtengesetzes erworben hat. 

Die Dienstzeit nach Absatz 1 Nummer 2 kann jeweils um ein Jahr gekürzt werden wenn die 

Beamtin oder der Beamte 

1. eine zu einem Hochschulstudium berechtigende Schulbildung besitzt oder 

2. die Prüfung für die bisherige berufliche Verwendung mindestens ,,gut“ bestanden hat. 

§ 19 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes findet keine Anwendung. 
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(2) Die Dauer des Ausbildungsaufstiegs beträgt 

1. für Bereiche des nichttechnischen Dienstes drei Jahre, 

2. für Bereiche des technischen Dienstes 

a) ein Jahr, falls die Beamtin oder der Beamte ein erforderliches Abschlusszeugnis gemäß § 15 

Absatz 2 besitzt oder 

b) mindestens zwei Jahre in allen übrigen Fällen. 

 

(3) Der Ausbildungsaufstieg umfasst für Bereiche 

1. des nichttechnischen Dienstes fachpraktische Studienzeiten sowie fachwissenschaftliche 

Studienzeiten an Fachhochschulen im Sinne des § 1 des Fachhochschulgesetzes öffentlicher 

Dienst vom 29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. des technischen Dienstes unter der Voraussetzung des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe a 

eine fachpraktische Ergänzung in fachbezogenen Schwerpunktbereichen oder 

3. des technischen Dienstes in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe b einen durch 

Rechtsverordnung gemäß § 7 des Landesbeamtengesetzes zu bestimmenden Ausbildungsgang. 

 

(4) Die für die Ordnung der Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde erlässt die Rechtsver-

ordnung nach § 7 des Landesbeamtengesetzes. In der Rechtsverordnung kann bestimmt wer-

den, dass statt der Teilnahme an einem Aufstiegslehrgang auch andere Formen einer prü-

fungsgebundenen Qualifizierung als gleichwertig anerkannt werden können. Sofern Regelun-

gen nach Satz 2 nicht getroffen wurden sowie für Laufbahnen besonderer Fachrichtung kann 

eine im Umfang und von den Prüfungsanforderungen vergleichbare Qualifizierung durchge-

führt werden. 

(5) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die Mög-

lichkeit eines Ausbildungsaufstiegs anbietet und führt auf der Grundlage aktueller dienstlicher 

Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der am besten geeigneten Beamtinnen oder 

Beamten durch. Die Eignung und Befähigung bemessen sich nach dem Anforderungsprofil, das 

mit der Wahrnehmung der zu übertragenden Aufgaben verbunden ist. 

 
§ 21 Qualifizierungsaufstieg150 
(1) Abweichend von § 20 dürfen Beamtinnen und Beamte innerhalb ihrer Fachrichtung aufstei-

gen, wenn 

1. ihnen seit mindestens zwei Jahren mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 9 verliehen 

ist, oder ihnen ein Amt der Besoldungsgruppe A 8 verliehen ist und sie seit mindestens zwei 

Jahren die Aufgaben eines Amtes der Besoldungsgruppe A 9 wahrnehmen, 

2. sie in einem Auswahlverfahren zu der Aufstiegsqualifizierung zugelassen worden sind und 

3. sie nach Maßgabe einer Rechtsverordnung gemäß § 7 des Landesbeamtengesetzes diese 

Qualifizierung erfolgreich abgeleistet und nach Teilnahme an einem Aufstiegslehrgang die 

Aufstiegsprüfung bestanden haben. 

Sofern Regelungen in einer Rechtsverordnung nach § 7 des Landesbeamtengesetzes nicht 

erlassen worden sind sowie für Laufbahnen besonderer Fachrichtung entscheidet die oberste 

Dienstbehörde über die Anforderungen an die Qualifizierungsinhalte und die Aufstiegsprüfung. 
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(2) Der Zeitraum einer Qualifizierung nach Absatz 1 beträgt mindestens zehn Monate. Er um-

fasst eine exemplarische praktische Einweisung in Aufgaben der angestrebten Laufbahngruppe 

und einen mindestens drei Monate dauernden Lehrgang. Beamtinnen und Beamte, deren 

Leistungen während dieser Qualifizierung mindestens mit einer ausreichenden Note beurteilt 

werden, nehmen an einem mindestens drei Monate dauernden Aufstiegslehrgang mit ab-

schließender Prüfung teil. 

 

(3) Die für die Ordnung der Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde erlässt die Rechtsver-

ordnung nach § 7 des Landesbeamtengesetzes. In der Rechtsverordnung kann bestimmt wer-

den, dass statt der Qualifizierung und Teilnahme an einem Aufstiegslehrgang auch andere 

Formen einer prüfungsgebundenen Qualifizierung als gleichwertig anerkannt werden können. 

Sofern Regelungen nach Satz 2 nicht getroffen wurden sowie für Laufbahnen besonderer 

Fachrichtung kann eine im Umfang und von den Prüfungsanforderungen vergleichbare Qualifi-

zierung durchgeführt werden. 

 

(4) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die Mög-

lichkeit eines qualifizierungsgebundenen Aufstiegs anbietet und führt auf der Grundlage aktu-

eller dienstlicher Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der am besten geeigneten 

Beamtinnen oder Beamten durch. Die Eignung und Befähigung bemessen sich nach dem An-

forderungsprofil, das mit der Wahrnehmung der zu übertragenden Aufgaben verbunden ist. 

 

§ 22 Aufstieg in bestimmte Aufgabenbereiche151 
(1) Beamtinnen und Beamte können eine auf einen bestimmten Aufgabenbereich beschränkte 

Laufbahnbefähigung für dieselbe Fachrichtung der Laufbahngruppe 2 erwerben, wenn 

1. sie sich in einem Amt der Besoldungsgruppe A 9 bewährt haben, 

2. sie eine über die Voraussetzungen des § 6 Absatz 1 Nummer 2 des Landesbeamtengesetzes 

für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 hinausgehende Qualifikation nachweisen 

mussten, die für die Amtsausübung erforderlich ist und 

3. wenn die zuständige oberste Dienstbehörde ein dienstliches Bedürfnis für den Einsatz der 

Beamtin oder des Beamten in dem Aufgabenbereich festgestellt hat. 

(2) Beamtinnen und Beamten mit einer beschränkten Laufbahnbefähigung darf höchstens ein 

Amt der Besoldungsgruppe A 11 übertragen werden. 

(3) Beamtinnen und Beamten mit einer beschränkten Laufbahnbefähigung, welche nachträg-

lich die Voraussetzungen nach §§ 20 und 21 erfüllen, kann auch ein über A 11 hinausgehendes 

Amt verliehen werden. 

 
§ 23 Aufstieg durch Bachelor- oder Diplomstudium mit dem Ziel der  
Spezialisierung152 
(1) Abweichend von §§ 20 und 21 ist nach Bewährung in einer Dienstzeit gemäß § 20 Absatz 1 

Nummer 2 ein Aufstieg durch Laufbahnwechsel in eine Laufbahn besonderer Fachrichtung 

zulässig, sofern 
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1. die Beamtin oder der Beamte nach ihrer oder seiner Eignung, Leistung und Befähigung 

hierfür in besonderer Weise in Betracht kommt,2. hierfür ein besonderes dienstliches Interes-

se von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle festgestellt wird, 

3. die Beamtin oder der Beamte in einem Auswahlverfahren zu diesem Laufbahnwechsel zuge-

lassen worden ist, 

4. ein Diplom einer Fachhochschule oder der in einem akkreditierten Studiengang an einer 

Fachhochschule oder Berufsakademie erworbene Bachelorgrad vorliegt, 

5. die Beamtin oder der Beamte nach dem Erwerb der erforderlichen Bildungsvoraussetzungen 

nach Nummer 3 die nach § 16 zum Erwerb der Laufbahnbefähigung erforderliche hauptberufli-

che Tätigkeit in den Aufgabenbereichen der neuen Laufbahn absolviert hat und 

6. die Beamtin oder der Beamte nach Erlangung der Befähigung für die Laufbahn besonderer 

Fachrichtung eine Erprobung erfolgreich absolviert hat. Die Dauer der Erprobung beträgt zehn 

Monate. 

 

(2) Die Beamtin oder der Beamte absolviert die hauptberufliche Tätigkeit nach Absatz 1 Num-

mer 5 und die Erprobungszeit nach Absatz 1 Nummer 6 in der bisherigen Laufbahngruppe. 

 

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die Mög-

lichkeit eines qualifizierungsgebundenen Aufstiegs nach Absatz 1 anbietet und führt auf der 

Grundlage aktueller dienstlicher Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der am 

besten geeigneten Beamtinnen oder Beamten durch. Die Eignung und Befähigung bemessen 

sich nach dem Anforderungsprofil, das mit der Wahrnehmung der Aufgaben der Ämtergruppe 

des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 verbunden ist. 

 

(4) § 25 Absatz 5 findet Anwendung. 

Unterabschnitt 3 Berufliche Entwicklung innerhalb der  
Laufbahngruppe 2 
 
§ 24 Allgemeine Beförderungsvoraussetzungen153 
(1) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes darf Be-

amtinnen oder Beamten erst nach einer Dienstzeit von acht Jahren oder drei Jahre nach Ver-

leihung eines Amtes der Besoldungsgruppe A 12 verliehen werden. 

 

(2) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 darf einer Beamtin oder einem Beamten, die oder der 

nach ihrer oder seiner Eignung, Leistung und Befähigung hierfür in Betracht kommt, nur verlie-

hen werden, wenn sie oder er 

1. im zweiten Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 eingestellt wurde oder 

2. die Voraussetzungen für eine berufliche Entwicklung nach §§ 25 bis 27 erfüllt oder 

3. sich im Beförderungsamt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämtergruppe des ersten Einstieg-

samtes der Laufbahngruppe befindet und eine Befähigung nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 be-

sitzt. Haben Beamtinnen oder Beamte die laufbahnrechtliche Befähigung für ein Amt der Be-
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soldungsgruppe A 13 der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes nach aufgehobenen Best-

immungen erworben, so gelten die Voraussetzungen nach Nummer 2 als erfüllt. 

 

§ 25 Modulare Qualifizierung154 
(1) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes oder ein 

Amt der Besoldungsgruppe A 14 für den Fall, dass die Beamtin oder der Beamte bereits ein 

Amt der Besoldungsgruppe A 13 innehat, darf einer Beamtin oder einem Beamten verliehen 

werden, wenn sie oder er 

1. nach ihrer oder seiner Eignung, Leistung und Befähigung hierfür in besonderer Weise in 

Betracht kommt, 

2. seit mindestens zwei Jahren ein Amt der Besoldungsgruppe A 12 oder ein Amt mit höherem 

Endgrundgehalt innehat, 

3. in einem Auswahlverfahren zu einer modularen Qualifizierung zugelassen worden ist, 

4. diese Qualifizierung erfolgreich absolviert hat und 

5. sich anschließend in einer mindestens zehnmonatigen Erprobung in den neuen Aufgabenbe-

reichen bewährt hat. Zeiten der Bewährung in den neuen Aufgabenbereichen, die nach Zulas-

sung, aber vor Abschluss der modularen Qualifizierung abgeleistet wurden, können auf die 

Erprobungszeit angerechnet werden. § 24 Absatz 1 findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, Freistellungszeiten innerhalb einer Teilzeitbeschäfti-

gung und Krankheitszeiten von mehr als drei Monaten gelten nicht als Erprobungszeit. Für die 

Berechnung der Erprobungszeit bei einer Teilzeitbeschäftigung gilt § 5 Absatz 7 entsprechend. 

 

(2) Die Qualifizierung muss geeignet sein, in Verbindung mit der bisherigen Ausbildung, den 

sonstigen Qualifizierungen und den bisherigen beruflichen Tätigkeiten zu einer erfolgreichen 

Wahrnehmung der Aufgaben des höheren Amtes zu befähigen. Für Laufbahnen mit Vorberei-

tungsdienst kann die für die Ordnung der Laufbahn zuständige oberste Dienstbehörde in einer 

Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes Anforderungen an die Quali-

fizierungsinhalte und die Feststellung des Erfolgs regeln. Diese soll Regelungen für Ausnahmen 

von der Teilnahme an einzelnen Modulen enthalten, sofern an gleichwertigen Fortbildungen 

bereits vor der Zulassung zur modularen Qualifizierung teilgenommen wurde oder der Inhalt 

der dort vermittelten Module bereits im Rahmen der dienstlichen Tätigkeit erlernt wurde. 

 

(3) Sofern Regelungen nach § 7 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes nicht erlassen worden 

sind, sowie für Laufbahnen besonderer Fachrichtung, entscheidet die oberste Dienstbehörde 

über die Anforderungen an die Qualifizierungsinhalte und die Feststellung des Erfolgs sowie 

über Ausnahmen von der Teilnahme an einzelnen Modulen. Bei Laufbahnen besonderer Fach-

richtung sollen sich innerhalb der Landesverwaltung die obersten Dienstbehörden hierfür auf 

gemeinsame Rahmenbedingungen für die modulare Qualifizierung und deren Erfolgsfeststel-

lung verständigen. 

 

(4) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die Mög-

lichkeit einer modularen Qualifizierung anbietet und führt auf der Grundlage aktueller dienstli-
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cher Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der am besten geeigneten Beamtinnen 

oder Beamten durch. Das Auswahlverfahren dient der Feststellung, inwieweit und in welcher 

Rangfolge die Beamtinnen und Beamten für den Erwerb der Beförderungsvoraussetzungen auf 

Grundlage einer modularen Qualifizierung geeignet sind. In dem Auswahlverfahren wird, ge-

messen an dem Anforderungsprofil, das mit der Wahrnehmung eines Amtes der Laufbahn-

gruppe 2, zweites Einstiegsamt, verbunden ist, die Eignung und Befähigung der Beamtinnen 

und Beamten überprüft. 

 

§ 26 Masterstudium155 
(1) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes oder ein 

Amt der Besoldungsgruppe A 14 für den Fall, dass die Beamtin oder der Beamte bereits ein 

Amt der Besoldungsgruppe A 13 innehat, darf einer Beamtin oder einem Beamten nach einer 

mindestens dreijährigen Dienstzeit auch ohne dass die darunter liegenden Ämter zu durchlau-

fen sind, verliehen werden, wenn sie oder er 

1. nach ihrer oder seiner Eignung, Leistung und Befähigung hierfür in besonderer Weise in 

Betracht kommen, 

2. in einem Auswahlverfahren zu einem Masterstudium zugelassen worden ist, 

3. dieses Masterstudium anschließend erfolgreich absolviert hat und 

4. sich anschließend in einer mindestens zehnmonatigen Erprobung in den neuen Aufgabenbe-

reichen bewährt hat. § 24 Absatz 1 findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, Freistellungszeiten innerhalb einer Teilzeitbeschäfti-

gung und Krankheitszeiten von mehr als drei Monaten gelten nicht als Erprobungszeit. Für die 

Berechnung der Erprobungszeit bei einer Teilzeitbeschäftigung gilt § 5 Absatz 7 entsprechend. 

(2) Das Masterstudium muss geeignet sein, in Verbindung mit der bisherigen Ausbildung, den 

sonstigen Qualifizierungen und den bisherigen beruflichen Tätigkeiten zu einer erfolgreichen 

Wahrnehmung der Aufgaben des höheren Amtes zu befähigen. Es kann berufsbegleitend 

ausgestaltet sein. Für Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst kann die für die Ordnung der Lauf-

bahn zuständige oberste Dienstbehörde in einer Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 2 des 

Landesbeamtengesetzes Anforderungen an die Studieninhalte stellen. Sofern Regelungen nach 

§ 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes nicht erlassen worden sind, sowie für Laufbahnen 

besonderer Fachrichtung, entscheidet die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte 

Stelle über die Anforderungen an die Studieninhalte. 

 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen von der zeitlichen Abfolge nach Absatz 1 

Nummer 2 und 3 zulassen. 

 

(4) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die Mög-

lichkeit einer Qualifizierung durch ein Masterstudium anbietet und führt auf der Grundlage 

aktueller dienstlicher Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der am besten geeig-

neten Beamtinnen oder Beamten durch. Das Auswahlverfahren dient der Feststellung, inwie-

weit und in welcher Rangfolge die Beamtinnen und Beamten für den Erwerb der Beförde-

rungsvoraussetzungen auf Grundlage einer Qualifizierung durch ein Masterstudium geeignet 
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sind. In dem Auswahlverfahren wird, gemessen an dem Anforderungsprofil, das mit der Wahr-

nehmung eines Amtes der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, verbunden ist, die Eignung 

und Befähigung der Beamtinnen und Beamten überprüft. 

 

(5) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann die zugelassenen Beam-

tinnen und Beamten für die erforderlichen Präsenzzeiten während des Studiums von den 

dienstlichen Aufgaben freistellen. Eine Entscheidung über eine mögliche Übernahme von 

Studiengebühren trifft die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle vor Auf-

nahme des Studiums im Einzelfall. Sie hat eine Entscheidung für die Übernahme der Studien-

gebühren mit der Auflage zu verbinden, dass diese von der Beamtin oder dem Beamten zu 

erstatten sind, 

1. wenn sie oder er das Studium aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund vorzeitig 

abbricht oder 

2. wenn sie oder er nach Beendigung des Studiums vor Ablauf einer Dienstzeit von fünf Jahren 

aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund aus dem öffentlichen Dienst ausscheidet. 

Der zu erstattende Betrag ermäßigt sich pro Jahr geleisteter Dienstzeit um ein Fünftel. Auf die 

Erstattung kann ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn sie für die Beamtin oder den 

Beamten eine besondere Härte bedeuten würde. 

 
§ 27 Masterstudium mit dem Ziel der Spezialisierung156 
(1) Abweichend von den §§ 25 und 26 darf ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 der Ämter-

gruppe des zweiten Einstiegsamtes oder ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 für den Fall, dass 

die Beamtin oder der Beamte bereits ein Amt der Besoldungsgruppe A 13 innehat, einer Beam-

tin oder einem Beamten in einer Laufbahn besonderer Fachrichtung, auch ohne dass die da-

runter liegenden Ämter zu durchlaufen sind, verliehen werden, wenn 

1. die Beamtin oder der Beamte nach ihrer oder seiner Eignung, Leistung und Befähigung 

hierfür in besonderer Weise in Betracht kommt, 

2. die Beamtin oder der Beamte sich in einer Dienstzeit von mindestens drei Jahren bewährt 

hat, 

3. hierfür ein besonderes dienstliches Interesse von der obersten Dienstbehörde oder der von 

ihr bestimmten Stelle festgestellt wird, 

4. die Beamtin oder der Beamte in einem Auswahlverfahren zu diesem Laufbahnwechsel zuge-

lassen worden ist, 

5. die Beamtin oder der Beamte 

a) ein mit einem Mastergrad abgeschlossenes, geeignetes Hochschulstudium absolviert oder 

b) einen gleichwertigen Abschluss an einer Universität, einer technischen Hochschule oder 

einer anderen gleichstehenden Hochschule erworben hat, 

6. die Beamtin oder der Beamte nach dem Erwerb der erforderlichen Bildungsvoraussetzungen 

nach Nummer 5 die nach § 16 zum Erwerb der Laufbahnbefähigung erforderliche hauptberufli-

che Tätigkeit in den Aufgabenbereichen der neuen Laufbahn absolviert hat und 
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7. die Beamtin oder der Beamte nach Erlangung der Befähigung für die Laufbahn besonderer 

Fachrichtung eine Erprobung erfolgreich absolviert hat. Die Dauer der Erprobung beträgt zehn 

Monate. § 24 Absatz 1 findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, Freistellungszeiten innerhalb einer Teilzeitbeschäfti-

gung und Krankheitszeiten von mehr als drei Monaten gelten nicht als Erprobungszeitzeit. Für 

die Berechnung der Erprobungszeit bei einer Teilzeitbeschäftigung gilt § 5 Absatz 7 entspre-

chend. 

 

(2) Während der nach Absatz 1 Nummer 6 zu absolvierenden hauptberuflichen Tätigkeit und 

der Erprobungszeit nach Absatz 1 Nummer 7 ist eine Beförderung in die Ämtergruppe des 

zweiten Einstiegsamtes nicht zulässig. 

 

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob sie die Mög-

lichkeit eines Masterstudiums nach Absatz 1 anbietet und führt auf der Grundlage aktueller 

dienstlicher Beurteilungen ein Auswahlverfahren zur Auswahl der am besten geeigneten Be-

amtinnen oder Beamten durch. Die Eignung und Befähigung bemessen sich nach dem Anfor-

derungsprofil, das mit der Wahrnehmung der zukünftigen Aufgaben verbunden ist. 

(4) § 26 Absatz 5 gilt entsprechend. 

 
§ 28 Beförderungsvoraussetzungen in Ämter nach A 15 oder Ämter mit höherem 
Endgrundgehalt157 
(1) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 15 darf Beamtinnen oder Beamten erst nach einer Dienst-

zeit von vier Jahren oder drei Jahre nach Verleihung eines Amtes der Besoldungsgruppe A 14 

verliehen werden. 

(2) Ein Amt der Besoldungsgruppe A 16 oder ein Amt mit höherem Endgrundgehalt darf Beam-

tinnen oder Beamten erst nach einer Dienstzeit von sechs Jahren oder drei Jahre nach Verlei-

hung eines Amtes der darunterliegenden Besoldungsgruppe verliehen werden. 

(3) Absatz 1 gilt nicht in den Fällen des § 35. Absatz 2 gilt nur, soweit ein Amt oberhalb der 

Besoldungsgruppe A 16 verliehen wird. 

 
§ 29 Berufliche Entwicklung in leitenden Funktionen an obersten Landesbehörden 
(1) Leitende Funktionen an obersten Landesbehörden sollen auf Dauer nur an Beamtinnen und 

Beamte übertragen werden, die sich in verschiedenen Verwendungen bewährt haben. 

(2) Bei einer obersten Landesbehörde darf ein Amt der Besoldungsgruppe A 16 mit Leitungs-

funktion oder ein Amt mit höherem Endgrundgehalt als A 16 an Beamtinnen und Beamte nur 

übertragen werden, wenn die Beamtin oder der Beamte nach der Ernennung auf Probe 

1. mindestens zwei Jahre bei einer anderen Behörde oder bei einem Gericht eines Landes und 

2. als Referentin, Referent oder in einer gleichwertigen Funktion in mindestens zwei Verwen-

dungsbereichen eingesetzt war. 

Die Verwendung nach Nummer 2 sollte in der Regel zwei Jahre bei einer obersten Landes- oder 

Bundesbehörde betragen. Davon kann abgesehen werden, sofern die Tätigkeit in einer gleich-

wertigen Funktion dem Erfordernis der Verwendungsbreite entspricht. 

                                                                                       
157 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 2 LPVG NRW 
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(3) Als Verwendungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummern 1 und 2 können auch berücksichtigt 

werden 

1. hauptberufliche Tätigkeiten im öffentlichen Dienst, die vor Ernennung zur Beamtin oder zum 

Beamten auf Probe, aber nach Bestehen der Laufbahnprüfung oder dem sonstigen Erwerb der 

Befähigung bei einer anderen Behörde als einer obersten Landes- oder Bundesbehörde abge-

leistet wurden, wenn sie nach Art und Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem Einstieg-

samt der Laufbahngruppe 2 entsprechen, 

2. vergleichbare hauptberufliche Tätigkeiten insbesondere bei Körperschaften, Anstalten oder 

Stiftungen des öffentlichen Rechts, Fraktionen der Volksvertretungen, zwischen- und über-

staatlichen Einrichtungen, in der Privatwirtschaft und in Verbänden sowie Zeiten einer anwalt-

lichen Tätigkeit. 

(4) Eine hauptberufliche Tätigkeit in Ämtern der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt nach 

Erwerb der Laufbahnbefähigung kann als Verwendung nach Absatz 2 Nummer 1 berücksichtigt 

werden. Ist diese mit einer Tätigkeit nach Absatz 3 Nummer 2 vergleichbar, kann sie auch als 

Verwendung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 berücksichtigt werden. 

(5) Ausgenommen vom Absatz 1 und 2 sind der Landtag und der Geschäftsbereich des Landes-

rechnungshofs, die eigene Grundsätze für die Übertragung von Leitungsfunktionen anwenden. 

Abschnitt 3 Besondere Vorschriften für Lehrerinnen und Lehrer an Schulen sowie für wissenschaftliche 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Lehrkräfte für besondere Aufgaben an Hochschulen 
 

Unterabschnitt 1 Gemeinsame Vorschriften 
  

§ 30 Allgemeines 
(1) Auf Leiterinnen und Leiter und Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen und an 

Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung, an Universitäten, technischen Hochschulen, 

anderen gleichstehenden Hochschulen und an Fachhochschulen sowie auf Beamtinnen und 

Beamte im Schulaufsichtsdienst finden die Vorschriften der Abschnitte 1 und 2 mit Ausnahme 

des § 24 Absatz 2 und der §§ 25 bis 27 Anwendung, soweit in diesem Teil nichts anderes be-

stimmt ist. 

 

(2) Die Regelungen zu anderen Bewerberinnen oder anderen Bewerbern des § 12 des Landes-

beamtengesetzes finden Anwendung auf die 

1. Tätigkeit als Akademische Rätin oder Akademischen Rat an Universitäten, technischen 

Hochschulen oder anderen gleichstehenden Hochschulen, als Studienrätin oder Studienrat im 

Hochschuldienst und als Studienrätin oder Studienrat an Fachhochschulen und in entspre-

chenden Studiengängen an Universitäten, soweit für einzelne Lehrbereiche ein mit einem 

Mastergrad abgeschlossenes, geeignetes Hochschulstudium oder einer anderen gleichstehen-

den Hochschule oder ein mit einem Magister-/Mastergrad abzuschließendes, für die Lauf-

bahngruppe2, zweites Einstiegsamt, geeignetes Studium an einer Fachhochschule nicht mög-

lich oder nicht üblich ist, 

2. Tätigkeit als Technische Lehrerin oder Technischer Lehrer an berufsbildenden Schulen und 

als Fachlehrerin oder Fachlehrer als Lehrkraft für besondere Aufgaben an Fachhochschulen 

und in entsprechenden Studiengängen an Universitäten, soweit für einzelne Lehrbereiche ein 

mit einem Bachelorgrad oder einer entsprechenden Qualifikation führendes Studium an einer 
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Fachhochschule einer Universität, einer technischen Hochschule oder einer anderen gleichste-

henden Hochschule nicht möglich oder nicht üblich ist, 

3. Tätigkeit als Werkstattlehrerin oder Werkstattlehrer an berufsbildenden Schulen, soweit für 

einzelne Lehrbereiche eine Berufsausbildung und Prüfung als Handwerks-, Industrie- oder 

Hauswirtschaftsmeisterin oder -meister oder ein mit einer Prüfung abzuschließender Besuch 

einer Fachschule nicht möglich oder nicht üblich ist. 

 

(3) §§ 8 und 9 finden keine Anwendung auf die in Absatz 1 genannten Beamtinnen und Beam-

ten. 

 

Unterabschnitte 2 und 3 (Schullaufbahnfragen; nicht abgedruckt) 
 
Unterabschnitt 4 Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Lehr-
kräfte für besondere Aufgaben an Hochschulen 
  

§ 42 Befähigung für Fachlehrerinnen und Fachlehrer als Lehrkräfte für beson-
dereAufgaben 
 (1) Die laufbahnrechtliche Befähigung für eine Tätigkeit als Fachlehrerin oder des Fachlehrer 

als Lehrkraft für besondere Aufgaben an Fachhochschulen und in entsprechenden Studiengän-

gen an Universitäten besitzt, wer 

1. das in der Fachrichtung erforderliche Abschlusszeugnis eines zu einem Bachelorgrad oder 

einer entsprechenden Qualifikation führenden Studiums an einer Fachhochschule, einer Vor-

gängereinrichtung, einer Universität, einer technischen Hochschule oder einer anderen gleich-

stehenden Hochschule erworben hat und 

2. danach eine vierjährige, der Vorbildung entsprechende hauptberufliche Tätigkeit ausgeübt 

hat. In der Fachrichtung Sozialwesen tritt an die Stelle der hauptberuflichen Tätigkeit von vier 

Jahren eine hauptberufliche Tätigkeit von drei Jahren, wenn zuvor ein Anerkennungsjahr ab-

solviert wurde. 

In der Fachrichtung Sozialwesen tritt an die Stelle der hauptberuflichen Tätigkeit von vier 

Jahren die staatliche Anerkennung und eine daran anschließende hauptberufliche Tätigkeit 

von drei Jahren.  

(2) In den technischen Fachrichtungen und in den Fachrichtungen Design und Freie Kunst kann 

an die Stelle des Abschlusszeugnisses gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ein bis zum Ende des 

Sommersemesters des Jahres 1973 erworbenes Abschlusszeugnis einer Höheren Fachschule 

oder einer vom für Inneres zuständigen Ministerium anerkannten Bergschule oder eine für die 

Fachrichtung erforderliche, bis zum Ende des Sommersemesters des Jahres 1973 mit Erfolg 

abgeschlossene Ausbildung an einer Werkkunstschule treten.  

(3) In der Fachrichtung Sozialwesen besitzt die laufbahnrechtliche Befähigung für eine Tätigkeit 

als Fachlehrerin oder Fachlehrer als Lehrkraft für besondere Aufgaben an Fachhochschulen 

und in entsprechenden Studiengängen an Universitären auch, wer 

1. a) nach einer dreijährigen Ausbildung im Lande Nordrhein-Westfalen oder einer vom für 

Wissenschaft zuständigen Ministerium als gleichwertig anerkannten Ausbildung die staatliche 

Abschlussprüfung an einer Höheren Fachschule für Sozialarbeit bestanden und 
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b) nach der staatlichen Anerkennung eine dreijährige, der Vorbildung entsprechende hauptbe-

rufliche Tätigkeit ausgeübt hat oder 

2. a) die Staatsprüfung für Sozialpädagoginnen oder Sozialpädagogen oder Jugendleiterinnen 

oder Jugendleiter bestanden und 

b) nach Bestehen der Prüfung eine mindestens dreijährige, der Vorbildung entsprechende 

hauptberufliche Tätigkeit ausgeübt 

hat.  

(4) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht das Abschlusszeugnis eines zu einem Bachelorgrad 

oder einer entsprechenden Qualifikation führenden Studiums an einer Fachhochschule, einer 

Universität, einer technischen Hochschule oder einer anderen gleichstehenden Hochschule 

erworben haben, müssen neben den nach Absatz 2 oder Absatz 3 geforderten Zeugnissen oder 

Prüfungen eine zu einem Hochschulstudium berechtigende Schulbildung oder einen als 

gleichwertig anerkannten Bildungsstand besitzen. 

  

§ 43 Beförderung von Fachlehrerinnen oder Fachlehrern 
Ein Beförderungsamt darf Fachlehrerinnen oder Fachlehrern erst verliehen werden, wenn sie 

eine Dienstzeit von drei Jahren zurückgelegt haben. 

  

§ 44 Befähigung für Studienrätinnen und Studienräte 
Für die Befähigung für die Laufbahn der Studienrätin oder des Studienrats an Fachhochschulen 

und in entsprechenden Studiengängen an Universitäten gilt §40 Absatz 1 entsprechend. 

  

§ 45 Befähigung für Akademische Rätinnen und Akademische Räte als  
wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter an einer 
Hochschule  

(1) Die laufbahnrechtliche Befähigung für eine Tätigkeit als Akademische Rätin oder Akademi-

scher Rat an Universitäten, technischen Hochschulen oder anderen gleichstehenden Hoch-

schulen (Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter gemäß § 44 des Hochschulge-

setzes vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

3. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 723) geändert worden ist), besitzt, wer 
1. a) ein mit einem Mastergrad abgeschlossenes, geeignetes Hochschulstudium absolviert hat 

oder 

b) einen gleichwertigen Abschluss an einer Universität, einer technischen Hochschule oder 

einer anderen gleichstehenden Hochschule erworben hat, 

2. eine auf Aufgaben der Laufbahn hinführende Promotion nachweist und 

3. eine hauptberufliche Tätigkeit von drei Jahren und sechs Monaten nach Abschluss des Stu-

diums oder von einem Jahr nach Abschluss der Promotion abgeleistet hat, die der Vorbildung 

der Bewerberin oder des Bewerbers entspricht und die ihr oder ihm die Eignung zur Erfüllung 

der dienstlichen Aufgaben in ihrer oder seiner Laufbahn vermittelt hat.  

(2) Unter Berücksichtigung der dienstlichen Anforderungen kann an die Stelle der Vorausset-

zungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 eine Laufbahnprüfung (Großes oder Zweites Staats-

examen) für eine Laufbahn, deren Eingangsamt der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 

zugeordnet ist, oder eine vergleichbare kirchliche Prüfung treten. 
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(3) An die Stelle der Promotion kann treten 

1. in technischen Fächern eine über dem Durchschnitt liegende Diplomprüfung oder eine 

entsprechende Qualifikation oder 

2. ausnahmsweise eine der Promotion gleichwertige wissenschaftliche Leistung, 

wenn die Bewerberin oder der Bewerber die Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 67 Absatz 4 

Satz 1 des Hochschulgesetzes erfüllt. In künstlerischen Fächern wird eine Promotion nicht 

vorausgesetzt.  

(4) An die Stelle der hauptberuflichen Tätigkeit (Absatz 1 Nummer 3) kann eine Zweite Staats-

prüfung für das Lehramt für die Primarstufe, für die Sekundarstufe I oder für Sonderpädagogik 

beziehungsweise für das Lehramt an der Grundschule und Hauptschule, an der Realschule 

oder an Sonderschulen treten. 

  

§ 46 Befähigung für Studienrätinnen und Studienräte im Hochschuldienst 
Die laufbahnrechtliche Befähigung für eine Tätigkeit als Studienrätin oder Studienrat im Hoch-

schuldienst besitzt, wer die Voraussetzungen des § 45 erfüllt. 

Abschnitt 4. Besondere Vorschriften für Beamtinnen und Beamte der 
Gemeinden- und Gemeindeverbände 
 
§ 47 Ausbildung und Prüfung 
Die Durchführung von Lehrgängen für die Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt und Lauf-

bahngruppe 2, erstes Einstiegsamt und die Prüfung für diese Laufbahnen obliegen, soweit in 

den Rechtsverordnungen gemäß § 7 des Landesbeamtengesetzes nichts anderes bestimmt ist, 

den von den Gemeinden und Gemeindeverbänden errichteten Studieninstituten für kommu-

nale Verwaltung. 

 

§ 48 Zugangsvoraussetzungen für Leiterinnen und Leiter von Versorgungs- und 
Verkehrsbetrieben 
(1) Zur Leiterin oder zum Leiter eines Versorgungs- und Verkehrsbetriebes (Werkleiterin oder 

Werkleiter) in einem Amt bis zur Besoldungsgruppe A 13 kann ernannt werden, wer 

1. die Befähigung für die Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes in den Ge-

meinden und Gemeindeverbänden erworben hat oder die Voraussetzung des § 6 Absatz 1 

Nummer 3 Buchstabe a des Landesbeamtengesetzes erfüllt und 

2. nach Erwerb der Befähigung oder Erwerb des Abschlusszeugnisses eine hauptberufliche 

Tätigkeit von mindestens acht Jahren ausgeübt hat. 

(2) Zur Leiterin oder zum Leiter eines Versorgungs- und Verkehrsbetriebes (Werkleiterin oder 

Werkleiter) in einem Amt der Besoldungsgruppe A 13 oder in einem Amt mit höherem End-

grundgehalt kann ernannt werden, wer 

1. die Laufbahnbefähigung durch Bestehen der zweiten juristischen Staatsprüfung oder einer 

entsprechenden Staatsprüfung erworben und nach Erwerb der Befähigung eine mindestens 

zweijährige hauptberufliche Tätigkeit ausgeübt hat, 

2. an einer Universität, einer technischen Hochschule oder einer anderen gleichstehenden 

Hochschule das Studium der Ingenieurwissenschaften oder das Studium der Wirtschaftswis-
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senschaften mit einem Mastergrad, einer Diplomprüfung oder, soweit üblich, mit einer ande-

ren Hochschulprüfung abgeschlossen und eine hauptberufliche Tätigkeit von mindestens drei 

Jahren und sechs Monaten ausgeübt hat oder 

3. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 erfüllt und eine hauptberufliche Tä-

tigkeit von mindestens zwölf Jahren ausgeübt hat. 

Die §§ 25 bis 27 bleiben unberührt. 

(3) Die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Nummer 1 bis 3 vorgeschriebene hauptbe-

rufliche Tätigkeit muss in Versorgungs- oder Verkehrsbetrieben oder solchen Verwaltungsbe-

reichen abgeleistet worden sein, die geeignet sind, die für das Amt der Werkleiterin oder des 

Werkleiters erforderlichen Kenntnisse zu vermitteln. 

 

§ 49 Zugangsvoraussetzungen für Leiterinnen und Leiter sowie Lehrerinnen und 
Lehrer an Studieninstituten für kommunale Verwaltung 
(1) Zur Lehrerin oder zum Lehrer an einem Studieninstitut für kommunale Verwaltung in einem 

Amt bis zur Besoldungsgruppe A 13 kann ernannt werden, wer 

1. die Befähigung für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt des allgemeinen Verwaltungs-

dienstes in den Gemeinden und Gemeindeverbänden erworben hat und 

2. nach Erwerb der Befähigung eine hauptberufliche Tätigkeit von mindestens sechs Jahren im 

öffentlichen Dienst ausgeübt hat, die geeignet ist, die für die Lehrtätigkeit erforderlichen 

Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln. 

(2) Zur Lehrerin oder zum Lehrer oder zur Leiterin oder zum Leiter an einem Studieninstitut für 

kommunale Verwaltung in einem Amt der Besoldungsgruppe A 13 oder in einem Amt mit 

höherem Endgrundgehalt kann ernannt werden, wer 

1. die Laufbahnbefähigung durch Bestehen der zweiten juristischen Staatsprüfung oder einer 

entsprechenden Staatsprüfung erworben und nach Erwerb der Befähigung eine mindestens 

zweijährige, für die Lehrtätigkeit geeignete hauptberufliche Tätigkeit ausgeübt hat oder 

2. das Studium der Informatik, der Ingenieurwissenschaften (Elektrotechnik, Maschinenbau), 

der Mathematik, der Philologie, der Physik, der Psychologie oder der Wirtschaftswissenschaf-

ten an einer Universität, einer technischen Hochschule oder einer anderen gleichstehenden 

Hochschule mit einem Mastergrad, mit einer Diplomprüfung oder, soweit üblich, mit einer 

anderen Hochschulprüfung abgeschlossen und eine für die Lehrtätigkeit geeignete hauptberuf-

liche Tätigkeit von mindestens zwei Jahren und sechs Monaten ausgeübt hat. 

Die §§ 25 bis 27 bleiben unberührt. 

Abschnitt 5 Besondere Vorschriften für einzelne Gruppen von Beam-
tinnen und Beamten und Richterinnen und Richter 
 

§ 50 Aufstiegs- und Beförderungsregelungen für Beamtinnen und Beamte der Landtagsver-
waltung,  des Geschäftsbereichs des Landesrechnungshofs sowie der oder des  Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Für die Beamtinnen und Beamten der Landtagsverwaltung, des Geschäftsbereichs des Landes-

rechnungshofs sowie der oder des Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
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heit finden die §§ 20 bis 23 und 25 bis 27 Anwendung. Die darin vorgesehenen Entscheidungen 

treffen diese Behörden in eigener Zuständigkeit. 
 
§ 51 Richterinnen und Richter 

(1) Diese Verordnung gilt für Richterinnen und Richter entsprechend, soweit durch besondere 

Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. § 8 findet keine Anwendung. 

(2) Einer Richterin oder einem Richter beziehungsweise einer oder einem zur Richterin oder 

zum Richter zu ernennenden Beamtin oder zu ernennenden Beamten darf ein Amt mit dem 

Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe R 2 erst nach einer Dienstzeit von drei Jahren verliehen 

werden. Dies gilt nicht für Richterinnen oder Richter am Finanzgericht. Ein Amt mit höherem 

Endgrundgehalt darf erst nach einer Dienstzeit von weiteren drei Jahren verliehen werden. 

(3) Wechselt eine Richterin oder ein Richter der Besoldungsgruppe R 1 in die Laufbahn des 

allgemeinen Verwaltungsdienstes, so kann ihr oder ihm ein Amt der Besoldungsgruppe A 14, 

nach einer Dienstzeit von drei Jahren im Richterverhältnis ein Amt der Besoldungsgruppe nach 

A 15 und nach einer Dienstzeit von sechs Jahren im Richterverhältnis ein Amt der Besoldungs-

gruppe A 16 verliehen werden. Einer Richterin oder einem Richter der Besoldungsgruppe R 2 

kann nach einer Dienstzeit von sechs Jahren im Richterverhältnis ein Amt der Besoldungsgrup-

pe A 16 und nach einem weiteren Jahr im Richterverhältnis auch ein höheres Amt verliehen 

werden. Einem Richter der Besoldungsgruppe R 3 und höher wird bei einem Laufbahnwechsel 

das nummerisch entsprechende Besoldungsamt der Besoldungsordnung B oder ein höheres 

Amt verliehen. 

 

§ 52 Beamtinnen und Beamte im Geschäftsbereich des Justizministeriums 
(1) § 51 Absatz 2 und 3 findet auf Staatsanwältinnen und Staatsanwälte entsprechende An-

wendung. 

(2) § 8 findet keine Anwendung. 

Abschnitt 6 Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 

§ 53 Vor dem 1. April 2009 außerhalb des Geltungsbereiches dieser Verordnung erworbene 
Befähigungen 
 (1) Wer vor dem 1. April 2009 die Befähigung für die Herkunftslaufbahn außerhalb des Gel-

tungsbereiches dieser Verordnung erworben hat, besitzt nach § 122 Absatz 2 des Beamten-

rechtsrahmengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 1999 (BGBl. I S. 654), 

das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 14 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geän-

dert worden ist, die Befähigung für die entsprechende Laufbahn im Geltungsbereich dieser 

Verordnung. 

(2) Absatz 1 gilt auch in den Fällen, in denen jemand auf Grund der für eine Laufbahn besonde-

rer Fachrichtung erworbenen Befähigung zur Beamtin oder zum Beamten ernannt worden ist. 

 

§ 54 Früher erworbene Befähigungen 
Wer nach aufgehobenen Bestimmungen die Befähigung für eine Laufbahn 

1. durch Bestehen einer Laufbahnprüfung, 

2. nach einer Regelung über den Aufstieg oder 
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3. nach einer Regelung für Beamtinnen oder Beamte besonderer Fachrichtungen erworben hat 

und daraufhin zur Beamtin oder zum Beamten ernannt oder als Lehrerin oder Lehrer an Er-

satzschulen Planstelleninhaber wurde, bleibt für diese Laufbahn befähigt. 

 

§ 55 Zuordnung der Laufbahnen besonderer Fachrichtung, besondere  
Anforderungen an die Ausbildung, Regelungen zur hauptberuflichen Tätigkeit 
Die am 7. Februar 2014 bestehenden Laufbahnen besonderer Fachrichtung werden nach Maß-

gabe der Anlage 3 den dort genannten Laufbahnen besonderer Fachrichtung zugeordnet. In 

dieser Zuordnung wird auch bestimmt, welche Berufsausbildungen, erforderlichenfalls mit 

Zusatzqualifikationen, in Verbindung mit welcher hauptberuflichen Tätigkeit unmittelbar für 

die jeweiligen Laufbahngruppen qualifizieren. Diese Anforderungen an die Berufsausbildung 

und die hauptberufliche Tätigkeit, sowie die Zuordnung zu einer Laufbahngruppe gelten als 

besondere Anforderungen für die Übertragung der dort aufgeführten Ämter (Spalte 1) und als 

Zuordnung dieser Ämter zu einer bestimmten Laufbahngruppe innerhalb der neuen Laufbah-

nen fort. Die Anlage 3 kann gemäß § 16 Absatz 5 für neu bestimmte Ämter erweitert und in 

Bezug auf die bereits aufgenommenen Ämter inhaltlich geändert werden. 

 

Hinweis: zu dieser Verordnung gibt es ergänzend Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen: 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des höheren allgemeinen Ver-
waltungsdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen mit abgeschlossenem Studium der Wirt-
schafts-, Verwaltungs- oder Sozialwissenschaften (Ausbildungsverordnung höherer allgemeiner 
Verwaltungsdienst Land - VAPhD):  
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000112 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahnen des gehobenen allgemeinen 
Verwaltungsdienstes (Bachelor) des Landes Nordrhein-Westfalen): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=203013&bes_id=120
45&aufgehoben=N&menu=1&sg=0 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des mittleren allgemeinen Ver-
waltungsdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen (Ausbildungsverordnung mittlerer allgemei-
ner Verwaltungsdienst Land - VAPmD): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000176 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des mittleren allgemeinen Ver-
waltungsdienstes in den Gemeinden und Gemeindeverbänden des Landes Nordrhein-Westfalen 
(VAPmD-Gem): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000171 
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Qualifizierungsverordnung - QualiVO hD allg Verw  
 

Verordnung über den Aufstieg durch Qualifizierung in die Laufbahn des höheren allgemeinen 

Verwaltungsdienstes im Lande Nordrhein-Westfalen158 

Teil 1 Allgemeines 
  

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für Beamtinnen und Beamte des Landes, der Gemeinden, der Ge-

meindeverbände und anderer der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstal-

ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

(2) Diese Verordnung regelt den Aufstieg aus dem gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst 

in den höheren allgemeinen Verwaltungsdienst durch modulare Qualifizierung oder Qualifizie-

rung durch ein Masterstudium. 

(3) Die Aufstiegsverfahren haben der Vereinbarkeit von Beruf und Familie Rechnung zu tragen. 

(4) Die Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 

590) in der jeweils gültigen Fassung bleiben unberührt. 

  

§ 2 Zielsetzung 
(1) Ziel der modularen Qualifizierung und der Qualifizierung durch ein Masterstudium ist es, 

die für die zukünftige Amtsausübung in der Laufbahn des höheren allgemeinen Verwaltungs-

dienstes erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln. Die zugelassenen Beamtin-

nen und Beamten sollen die in der bisherigen Ausbildung und in der beruflichen Praxis erwor-

benen fachlichen und persönlichen Kompetenzen weiterentwickeln, damit sie den Anforde-

rungsprofilen in der Laufbahn des höheren allgemeinen Verwaltungsdienstes und den Aufga-

ben einer Führungskraft in der Verwaltung gerecht werden können. 

(2) Die modulare Qualifizierung und die Qualifizierung durch ein Masterstudium sollen berufs-

begleitend erfolgen. 

  

§ 3 Zuständigkeiten 
(1) Entscheidungen nach dieser Verordnung trifft die nach § 2 Absatz 2 des Landesbeamtenge-

setzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) in der jeweils gültigen Fassung, bei Beamtinnen 

und Beamten des Landes in Verbindung mit Absatz 3 und Absatz 4 des Landesbeamtengeset-

zes, zuständige dienstvorgesetzte Stelle, soweit in den nachfolgenden Vorschriften oder in 

anderen Rechtsvorschriften nichts Abweichendes geregelt ist. Sofern in den nachfolgenden 

Vorschriften die Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde vorgesehen ist, bleibt es für die 

Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände und der der Aufsicht des 

Landes unterstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts auch hier bei der Zuständigkeit der dienstvorgesetzten Stelle. 

(2) Bildungsträger im Sinne dieser Verordnung sind  unter anderen für den Bereich der Landes-

verwaltung die Fortbildungsakademie des für Inneres zuständigen Ministeriums des Landes 
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Nordrhein-Westfalen, die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen 

sowie eine sonstige vom für Inneres zuständigen Ministeriums bestimmte Stelle, für den Be-

reich der Kommunalverwaltung die Studieninstitute für kommunale Verwaltung. 

 

§ 4 Zulassung, Auswahlverfahren 
(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob und in wel-

chem Umfang sie die Möglichkeit eines Aufstiegs durch modulare Qualifizierung oder Qualifi-

zierung durch ein Masterstudium eröffnet. Sie trifft auch die Entscheidung über die Zulassung 

zur modularen Qualifizierung oder Qualifizierung durch ein Masterstudium. 

(2) Der Entscheidung über die Zulassung geht ein Auswahlverfahren auf der Grundlage der 

laufbahnrechtlichen Bestimmungen voraus. 

(3) Das Auswahlverfahren hat sich an den Anforderungen für den höheren allgemeinen Ver-

waltungsdienst zu orientieren. Neben der fachlichen Eignung sind soziale Kompetenzen zu 

berücksichtigen wie zum Beispiel Problemlösungs- und Veränderungskompetenz, Fähigkeit zur 

Strukturierung und Steuerung von Prozessen, Kommunikationsfähigkeit, Konfliktfähigkeit und 

Motivationsfähigkeit, wertschätzender Umgang. 

Teil 2 Aufstiegsregelungen 

Kapitel 1 Aufstieg durch modulare Qualifizierung in die Laufbahn des 
höheren allgemeinen Verwaltungsdienstes 
  

§ 5 Umfang und Inhalt der modularen Qualifizierung 
(1) Die Gesamtdauer der modularen Qualifizierung beträgt 40 Präsenztage. 

(2) Diese Qualifizierung besteht aus folgenden Modulen: 

1. rechtliche Kompetenzen 

2. finanzielle und wirtschaftliche Kompetenzen 

3. persönliche Kompetenzen 

4. organisatorische Kompetenzen. 

Die Module 1. und 2. sowie 3. und 4. sollen jeweils einen zeitlichen Umfang von etwa 20 Prä-

senztagen umfassen. Die den einzelnen Modulen zugeordneten Qualifizierungsinhalte sind in 

einem Rahmenlehrplan (Anlage) näher beschrieben. Die inhaltliche Ausgestaltung nach dem 

Rahmenlehrplan, insbesondere die Auswahl und Gewichtung der einzelnen Qualifizierungsin-

halte aus den Modulen obliegt der obersten Dienstbehörde. 

(3) Eine vergleichbare absolvierte modulare Qualifizierung für den Aufstieg aus dem gehobe-

nen Dienst der Finanzverwaltung und der Justiz gilt als erfolgreiche Qualifizierung im Sinne 

dieser Verordnung. 

  

§ 6 Anerkennung 
(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann die Beamtin oder den 

Beamten auf Antrag bis zu 50 Prozent der Gesamtdauer der modularen Qualifizierung von der 

Teilnahme an einzelnen Qualifizierungsinhalten durch Anerkennung befreien, wenn bereits 

durch Teilnahme an gleichwertigen Fortbildungsveranstaltungen oder durch Berufserfahrung 
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entsprechende Kompetenzen erworben worden sind. Die Anzahl der zu erbringenden Nach-

weise nach § 8 bleibt unberührt. 

(2) Voraussetzungen für die Anerkennung sind: 

1. a) die Fortbildungsveranstaltung entspricht in Inhalt, Umfang und Art einem Qualifizierungs-

inhalt oder 

b) die beruflich erworbenen Kompetenzen entsprechen einem Qualifizierungsinhalt und 

2. diese liegen ab Zulassung zum Aufstieg nicht länger als fünf Jahre zurück. 

  

§ 7 Organisation der modularen Qualifizierung 
(1) Die Organisation der modularen Qualifizierung obliegt der dienstvorgesetzten Stelle in 

Absprache mit den zu qualifizierenden Beamtinnen oder den zu qualifizierenden Beamten. 

(2) Die modulare Qualifizierung ist so zu organisieren, dass sie innerhalb von achtzehn Mona-

ten beendet werden kann. Fehlzeiten, die die Beamtin oder der Beamte nicht zu vertreten hat, 

können im Einzelfall durch die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle als für 

den erfolgreichen Abschluss des jeweiligen Moduls unerheblich gewertet werden. 

(3) Nicht erfolgreich abgeschlossene Module können einmal wiederholt werden. Die oberste 

Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet über weitere Wiederholungs-

möglichkeiten. 

  

§ 8 Nachweis des Erfolges der modularen Qualifizierung 
(1) Der erfolgreiche Abschluss der einzelnen Module der modularen Qualifizierung ist nachzu-

weisen. In Betracht kommen insbesondere Hausarbeit, Referat, Projektarbeit, Fachgespräch, 

Präsentation, Aktenvortrag oder Gruppenarbeit mit abgrenzbarer Einzelleistung. Die entspre-

chenden Nachweise werden durch den Bildungsträger ausgestellt. 

(2) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle stellt auf der Grundlage von 

Modul-Nachweisen am Ende der modularen Qualifizierung für die Akten den Erfolg im Sinne 

des Absatzes 1 fest. 

Kapitel 2 Aufstieg durch ein Masterstudium in die Laufbahn des hö-
heren allgemeinen Verwaltungsdienstes 
 

§ 9 Inhalt des Masterstudiums 
(1) Der Masterstudiengang soll in der Regel folgende Studieninhalte aufweisen: 

1. rechtliches Verwaltungshandeln, 

2. wirtschafts- und finanzwissenschaftliches Verwaltungshandeln, 

3. personalrechtliches Verwaltungshandeln, 

4. organisatorisches Verwaltungshandeln, 

5. Kommunikation und Führung in der Verwaltung. 

(2) Der Masterstudiengang muss die unter Absatz 1, Nummern 1 und 2 genannten Studienin-

halte zu mindestens 50 Prozent des Gesamtstudienganges abdecken. Die unter Absatz 1, 

Nummern 3 bis 5 aufgeführten Inhalte müssen mindestens 40 Prozent des Gesamtstudienin-

haltes umfassen. 

(3) Der Studiengang muss akkreditiert sein. 
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§ 10 Organisation der Qualifizierung durch ein Masterstudium 
(1) Die Beamtin oder der Beamte informiert sich vor Studienbeginn über verschiedene Master-

studiengänge im Sinne des § 9 und stellt der dienstvorgesetzten Stelle den ausgewählten 

Studiengang in einem Gespräch vor. Die dienstvorgesetzte Stelle berät die Beamtin oder den 

Beamten unter Einbeziehung des dienstlichen Interesses, ob dieser Studiengang für den Er-

werb der Laufbahnbefähigung für den höheren allgemeinen Verwaltungsdienst geeignet ist. 

Berücksichtigt werden hierbei die fachlichen und persönlichen Belange der Beamtin oder des 

Beamten. Gegenstand und Ergebnis des Gesprächs sind insbesondere bezüglich des vereinbar-

ten Studiengangs aktenkundig zu machen. 

(2) Während des Studiums sind die regelmäßige Teilnahme an den Veranstaltungen sowie die 

Erbringung der Leistungsnachweise verpflichtend. 

(3) Die Beamtinnen oder die Beamten übermitteln die Leistungsnachweise regelmäßig an die 

dienstvorgesetzte Stelle. 

(4) Die dienstvorgesetzte Stelle unterstützt die Beamtinnen und die Beamten bei der Qualifi-

zierung und steht während des Masterstudienganges mit ihnen in regelmäßigem, beratenden 

Kontakt. 

  

§ 11 Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen 
Eine Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen in zuvor abgeleisteten Masterstudien-

gängen erfolgt auf Antrag der Beamtin oder des Beamten durch die Hochschule, die den Mas-

terstudiengang anbietet. 

Teil 3 Schlussbestimmung 
 

§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und tritt mit Ablauf des 31. De-

zember 2019 außer Kraft. 
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Verordnung Qualifizierungsaufstieg - QualiVO allg Verw 
 

Verordnung über den Qualifizierungsaufstieg in die Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Ver-
waltungsdienstes des Landes Nordrhein-Westfalen159 
 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 

ber. S. 642) verordnet das Ministerium für Inneres und Kommunales im Einvernehmen mit 

dem Finanzministerium: 

Teil 1 Allgemeines 
  

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für Beamtinnen und Beamte des Landes Nordrhein-Westfalen, der 

Gemeinden, der Gemeindeverbände und anderer der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

(2) Diese Verordnung regelt den Aufstieg von der Laufbahngruppe 1 in das erste Einstiegsamt 

der Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes durch Qualifizierung nach § 21 

der Laufbahnverordnung vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 461). 

(3) Die Aufstiegsverfahren haben der Vereinbarkeit von Beruf und Familie Rechnung zu tragen. 

Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Voraussetzungen für ein berufsbegleitendes 

Aufstiegsverfahren sowie die dafür erforderlichen Abweichungen von den §§ 5 bis 7 durch 

gesonderten Erlass festlegen. 

 (4) Die Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 

590) in der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 

  

§ 2 Zielsetzung 
Ziel der Qualifizierung ist es, die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten für die zukünftige 

Amtsausübung in der Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des all-

gemeinen Verwaltungsdienstes zu vermitteln. Die zugelassenen Beamtinnen und Beamten 

sollen die in der bisherigen Ausbildung und in der beruflichen Praxis erworbenen fachlichen 

und persönlichen Kompetenzen weiterentwickeln, damit sie den Anforderungsprofilen in der 

höheren Laufbahngruppe gerecht werden können. 

  

§ 3 Zuständigkeiten 
 (1) Entscheidungen nach dieser Verordnung trifft die nach § 2 Absatz 2 des Landesbeamtenge-

setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils geltenden Fassung, bei 

Beamtinnen und Beamten des Landes in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und Absatz 4 des Lan-

desbeamtengesetzes, zuständige dienstvorgesetzte Stelle, soweit in den nachfolgenden Vor-

schriften oder in anderen Rechtsvorschriften nichts Abweichendes geregelt ist. Sofern in den 

nachfolgenden Vorschriften die Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde vorgesehen ist, 

bleibt es für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände und der 
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der Aufsicht des Landes unterstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts auch insoweit bei der Zuständigkeit der dienstvorgesetzten Stelle. 

(2) Bildungsträger im Sinne dieser Verordnung sind für den Bereich der Landesverwaltung das 

Institut für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen sowie für den Bereich der Kommunal-

verwaltung die Studieninstitute für kommunale Verwaltung in Nordrhein-Westfalen. 

  

§ 4 Zulassung, Auswahlverfahren 
(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob und in wel-

chem Umfang sie die Möglichkeit eines Aufstiegs durch Qualifizierung eröffnet. Sie trifft auch 

die Entscheidung über die Zulassung zur Qualifizierung. 

(2) Der Entscheidung über die Zulassung geht ein Auswahlverfahren auf der Grundlage der 

laufbahnrechtlichen Bestimmungen voraus. 

(3) Das Auswahlverfahren hat sich an den Anforderungen für die Ämtergruppe des ersten 

Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes zu orientieren. 

Teil 2 Aufstiegsregelungen 
  

§ 5 Zeitliche Anforderungen und Unterrichtsumfang 
(1) Der Aufstieg dauert mindestens 13 Monate und umfasst die Qualifizierung mit einem Ein-

führungslehrgang und einer exemplarischen praktischen Einweisung (§ 6) sowie den Aufstiegs-

lehrgang (§ 7) mit abschließender Aufstiegsprüfung (§ 8).  

(2) Die für die angestrebte Laufbahn erforderlichen fachtheoretischen Kompetenzen werden in 

den beiden Lehrgängen nach Absatz 1 in einem Umfang von insgesamt mindestens 750 Unter-

richtsstunden vermittelt.  

(3) In beiden Lehrgängen ist Unterricht insbesondere in den in Anlage 1 genannten Fächern 

durchzuführen.  

(4) Das Unterrichtsvolumen, die Unterrichtsinhalte und die Verteilung des Unterrichtsstoffes 

auf zentrale Lehrgänge bestimmt das für Inneres zuständige Ministerium durch den Lernzielka-

talog. Während der theoretischen Ausbildung besteht die Verpflichtung, den Unterrichtsstoff 

nach Anweisung der Dozentin oder des Dozenten in Eigenarbeit vor- beziehungsweise nachzu-

arbeiten. 

  

§ 6 Qualifizierung 
(1) Der Zeitraum der Qualifizierung beträgt mindestens zehn Monate. 

(2) Die Qualifizierung umfasst 

1. einen mindestens drei Monate dauernden Einführungslehrgang, der von einem Bildungsträ-

ger nach § 3 Absatz 2 durchgeführt wird und 

2. eine exemplarische praktische Einweisung in Aufgaben der angestrebten Laufbahngruppe.  

(3) Im Lehrgang nach Absatz 2 sind in drei der in der Anlage 1 genannten möglichen Prüfungs-

fächern zweistündige Klausuren zu schreiben. Die Klausuren sind von einer Dozentin oder 

einem Dozenten, die oder der in dem Lehrgang unterrichtet hat, auf Grundlage der Bewer-

tungsgrundsätze nach § 14 zu bewerten. Die Einzelnoten sind zu addieren und das Ergebnis 

durch drei zu teilen. Ergibt die Rechnung den Punktwert 4,50 oder schlechter, so haben sich 
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die Beamtinnen und Beamten in den Fächern, in denen die Leistungen mit weniger als der 

Note „ausreichend“ bewertet wurden, innerhalb von zwei Monaten nach dem Ende des Lehr-

gangs einer nochmaligen schriftlichen Überprüfung zu unterziehen. Die neugeschriebenen 

Klausuren und die mindestens mit „ausreichend“ bewerteten Klausuren des Einführungslehr-

gangs müssen im rechnerischen Durchschnitt mindestens den Punktwert 5,00 ergeben. 

(4) Die exemplarische praktische Einweisung nach Absatz 2 findet in der Beschäftigungsdienst-

stelle statt. Kann die Beschäftigungsdienststelle keine ordnungsgemäße Einweisung sicherstel-

len, wird die Beamtin oder der Beamte einer geeigneten Dienststelle zugewiesen. Die Dienst-

stelle, die die Beamtin oder den Beamten einweist, bestimmt eine Ausbilderin oder einen 

Ausbilder. Die Ausbilderin oder der Ausbilder leitet die Beamtin oder den Beamten an, infor-

miert sie oder ihn regelmäßig und ausreichend über den Ausbildungsstand, beurteilt die Beam-

tin oder den Beamten zum Ende der Qualifizierung und führt das Beurteilungsgespräch. 

  

§ 7 Aufstiegslehrgang 
(1) Der Qualifizierung nach § 6 schließt sich ein mindestens drei Monate dauernder Aufstiegs-

lehrgang mit abschließender Prüfung an, der von einem Bildungsträger nach § 3 Absatz 2 

durchgeführt wird. 

(2) Voraussetzung für Teilnahme am Aufstiegslehrgang ist, dass während der Qualifizierung 

1. die Klausuren im Einführungslehrgang nach § 6 Absatz 3 bewertet worden sind und. 

2. die Leistungen während der exemplarischen praktischen Einweisung auf Grundlage der 

Bewertungsgrundsätze nach § 14 mindestens mit der Note „ausreichend“ beurteilt worden 

sind. 

(3) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 2 nicht vor, so ist für die Beamtin oder den Beam-

ten das Aufstiegsverfahren beendet. 

  

Teil 3 Regelungen zur Aufstiegsprüfung für Beamtinnen und Beamte 
des allgemeinen Verwaltungsdienstes des Landes Nordrhein Westfa-
len 
  

§ 8 Aufstiegsprüfung 
(1) Die Aufstiegsprüfung schließt sich unmittelbar dem Aufstiegslehrgang an. 

(2) Die Aufstiegsprüfung umfasst einen schriftlichen und einen praktischen Teil und dient der 

Feststellung, ob die Beamtin oder der Beamte die erforderlichen Fachkenntnisse für die zu-

künftige Amtsausübung in der Ämtergruppe des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 

des allgemeinen Verwaltungsdienstes erworben hat und in der Lage ist, diese Kenntnisse in 

Aufgabenbereichen der höheren Laufbahngruppe anzuwenden. In der Zeit zwischen dem 

schriftlichen und dem praktischen Teil der Aufstiegsprüfung kehren die Beamten in die jeweili-

gen Beschäftigungsdienststellen zurück. 

  

§ 9 Zuständigkeit 
(1) Für die Organisation und Durchführung der Aufstiegsprüfung ist das Landesprüfungsamt für 

Verwaltungslaufbahnen (Landesprüfungsamt) zuständig.  



Qualifizierungsverordnung  

 

 

198 

(2) Die Landesbehörden unterstützen das Landesprüfungsamt bei der Durchführung der Prü-

fung, insbesondere durch Freistellung von Mitgliedern für den Prüfungsausschuss sowie bei 

Prüfungsaufsichten. 

  

§ 10 Prüfungsausschuss 
(1) Für die Abnahme der Aufstiegsprüfungen bildet das Landesprüfungsamt einen Prüfungs-

ausschuss. Bei Bedarf können mehrere Prüfungsausschüsse gebildet werden. 

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern, die für die Prüfungsgebiete sachkun-

dig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein müssen. Er setzt sich zusammen 

aus einer Beamtin oder einem Beamten der Ämtergruppe des zweiten Einstiegsamtes der 

Laufbahngruppe 2 als Vorsitzender oder Vorsitzendem und aus je einer Beamtin oder einem 

Beamten der Ämtergruppe des ersten und zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 als 

Beisitzerin oder Beisitzer.  

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses wird vom Landesprüfungsamt bestimmt. 

(4) Die Mitglieder werden im Verhinderungsfall von stellvertretenden Mitgliedern vertreten. 

Das Landesprüfungsamt beruft die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder für die 

Dauer von drei Jahren.  

(5) Das Landesprüfungsamt kann die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prü-

fungsausschusses aus wichtigem Grund abberufen. 

(6) Der Prüfungsausschuss beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(7) Der Prüfungsausschuss ist in seiner Prüfungstätigkeit unabhängig. 

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben über alle Prüfungsvorgänge gegenüber 

Dritten Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber dem Landesprüfungsamt. Aus-

nahmen bedürfen der Einwilligung des Landesprüfungsamtes. 

  

§ 11 Befangenheit 
(1) Bei der Prüfung dürfen Prüfungsausschussmitglieder, die befangen sind, nach §§ 20, 21 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 12. November 1999 

(GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung, nicht mitwirken.  

(2) Ausschussmitglieder, die sich befangen fühlen, oder Prüflinge, die Besorgnis der Befangen-

heit geltend machen wollen, haben dies unverzüglich dem Landesprüfungsamt mitzuteilen, 

während der Prüfung dem Prüfungsausschuss.  

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung trifft das Landesprüfungsamt, 

während der Prüfung der Prüfungsausschuss. 

  

§ 12 Nichtöffentlichkeit 
(1) Die Beratungen des Prüfungsausschusses sowie die Prüfungen sind nicht öffentlich. Beauf-

tragte des für Inneres zuständigen Ministeriums und des Landesprüfungsamtes können anwe-

send sein.  

(2) Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen mit dem Landesprüfungsamt andere Perso-

nen als Gäste zulassen, sofern der Prüfling nicht widerspricht. 
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§ 13 Regelungen für Prüflinge mit Behinderungen 
(1) Prüflingen mit Behinderungen sowie Prüflingen, die eine krankheitsbedingte Beeinträchti-

gung zum Zeitpunkt der Prüfung aufweisen, ohne prüfungsunfähig zu sein, ist für die Teilnah-

me an Prüfungen vom Prüfungsamt der ihrer Behinderung oder krankheitsbedingten Beein-

trächtigung angemessene Nachteilsausgleich zu gewähren. Art und Umfang des Nachteilsaus-

gleichs sind mit ihnen zu erörtern. Der Nachteilsausgleich darf nicht zu einer qualitativen Her-

absetzung der Prüfungsanforderungen insgesamt führen. Bei Prüflingen mit Behinderungen ist 

die zuständige Schwerbehindertenvertretung durch das Landesprüfungsamt rechtzeitig zu 

informieren und zu hören. Die Schwerbehindertenvertretung kann an praktischen Prüfungen 

von Prüflingen mit Behinderungen mit ihrer Zustimmung beobachtend teilnehmen.  

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Anfertigung der Klausuren während der Qualifizierung (§ 

6). 

 
§ 14 Bewertung der Leistungen 
(1) Die Bewertung von Einzelleistungen hat insbesondere die Richtigkeit und Vertretbarkeit der 

sachlichen Aussage, die praktische Anwendbarkeit, die Art und Folgerichtigkeit der Begrün-

dung, die Gliederung, die äußere Form der Prüfungsleistung, die sprachliche Darstellung sowie 

die Rechtschreibung zu berücksichtigen. 

  

(2) Die Prüfungsleistungen dürfen nur wie folgt bewertet werden: 

sehr gut = 15 - 14 Punkte 

= eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende Leistung 

  

gut = 13 - 11 Punkte 

= eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung 

  

befriedigend = 10 - 8 Punkte 

= eine im Allgemeinen den Anforderungen entsprechende Leistung 

  

ausreichend = 7 - 5 Punkte 

= eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht 

  

mangelhaft = 4 - 2 Punkte 

= eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, die jedoch erkennen lässt, dass die 

notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben 

werden könnten 

  

ungenügend = 1 - 0 Punkte 

= eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, bei der selbst die Grundkenntnisse so 

lückenhaft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden könnten. 

  

§ 15 Schriftlicher Teil der Aufstiegsprüfung 
(1) Das Landesprüfungsamt stellt vier schriftliche Prüfungsarbeiten. Für die Bearbeitung und 

Lösung der schriftlichen Prüfungsarbeiten sind jeweils drei Zeitstunden anzusetzen. 
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(2) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten haben ihren Schwerpunkt jeweils in einem der in Anlage 

1 genannten Fächer. Ausgehend von dem jeweiligen Schwerpunktfach können höchstens zwei 

der schriftlichen Prüfungsarbeiten einen fächerübergreifenden Ansatz beinhalten. 

Dabei sollen bei der Fallbearbeitung Bezüge zu anderen Fächern oder Rechtsgebieten erkannt 

und bei der Lösung berücksichtigt werden. 

(3) Das Landesprüfungsamt gibt den Prüflingen die Prüfungsfächer einschließlich fächerüber-

greifendem Ansatz spätestens zehn Tage vor den Prüfungsterminen bekannt. 

(4) Die schriftlichen Aufgaben sind getrennt in verschlossenen Umschlägen aufzubewahren 

und erst an den Prüfungstagen in Gegenwart der Prüflinge zu öffnen. Die Prüfungsaufgaben 

sind anonym zu schreiben. 

(5) Das Landesprüfungsamt bestimmt, wer die Aufsicht führt. Die aufsichtführende Person 

fertigt eine Niederschrift und vermerkt in ihr jede Unregelmäßigkeit. Sie verzeichnet auf jeder 

Arbeit den Zeitpunkt der Abgabe. Die schriftlichen Arbeiten und die Niederschrift sind in einem 

Umschlag zu verschließen und dem Landesprüfungsamt oder einer von ihm bestimmten Per-

son unmittelbar zuzuleiten. 

  

§ 16 Bewertung und Rechtsfolgen der schriftlichen Prüfungsleistungen 
(1) Die Arbeiten sind von zwei Prüferinnen oder Prüfern nacheinander in der vom Landesprü-

fungsamt bestimmten Reihenfolge zu beurteilen und mit einer der in § 14 festgelegten Noten 

und einem Punktwert zu bewerten.  

(2) Das Landesprüfungsamt kann weitere sachkundige Prüferinnen oder Prüfer, die nicht Mit-

glieder des Prüfungsausschusses sind, zur gutachterlichen Vorbeurteilung hinzuziehen.  

(3) Bei abweichender Bewertung ist eine Einigung im Rahmen der vorgegebenen Noten anzu-

streben. Kommt sie nicht zustande, entscheidet der Prüfungsausschuss mit Stimmenmehrheit. 

Stimmenthaltung ist unzulässig.  

(4) Erst nach Bewertung sämtlicher Arbeiten ist die Anonymität (§ 15) aufzuheben.  

(5) Zur praktischen Prüfung wird zugelassen, wer in mindestens zwei schriftlichen Prüfungsar-

beiten mindestens die Note „ausreichend“ und in keiner Prüfungsarbeit die Note „ungenü-

gend“ erreicht hat (§ 14). Die Feststellung trifft das Landesprüfungsamt.  

(6) Bei Nichtzulassung ist die Prüfung insgesamt nicht bestanden. 

  

§ 17 Praktischer Teil der Aufstiegsprüfung 
(1) Die praktische Prüfung gliedert sich in ein Fachgespräch über eine vom Prüfling vorbereite-

te praktische Aufgabe und ein Prüfungsgespräch mit dem Prüfungsausschuss. Fach- und Prü-

fungsgespräch sollen insgesamt nicht länger als 30 Minuten dauern. Die Dauer des Prüfungsge-

sprächs soll dabei 15 Minuten nicht überschreiten. Dem Prüfling ist eine Vorbereitungszeit von 

30 Minuten zur Vorbereitung der praktischen Aufgabe zu gewähren. Während der Vorberei-

tungszeit soll der Prüfling eine praktische Aufgabe zielorientiert bearbeiten, den Sachverhalt 

erfassen und Lösungsansätze entwickeln. Auf dieser Grundlage soll der Prüfling in sachbearbei-

tender Funktion ein Fachgespräch mit einem Mitglied des Prüfungsausschusses führen, das die 

Rolle eines Bürgers, Kollegen oder Vorgesetzten einnimmt. In dem Fachgespräch soll der Prüf-

ling den Nachweis erbringen, das er das Arbeitsergebnis verständlich und adressatengerecht 

darstellen sowie in berufstypischen Situationen angemessen kommunizieren und kooperieren 

kann. Das Fachgespräch ist in freier Rede zu führen. Stichwortartige Notizen sind zulässig. Das 
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sich anschließende Prüfungsgespräch mit dem Prüfungsausschuss knüpft inhaltlich an das 

Fachgespräch an.  

(2) Das Landesprüfungsamt bestimmt aus der Anlage 1 vier Prüfungsfächer, auf die sich die 

praktische Prüfung erstreckt. Das Fachgespräch soll sich auf ein Prüfungsfach beziehen. Fragen 

aus weiteren Rechtsgebieten können gestellt werden, wenn sie an den Prüfungsgegenstand 

anknüpfen und mit Grundlagenkenntnissen beantwortet werden können.  

(3) Spätestens zehn Tage vor der praktischen Prüfung sind den Prüflingen die Zulassung zur 

praktischen Prüfung sowie die Prüfungsfächer der praktischen Prüfung mitzuteilen. Über die 

Nichtzulassung zur praktischen Prüfung und die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung erlässt das 

Landesprüfungsamt einen Bescheid.  

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses leitet die praktische Prüfung. Sie oder er 

ist berechtigt, jederzeit in die Prüfung einzugreifen. 

(5) Das Landesprüfungsamt kann Dozentinnen und Dozenten, die im Aufstiegslehrgang unter-

richtet haben und nicht Mitglieder des Prüfungsausschusses sind, beauftragen, das Fachge-

spräch zu führen und Prüfungsfragen zu stellen.  

(6) Der Prüfungsausschuss bewertet die Leistungen der gesamten praktischen Prüfung auf 

Grundlage der Bewertungsgrundsätze nach § 14 als eine Prüfungsleistung. Bei der Bewertung 

sind der Gesamteindruck der Leistung, die gezeigte Fachkompetenz des Prüflings, die prakti-

sche Umsetzung der Aufgabe, die fachliche Vertretbarkeit des dargestellten Arbeitsergebnisses 

sowie die Kommunikationsfähigkeit zu berücksichtigen.  

(7) Wird die praktische Prüfung mit „mangelhaft“ oder „ungenügend“ bewertet, so ist die 

Prüfung insgesamt nicht bestanden. 

  

§ 18 Gesamtergebnis 
(1) Nach der praktischen Prüfung stellt der Prüfungsausschuss das Gesamtergebnis der Prüfung 

fest und gibt es den Prüflingen bekannt.  

(2) Grundlagen für die Festsetzung des Gesamtergebnisses sind die Punktwerte für die Leis-

tungen in der schriftlichen Prüfung mit 60 Prozent, für die Leistungen in der praktischen Prü-

fung mit 20 Prozent und die Einweisungsbeurteilung mit 20 Prozent.  

(3) Die Punktwerte für die Leistungen in der schriftlichen und in der praktischen Prüfung wer-

den entsprechend ihrem jeweiligen Anteilsverhältnis zu einem Punktwert für die Abschlussno-

te zusammengefasst. Bruchwerte sind bis zur zweiten Dezimalstelle zu errechnen. Bei der 

Ermittlung des Gesamtergebnisses bleiben die Bruchwerte, die sich beim Abschluss des Re-

chengangs ergeben, unter einem Wert von 5,00 Punkten unberücksichtigt und werden ab 

einem Punktwert von 5,00 wie folgt auf- oder abgerundet: 

  

5,00 bis unter 5,50 = ausreichend (5),  

5,50 bis unter 6,50 = ausreichend (6), 

6,50 bis unter 7,50 = ausreichend (7), 

7,50 bis unter 8,50 = befriedigend (8), 

8,50 bis unter 9,50 = befriedigend (9), 

9,50 bis unter 10,50 = befriedigend (10), 

10,50 bis unter 11,50 = gut (11), 

11,50 bis unter 12,50 = gut (12),  
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12,50 bis unter 13,50 = gut (13),  

13,50 bis unter 14,50 = sehr gut (14),  

14,50 bis 15,00 = sehr gut (15). 

  

(4) Wird das Gesamtergebnis der Prüfung mit ,,mangelhaft“ oder ,,ungenügend“ bewertet, so 

ist die Prüfung nicht bestanden. Dies gilt auch, wenn die praktische Prüfung mit der Note 

„ungenügend“ abgeschlossen wurde. 

 (5) Der Prüfungsausschuss kann Entscheidungen, die eine Beurteilung der Prüfungsleistungen 

enthalten, nicht abändern. 

  
§ 19 Rücktritt, Nichtteilnahme 
(1) Sind Prüflinge durch Krankheit oder sonstige von ihnen nicht zu vertretenden Umstände an 

der Ablegung der Prüfung oder von Prüfungsteilen verhindert, so ist dies dem Landesprüfungs-

amt in geeigneter Form nachzuweisen. Entschuldigungsgründe sind nur zu berücksichtigen, 

wenn sie unverzüglich gegenüber dem Landesprüfungsamt geltend gemacht werden. In diesen 

Fällen gilt die Prüfung als nicht abgelegt.  

(2) Die Prüflinge können in besonderen Fällen mit Genehmigung des Landesprüfungsamtes von 

der Prüfung zurücktreten. Die Rücktrittsgenehmigung darf nur aus wichtigem Grund erteilt 

werden. In diesen Fällen gilt die Prüfung als nicht abgelegt.  

(3) Wird eine Prüfung aus den in den Absätzen 1 und 2 genannten Gründen abgebrochen, so 

wird sie an einem vom Landesprüfungsamt zu bestimmenden Termin fortgesetzt. Dabei ist 

vom Prüfungsausschuss zu entscheiden, ob und in welchem Umfang die bereits abgelieferten 

Arbeiten als Prüfungsarbeiten anzurechnen sind.  

(4) Erscheinen Prüflinge ohne ausreichende Entschuldigung nicht zu schriftliche Prüfungen 

oder werden schriftliche Arbeiten ohne ausreichende Entschuldigung nicht abgegeben, gelten 

diese Prüfungen als ,,ungenügend“. Die Feststellung trifft der Prüfungsausschuss.  

(5) Erscheinen Prüflinge ohne ausreichende Entschuldigung nicht zur praktischen Prüfung oder 

treten sie ohne Genehmigung zurück, so gilt diese Prüfung als „ungenügend“. Die Feststellung 

trifft der Prüfungsausschuss. 

  

§ 20 Ordnungswidriges Verhalten 
(1) Prüflinge, die bei der Anfertigung einer schriftlichen Arbeit erheblich gegen die Ordnung 

verstoßen, können von der Fortsetzung dieser Arbeit ausgeschlossen werden. Unternimmt ein 

Prüfling bei der Anfertigung einer schriftlichen Arbeit eine Täuschung oder einen Täuschungs-

versuch, so haben die Aufsichtsführenden dies in der Niederschrift zu vermerken und das 

Landesprüfungsamt davon unverzüglich zu unterrichten. Das Mitführen von unzulässigen 

Hilfsmitteln gilt in der Regel als Täuschungsversuch.  

(2) Über die Folgen einer Täuschung, eines Täuschungsversuchs, eines Verstoßes gegen die 

Wahrung der Anonymität in der schriftlichen Prüfung oder eines erheblichen Verstoßes gegen 

die Ordnung entscheidet das Landesprüfungsamt nach Anhörung des Prüflings. Es kann nach 

der Schwere der Verfehlung die Wiederholung einzelner oder mehrerer Prüfungsleistungen 

anordnen, eine Prüfungsleistung mit „ungenügend“ bewerten oder die Prüfung für insgesamt 

nicht bestanden erklären. Das gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten 

Täuschungshandlungen.  
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(3) Hat der Prüfling bei der Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung 

des Zeugnisses bekannt, so kann das Landesprüfungsamt nachträglich die Prüfung für nicht 

bestanden erklären, jedoch nur innerhalb einer Frist von drei Jahren nach dem Tage der prakti-

schen Prüfung. 

  

§ 21 Niederschrift, Prüfungszeugnis 
(1) Über den Prüfungshergang ist für jeden Prüfling eine Niederschrift nach Anlage 2 zu ferti-

gen.  

(2) Über das Ergebnis der bestandenen Prüfung händigt der Vorsitz des Prüfungsausschusses 

ein Prüfungszeugnis nach Anlage 3 aus.  

(3) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält darüber eine schriftliche Mitteilung durch das 

Landesprüfungsamt.  

(4) Eine Durchschrift des Zeugnisses oder der Mitteilung über das Nichtbestehen sowie eine 

Durchschrift der Niederschrift ist der Stammdienststelle zur Aufnahme in die Personalakten zu 

übersenden. 

  

§ 22 Wiederholung der Prüfung 
(1) Eine nicht bestandene Aufstiegsprüfung kann einmal wiederholt werden. Die Prüfung ist 

vollständig zu wiederholen. Einzelne Prüfungsleistungen können nicht erlassen werden.  

(2) Der Wiederholungsprüfung geht grundsätzlich die Teilnahme am nächstmöglichen Auf-

stiegslehrgang voraus. 

  

§ 23 Einsichtnahme, Aufbewahrung 
(1) Die Prüflinge können nach Abschluss des Qualifizierungsverfahrens innerhalb eines Jahres 

Einsicht in ihre Prüfungsarbeiten einschließlich ihrer Bewertung nehmen. 

(2) Prüfungsakten sind fünf Jahre aufzubewahren. Die Zeugnisse und Prüfungsniederschriften 

nach Anlage 2 sind 30 Jahre aufzubewahren. 

  

Teil 4 Regelungen zur Aufstiegsprüfung für Beamtinnen und Beamte 
des allgemeinen Verwaltungsdienstes in den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden im Land Nordrhein-Westfalen 
  

§ 24 Anwendung der Regelungen für die Beamtinnen und Beamten in den Gemein-
den und Gemeindeverbänden des Landes Nordrhein-Westfalen 
Die Regelungen in Teil 3 gelten für Beamtinnen und Beamte in den Gemeinden und Gemein-

deverbänden im Land Nordrhein-Westfalen mit folgenden Maßgaben entsprechend: 

1. Die Prüfung wird vor einem Prüfungsausschuss des zuständigen Studieninstitutes für kom-

munale Verwaltung abgelegt. Er führt die Bezeichnung ,,Prüfungsausschuss für die Laufbahn-

gruppe 2 des allgemeinen Verwaltungsdienstes in den Gemeinden und Gemeindeverbänden 

des Landes Nordrhein-Westfalen“ mit einem auf das jeweilige Studieninstitut hinweisenden 

Zusatz. 
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2. Die Mitglieder und der oder die Vorsitzende werden nach Maßgabe Nummer 3 von der 

Institutsleitung für die Dauer von vier Jahren berufen. Wiederberufung ist zulässig. Die Insti-

tutsleitung kann diese und sonstige nach dieser Verordnung zustehenden Befugnisse auf die 

Studienleitung übertragen. 

3. Der Prüfungsausschuss besteht aus einer kommunalen Wahlbeamtin oder einem kommuna-

len Wahlbeamten oder einer Beamtin oder einem Beamten der Ämtergruppe des zweiten 

Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 als Vorsitzender oder Vorsitzendem sowie mindestens 

zwei weiteren Beamtinnen oder Beamten der Laufbahngruppe 2 oder vergleichbaren Beschäf-

tigten. Darunter soll eine Vertreterin oder ein Vertreter des Studieninstituts sein. 

4. An Stelle des Landesprüfungsamts tritt das zuständige Studieninstitut. Die Studieninstitute 

können bei Bedarf vom Gebietsgrundsatz abweichen und im Rahmen interkommunaler Zu-

sammenarbeit die Aufgaben wahrnehmen. 

5. Das Prüfungszeugnis nach § 21 Absatz 2 entspricht inhaltlich der Anlage 3. 

6. Die Kompetenzen nach § 5 Absatz 4 Satz 1 trifft das für Inneres zuständige Ministerium im 

Einvernehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden. 

  

Teil 5 Schlussbestimmung 
  

§ 25 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Sie gilt für alle Qualifizierungs-

maßnahmen, die ab diesem Zeitpunkt beginnen. Die Verordnung tritt am 31. Dezember 2022 

außer Kraft.  
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Laufbahnverordnung Feuerwehr - LVOFeu 
 

Verordnung über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen 

Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen160 

Teil 1 Gemeinsame Vorschriften 
 
§ 1 Laufbahnverordnung, Beschäftigung von Beamtinnen und Beamten des feuer-
wehrtechnischen Dienstes 
(1) Für die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes gilt die Laufbahnver-

ordnung vom 21. Juni 2016 (GV. NRW. S. 461) in der jeweils geltenden Fassung, soweit im 

Folgenden nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes dürfen beschäftigt werden 

1. bei den Feuerwehren der Gemeinden und des Landes und bei den einheitlichen Leitstellen 

für den Brandschutz, die Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst, 

2. bei den Kreisen für die diesen obliegenden Aufgaben beim vorbeugenden Brandschutz, bei 

der Ausbildung im Brandschutz, bei der Gefahrenabwehr und deren Vorbereitung nach dem 

Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz vom 17. Dezem-

ber 2015 (GV. NRW. S. 886) in der jeweils geltenden Fassung, 

3. bei den Aufsichtsbehörden gemäß § 53 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 

und den Katastrophenschutz und 

4. bei dem Institut der Feuerwehr NRW. 

 

§ 2 Ausbilderinnen und Ausbilder 
(1) Als Ausbilderin oder Ausbilder für Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen 

Dienstes im Vorbereitungsdienst darf eine Beamtin oder ein Beamter eingesetzt werden, wenn 

sie oder er hierfür fachlich geeignet ist und sich pädagogisch fortgebildet hat. Der Nachweis 

der fachlichen Eignung wird durch eine Laufbahnbefähigung erbracht. Der Nachweis der päda-

gogischen Fortbildung wird in der Regel durch die erfolgreiche Teilnahme an einer pädagogi-

schen Fortbildungsveranstaltung erbracht. Der Nachweis der pädagogischen Fortbildung gilt 

als erbracht, wenn bereits während des Vorbereitungsdienstes Kenntnisse gemäß § 2 der 

Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88) in der jeweils geltenden 

Fassung erworben wurden oder wenn die Beamtin oder der Beamte die Befähigung für ein 

Lehramt nach dem Lehrerausbildungsgesetz vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308) in der jeweils 

geltenden Fassung besitzt. 

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dürfen als Ausbilderinnen und Ausbilder für Beam-

tinnen und Beamte eingesetzt werden, wenn sie die Eignung als Ausbilderin oder Ausbilder 

nach der Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88) in der jeweils 

geltenden Fassung besitzen. 

                                                                                       
160 Vom 15. März 2017 (GV NW S. 348) 
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Teil 2 Zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 
 

§ 3 Voraussetzung für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst 
(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer 

1. a) mindestens einen Hauptschulabschluss oder einen als gleichwertig anerkannten Bildungs-

stand besitzt und 

b) eine für den feuerwehrtechnischen Dienst geeignete Gesellenprüfung erfolgreich abgelegt 

oder Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen hat oder 

2. a) mindestens die Fachoberschulreife oder einen als gleichwertig anerkannten Bildungs-

stand besitzt und 

b) eine handwerkliche Vorausbildung gemäß der Stufenausbildungsverordnung Feuerwehr 

vom 15. März 2017 (GV. NRW. S. 352) erfolgreich absolviert hat. 

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber muss volljährig und 

1. nach amtsärztlichem Gutachten für den Dienst in der Feuerwehr geeignet sein und 

2. vor der Einstellung erfolgreich an einem Auswahlverfahren teilnehmen, das hinsichtlich der 

körperlichen Eignung auf sportliche und physische Übungen zur Eignungsfeststellung zu be-

schränken ist. 

 

§ 4 Vorbereitungsdienst 
(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung und die Laufbahnprüfung. Er dauert ein 

Jahr und sechs Monate. Die Bewerberin oder der Bewerber wird im Beamtenverhältnis auf 

Widerruf mit der Dienstbezeichnung Brandmeisteranwärterin oder Brandmeisteranwärter in 

den Vorbereitungsdienst eingestellt. 

(2) Auf Antrag können von der Einstellungsbehörde bis zu acht Monate auf den Vorbereitungs-

dienst angerechnet werden: 

1. Zeiten einer beruflichen, nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit oder 

2. feuerwehrtechnische und rettungsdienstliche Kompetenzen, die in anderen beruflichen 

oder dienstlichen, nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeiten erworben wurden, 

 wenn sie nach Art und Umfang geeignet sind, die Ausbildung in einzelnen Ausbildungsab-

schnitten ganz oder teilweise zu ersetzen. 

(3) Näheres ist durch die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 

zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land 

Nordrhein-Westfalen vom 5. November 2015 (GV. NRW. S. 749) in der jeweils geltenden Fas-

sung geregelt. 

 

§ 5 Laufbahnprüfung 
Der Vorbereitungsdienst schließt mit der Laufbahnprüfung für das zweite Einstiegsamt der 

Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes ab. Wird die Prüfung bestanden oder 

endgültig nicht bestanden, endet das Beamtenverhältnis an dem Tag, an dem das Prüfungser-

gebnis der Brandmeisteranwärterin oder dem Brandmeisteranwärter durch den Dienstherrn 

bekanntgegeben wird. 
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§ 6 Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe 
In das Beamtenverhältnis auf Probe kann übernommen werden, wer nach amtsärztlichem 

Gutachten für den Dienst in der Feuerwehr geeignet ist und 

1. die nach der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des zweiten 

Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen vorgeschriebene Laufbahnprüfung bestanden oder eine jeweils vergleichbare Aus-

bildung und Prüfung erfolgreich abgeschlossen hat oder 

2. die Prüfung zur Werkfeuerwehrfrau oder zum Werkfeuerwehrmann gemäß der Werkfeuer-

wehrausbildungsverordnung vom 22. Mai 2015 (BGBl. I S. 830) oder der Verordnung über die 

Entwicklung und Erprobung des Ausbildungsberufes Werkfeuerwehrmann/Werkfeuerwehrfrau 

vom 7. Juli 2009 (BGBl. I S. 1747), die am 1. August 2015 außer Kraft getreten ist, bestanden 

hat. 

 

§ 7 Probezeit 
(1) Die regelmäßige Probezeit beträgt drei Jahre. 

(2) Bei Übernahme von hauptberuflichen Angehörigen Freiwilliger Feuerwehren und von 

Werkfeuerwehren in das Beamtenverhältnis auf Probe kann die Probezeit auf ein Jahr herab-

gesetzt werden. 

(3) Zeiten einer ehrenamtlichen Tätigkeit in einer Freiwilligen Feuerwehr oder einer nebenbe-

ruflichen Tätigkeit in einer Werkfeuerwehr können auf Antrag bis zur Hälfte auf die Probezeit 

angerechnet werden, soweit sie nach Art und Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem 

Amt der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes entsprochen haben und nicht 

bereits auf den Vorbereitungsdienst angerechnet wurden. 

(4) Die Probezeit darf durch Anrechnungen oder Ausnahmen eine Dauer von drei Monaten 

nicht unterschreiten. 

Teil 3 Laufbahngruppe 2 

Abschnitt 1 Erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 
 

§ 8 Voraussetzungen für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst 
(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer mindestens das Abschlusszeugnis 

zu einem Bachelorgrad oder einer entsprechenden Qualifikation an einer Fachhochschule, 

einer Universität, einer technischen Hochschule, einer Berufsakademie oder einer anderen 

gleichstehenden Hochschule aus dem technischen, naturwissenschaftlichen oder einem ande-

ren für die Feuerwehr geeigneten Bereich besitzt. 

(2) § 3 Absatz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 9 Vorbereitungsdienst 
(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung und die Laufbahnprüfung. Er dauert drei 

Jahre. Auf den Vorbereitungsdienst werden bis zu zwölf Monate Studienzeiten angerechnet, 

die zum Erwerb der in § 8 Absatz 1 geforderten Vorbildungsvoraussetzungen geführt haben. 

Die Bewerberin oder der Bewerber wird im Beamtenverhältnis auf Widerruf mit der Dienstbe-
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zeichnung „Brandoberinspektoranwärterin“ oder „Brandoberinspektoranwärter“ in den Vor-

bereitungsdienst eingestellt. 

(2) Auf Antrag können von der Einstellungsbehörde bis zu zwölf Monate auf den Vorberei-

tungsdienst angerechnet werden: 

1. Zeiten einer beruflichen, nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit oder 

2. feuerwehrtechnische und rettungsdienstliche Kompetenzen, die in anderen beruflichen 

oder dienstlichen, nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeiten erworben wurden, 

wenn sie nach Art und Umfang geeignet sind, die Ausbildung in einzelnen Ausbildungsab-

schnitten ganz oder teilweise zu ersetzen. Der Vorbereitungsdienst darf zwölf Monate nicht 

unterschreiten. 

(3) Näheres ist durch die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 

ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land 

Nordrhein-Westfalen vom 25. November 2013 (GV. NRW. S. 668) in der jeweils geltenden 

Fassung geregelt. 

 

§ 10 Laufbahnprüfung 
Der Vorbereitungsdienst schließt mit der Laufbahnprüfung für das erste Einstiegsamt der 

Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes ab. Sie wird am Institut der Feuerwehr 

NRW abgelegt. Wird die Prüfung bestanden oder endgültig nicht bestanden, endet das Beam-

tenverhältnis an dem Tag, an dem der Brandoberinspektoranwärterin oder dem Brandoberin-

spektoranwärter das Prüfungsergebnis durch den Dienstherrn bekanntgegeben wird. 

 

§ 11 Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe 
(1) In das Beamtenverhältnis auf Probe kann übernommen werden, wer 

1. die Voraussetzungen des § 8 Absatz 1 erfüllt und 

2. die nach der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des ersten Ein-

stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen vorgeschriebene oder eine jeweils vergleichbare Ausbildung und Prüfung erfolgreich 

abgeschlossen hat und 

3. nach amtsärztlichem Gutachten für den Dienst in der Feuerwehr geeignet ist. 

(2) Angehörige von Werkfeuerwehren können auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen des § 

8 Absatz 1 übernommen werden, wenn sie die Voraussetzungen des § 13 Absatz 1 erfüllen und 

die nach der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des ersten Ein-

stiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen vorgeschriebene oder eine jeweils vergleichbare Ausbildung und Prüfung erfolgreich 

abgeschlossen haben und nach amtsärztlichem Gutachten für den Dienst in der Feuerwehr 

geeignet sind. 

 

§ 12 Probezeit 
(1) Die regelmäßige Probezeit beträgt drei Jahre. 

(2) Bei Übernahme von hauptberuflichen Angehörigen Freiwilliger Feuerwehren und von 

Werkfeuerwehren in das Beamtenverhältnis auf Probe kann die Probezeit auf ein Jahr herab-

gesetzt werden. 
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(3) Zeiten einer ehrenamtlichen Tätigkeit in einer Freiwilligen Feuerwehr oder einer nebenbe-

ruflichen Tätigkeit in einer Werkfeuerwehr können auf Antrag bis zur Hälfte auf die Probezeit 

angerechnet werden, soweit sie nach Art und Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem 

Amt der Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen 

Dienstes entsprochen haben und nicht bereits auf den Vorbereitungsdienst angerechnet wur-

den. 

(4) Die Probezeit darf durch Anrechnungen oder Ausnahmen eine Dauer von drei Monaten 

nicht unterschreiten. 

 

§ 13 Aufstieg von Laufbahngruppe 1 in die Laufbahngruppe 2 
(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes kön-

nen zur Ausbildung für die Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des 

feuerwehrtechnischen Dienstes zugelassen werden, wenn sie 

1. nach ihrer Persönlichkeit und ihren Leistungen für den Dienst in der Laufbahngruppe 2 des 

feuerwehrtechnischen Dienstes geeignet sind, 

2. a) die Voraussetzungen gemäß § 8 Absatz 1 erfüllen oder 

b) die Ausbildung hauptberuflicher Feuerwehrangehöriger zu Gruppenführerinnen und Grup-

penführern abgeschlossen und über eine mindestens dreimonatige Tätigkeit 

aa) der Vorbereitung und Durchführung von Ausbildungen an einer kommunalen Feuerwehr-

schule oder am Institut der Feuerwehr NRW oder 

bb) in Form von Hospitationen bei anderen hierfür in Frage kommenden Organisationen oder 

Behörden  

die Ausbildungsinhalte des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtech-

nischen Dienstes wiederholt und vertieft haben.  

(2) Die Beamtinnen und Beamten werden auf Grund eines vom Dienstherrn vorzunehmenden 

Personalauswahlverfahrens zum Aufstieg zugelassen und in die Aufgaben der neuen Laufbahn-

gruppe eingeführt. Die Einführungszeit dauert zwölf Monate. Für Beamtinnen und Beamte 

ohne abgeschlossene Ausbildung hauptberuflicher Feuerwehrangehöriger zu Gruppenführe-

rinnen und Gruppenführern und ohne abgeschlossene Ausbildung zum Führen im ABC-Einsatz 

verlängert sich die Einführungszeit um die Dauer dieser Ausbildungen oder der hiervon fehlen-

den Teile. Mindestens ein Ausbildungsabschnitt soll bei einer hierfür geeigneten Feuerwehr 

außerhalb des Bereichs des Dienstherrn abgeleistet werden.  

(3) Nach erfolgreicher Einführung ist die Aufstiegsprüfung, die der Laufbahnprüfung gemäß § 

10 entspricht, abzulegen. Die Beamtinnen und Beamten bleiben bis zur Verleihung eines Am-

tes der neuen Laufbahngruppe in ihrer Rechtsstellung. Wenn sie die Aufstiegsprüfung endgül-

tig nicht bestehen, verbleiben sie in ihrer bisherigen Laufbahngruppe.  

(4) Beim Aufstieg brauchen die Beförderungsämter der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtech-

nischen Dienstes nicht durchlaufen zu werden. 

  

§ 14 Beschränkter prüfungsfreier Aufstieg bis zur Besoldungsgruppe A 11 
(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtechnischen Dienstes kön-

nen abweichend von § 13 in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtech-

nischen Dienstes aufsteigen, wenn sie 
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 1. nach ihrer Persönlichkeit und ihren Leistungen für den Dienst in der Laufbahngruppe 2 des 

feuerwehrtechnischen Dienstes geeignet sind und 

2. die Ausbildung hauptberuflicher Feuerwehrangehöriger zu Gruppenführerinnen und Grup-

penführern abgeschlossen haben und 

3.  a) eine hierzu am Institut der Feuerwehr NRW angebotene oder durch das Institut der 

Feuerwehr NRW anerkannte mindestens dreiwöchige Vertiefungsausbildung für feuerwehr-

technische Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 besucht haben oder 

b) zur Praxisanleitung nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter vom 16. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4280) in der 

jeweils geltenden Fassung geeignet sind und 

4. über eine mindestens dreimonatige Tätigkeit  

a) der Vorbereitung und Durchführung von Ausbildungen an einer kommunalen Feuerwehr-

schule oder am Institut der Feuerwehr NRW oder 

b) in Form von Hospitationen bei anderen hierfür in Frage kommenden Organisationen oder 

Behörden 

die Ausbildungsinhalte des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1 des feuerwehrtech-

nischen Dienstes wiederholt und vertieft haben. 

 (2) Beamtinnen und Beamten mit einer beschränkten Laufbahnbefähigung nach Absatz 1 darf 

höchstens ein Amt der Besoldungsgruppe A 11 verliehen werden. 

  

Abschnitt 2 Zweites Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 
  

§ 15 Voraussetzungen für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst 
(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer 

1. an einer Universität, einer technischen Hochschule oder einer anderen gleichstehenden 

Hochschule das Studium mit der Diplom-Prüfung oder einem Mastergrad aus dem technischen 

oder naturwissenschaftlichen oder einem anderen für die Feuerwehren geeigneten Bereich 

oder 

2. ein in einem Akkreditierungsverfahren als für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 

geeignet eingestuftes Fachhochschulstudium mit einem Mastergrad in einer der unter Num-

mer 1 genannten Fachrichtungen oder einem anderen für die Feuerwehren geeigneten Bereich 

abgeschlossen hat. 

(2) § 3 Absatz 2 gilt entsprechend. 

  

§ 16 Vorbereitungsdienst 
(1) Der Vorbereitungsdienst umfasst die Ausbildung und die Laufbahnprüfung. Er dauert zwei 

Jahre. Die Bewerberin oder der Bewerber wird im Beamtenverhältnis auf Widerruf mit der 

Dienstbezeichnung „Brandreferendarin“ oder „Brandreferendar“ in den Vorbereitungsdienst 

eingestellt. 

(2) Auf Antrag können von der Einstellungsbehörde bis zu zwölf Monate auf den Vorberei-

tungsdienst angerechnet werden:  

1. Zeiten einer beruflichen, nebenberuflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit oder 
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2. feuerwehrtechnische und rettungsdienstliche Kompetenzen, die in beruflichen, nebenberuf-

lichen oder ehrenamtlichen Tätigkeiten erworben wurden,  

wenn sie nach Art und Umfang geeignet sind, die Ausbildung in einzelnen Ausbildungsab-

schnitten ganz oder teilweise zu ersetzen. 

(3) Näheres ist durch die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des 

zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land 

Nordrhein-Westfalen vom 11. März 2010 (GV. NRW. S. 166) in der jeweils geltenden Fassung 

geregelt. 

  

§ 17 Laufbahnprüfung 
Der Vorbereitungsdienst schließt mit der Laufbahnprüfung für das zweite Einstiegsamt der 

Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes ab. Sie wird am Institut der Feuerwehr 

NRW abgelegt. Wird die Prüfung bestanden oder endgültig nicht bestanden, endet das Beam-

tenverhältnis an dem Tag, an dem der Brandreferendarin oder dem Brandreferendar das Prü-

fungsergebnis durch den Dienstherrn bekanntgegeben wird. 

  

§ 18 Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe 
(1) In das Beamtenverhältnis auf Probe kann übernommen werden, wer  

1. die Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 erfüllt und 

2. die nach der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des zweiten 

Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen vorgeschriebene oder eine jeweils vergleichbare Ausbildung und Prüfung erfolgreich 

abgeschlossen hat und 

3. nach amtsärztlichem Gutachten für den Dienst in der Feuerwehr geeignet ist.  

(2) Angehörige von Werkfeuerwehren können auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen des § 

15 Absatz 1 übernommen werden, wenn sie die Voraussetzungen des § 20 Absatz 1 erfüllen 

und die nach der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des zweiten 

Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-

Westfalen vorgeschriebene oder eine jeweils vergleichbare Ausbildung und Prüfung erfolgreich 

abgeschlossen haben und nach amtsärztlichem Gutachten für den Dienst in der Feuerwehr 

geeignet sind. 

  

§ 19 Probezeit 
(1) Die regelmäßige Probezeit beträgt drei Jahre.  

(2) Bei Übernahme von hauptberuflichen Angehörigen Freiwilliger Feuerwehren und von 

Werkfeuerwehren in das Beamtenverhältnis auf Probe kann die Probezeit auf ein Jahr herab-

gesetzt werden.  

(3) Zeiten einer ehrenamtlichen Tätigkeit in einer Freiwilligen Feuerwehr oder einer nebenbe-

ruflichen Tätigkeit in einer Werkfeuerwehr können auf Antrag bis zur Hälfte auf die Probezeit 

angerechnet werden, soweit sie nach Art und Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem 

Amt der Laufbahn des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechni-

schen Dienstes entsprochen haben und nicht bereits auf den Vorbereitungsdienst angerechnet 

wurden.  
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(4) Die Probezeit darf durch Anrechnungen oder Ausnahmen eine Dauer von drei Monaten 

nicht unterschreiten. 

  

 
 
§ 20 Berufliche Entwicklung in der Laufbahngruppe 2 
(1) Beamtinnen und Beamte, die die Prüfung für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 

des feuerwehrtechnischen Dienstes bestanden haben, können zur Ausbildung für das zweite 

Einstiegsamt derselben Laufbahngruppe zugelassen werden, wenn sie  

1. nach ihrer Persönlichkeit und ihren Leistungen für den Dienst des zweiten Einstiegsamtes 

der Laufbahngruppe 2 geeignet sind und  

2.  a) die Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 erfüllen oder 

b) innerhalb der Laufbahngruppe 2 unterschiedliche Verwendungen (im Einsatzdienst, im 

Vorbeugenden Brandschutz, in der Ausbildung, in der Technik oder ähnliches) durchlaufen 

haben.  

(2) Die Beamtinnen und Beamten werden aufgrund eines vom Dienstherrn vorzunehmenden 

Personalauswahlverfahrens zur Beförderung zugelassen und in die Aufgaben der neuen Lauf-

bahn eingeführt. Die Einführungszeit dauert zwölf Monate. Mindestens ein Ausbildungsab-

schnitt soll bei einer hierfür geeigneten Feuerwehr außerhalb des Bereichs des Dienstherrn 

abgeleistet werden.  

(3) Nach erfolgreicher Einführung ist die Beförderungsprüfung, die der Laufbahnprüfung für 

das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 gemäß § 17 entspricht, abzulegen. Die Beam-

tinnen und Beamten bleiben bis zur Verleihung eines Amtes der neuen Laufbahn in ihrer 

Rechtsstellung. Wenn sie die Beförderungsprüfung endgültig nicht bestehen, verbleiben sie in 

der Ämtergruppe der Laufbahn ihres bisherigen Einstiegsamtes. 

(4) Vor der Verleihung des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 brauchen die Beför-

derungsämter der Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehr-

technischen Dienstes nicht durchlaufen zu werden. 

  

§ 21 Prüfungsfreie Verleihung eines Amtes bis zur Besoldungsgruppe A 14 
(1) Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe A 13 in der Ämtergruppe des ersten 

Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 kann abweichend von § 20 ein Amt der Besoldungsgrup-

pe A 14 verliehen werden, wenn sie  

1. nach ihrer Persönlichkeit und ihren Leistungen für den Dienst im zweiten Einstiegsamt der 

Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes geeignet sind und 

2. eine Fortbildung über persönliche Kompetenzen in der Mitarbeiterführung und weitere 

Kompetenzen analog der modularen Qualifizierung gemäß § 25 der Laufbahnverordnung im 

Umfang von mindestens vier Wochen und 

3. eine hierzu am Institut der Feuerwehr NRW angebotene oder durch das Institut der Feuer-

wehr NRW anerkannte Vertiefungsausbildung für feuerwehrtechnische Beamtinnen und Be-

amte der Laufbahngruppe 2 besucht haben und 

4. über einen Zeitraum von einem Monat in der Verwaltung außerhalb des feuerwehrtechni-

schen Dienstes hospitiert haben.  
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(2) Für Beamtinnen und Beamte nach Absatz 1, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung die 

dort genannten Inhalte bereits im Rahmen der dienstlichen Tätigkeit erworben haben, gelten 

die Anforderungen gemäß der Nummern 2 und 3 als erfüllt. Unter dieser Voraussetzung kann 

auch auf die Hospitation nach Nummer 4 verzichtet werden.  

(3) Beamtinnen und Beamten mit einer beschränkten Laufbahnbefähigung nach Absatz 1 darf 

höchstens ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 verliehen werden.  

Teil 4 Schlussvorschriften 
  

§ 22 Übergangsregelung 
Die Befähigung der Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes, die nach 

aufgehobenen Vorschriften erworben worden sind, werden weiter anerkannt. 

  

§ 23 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten des 

feuerwehrtechnischen Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen vom 6. Mai 2014 (GV. NRW. S. 

278), die durch Verordnung vom 10. März 2016 (GV. NRW. S. 180) geändert worden ist, außer 

Kraft. 

 
Hinweis: zu dieser Verordnung gibt es ergänzende Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen: 
 
Verordnung über ein öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis für den Zugang zur Ausbil-
dung zur Brandmeisterin oder zum Brandmeister: 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=2920101203162759249 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des höheren feuerwehrtechni-
schen Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen (VAPhD-Feu): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000147 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des gehobenen feuerwehrtech-
nischen Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen (VAPgD-Feu): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000361 
 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen (VAPmD-Feu): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=203014&bes_id=327
44&aufgehoben=N&menu=1&sg=0#FN1 
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Arbeitszeitverordnung - AZVO 
 

Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten im Lande Nordrhein-

Westfalen161 

 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der 

Gemeindeverbände und der anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für 

1. Professorinnen und Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, es sei denn, 

sie befinden sich in der Funktion von Oberärztinnen und Oberärzten, 

2. Fachhochschullehrerinnen und Fachhochschullehrer, Studienprofessorinnen und Studien-

professoren und Dozentinnen und Dozenten an Hochschulen des Landes sowie Dozentinnen 

und Dozenten an Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst, 

3. Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen, 

4. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte und 

5. Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes in den Feuerwehren gemäß § 

117 Absatz 2 Halbsatz 2 Landesbeamtengesetz. 

(3) § 2 Abs. 6 dieser Verordnung kann für den nach Absatz 2 ausgenommenen Personenkreis 

entsprechend Anwendung finden. 

 

§ 2 Regelmäßige Arbeitszeit162 
(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten beträgt, sofern in 

dieser Verordnung nichts anderes bestimmt oder zugelassen ist, durchschnittlich 41 Stunden. 

Sie verringert sich mit Ablauf des Tages der Vollendung des 55. Lebensjahres auf 40 Stunden 

und des 60. Lebensjahres auf 39 Stunden. 

Abweichend von Satz 1 beträgt die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit für schwerbehinder-

te Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – 

Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 

23. Dezember 2016, BGBl. I S. 3234) in der jeweils geltenden Fassung durchschnittlich 

1. 39 Stunden und 50 Minuten ab dem Grad der Behinderung von mindestens 50, 

2. 39 Stunden ab dem Grad der Behinderung von mindestens 80. 

Satz 3 gilt ab dem Ersten des Monats, in dem der zuständigen Dienstbehörde der Nachweis 

über den Grad der Behinderung vorgelegt wird, bis zum Ablauf des Monats, in dem die Voraus-

setzungen nicht mehr vorliegen. § 199 Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleibt 

unberührt. Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 152 Absätze 1 und 2 

des Neunten Buches Sozialgesetzbuch rückwirkend festgestellt, so ist abweichend von Satz 4 

die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ab diesem Zeitpunkt zu reduzieren, längstens jedoch 

fünf Wochen rückwirkend zu dem Tag, an dem der Dienststelle der Nachweis über den Grad 

                                                                                       
161 Vom 4.7.2006, zul geändert durch Verordnung vom 19. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 1004 
162 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 6 TVöD 
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der Behinderung vorgelegt wird. Die Beamtinnen und Beamten sind verpflichtet, jede Ände-

rung unverzüglich anzuzeigen und auf Verlangen entsprechende Nachweise zu erbringen. 

Soweit es auf die regelmäßige tägliche Arbeitszeit ankommt, ist der durchschnittlich auf einen 

Arbeitstag entfallende Teil der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zugrunde zu legen. 

(2) Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit vermindert sich für jeden gesetzlichen Feiertag, 

der auf einen Werktag fällt, um den durchschnittlich auf diesen Tag entfallenden Teil der re-

gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit. 

(3) Bei Teilzeitbeschäftigung wird die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit entsprechend 

ermäßigt163. Sofern zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann die Arbeitsleis-

tung dabei auch ungleichmäßig auf die Arbeitstage einer oder mehrerer Wochen verteilt wer-

den; innerhalb des in Absatz 5 genannten Berechnungszeitraumes muss jedoch die auf diesen 

Zeitraum entfallende Arbeitszeit erbracht werden. 

(4) Soweit aufgrund einer Teilzeitbeschäftigung oder in begründeten Einzelfällen aus dienstli-

chen Gründen bei einer Vollzeitbeschäftigung regelmäßig die Arbeitsleistung ungleichmäßig 

auf die Arbeitstage einer oder mehrerer Wochen verteilt ist, kann abweichend von Absatz 1 

Satz 8 und Absatz 2 die Stundenzahl zugrunde gelegt werden, die von der betreffenden Beam-

tin oder dem betreffenden Beamten regelmäßig an diesem Wochentag geleistet wird oder 

geleistet worden wäre. 

(5) Vorbehaltlich der Regelungen in § 64 und § 65 Absatz 2 Landesbeamtengesetz ist für die 

Berechnung des Durchschnitts der Arbeitszeit grundsätzlich ein Zeitraum von 52 Wochen 

zugrunde zu legen. Zeiten des Erholungsurlaubs sowie der Dienstunfähigkeit bleiben bei der 

Berechnung des Durchschnitts unberücksichtigt. Dabei darf die wöchentliche Arbeitszeit 48 

Stunden einschließlich der Mehrarbeitsstunden durchschnittlich nicht überschreiten; die tägli-

che Arbeitszeit soll 10 Stunden durchschnittlich nicht überschreiten164. Die oberste Dienstbe-

hörde kann insbesondere für Besonderheiten bestimmter spezifischer Tätigkeiten beim Justiz-

vollzugsdienst und Vollzugsdienst in Abschiebungshafteinrichtungen abweichende Regelungen 

von Satz 3 zulassen, wenn es deren zwingende dienstliche Belange erfordern und ein ange-

messener Schutz der Gesundheit gewährleistet wird. 

(6) Einer Beamtin oder einem Beamten kann im Anschluss an eine länger dauernde Erkrankung 

vorübergehend für die Dauer von bis zu sechs Monaten eine Ermäßigung der regelmäßigen 

Arbeitszeit unter Fortzahlung der Dienstbezüge bewilligt werden, wenn dies nach ärztlicher 

Feststellung aus gesundheitlichen Gründen zur Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess 

geboten ist (Arbeitsversuch)165. In begründeten Ausnahmefällen kann der Arbeitsversuch nach 

Satz 1 für die Dauer von bis zu zwölf Monaten erfolgen, wenn dies nach amtsärztlicher Fest-

stellung aus gesundheitlichen Gründen zur Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess gebo-

ten ist. 

 
§ 3 Arbeitstag166 
(1) Arbeitstage sind grundsätzlich die Tage Montag bis Freitag. 

                                                                                       
163 Besoldung: § 8 LBesG NRW 
164 Arbeitnehmer: § 3 AZG 
165 Arbeitnehmer: § 74 SGB V 
166 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW 
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(2) Arbeitstag kann jedoch auch ein Samstag, Sonntag oder Feiertag sein, soweit die dienstli-

chen Verhältnisse dies für einzelne Verwaltungszweige, Dienststellen, Teile von Dienststellen 

oder für bestimmte einzelne Tätigkeiten zwingend erfordern167. In diesem Fall soll die als Aus-

gleich zu gewährende Freizeit zusammenhängend gewährt werden. Für die an einem Arbeits-

tag nach Satz 1 geleisteten Dienstgeschäfte einschließlich der damit verbundenen Reisezeiten 

gilt § 11 Abs. 1 entsprechend. 

(3) Bei einer dauerhaften Öffnung einer Einrichtung an einem Arbeitstag nach Absatz 2 ist das 

Einvernehmen der obersten Dienstbehörde erforderlich. 

 

§ 4 Ruhepausen168 
(1) Der Dienst ist bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu neun Stunden durch Ruhepau-

sen von insgesamt mindestens 30 Minuten und bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stun-

den durch Ruhepausen von insgesamt mindestens 45 Minuten zu unterbrechen. Die Ruhepau-

sen nach Satz 1 können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt wer-

den. 

(2) Die Pausenzeiten werden nicht auf die Arbeitszeit angerechnet und automatisch in Abzug 

gebracht. 

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr hierzu bestimmte Behörde kann abweichende 

Regelungen zulassen, wenn zwingende dienstliche Belange es erfordern und ein angemessener 

Schutz der Gesundheit gewährleistet wird. 

 
§ 5 Ruhezeit169 
Nach Beendigung des täglichen Dienstes soll eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 

elf Stunden eingehalten werden. In besonderen Tätigkeitsbereichen, insbesondere für Beson-

derheiten bestimmter spezifischer Tätigkeiten beim Justizvollzugsdienst, Vollzugsdienst bei 

Abschiebungshafteinrichtungen und Justizwachtmeisterdienst, kann die oberste Dienstbehör-

de Ausnahmen zulassen, wenn zwingende dienstliche Belange es erfordern und ein angemes-

sener Schutz der Gesundheit gewährleistet wird. 

 

§ 6 Rufbereitschaft170 
(1) Rufbereitschaft liegt vor, wenn sich die Beamtin oder der Beamte auf Anordnung der oder 

des Dienstvorgesetzten außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer der oder dem Dienst-

vorgesetzten anzuzeigenden Stelle aufhält, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. Die Anord-

nungsbefugnis kann der Dienstvorgesetzte auf den unmittelbaren Vorgesetzten übertragen. 

(2) Zeiten einer Rufbereitschaft werden mit Ausnahme der Zeiten der Heranziehung zur Dienst-

leistung nicht auf die Arbeitszeit angerechnet. Sie werden innerhalb von zwölf Monaten zu 

einem Achtel bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich gewährt und bei flexibler Arbeitszeit 

dem Stundenkonto (§ 14 Absatz 5 Satz 2) gutgeschrieben, soweit nicht zwingende dienstliche 

Gründe entgegenstehen. 

                                                                                       
167 Arbeitnehmer: §§ 10, 11 AZG 
168 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW ; Arbeitnehmer: § 4 AZG 
169 Arbeitnehmer: § 5 AZG 
170 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 9 TVöD 
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§ 7 Bereitschaftsdienst171 
Bereitschaftsdienst leisten Beamtinnen und Beamte, die sich auf Anordnung der oder des 

Dienstvorgesetzten an einer von der oder vom Dienstvorgesetzten bestimmten Stelle aufhal-

ten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. Soweit Bereitschaftsdienst besteht, kann die 

regelmäßige Arbeitszeit entsprechend den dienstlichen Bedürfnissen im angemessenen Ver-

hältnis verlängert werden. Die Arbeitszeit darf 48 Stunden im wöchentlichen Durchschnitt 

nicht überschreiten. 

 

§ 8 Schicht- und Nachtdienst172 
(1) (Wechsel-)Schichtdienst oder planmäßig sonstig wechselnder Dienst ist nach Bedarf anzu-

ordnen, wenn die Aufgaben es zwingend erfordern. Die jeweilige Leitung der Behörden und 

Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 legt die Schichtdienstzeiten oder die tägliche Arbeitszeit 

unter Berücksichtigung der dienstlichen und örtlichen Verhältnisse und nach Maßgabe dieser 

Verordnung fest. 

(2) Nachtdienst ist der im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit dienstplanmäßig zu leistende 

Dienst zwischen 20.00 Uhr und 06.00 Uhr. Nachtschicht ist eine Schicht, die mehr als zwei 

Stunden der Nachtdienstzeit umfasst. 

(3) Der besonderen Beanspruchung der Arbeitskraft durch Nachtdienst ist bei der Dienstgestal-

tung Rechnung zu tragen. 

(4) Der Nachtdienst soll acht Stunden pro 24-Stunden-Zeitraum nicht überschreiten. Die obers-

te Dienstbehörde kann für einzelne Tätigkeitsbereiche, insbesondere für Besonderheiten 

bestimmter spezifischer Tätigkeiten beim Justizvollzugsdienst, Vollzugsdienst bei Abschie-

bungshafteinrichtungen und Justizwachtmeisterdienst, Abweichungen zulassen, wenn zwin-

gende dienstliche Belange es erfordern und ein angemessener Schutz der Gesundheit gewähr-

leistet wird. 

 

§ 9 Dienstbefreiung bei Wechselschichtdienst und Schichtdienst173 
(1) Beamtinnen und Beamte, die ständig Wechselschichtdienst oder ständig Schichtdienst 

leisten und denen die Zulage nach § 20 Absätze 1 oder 2 Erschwerniszulagenverord-

nung(EZulV) zusteht, erhalten 

a) bei Wechselschichtdienst für je zwei zusammenhängende Monate und 

b) bei Schichtdienst für je vier zusammenhängende Monate 

einen Arbeitstag Dienstbefreiung. 

(2) Im Falle nicht ständigen Wechselschicht- oder Schichtdienstes (z.B. ständige Vertreterinnen 

und Vertreter) erhalten Beamtinnen und Beamte einen Arbeitstag Dienstbefreiung für 

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtdienst 

geleistet haben, und 

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtdienst geleistet haben. 

(3) Die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 hinsichtlich des Schichtdienstes sind nur erfüllt, 

wenn ein regelmäßiger Wechsel des Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei 

                                                                                       
171 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 9 TVöD 
172 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW ; vgl. auch Erschwerniszulagenverordnung; Arbeit-

nehmer: § 6 AZG 
173 Arbeitnehmer: § 8 TVöD 
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Stunden stattfindet und der Schichtdienst innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stun-

den geleistet wird. 

(4) Es gelten die Bestimmungen zum Erholungsurlaub nach der Freistellungs- und Urlaubsver-

ordnung NRW (FrUrlV NRW) mit Ausnahme von § 18 Absatz 3 FrUrlV NRW entsprechend. 

 
§ 10 Mehrarbeit174 
(1) Beamtinnen und Beamte leisten Mehrarbeit im Sinne des § 61 Landesbeamtengesetz, wenn 

sie aufgrund schriftlicher Anordnung oder Genehmigung verpflichtet sind, vorübergehend über 

die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu verrichten. 

(2) Die Mehrarbeit muss sich auf zwingende Ausnahmefälle beschränken. Vor der Anordnung 

von Mehrarbeit sind die Instrumente der flexiblen Arbeitszeitgestaltung (§ 14 und § 15) auszu-

schöpfen. Die Entscheidung über die Anordnung von Mehrarbeit obliegt der jeweiligen Leitung 

der Behörden und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1. Die Befugnis kann auf die allgemeine 

Vertretung oder die Leitung der für die Personalangelegenheiten zuständigen Abteilung über-

tragen werden. 

(3) Werden Beamtinnen und Beamte durch dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrar-

beit mehr als fünf Stunden im Monat beansprucht, so ist für die geleistete Mehrarbeit entspre-

chend den beamtenrechtlichen Vorschriften Freizeitausgleich zu gewähren. § 61 Absatz 2 

Landesbeamtengesetz bleibt unberührt. 

 

§ 11 Dienstreisen und Dienstgänge175 
(1) Bei Dienstreisen, Dienstgängen, eintägigen Fortbildungen und An- und Abreisetagen von 

mehrtägigen Fortbildungen werden Zeiten der Erledigung des Dienstgeschäfts innerhalb des 

am jeweiligen Tag geltenden Arbeitszeitrahmens mit ihrer tatsächlichen Dauer berücksichtigt. 

Reisezeiten werden bei Dienstreisen, Dienstgängen, soweit Dienstgänge an der Dienststelle 

beginnen oder enden, eintägigen Fortbildungen und An- und Abreisetagen von mehrtägigen 

Fortbildungen ebenfalls innerhalb des am jeweiligen Tag geltenden Arbeitszeitrahmens mit 

ihrer tatsächlichen Dauer berücksichtigt. 

Überschreiten Zeiten der Erledigung des Dienstgeschäfts den geltenden Arbeitszeitrahmen, so 

werden sie mit ihrer tatsächlichen Dauer als Arbeitszeit berücksichtigt; bei den jeweiligen 

Arbeitszeitrahmen überschreitenden Reisezeiten wird die Hälfte dieser Zeit berücksichtigt. Die 

Reisezeiten werden durch Freizeitausgleich entschädigt. Soweit zwingende dienstliche Gründe 

nicht entgegenstehen, sind sie bei fester Arbeitszeit innerhalb von zwölf Monaten auszuglei-

chen; bei flexibler Arbeitszeit sind sie dem Stundenkonto (§ 14 Absatz 5 Satz 2) gutzuschrei-

ben. 

(2) Im Übrigen wird bei mehrtägigen Fortbildungen die regelmäßige tägliche Arbeitszeit für 

jeden Fortbildungstag berücksichtigt; für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte wird der 

auf diesen Tag entfallende Teil der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer entspre-

chenden Vollbeschäftigung berücksichtigt. Sollte ausnahmsweise an diesen Tagen die Gesamt-

dauer der Fortbildung abzüglich der Pausenzeiten über die Summe der für diese Tage vorgese-

                                                                                       
174 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 2 LPVG NRW; Vergütung siehe Mehrarbeitsvergütungsordnung; 

Arbeitnehmer § 7 TVöD 
175 Arbeitnehmer § 44 TVöD 
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henen regelmäßigen Arbeitszeit hinausgehen, wird die überschreitende Zeit ebenfalls berück-

sichtigt. 

§ 12 Dienstbefreiung aus persönlichen Anlässen und Arztbesuche 

 

§ 12 Dienstbefreiung aus persönlichen Anlässen und Arztbesuche176 
(1) Zeiten einer Dienstbefreiung aus persönlichen Anlässen oder eines Arztbesuches ein-

schließlich Wegezeiten gelten lediglich innerhalb einer zeitlich festgelegten Dienstleistungs-

pflicht (Kernzeit, feste Arbeitszeit) als Anwesenheit mit ihrer tatsächlichen Dauer, soweit ihre 

Wahrnehmung nicht außerhalb der zeitlich festgelegten Dienstleistungspflicht möglich ist. 

(2) Zeiten eines Arztbesuchs einschließlich Wegezeiten können ausnahmsweise als Anwesen-

heit berücksichtigt werden, wenn ansonsten die Einhaltung der wöchentlichen Arbeitszeit 

unzumutbar erschwert wird. Näheres regelt die oberste Dienstbehörde. 

(3) Zeiten eines dienstlich angeordneten Arztbesuchs einschließlich Wegezeiten werden mit 

ihrer tatsächlichen Dauer als Arbeitszeit berücksichtigt. 

 
§ 13 Feste Arbeitszeit177 
(1) Soweit dienstliche Interessen es erfordern, sollen feste Arbeitszeiten angeordnet werden. 

Das Dienstende darf montags bis donnerstags nicht vor 15.30 Uhr und freitags nicht vor 14.00 

Uhr liegen. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann abweichende Regelungen zulassen, wenn dienstliche 

Belange es erfordern. 

 

§ 14 Flexible Arbeitszeit178 
(1) Durch Dienstvereinbarung kann die tägliche Arbeitszeit nach Maßgabe der nachfolgenden 

Absätze in der Weise geregelt werden, dass die Beamtinnen und Beamten innerhalb eines 

vorgegebenen Arbeitszeitrahmens über Lage und Dauer der individuellen täglichen Arbeitszeit 

selbst entscheiden. Bei dieser selbstbestimmten Arbeitszeitgestaltung ist den dienstlichen 

Interessen Vorrang einzuräumen. 

(2) Der Arbeitszeitrahmen kann innerhalb eines Zeitrahmens von 06.30 Uhr bis 20.00 Uhr 

festgelegt werden. 

(3) Aus dienstlichen Gründen können für 

a) einzelne Beamtinnen und Beamte oder 

b) Gruppen von Beamtinnen und Beamten oder 

c) alle Beamtinnen oder Beamten einer Dienststelle Zeiten vereinbart werden, 

- in denen eine bestimmte Mindestanzahl von Beamtinnen und Beamten anwesend sein müs-

sen (Servicezeit) oder 

- in denen alle betroffenen Beamtinnen und Beamten anwesend sein müssen (Kernzeit). 

Service- und Kernzeiten sollen ausschließlich der Pausen mindestens fünf Stunden pro Arbeits-

tag umfassen. Sie haben die Zeit des stärksten Arbeitsanfalls einzuschließen, sollen nicht nach 

09.00 Uhr beginnen und montags bis donnerstags nicht vor 15.00 Uhr und freitags nicht vor 

                                                                                       
176 Arbeitnehmer § 29 TvöD; vgl. auch den Runderlass im Anschluss an die AZVO 
177 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW 
178 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NRW; Arbeitnehmer § 6 TVöD 
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14.00 Uhr enden. Auch außerhalb dieser Zeiten muss die dienstlich notwendige Funktionsfä-

higkeit der Behörde gewährleistet sein. 

(4) Aus dienstlichen Gründen kann angeordnet werden, dass einzelne Beamtinnen und Beamte 

oder Gruppen von Beamtinnen und Beamten 

a) allgemein oder im Einzelfall dauernd oder vorübergehend von der Inanspruchnahme der 

flexiblen Arbeitszeit ausgenommen werden, 

b) vorübergehend innerhalb der flexiblen Arbeitszeit Dienst zu leisten haben oder 

c) in von Absatz 3 abweichenden Kern- oder Servicezeiten Dienst zu leisten haben, um die 

dienstlich notwendige Funktionsfähigkeit der Behörde zu gewährleisten.(4a) Aus zwingenden 

dienstlichen Gründen kann für einzelne Beamtinnen und Beamte oder Gruppen von Beamtin-

nen und Beamten, deren Eigenart des Dienstes regelmäßige Rufbereitschaft und Dienststun-

den innerhalb der Nachtdienstzeit vorsieht, an Tagen, an denen aufgrund der Eigenart des 

Dienstes Dienststunden innerhalb der Nachtdienstzeit anfallen, ein von Absatz 2 abweichender 

Arbeitszeitrahmen angeordnet werden. 

(5) Unterschreitungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (Minderzeiten) sind maxi-

mal bis zu 40 Stunden zulässig. Überschreitungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 

(Zeitguthaben) dürfen an mindestens einem und bis zu zwölf Stichtagen im Jahr ein festgeleg-

tes Stundenkonto, das sich in einem Rahmen von nicht mehr als 120 Stunden Zeitguthaben 

bewegen kann, nicht übersteigen. Darüber hinausgehende Zeitguthaben verfallen. 

(6) Zur Abgeltung von Zeitguthaben können Vereinbarungen hinsichtlich eines halbtägigen 

(Vormittag oder Nachmittag), ganztägigen, mehrtägigen oder unbegrenzten Freizeitausgleichs 

getroffen werden. Der Umfang des Zeitausgleichs ist rechtzeitig mit der oder dem Vorgesetz-

ten abzustimmen und eine Vertretungsregelung sicherzustellen. Dabei ist den dienstlichen 

Interessen Vorrang einzuräumen. 

(7) Die Arbeitszeit ist durch Geräte zu erfassen. Die Beamtin oder der Beamte hat diese beim 

Betreten und Verlassen des Dienstgebäudes zu bedienen. In begründeten Fällen können mit 

Genehmigung der obersten Dienstbehörde Ausnahmen von Satz 1 zugelassen werden, insbe-

sondere wenn die Beschaffung eines Zeiterfassungsgeräts unwirtschaftlich wäre. In diesen 

Fällen sind Zeiterfassungsnachweise zu führen. 

Die personenbezogenen Daten dürfen nur 

1. für die Ermittlung und Überprüfung der Einhaltung der Arbeitszeit (z. B. Zeiten der Dienstun-

fähigkeit, Dienstbefreiung, Mehrarbeit und des Urlaubs), 

2. für die Führung einer An- und Abwesenheitsliste, 

3. für die Erhebung und die damit in Zusammenhang stehenden elektronischen Datenüber-

mittlungen zahlungsbegründender Daten für die Festsetzung und Zahlbarmachung von Besol-

dungsansprüchen sowie 

4. in anonymisierter Form für Statistiken, insbesondere zur Evaluation der Arbeitszeitmodelle, 

verwendet werden. Die personenbezogenen Daten sind durch organisatorische und technische 

Maßnahmen gegen unzulässige Bearbeitung und Nutzung sowie gegen Kenntnisnahme durch 

Unbefugte zu sichern. Die personenbezogenen Daten eines Abrechnungszeitraums nach Ab-

satz 5 sind grundsätzlich spätestens nach 6 Monaten zu löschen. Eine darüber hinausgehende 

Speicherung ist nur für solche Daten zulässig, die zur Erfüllung gesetzlich zugewiesener Aufga-

ben erforderlich sind. In diesen Fällen sind die Daten sechs Monate nach Ablauf des für die 

Aufgabenerfüllung gesetzlich festgelegten Zeitraums zu löschen. Besoldungsrelevante Daten, 
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die elektronisch übermittelt werden, unterliegen den für sie geltenden gesetzlichen Aufbe-

wahrungsfristen. 

 

§ 15 Dienstfreie Zeit179 
(1) Am 24. Dezember und 31. Dezember entfällt der Dienst, soweit es die dienstlichen Verhält-

nisse zulassen. Kann Dienstbefreiung aus dienstlichen Gründen nicht erteilt werden, ist für den 

Dienst an einem anderen Tag innerhalb von drei Monaten Freizeitausgleich zu gewähren. 

(2) Die Landesregierung kann anordnen, dass aus besonderem Anlass der Dienst an einzelnen 

Arbeitstagen entfällt. Bei örtlich bedingten Anlässen kann Dienstfreiheit von der obersten 

Dienstbehörde und, wenn der Anlass nur eine einzelne Dienststelle berührt, von der jeweiligen 

Leitung der Behörden und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 angeordnet werden. 

 
§ 16 Ort und Zeit der Dienstleistung 
Der Dienst ist grundsätzlich an der Dienststelle und innerhalb der regelmäßigen Dienststunden 

zu leisten, soweit nicht eine andere Regelung erforderlich oder zweckmäßig ist. Bei Telearbeit 

kann von Satz 1 1. Halbsatz abgewichen werden, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenste-

hen. 

§ 17 Experimentierklausel 
Zur Erprobung weitergehender Arbeitszeitmodelle, insbesondere von Langzeit- und Lebensar-

beitszeitkonten, kann die zuständige oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem In-

nenministerium von den Bestimmungen dieser Verordnung zeitlich begrenzte Ausnahmen 

zulassen. Führt die Erprobung zu einer Beeinträchtigung dienstlicher Interessen, sind die Ar-

beitszeitmodelle entsprechend anzupassen. 

 

§ 18 Sondervorschriften für Körperschaften, Anstalten und Stiftungen desöffentli-
chen Rechts 
(1) Bei den Gemeinden, den Gemeindeverbänden und den anderen der Aufsicht des Landes 

unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts tritt an die 

Stelle der obersten Dienstbehörde die bzw. der Dienstvorgesetzte, soweit nicht Beamtinnen 

und Beamte des Landes der Dienststelle angehören. 

(2) Nach den örtlichen Erfordernissen können abweichende Regelungen von den § 3 Absätze 1 

und 2, §§ 13 und 14 sowie durch Dienstvereinbarung von § 11 Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 Halb-

satz 2 getroffen werden. 

(3) Für Hochschulen und bibliothekarische Zentraleinrichtungen kann die oberste Dienstbe-

hörde abweichende Regelungen von § 14 zulassen. Die Entscheidung kann auf die Dienststel-

lenleitung delegiert werden. 

 
§ 19 In-Kraft-Treten und Fortbestehen von Dienstvereinbarungen 
(3) Auf Grundlage der §§ 7a und 13 AZVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. De-

zember 1986 (GV. NRW.1987 S. 15), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. 

Dezember 2003 (GV. NRW. S. 814), bestehende Dienstvereinbarungen können, soweit sie den 

Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen, unbefristet fortgeführt werden. 

                                                                                       
179 Arbeitnehmer § 6 Abs. 3 TVöD 
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§ 20 Berichtspflicht 
Das für Inneres zuständige Ministerium berichtet der Landesregierung bis zum 31. Dezember 

2016 über die Notwendigkeit des Fortbestehens dieser Verordnung. 

 
 
 
Anerkennung von Zeiten eines Arztbesuches im Rahmen einer Härtefallregelung (§ 
12 Abs.  2 AZVO) 
 

RdErl. d. Innenministeriums v. 26.2.2007 -24-42.02.08- MBl. NRW. 2007 S. 138 
 

In Anwendung des § 12 Abs. 2 AZVO wird für die Beamtinnen und Beamten im Geschäftsbe-
reich des Innenministeriums festgelegt: 
 
I. Allgemein: 
Ist eine feste Arbeitszeit angeordnet (§ 13 AZVO) oder sind Kernzeiten innerhalb eines Arbeits-
zeitrahmens vereinbart worden (§ 14 AZVO), so sind die Zeiten eines Arztbesuchs einschließlich 
Wegezeiten grundsätzlich außerhalb der festen Arbeitszeit bzw. der Kernzeiten zu planen. Nur 
wenn dies nicht möglich ist, wird die Abwesenheit innerhalb der festen Arbeitszeit oder Kernzei-
ten auf die Arbeitszeit angerechnet (§ 12 Absatz 1 AZVO). 
 
II. Regelung zu § 12 Abs. 2 AZVO (Härtefallregelung): 
Arztbesuchszeiten - außerhalb einer vereinbarten Kernzeit -, die einen Umfang von drei Stunden 
pro Kalenderwoche nicht überschreiten, gelten nicht als Arbeitszeit. Für die über drei Stunden 
(Grenzwert) hinausgehenden Arztbesuchszeiten einschließlich Wegezeiten innerhalb des ver-
einbarten Arbeitszeitrahmens ist für die diese Schwelle überschreitende Zeit auf Antrag eine 
Zeitgutschrift im Umfang von 50 % vorzunehmen. Für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und 
Beamte, zu deren Haushalt ein Kind, das das achte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, oder 
eine Angehörige / ein Angehöriger, die / der wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Be-
hinderung dauernd pflegebedürftig ist, gehört, ermäßigt sich der Grenzwert entsprechend dem 
Umfang der Teilzeitbeschäftigung (§ 2 Abs. 3 Satz 1 AZVO). Darüber hinaus können in besonde-
ren Ausnahmefällen bei einer schweren Erkrankung, die aufwändige ärztliche Behandlungen 
erfordert (z. B. Dialysepatienten), Ausnahmen durch die jeweilige Leitung der Behörden und 
Einrichtungen i. S. d. § 1 Abs. 1 AZVO zugelassen werden. Die Befugnis kann auf die allgemeine 
Vertretung oder die Leitung der für die Personalangelegenheiten zuständigen Abteilung über-
tragen werden. Für die Anerkennung der Abwesenheitszeiten ist grundsätzlich eine kosten- und 
formlose Bescheinigung der Arztpraxis oder des Instituts über die Dauer der Anwesenheit in der 
Praxis erforderlich. In Ausnahmefällen kann der Nachweis durch schriftliche Eigenerklärung der 
Beamtin oder des Beamten erfolgen. 
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Arbeitszeitverordnung Feuerwehr - AZVOFeu 
 

Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen 

Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen180 

 

§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Diens-

tes, die in Schichten unter Einschluss von Bereitschaftszeiten Dienst leisten. 

(2) Abweichend von § 1 Absatz 2 Nummer 5 der Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtin-

nen und Beamten im Land Nordrhein-Westfalen (Arbeitszeitverordnung - AZVO) gilt für alle 

anderen Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes die Arbeitszeitverord-

nung. 

 

§ 2 Regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schichtdienst 
(1) Die regelmäßige Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen 

Dienstes, die in Schichten Dienst leisten, beträgt unter Berücksichtigung des Bereitschafts-

dienstes wöchentlich einschließlich Mehrarbeitsstunden im Jahresdurchschnitt 48 Stunden. 

Dabei beträgt der Anteil des Bereitschaftsdienstes 19 Stunden. 

(2) Für gesetzliche Feiertage, die auf einen Werktag fallen, vermindert sich die durchschnittli-

che wöchentliche Arbeitszeit nach Absatz 1 jeweils um ein Fünftel, und zwar ohne Rücksicht 

darauf, ob die Beamtin oder der Beamte an dem Feiertag tatsächlich Dienst zu leisten hat. 

(3) Die Beamtinnen und Beamten sind verpflichtet, über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 

Dienst zu leisten, wenn zwingende dienstliche Gründe dies erfordern. 

(4) Bei Ermittlung der im Jahresdurchschnitt geleisteten Arbeitszeit bleiben Zeiten des Erho-

lungsurlaubs und der Dienstunfähigkeit unberücksichtigt. 

 

§ 3 Tägliche Ruhezeit181 
(1) Innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraumes beträgt die ununterbrochene Ruhezeit 11 Stunden. 

(2) Bei Gewährung gleichwertiger Ausgleichsruhezeiten oder in Ausnahmefällen, in denen die 

Beamtin und der Beamte einen anderweitigen angemessenen Schutz erhält, kann hiervon 

abgewichen werden. 

 

§ 4 Wöchentliche Ruhezeit 
(1) Innerhalb eines Siebentageszeitraumes soll den Beamtinnen und Beamten eine Ruhezeit 

von 24 zusammenhängenden Stunden zuzüglich der täglichen Ruhezeit von 11 Stunden ge-

währt werden. 

(2) § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

  

                                                                                       
180 Vom 1.9.2006 (GV NRW S. 442), zul. geändert durch VO v. 3.5.2016 (GV. NRW. S. 243) 
181 vgl. für Arbeitnehmer § 5 AZG 
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§ 5 Ausnahmen / Individualvereinbarungen 
(1) Unter Beachtung der allgemeinen Grundsätze der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 

kann über den Rahmen des § 2 Abs. 1 hinaus Schichtdienst als durchschnittliche regelmäßige 

wöchentliche Arbeitszeit geleistet werden, wenn 

a) die oder der Betroffene sich hierzu bereit erklären, 

b) der Beamtin oder dem Beamten im Falle der Nichtbereitschaft zur Überschreitung der Re-

gelarbeitszeit keine Nachteile entstehen, 

c) der Dienstherr aktuelle Listen über alle Beamtinnen und Beamten führt, die sich zu einer 

verlängerten Arbeitszeit bereit erklärt haben, 

d) die Listen den für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden, die eine Überschreitung der 

wöchentlichen Höchstarbeitszeit anlassbezogen unterbinden oder einschränken können, zur 

Verfügung gestellt werden, 

e) der Dienstherr auf Ersuchen die für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden über die Beam-

tinnen und Beamten unterrichtet, die eine Erklärung i.S.d. Buchstaben a) abgegeben haben. 

Bei einer vereinbarten Wochenarbeitszeit von 54 Stunden soll in der Regel der Anteil des Ar-

beits- und Ausbildungsdienstes 23 Stunden und der Anteil des Bereitschaftsdienstes 31 Stun-

den betragen. Dieses Verhältnis gilt für davon abweichend vereinbarte Wochenarbeitsstunden 

entsprechend. 

(2) Die Erklärung i.S.d. Absatzes 1 kann zum Ablauf des Kalenderjahres mit einer Frist von drei 

Monaten widerrufen werden. Die Beamtin oder der Beamte ist auf die Widerrufsmöglichkeit 

schriftlich hinzuweisen. 

 

§ 6 Arbeitszeitgestaltung 
(1) Die Beamtinnen und Beamten müssen während der Arbeitszeit an der Dienststelle anwe-

send sein, soweit sie sich nicht im Einsatz befinden oder an anderer Stelle Dienstobliegenhei-

ten des feuerwehrtechnischen Dienstes zu erfüllen haben. 

(2) Während der Arbeitszeit haben die Beamtinnen und Beamten, solange kein Einsatz statt-

findet, Arbeits- Ausbildungs- und Bereitschaftsdienst zu leisten. An Sonntagen kann nach Maß-

gabe örtlicher Regelungen Arbeits-, Ausbildungs- und Fortbildungsdienst geleistet werden, im 

Übrigen ist Bereitschaftsdienst zu leisten. 

(3) Einzelheiten der Arbeitszeitverteilung, der Dienstplangestaltung und der Gewährung des 

Feiertagsausgleiches regelt nach Maßgabe dieser Verordnung die dienstvorgesetzte Stelle. 

 

§ 7 Anwendbarkeit der Arbeitszeitverordnung 
(1) Im Übrigen ist die Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten im Land 

Nordrhein-Westfalen (AZVO) anwendbar, soweit sich aus den vorstehenden Regelungen nichts 

anderes ergibt. 

(2) Abweichend von § 1 Abs. 1 kann festgelegt werden, dass für das feuerwehrtechnische 

Personal in Kreisleitstellen die Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten 

im Land Nordrhein-Westfalen (AZVO) gilt. 
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Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW - FrUrlV NRW 
 

Verordnung über die Freistellung wegen Mutterschutz für Beamtinnen und Richterinnen, 

Eltern - und Pflegezeit, Erholungs- und Sonderurlaub der Beamtinnen und Beamten und Rich-

terinnen und Richter im Land Nordrhein-Westfalen182 

Teil 1 Allgemeines 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der Ge-

meindeverbände und der anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Sie gilt für Richterinnen und Richter entspre-

chend, soweit nicht durch besondere Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 2 Arbeitstage183 
Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind alle Kalendertage, an denen dienstplanmäßig 

oder auf Grund der Verteilung der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 

Dienst zu leisten ist; ausgenommen sind Feiertage, die zu einer Kürzung der durchschnittlichen 

Wochenarbeitszeit um die an sich auf diese Tage entfallenden Dienststunden führen. Ist eine 

Dienstschicht auf zwei Kalendertage verteilt, wird als Arbeitstag im Sinne des Satzes 1 nur der 

erste Kalendertag berücksichtigt. 

Teil 2 Mutterschutz 
 

§ 3 Anwendung des Mutterschutzgesetzes184 
(1) Auf die Beschäftigung und den Gesundheitsschutz von Beamtinnen während der Schwan-

gerschaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit sind die folgenden Vorschriften des Mutter-

schutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) in der jeweils geltenden Fassung entspre-

chend anzuwenden: 

1. zu Zielen des Mutterschutzes und Begriffsbestimmungen (§ 1 Absatz 1, § 2 Absatz 3 Satz 1 

und Absatz 4 des Mutterschutzgesetzes), 

2. zu Beschäftigungsverboten und Ausnahmen (§§ 3 bis 6, 10 Absatz 3, § 13 Absatz 1 Nummer 

3, §§ 16, 28 und 29 Absatz 3 Nummer 1 des Mutterschutzgesetzes),  

3. zur Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen (§ 7 des Mutterschutzgesetzes), 

4. zur Gestaltung der Arbeitsbedingungen (§ 9, 10 Absatz 1 und 2, § 13 Absatz 1 Nummern 1 

und 2 und § 14 des Mutterschutzgesetzes),  

5. zu unzulässigen Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für  

    a) schwangere Frauen (§ 11 des Mutterschutzgesetzes) und  

    b) stillende Frauen (§ 12 des Mutterschutzgesetzes), 

                                                                                       
182 Vom 10.1.2012, zul geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 378) 
183 Arbeitnehmer: § 6 TVöD, § 9 AZG 
184 Beteiligungstatbestand:  § 77 LPVG NRW 
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6. zu Mitteilungen und Nachweisen über die Schwangerschaft und das Stillen (§ 15 des Mut-

terschutzgesetzes), 

7. zu den Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten (§ 27 Absatz 1 bis 5 des Mutterschutzge-

setzes) und 

8. zu den Bußgeld- und Strafvorschriften (§§ 32 und 33 des Mutterschutzgesetzes). 

(2) An die Stelle des Arbeitgebers im Sinne des Mutterschutzgesetzes tritt die nach § 2 des 

Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 19. September 2017 (GV. NRW. S. 764) geändert worden ist, zu-

ständige dienstvorgesetzte Stelle. Für die Kontrolle und Überwachung der Einhaltung der dem 

Gesundheitsschutz dienenden mutterschutzrechtlichen Vorschriften und damit einhergehen-

den Befugnissen gilt § 29 des Mutterschutzgesetzes entsprechend. 

 

§ 4 Besoldung bei Beschäftigungsverbot und Stillzeit 
(1) Durch die mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbote nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 2 mit Ausnahme des Verbots der Mehrarbeit wird die Zahlung der Besoldung nicht be-

rührt. Das Gleiche gilt für Freistellungen für Untersuchungen bei Schwangerschaft und Mutter-

schaft sowie für Freistellungen zum Stillen. Bemessungsgrundlage für die Zahlung der Zulagen 

für den Dienst zu ungünstigen Zeiten und den Wechselschicht- oder Schichtdienst ist der 

Durchschnitt der Zulagen und der Vergütungen der letzten drei Monate vor Beginn des Mo-

nats, in dem die Schwangerschaft eingetreten ist (§§ 3, 4 und 20 der Erschwerniszulagenver-

ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3497), die 

zuletzt durch Verordnung vom 11. Juli 2017 (GV. NRW. S. 678) geändert worden ist, in Verbin-

dung mit § 92 Absatz 1 Nummer 2 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 

NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils geltenden Fassung sowie für die Vergütung nach der 

Vollstreckungsvergütungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 2003 

(BGBl. I S. 8), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 880) 

geändert worden ist, in Verbindung mit § 92 Absatz 1 Nummer 4 des Landesbesoldungsgeset-

zes). 

(2) Nach der Beendigung einer Elternzeit nach § 16 Absatz 3 Satz 3 des Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetzes vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748) in der jeweils geltenden Fassung 

richtet sich der Besoldungsanspruch nach dem Beschäftigungsumfang vor Beginn der Eltern-

zeit. Während der Elternzeit eingetretene Veränderungen sind zu berücksichtigen. Wenn die 

Besoldung aus einer Teilzeitbeschäftigung während der beendeten Elternzeit höher ist als der 

Besoldungsanspruch im Sinne von Satz 1, wird diese Besoldung zugrunde gelegt. 

 
§ 5 Zuschuss bei Beschäftigungsverbot während einer Elternzeit 
Beamtinnen erhalten in der Zeit der Schutzfristen vor und nach der Entbindung (§ 3 des Mut-

terschutzgesetzes) und für den Entbindungstag einen Zuschuss von 13 Euro für jeden Kalen-

dertag, der in eine Elternzeit fällt. Dies gilt nicht, wenn sie während der Elternzeit teilzeitbe-

schäftigt sind. Der Zuschuss ist auf insgesamt 210 Euro begrenzt, wenn die Besoldung der 

Beamtin vor Beginn der Elternzeit ohne die mit Rücksicht auf den Familienstand gewährten 

Zuschläge und ohne Aufwandsentschädigung die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzli-

chen Krankenversicherung überschreitet oder überschreiten würde. 
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§ 6 Entlassungsverbot während der Schwangerschaft und nach der Entbindung 
(1) Die Entlassung einer Beamtin auf Probe oder auf Widerruf darf gegen ihren Willen nicht 

ausgesprochen werden 

1. während der Schwangerschaft, 

2. bis zum Ablauf von vier Monaten nach einer Fehlgeburt nach der zwölften Schwanger-

schaftswoche und 

3. bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach der Entbindung, mindestens jedoch bis zum Ablauf von 

vier Monaten nach der Entbindung, 

wenn der dienstvorgesetzten Stelle zum Zeitpunkt der Entlassung die Schwangerschaft, die 

Fehlgeburt nach der zwölften Schwangerschaftswoche oder die Entbindung bekannt ist oder 

wenn sie ihr innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der Entlassungsverfügung mitgeteilt 

wird. Das Überschreiten dieser Frist ist unbeachtlich, wenn es auf einem von der Beamtin nicht 

zu vertretenden Grund beruht und die Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird. Die Sätze 1 

und 2 gelten entsprechend für Maßnahmen zur Vorbereitung einer Entlassung. 

(2) In besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehörde abweichend von Absatz 1 eine Ent-

lassung aussprechen, wenn ein Sachverhalt vorliegt, bei dem eine Beamtin auf Lebenszeit im 

Wege eines Disziplinarverfahrens aus dem Beamtenverhältnis zu entfernen wäre. 

(3) Die §§ 22 und 23 Absätze 1 und 2 des Beamtenstatusgesetzes bleiben unberührt. 

 
§ 7 Ärztliche Untersuchungen 
Die Beamtin hat zeitlich unabhängig von dienstlichen Interessen jederzeit das Recht auf Frei-

stellung für die bei Schwangerschaft und Mutterschaft erforderlichen Untersuchungen oder für 

die zum Stillen erforderliche Zeit. Freistellungszeiten für Untersuchungen einschließlich Wege-

zeiten und zum Stillen werden als Arbeitszeit entsprechend § 23 Absatz 1 des Mutterschutzge-

setzes berücksichtigt. 

 
§ 8 Auslage des Mutterschutzgesetzes und dieser Verordnung 
In jeder Dienststelle, bei der regelmäßig mehr als drei Beamtinnen tätig sind, sind ein Abdruck 

des Mutterschutzgesetzes sowie ein Abdruck dieser Verordnung an geeigneter Stelle zur Ein-

sicht auszulegen, sofern diese nicht allen Bediensteten in elektronischer Fassung zur Verfügung 

stehen. 

 

Teil 3 Elternzeit 
 
§ 9 Anwendung des Bundeselterngeld-und Elternzeitgesetzes 
Beamtinnen und Beamte haben Anspruch auf Elternzeit ohne Besoldung in entsprechender 

Anwendung des § 15 Absatz 1 bis 3 und § 16 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748) in der jeweils geltenden Fassung, soweit nachfolgend 

nichts Abweichendes geregelt ist. 
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§ 10 Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit185 
(1) Während der Elternzeit ist Beamtinnen und Beamten auf Antrag eine Teilzeitbeschäftigung 

bei ihrem Dienstherrn bis zu 30 Stunden wöchentlich zu bewilligen, wenn zwingende dienstli-

che Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Mit Genehmigung der zuständigen Dienstbehörde darf während der Elternzeit auch eine 

Teilzeitbeschäftigung außerhalb des Beamtenverhältnisses in dem in Absatz 1 genannten 

Umfang ausgeübt werden. Diese Obergrenze gilt nicht für eine Tätigkeit als Tagespflegeperson 

im Sinne von § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (Artikel 1 

des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) in der jeweils geltenden Fassung, sofern nicht 

mehr als fünf Kinder in Kindertagespflege betreut werden. Die Genehmigung kann nur inner-

halb von vier Wochen ab Antragstellung versagt werden, wenn dringende dienstliche Belange 

entgegenstehen. Sie ist zu versagen, wenn einer der in § 50 in Verbindung mit § 49 Absatz 2 

Satz 2 Nummer 2 bis 6 des Landesbeamtengesetzes genannten Gründe vorliegt. Eine Ableh-

nung bedarf der Schriftform. 

 

§ 12 Entlassung aus dem Beamtenverhältnis186 
(1) Während der Elternzeit darf die Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf Probe oder 

auf Widerruf gegen ihren Willen nur ausgesprochen werden, wenn ein Sachverhalt vorliegt, bei 

dem Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit aus dem Dienst zu entfernen wären. 

(2) Die §§ 22 und 23 Absätze 1 und 2 des Beamtenstatusgesetzes bleiben unberührt. 

 
§ 13 Krankenversicherung 
(1) Den Beamtinnen und Beamten werden die Beiträge für die Krankenversicherung während 

der Elternzeit in Höhe von monatlich 31 Euro erstattet, wenn ihre Besoldung (ohne die mit 

Rücksicht auf den Familienstand gewährten Zuschläge und ohne Aufwandsentschädigung 

sowie ohne Auslandsdienstbezüge nach Maßgabe der besoldungsrechtlichen Bestimmungen) 

im Monat vor Beginn der Elternzeit ein Zwölftel der allgemeinen Versicherungspflichtgrenze in 

der gesetzlichen Krankenversicherung nicht überschritten haben oder überschritten hätten. 

Nehmen die Eltern gemeinsam Elternzeit, steht die Beitragserstattung nur dem Elternteil zu, 

bei dem das Kind im Familienzuschlag berücksichtigt wird oder berücksichtigt werden soll.(2) 

Für die Dauer einer Elternzeit, für welche nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 

Anspruch auf die Zahlung von Elterngeld besteht und Zahlungen nach dem Bundeselterngeld- 

und Elternzeitgesetz bezogen werden, werden Beamtinnen und Beamten bis einschließlich der 

Besoldungsgruppe A 8 sowie Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 

auf Antrag die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung über die Erstattung nach 

Absatz 1 hinaus in voller Höhe erstattet, soweit sie auf einen die jeweilige Beihilfe ergänzen-

den Tarif einschließlich etwaiger darin enthaltener Altersrückstellungen entfallen. Für andere 

Monate einer Elternzeit wird die Beitragserstattung nach Satz 1 weitergezahlt, solange keine 

Beschäftigung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit ausgeübt wird. Zu den 

Beiträgen zählen auch die auf die Kinder entfallenden Anteile, soweit die Kinder im Familienzu-

schlag berücksichtigt sind. 

                                                                                       
185 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 1 LPVG NRW 
186 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 8 LPVG NRW 
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§ 15 Übergangsvorschrift 
Für die vor dem 1. Juli 2015 geborenen oder mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen Kin-

der ist § 9 in der bis zum 3. Juli 2015 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

Teil 4 Pflege- und Familienpflegezeit 
 
§ 16 Kurzzeitige Arbeitsverhinderung, Pflegezeit und sonstige Freistellungen187 
(1) In entsprechender Anwendung des § 2 Absatz 1 und 2, des § 3 Absatz 1 bis 6, § 4 und des § 

7 Absatz 3 und 4 des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils 

geltenden Fassung haben Beamtinnen und Beamte Anspruch 

1. dem Dienst bis zu zehn Arbeitstage fernzubleiben (kurzzeitige Arbeitsverhinderung) oder 

2. vom Dienst teilweise oder vollständig freigestellt zu werden bis zur Dauer von maximal 

a) sechs Monaten (Pflegezeit, Betreuung pflegebedürftiger minderjähriger Angehöriger) oder 

b) drei Monaten (Begleitung letzte Lebensphase), soweit nachfolgend nichts Abweichendes 

geregelt ist. 

(2) Die Pflegebedürftigkeit ist entsprechend den §§ 2 Absatz 2 und 3 Absatz 2 des Pflegezeitge-

setzes nachzuweisen. Das Vorliegen einer Erkrankung in Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 b ist 

entsprechend § 3 Absatz 6 des Pflegezeitgesetzes nachzuweisen. Soweit Kosten für die ärztli-

che Bescheinigung entstehen, werden sie vom Dienstherrn übernommen. 

(3) Die Freistellung nach Absatz 1 Nummer 1 erfolgt im Umfang von 9 Arbeitstagen unter 

Fortzahlung der Besoldung, soweit keine andere Person bezahlte Freistellung im Rahmen der 

kurzzeitigen Arbeitsverhinderung für dieselbe pflegebedürftige Person in Anspruch nimmt. Der 

Dauer der Freistellung liegt eine Fünf-Tage-Woche zugrunde. § 23 Absatz 1, 2 und 4 gilt ent-

sprechend. Zeiten einer vollständigen Freistellung nach Absatz 1 Nummer 2 erfolgen als Urlaub 

ohne Besoldung. 

(4) Beamtinnen und Beamten ist für die Dauer der Freistellungen nach §§ 3, 4 des Pflegezeit-

gesetzes auf Antrag auch eine Teilzeitbeschäftigung zu bewilligen, wenn zwingende dienstliche 

Gründe nicht entgegenstehen. Richterinnen und Richter müssen die im Sinne von Satz 1 zuläs-

sige Teilzeitbeschäftigung mindestens mit 30 Prozent des regelmäßigen Dienstes leisten. 

(5) Vollständige oder teilweise Freistellungen nach § 3 des Pflegezeitgesetzes unterbrechen 

eine Elternzeit, Beurlaubung nach §§ 64, 70 des Landesbeamtengesetzes oder eine Teilzeitbe-

schäftigung nach §§ 64, 65 des Landesbeamtengesetzes. Sie sind spätestens zwei Wochen vor 

Beginn schriftlich zu beantragen. 

(6) Bei einer Kombination müssen Pflegezeit und Familienpflegezeit (§ 16a) in unmittelbarem 

Anschluss aneinander erfolgen. Pflegezeit und Familienpflegezeit dürfen gemeinsam 24 Mona-

te je pflegebedürftiger Angehöriger oder pflegebedürftigem Angehörigen nicht überschreiten 

(Gesamtdauer). 

(7) Für eine Entlassung aus dem Beamtenverhältnis während der vollständigen und teilweisen 

Freistellungen nach § 3 des Pflegezeitgesetzes gilt § 12 entsprechend. 

 
 
                                                                                       
187 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW 
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§ 16a Familienpflegezeit188 
(1) In entsprechender Anwendung der §§ 1, 2 Absatz 1, 2 und 5, § 2a des Familienpflegezeitge-

setzes vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2564) in der jeweils geltenden Fassung haben Beam-

tinnen und Beamte Anspruch auf Familienpflegezeit, wenn sie 

1. eine pflegebedürftige nahe Angehörige oder einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen in 

häuslicher Umgebung pflegen oder 

2. eine minderjährige pflegebedürftige nahe Angehörige oder einen minderjährigen pflegebe-

dürftigen nahen Angehörigen in häuslicher oder außerhäuslicher Umgebung betreuen, soweit 

nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist. 

(2) Die Familienpflegezeit nach Absatz 1 wird als Teilzeitbeschäftigung im beantragten Umfang 

bewilligt, soweit zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Die regelmäßige wö-

chentliche Arbeitszeit in der Pflegephase muss mindestens 15 Stunden betragen. Richterinnen 

und Richter müssen die im Sinne von Satz 1 zulässige Teilzeitbeschäftigung mindestens mit 30 

Prozent des regelmäßigen Dienstes leisten. 

(3) Teilzeitbeschäftigung kann auch als Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell entsprechend § 

65 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes in Anspruch genommen werden. In diesen Fällen ist 

Beamtinnen und Beamten ihre tatsächliche Arbeitszeit während der Pflegephase bis zu längs-

tens 24 Monaten um den Anteil der reduzierten Arbeitszeit zu ermäßigen, welcher nach Been-

digung der Pflegephase in der ebenso langen Nachpflegephase erbracht wird. In diesen Fällen 

ist die Bewilligung der Familienpflegezeit mit einem Widerrufsvorbehalt für die Fälle des § 65 

Absatz 3 Satz 1 bis 5 des Landesbeamtengesetzes zu versehen. 

(4) Die Pflegephase der Familienpflegezeit ist nur für einen einzigen zusammenhängenden 

Zeitabschnitt zu bewilligen. Die Dauer der Pflegephase der Familienpflegezeit beträgt maximal 

24 Monate je pflegebedürftiger naher Angehöriger oder pflegebedürftigem nahen Angehöri-

gen. § 16 Absatz 6 gilt entsprechend. 

(5) Die Pflegebedürftigkeit der oder des Angehörigen ist entsprechend § 2a Absatz 4 des Fami-

lienpflegezeitgesetzes nachzuweisen. Soweit Kosten für die ärztliche Bescheinigung entstehen, 

werden sie vom Dienstherrn übernommen. § 7 Absatz 3 und 4 des Pflegezeitgesetzes gelten 

entsprechend. 

(6) Für Freistellungen nach § 2 des Familienpflegezeitgesetzes gilt § 16 Absatz 5 entsprechend. 

Sie sind spätestens acht Wochen vor Beginn schriftlich zu beantragen. 

(7) Für eine Entlassung aus dem Beamtenverhältnis während der Familienpflegezeit gilt § 12 

entsprechend. 

Teil 5 Erholungsurlaub 
 
§ 17 Urlaubsanspruch189 
(1) Beamtinnen und Beamte haben in jedem Kalenderjahr (Urlaubsjahr) Anspruch auf Erho-

lungsurlaub unter Fortzahlung der Besoldung. 

                                                                                       
188 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW 
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(2) Erholungsurlaub kann erst nach einer Beschäftigungszeit im öffentlichen Dienst von sechs 

Monaten, bei Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und bei Beam-

tinnen und Beamten, die das 18. Lebensjahr zu Beginn des Urlaubsjahres noch nicht vollendet 

haben, nach einer Wartezeit von drei Monaten beansprucht werden. Ausnahmen können aus 

besonderen Gründen zugelassen werden. 

 

§ 18 Urlaubsdauer 
(1) Der Urlaub wird nach Arbeitstagen berechnet. 

(2) Der jährliche Erholungsurlaub beträgt bei regelmäßiger Verteilung der Arbeitszeit auf fünf 

Tage in der Kalenderwoche 30 Arbeitstage. 

(3) Beginnt oder endet das Beamtenverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so besteht ein 

Urlaubsanspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat der Dienstzugehö-

rigkeit. Endet das Beamtenverhältnis wegen Eintritt in den Ruhestand, so besteht Anspruch auf 

die Hälfte des Jahresurlaubes, wenn das Beamtenverhältnis in der ersten Jahreshälfte endet, 

sonst auf den vollen Urlaub. 

(4) Während eines Urlaubs oder einer Freistellung ohne Besoldung wird der für das Urlaubs-

jahr zustehende Erholungsurlaub für jeden vollen Kalendermonat der Beurlaubung, Freistel-

lung, Elternzeit (Teil 3) oder Pflegezeit (Teil 4) um ein Zwölftel gekürzt. Die Kürzung unter-

bleibt, wenn zeitgleich eine Teilzeitbeschäftigung bei dem eigenen Dienstherrn ausgeübt wird. 

 

(5) Die Ausfallzeiten wegen mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsverbote gelten als Beschäf-

tigungszeiten. 

(6) Für das Urlaubsjahr, in dem eine gemäß § 65 des Landesbeamtengesetzes oder § 9 Absatz 3 

des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 812) in der 

jeweils geltenden Fassung bewilligte volle ununterbrochene Freistellung vom Dienst beginnt 

oder endet, wird der Erholungsurlaub wie in den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 berechnet. Ab-

satz 4 Satz 2 und § 19 Absatz 4 Satz 1 finden entsprechende Anwendung. 

(7) Für das Urlaubsjahr, in dem eine gemäß § 66 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes bis zum 

Beginn des Ruhestandes dauernde Freistellung beginnt, wird der Erholungsurlaub wie in den 

Fällen des Absatzes 4 Satz 1 berechnet. 

(8) Ergibt sich der Bruchteil eines Arbeitstages, so ist - bei mehreren Bruchteilen nach der 

Zusammenrechnung - aufzurunden. 

 
§ 19 Inanspruchnahme des Urlaubs190 
(1) Der Erholungsurlaub soll im Laufe des Urlaubsjahres nach Möglichkeit voll ausgenutzt wer-

den. Der Erholungsurlaub kann geteilt werden, soweit dadurch der Urlaubszweck nicht gefähr-

det wird. 

(2) Urlaub, der nicht innerhalb von 15 Monaten nach dem Ende des Urlaubsjahres in Anspruch 

genommen worden ist und nicht nach § 20a angespart wird, verfällt. 

(3) Hat die Beamtin den ihr zustehenden Urlaub vor Beginn der Ausfallzeiten wegen mutter-

schutzrechtlicher Beschäftigungsverbote nicht oder nicht vollständig in Anspruch genommen, 
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ist der Resturlaub nach Ablauf der Fristen dem Erholungsurlaub des laufenden Urlaubsjahres 

hinzuzufügen. 

(4) Hat die Beamtin oder der Beamte den ihr oder ihm zustehenden Erholungsurlaub vor Be-

ginn eines Urlaubs ohne Besoldung oder einer Eltern- oder Pflegezeit nicht oder nicht vollstän-

dig in Anspruch genommen, ist der Resturlaub nach dem Ende des Urlaubs ohne Besoldung 

oder der Eltern- oder Pflegezeit dem Erholungsurlaub des laufenden Urlaubsjahres hinzuzufü-

gen. Gleiches gilt auch für unmittelbar aufeinanderfolgende Urlaube ohne Besoldung oder 

unmittelbar aufeinanderfolgende Elternzeiten. Der Übertragungsanspruch erhöht sich um den 

Zusatzurlaub191 nach § 208 Absatz Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitati-

on und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Dezem-

ber 2016, BGBl. I S. 3234) in der jeweils geltenden Fassung und um den Dienstbefreiungsan-

spruch nach § 9 Absatz 4 der Arbeitszeitverordnung vom 4. Juli 2006 (GV. NRW. S. 335) in der 

jeweils geltenden Fassung. 

(5) Zu viel gewährter Erholungsurlaub, den die Beamtin oder der Beamte vor dem Beginn eines 

Urlaubs unter Wegfall der Besoldung oder der Eltern- oder Pflegezeit in einem Urlaubsjahr in 

Anspruch genommen hat, ist durch Anrechnung auf den nächsten neuen Urlaubsanspruch 

auszugleichen; dies gilt nicht, wenn die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte 

Stelle spätestens bei Beendigung des Urlaubs ohne Besoldung schriftlich anerkannt hat, dass 

dieser dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient. 

 

§ 19a Finanzielle Abgeltung von Mindesturlaub bei Beendigung des Beamtenver-
hältnisses192 
(1) Erholungsurlaub bis zu einer Dauer von 20 Arbeitstagen im Urlaubsjahr (Mindesturlaub), 

der zum Zeitpunkt der Beendigung des Beamtenverhältnisses krankheitsbedingt ganz oder 

teilweise nicht in Anspruch genommen und zu diesem Zeitpunkt nach § 19 Absatz 2 nicht 

verfallen ist, ist von Amts wegen finanziell abzugelten. Gleiches gilt für nicht beanspruchten 

Zusatzurlaub nach § 208 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Dem Mindest-

urlaub nach Satz 1 liegt eine Fünf-Tage-Woche bei ganzjähriger Beschäftigung zugrunde. Im 

Urlaubsjahr bereits gewährte Urlaubstage sind zunächst vom Mindesturlaubsanspruch und von 

einem Zusatzurlaubsanspruch nach § 208 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetz-

buch für dieses Jahr in Abzug zu bringen, auch wenn diese in Abrechnung von Urlaubsansprü-

chen für andere Jahre genommen wurden. § 18 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 8 sowie § 23 Absatz 

3 finden keine Anwendung. In Fällen der Beendigung des Beamtenverhältnisses durch Tod 

entsteht der finanzielle Abgeltungsanspruch für Urlaubsansprüche nach den Sätzen 1 bis 5 

voraussetzungslos. 

(2) Der Abgeltungsbetrag pro nicht genommenem Urlaubstag entspricht dem anteiligen Brut-

tobezug eines Arbeitstages. Die Höhe der Abgeltung bemisst sich nach dem Durchschnitt der 

Bruttobesoldung der letzten drei Monate vor Beendigung des Beamtenverhältnisses. Für die 

Berechnung ist die Summe dieser Bruttobezüge durch 13 (Wochenzahl des Quartals) und der 

sich hieraus ergebende Betrag durch die Anzahl der regelmäßigen Arbeitstage pro Woche zu 
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dividieren und anschließend mit der Anzahl der nach Absatz 1 abzugeltenden Urlaubstage zu 

multiplizieren. 

(3) Der Abgeltungsanspruch verjährt in der regelmäßigen Verjährungsfrist von drei Jahren, 

beginnend mit dem Schluss des Jahres, in dem das Beamtenverhältnis beendet wird. Der Um-

fang der nach Absatz 1 abzugeltenden Urlaubstage ist von der personalaktenführenden Stelle 

durch Verwaltungsakt festzusetzen und der Beamtin oder dem Beamten und zeitgleich der für 

die Auszahlung der Besoldung zuständigen Stelle schriftlich mitzuteilen. 

 
§ 20 Zeitliche Lage des Urlaubs193 
(1) Während einer Ausbildung ist der Erholungsurlaub so zu bewilligen, dass der geordnete 

Ablauf der Ausbildung gewährleistet ist. 

(2) Beamtinnen und Beamten in der Ausbildung, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, soll der Urlaub zusammenhängend erteilt und, soweit sie berufsschulpflichtig sind, in 

der Zeit der Berufsschulferien gewährt werden. Soweit er nicht in diese Zeit fällt, ist für jeden 

Berufsschultag, an dem die Berufsschule während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer 

Urlaubstag zu gewähren. 

(3) Bei einer Ausbildung an einer Fachhochschule soll Urlaub nicht während der fachwissen-

schaftlichen Studienzeit gewährt werden. 

(4) Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen erhalten den Erholungsurlaub während der 

Schulferien. 

 

§ 20a Urlaubsansparung zur Kinderbetreuung 
(1) Beamtinnen und Beamte können auf Antrag den Erholungsurlaub nach § 18 Absatz 2, der 

den Mindesturlaub nach § 19a Absatz 1 Satz 1 übersteigt, ansparen, solange ihnen für mindes-

tens ein Kind unter zwölf Jahren die Personensorge zusteht. Dem Mindesturlaub von 20 Ar-

beitstagen liegt eine Fünf-Tage-Woche bei ganzjähriger Beschäftigung zugrunde. Die §§ 23 und 

18 Absatz 4 finden entsprechende Anwendung. 

(2) Angesparter nicht in Anspruch genommener Erholungsurlaub verfällt bei Wegfall der Per-

sonensorge zum Ende des folgenden Urlaubsjahres, jedoch spätestens mit Ablauf des zwölften 

Urlaubsjahres nach der Geburt des letzten Kindes, für das die Personensorge zusteht. Eine 

zusammenhängende Inanspruchnahme des angesparten Erholungsurlaubs von mehr als 30 

Arbeitstagen soll mindestens vier Monate vorher beantragt werden. Bei der Urlaubsgewäh-

rung sind dienstliche Belange zu berücksichtigen. 

 

§ 21 Anrechnung des früheren Urlaubs 
(1) Erholungsurlaub, der Beamtinnen und Beamten bei einer anderen Dienststelle oder wäh-

rend eines anderen Beschäftigungsverhältnisses für einen Zeitraum gewährt worden ist, für 

den nach dieser Verordnung Erholungsurlaub zusteht, ist anzurechnen. 

(2) Beginnt das Beamtenverhältnis im Laufe eines Kalenderjahres, so ist eine unmittelbar vor-

her beendete Zeit in einem Beamtenverhältnis bei demselben oder einem anderen Dienst-

herrn im Geltungsbereich des § 1 Beamtenstatusgesetz nach Maßgabe dieser Verordnung 

anzurechnen, soweit der Urlaub zu diesem Zeitpunkt nach § 19 nicht verfallen und für diese 
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frühere Zeit noch nicht verbraucht oder finanziell abgegolten ist. Gleiches gilt bei der Über-

nahme aus einem privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis in das Beamtenverhältnis beim 

selben Dienstherrn. Für eine Anrechnung nach den Sätzen 1 und 2 muss das neue Beamten-

verhältnis innerhalb eines Monats begründet werden. 

 
§ 22 Urlaub im Anschluss an eine Kurmaßnahme 
Dem Antrag einer Beamtin oder eines Beamten auf Gewährung von Erholungsurlaub im An-

schluss an eine Kurmaßnahme ist zu entsprechen. 

 

§ 23 Urlaub beim Abweichen von der Fünf-Tage-Woche194 
(1) Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit regelmäßig oder dienst-

planmäßig im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr als fünf Arbeitstage in der Kalenderwo-

che verteilt, erhöht sich der Urlaub für jeden zusätzlichen Arbeitstag im Urlaubsjahr um ein 

zweihundertsechzigstel des Urlaubs nach § 18. Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchent-

liche Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf 

weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, vermindert sich der Urlaub für 

jeden zusätzlichen arbeitsfreien Tag im Urlaubsjahr um ein zweihundertsechzigstel des Urlaubs 

nach § 18; die zusätzlichen arbeitsfreien Tage werden ohne Rücksicht auf gesetzliche Feiertage 

ermittelt. 

(2) Wird die Verteilung der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit wäh-

rend des Urlaubsjahres auf Dauer oder jahreszeitlich bedingt vorübergehend geändert, ist für 

die Berechnung aller zu diesem Zeitpunkt bestehenden Urlaubsansprüche die Zahl der Arbeits-

tage zugrunde zu legen, die sich ergeben würde, wenn die für die Urlaubszeit maßgebende 

Verteilung der Arbeitszeit für das ganze Urlaubsjahr gelten würde. 

(3) Verbleibt nach der Berechnung des Urlaubs nach den Absätzen 1 und 2 ein Bruchteil eines 

Urlaubstages von 0,5 oder mehr, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; ein Bruch-

teil von weniger als 0,5 bleibt unberücksichtigt. 

 

(4) Abweichend von Absatz 2 unterbleibt eine Minderung von Urlaubsansprüchen aus Vorjah-

ren und anteiligen Urlaubsansprüchen des laufenden Jahres, soweit diese bis zum Zeitpunkt 

einer regelmäßigen Verringerung der wöchentlichen Arbeitstage wegen 

1. Ablehnung oder Widerruf des Erholungsurlaubs, 

2. durch ein ärztliches Zeugnis nachgewiesener Dienstunfähigkeit infolge von Krankheit (§ 62 

Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes), 

3. Beschäftigungsverbot nach § 16 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes in Verbindung mit § 3 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 

4. Dienstunfähigkeit nach § 26 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 33 des Landes-

beamtengesetzes, wenn eine erneute Berufung in das Beamtenverhältnis nach § 29 des Beam-

tenstatusgesetzes in Verbindung mit § 35 des Landesbeamtengesetzes erfolgt oder 

5. begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes 

tatsächlich nicht in Anspruch genommen werden konnten und nicht nach § 20a angespart 

wurden. Für ungeminderte Urlaubsansprüche nach Satz 1 erfolgt im Falle einer späteren Erhö-
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hung der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage keine Umrechnung nach den Absätzen 1 bis 3. 

Für nicht beanspruchten Zusatzurlaub nach § 208 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozial-

gesetzbuch gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 

Teil 6 Sonderurlaub 
 
§ 25 Urlaub zur Ausübung staatsbürgerlicher Rechte und zur Erfüllung staatsbürger-
licher Pflichten sowie zur Bekämpfung von öffentlichen Notständen195 
(1) Für die Dauer der notwendigen Abwesenheit vom Dienst ist Urlaub zu gewähren 

1. für die Teilnahme an öffentlichen Wahlen und Abstimmungen, 

2. zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere gerichtlicher oder polizeilicher Termine, soweit 

sie nicht durch private Angelegenheiten der Beamtin oder des Beamten veranlasst sind, 

3. zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder eines öffentlichen Ehrenamtes in anderen 

als in § 72 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes genannten Fällen, wenn dazu eine gesetzliche 

Verpflichtung besteht. 

(2) Beruht eine ehrenamtliche Tätigkeit oder ein öffentliches Ehrenamt auf gesetzlicher Vor-

schrift, besteht aber zur Übernahme keine Verpflichtung, soll der erforderliche Urlaub gewährt 

werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Für die Teilnahme an regelmäßig 

wiederkehrenden Sitzungen in anderen als den in § 72 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes 

genannten Fällen in Ausübung eines Mandates oder eines öffentlichen Ehrenamtes soll der 

erforderliche Urlaub gewährt werden, wenn zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenste-

hen. Gleiches gilt für die Wahrnehmung einer Bevollmächtigung oder eines Beistandes gemäß 

§ 20 Absatz 1 Landesdisziplinargesetz vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624) in der jeweils 

geltenden Fassung. 

(3) Zum Einsatz bei Deichschutzarbeiten gemäß § 123 Absatz 2 des Landeswassergesetzes vom 

25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926) in der jeweils geltenden Fassung und im freiwilligen Sanitäts- 

und Rettungsdienst zur Bekämpfung öffentlicher Notstände ist der erforderliche Urlaub zu 

gewähren, wenn zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

 
§ 26 Urlaub für staatsbürgerliche, berufliche, kirchliche, gewerkschaftliche, sportli-
che und ähnliche Zwecke 
(1) Für die Teilnahme an Tagungen und Veranstaltungen, die staatsbürgerlichen, wissenschaft-

lichen oder anderen beruflichen, politischen, kirchlichen, gewerkschaftlichen, karitativen, 

sportlichen oder ähnlichen Zwecken dienen, kann Urlaub unter Beschränkung auf das notwen-

dige Maß bewilligt werden, soweit die Ausübung der Tätigkeit außerhalb der Dienstzeit nicht 

möglich ist und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Das Arbeitnehmerweiterbildungsge-

setz vom 6. November 1984 (GV. NRW. S. 678) in der jeweils geltenden Fassung gilt hinsichtlich 

des Nachweises, ob Veranstaltungen beruflichen oder politischen Zwecken dienen, entspre-

chend. 

(2) Der Urlaub darf, auch wenn er für verschiedene Zwecke bewilligt wird, insgesamt fünf 

Arbeitstage einschließlich Reisetage im Urlaubsjahr nicht übersteigen. In besonderen Ausnah-

mefällen kann Urlaub bis zu zehn Arbeitstagen einschließlich Reisetage im Urlaubsjahr bewil-
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ligt werden. Für die aktive Teilnahme an den Olympischen Spielen, sportlichen Welt- und Eu-

ropameisterschaften, internationalen sportlichen Länderwettkämpfen und den dazugehörigen 

Vorbereitungskämpfen auf Bundesebene sowie an Europapokalwettbewerben kann darüber 

hinaus Urlaub bewilligt werden. 

 

§ 28 Urlaub für gewerkschaftliche Aufgaben nach § 53 Beamtenstatusgesetz in 
Verbindung mit § 93 Landesbeamtengesetz sowie zur Teilnahme an Tarifverhand-
lungen196 
(1) Für die Teilnahme an Arbeitstagungen auf überörtlicher Ebene, die auf Veranlassung einer 

Spitzenorganisation der zuständigen Gewerkschaften und Berufsverbände im Lande im Rah-

men ihrer Aufgaben nach § 53 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) 

in der jeweils geltenden Fassung, in Verbindung mit § 93 des Landesbeamtengesetzes durchge-

führt werden, kann auf Anforderung der Spitzenorganisation Urlaub bis zu zehn Arbeitstagen 

im Urlaubsjahr gewährt werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

(2) Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit dem Bund, der Tarifgemeinschaft deutscher 

Länder und der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände oder ihrer Arbeitgeberver-

bände kann auf Antrag einer der an den Verhandlungen beteiligten Gewerkschaften Sonderur-

laub unter Fortzahlung der Besoldung ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden. 

 

§ 29 Urlaub für ehrenamtliche Mitarbeit in der Jugendhilfe197 
(1) Beamtinnen und Beamten, die ehrenamtlich in der Jugendhilfe tätig sind, das 16. Lebens-

jahr vollendet haben und deren Eignung und Befähigung zur ehrenamtlichen Mitarbeiterin 

oder zum ehrenamtlichen Mitarbeiter in der Jugendhilfe in entsprechender Anwendung des § 

1 Absatz 3 des Sonderurlaubsgesetzes vom 31. Juli 1974 (GV. NRW. S. 768) in der jeweils gel-

tenden Fassung nachgewiesen ist, kann Urlaub zu folgenden Zwecken bewilligt werden, wenn 

dienstliche Gründe nicht entgegenstehen: 

1. für die leitende und helfende Tätigkeit, die in Jugendferienlagern, bei Jugendreisen, Ju-

gendwandern, Jugendfreizeit- und Jugendsportveranstaltungen und internationalen Begeg-

nungen ausgeübt wird, 

2. zur erzieherischen Betreuung von Kindern und Jugendlichen in Heimen und ähnlichen Ein-

richtungen im Rahmen der Familien- und Kindererholung und 

3. zur Teilnahme an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen sowie Fachtagungen in Fragen der 

Jugendhilfe, wenn diese einer Aufgabe nach Nummer 1 und 2 dienen oder auf sie vorbereiten. 

(2) Urlaub ist nur zu gewähren, wenn die Veranstaltungen und Maßnahmen von einem nach § 

75 des Achten Buches Sozialgesetzbuchs - Kinder- und Jugendhilfe - anerkannten Träger der 

freien Jugendhilfe oder von einem Träger der öffentlichen Jugendhilfe selbst oder in seinem 

Auftrag von einem öffentlichen oder anderen anerkannten Träger der Weiterbildung durchge-

führt werden. 

(3) Der Urlaub darf, auch wenn er für mehrere der in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten 

Anlässe bewilligt wird, insgesamt acht Arbeitstage einschließlich Reisetage im Urlaubsjahr 
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197 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 13 LPVG NRW 
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nicht übersteigen. Der Urlaub kann auf höchstens drei Veranstaltungen innerhalb des Urlaubs-

jahres verteilt werden. 

(4) Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen Schulen, die ehrenamtlich in der Jugendhilfe tätig 

sind, darf Urlaub aus den in Absatz 1 genannten Anlässen nur während der Schulferien bewil-

ligt werden. Das für Schule zuständige Ministerium kann Ausnahmen zulassen. 

 

§ 30 Urlaub für eine Ausbildung als Schwesternhelferin oder Pflegediensthelfer 
Zur Teilnahme an einem geschlossenen Lehrgang für eine Ausbildung als Schwesternhelferin 

oder Pflegediensthelfer soll der erforderliche Urlaub bis zu 20 Arbeitstagen im Urlaubsjahr 

bewilligt werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

 
§ 31 Urlaub zur Ausübung einer Tätigkeit in zwischenstaatlichen und überstaatli-
chen Organisationen oder zur Wahrnehmung von Aufgaben der Entwicklungszu-
sammenarbeit 
(1) Werden Beamtinnen oder Beamte zur Wahrnehmung einer hauptberuflichen Tätigkeit in 

öffentliche zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtungen oder in Verwaltungen oder 

öffentliche Einrichtungen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union entsandt, ist ihnen für 

die Dauer dieser Tätigkeit Urlaub unter Wegfall der Besoldung zu gewähren; die Entscheidung 

trifft die oberste Dienstbehörde. 

(2) Nicht entsandten Beamtinnen und Beamten kann zur Wahrnehmung einer hauptberufli-

chen Tätigkeit in öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen oder in 

Verwaltungen oder öffentliche Einrichtungen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 

Urlaub unter Wegfall der Besoldung bewilligt werden, wenn dienstliche Gründe nicht entge-

genstehen. 

(3) Zur Übernahme von Aufgaben der Entwicklungshilfe soll durch die oberste Dienstbehörde 

Urlaub ohne Besoldung bewilligt werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

 
§ 32 Urlaub für eine fremdsprachliche Aus- oder Fortbildung 
Für eine fremdsprachliche Aus- oder Fortbildung im Ausland kann Urlaub bis zur Dauer von 

drei Monaten bewilligt werden, wenn die Ausbildung im dienstlichen Interesse liegt und zu 

erwarten ist, dass ausreichende Fortschritte im Erlernen der Fremdsprache gemacht werden. 

Ein weiterer Urlaub zu diesem Zweck darf frühestens zwei Jahre nach Beendigung des letzten 

Urlaubs aus diesem Anlass bewilligt werden. 

 
§ 33 Urlaub aus persönlichen Anlässen198 
(1) Aus wichtigen persönlichen Gründen kann, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenste-

hen, Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung im notwendigen Umfang gewährt werden. In den 

nachstehenden Fällen wird Urlaub in dem angegebenen Umfang gewährt: 

1. Niederkunft der Ehefrau oder eingetragenen Lebenspartnerin im Sinne des Lebenspartner-

schaftsgesetzes vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) in der jeweils geltenden Fassung: 1 

Arbeitstag 
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2. Tod der Ehefrau oder des Ehemanns, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetra-

genen Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, eines Kindes oder eines 

Elternteils: 2 Arbeitstage 

3. Umzug aus dienstlichem Grund an einen anderen Ort:  1 Arbeitstag 

4. 25-, 40- und 50jähriges Dienstjubiläum:  1 Arbeitstag 

5. Erkrankung einer oder eines im Haushalt der Beamtin oder des Beamten lebenden Angehö-

rigen:  1 Arbeitstag im Kalenderjahr 

6. Erkrankung eines Kindes unter zwölf Jahren oder eines behinderten und auf Hilfe angewie-

senen Kindes  bis zu 4 Arbeitstage im Kalenderjahr pro Kind, maximal 12 Arbeitstage im Kalen-

derjahr 

7. Schwere Erkrankung der Betreuungsperson eines Kindes der Beamtin oder des Beamten, 

das das achte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen körperlicher, geistiger 

oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist: bis zu 4 Arbeitstage im Kalenderjahr 

1. in sonstigen dringenden Fällen:   bis zu 3 Arbeitstage. 

Zu den Kindern nach den Nummern 2, 6, 7 und Absatz 2 zählen leibliche (eheliche und nicht-

eheliche) und angenommene Kinder, Stiefkinder sowie Kinder in Vollzeit- und Adoptionspflege. 

In den Fällen der Nummern 5 bis 7 wird Urlaub nur gewährt, soweit keine andere Person zur 

Betreuung zur Verfügung steht. In diesen Fällen können auch halbe Urlaubstage gewährt wer-

den, deren Länge sich nach der Hälfte der für den jeweiligen Arbeitstag festgesetzten regelmä-

ßigen Arbeitszeit richtet. In den Fällen der Nummern 5 und 6 muss die Notwendigkeit zur 

Beaufsichtigung oder Betreuung der erkrankten Person ärztlich bescheinigt werden. 

In den Fällen der Nummer 6 kann Beamtinnen und Beamten, deren Besoldung (ohne Familien-

zuschlag und ohne Aufwandsentschädigung) die Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Absatz 6 

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung - (Artikel 1 des Geset-

zes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482) in der jeweils geltenden Fassung nicht 

überschreitet, Urlaub bis zum Umfang der in § 45 Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetz-

buch für eine Freistellung von der Arbeitsleistung jeweils vorgesehenen Arbeitstage gewährt 

werden, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Bereits in Anspruch genommener 

Urlaub nach Nummer 6 wird angerechnet. Als Einkommensnachweis dient eine formlose Erklä-

rung der Beamtin oder des Beamten. 

(2) Urlaub unter Weitergewährung der Besoldung soll zur Beaufsichtigung oder Betreuung 

eines Kindes gewährt werden, wenn das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat 

oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist und nach ärztlichem Zeugnis an einer Erkrankung 

leidet, 

1. die bereits ein weit fortgeschrittenes Stadium erreicht hat und weiter fortschreitet, 

2. bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine palliativ-medizinische Behandlung notwendig 

oder von einem Elternteil erwünscht ist und 

3. die eine begrenzte Lebensdauer von wenigen Monaten erwarten lässt. 

Der Anspruch besteht nur für einen Elternteil. 

(3) Für die Dauer der notwendigen Abwesenheit vom Dienst bei einer amts-, vertrauens- oder 

versorgungsärztlich angeordneten Untersuchung oder kurzfristigen Behandlung einschließlich 

der Anpassung, Wiederherstellung oder Erneuerung von Körperersatzstücken ist Urlaub zu 

gewähren, wenn zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Für die Dauer der not-

wendigen Abwesenheit vom Dienst für alle medizinisch erforderlichen Maßnahmen im Zu-
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sammenhang mit der Spende von Organen oder Geweben nach den §§ 8 und 8a des Trans-

plantationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2007 (BGBl. I S. 

2206) in der jeweils geltenden Fassung ist der erforderliche Urlaub zu gewähren. 

(4) Für eine Kurmaßnahme, deren Notwendigkeit durch ein amts-, polizei- oder vertrauensärzt-

liches Zeugnis nachgewiesen ist, wird Urlaub unter Fortgewährung der Leistungen des Dienst-

herrn gewährt. Dauer und Häufigkeit bestimmen sich nach den Beihilfevorschriften oder den 

Vorschriften über die freie Heilfürsorge der Polizei. Satz 1 gilt entsprechend für 

1. die Durchführung einer auf Grund des § 11 Absatz 2 des Bundesversorgungsgesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21) in der jeweils geltenden 

Fassung versorgungsärztlich verordneten Badekur sowie für dienstunfallbedingte Kurmaß-

nahmen auf Grund der versorgungsrechtlichen Bestimmungen oder 

2. die Teilnahme an einer Kur eines Kindes als aus zwingenden medizinischen Gründen not-

wendige Begleitperson, sofern keine Erstattung der Bezüge durch Dritte erfolgt und keine 

andere Person zur Verfügung steht. 

Soweit für eine Kurmaßnahme Urlaub nach Satz 1 nicht im beantragten Umfang gewährt wer-

den kann, ist auf Antrag Erholungsurlaub oder Sonderurlaub nach § 34 unter Wegfall der Be-

soldung zu bewilligen. Lehrerinnen und Lehrer an öffentlichen Schulen erhalten den Urlaub 

während der Schulferien. 

(5) Besteht nach § 3 der Trennungsentschädigungsverordnung vom 29. April 1988 GV. NRW. S. 

226) in der jeweils geltenden Fassung Anspruch auf Trennungsentschädigung und werden die 

Voraussetzungen des § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a oder b TEVO erfüllt, kann für 

jeden vollen Monat der getrennten Haushaltsführung ein Arbeitstag Urlaub für eine Familien-

heimfahrt bewilligt werden; dies gilt nicht, wenn eine ermäßigte Trennungsentschädigung 

nach § 4 Absatz 7 TEVO gewährt wird. Urlaub steht nicht zu für einen Monatszeitraum, in dem 

die Beamtin oder der Beamte an insgesamt mindestens zehn Arbeitstagen Urlaub erhalten hat, 

vom Dienst freigestellt oder wegen Erkrankung vom Dienstort abwesend gewesen ist. Der 

Anspruch verfällt, wenn der Urlaub nicht innerhalb eines Vierteljahres nach Ablauf des Mo-

nats, für den er gewährt werden kann, angetreten wird. Aus Anlass des Oster-, Pfingst- oder 

Weihnachtsfestes kann der Urlaub vor Ablauf eines Monats gewährt werden. 

 

§ 34 Urlaub in besonderen Fällen199 
(1) Urlaub ohne Besoldung kann bewilligt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und 

dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Ein Urlaub für mehr als sechs Monate bedarf der 

Zustimmung der obersten Dienstbehörde, bei Landesbediensteten ab einer Dauer von mehr 

als zwei Jahren auch der Zustimmung des für Inneres zuständigen Ministeriums und des Fi-

nanzministeriums. 

(2) Urlaub ohne Besoldung kann gewährt werden zur Ableistung eines 

1. freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegeset-

zes vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. freiwilligen Dienstes für das Allgemeinwohl im Sinne des Bundesfreiwilligendienstgesetzes 

vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687) in der jeweils geltenden Fassung, 

3. vergleichbaren staatlich anerkannten Freiwilligendienstes für das Allgemeinwohl, 
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wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

(3) Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen Schulen kann zur Wahrnehmung einer Tätigkeit im 

Ersatzschuldienst oder im Auslandsschuldienst Urlaub ohne Besoldung bewilligt werden. Die 

Entscheidung trifft die obere Schulaufsichtsbehörde. 

(4) Liegt ein bewilligter Urlaub zugleich ganz oder teilweise im dienstlichen Interesse, kann der 

Beamtin oder dem Beamten die Besoldung je nach dem Umfang des dienstlichen Interesses 

und unter Berücksichtigung der Einnahmen und Ausgaben aus Anlass des Urlaubsvorhabens 

bis zur Dauer von zwei Wochen, durch die oberste Dienstbehörde bis zur Dauer von sechs 

Monaten, für die sechs Wochen übersteigende Zeit jedoch nur bis zur halben Höhe belassen 

werden. Die oberste Dienstbehörde kann - bei Landesbediensteten mit Zustimmung des Fi-

nanzministeriums - Ausnahmen zulassen. 

 

§ 35 Sonderurlaub beim Abweichen von der Fünf-Tage-Woche 
Bei einem Abweichen von der Fünf-Tage-Woche richtet sich die Höhe des Sonderurlaubs ge-

mäß §§ 26, 28, 29,30 und 33 Absatz 1 Satz 7 nach § 23 Absatz 1 bis 3. 

 

§ 36 Fortzahlung der Besoldung und Anrechnung auf den Erholungsurlaub 
(1) Während des Urlaubs wird die Besoldung weitergezahlt, soweit nichts anderes bestimmt 

ist. Wird Urlaub ohne Besoldung bewilligt, so richtet sich die Berücksichtigung der Zeiten beim 

Stufenaufstieg, sowie ihre Berücksichtigung bei der Bemessung des Ruhegehalts nach den 

geltenden besoldungs- und versorgungsrechtlichen Regelungen. 

(2) Urlaub, der unter Belassung der Besoldung bewilligt wird, ist auf den Erholungsurlaub nicht 

anzurechnen, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

 

§ 37 Sondervorschriften für Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts 
Bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts tritt in den Fällen des § 31 

Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und des § 34 Absatz 1 Satz 2 an die Stelle der obersten Dienstbehörde 

die dienstvorgesetzte Stelle. 

Teil 7 Gemeinsame Vorschriften zum Erholungsurlaub und Sonderur-
laub 
 
§ 38 Erkrankung während des Urlaubs200 
Die Zeit einer krankheitsbedingten Dienstunfähigkeit während des Urlaubs wird auf den Urlaub 

nicht angerechnet, wenn dies unverzüglich angezeigt wird und die Tage der Dienstunfähigkeit 

durch ein ärztliches Zeugnis, auf Verlangen durch ein amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis 

nachgewiesen sind. Eine Fortsetzung des Urlaubs nach Wiederherstellung der Dienstfähigkeit 

über den festgelegten Zeitraum hinaus bedarf einer neuen Bewilligung. 
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§ 39 Antrag und Bewilligung des Urlaubs201 
(1) Urlaub wird auf Antrag bewilligt. Er ist rechtzeitig zu beantragen. Der Antrag auf Urlaub für 

staatsbürgerliche Pflichten ist unverzüglich nach Bekanntwerden des Urlaubsanlasses zu stel-

len. Kosten für eine Stellvertretung sind nach Möglichkeit zu vermeiden. 

(2) Die ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte während des Urlaubs muss gewähr-

leistet sein. 

(3) Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen Schulen darf Urlaub zur Fortbildung oder zur 

Durchführung von Studienreisen nur während der Schulferien bewilligt werden; die Schulleite-

rin oder der Schulleiter kann Ausnahmen zulassen. 

 
§ 40 Widerruf und Verlegung eines Urlaubs 
(1) Die Bewilligung des Urlaubs kann ausnahmsweise widerrufen werden, wenn bei Abwesen-

heit der Beamtin oder des Beamten die ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte nicht 

mehr gewährleistet wäre. Unvermeidbare Mehraufwendungen, die der Beamtin oder dem 

Beamten durch den Widerruf entstehen, werden ersetzt. Für den Ersatz von Mehraufwendun-

gen gelten die Bestimmungen des Reisekosten- und Umzugskostenrechts entsprechend. Zu-

wendungen, die von anderer Seite zur Deckung der Aufwendungen geleistet werden, sind 

anzurechnen. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen. 

(2) Die Bewilligung eines Urlaubs aus anderen Anlässen ist zu widerrufen, wenn der Urlaub zu 

einem anderen als dem bewilligten Zweck verwendet wird oder wenn andere Gründe, die von 

der Beamtin oder dem Beamten zu vertreten sind, den Widerruf erfordern. In diesem Fall ist 

der Urlaub auf den Erholungsurlaub des gleichen Jahres und, soweit dieser Urlaub bereits 

genommen ist, auf den Erholungsurlaub des folgenden Jahres anzurechnen. Absatz 1 Satz 2 ist 

nicht anzuwenden. 

(3) Wünschen Beamtinnen und Beamte aus wichtigen Gründen den Urlaub hinauszuschieben 

oder abzubrechen, so ist dem Wunsch zu entsprechen, wenn dies mit den Erfordernissen des 

Dienstes vereinbar ist. 

                                                                                       
201 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 4 Nr. 4 LPVG NRW 



Freistellungs- und Urlaubsverordnung 

242 

 

Nebentätigkeitsverordnung - NtV 
 
Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten und Richter im Lande Nordrhein-

Westfalen202 

Abschnitt I Allgemeines 
 
§ 1 Geltungsbereich203 
(1) Diese Verordnung gilt für die Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 

und der anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts. Sie gilt auch für Ruhestandsbeamte und frühere Beamte 

hinsichtlich der Nebentätigkeiten, die sie vor Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt 

haben. 

(2) Diese Verordnung gilt für das wissenschaftliche und künstlerische Personal im Sinne des § 

121 LBG NRW sowie für entpflichtete Professoren (§ 134 LBG NRW), soweit in der Hochschul-

nebentätigkeitsverordnung nichts Abweichendes geregelt ist. Sie gilt nicht für Ehrenbeamte (§ 

108 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 LBG NRW). 

 

§ 2 Nebentätigkeit 
(1) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung eines Nebenamtes oder einer Nebenbeschäftigung. 

(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, der auf Grund 

eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrgenommen wird. 

(3) Nebenbeschäftigung ist jede nicht zu einem Hauptamt oder einem Nebenamt gehörende 

Nebentätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. 

(4) Als Nebentätigkeit gelten nicht Tätigkeiten als 

1. Mitglied 

a) von Vertretungen und ihren Ausschüssen, von Bezirksvertretungen sowie 

b) von Ausschüssen der Gebietskörperschaften und der Gemeindeverbände, 

2. Mitglied eines Bezirksplanungsrates, 

3. ehrenamtliches Mitglied von Organen der Sozialversicherungsträger und ihrer Verbände 

sowie der Bundesanstalt für Arbeit, 

4. ehrenamtlicher Richter, 

5. Mitglied einer Einigungsstelle nach dem Personalvertretungsrecht. 

6. Mitglied 

a) des Rundfunkrats, Verwaltungsrats und Schulrundfunkausschusses nach dem Gesetz über 

den "Westdeutschen Rundfunk Köln" (WDR-Gesetz), 

b) der Rundfunkkommission nach dem Rundfunkgesetz für das Land NRW, 

7. Pflegeperson im Sinne des SGB XI eines pflegebedürftigen Angehörigen oder einer pflegebe-

dürftigen Person, deren Pflege aus Gründen sittlicher Verpflichtung geboten ist, 

                                                                                       
202 Vom 21.9.1982, zul. geändert durch VO vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 759) 
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1. Ehrenbeamter oder sonstiger ehrenamtlicher Angehöriger in Organisationen für den Feuer-

schutz oder die Hilfeleistung bei der Abwehr von Gefahren und öffentlichen Notständen. 

 

§ 3 Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 
(1) Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst ist jede im Dienst des Bundes, eines Landes, einer 

Gemeinde, eines Gemeindeverbandes, einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-

chen Rechts oder der Verbände von solchen ausgeübte Nebentätigkeit; ausgenommen ist die 

Tätigkeit für Kirchen und öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften oder ihre Verbände. 

Als Dienst gilt auch die Tätigkeit auf Grund eines Vertragsverhältnisses, unabhängig davon, ob 

der Beamte selbst Vertragspartner ist oder eine natürliche oder eine juristische Person des 

Privatrechts oder eine Gesellschaft, für die der Beamte tätig oder an der er beteiligt ist. 

(2) Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst steht gleich jede Nebentätigkeit für 

1. Vereinigungen, Einrichtungen und Unternehmen, deren Kapital (Grundkapital, Stammkapi-

tal) sich unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50 vom Hundert in öffentlicher Hand befindet 

oder fortlaufend in dieser Höhe aus öffentlichen Mitteln unterhalten werden, 

2. zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtungen, an denen eine juristische Person oder 

ein Verband im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Halbsatz 1 durch Zahlung von Beiträgen oder Zu-

schüssen oder in anderer Weise beteiligt ist, 

3. natürliche oder juristische Personen, die der Wahrung von Belangen einer juristischen Per-

son oder eines Verbandes im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Halbsatz 1 dient oder die der Beamte 

im Hinblick auf seine dienstliche Stellung ausübt. 

 

§ 4 Hauptamt und Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 
(1) Aufgaben seiner Behörde oder Einrichtung sollen einem Beamten nicht zur Erledigung als 

Nebentätigkeit übertragen werden. 

(2) Aufgaben einer anderen Behörde oder Einrichtung dürfen dem Beamten als Nebentätigkeit 

nur übertragen werden, wenn sie von eigenen Bediensteten der zuständigen Stelle allgemein 

oder im Einzelfall nicht wahrgenommen werden können. Die Übertragung ist nur im Einver-

nehmen mit dem Dienstvorgesetzten des Beamten zulässig. 

 

§ 5 Nebentätigkeiten auf Vorschlag oder Veranlassung 
Zur Übernahme einer Nebentätigkeit darf ein Beamter durch den Dienstvorgesetzten nur 

vorgeschlagen oder veranlasst werden (§ 52 Abs. 1 Satz 1 LBG NRW), wenn ein dienstliches 

oder ein besonderes öffentliches Interesse an der Ausübung dieser Nebentätigkeit vorliegt. 

Abschnitt II Genehmigung 
 
§ 6 Genehmigung im Einzelfall204 
(1) Die Genehmigung ist für jede einzelne Nebentätigkeit zu erteilen. Jede Genehmigung ist zu 

befristen; die Frist darf längstens fünf Jahre betragen. Der Antrag auf Erteilung einer Nebentä-

tigkeitsgenehmigung ist schriftlich vorzulegen. Er muss Angaben enthalten über 

1. Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
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2. den zeitlichen Umfang in der Woche, 

3. den Auftraggeber und 

4. die Höhe der zu erwartenden Vergütung (§ 11). 

Der Beamte hat nachträgliche Änderungen der im Genehmigungsantrag enthaltenen Angaben 

unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

(2) Die Genehmigung ist stets zu versagen, wenn die begründete Besorgnis besteht, dass durch 

die Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können. 

(3) Will ein Beamter eine Preisrichter-, Schiedsrichter-, Schlichter- oder Gutachtertätigkeit in 

einer Sache ausüben, mit der die Behörde, der er angehört, amtlich befasst ist oder werden 

kann, so liegt grundsätzlich ein Tatbestand im Sinne des § 49 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2, 3 oder 4 LBG 

NRW vor. Fordert ein Gericht oder eine Behörde das Gutachten oder bestellt eine juristische 

Person des öffentlichen Rechts den Beamten zum Preisrichter, Schiedsrichter oder Schlichter, 

so liegt ein solcher Tatbestand nur vor, wenn Tatsachen bekannt sind, die den Verdacht eines 

Interessenwiderstreits mit der Behörde, der der Beamte angehört, begründen. 

(4) Eine Genehmigung ist zu widerrufen, wenn 

a) sich nach ihrer Erteilung eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen ergibt (§ 49 Abs. 3 

LBG NRW) oder 

b) der Beamte zu einem anderen Dienstherrn übertritt, übernommen oder versetzt wird und 

die Nebentätigkeit ihm im Zusammenhang mit seinem Hauptamt oder auf Vorschlag oder 

Veranlassung seines Dienstvorgesetzten übertragen war. 

Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt. Bei Aufhebung der 

Genehmigung soll dem Beamten eine angemessene Frist zur Abwicklung seiner Nebentätigkeit 

bewilligt werden, soweit die dienstlichen Interessen dies zulassen.(5) Die Genehmigung er-

lischt bei Versetzung zu einer anderen Dienststelle ohne Rücksicht auf die in ihr gesetzte Frist. 

 

§ 7 Allgemeine Genehmigung 
(1) Eine nach § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 LBG NRW genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist all-

gemein genehmigt, wenn sie 

1. insgesamt einen geringen Umfang hat, 

2. dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt, 

3. außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt wird und 

4. nicht oder mit weniger als 100 Euro monatlich vergütet wird. 

(2) Eine Nebentätigkeit im Sinne von Absatz 1 ist dem Dienstvorgesetzten anzuzeigen, sofern 

es sich nicht um eine einmalige Tätigkeit handelt. Ein Widerruf in entsprechender Anwendung 

von § 6 Abs. 4 bleibt vorbehalten. 

 

§ 9 Nicht genehmigungspflichtige Tätigkeiten 
(1) Schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten sind nicht 

genehmigungspflichtig (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 LBG NRW). Mit den dienstlichen Interessen können 

aber vertragliche Bindungen des Beamten für einen längeren Zeitraum zur fortlaufenden Ferti-

gung von schriftstellerischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Arbeiten unvereinbar 

sein. Eine gewerbs- oder geschäftsmäßige Verwertung ist nach § 49 Abs. 1 Nr. 3 LBG NRW 

genehmigungspflichtig. Nicht genehmigungspflichtige Vortragstätigkeit liegt nicht vor, wenn 
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ein Sachgebiet in Fortsetzungen einem gleichbleibenden Personenkreis vermittelt wird (Unter-

richt). 

(2) Die Gutachtertätigkeit ist nur dann nach § 51 Abs. 1 Nr. 3 LBG NRW nicht genehmigungs-

pflichtig, wenn der Beamte das Gutachten selbständig erarbeitet hat. Eine Gutachtertätigkeit 

ist nur selbständig, wenn das Gutachten von dem Beamten in den wesentlichen Teilen selbst 

erarbeitet wird und er die Verantwortung für das gesamte Gutachten durch Unterzeichnung 

übernimmt. Nur wenn der Beamte verhindert ist, selbst zu unterzeichnen, ist die Unterzeich-

nung durch einen Vertreter zulässig. Keine selbständigen Gutachtertätigkeiten sind insbeson-

dere Tätigkeiten, die sich auf die Feststellung von Sachverhalten oder Tatsachen mit techni-

schen Mitteln oder auf Grund von Laboratoriumsuntersuchungen nach geläufigen Methoden 

ohne wissenschaftliche Schlussfolgerungen beschränken und bei denen die notwendigen 

Untersuchungen und Beobachtungen üblicherweise von Mitarbeitern vorgenommen werden. 

Untersuchungen und Beratungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Erstattung 

von Gutachten stehen, gelten als Teil des Gutachtens. Mehrmalige entgeltliche Gutachtener-

stattung für denselben Auftraggeber auf Grund eines Vertrages über eine ständige Mitarbeit 

oder ständige Beratungstätigkeit oder auf Grund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses kann mit 

den dienstlichen Interessen unvereinbar sein. 

Abschnitt III Anzeige von Nebentätigkeiten 
 
§ 10 Anzeigepflicht 
(1) Der Beamte hat nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten im Sinne des § 51 Abs. 1 

Nr. 2, 3 und 4 b LBG NRW, die er gegen Vergütung ausüben will, seinem Dienstvorgesetzten 

vor Aufnahme schriftlich anzuzeigen; § 126 Abs. 2 LBG NRW bleibt unberührt. Die Verpflich-

tung besteht unabhängig davon, ob Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn bei 

der Ausübung der Nebentätigkeit in Anspruch genommen werden. 

(2) Die Anzeige ist schriftlich vorzulegen und muss Angaben enthalten über 

1. Art und Dauer der Nebentätigkeit, 

2. den zeitlichen Umfang in der Woche, 

3. den Auftraggeber und 

4. die Höhe der zu erwartenden Vergütung (§ 11). 

Abschnitt IV Vergütung 
 
§ 11 Begriff 
(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwerten Vortei-

len, auch wenn kein Rechtsanspruch darauf besteht. 

(2) Als Vergütung gelten nicht der Ersatz von Fahrtkosten sowie Tage- und Übernachtungsgel-

der bis zur Höhe des Betrages, den das Landesreisekostengesetz für den vollen Kalendertag 

vorsieht. 

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang, Tage- und Übernach-

tungsgelder insoweit, als sie die Beträge nach Absatz 2 übersteigen, als Vergütung anzusehen. 
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§ 12 Vergütungsverbot 
(1) Für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst darf eine Vergütung von den in § 1 Abs. 1 

genannten juristischen Personen nicht gewährt werden, es sei denn, dass Rechtsvorschriften 

etwas anderes bestimmen. 

(2) Eine Vergütung darf gewährt werden für 

1. ehrenamtliche Tätigkeiten als Pauschalaufwandsentschädigung, 

2. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- und Prüfungstätigkeiten, 

3. Gutachtertätigkeiten, 

4. Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, 

5. die Leitung wissenschaftlicher Institute oder Einrichtungen, 

6. andere Nebentätigkeiten, zu deren Übernahme der Beamte nicht verpflichtet werden kann. 

(3) Eine Vergütung für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst darf, soweit in dieser Ver-

ordnung nichts anderes bestimmt ist, nicht gewährt werden, wenn 

a) der Beamte für die Nebentätigkeit angemessen entlastet wird oder 

b) die zu erledigenden Aufgaben dem Beamten im Hauptamt zugewiesen werden können. 

 

§ 13 Höchstgrenzen; Abführungspflicht 
(1) Werden von einer der in § 1 Abs. 1 genannten juristischen Personen Vergütungen für eine 

oder mehrere Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst gewährt, so dürfen sie für die in einem 

Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten insgesamt die Höchstgrenze von 10 022,11 Euro nicht 

übersteigen. Für Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptverwaltungsbeamte, die Vergütun-

gen aus Nebentätigkeiten gemäß § 18 Satz 3 des Sparkassengesetzes vom 18. November 2008 

(GV. NRW. S. 696), in der jeweils geltenden Fassung, erhalten, gelten abweichend von Satz 1 

folgende Höchstgrenzen: 

1. für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden im Verwaltungsrat der Sparkassen 25 055,28 

Euro, 

2. für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden im Verwal-

tungsrat der Sparkassen 20 044,22 Euro, 

3. für das einfache Mitglied und die beratende Teilnehmerin oder den beratenden Teilnehmer 

im Verwaltungsrat der Sparkassen 15 033,17 Euro. 

Werden Vergütungen aus Nebentätigkeiten nach Satz 1 und Satz 2 innerhalb eines Kalender-

jahres erzielt, gilt die jeweilige Höchstgrenze nach Satz 2; Vergütungen aus Nebentätigkeiten 

nach Satz 1 dürfen in diesem Fall die Höchstgrenze von 10 022,11 Euro nicht übersteigen. 

Hauptamtliche Beanstandungsbeamtinnen und Beanstandungsbeamte, die gleichzeitig Mit-

glieder des Verwaltungsrats sind, werden hinsichtlich der Höchstgrenze entsprechend ihrer 

Nebentätigkeit wie ein Verwaltungsratsmitglied behandelt. Die Beträge nach Satz 1, 2 und 3 

sind in einem Abstand von jeweils zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Rege-

lung jeweils entsprechend der in diesem Zeitraum vorgenommenen Anpassung der Grundgeh-

altssätze der Endstufe der Besoldungsgruppe A 12 der Landesbesoldungsordnung A (Anlage 1 

zum Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils 

geltenden Fassung anzupassen. 

(2) Erhält ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öffentlichen 

Dienst (§ 3) oder für andere Nebentätigkeiten, die er auf Vorschlag oder Veranlassung seines 
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Dienstvorgesetzten ausübt, so hat er sie insoweit an seinen Dienstherrn im Hauptamt abzufüh-

ren, als sie für die in einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten zusammengerechnet die 

jeweilige Höchstgrenze nach Absatz 1 übersteigen. In den Fällen des § 3 Abs. 1 Satz 2 gelten als 

empfangene Vergütung nach Maßgabe des § 11 alle Beträge, die dem Beamten auf Grund 

seiner Mitwirkung an der Erfüllung des Vertragsverhältnisses zugeflossen sind. 

(3) Hat der Beamte seine Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nebentätigkeit nicht 

besonders ersetzt erhalten, so kann er außer dem Betrag nach Absatz 1 von seiner Vergütung 

die Beträge behalten, die er nachweislich aufgewendet hat für 

1. Fahrtkosten, bei der Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeuges bis zur Höhe der höchsten auf 

Grund des § 6 Abs. 1 Satz 2 des Landesreisekostengesetzes festgesetzten Wegstreckenent-

schädigung, 

2. Unterkunft und Verpflegung bis zur Höhe der in § 11 Abs. 2 genannten Beträge, 

3. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn, 

4. sonstige Hilfeleistungen und selbst beschafftes Material. 

(4) Die abzuführenden Beträge werden drei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres fällig, in 

den Fällen des § 19 Abs. 2 Satz 1 jedoch frühestens einen Monat nach der Festsetzung. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst. 

 

§ 14 Ausnahmen 
(1) § 12 Abs. 1 sowie § 13 Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für 

1. Lehr- und Prüfungstätigkeiten an einer Hochschule und bei der Ausbildung und Fortbildung 

von Angehörigen des öffentlichen Dienstes sowie Prüfungstätigkeiten bei einer Staatsprüfung, 

2. Tätigkeiten als Sachverständiger für Gerichte oder Staatsanwaltschaften (außerhalb des 

Haupt- oder Nebenamtes), 

3. im öffentlichen Interesse liegende wissenschaftliche Tätigkeiten in der Forschung im Auftrag 

einer Behörde sowie künstlerische Tätigkeiten, 

4. die Erstattung von Gutachten durch Ärzte, Zahnärzte oder Tierärzte für juristische Personen 

des öffentlichen Rechts, 

5. ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Verrichtungen, für die nach den Gebührenordnun-

gen Gebühren zu zahlen wären, 

6. die Abgeltung von Arbeitnehmererfindungen, 

7. Tätigkeiten, die während eines unter Wegfall der Leistungen des Dienstherrn gewährten 

Urlaubs ausgeübt werden. 

(2) Honorare der leitenden Ärzte (Chefärzte, Abteilungsärzte) der Krankenhäuser aus einer 

persönlichen Beratung oder Behandlung von Patienten (§ 8 Abs. 1) unterliegen nicht den Be-

schränkungen der §§ 12 und 13. 

 

§ 15 Aufstellung über Nebeneinnahmen 
Der Beamte hat am Ende eines jeden Jahres seinem Dienst- vorgesetzten eine Aufstellung über 

Nebeneinnahmen vorzulegen, die er für im Kalenderjahr ausgeübte genehmigungspflichtige 

oder nach § 51 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 4 b LBG NRW nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkei-

ten innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes erhalten oder zu erwarten hat, wenn 

diese insgesamt 1200 Euro übersteigen. In der Aufstellung ist jede Nebentätigkeit nach Art, 

Umfang und Höhe der Vergütung aufzuführen. 
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Abschnitt V Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Ma-
terial 
 
§ 16 Genehmigung 
(1) Der Beamte bedarf der vorherigen Genehmigung, wenn er bei der Ausübung einer Neben-

tätigkeit Einrichtungen, Personal oder Material seines Dienstherrn in Anspruch nehmen will. 

(2) Einrichtungen sind die sächlichen Mittel, insbesondere die Diensträume und deren Ausstat-

tung auch mit Apparaten und Instrumenten, mit Ausnahme von Bibliotheken. Zum Material 

gehören alle verbrauchbaren Sachen und die Energie. 

(3) Das Personal des Dienstherrn darf nur innerhalb seiner Arbeitszeit und nur im Rahmen 

seiner üblichen Dienstaufgaben in Anspruch genommen werden. Aus Anlass der Mitwirkung an 

der Nebentätigkeit darf Mehrarbeit, Bereitschaftsdienst oder Rufbereitschaft nicht angeord-

net, genehmigt und vergütet werden. Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb 

der Arbeitszeit bleiben unberührt. 

(4) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt 

werden. In ihr ist der Umfang der zugelassenen Inanspruchnahme anzugeben. Die Genehmi-

gung ist ganz oder teilweise zu widerrufen, wenn die Inanspruchnahme zu einer Beeinträchti-

gung der dienstlichen Interessen führt. Sie ist ferner zu widerrufen, wenn das Nutzungsentgelt 

für die Inanspruchnahme nicht entrichtet wird. Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes bleiben unberührt. 

(5) Wird die Genehmigung, Einrichtungen des Dienstherrn in Anspruch zu nehmen, um in 

ihnen außerhalb der allgemeinen Dienststunden mit Personal des Dienstherrn Nebentätigkei-

ten auszuüben, davon abhängig gemacht, dass dem Personal ein angemessener Anteil an der 

Vergütung für die Nebentätigkeit gewährt wird, so ist der Anteil unter Berücksichtigung des 

Wertes der von dem Personal erbrachten Leistung zu berechnen. Er soll 50 vom Hundert der 

nach Abzug des durch den Beamten entrichteten Entgelts (§ 17 Abs. 1, § 19 Abs. 3) verbleiben-

den Vergütung nicht übersteigen, es sei denn, dass die Tätigkeit im wesentlichen auf der Mit-

wirkung des beteiligten Personals beruht. Wird ein Vergütungsanteil für eine Mitwirkung in-

nerhalb der Arbeitszeit gewährt, so gilt § 42 BeamtStG i.V.m. § 59 LBG NRW. 

 

§ 17 Nutzungsentgelt 
(1) Für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn ist ein 

angemessenes Nutzungsentgelt zu entrichten, das mindestens kostendeckend zu bemessen ist 

und den besonderen Vorteil berücksichtigen soll, der dem Beamten durch die Inanspruchnah-

me entsteht. Bei einer gemeinschaftlichen Inanspruchnahme durch mehrere Beamte sind sie 

als Gesamtschuldner zur Entrichtung des Nutzungsentgelts verpflichtet. 

(2) Nimmt ein Beamter ein Nebenamt gegen Vergütung für seinen Dienstherrn wahr oder übt 

er eine unentgeltliche Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst aus, so hat er für die Inanspruch-

nahme von Einrichtungen, Personal oder Material vorbehaltlich einer abweichenden Entschei-

dung kein Entgelt zu entrichten. Bei der Ausübung einer unentgeltlichen Nebentätigkeit au-

ßerhalb des öffentlichen Dienstes kann auf die Entrichtung eines Entgelts verzichtet werden. 
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§ 18 Höhe des Nutzungsentgelts 
(1) Das Nutzungsentgelt wird pauschaliert als Vomhundertsatz der für die Nebentätigkeit 

bezogenen Vergütung bemessen. Es beträgt im Regelfall 10 vom Hundert für die Inanspruch-

nahme von Personal und je 5 vom Hundert für die Inanspruchnahme von Einrichtungen und 

von Material. 

(2) Steht das nach den Vomhundertsätzen berechnete Nutzungsentgelt für eine Leistungs-

gruppe (Einrichtungen, Personal oder Material) in keinem angemessenen Verhältnis zum Um-

fang der Inanspruchnahme, so ist es von Amts wegen oder auf Antrag des Beamten entspre-

chend dem Wert der Inanspruchnahme unter Berücksichtigung der Kosten des Dienstherrn 

und des Nutzungsvorteils des Beamten höher oder niedriger zu bemessen; es kann auch pau-

schaliert werden. Die Bemessung des Nutzungsentgelts für eine der drei Leistungsgruppen 

entsprechend dem Wert der Inanspruchnahme schließt die Pauschalbemessung nach Absatz 1 

Satz 2 für die anderen Leistungsgruppen nicht aus. 

(3) Als Nutzungsentgelt ist bei ärztlicher Nebentätigkeit im stationären Bereich zu zahlen 

1. bei Genehmigung der Nebentätigkeit vor dem 1. Januar 1993: 

mindestens 35 vom Hundert der um die Kostenerstattung nach der Bundespflegesatzverord-

nung geminderten bezogenen Vergütung. Die Kostenerstattung ist zu berechnen nach § 13 

Abs. 3 Nr. 6a Buchstabe b der Bundespflegesatzverordnung (BPflV) vom 21. August 1985 (BGBl. 

I S. 1666), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Sicherung und Strukturverbesserung der 

gesetzlichen Krankenversicherung (Gesundheitsstrukturgesetz) vom 21. Dezember 1992 (BGBl. 

I S. 2266), in der jeweils geltenden Fassung. 

2. bei Genehmigung der Nebentätigkeit nach dem 31. Dezember 1992: 

die nach § 13 Abs. 3 Nr. 6 BPflV in der jeweils geltenden Fassung zu berechnende Kostenerstat-

tung zuzüglich eines Vorteilsausgleichs von mindestens 20 vom Hundert der bezogenen Vergü-

tung. Höhere Vomhundertsätze als 35 bzw. 20 vom Hundert werden zwischen dem Dienst-

herrn und dem Beamten vereinbart. Absatz 2 ist nicht anwendbar. 

(4) Bei sonstiger ärztlicher Nebentätigkeit in der Krankenversorgung (§ 8) sind als Nutzungs-

entgelt die Sachkosten nach dem jeweiligen vom Dienstherrn erlassenen oder für anwendbar 

erklärten Tarif zu erstatten, soweit sie nicht anderweitig abgegolten werden. Neben den Sach-

kosten sind als Nutzungsentgelt mindestens 25 vom Hundert der bezogenen Vergütung im 

Kalenderjahr, die nach Abzug der Sachkosten und der Kosten für zahntechnische Leistungen 

Dritter verbleibt, zu entrichten. Absatz 2 ist nicht anwendbar. 

(5) Ärztliche Nebentätigkeit im Sinne der Absätze 3 und 4 ist jede Tätigkeit unter der Berufsbe-

zeichnung ,,Arzt" oder ,,Ärztin", wenn sie auf Grund medizinischer Ausbildung ausgeübt wird. 

(6) Ist für eine Nebentätigkeit in der Krankenversorgung oder in Bereichen mit medizinisch-

theoretischen Aufgaben eine Vergütung nicht gefordert oder eine in Rechnung gestellte Vergü-

tung endgültig nicht erlangt worden, beschränkt sich das Nutzungsentgelt 

1. in den Fällen einer Nebentätigkeit nach Absatz 3 auf die Kostenerstattung nach den Vor-

schriften der BPflV in der jeweils geltenden Fassung und 

2. in den Fällen einer Nebentätigkeit nach Absatz 4 auf die Sachkosten. 

Grundlage für die Berechnung nach Nr. 1 ist die dem Patienten in Rechnung gestellte oder, 

wenn eine Vergütung nicht gefordert ist, üblicherweise zu fordernde Vergütung. 
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§ 19 Verfahren 
(1) Die Beamten sind verpflichtet, dem Dienstvorgesetzten die für die Festsetzung des Nut-

zungsentgelts (§§ 17, 18) erforderlichen Angaben bei Ende der Inanspruchnahme zu machen. 

Bei fortlaufender Inanspruchnahme sind die Angaben für die Berechnung der als Nutzungsent-

gelt zu erstattenden Sachkosten vierteljährlich, die Angaben für die Festsetzung des Nutzungs-

entgelts im übrigen halbjährlich zu machen. Auf Verlangen haben die Beamten entsprechende 

Unterlagen, insbesondere Aufzeichnungen, Bankbelege und sonstige Nachweise vorzulegen. 

(2) Das Nutzungsentgelt ist von Amts wegen unverzüglich festzusetzen. Bei fortlaufender Inan-

spruchnahme sind von Amts wegen vierteljährlich Abschlagszahlungen in Höhe von 50 vom 

Hundert des zuletzt festgesetzten halbjährlichen Nutzungsentgelts festzusetzen, falls dieses 

den Betrag von 2500 Euro überstiegen hat. 

(3) Das Nutzungsentgelt ist innerhalb eines Monats nach der Festsetzung fällig. Die Abschlags-

zahlungen sind zum Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres fällig. 

(4) Wird das Nutzungsentgelt oder die Abschlagszahlung darauf innerhalb eines Monats nach 

Fälligkeit nicht entrichtet, so ist unbeschadet der Einlegung von Rechtsbehelfen von dem rück-

ständigen Betrag ab Fälligkeit ein jährlicher Zuschlag in Höhe von 2 vom Hundert über dem 

jeweiligen Zinssatz für längerfristige Refinanzierungsgeschäfte der Europäischen Zentralbank 

(LRG-Satz) zu erheben. Für die Berechnung des Zuschlags wird der rückständige Betrag auf 

volle 50 Euro abgerundet. 

 

§ 20 Gebührenverteilung 
Steht die Gegenleistung (Gebühr, Entgelt, Honorar) für ein Nebenamt des Beamten dem 

Dienstherrn zu und wird dem Beamten nach § 12 Abs. 2 oder § 14 für seine Tätigkeit aus der 

Gegenleistung eine Vergütung gewährt, so muss die Inanspruchnahme der Einrichtungen, des 

Personals oder des Materials des Dienstherrn durch die Nebentätigkeit des Beamten mindes-

tens in dem in § 18 bestimmten Maß berücksichtigt werden. 

Abschnitt VI Ausführung des § 56 des Landesbeamtengesetzes  
 
§ 21 Nebentätigkeit bei Beendigung des Beamtenverhältnisses 
(1) Ein Zusammenhang mit dem Hauptamt im Sinne des § 56 LBG NRW besteht dann, wenn die 

Nebentätigkeit durch Rechtsvorschrift oder nach Herkommen mit dem Inhaber eines bestimm-

ten Amtes verbunden ist oder wenn sie dem Beamten übertragen ist, weil er Inhaber des 

Hauptamtes war. 

(2) Die Weiterdauer dieser Nebentätigkeit kann nur bei Beendigung des Beamtenverhältnisses 

bestimmt werden. Frühere Zusagen oder Vereinbarungen sind wirkungslos. Die Beendigung 

tritt in allen ihren rechtlichen Wirkungen ein. Der Dienstvorgesetzte hat die Beendigung des 

Beamtenverhältnisses und der Nebentätigkeit den beteiligten Stellen unverzüglich mitzuteilen. 
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Abschnitt VII Übergangs- und Schlussvorschriften  
 
§ 22 Ausnahmen 
(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohls können allgemein oder im Einzelfall Ausnahmen von § 

12 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 und 2 sowie weitere Ausnahmen von § 12 Abs. 1 zugelassen werden. 

(2) Über die Zulassung von Ausnahmen entscheiden für Beamte des Landes die oberste 

Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem Finanzministerium, für 

Beamte der Gemeinden und der Gemeindeverbände das Innenministerium und für Beamte der 

anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts die oberste Aufsichtsbehörde mit Zustimmung des Innenministeriums. 

 

§ 23 Übergangsvorschriften 
(1) Genehmigungen, die nach bisherigem Recht erteilt waren oder als erteilt galten, bleiben 

wirksam, wenn sie auch nach dieser Verordnung erteilt werden könnten. 

(2) Soweit bestehende öffentlich-rechtliche Vereinbarungen oder Zusicherungen, die Nebentä-

tigkeiten oder die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material betreffen, 

dieser Verordnung widersprechen, sind sie den Vorschriften der Verordnung anzupassen. 

Festsetzungen über ein höheres als das in § 18 Abs. 3 und 4 vorgeschriebene Nutzungsentgelt 

bleiben gültig. 

(3) Eine vor dem 1. Juni 1999 erteilte Genehmigung erlischt mit Ablauf von fünf Jahren nach 

ihrer Erteilung, frühestens aber mit Ablauf des 31. Dezember 1999 (Art. IX des Gesetzes vom 

20. April 1999 - GV. NRW. S. 148). 

 

 

 

 

 

 

Red. Hinweis: zur Steuerfreiheit von Nebeneinnahmen, die für gemeinnützige und ähnliche 
Zwecke betrieben wurden, siehe § 3 Nr. 26 – 26b EStG. 
 
Die Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung (Pflichtveranlagung) bei Nebenein-
künften besteht grundsätzlich, sobald diese jährlich die Summe von 410 € (bei gemeinsamer 
Veranlagung von Eheleuten 820 €) überschreiten (§ 46 Abs. 2 Nr. 1 EstG). 
 
Außerdem kann Umsatzsteuerpflicht bestehen. Bei Jahreseinkünften unter 17.500 € kann der 
Steuerpflichtige die Ust_Steuerbefreiung wählen (Kleinunternehmer, § 19 UStG). 
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Landesbesoldungsgesetz - LBesG  
 

Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen205 

Abschnitt 1  Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter 

des Landes und der Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und 

der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun-

gen des öffentlichen Rechts. 

(2) Von diesem Gesetz sind ausgenommen: 

1. die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und 

2. die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre Ver-

bände. 

(4) Zur Besoldung gehören folgende Dienstbezüge: 

1. Grundgehalt, 

2. Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren sowie hauptberufliche Leiterinnen, 

Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, 

3. Familienzuschlag, 

4. Zulagen mit Ausnahme der Leistungsprämien, 

5. Vergütungen, 

6. Auslandsbesoldung. 

(5) Zur Besoldung gehören ferner folgende sonstige Bezüge: 

1. Anwärterbezüge, 

2. vermögenswirksame Leistungen, 

3. Leistungsprämien, 

4. Zuschläge. 

(6) Dieses Gesetz trifft ferner Regelungen zu Aufwandsentschädigungen (§ 82) und zu dienst-

ordnungsmäßigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (§ 83). 

 

§ 2 Regelung durch Gesetz 
(1) Die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter wird durch Gesetz 

geregelt. 

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die eine höhere als die gesetzlich zu-

stehende Besoldung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt für Versicherungsver-

träge, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden. 

(3) Auf die gesetzlich zustehende Besoldung mit Ausnahme der vermögenswirksamen Leistun-

gen kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden. 

                                                                                       
205 Vom 14.6.2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), zul. geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. 

S. 378) 
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§ 3 Anspruch auf Besoldung 
(1) Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter haben Anspruch auf Besoldung. Der 

Anspruch entsteht mit dem Tag, an dem ihre Ernennung, Versetzung, Übernahme oder ihr 

Übertritt in den Dienst eines der in § 1 Absatz 1 genannten Dienstherren wirksam wird. Bedarf 

es zur Verleihung eines Amtes mit anderem Endgrundgehalt (Grundgehalt) keiner Ernennung 

oder wird die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der Richter rückwirkend in eine Plan-

stelle eingewiesen, so entsteht der Anspruch mit dem Tag, der in der Einweisungsverfügung 

bestimmt ist. Wird ein Amt auf Grund einer Regelung nach § 23 Satz 1 eingestuft, so entsteht 

der Anspruch mit der Maßnahme, die der Einweisungsverfügung entspricht. 

(2) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf des Tages des Ausscheidens aus dem Dienst-

verhältnis, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für einen vollen Kalendermonat, so wird nur der 

Teil der Bezüge gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt, soweit gesetzlich nichts ande-

res bestimmt ist. 

(4) Die Dienstbezüge nach § 1 Absatz 4 Nummer 1 bis 3 werden monatlich im Voraus gezahlt. 

Die anderen Bezüge werden monatlich im Voraus gezahlt, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(5) Werden Bezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugs-

zinsen. 

(6) Bei der Berechnung von Bezügen nach § 1 sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents 

unter 0,5 abzurunden und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen 

werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. Jeder Bezügebestandteil ist einzeln zu 

runden. 

(7) Die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der Richter verliert einen Anspruch auf Besol-

dung, der über die gesetzlich zustehende Besoldung hinaus geht, soweit sie oder er den An-

spruch nicht in dem Haushaltsjahr, für das die zusätzliche Besoldung verlangt wird, schriftlich 

gegenüber der obersten Dienstbehörde oder der nach § 85 Absatz 1 oder 2 bestimmten Stelle 

geltend macht. 

 

§ 4 Weitergewährung der Besoldung bei Versetzung in den einstweiligen  
Ruhestand oder bei Abwahl von Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamten auf Zeit 
(1) In den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter 

erhalten für den Monat, in dem ihnen die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand mitge-

teilt worden ist, und für die folgenden drei Monate die Bezüge weiter, die ihnen am Tag vor 

der Versetzung zustanden; Änderungen beim Familienzuschlag sind zu berücksichtigen. Auf-

wandsentschädigungen werden nur bis zum Beginn des einstweiligen Ruhestandes gezahlt. 

(2) Werden Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamten auf Zeit abgewählt, so gilt Absatz 1 entspre-

chend; an die Stelle der Mitteilung über die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand tritt die 

Mitteilung über die Abwahl oder der sonst bestimmte Beendigungszeitpunkt für das Beamten-

verhältnis auf Zeit. Satz 1 gilt entsprechend für die Fälle des Eintritts in den einstweiligen Ru-

hestand kraft Gesetzes. 
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§ 5 Besoldung bei mehreren Hauptämtern 
Hat die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der Richter mit Genehmigung der obersten 

Dienstbehörde gleichzeitig mehrere besoldete Hauptämter inne, so wird die Besoldung aus 

dem Amt mit den höchsten Dienstbezügen gewährt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 

ist. Sind für die Ämter Dienstbezüge in gleicher Höhe vorgesehen, so werden die Dienstbezüge 

aus dem zuerst übertragenen Amt gezahlt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

 

§ 6 Zahlungsweise 
Für Zahlungen nach diesem Gesetz hat die Empfängerin oder der Empfänger auf Verlangen der 

zuständigen Behörde ein Konto anzugeben oder einzurichten, auf das die Überweisung erfol-

gen kann. Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift auf dem Konto 

trägt der Dienstherr; bei einer Überweisung der Besoldung auf ein außerhalb der Europäischen 

Union geführtes Konto trägt die Empfängerin oder der Empfänger die Kosten und die Gebühr 

der Übermittlung sowie die Kosten einer Meldung nach § 67 der Außenwirtschaftsverordnung 

vom 2. August 2013 (BGBl. I S. 2865) in der jeweils geltenden Fassung. Die Kontoeinrichtungs-, 

Kontoführungs- oder Buchungsgebühren trägt die Empfängerin oder der Empfänger. Eine 

Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn die Einrichtung oder Be-

nutzung eines Kontos aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann. 

 

§ 7 Verjährung von Ansprüchen206 
Ansprüche und Rückforderungsansprüche nach diesem Gesetz oder auf der Grundlage dieses 

Gesetzes verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 

der Anspruch entstanden ist. Im Übrigen finden die §§ 194 bis 218 des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches sowie § 53 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils gel-

tenden Fassung entsprechende Anwendung. 

 

§ 8 Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung207 
(1) Bei Teilzeitbeschäftigung wird die Besoldung im gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeit 

gekürzt, soweit nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt nicht für Bezüge, die während eines 

Erholungsurlaubs gezahlt werden, soweit der Urlaubsanspruch in Höhe des unionsrechtlich 

gewährleisteten Mindesturlaubsanspruchs nach Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2003/88/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 

der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 299 vom 18.11.2003, S. 9) vor der Reduzierung des Beschäfti-

gungsumfangs erworben wurde, aber aus den in § 23 Absatz 4 der Freistellungs- und Urlaubs-

verordnung NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, ber. S. 92) in der jeweils geltenden 

Fassung genannten Gründen während dieser Zeit nicht erfüllt werden konnte.“ 

(2) Bei Altersteilzeit nach § 66 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 

310) in der jeweils geltenden Fassung wird zusätzlich zu der Besoldung nach Absatz 1 ein Zu-

schlag nach Maßgabe des § 70 gewährt. 

                                                                                       
206 Übergangsregelung § 91 Abs. 5 LBesG 
207 §§ 63 ff. LBG NRW 



  Landesbesoldungsgesetz 

 

 255 

 
§ 9 Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit 
(1) Bei begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 

(BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen 

und Richter Besoldung entsprechend § 8 Absatz 1. Sie wird mindestens in Höhe des Ruhege-

halts gewährt, das bei Versetzung in den Ruhestand zustehen würde. 

(2) Bei begrenzter Dienstfähigkeit wird zusätzlich zu der Besoldung nach Absatz 1 ein Zuschlag 

nach Maßgabe des § 71 gewährt. 

 
§ 10 Kürzung der Besoldung bei Gewährung einer Versorgung durch eine  
zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung 
(1) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter aus der Verwendung im öffentli-

chen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung eine Versorgung, 

werden ihre Dienstbezüge gekürzt. Die Kürzung beträgt 1,79375 Prozent für jedes im zwi-

schenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst vollendete Jahr; ihnen verbleiben jedoch mindes-

tens 40 Prozent ihrer Dienstbezüge. Erhalten sie als Invaliditätspension die Höchstversorgung 

aus ihrem Amt bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, werden die 

Dienstbezüge um 60 Prozent gekürzt. Der Kürzungsbetrag darf die von der zwischenstaatlichen 

oder überstaatlichen Einrichtung gewährte Versorgung nicht übersteigen. 

(2) Als Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst wird auch die Zeit gerechnet, in 

welcher die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richter ohne Ausübung eines Amtes bei 

einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung einen Anspruch auf Vergütung 

oder sonstige Entschädigung haben und Ruhegehaltsansprüche erwerben. Entsprechendes gilt 

für Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatli-

chen Einrichtung, die dort bei der Berechnung des Ruhegehalts wie Dienstzeiten berücksichtigt 

werden. 

(3) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 1 sind Grundgehalt, Familienzuschlag, Amtszulagen, 

Strukturzulage und ruhegehaltfähige Stellenzulagen, außerdem ruhegehaltfähige Leistungsbe-

züge für Professorinnen und Professoren sowie hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und 

Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen. 

 

§ 11 Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst208 
(1) Bleiben Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter ohne Genehmigung schuldhaft 

dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des Fernbleibens ihre Bezüge. Dies gilt auch bei 

einem Fernbleiben vom Dienst für Teile eines Tages. Der Verlust der Bezüge ist durch die 

dienstvorgesetzte Stelle festzustellen. 

(2) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe, die rechtskräftig von einem deutschen Gericht verhängt 

wurde, gilt als schuldhaftes Fernbleiben vom Dienst. Für die Zeit einer Untersuchungshaft wird 

die Besoldung unter dem Vorbehalt der Rückforderung gezahlt. Die Besoldung ist zurückzuer-

statten, wenn die oder der Betroffene wegen des dem Haftbefehl zugrunde liegenden Sach-

verhalts rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wird. 

 
                                                                                       
208 § 62 LBG NRW 
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§ 12 Anrechnung anderer Einkünfte auf die Besoldung 
(1) Haben Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Anspruch auf Besoldung für eine 

Zeit, in der sie nicht zur Dienstleistung verpflichtet waren, kann ein infolge der unterbliebenen 

Dienstleistung für diesen Zeitraum erzieltes anderes Einkommen auf die Besoldung angerech-

net werden. Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richter sind zur Auskunft verpflich-

tet. In den Fällen einer vorläufigen Dienstenthebung auf Grund eines Disziplinarverfahrens 

gelten die besonderen Vorschriften des Disziplinarrechts. 

(2) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter aus einer Verwendung nach § 20 

des Beamtenstatusgesetzes anderweitig Bezüge, werden diese auf die Besoldung angerechnet. 

In besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Finanzminis-

terium und dem für Inneres zuständigen Ministerium oder – soweit von einer bestehenden 

Delegationsmöglichkeit Gebrauch gemacht wurde – mit der von ihnen bestimmten Stelle von 

der Anrechnung ganz oder teilweise absehen. 

 

§ 13 Anrechnung von Sachbezügen auf die Besoldung 
(1) Sachbezüge werden unter Berücksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes mit einem ange-

messenen Betrag auf die Besoldung angerechnet, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Das Nähere regelt das Finanzministerium im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständi-

gen Ministerium, für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände 

und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts das zuständige Fachministerium im Einvernehmen mit dem 

Finanzministerium durch Rechtsverordnung. 

 

§ 14 Abtretung von Bezügen, Verpfändung, Aufrechnungs- und  
Zurückbehaltungsrecht 
(1) Wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, können Ansprüche auf Bezüge nur abgetreten 

oder verpfändet werden, soweit sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Bezüge kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbe-

haltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der Bezüge geltend machen. Dies gilt nicht, 

soweit gegen die Beamtin, den Beamten, die Richterin oder den Richter ein Anspruch auf 

Schadenersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht. 

 

§ 15 Rückforderung von Bezügen 
(1) Wird eine Beamtin, ein Beamter, eine Richterin oder ein Richter durch eine gesetzliche 

Änderung der Bezüge einschließlich der Einreihung des Amtes in die Besoldungsgruppen der 

Landesbesoldungsordnungen mit rückwirkender Kraft schlechter gestellt, so sind die Unter-

schiedsbeträge nicht zu erstatten. 

(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel gezahlter Bezüge nach den Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, 

soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grun-

des der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass die Empfängerin 

oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeits-
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gründen mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz 

oder teilweise abgesehen werden. 

(3) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tod der Beamtin, des Beamten, der Richterin 

oder des Richters auf ein Konto bei einem Geldinstitut überwiesen wurden, gelten als unter 

Vorbehalt erbracht. Das Geldinstitut hat sie der überweisenden Stelle zurück zu überweisen, 

wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zurückfordert. Eine Verpflichtung zur Rücküberweisung 

besteht nicht, soweit über den entsprechenden Betrag bei Eingang der Rückforderung bereits 

anderweitig verfügt wurde, es sei denn, dass die Rücküberweisung aus einem Guthaben erfol-

gen kann. Das Geldinstitut darf den überwiesenen Betrag nicht zur Befriedigung eigener Forde-

rungen verwenden. 

(4) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem Tod der Beamtin, des Beamten, der Richterin 

oder des Richters zu Unrecht erbracht worden sind, haben die Personen, welche die Geldleis-

tungen in Empfang genommen oder über den entsprechenden Betrag verfügt haben, diesen 

Betrag der überweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 3 von dem Geldinsti-

tut zurück überwiesen wird. Ein Geldinstitut, das eine Rücküberweisung mit dem Hinweis 

abgelehnt hat, dass über den entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfügt wurde, hat 

der überweisenden Stelle auf Verlangen Namen und Anschrift der Personen, die über den 

Betrag verfügt haben, und etwaiger neuer Kontoinhaberinnen oder Kontoinhaber zu benen-

nen. Ein Anspruch gegen die Erbinnen und Erben bleibt unberührt. 

 
§ 16 Anpassung der Besoldung 
Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finan-

ziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen 

Verantwortung durch Gesetz regelmäßig angepasst. 

 

§ 17 Anpassung der Besoldung im Jahr 2019 (Fassung bis 31.12.2019) 
(1) Ab dem 1. Januar 2019 erhöhen sich um 3,2 Prozent 

1. die Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen A, B, R und W sowie die auslaufen-

den Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen C und H, 

2. der Familienzuschlag einschließlich der Erhöhungsbeträge, 

3. die Amtszulagen, 

4. die Strukturzulage, 

5. die Ober- und Untergrenzen der Grundgehaltsspannen für den Auslandszuschlag, 

6. die Beträge nach § 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung von 

Beamten in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die 

zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. November 2004 (BGBl. I S. 2774) geändert worden 

ist, in Verbindung mit § 92 Absatz 1 Nummer 3 dieses Gesetzes, 

7. die Zuschüsse und Sonderzuschüsse nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und Nummer 2 

der fortgeltenden Besoldungsordnung C, 

8. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie festge-

setzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H 

und 
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9. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädigungen und anderer Bezüge 

nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch Artikel 

17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) geändert worden ist. 

(2) Ab dem 1. Januar 2019 erhöhen sich die Anwärtergrundbeträge um 50 Euro.  

(3) Die sich bei der Berechnung der erhöhten Beträge ergebenden Bruchteile eines Cents sind 

hinsichtlich der Beträge des Familienzuschlags der Stufe 1 auf den nächsten durch zwei teilba-

ren Centbetrag aufzurunden und im Übrigen kaufmännisch zu runden.  

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die nach Absatz 1 Nummer 6 erhöhten Beträge im 

Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen. 

 
§ 17 Anpassung der Besoldung im Jahr 2020 (Fassung vom 1.1.2020 bis 31.12.2020) 
(1) Ab dem 1. Januar 2020 erhöhen sich um 3,2 Prozent 

1. die Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen A, B, R und W sowie die auslaufen-

den Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen C und H, 

2. der Familienzuschlag einschließlich der Erhöhungsbeträge, 

3. die Amtszulagen, 

4. die Strukturzulage, 

5. die Stellenzulage nach § 56 Nummer 3, 

6. die Ober- und Untergrenzen der Grundgehaltsspannen für den Auslandszuschlag, 

7. die Beträge nach § 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung von 

Beam-ten in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die 

zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. November 2004 (BGBl. I S. 2774) geändert worden 

ist, in Verbindung mit § 92 Absatz 1 Nummer 3 dieses Gesetzes, 

8. die Zuschüsse und Sonderzuschüsse nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und Nummer 2 

der fortgeltenden Besoldungsordnung C, 

9. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie festge-

setzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H 

und 

10. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädigungen und anderer Bezüge 

nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch Artikel 

17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) geändert worden ist. 

(2) Ab dem 1. Januar 2020 erhöhen sich die Anwärtergrundbeträge um 50 Euro.  

(3) Die sich bei der Berechnung der erhöhten Beträge ergebenden Bruchteile eines Cents sind 

hin-sichtlich der Beträge des Familienzuschlags der Stufe 1 auf den nächsten durch zwei teilba-

ren Cent-betrag aufzurunden und im Übrigen kaufmännisch zu runden.  

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die nach Absatz 1 Nummer 7 erhöhten Beträge im 

Mi-nisterialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen. 

 

§ 17 Anpassung der Besoldung im Jahr 2021 (Fassung ab 1.1.2021) 
(1) Ab dem 1. Januar 2021 erhöhen sich um 1,4 Prozent 

1. die Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen A, B, R und W sowie die auslaufen-

den Grundgehaltssätze der Landesbesoldungsordnungen C und H, 

2. der Familienzuschlag einschließlich der Erhöhungsbeträge, 

3. die Amtszulagen, 
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4. die Strukturzulage, 

5. die Stellenzulage nach § 56 Nummer 3, 

6. die Ober- und Untergrenzen der Grundgehaltsspannen für den Auslandszuschlag, 

7. die Beträge nach § 4 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung von 

Beam-ten in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die 

zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. November 2004 (BGBl. I S. 2774) geändert worden 

ist, in Verbindung mit § 92 Absatz 1 Nummer 3 dieses Gesetzes, 

8. die Zuschüsse und Sonderzuschüsse nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und Nummer 2 

der fortgeltenden Besoldungsordnung C, 

9. die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie festge-

setzte Sondergrundgehälter und Zuschüsse der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H 

und 

10. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädigungen und anderer Bezüge 

nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322), das durch Artikel 

17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) geändert worden ist. 

(2) Die sich bei der Berechnung der erhöhten Beträge ergebenden Bruchteile eines Cents sind 

hin-sichtlich der Beträge des Familienzuschlags der Stufe 1 auf den nächsten durch zwei teilba-

ren Cent-betrag aufzurunden und im Übrigen kaufmännisch zu runden.  

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die nach Absatz 1 Nummer 7 erhöhten Beträge im 

Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen. 

 
§ 18 Dienstlicher Wohnsitz 
(1) Dienstlicher Wohnsitz der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters ist der 

Ort, an dem die Behörde oder ständige Dienststelle ihren Sitz hat. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann als dienstlichen Wohnsitz anweisen: 

1. den Ort, der Mittelpunkt der dienstlichen Tätigkeit der Beamtin, des Beamten, der Richterin 

oder des Richters ist, 

2. den Ort, im dem die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der Richter mit Zustimmung 

der vorgesetzten Dienststelle wohnt oder 

3. einen Ort im Inland, wenn die Beamtin oder der Beamte im Ausland an der deutschen Gren-

ze beschäftigt ist. Sie kann diese Befugnis auf nachgeordnete Stellen übertragen. 

Abschnitt 2 Grundgehalt, Leistungsbezüge an Hochschulen 

Unterabschnitt 1 Allgemeine Grundsätze 
 
§ 19 Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 
(1) Die Funktionen der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sind nach den mit 

ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. Eine 

Zuordnung von Funktionen zu mehreren Ämtern ist zulässig. Die Ämter sind nach ihrer Wertig-

keit unter Berücksichtigung der gemeinsamen Belange der in § 1 Absatz 1 genannten Dienst-

herren den Besoldungsgruppen zuzuordnen. 
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(2) Bei der Einstufung von Ämtern der Leitungsebene in der Landesbesoldungsordnung B ist 

zwischen den Behördenleitungen und ihren Stellvertretungen ein Mindestabstand von drei 

Besoldungsgruppen einzuhalten. Ein geringerer Abstand ist nur dann zulässig, wenn die Wer-

tigkeit des Leitungsamtes unterhalb der Besoldungsgruppe B 5 einzustufen ist oder die beson-

dere Leitungsstruktur eine Abweichung vom Grundsatz des Satzes 1 rechtfertigt. 

 

§ 20 Bestimmung des Grundgehalts nach dem Amt 
(1) Das Grundgehalt der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters bestimmt sich 

nach der Besoldungsgruppe des verliehenen Amtes. Ist ein Amt noch nicht in einer Landesbe-

soldungsordnung enthalten oder ist es mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet, bestimmt 

sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe, die in der Einweisungsverfügung bestimmt 

ist. Die Einweisung bedarf bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts in den Fällen, in denen das Amt in einer Landesbesoldungsordnung noch nicht enthal-

ten ist, der Zustimmung der obersten Rechtsaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem 

Finanzministerium. Ist der Richterin oder dem Richter noch kein Amt verliehen worden, so 

bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe R 1; soweit die Einstellung in ei-

nem anderen als dem Eingangsamt erfolgt ist, bestimmt sich das Grundgehalt nach der ent-

sprechenden Besoldungsgruppe. 

(2) Ist einem Amt gesetzlich eine Funktion zugeordnet oder richtet sich die Zuordnung eines 

Amtes zu einer Besoldungsgruppe einschließlich der Gewährung von Amtszulagen nach einem 

gesetzlich festgelegten Bewertungsmaßstab, insbesondere nach der Zahl der Planstellen, nach 

der Einwohnerzahl einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder nach der Schülerzahl 

einer Schule, so gibt die Erfüllung dieser Voraussetzungen allein keinen Anspruch auf die Be-

soldung aus diesem Amt. 

(3) Wird der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter ein Amt mit höherem 

Endgrundgehalt verliehen, so kann die Einweisung in die höhere Planstelle, soweit sie besetz-

bar war, mit Rückwirkung von dem ersten oder einem sonstigen Tage des Kalendermonats, in 

dem die Verleihung wirksam wird, erfolgen. In Haushaltsgesetzen oder Haushaltssatzungen 

kann zugelassen werden, dass Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter mit Rückwir-

kung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle eingewiesen werden, soweit sie 

während dieser Zeit die Obliegenheiten des verliehenen oder eines gleichwertigen Amtes 

tatsächlich wahrgenommen haben und die Planstellen, in die sie eingewiesen werden, besetz-

bar waren. 

(4) Richtet sich die Zuordnung von Ämtern zu den Besoldungsgruppen einschließlich der Ge-

währung von Amtszulagen nach der Schülerzahl einer Schule, so sind bei einer dadurch eintre-

tenden Änderung der Zuordnung Ernennungen und Einweisungen in Planstellen nicht vorzu-

nehmen und Amtszulagen nicht zu gewähren, wenn abzusehen ist, dass die Änderung nicht 

länger als für die Dauer eines Schuljahres Bestand haben wird. 

 

§ 21 Besoldung bei Verleihung eines anderen Amtes 
(1) Verringert sich während eines Dienstverhältnisses nach § 1 Absatz 1 das Grundgehalt durch 

Verleihung eines anderen Amtes aus Gründen, die nicht von der Beamtin, dem Beamten, der 

Richterin oder dem Richter zu vertreten sind, ist abweichend von § 20 Absatz 1 Satz 1 das 

Grundgehalt zu zahlen, das bei einem Verbleiben in dem bisherigen Amt zugestanden hätte. 
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Satz 1 gilt entsprechend bei einem Wechsel aus einem Beamtenverhältnis in ein Richterver-

hältnis oder bei einem Wechsel aus einem Richterverhältnis in ein Beamtenverhältnis. Verän-

derungen in der besoldungsrechtlichen Bewertung des bisherigen Amtes bleiben unberück-

sichtigt. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Amtszulagen und die Strukturzulage auch 

dann, wenn eine andere Funktion übertragen worden ist. 

(2) Absatz 1 gilt bei Beamtinnen und Beamten auf Zeit nur für die restliche Amtszeit. Absatz 1 

gilt nicht, wenn ein Amt mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf Probe nicht auf 

Dauer übertragen wurde oder die Verringerung der in Absatz 1 genannten Dienstbezüge auf 

einer Disziplinarmaßnahme beruht. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Ruhegehaltempfängerin oder ein Ruhegehaltemp-

fänger erneut in ein Beamten- oder Richterverhältnis berufen wird und das neue Grundgehalt 

geringer ist als das, das bis zur Zurruhesetzung bezogen wurde. Entsprechendes gilt für Amts-

zulagen und die Strukturzulage. 

Unterabschnitt 2 Vorschriften für Beamtinnen und Beamte 
 
§ 22 Landesbesoldungsordnungen A und B 
(1) Die Zuordnung der Ämter der Beamtinnen und Beamten zu den Besoldungsgruppen der 

Besoldungsordnungen A und B, die Amtsbezeichnungen sowie die Gewährung besonderer 

Zulagen werden in den Landesbesoldungsordnungen A und B geregelt. § 23 sowie die §§ 32 

und 40 bleiben unberührt. 

(2) Die Landesbesoldungsordnung A – aufsteigende Gehälter – und die Landesbesoldungsord-

nung B – feste Gehälter – sind in den Anlagen 1 und 2 zu diesem Gesetz,- die Grundgehaltssät-

ze der Besoldungsgruppen in den Anlagen 6 und 7 zu diesem Gesetz ausgewiesen. 

(3) Die in der Landesbesoldungsordnung A gesperrt gedruckten Amtsbezeichnungen sind 

Grundamtsbezeichnungen. Den Grundamtsbezeichnungen können Zusätze, die auf 

1. den Dienstherrn oder den Verwaltungsbereich, 

2. die Laufbahn, 

3. die Fachrichtung 

hinweisen, beigefügt werden. Die Grundamtsbezeichnungen „Rätin, Rat“, „Oberrätin, Ober-

rat“, „Direktorin, Direktor“ und „Leitende Direktorin, Leitender Direktor“ dürfen nur in Verbin-

dung mit einem Zusatz nach Satz 2 verliehen werden. Auf die Amtsbezeichnung „Leitende 

Direktorin, Leitender Direktor“ in den Besoldungsgruppen B 2 und B 3 sind Satz 2 und 3 ent-

sprechend anzuwenden. 

(4) Über die Beifügung von Zusätzen zu den Grundamtsbezeichnungen entscheidet für die 

Beamtinnen und Beamten des Landes das Finanzministerium im Einvernehmen mit dem für 

Inneres zuständigen Ministerium, für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, Gemein-

deverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An-

stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die oberste Aufsichtsbehörde im Einvernehmen 

mit dem Finanzministerium und dem für Inneres zuständigen Ministerium. 
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§ 23 Hauptamtliche Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit im kommunalen 
Bereich 
Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im 

Einvernehmen mit dem Finanzministerium den Besoldungsgruppen der Landesbesoldungsord-

nungen A und B die folgenden Ämter der hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten 

auf Zeit zuzuordnen: 

1. der Gemeinden und Kreise unter Berücksichtigung der Zahl der Einwohner und 

2. der regionalen Kommunalverbände und anderer überörtlicher kommunaler Einrichtungen 

unter Berücksichtigung des begrenzten Aufgabeninhaltes im Vergleich zur Einstufung der 

entsprechenden Ämter der beteiligten Körperschaften im Sinne der Nummer 1. 

Dabei können bei den in Nummer 1 genannten Körperschaften einer Größenklasse höchstens 

zwei Besoldungsgruppen für ein Amt vorgesehen werden. Für diese Beamtinnen und Beamten 

können das Aufsteigen in den Stufen und die Festsetzung der Erfahrungsstufe abweichend von 

den §§ 29 und 30 Absatz 1 bis 3 geregelt werden. 

 

§ 24 Einstiegsämter 
Die Einstiegsämter für Beamtinnen und Beamte sind folgenden Besoldungsgruppen zuzuwei-

sen: 

1. in der Laufbahngruppe 1 als erstes Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 5, 

2. in der Laufbahngruppe 1 als zweites Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 6, in technischen 

Laufbahnen der Besoldungsgruppe A 6 oder A 7, 

3. in der Laufbahngruppe 2 als erstes Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 9, in technischen 

Laufbahnen der Besoldungsgruppe A 10, 

4. in der Laufbahngruppe 2 als zweites Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 13. 

 
§ 25 Einstiegsämter in Sonderlaufbahnen 
(1) Die Einstiegsämter für Beamtinnen und Beamte in Sonderlaufbahnen, bei denen im Ein-

stiegsamt Anforderungen gestellt werden, die bei sachgerechter Bewertung zwingend die 

Zuweisung des Einstiegsamtes zu einer anderen Besoldungsgruppe als nach § 24 erfordern, 

können der höheren Besoldungsgruppe zugewiesen werden, in die gleichwertige Ämter einge-

reiht sind. Die Festlegung als Einstiegsamt ist in den Landesbesoldungsordnungen zu kenn-

zeichnen. 

(2) Das erste Einstiegsamt in Laufbahnen der Laufbahngruppe 1 kann, wenn die Voraussetzung 

des Absatzes 1 Satz 1 erfüllt ist, der höheren Besoldungsgruppe zugewiesen werden, in die 

gleichwertige Ämter eingereiht sind. 

 

§ 26 Beförderungsämter 
Beförderungsämter dürfen mit Ausnahme der Fälle des § 19 Absatz 1 Satz 2 nur eingerichtet 

werden, wenn sie sich von den Ämtern der niedrigeren Besoldungsgruppe nach der Wertigkeit 

der zugeordneten Funktion wesentlich abheben. 
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§ 27 Obergrenzen für Beförderungsämter 
(1) Die Anteile der Beförderungsämter dürfen nach Maßgabe sachgerechter Bewertung fol-

gende Obergrenzen nicht überschreiten: 

1. in der Besoldungsgruppe A 8 30 Prozent, 

2. in der Besoldungsgruppe A 9 8 Prozent, 

3. in der Besoldungsgruppe A 11 30 Prozent, 

4. in der Besoldungsgruppe A 12 16 Prozent, 

5. in der Besoldungsgruppe A 13 6 Prozent, 

6. in den Besoldungsgruppen A 15, A 16 und B 2 nach Einzelbewertung zusammen 40 Prozent, 

7. in den Besoldungsgruppen A 16 und B 2 zusammen 10 Prozent. 

Die Prozentsätze beziehen sich 

1. für die Besoldungsgruppe A 8 oder A 9 auf die Gesamtzahl der Planstellen für Beamtinnen 

und Beamte der Besoldungsgruppen A 6 (zweites Einstiegsamt) bis A 9 in der Laufbahngruppe 

1 bei einem Dienstherrn, 

2. für die Besoldungsgruppe A 11, A 12 oder A 13 auf die Gesamtzahl der Planstellen für Beam-

tinnen und Beamte der Besoldungsgruppe A 9 bis A 13 (ohne zweites Einstiegsamt) in der 

Laufbahngruppe 2 bei einem Dienstherrn und 

3. für die Besoldungsgruppe A 15, A 16 oder B 2 auf die Gesamtzahl der Planstellen für Beam-

tinnen und Beamte der Besoldungsgruppen A 13 (zweites Einstiegsamt) bis A 16 und B 2 in der 

Laufbahngruppe 2 bei einem Dienstherrn. 

Die für dauernd beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eines Dienstherrn ausge-

brachten gleichwertigen Stellen können mit der Maßgabe in die Berechnungsgrundlage einbe-

zogen werden, dass eine entsprechende Anrechnung auf die jeweiligen Stellen für Beförde-

rungsämter erfolgt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. die Gemeinden, Gemeindeverbände sowie für die Gemeindeprüfungsanstalt, den Landes-

verband Lippe und den Regionalverband Ruhr, 

2. die obersten Landesbehörden, 

3. Lehrerinnen und Lehrer und pädagogisches Hilfspersonal an öffentlichen Schulen und Hoch-

schulen, 

4. Lehrkräfte an verwaltungsinternen Fachhochschulen, 

5. Laufbahnen, in denen auf Grund des § 25 Absatz 1 das Einstiegsamt einer höheren Besol-

dungsgruppe zugewiesen worden ist, 

6. Bereiche eines Dienstherrn, in denen durch Haushaltsbestimmung die Besoldungsaufwen-

dungen höchstens auf den Betrag festgelegt sind, der sich bei Anwendung des Absatzes 1 und 

der Rechtsverordnungen zu Absatz 3 ergeben würde. 

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, für ihren Bereich unter Berücksichtigung der gemein-

samen Belange aller Dienstherren im Sinne des § 1 Absatz 1 durch Rechtsverordnung zur sach-

gerechten Bewertung der Funktionen für die Zahl der Beförderungsämter ganz oder teilweise 

von Absatz 1 abweichende Obergrenzen festzulegen. 

(4) Werden in Verwaltungsbereichen bei einer Verminderung oder Verlagerung von Planstellen 

infolge von Rationalisierungsmaßnahmen nach sachgerechter Bewertung der Beförderungs-

ämter die Obergrenzen gemäß den vorstehenden Absätzen und den dazu erlassenen Rechts-

verordnungen überschritten, kann aus personalwirtschaftlichen Gründen die Umwandlung der 
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die Obergrenzen überschreitenden Planstellen für einen Zeitraum von längstens fünf Jahren 

ausgesetzt und danach auf jede dritte freiwerdende Planstelle beschränkt werden. Dies gilt 

entsprechend für die Umwandlung von Planstellen, wenn die Obergrenzen nach einer Fußnote 

zur Landesbesoldungsordnung A aus gleichen Gründen überschritten werden. 

 
§ 28 Leitungsämter an unteren Verwaltungsbehörden, allgemeinbildenden oder 
beruflichen Schulen und Handwerkskammern, Beförderungsämter an Schulen 
 (1) Die Leitungsämter an unteren Verwaltungsbehörden mit einem beim jeweiligen Dienst-

herrn örtlich begrenzten Zuständigkeitsbereich mit Ausnahme der Ämter der Polizeipräsiden-

tinnen und Polizeipräsidenten sowie die Leitungsämter an allgemeinbildenden oder berufli-

chen Schulen dürfen nur in Besoldungsgruppen der Landesbesoldungsordnung A eingestuft 

werden. 

(2) Bei Anwendung der Obergrenzen des § 27 Absatz 1 auf die übrigen Leitungsämter unterer 

Verwaltungsbehörden, Mittelbehörden oder Oberbehörden bleiben die mit einer Amtszulage 

nach § 46 ausgestatteten Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 unberücksichtigt. 

(3) Die Ämter der Leitung und der ständigen Vertretung der Leitung eines Weiterbildungskol-

legs mit mindestens zwei Bildungsgängen, darunter dem Bildungsgang Abendrealschule, wer-

den nach Maßgabe der Landesbesoldungsordnung A unabhängig davon verliehen, für welche 

Lehrerlaufbahn an allgemeinbildenden Schulen die Lehramtsbefähigung besteht. Dabei muss 

regelmäßig eines der beiden Ämter mit einer Beamtin oder einem Beamten einer Lehrerlauf-

bahn der Laufbahngruppe 2 mit zweitem Einstiegsamt mit Strukturzulage besetzt werden. 

(4) Für die Verleihung der Leitungsämter an den Staatlichen Zentren für schulpraktische Leh-

rerausbildung ist der Nachweis einer Lehramtsbefähigung nach dem Lehrerausbildungsgesetz 

vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308) in der jeweils geltenden Fassung Voraussetzung. Die 

Leitungsämter an den Staatlichen Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung werden nach 

Maßgabe der Landesbesoldungsordnung A unabhängig davon verliehen, für welche Laufbahn 

die Lehramtsbefähigung besteht. 

(5) Die besoldungsrechtliche Einstufung der Leitung einer Förderschule mit Förderschwerpunkt 

Lernen, die im Verbund mit einer Förderschule mit anderem Förderschwerpunkt geführt wird, 

richtet sich nach der Schülerzahl des Förderschwerpunktes, in dem überwiegend unterrichtet 

wird. 

(6) Die gesamtschulbezogenen Beförderungsämter und die Beförderungsämter an Schulen im 

organisatorischen Zusammenschluss nach § 83 Absatz 1 bis 3 des Schulgesetzes NRW vom 15. 

Februar 2005 (GV. NRW. S. 102)  in der Fassung des Gesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 

278) werden nach Maßgabe der Landesbesoldungsordnung A unabhängig davon verliehen, für 

welche Lehrerlaufbahn an allgemeinbildenden oder Förderschulen die Lehramtsbefähigung 

besteht. Dabei soll regelmäßig die Hälfte der Stellen für gesamtschulbezogene Beförderungs-

ämter mit Beamtinnen und Beamten einer Lehrerlaufbahn der Laufbahngruppe 2 mit zweitem 

Einstiegsamt mit Strukturzulage besetzt werden; das gilt nicht für die Stellen der Leitungen der 

Sekundarstufe II. 

(7) Planstellen für Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe A 15 mit Amtszulage, A 15 

und A 14 mit Amtszulage, denen die Funktion der ständigen Vertretung der Leitung einer 

Gesamtschule oder der didaktischen Leitung einer Gesamtschule übertragen ist, werden, 

soweit sie für Beamtinnen und Beamte im Sinne des Absatzes 6 Satz 2 vorgesehen sind, auf 
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den haushaltsmäßig festgelegten Stellenanteil nach Fußnote 7 zur Besoldungsgruppe A 15 der 

Landesbesoldungsordnung A angerechnet. Planstellen für Gesamtschulrektorinnen und Ge-

samtschulrektoren der Besoldungsgruppen A 14 mit Amtszulage oder A 14 werden, soweit sie 

für Beamtinnen und Beamte im Sinne des Absatzes 6 Satz 2 vorgesehen und nicht nach Satz 1 

anzurechnen sind, auf den haushaltsmäßig festgelegten Stellenanteil für Oberstudienrätinnen 

und Oberstudienräte angerechnet. 

(8) Die in der Landesbesoldungsordnung A ausgebrachten Amtsbezeichnungen für Lehrkräfte 

an allgemeinbildenden Schulen im Eingangsamt sowie die Amtsbezeichnungen „Oberstudien-

rätin, Oberstudienrat“ und „Studiendirektorin, Studiendirektor“ dürfen auch an Gesamtschu-

len verwendet werden. 

(9) An Gesamtschulen im Aufbau dürfen Ämter für didaktische Leitungen erst eingerichtet 

werden, wenn mindestens vier Jahrgangsstufen vorhanden sind. 

(10) Absatz 6 Satz 1 sowie Absätze 8 und 9 gelten für Sekundarschulen entsprechend. 

(11) An Gemeinschaftsschulen im Sinne von Artikel 2 des 6. Schulrechtsänderungsgesetzes 

vom 25. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 540) können die an Sekundarschulen ausgebrachten Äm-

ter verliehen werden, wenn sie nur die Sekundarstufe I umfassen. Absatz 6 Satz 1 sowie Absatz 

8 und 9 gelten entsprechend. Umfassen Gemeinschaftsschulen die Sekundarstufen I und II, 

können die an Gesamtschulen ausgebrachten Ämter verliehen werden. Absätze 6 bis 9 gelten 

entsprechend. 

(12) Die zur Schulleitung gehörenden Ämter an Grundschulen, Hauptschulen und Realschulen 

können auch Lehrkräften mit der Befähigung zum Lehramt für sonderpädagogische Förderung, 

zum Lehramt für Sonderpädagogik oder zum Lehramt an Sonderschulen verliehen werden. 

(13) Die für den Schulbereich ausgebrachten Beförderungsämter in der Landesbesoldungsord-

nung A können mit Ausnahme der Ämter für Schulleiterinnen und Schulleiter auch außerhalb 

von Schulorganisationen verliehen werden. Die Verleihung ist begrenzt auf die Ämter der 

Laufbahn, für die die Bewerberinnen und Bewerber die Lehramtsbefähigung besitzen. 

(14) Der Hauptgeschäftsführerin oder dem Hauptgeschäftsführer einer Handwerkskammer 

und der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer bei einer Handwerkskammer als der 

ständigen Vertreterin oder dem ständigen Vertreter der Hauptgeschäftsführerin oder des 

Hauptgeschäftsführers ist mit der Ernennung zunächst das niedrigere der in den Landesbesol-

dungsordnungen für diese Funktion ausgewiesenen Ämter zu verleihen; Ausnahmen bedürfen 

der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Über den Zeitpunkt der Verleihung des höheren 

Amtes entscheidet der Dienstherr im Einvernehmen mit der Aufsichtsbehörde. 

 

§ 29 Bemessung des Grundgehalts209 
(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Landesbesoldungsordnung nicht feste Gehälter vorsieht, 

nach Stufen (Erfahrungsstufen) bemessen. Dabei erfolgt der Aufstieg in eine nächsthöhere 

Stufe nach bestimmten Zeiten mit dienstlicher Erfahrung und der Leistung. 

(2) Mit der ersten Ernennung in ein Beamtenverhältnis mit Anspruch auf Dienstbezüge im 

Geltungsbereich dieses Gesetzes wird ein Grundgehalt der ersten mit einem Grundgehaltsbe-

trag ausgewiesenen Stufe der maßgeblichen Besoldungsgruppe (Anfangsgrundgehalt) festge-

                                                                                       
209 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 4 LPVG NRW; Übergangeregelung § 91 Abs. 3 LBesG; Arbeit-

nehmer §§ 16 ff TvöD; Zur Altersdiskriminierung der Regelungen bis 31.5.2013 nach dem AGG: OVG NRW 

Urt vom 8.2.2017, 3 A 1972/15 und 3 A 80/16; DÖV 2017, 559 
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setzt, soweit nicht berücksichtigungsfähige Zeiten nach § 30 Absatz 1 anerkannt werden. Die 

Stufe wird mit Wirkung vom Ersten des Monats festgesetzt, in dem das Beamtenverhältnis 

begründet wird. Ausgehend von diesem Zeitpunkt beginnt der Stufenaufstieg. Frühere Dienst-

zeiten mit Anspruch auf Dienstbezüge in einem Beamten-, Richter- oder Soldatenverhältnis bei 

einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 31 Absatz 1) im Geltungsbereich des Grundgeset-

zes führen zu einer Vorverlegung des Beginns des Stufenaufstiegs auf den Zeitpunkt der ersten 

Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge, soweit in § 30 Absatz 4 nichts anderes bestimmt 

ist; Satz 1 zweiter Halbsatz und die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Die Stufenfestsetzung 

ist der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 

(3) Das Grundgehalt steigt bis zur fünften Stufe im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten 

Stufe im Abstand von drei Jahren und darüber hinaus im Abstand von vier Jahren. Zeiten ohne 

Anspruch auf Grundgehalt verzögern den Stufenaufstieg, soweit in § 30 Absatz 2 nichts ande-

res bestimmt ist. Die Zeiten nach Satz 2 werden auf volle Monate abgerundet. Die Sätze 1 bis 3 

gelten in den Fällen des Absatzes 2 Satz 4 entsprechend. 

(4) Bei dauerhaft herausragenden Leistungen kann für Beamtinnen und Beamte der Landesbe-

soldungsordnung A die nächsthöhere Stufe als Grundgehalt vorweg festgesetzt werden (Leis-

tungsstufe). Die Zahl der in einem Kalenderjahr bei einem Dienstherrn vergebenen Leistungs-

stufen darf 15 Prozent der Zahl der bei dem Dienstherrn vorhandenen Beamtinnen und Beam-

ten der Landesbesoldungsordnung A, die das Endgrundgehalt noch nicht erreicht haben, nicht 

übersteigen. Wird festgestellt, dass die Leistung nicht den mit dem Amt verbundenen durch-

schnittlichen Anforderungen entspricht, verbleibt die Beamtin oder der Beamte in der bisheri-

gen Stufe, bis die Leistung ein Aufsteigen in die nächsthöhere Stufe rechtfertigt. Eine darüber 

liegende Stufe, die ohne die Hemmung des Aufstiegs inzwischen erreicht wäre, darf frühestens 

nach Ablauf eines Jahres als Grundgehalt festgesetzt werden, wenn in diesem Zeitraum anfor-

derungsgerechte Leistungen erbracht worden sind. Die Landesregierung wird ermächtigt, zur 

Gewährung von Leistungsstufen und zur Hemmung des Aufstiegs in den Stufen nähere Rege-

lungen durch Rechtsverordnung zu treffen. In der Rechtsverordnung kann zugelassen werden, 

dass bei Dienstherren mit weniger als sieben Beamtinnen und Beamten im Sinne des Satzes 2 

in jedem Kalenderjahr einer Beamtin oder einem Beamten die Leistungsstufe gewährt wird. 

(5) Absatz 4 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte im Beamtenverhältnis auf Probe nach § 4 

Absatz 3 des Beamtenstatusgesetzes. Die Entscheidung über die Gewährung einer Leistungs-

stufe oder über die Hemmung des Aufstiegs trifft die zuständige oberste Dienstbehörde oder 

die von ihr bestimmte Stelle. Die Entscheidung ist der Beamtin oder dem Beamten schriftlich 

mitzuteilen. Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Für die Dauer einer vorläufigen Dienstenthebung verbleibt die Beamtin oder der Beamte in 

der bisherigen Stufe. Führt ein Disziplinarverfahren nicht zur Entfernung aus dem Beamten-

verhältnis oder endet das Beamtenverhältnis nicht durch Entlassung auf Antrag oder infolge 

strafgerichtlicher Verurteilung, so regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der vorläufigen 

Dienstenthebung nach Absatz 3. 
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§ 30 Berücksichtigungsfähige Zeiten210 
(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung nach § 29 Absatz 2 werden als berücksichtigungsfähige 

Zeiten anerkannt, soweit in Absatz 4 nichts anderes bestimmt ist: 

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, 

2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen 

Angehörigen (Eltern, Schwiegereltern, Eltern von Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern 

nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) in der jeweils 

geltenden Fassung, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem Lebens-

partnerschaftsgesetz, Geschwistern oder Kindern) bis zu drei Jahren für jeden nahen Angehö-

rigen, 

3. Pflegezeiten nach dem Pflegezeitgesetz vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 896) in der jeweils 

geltenden Fassung, 

4. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Lauf-

bahnbefähigung sind, im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 31) oder im Dienst 

von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren Verbänden sowie im Dienst eines 

sonstigen Arbeitgebers, der die im öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifver-

träge wesentlich gleichen Inhalts anwendet und an dem die öffentliche Hand durch Zahlung 

von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise wesentlich beteiligt ist, 

5. Zeiten von mindestens vier Monaten bis zu insgesamt zwei Jahren, in denen Wehrdienst, 

Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst, Entwicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales oder 

ökologisches Jahr geleistet wurde, 

6. Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt 

III, Gliederungsnummer 53-5, veröffentlichten bereinigten Fassung in der jeweils geltenden 

Fassung, und 

7. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 1. Juli 1977 (BGBl. I S. 1625) in der jeweils geltenden Fassung, soweit eine 

Erwerbstätigkeit, die einem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 31) ent-

spricht, nicht ausgeübt werden konnte. 

Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähi-

gung sind, können ganz oder teilweise anerkannt werden, soweit sie für die Verwendung der 

Beamtin oder des Beamten förderlich sind. Mit Zustimmung des Finanzministeriums kann von 

Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 abgewichen werden, wenn für die Zulassung zu einer Laufbahn 

besondere Voraussetzungen gelten. Zeiten für zusätzliche Qualifikationen, die nicht im Rah-

men einer hauptberuflichen Tätigkeit erworben wurden, können in besonderen Einzelfällen, 

insbesondere zur Deckung des Personalbedarfs, mit insgesamt bis zu drei Jahren als berück-

sichtigungsfähige Zeiten anerkannt werden. Die Entscheidung nach den Sätzen 2 bis 4 trifft die 

oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Zeiten nach den Sätzen 1 und 2 

werden durch Unterbrechungszeiten nach Absatz 2 nicht vermindert. Die Summe der Zeiten 

nach den Sätzen 1 bis 4 wird auf volle Monate aufgerundet. 

(2) Abweichend von § 29 Absatz 3 Satz 2 wird der Aufstieg in den Stufen durch folgende Zeiten 

nicht verzögert: 

1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, 

                                                                                       
210 Übergangsvorschrift § 91 Abs. 13 LBesG; Arbeitnehmer § 16 Abs. 2 TVöD 
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2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen 

Angehörigen (Eltern, Schwiegereltern, Eltern von Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern 

nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern 

nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, Geschwistern oder Kindern) bis zu drei Jahren für jeden 

nahen Angehörigen, 

3. Pflegezeiten in entsprechender Anwendung des Pflegezeitgesetzes, 

4. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn die oberste Dienstbehörde oder die von 

ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt hat, dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder 

öffentlichen Belangen dient, 

5. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 

Juli 2009 (BGBl. I S. 2055) in der jeweils geltenden Fassung nicht zu dienstlichen Nachteilen 

führen dürfen, 

6. Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz, 

7. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Lauf-

bahnbefähigung sind, im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 31) oder im Dienst 

von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren Verbänden sowie im Dienst eines 

sonstigen Arbeitgebers, der die im öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifver-

träge wesentlich gleichen Inhalts anwendet und an dem die öffentliche Hand durch Zahlung 

von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise wesentlich beteiligt ist, 

1. Zeiten nach Absatz 1 Satz 2 bis 4; Absatz 1 Satz 5 bis 7 gilt entsprechend. 

(3) Eine Mehrfachberücksichtigung von Zeiten nach den Absätzen 1 und 2 und § 29 Absatz 2 

Satz 4 ist unzulässig. 

(4) Für die Vorverlegung des Beginns des Stufenaufstiegs nach § 29 Absatz 2 Satz 4 und für die 

Anerkennung von Zeiten nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 sind Zeiten einer 

Tätigkeit für das Ministerium für Staatssicherheit oder das Amt für Nationale Sicherheit der 

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik nicht zu berücksichtigen. Dies gilt auch für 

Zeiten, die vor einer solchen Tätigkeit zurückgelegt worden sind. Satz 1 gilt auch für Zeiten 

einer Tätigkeit als Angehöriger der Grenztruppen der ehemaligen Deutschen Demokratischen 

Republik. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Zeiten einer Tätigkeit, die auf Grund einer beson-

deren persönlichen Nähe zum System der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 

übertragen war. Das Vorliegen dieser Voraussetzung wird insbesondere widerlegbar vermutet, 

wenn die Beamtin oder der Beamte 

1. vor oder bei Übertragung der Tätigkeit eine hauptamtliche oder hervorgehobene ehrenamt-

liche Funktion in der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, dem Freien Deutschen Ge-

werkschaftsbund, der Freien Deutschen Jugend oder einer vergleichbaren systemunterstüt-

zenden Partei oder Organisation innehatte, 

2. als mittlere oder obere Führungskraft in zentralen Staatsorganen, als obere Führungskraft 

beim Rat eines Bezirkes, als Vorsitzender des Rates eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt 

oder in einer vergleichbaren Funktion tätig war, 

3. hauptamtlich Lehrende oder Lehrender an den Bildungseinrichtungen der staatstragenden 

Parteien oder einer Massen- oder gesellschaftlichen Organisation war oder 

4. Absolventin oder Absolvent der Akademie für Staat und Recht oder einer vergleichbaren 

Bildungseinrichtung war. 
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§ 31 Öffentlich-rechtliche Dienstherren 
(1) Öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne dieses Gesetzes sind der Bund, die Länder, die 

Gemeinden, die Gemeindeverbände und andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer 

Verbände. 

(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn stehen gleich: 

1. für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union die ausgeübte gleichar-

tige Tätigkeit im öffentlichen Dienst einer Einrichtung der Europäischen Union oder im öffentli-

chen Dienst eines Mitgliedstaates der Europäischen Union und 

2. die von volksdeutschen Vertriebenen, Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern ausgeübte 

gleichartige Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn ihres Herkunftslandes. 

 

Unterabschnitt 3 Vorschriften für Professorinnen und Professoren, Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren sowie hauptamtliche Leitungen und 
Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen 

  

§ 32 Landesbesoldungsordnung W 
(1) Die Ämter der Professorinnen, Professoren, Hochschuldozentinnen, Hochschuldozenten, 

Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren und ihre Besoldungsgruppen sind in der Landes-

besoldungsordnung W (Anlage 4 zu diesem Gesetz) geregelt. Die Grundgehaltssätze sind in der 

Anlage 9 zu diesem Gesetz ausgewiesen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für hauptamtliche 

Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Profes-

sorinnen oder Professoren sind, soweit ihre Ämter nicht Besoldungsgruppen der Landesbesol-

dungsordnungen A und B zugewiesen sind.  

(2) Die Ämter der Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren sind der Besoldungsgruppe W 

1, die Ämter der Professorinnen und Professoren sowie der Hochschuldozentinnen und Hoch-

schuldozenten sind nach Maßgabe sachgerechter Bewertung (§ 19) den Besoldungsgruppen W 

2 und W 3 zuzuordnen. An Fachhochschulen darf der Anteil der W 3-Stellen bis zu 10 Prozent 

betragen. Das Nähere bestimmt der Haushalt.  

(3) Die Ämter der hauptberuflichen Mitglieder von Hochschulleitungen und Fachbereichslei-

tungen werden der Besoldungsgruppe W 3 zugeordnet. Den Amtsbezeichnungen ist ein Zusatz 

auf die jeweilige Hochschule beizufügen; bei den hauptberuflichen Mitgliedern der Fachbe-

reichsleitungen auch des jeweiligen Fachbereichs. 

  

§ 33 Leistungsbezüge 
(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach Maßgabe der nachfolgenden Vor-

schriften neben dem als Mindestbezug gewährten Grundgehalt variable Leistungsbezüge 

vergeben: 

1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (Berufungs- oder Bleibe-

Leistungsbezüge), 

2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchsförde-

rung (besondere Leistungsbezüge) sowie 
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3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen der Hoch-

schulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung (Funktions-Leistungsbezüge).  

(2) Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besol-

dungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen, wenn dies erforderlich ist, um 

die Professorin oder den Professor aus dem Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen zu 

gewinnen oder um die Abwanderung der Professorin oder des Professors in den Bereich au-

ßerhalb der deutschen Hochschulen abzuwenden. Leistungsbezüge dürfen diesen Unter-

schiedsbetrag ferner übersteigen, wenn die Professorin oder der Professor bereits an der 

bisherigen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die diesen Unterschiedsbetrag erreichen oder 

übersteigen und dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor für eine nord-

rhein-westfälische Hochschule zu gewinnen oder die Abwanderung an eine andere deutsche 

Hochschule zu verhindern. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für hauptamtliche Leiterin-

nen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen 

oder Professoren sind.  

(3) Die am 1. Januar 2017 zustehenden Leistungsbezüge nach Absatz 1 erhöhen sich um 2,5 

Prozent, wenn diese sich nicht nach im Zusammenhang mit der Integration der Sonderzahlung 

am 1. Januar 2017 erhöhten Bezügen bemessen. Satz 1 gilt nicht für Leistungsbezüge, die als 

Einmalzahlung gewährt werden. 

  

§ 34 Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 
Bei der Entscheidung über Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 sind insbesondere 

die individuelle Qualifikation, vorliegende Evaluationsergebnisse, die Bewerberlage und die 

Arbeitsmarktsituation in dem jeweiligen Fach zu berücksichtigen. Die Leistungsbezüge werden 

in der Regel unbefristet und als laufender Bezug vergeben; sie können auch als Einmalzahlung 

gewährt werden. Es kann vereinbart werden, dass gewährte Berufungs- oder Bleibe-

Leistungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen. Neue oder höhere 

Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 sollen bei einem neuen Ruf frühestens nach 

Ablauf von drei Jahren seit der letzten Gewährung zugestanden werden. Die Gewährung von 

Bleibe-Leistungsbezügen setzt voraus, dass die Professorin oder der Professor den Ruf einer 

anderen Hochschule oder das Einstellungsangebot einer anderen Arbeitgeberin oder eines 

anderen Arbeitgebers vorlegt. 

  

§ 35 Besondere Leistungsbezüge 
Für besondere Leistungen, die in der Regel über mehrere Jahre in den Bereichen Forschung, 

Lehre, Kunst, Weiterbildung oder Nachwuchsförderung erbracht werden, können Leistungsbe-

züge nach § 33 Absatz 1 Nummer 2 gewährt werden. Diese Leistungsbezüge können neben 

solchen nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 gewährt und als Einmalzahlung oder als monatliche 

Zahlungen für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet vergeben werden. Im Falle einer 

wiederholten Vergabe können laufende besondere Leistungsbezüge unbefristet vergeben 

werden. Unbefristete monatliche Bezüge sind mit einem Widerrufsvorbehalt für den Fall des 

erheblichen Leistungsabfalls zu versehen. Es kann vereinbart werden, dass gewährte besonde-

re Leistungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen. 
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§ 36 Funktions-Leistungsbezüge 
Hauptamtlichen Mitgliedern von Hochschulleitungen sowie Mitgliedern von Leitungsgremien 

an Hochschulen werden für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben Leistungsbezüge 

nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 gewährt. Für die Wahrnehmung besonderer Aufgaben im Rah-

men der Hochschulselbstverwaltung oder -leitung können diese Leistungsbezüge für die Dauer 

der Wahrnehmung ebenfalls gewährt werden. Die Bemessung der Funktions-Leistungsbezüge 

richtet sich nach § 19, insbesondere sind die im Einzelfall mit den Aufgaben verbundene Ver-

antwortung und Belastung sowie die Größe und Bedeutung der Hochschule zu berücksichti-

gen. Funktions-Leistungsbezüge können teilweise erfolgsabhängig vereinbart werden, in die-

sem Fall können sie nach Eintritt des Erfolgs auch als Einmalzahlung gewährt werden. Funkti-

ons-Leistungsbezüge nach Satz 1 nehmen an allgemeinen Besoldungsanpassungen teil. 

  

§ 37 Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen 
(1) Soweit Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 und 2 unbefristet gewährt werden 

und jeweils mindestens zwei Jahre bezogen worden sind, sind sie vorbehaltlich des Absatzes 2 

bis zur Höhe von zusammen 21 Prozent in der Besoldungsgruppe W 2 und 32,5 Prozent in der 

Besoldungsgruppe W 3 des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfähig; dynamisierte Leistungs-

bezüge sind dabei vorrangig anzusetzen. In den Fällen des § 5 Absatz 6 Satz 2 des Landesbeam-

tenversorgungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fassung 

gilt die Zweijahresfrist nicht. Soweit die Leistungsbezüge befristet gewährt werden, können sie 

vorbehaltlich des Absatzes 2 höchstens bis zur Höhe von 40 Prozent des jeweiligen Grundge-

halts in der Höhe für ruhegehaltfähig erklärt werden, in der sie jeweils mindestens für die 

Dauer von zehn Jahren bezogen wurden. Bei mehreren befristeten Leistungsbezügen, die für 

ruhegehaltfähig erklärt worden sind, wird der höchste Betrag berücksichtigt. Wurden mehrere 

solcher befristeten Leistungsbezüge mindestens fünf Jahre nebeneinander gewährt, sind sie in 

der Summe ruhegehaltfähig. Treffen unbefristete mit befristeten, für ruhegehaltfähig erklärten 

Leistungsbezügen zusammen, findet Satz 5 entsprechende Anwendung. Im Übrigen können 

befristete Leistungsbezüge nur insoweit für ruhegehaltfähig erklärt werden, als sie die unbe-

fristeten ruhegehaltfähigen Leistungsbezüge übersteigen. 

(2) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 und 2 können zusammen höchstens für 

1. 2 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe von 42 vom 

Hundert des Grundgehalts, 

2. 3 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe von 52 vom 

Hundert des Grundgehalts, 

3. 2 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Stellen bis zur Höhe von 71 vom 

Hundert des Grundgehalts für ruhegehaltfähig erklärt werden.  

(3) Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 an hauptamtliche Mitglieder von Hoch-

schulleitungen sowie Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen sind ruhegehaltfähig, 

soweit das Amt mindestens fünf Jahre wahrgenommen wurde und sofern das Mitglied aus 

dem Beamtenverhältnis auf Zeit in den Ruhestand tritt. In anderen Fällen erhöhen Leistungs-

bezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus einem Beam-

tenverhältnis auf Lebenszeit. In den Fällen des Satzes 2 sind sie ruhegehaltfähig in Höhe eines 

Viertels, soweit das Amt fünf Jahre und in Höhe der Hälfte, soweit es fünf Jahre und zwei 

Amtszeiten wahrgenommen wurde. Sie sind in voller Höhe ruhegehaltfähig, soweit das Amt 



Landesbesoldungsgesetz 

272 

 

mindestens fünf Jahre wahrgenommen wurde und das Mitglied während seiner Amtszeit 

wegen Dienstunfähigkeit oder auf Antrag wegen Schwerbehinderung nach Vollendung des 63. 

Lebensjahres in den Ruhestand versetzt wird oder die Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 

Nummer 3 bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze 

oder bei Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand nach Erreichen der gesetzlichen Altersgren-

ze bezogen hat. § 5 Absatz 3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes gilt entsprechend.  

(4) Treffen ruhegehaltfähige Leistungsbezüge nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 und 2 mit solchen 

nach § 33 Absatz 1 Nummer 3 zusammen, wird nur der bei der Berechnung des Ruhegehalts 

für die Beamtin oder den Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfähiger Dienstbezug be-

rücksichtigt.  

(5) Einmalzahlungen sind nicht ruhegehaltfähig. 

(6) Im Falle von gemeinsamen Berufungen mit einer außeruniversitären Forschungseinrichtung 

werden von der Hochschule festgesetzte Leistungsbezüge bei einer Beurlaubung ohne Dienst-

bezüge nach Maßgabe der vorstehenden Absätze ruhegehaltfähig, soweit dafür ein entspre-

chender Versorgungszuschlag entrichtet worden ist. 

  

§ 38 Vergaberahmen 
Die Organe der Hochschulen tragen dafür Sorge, dass durch die Gewährung von Leistungsbe-

zügen die Funktionsfähigkeit der Hochschulen nicht berührt wird. 

  

§ 39 Verordnungsermächtigung 
Das für Wissenschaft zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 

Finanzministerium durch Rechtsverordnung Grundsätze, Zuständigkeiten und Verfahren für die 

Vergabe von Leistungsbezügen sowie von Forschungs- und Lehrzulagen nach Maßgabe der §§ 

33 bis 38 und § 62 zu regeln. Für die Deutsche Hochschule der Polizei erlässt die Rechtsverord-

nung nach Satz 1 das für Inneres zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzmi-

nisterium. In den Rechtsverordnungen kann bestimmt werden, dass Verfahrensregelungen zur 

Vergabe der Leistungsbezüge sowie der Forschungs- und Lehrzulagen durch Hochschulordnung 

festgelegt werden dürfen. Für die Fachhochschulen des Landes, die ausschließlich Ausbil-

dungsgänge für den öffentlichen Dienst anbieten, erlässt die Rechtsverordnung nach Satz 1 das 

jeweils zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium. 

  
Unterabschnitt 4 Vorschriften für Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte 

  

§ 40 Landesbesoldungsordnung R 
Die Ämter der Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und ihre Besol-

dungsgruppen sind in der Landesbesoldungsordnung R (Anlage 3 zu diesem Gesetz) geregelt. 

Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen sind in der Anlage 8 zu diesem Gesetz ausge-

wiesen. 
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§ 41 Bemessung des Grundgehalts 
Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungsordnung nicht feste Gehälter vorsieht, nach Stu-

fen (Erfahrungsstufen) bemessen. Dabei erfolgt der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe nach 

bestimmten Zeiten mit dienstlicher Erfahrung. Die §§ 29 bis 31 gelten mit Ausnahme des § 29 

Absatz 1, 4 und 5 mit der Maßgabe entsprechend, dass das Grundgehalt im Abstand von zwei 

Jahren bis zum Erreichen des Endgrundgehalts steigt. 

Abschnitt 3 Familienzuschlag 
 
§ 42 Grundlage des Familienzuschlags 
Der Familienzuschlag wird nach der Anlage 13 zu diesem Gesetz gewährt. Seine Höhe richtet 

sich nach der Besoldungsgruppe und der Stufe, die den Familienverhältnissen der Beamtin, des 

Beamten, der Richterin oder des Richters entspricht. Für Anwärterinnen und Anwärter (§ 74 

Absatz 1) ist die Besoldungsgruppe des Eingangsamtes maßgebend, in das sie nach Abschluss 

des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintreten. 

 

§ 43 Stufen des Familienzuschlags211 
(1) Zur Stufe 1 gehören 

1. Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter in einer Ehe oder Lebenspartnerschaft, 

2. verwitwete Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter sowie hinterbliebene Beamtin-

nen, Beamte, Richterinnen und Richter einer Lebenspartnerschaft, 

3. geschiedene Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter sowie Beamtinnen, Beamte, 

Richterinnen und Richter, deren Ehe oder Lebenspartnerschaft für aufgehoben oder nichtig 

erklärt ist, wenn sie gegenüber der früheren Ehegattin, dem früheren Ehegatten, der früheren 

Lebenspartnerin oder dem früheren Lebenspartner aus der letzten Ehe oder Lebenspartner-

schaft zum Unterhalt verpflichtet sind und diese Unterhaltsverpflichtung mindestens die Höhe 

des Betrags der Stufe 1 erreicht, 

4. andere Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die eine andere Person nicht nur 

vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie 

gesetzlich oder sittlich dazu verpflichtet sind oder aus beruflichen oder gesundheitlichen 

Gründen ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt bei gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung zur Unter-

haltsgewährung außer in den Fällen des Satzes 3 nicht, wenn für den Unterhalt der aufge-

nommenen Person Mittel zur Verfügung stehen, die, bei einem Kind einschließlich des kinder-

bezogenen Teils des Familienzuschlags, das Sechsfache des Betrages der Stufe 1 übersteigen. 

Zur Stufe 1 gehören ferner andere Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die ein Kind 

nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben, für das ihnen Kindergeld 

nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne 

Berücksichtigung der §§ 64 und 65 des Einkommensteuergesetzes oder der §§ 3 und 4 des 

Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde212. Als in die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind 

auch dann, wenn die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der Richter es auf ihre oder 

                                                                                       
211 Familienzuschlag: siehe Listen am Ende des LBesG 
212 Kindergeld ab 1.7.2019: 1. und 2. Kind: je 204 €, 3. Kind: 210 €, ab 4. Kind: 235 €; Auszahlung durch 

Dienststelle gem. § 72 Abs. 1 EStG 
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seine Kosten anderweitig untergebracht hat, ohne dass dadurch die häusliche Verbindung 

aufgehoben werden soll. Beanspruchen mehrere nach Satz 1 Nummer 4 oder Satz 3 An-

spruchsberechtigte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst oder auf 

Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst Versorgungsberechtigte wegen der Aufnahme 

einer Person oder mehrerer Personen in die gemeinsam bewohnte Wohnung oder derselben 

Person in jeweils ihre Wohnungen einen Familienzuschlag der Stufe 1 oder eine entsprechende 

Leistung, wird der Betrag der Stufe 1 des für die Beamtin, den Beamten, die Richterin oder den 

Richter maßgebenden Familienzuschlags nach der Zahl der Berechtigten anteilig gewährt. 

(2) Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und 

Richter der Stufe 1, denen Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bun-

deskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Einkommen-

steuergesetzes oder des § 3 oder § 4 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde. Zur Stufe 

2 und den folgenden Stufen gehören auch die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter 

der Stufe 1, die Kinder ihrer Lebenspartnerin oder ihres Lebenspartners in ihren Haushalt 

aufgenommen haben, wenn andere Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter der Stufe 

1 bei sonst gleichem Sachverhalt zur Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen gehörten. Die 

Stufe richtet sich nach der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder. 

(3) Ledige und geschiedene Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter sowie Beamtinnen, 

Beamte, Richterinnen und Richter, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, denen 

Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder 

ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 3 oder § 4 

des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde, erhalten zusätzlich zum Grundgehalt den 

Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe des Familienzuschlags, der der Anzahl 

der berücksichtigungsfähigen Kinder entspricht. Dies gilt auch für Beamtinnen, Beamte, Richte-

rinnen und Richter, deren Lebenspartnerschaft aufgehoben worden ist und die Kinder ihrer 

früheren Lebenspartnerin oder ihres früheren Lebenspartners in ihren Haushalt aufgenommen 

haben, wenn Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter, die geschieden sind oder deren 

Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, bei sonst gleichem Sachverhalt den Unterschieds-

betrag erhielten. Absatz 5 gilt entsprechend. 

(4) Steht die Ehegattin, der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner einer Beam-

tin, eines Beamten, einer Richterin oder eines Richters als Beamtin, Beamter, Richterin, Rich-

ter, Soldatin, Soldat, Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst oder ist sie 

oder er auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

versorgungsberechtigt und stünde ihr oder ihm ebenfalls der Familienzuschlag der Stufe 1 oder 

einer der folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung in Höhe von mindestens der 

Hälfte des Betrags der Stufe 1 des Familienzuschlags zu, so erhält die Beamtin, der Beamte, die 

Richterin oder der Richter den Betrag der Stufe 1 des für sie oder ihn maßgebenden Familien-

zuschlags zur Hälfte; dies gilt auch für die Zeit des Bezugs von Mutterschaftsgeld. Eine Kürzung 

nach Satz 1 auf die Hälfte des Betrags erfolgt nicht, wenn beide Ehegatten, Lebenspartnerin-

nen oder Lebenspartner in Teilzeit beschäftigt sind und zusammen nicht die regelmäßige Ar-

beitszeit einer Vollzeitbeschäftigung erreichen. Auf den halbierten Betrag nach Satz 1 findet § 

8 keine Anwendung, wenn eine oder einer der Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebens-

partner im Sinne des Satzes 1 vollzeitbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
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versorgungsberechtigt ist oder beide in Teilzeit beschäftigt sind und dabei zusammen mindes-

tens die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung erreichen. 

 

(5) Stünde neben der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter einer anderen 

Person, die im öffentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst 

nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberech-

tigt ist, der Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen zu, so wird der auf 

das Kind entfallende Betrag des Familienzuschlags der Beamtin, dem Beamten, der Richterin 

oder dem Richter gewährt, wenn und soweit ihr oder ihm das Kindergeld nach dem Einkom-

mensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gewährt wird oder ohne Berücksich-

tigung des § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes 

vorrangig zu gewähren wäre; dem Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der folgenden 

Stufen stehen eine sonstige entsprechende Leistung oder das Mutterschaftsgeld gleich. Auf 

das Kind entfällt derjenige Betrag, der sich aus der für die Anwendung des Einkommensteuer-

gesetzes oder des Bundeskindergeldgesetzes maßgebenden Reihenfolge der Kinder ergibt. § 8 

findet auf den Betrag keine Anwendung, wenn eine oder einer der Anspruchsberechtigten im 

Sinne des Satzes 1 vollzeitbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor-

gungsberechtigt ist oder mehrere Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschäftigt sind und dabei 

zusammen mindestens die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollzeitbeschäftigung erreichen. 

 

(6) Öffentlicher Dienst im Sinne der Absätze 1, 4 und 5 ist die Tätigkeit im Dienst des Bundes, 

eines Landes, einer Gemeinde oder anderer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts oder der Verbände von solchen; ausgenommen ist die Tätigkeit bei öffent-

lich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren Verbänden, sofern nicht bei organisatorisch 

selbständigen Einrichtungen, insbesondere bei Schulen, Hochschulen, Krankenhäusern, Kin-

dergärten, Altersheimen die Voraussetzungen des Satzes 3 erfüllt sind. Dem öffentlichen 

Dienst steht die Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 

gleich, an der der Bund oder eine der in Satz 1 bezeichneten Körperschaften oder einer der 

dort bezeichneten Verbände durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer 

Weise beteiligt ist. Dem öffentlichen Dienst steht ferner gleich die Tätigkeit im Dienst eines 

sonstigen Arbeitgebers, der die für den öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarif-

verträge wesentlich gleichen Inhalts oder die darin oder in Besoldungsgesetzen über Familien-

zuschläge getroffenen Regelungen oder vergleichbare Regelungen anwendet, wenn der Bund 

oder eine oder einer der in Satz 1 bezeichneten Körperschaften oder Verbände durch Zahlung 

von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Die Entscheidung, ob die 

Voraussetzungen erfüllt sind, trifft das Finanzministerium oder die von ihm bestimmte Stelle. 

 

(7) Die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes (Absatz 6) dürfen die zur Durchführung dieser 

Vorschrift erforderlichen personenbezogenen Daten erheben und untereinander austauschen. 

(8) Lebenspartnerschaft, Lebenspartnerin oder Lebenspartner im Sinne der vorstehenden 

Absätze definieren sich nach § 1 Absatz 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes. 
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§ 44 Änderung des Familienzuschlags 
Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das hierfür maßgebende 

Ereignis fällt. Er wird nicht mehr gezahlt für den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen 

an keinem Tag vorgelegen haben Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Zahlungen von 

Teilbeträgen der Stufen des Familienzuschlags. 

Abschnitt 4 Zulagen, Vergütungen, Zuschläge 

Unterabschnitt 1 Amtszulagen und Strukturzulage 
 
§ 45 Amtszulagen 
(1) Für herausgehobene Funktionen, die dauerhaft wahrzunehmen sind, können Amtszulagen 

vorgesehen werden. Sie dürfen 75 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen dem Endgrund-

gehalt der Besoldungsgruppe der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters und 

dem Endgrundgehalt der nächsthöheren Besoldungsgruppe nicht übersteigen, soweit in die-

sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Amtszulagen sind unwiderruflich und ruhegehaltfähig. Sie gelten als Bestandteil des Grund-

gehalts. 

(3) Die einzelnen Amtszulagen ergeben sich aus § 46 sowie den Landesbesoldungsordnungen. 

Die Höhe der Amtszulagen ergibt sich aus der Anlage 14 zu diesem Gesetz.213 

 

§ 46 Amtszulage für die Leitung von besonders großen und besonders bedeutenden 
unteren Verwaltungsbehörden sowie von Mittel- und Oberbehörden 
 
Für die Leitung von besonders großen und besonders bedeutenden unteren Verwaltungsbe-

hörden sowie die Leitung von Mittel- oder Oberbehörden können nach Maßgabe des Haus-

halts Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 mit einer Amtszulage ausgestattet werden. Die 

Zahl der mit einer Amtszulage ausgestatteten Planstellen darf 30 Prozent der Zahl der Planstel-

len der Besoldungsgruppe A 16 für die Leitung unterer Verwaltungsbehörden, Mittelbehörden 

oder Oberbehörden nicht überschreiten. 

 

§ 47 Strukturzulage 
Eine das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltfähige Strukturzulage nach der Anlage 14 erhal-

ten 

a) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 mit dem Einstiegsamt der Besoldungsgrup-

pe A 6 und mit dem Einstiegsamt der Besoldungsgruppe A 7 (technischer Dienst, allgemeiner 

Vollzugsdienst bei den Justizvollzugsanstalten, Vollzugsdienst in Unterbringungseinrichtungen 

des Abschiebungshaftvollzugs, technischer Feuerwehrdienst) sowie Gerichtsvollzieherinnen 

und Gerichtsvollzieher 

aa) in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8, 

                                                                                       
213 Amtszulagen: siehe Listen am Ende des LBesG 
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bb) in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10, 

b) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 2 mit dem Einstiegsamt der Besoldungsgrup-

pen A 9 oder A 10 und ihnen gleichgestellte Beamtinnen und Beamte sowie Amtsanwältinnen 

und Amtsanwälte, 

c) Beamtinnen und Beamte des Verwaltungsdienstes der Laufbahngruppe 2 mit dem Einstieg-

samt A 13 einschließlich der Beamtinnen und Beamten besonderer Fachrichtungen, Studienrä-

tinnen und Studienräte, Akademische Rätinnen auf Zeit und Akademische Räte auf Zeit sowie 

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte in der Besoldungsgruppe A 13. 

 

Unterabschnitt 2 Stellenzulagen 
 
§ 48 Stellenzulagen 
(1) Für herausgehobene Funktionen können Stellenzulagen vorgesehen werden. Sie dürfen 75 

Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe der 

Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters und dem Endgrundgehalt der nächst-

höheren Besoldungsgruppe nicht übersteigen, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-

stimmt ist. 

(2) Stellenzulagen dürfen nur für die Dauer der Wahrnehmung der herausgehobenen Funktio-

nen gewährt werden. Wird der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter vo-

rübergehend eine andere Funktion übertragen, die zur Herbeiführung eines im besonderen 

öffentlichen Interesse liegenden unaufschiebbaren und zeitgebundenen Ergebnisses im Inland 

wahrgenommen werden muss, wird für die Dauer ihrer Wahrnehmung eine Stellenzulage 

weiter gewährt; sie wird für höchstens drei Monate auch weiter gewährt, wenn die vorüber-

gehende Übertragung einer anderen Funktion zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des Behör-

denbereichs, in dem die Beamtin, der Beamte, die Richterin oder der Richter eingesetzt wird, 

dringend erforderlich ist. Daneben wird eine Stellenzulage für diese andere Funktion nur in der 

Höhe des Mehrbetrages gewährt. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen des Satzes 2 

vorliegen, trifft die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Finanzministerium. 

(3) Stellenzulagen nehmen an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen nach § 16 nicht teil, 

soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Stellenzulagen sind widerruflich und nur ruhegehaltfähig, wenn dies gesetzlich bestimmt 

ist. 

(5) Die Stellenzulagen nach § 55 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 sind ruhegehaltfähig. Die Stellen-

zulagen nach den §§ 49 bis 52 und nach § 56 Nummer 1 gehören zu den ruhegehaltfähigen 

Dienstbezügen, wenn die Beamtin oder der Beamte 

1. mindestens zehn Jahre zulagenberechtigend verwendet worden ist oder 

2. während einer zulagenberechtigenden Verwendung wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-

stand versetzt worden oder verstorben ist und diese Verwendung mindestens zwei Jahre 

gedauert hat oder infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigungen, die sie oder 

er sich ohne grobes Verschulden bei der Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zuge-

zogen hat, in den Ruhestand versetzt worden oder verstorben ist. Absatz 6 bleibt unberührt. 

Der Betrag der ruhegehaltfähigen Zulage ergibt sich aus der im Zeitpunkt des Eintritts oder der 

Versetzung in den Ruhestand geltenden Anlage 15 zu diesem Gesetz. Die Ausschlussregelun-
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gen bei den einzelnen Stellenzulagen gelten entsprechend auch bei den ruhegehaltfähigen 

Dienstbezügen. 

(6) Die Stellenzulage nach § 53 ist für Beamtinnen und Beamte nach § 53 Absatz 1 im Umfang 

von 50 Prozent ruhegehaltfähig, wenn sie mindestens fünf Jahre bezogen worden ist oder das 

Dienstverhältnis durch Tod oder Dienstunfähigkeit infolge eines durch die Verwendung erlitte-

nen Dienstunfalls oder einer durch die Besonderheiten dieser Verwendung bedingten gesund-

heitlichen Schädigung beendet worden ist. 

(7) Die einzelnen Stellenzulagen ergeben sich aus den §§ 49 bis 56 sowie den Landesbesol-

dungsordnungen. Die Höhe der Stellenzulagen ergibt sich aus der Anlage 15. 

 

§ 50 Zulage für Beamtinnen und Beamte der Feuerwehr 
(1) Beamtinnen und Beamte in Ämtern der Landesbesoldungsordnung A im Einsatzdienst der 

Feuerwehr sowie Beamtinnen und Beamte, die entsprechend verwendet werden, erhalten 

eine Stellenzulage214. Die Stellenzulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch 

Anwärterinnen und Anwärter (§ 74 Absatz 1). 

(2) Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des Einsatzdienstes der Feuerwehr, 

insbesondere der mit dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der Aufwand für Verzehr 

mit abgegolten. 

 

§ 56 Weitere Stellenzulagen 
Eine Stellenzulage erhalten außerdem: 

1. Beamtinnen und Beamte, die im Verfassungsschutz verwendet werden, 

2. Beamtinnen und Beamte in der Laufbahngruppe 1 mit dem zweiten Einstiegsamt ab der 

Besoldungsgruppe A 6, in denen die Meisterprüfung oder die Abschlussprüfung als staatlich 

geprüfte Technikerin oder als staatlich geprüfter Techniker vorgeschrieben ist, nach bestande-

ner Prüfung, 

3. Richterinnen und Richter, die kraft Amtes Vizepräsidentin oder Vizepräsident oder stellver-

tretendes Mitglied des Verfassungsgerichtshofs sind, für die Monate, in denen sie wenigstens 

an einer Sitzung zur Beratung oder Verhandlung einer Sache teilnehmen. 

 

Unterabschnitt 3 Andere Zulagen 
 
§ 57 Ausgleichszulage für den Wegfall von Stellenzulagen 
 (1) Der Wegfall einer Stellenzulage aus dienstlichen Gründen wird ausgeglichen, wenn die 

Stellenzulage zuvor in einem Zeitraum von sieben Jahren insgesamt mindestens fünf Jahre 

zugestanden hat. Die Ausgleichszulage wird auf den Betrag festgesetzt, der am Tag vor dem 

Wegfall zugestanden hat. Jeweils nach Ablauf eines Jahres vermindert sich die Ausgleichszula-

ge ab Beginn des Folgemonats um 20 Prozent des nach Satz 2 zustehenden Betrages. Erhöhen 

sich die Dienstbezüge wegen des Anspruchs auf eine Stellenzulage, wird diese auf die Aus-

gleichszulage angerechnet. Bezugszeiten von Stellenzulagen, die bereits zu einem Anspruch 

                                                                                       
214 siehe auch § 91 Abs. 6 LBesG 
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auf eine Ausgleichszulage geführt haben, bleiben für weitere Ausgleichsansprüche unberück-

sichtigt. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfähig, soweit die Stellenzulage ruhegehaltfähig war. 

(2) Bestand innerhalb des Zeitraumes nach Absatz 1 Satz 1 ein Anspruch auf mehrere Stellen-

zulagen für einen Gesamtzeitraum von mindestens fünf Jahren, ohne dass eine der Stellenzu-

lagen allein für fünf Jahre zugestanden hat, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass sich die Aus-

gleichszulage nach der Stellenzulage mit dem niedrigsten Betrag bemisst. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im Falle des § 53, bei Wegfall einer Stellenzulage aufgrund 

einer Disziplinarmaßnahme oder bei Zahlung von Auslandsbesoldung in der neuen Verwen-

dung. 

(4) Wird eine Ruhegehaltempfängerin oder ein Ruhegehaltempfänger nach § 29 des Beamten-

statusgesetzes erneut in das Beamten- oder Richterverhältnis berufen, gelten die Absätze 1 bis 

3 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Zeit im Ruhestand unberücksichtigt bleibt. 

 

§ 58 Zulage für die Wahrnehmung befristeter Funktionen 
(1) Wird einer Beamtin oder einem Beamten außer in den Fällen des § 59 eine herausgehobe-

ne Funktion befristet übertragen, kann hierfür eine nicht ruhegehaltfähige Zulage zu den 

Dienstbezügen gewährt werden. Satz 1 gilt entsprechend für die Übertragung einer herausge-

hobenen Funktion, die üblicherweise nur befristet wahrgenommen wird. Die Zulage kann ab 

dem siebten Monat der ununterbrochenen Wahrnehmung bis zu einer Dauer von höchstens 

fünf Jahren gewährt werden. 

(2) Die Zulage wird bis zur Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Grundgehalt der Be-

soldungsgruppe der Beamtin oder des Beamten und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe, 

die der Wertigkeit der wahrgenommenen Funktion entspricht, höchstens jedoch der dritten 

folgenden Besoldungsgruppe, gewährt. Die Zulage vermindert sich bei jeder Verleihung eines 

anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt um den jeweiligen Erhöhungsbetrag; § 57 findet 

keine Anwendung. 

(3) Die Entscheidung über die Gewährung der Zulage trifft im Rahmen haushaltsrechtlicher 

Bestimmungen die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. 

 

§ 59 Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes215 
 (1) Werden einer Beamtin oder einem Beamten die Aufgaben eines Amtes der nächsthöheren 

oder einer höheren als der nächsthöheren Besoldungsgruppe vorübergehend vertretungswei-

se übertragen, wird ab dem 13. Monat der ununterbrochenen Wahrnehmung dieser Aufgaben 

eine nicht ruhegehaltfähige Zulage gewährt, wenn zu diesem Zeitpunkt die haushaltsrechtli-

chen Voraussetzungen für die Übertragung des wahrgenommenen höherwertigen Amtes und 

die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Übertragung des Amtes der nächsthöheren 

Besoldungsgruppe vorliegen. 

(2) Die Zulage wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem jeweiligen Grundgehalt 

der Besoldungsgruppe, das die Beamtin oder der Beamte bezieht, und dem Grundgehalt der 

Besoldungsgruppe gewährt, der das wahrgenommene höherwertige Amt zugeordnet ist, 

höchstens jedoch dem Grundgehalt der nächsthöheren Besoldungsgruppe. Auf die Zulage sind 

                                                                                       
215 Kein Neubeginn der Frist bei Dienstpostenwechsel, wenn auch neue Tätigkeit den höheren Wert bein-

haltet: BVerwG 2 C 28.13; jedoch Neubeginn bei Dienstherrnwechsel, BVerwG 2 C 27.10; Zulagenzahlung 

auch bei „Topfwirtschaft“, BVerwG 2 C 16.13; BVerwG 2 C 21.13 
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die Strukturzulage, Amtszulagen und Stellenzulagen nach diesem Gesetz anzurechnen, wenn 

sie in dem Amt der nächsthöheren Besoldungsgruppe nicht zustünden.“ 

 

§ 60 Prämien und Zulagen für besondere Leistungen216 
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Abgeltung von herausragenden besonderen 

Leistungen durch Rechtsverordnung die Gewährung von Leistungsprämien (Einmalzahlungen) 

und Leistungszulagen an Beamtinnen und Beamte in Besoldungsgruppen der Landesbesol-

dungsordnung A zu regeln. 

(2) Die Gesamtzahl der in einem Kalenderjahr bei einem Dienstherrn vergebenen Leistungs-

prämien und Leistungszulagen darf 15 Prozent der Zahl der bei dem Dienstherrn vorhandenen 

Beamtinnen und Beamten der Landesbesoldungsordnung A nicht übersteigen. Die Überschrei-

tung des Prozentsatzes nach Satz 1 ist in dem Umfang zulässig, in dem von der Möglichkeit der 

Vergabe von Leistungsstufen nach § 29 Absatz 4 Satz 2 kein Gebrauch gemacht wird. In der 

Rechtsverordnung kann zugelassen werden, dass bei Dienstherren mit weniger als sieben 

Beamtinnen und Beamten in jedem Kalenderjahr einer Beamtin oder einem Beamten eine 

Leistungsprämie oder eine Leistungszulage gewährt werden kann. Erneute Bewilligungen sind 

möglich. Die Zahlung von Leistungszulagen ist zu befristen; bei Leistungsabfall sind sie zu wi-

derrufen. Leistungsprämien dürfen das Anfangsgrundgehalt der Besoldungsgruppe der Beam-

tin oder des Beamten, Leistungszulagen dürfen monatlich 7 Prozent des Anfangsgrundgehaltes 

nicht übersteigen. Die Entscheidung über die Bewilligung trifft die zuständige oberste Dienst-

behörde oder die von ihr bestimmte Stelle. 

(3) Leistungsprämien und Leistungszulagen können nur im Rahmen besonderer haushalts-

rechtlicher Regelungen gewährt werden. In der Rechtsverordnung sind Anrechnungs- oder 

Ausschlussvorschriften zu Zahlungen, die aus demselben Anlass geleistet werden, vorzusehen. 

In der Rechtsverordnung kann vorgesehen werden, dass Leistungsprämien und Leistungszula-

gen, die an mehrere Beamtinnen oder Beamte wegen ihrer wesentlichen Beteiligung an einer 

durch enges arbeitsteiliges Zusammenwirken erbrachten Leistung vergeben werden, zusam-

men nur als eine Leistungsprämie oder Leistungszulage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gelten. 

Leistungsprämien und Leistungszulagen nach Satz 3 dürfen zusammen 150 Prozent des in 

Absatz 2 Satz 6 geregelten Umfangs nicht übersteigen; maßgeblich ist die höchste Besoldungs-

gruppe der an der Leistung wesentlich Beteiligten. Bei Übertragung eines anderen Amtes mit 

höherem Endgrundgehalt (Grundgehalt) oder bei Gewährung einer Amtszulage können in der 

Rechtsverordnung Anrechnungs- oder Ausschlussvorschriften zu Leistungszulagen vorgesehen 

werden. 

(4) Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände dürfen Leistungsbezüge 

nach Maßgabe eines in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung festgelegten betrieblichen 

Systems unter den Voraussetzungen gewährt werden, dass das betriebliche System einheitlich 

für Beamtinnen und Beamte sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gilt und dass der 

Dienstherr keine Leistungsprämien und keine Leistungszulagen auf der Grundlage der Absätze 

1 bis 3 gewährt
217

. Das betriebliche System muss Art und Umfang der Leistungsbezüge sowie 

einen einheitlichen Maßstab für die Leistungsbewertung in Form von Zielvereinbarungen oder 

                                                                                       
216 siehe Leistungsprämien- und Zulagenverordnung 
217 Arbeitnehmer § 18 TVöD 
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einer systematischen Leistungsbewertung festlegen. Leistungsbezüge können nur im Rahmen 

bereitstehender Haushaltsmittel gewährt werden. Der jährliche Gesamtbetrag darf einen in 

der Betriebs- oder Dienstvereinbarung festzulegenden Prozentsatz der im Vorjahr an die Be-

amtinnen und Beamten ausgezahlten Grundgehälter nicht übersteigen. Der Prozentsatz ist so 

festzulegen, dass für Beamtinnen und Beamte im gleichen Verhältnis Mittel für eine Leistungs-

vergütung zur Verfügung stehen wie für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(5) Leistungsprämien, Leistungszulagen und Leistungsbezüge nach den Absätzen 1 bis 4 sind 

nicht ruhegehaltfähig und sind auf Überleitungszulagen und Ausgleichszulagen nicht anzu-

rechnen. Beamtinnen und Beamte dürfen innerhalb eines Kalenderjahres Leistungsvergütun-

gen insgesamt nur bis zur Höhe des Anfangsgrundgehalts der Besoldungsgruppe erhalten, der 

sie im Zeitpunkt der Entscheidung angehören. 

 

§ 61 Ausgleichszulage bei Dienstherrenwechsel 
(1) Verringert sich aufgrund einer Versetzung, die auf Antrag erfolgt, in den Geltungsbereich 

dieses Gesetzes die Summe der Dienstbezüge, ist eine Ausgleichszulage zu gewähren. Dies gilt 

nicht für einen Wechsel in die Besoldungsgruppen W 2 oder W 3 der Landesbesoldungsord-

nung W. Die Ausgleichszulage bemisst sich in Höhe des Unterschiedsbetrages, der sich zwi-

schen den Summen der Dienstbezüge in der bisherigen Verwendung und in der neuen Ver-

wendung zum Zeitpunkt der Versetzung ergibt. Sie vermindert sich bei jeder Erhöhung der 

Dienstbezüge um die Hälfte des Erhöhungsbetrages. 

(2) Dienstbezüge im Sinne dieser Bestimmung sind das Grundgehalt, Amts- und Stellenzulagen, 

die Strukturzulage, der Familienzuschlag, Ausgleichs- und Überleitungszulagen sowie auf einen 

Monat umgerechnete Sonderzahlungen. 

(3) Bei einer Versetzung aus dienstlichen Gründen, einer Übernahme oder einem Übertritt in 

den Geltungsbereich dieses Gesetzes gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Die Ausgleichs-

zulage nach Satz 1 ist ruhegehaltfähig, soweit sie ruhegehaltfähige Dienstbezüge ausgleicht. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend bei Wechseln aus einem Beamten- oder Richter-

verhältnis außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes in den Geltungsbereich des Gesetzes, 

bei denen eine Ernennung erfolgt. 

 

§ 65 Zulagen für besondere Erschwernisse218 
Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung von Zulagen zur 

Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung der Anwärterbe-

züge nicht berücksichtigter Erschwernisse (Erschwerniszulagen) zu regeln. Die Zulagen sind 

widerruflich und nicht ruhegehaltfähig. Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Gewäh-

rung von Erschwerniszulagen ein besonderer Aufwand der Beamtin, des Beamten, der Richte-

rin oder des Richters mit abgegolten ist. 

  

                                                                                       
218 Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten ab 1.1.2019: 347 € (2020: 3,58 €; 2021: 3,68 €; siehe auch § 4 

ErschwerniszulagenVO) 
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Unterabschnitt 4 Vergütungen  
 
§ 66 Mehrarbeitsvergütung219 
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung einer Mehr-

arbeitsvergütung (§ 61 des Landesbeamtengesetzes) für Beamtinnen und Beamte zu regeln, 

soweit die Mehrarbeit nicht durch Dienstbefreiung ausgeglichen wird. Die Vergütung darf nur 

in Bereichen vorgesehen werden, in denen nach Art der Dienstverrichtung eine Mehrarbeit 

messbar ist. Die Höhe der Vergütung ist nach dem Umfang der tatsächlich geleisteten Mehrar-

beit festzusetzen und unter Zusammenfassung von Besoldungsgruppen zu staffeln. 

(2) Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte erhalten eine Mehrarbeitsvergütung in Höhe 

der anteiligen Besoldung, soweit die individuelle Arbeitszeit und die geleistete Mehrarbeit die 

regelmäßige Arbeitszeit der vollbeschäftigten Beamtinnen und Beamten nicht überschreiten. 

(3) Besoldung im Sinne des Absatzes 2 ist das Grundgehalt, der Familienzuschlag und die in 

festen Monatsbeträgen gezahlten Zulagen. Bezüge, die nicht der anteiligen Kürzung nach § 8 

Absatz 1 unterliegen, bleiben unberücksichtigt. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung einer Aus-

gleichszahlung in Höhe der zum Zeitpunkt des Ausgleichsanspruchs geltenden Sätze der Mehr-

arbeitsvergütung für Beamtinnen und Beamte zu regeln, bei denen ein Arbeitszeitausgleich 

aus einer langfristigen ungleichmäßigen Verteilung der Arbeitszeit, während der eine von der 

für sie jeweils geltenden regelmäßigen Arbeitszeit abweichende Arbeitszeit festgelegt wurde, 

nicht oder nur teilweise möglich ist. 

 

§ 67 Sitzungsvergütung 
Das für Inneres zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einver-

nehmen mit dem Finanzministerium die Gewährung einer Vergütung für Beamtinnen und 

Beamte der Landesbesoldungsordnung A bei den Gemeinden mit weniger als 40.000 Einwoh-

nern zu regeln, wenn diese als Protokollführerinnen oder Protokollführer regelmäßig an Sit-

zungen kommunaler Vertretungskörperschaften oder ihrer Ausschüsse außerhalb der regel-

mäßigen Arbeitszeit teilnehmen. Die Sitzungsvergütung darf den Betrag nach Anlage 15 nicht 

übersteigen. Sie darf nicht neben einer Aufwandsentschädigung gewährt werden; ein allge-

mein mit der Sitzungstätigkeit verbundener Aufwand wird mit abgegolten. Die Vergütung 

entfällt, wenn die Arbeitsleistung durch Dienstbefreiung ausgeglichen werden kann. 

 
§ 68 Vergütung im Vollstreckungsdienst 
(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung einer Vergü-

tung für Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher sowie andere im Vollstreckungsdienst 

tätige Beamtinnen und Beamte zu regeln. Maßstab für die Festsetzung der Vergütung sind die 

vereinnahmten Gebühren oder Beträge. 

(2) Für die Vergütung können Höchstsätze für die einzelnen Vollstreckungsaufträge sowie für 

das Kalenderjahr festgesetzt werden. Ein Teil der Vergütung kann für ruhegehaltfähig erklärt 

werden. Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Vergütung ein besonderer Aufwand der 

                                                                                       
219 siehe die Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung (gilt derzeit weiter) 
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Beamtin oder des Beamten mit abgegolten ist. Ist ein Teil der Vergütung für ruhegehaltfähig 

erklärt worden, so erhöht sich die Vergütung ab dem 1. Januar 2017 monatlich in den Besol-

dungsgruppen A 5 und A 6 um einen Betrag von 4,76 Prozent, in den Besoldungsgruppen A 7 

und A 8 um einen Betrag von 3,61 Prozent sowie in den übrigen Besoldungsgruppen um einen 

Betrag von 2,44 Prozent des für ruhegehaltfähig erklärten Teils der Vergütung. 

Unterabschnitt 5 Zuschläge 
 

§ 69 Sonderzuschläge zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit 
(1) Zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes können 

Beamtinnen und Beamten der Landesbesoldungsordnung A und der Besoldungsgruppe W 1 

nicht ruhegehaltfähige Sonderzuschläge gewährt werden, wenn ein bestimmter Dienstposten 

andernfalls insbesondere im Hinblick auf die fachliche Qualifikation sowie die Bedarfs- und 

Bewerberlage nicht anforderungsgerecht besetzt werden kann und die Deckung des Personal-

bedarfs dies im konkreten Fall erfordert. 

(2) In der Landesbesoldungsordnung A darf der Sonderzuschlag monatlich 10 Prozent des 

Anfangsgrundgehalts der entsprechenden Besoldungsgruppe nicht übersteigen; Grundgehalt 

und Sonderzuschlag dürfen zusammen nicht höher als das Endgrundgehalt sein. Bei Beamtin-

nen und Beamten der Besoldungsgruppe W 1 darf der Sonderzuschlag monatlich 10 Prozent 

des Grundgehalts der Besoldungsgruppe nicht übersteigen. Der Sonderzuschlag wird in fünf 

Schritten um jeweils 20 Prozent seines Ausgangsbetrages jährlich verringert, erstmals ein Jahr 

nach dem Entstehen des Anspruchs. Abweichend von Satz 2 kann der Sonderzuschlag auch 

befristet bis zu drei Jahren gewährt werden; ergänzend kann dann festgelegt werden, dass er 

auf Grund einer Beförderung auch vor Ablauf der Befristung wegfällt. Der Sonderzuschlag kann 

rückwirkend höchstens für drei Monate gewährt werden. Er kann nach vollständigem Wegfall 

erneut gewährt werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 wieder oder noch vorlie-

gen. § 8 Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Die Ausgaben für die Sonderzuschläge eines Dienstherrn dürfen 0,1 Prozent der im jeweili-

gen Haushaltsplan des Dienstherrn veranschlagten jährlichen Besoldungsausgaben, zuzüglich 

der im Rahmen einer flexibilisierten Haushaltsführung für diesen Zweck erwirtschafteten Mit-

tel, nicht überschreiten. 

(4) Die Entscheidung über die Gewährung von Sonderzuschlägen trifft die oberste Dienstbe-

hörde, im Landesbereich im Einvernehmen mit dem Finanzministerium oder der von ihm be-

stimmten Stelle. 

 

§ 70 Zuschlag bei Altersteilzeit220 
(1) Beamtinnen und Beamte in Altersteilzeit nach § 66 des Landesbeamtengesetzes erhalten 

zusätzlich zu der Besoldung nach § 8 Absatz 1 einen nicht ruhegehaltfähigen Altersteilzeitzu-

schlag. 

(2) Der Zuschlag wird in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der Nettobesoldung, die sich 

aus dem Umfang der Teilzeitbeschäftigung ergibt, und 80 Prozent der Nettobesoldung, die 

nach der bisherigen Arbeitszeit, die für die Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit während der 
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Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist, bei Beamtinnen und Beamten mit begrenzter Dienst-

fähigkeit (§ 27 des Beamtenstatusgesetzes) unter Berücksichtigung des § 9 zustehen würde, 

gewährt. Zur Ermittlung der letztgenannten Nettobesoldung ist die Bruttobesoldung um die 

Lohnsteuer entsprechend der individuellen Steuerklasse, den Solidaritätszuschlag und um 

einen Abzug in Höhe von 8 Prozent der Lohnsteuer zu vermindern; Freibeträge oder sonstige 

individuelle Merkmale bleiben unberücksichtigt. 

(3) Brutto- und Nettobesoldung im Sinne des Absatzes 2 sind das Grundgehalt, der Familienzu-

schlag, die Strukturzulage, Amtszulagen, Stellenzulagen, Zuschüsse zum Grundgehalt für Pro-

fessorinnen und Professoren der auslaufenden Landesbesoldungsordnung C, Überleitungszu-

lagen und Ausgleichszulagen, die wegen des Wegfalls oder der Verminderung solcher Bezüge 

zustehen. 

(4) Steuerfreie Bezüge, Erschwerniszulagen und Vergütungen werden entsprechend dem 

Umfang der tatsächlich geleisteten Tätigkeit gewährt. 

(5) Wenn eine Altersteilzeit mit ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit (Blockmodell) 

vorzeitig endet und die insgesamt gezahlten Altersteilzeitbezüge geringer sind als die Besol-

dung, die nach der tatsächlichen Beschäftigung ohne Altersteilzeit zugestanden hätte, ist ein 

Ausgleich in Höhe des Unterschiedsbetrags zu gewähren. 

 
§ 71 Zuschlag bei begrenzter Dienstfähigkeit221 
(1) Begrenzt Dienstfähige erhalten zusätzlich zu der Besoldung nach § 9 Absatz 1 einen nicht 

ruhegehaltsfähigen Zuschlag, wenn als Folge der begrenzten Dienstfähigkeit die bis dahin 

maßgebliche Arbeitszeit um mindestens 20 Prozent vermindert ist. 

(2) Der Zuschlag beträgt zehn Prozent der Dienstbezüge, die begrenzt Dienstfähige bei Voll-

zeitbeschäftigung erhalten würden, mindestens jedoch 300 Euro monatlich. Der Zuschlag und 

die Besoldung nach § 9 Absatz 1 dürfen die Besoldung bei Vollzeitbeschäftigung nicht überstei-

gen. 

(3) Zu den Dienstbezügen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gehören: 

1. das Grundgehalt, 

2. monatlich gewährte Zuschüsse zum Grundgehalt sowie Leistungsbezüge bei Professorinnen 

und Professoren und bei hauptamtlichen Mitgliedern von Leistungsgremien an Hochschulen, 

3. der Familienzuschlag, 

4. die Strukturzulage, 

5. Amts- und Stellenzulagen und 

6. Ausgleichs- und Überleitungszulagen. 

 
§ 71a Zuschlag bei Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand 
(1) B ei einem Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nach § 32 des Landesbeamtenge-

setzes wird ein Zuschlag gewährt. Der Zuschlag wird nicht neben einem Zuschlag nach § 8 

Absatz 2 in Verbindung mit § 70 oder § 91 Absatz 4 gewährt. Der Zuschlag beträgt 10 Prozent 

des Grundgehalts und ist nicht ruhegehaltfähig. Er wird erst gewährt ab Beginn des Kalender-

monats, der auf den Zeitpunkt des Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze folgt und wenn der 

Höchstsatz des Ruhegehalts nach § 16 Absatz 1 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes er-

                                                                                       
221 § 27 BeamtStG; vgl. auch § 91 Abs. 12 LBesG 
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reicht ist. Wird der Höchstruhegehaltsatz im Zeitraum des Hinausschiebens erreicht, wird der 

Zuschlag ab dem Beginn des folgenden Kalendermonats gewährt. 

(2) Bei einer Teilzeitbeschäftigung im Zeitraum des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhe-

stand nach § 32 des Landesbeamtengesetzes wird ein nicht ruhegehaltfähiger Zuschlag ge-

währt, dessen Bemessungsgrundlage das Ruhegehalt ist, das bei Eintritt in den Ruhestand 

wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze zugestanden hätte. Absatz 1 Satz 2 gilt ent-

sprechend. Die Höhe des Zuschlags entspricht dem Teil des erdienten Ruhegehalts, der sich 

aus dem Verhältnis der Freistellung zur regelmäßigen Arbeitszeit ergibt. Der Zuschlag nach 

Absatz 1 bleibt hiervon unberührt. Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht bei einer Teilzeitbeschäftigung 

mit ungleichmäßig verteilter Arbeitszeit in einer Freistellungsphase. 

Unterabschnitt 6 Sonstiges 
 
§ 72 Andere Zulagen, Vergütungen und Zuschläge 
Andere als die in diesem Abschnitt geregelte Zulagen, Vergütungen und Zuschläge dürfen nur 

gewährt werden, soweit dies in diesem Gesetz bestimmt ist. Vergütungen für Nebentätigkei-

ten im öffentlichen Dienst bleiben unberührt. 

Abschnitt 6 Anwärterbezüge 
 
§ 74 Anwärterbezüge222 
(1) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwärterinnen und Anwär-

ter) erhalten Anwärterbezüge. 

(2) Zu den Anwärterbezügen gehören der Anwärtergrundbetrag nach Anlage 12 zu diesem 

Gesetz und die Anwärtersonderzuschläge. Daneben werden der Familienzuschlag sowie die 

vermögenswirksamen Leistungen gewährt. Zulagen und Vergütungen werden nur gewährt, 

wenn dies in diesem Gesetz besonders bestimmt ist. 

(3) Anwärterinnen und Anwärter, die bei einer von ihnen selbst gewählten Stelle im Ausland 

ausgebildet werden, erhalten keine Auslandsbesoldung. Die für Bundesbeamtinnen und Bun-

desbeamte geltenden Bestimmungen über den Kaufkraftausgleich gelten mit der Maßgabe, 

dass mindestens Bezüge nach Absatz 2 verbleiben. 

(4) Für Anwärterinnen und Anwärter, die im Rahmen ihres Vorbereitungsdienstes ein Studium 

ableisten, kann die Gewährung der Anwärterbezüge von der Erfüllung von Auflagen abhängig 

gemacht werden. 

  

                                                                                       
222 Entgelt für Auszubildende: §§ 8, 14, 17 TVAöD 



Landesbesoldungsgesetz 

286 

 

 

Anwärtergrundbetrag nach Eingangsamt Ab 1.1.2019 Ab 1.1.2020 

A 5 bis A 8 1.249,78 € 1.299,78 € 

A 9 bis A 11 1.249,78 € 1.299,78 € 

A 12 1.249,78 € 1.299,78 € 

A 13 1.249,78 € 1.299,78 € 

A 13 mit Zulage nach § 47c LBesG NRW, R 1 1.305,68 € 1.355,68 € 

  

Familienzuschläge für Anwärter/innen ab 1.1.2019 Ab 1.1.2020 

A 5 bis A 8 Stufe 1: 136,80 € Stufe 2: 261,86 € Stufe 1: 141,18 € Stufe 2: 270,24 € 

Ab A 9 Stufe 1: 143,64 € Stufe 2: 268,70 € Stufe 1: 148,24 € Stufe 2: 277,30 € 

Red. Anmerkung: keine Erhöhungen im Jahre 2021 

 

§ 75 Anwärterbezüge nach Ablegung der Laufbahnprüfung 
Endet das Beamtenverhältnis einer Anwärterin oder eines Anwärters mit Ablauf des Tages der 

erfolgreichen Ablegung oder dem endgültigen Nichtbestehen der Laufbahnprüfung, werden 

die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag für die Zeit nach Ablegung der Prüfung bis zum 

Ende des laufenden Monats weitergewährt. Wird bereits vor diesem Zeitpunkt ein Anspruch 

auf Bezüge aus einer hauptberuflichen Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 

(§ 31) oder bei einer Ersatzschule erworben, so werden die Anwärterbezüge und der Familien-

zuschlag nur bis zum Tag vor Beginn dieses Anspruchs belassen. 

 

§ 76 Anwärtersonderzuschläge223 
(1) Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberinnen und Bewerbern, kann das 

Finanzministerium oder die von ihm bestimmte Stelle Anwärtersonderzuschläge gewähren. Sie 

dürfen 90 Prozent des Anwärtergrundbetrages nicht übersteigen. 

(2) Anspruch auf Anwärtersonderzuschläge besteht nur, wenn die Anwärterin oder der Anwär-

ter 

1. nicht vor dem Abschluss des Vorbereitungsdienstes oder wegen schuldhaften Nichtbeste-

hens der Laufbahnprüfung ausscheidet und 

2. nach Bestehen der Laufbahnprüfung mindestens fünf Jahre als Beamtin oder Beamter im 

öffentlichen Dienst (§ 31) in der Laufbahn verbleibt, für welche die Befähigung erworben wur-

de, oder, wenn das Beamtenverhältnis nach Bestehen der Laufbahnprüfung endet, in dersel-

ben Laufbahn in ein neues Beamtenverhältnis im öffentlichen Dienst (§ 31) für mindestens die 

gleiche Zeit eintritt. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen aus Gründen, die die Beamtin, der 

Beamte, die frühere Beamtin oder der frühere Beamte zu vertreten hat, nicht erfüllt, ist der 

Anwärtersonderzuschlag in voller Höhe zurückzuzahlen. Der Rückzahlungsbetrag vermindert 

sich für jedes nach Bestehen der Laufbahnprüfung abgeleistete Dienstjahr um jeweils ein 

Fünftel. § 15 bleibt unberührt. 

 

  
                                                                                       
223 vgl. Anwärtersonderzuschlagsgesetz Feuerwehr 
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§ 78 Anrechnung anderer Einkünfte 
(1) Erhält eine Anwärterin oder ein Anwärter ein Entgelt oder eine Vergütung für eine Neben-

tätigkeit innerhalb oder für eine genehmigungspflichtige Nebentätigkeit außerhalb des öffent-

lichen Dienstes, so werden das Entgelt und die Vergütung auf die Anwärterbezüge angerech-

net, soweit sie diese übersteigen. Als Anwärtergrundbetrag werden jedoch mindestens 30 

Prozent des Anfangsgrundgehaltes der Eingangsbesoldungsgruppe der Laufbahn gewährt. 

(2) Hat die Anwärterin oder der Anwärter einen arbeitsrechtlichen Anspruch auf ein Entgelt für 

eine in den Ausbildungsrichtlinien vorgeschriebene Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Diens-

tes, so wird das Entgelt auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit die Summe von Entgelt, 

Anwärterbezügen und Familienzuschlag die Summe von Grundgehalt und Familienzuschlag 

übersteigt, die einer Beamtin oder einem Beamten mit gleichem Familienstand im Einstieg-

samt der entsprechenden Laufbahn in der ersten Stufe zusteht. 

(3) Übt eine Anwärterin oder ein Anwärter gleichzeitig eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst mit 

mindestens der Hälfte der dafür geltenden regelmäßigen Arbeitszeit aus, gilt § 5 entsprechend. 

 

§ 79 Kürzung der Anwärterbezüge224 
(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann den Anwärtergrundbe-

trag bis auf 30 Prozent des Grundgehalts herabsetzen, das einer Beamtin oder einem Beamten 

der entsprechenden Laufbahn in der ersten Erfahrungsstufe des Einstiegsamts zusteht, wenn 

die Anwärterin oder der Anwärter die vorgeschriebene Laufbahnprüfung nicht bestanden hat 

oder sich die Ausbildung aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund verzögert. 

(2) Von der Kürzung ist abzusehen 

1. bei Verlängerung des Vorbereitungsdienstes infolge genehmigten Fernbleibens oder Rück-

tritts von der Prüfung oder 

2. in besonderen Härtefällen. 

(3) Wird eine Zwischenprüfung nicht bestanden oder ein sonstiger Leistungsnachweis nicht 

erbracht, so ist die Kürzung auf den sich daraus ergebenden Zeitraum der Verlängerung des 

Vorbereitungsdienstes zu beschränken. 

Abschnitt 7 Vermögenswirksame Leistungen 
 

§ 80 Vermögenswirksame Leistungen225 
(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter erhalten vermögenswirksame Leistungen 

nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. März 

1994 (BGBl. I S. 406) in der jeweils geltenden Fassung. Dies gilt nicht für Beamtinnen und Be-

amte der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H. 

(2) Vermögenswirksame Leistungen werden für die Kalendermonate gewährt, in denen den 

Berechtigten Dienstbezüge oder Anwärterbezüge zustehen und sie diese auch erhalten. 

(3) Der Anspruch auf die vermögenswirksamen Leistungen entsteht frühestens für den Kalen-

dermonat, in dem die oder der Berechtigte die nach § 81 Absatz 1 erforderlichen Angaben 

                                                                                       
224 Beteiligungstatbestand:  § 72 Abs. 1 Nr. 7 LPVG NRW 
225 Arbeitnehmer: § 23 TVöD 
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mitteilt, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. Die vermö-

genswirksame Leistung wird im Kalendermonat nur einmal gewährt. 

(4) Die vermögenswirksame Leistung beträgt 6,65 Euro monatlich. Anwärterinnen und Anwär-

ter (§ 74 Absatz 1), deren Anwärterbezüge nebst Familienzuschlag der Stufe 1 971,45 Euro 

monatlich nicht erreichen, erhalten 13,29 Euro monatlich. § 8 Absatz 1 und § 9 Absatz 1 gelten 

entsprechend. 

(5) Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistungen sind die Verhältnisse am Ersten des 

Kalendermonats maßgebend. Wird das Dienstverhältnis nach dem Ersten des Kalendermonats 

begründet, ist für diesen Monat der Tag des Beginns des Dienstverhältnisses maßgebend. 

(6) Die vermögenswirksame Leistung ist bis zum Ablauf der auf den Monat der Mitteilung nach 

§ 81 Absatz 1 folgenden drei Kalendermonate, danach monatlich im Voraus zu zahlen. 

 

§ 81 Anlage der vermögenswirksamen Leistungen 
(1) Die oder der Berechtigte teilt der Dienststelle oder der nach Landesrecht bestimmten Stelle 

schriftlich die Art der gewählten Anlage mit und gibt hierbei, soweit dies nach der Art der 

Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut mit der Nummer des Kontos an, auf das 

die Leistung eingezahlt werden soll. 

(2) Der Wechsel der Anlage bedarf im Fall des § 11 Absatz 3 Satz 2 des Fünften Vermögensbil-

dungsgesetzes nicht der Zustimmung der zuständigen Stelle, wenn die berechtigte Person 

diesen Wechsel aus Anlass der erstmaligen Gewährung der vermögenswirksamen Leistungen 

verlangt. 

Abschnitt 8 Sonstige Leistungen und sonstige Vorschriften 
 
§ 82 Aufwandsentschädigungen 
(1) Aufwandsentschädigungen dürfen nur gewährt werden, wenn aus dienstlicher Veranlas-

sung Aufwendungen entstehen, deren Übernahme der Beamtin, dem Beamten, der Richterin 

oder dem Richter nicht zugemutet werden kann, und der Haushaltsplan Mittel dafür zur Ver-

fügung stellt. Aufwandsentschädigungen in festen Beträgen sind nur zulässig, wenn aufgrund 

tatsächlicher Anhaltspunkte oder tatsächlicher Erhebungen nachvollziehbar ist, dass und in 

welcher Höhe dienstbezogene finanzielle Aufwendungen typischerweise entstehen. 

(2) Das zuständige Fachministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministe-

rium durch Rechtsverordnung Richtlinien für die Gewährung von Dienstaufwandsentschädi-

gungen an die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der 

sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts zu erlassen und dabei Höchstgrenzen festzulegen. Die Richtlinien 

dürfen von den für die Landesbeamtinnen und Landesbeamten geltenden Bestimmungen nur 

abweichen, wenn dies wegen der Verschiedenheit der Verhältnisse sachlich notwendig ist. 

 

§ 83 Dienstordnungsmäßige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
(1) Die unter der Aufsicht des Landes stehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts im 

Bereich der Sozialversicherung haben bei der Aufstellung ihrer Dienstordnungen für Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer nach den §§ 351 bis 357, § 413 Absatz 2, § 414 b der Reichs-
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versicherungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, veröf-

fentlichen bereinigten Fassung in der jeweils geltenden Fassung, §§ 144 bis 147 des Siebten 

Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. 

August 1996, BGBl. I S. 1254) in der jeweils geltenden Fassung, § 52 des Gesetzes über die 

Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) in der jeweils geltenden 

Fassung und § 58 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte vom 20. 

Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2557) in der jeweils geltenden Fassung 

1. den Rahmen dieses Gesetzes, insbesondere das für die Beamtinnen und Beamten des Lan-

des geltende Besoldungs- und Stellengefüge, einzuhalten, 

2. alle weiteren Geldleistungen und geldwerten Leistungen sowie die Versorgung im Rahmen 

und nach den Grundsätzen der für die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Best-

immungen zu regeln. 

(2) Die besoldungsrechtliche Einstufung der Dienstposten der Geschäftsführerinnen und Ge-

schäftsführer der Träger der Unfallversicherung darf die Besoldungsgruppe B 6 nicht über-

schreiten. Die stellvertretende Geschäftsführerin oder der stellvertretende Geschäftsführer ist 

jeweils mindestens eine Besoldungsgruppe niedriger einzustufen. 

(3) Das für Soziales zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Ein-

vernehmen mit dem Finanzministerium nach sachgerechter Bewertung Höchstgrenzen für die 

besoldungsrechtliche Einstufung der Dienstposten der in Absatz 2 genannten Geschäftsführe-

rinnen und Geschäftsführer festzulegen. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, Obergrenzen für Beförderungsämter der dienstord-

nungsmäßigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch Rechtsverordnung entsprechend 

§ 27 festzusetzen. 

(5) Auf die am 1. Juli 1975 vorhandenen dienstordnungsmäßigen Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer findet Artikel IX §§ 11 bis 13 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und 

Neuregelung des Besoldungsrechtes in Bund und Ländern vom 23. Mai 1975 (BGBl. I S. 1173) 

entsprechende Anwendung. 

 

§ 84 Zuordnung zu Ämtern nach Einwohner- oder Schülerzahlen 
(1) Soweit sich die Einreihung der Ämter in die Besoldungsgruppen nach der Zahl der Einwoh-

nerinnen und Einwohner eines Bezirks bestimmt, ist die zum 30. Juni vom Landesbetrieb In-

formation und Technik ermittelte Wohnbevölkerung jeweils vom Beginn des folgenden Kalen-

derjahres an maßgebend. 

(2) Soweit sich an Schulen die Einreihung der Funktionsämter in die Besoldungsgruppen nach 

der Schülerzahl bestimmt, sind für das jeweilige Schuljahr die Ergebnisse der amtlichen Schul-

statistik maßgebend. 

(3) § 20 Absatz 2 bleibt unberührt. 

Abschnitt 9 Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
§ 85 Zuständigkeitsregelungen 
(1) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung die Behörden, welche bei den 

Beamtinnen und Beamten des Landes das Bestehen oder Nichtbestehen eines Anspruchs auf 

Besoldung feststellen und die Besoldung festsetzen. Für die Beamtinnen und Beamten der 
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Gemeinden, Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der in Absatz 

2 genannten Hochschulen setzt die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle 

die Besoldung fest. 

(2) Die Besoldung der Beamtinnen und Beamten der Hochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 

des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils geltenden 

Fassung werden dienstherrenübergreifend von der Stelle festgesetzt, die die Besoldung der 

Beamtinnen und Beamten des Landes festsetzt. Sie nimmt für die Hochschulen auch die sons-

tigen Befugnisse auf dem Gebiet des Besoldungsrechts wahr, die ihr bis zum 1. Januar 2007 für 

die Besoldungsberechtigten durch die Besoldungszuständigkeitsverordnung NRW vom 27. 

November 1979 (GV. NRW. S. 990) in der jeweils geltenden Fassung übertragen worden sind. 

Die Stelle nimmt hierbei die Funktion der dienstvorgesetzten Stelle wahr und ist Besoldungs-

festsetzungsbehörde; sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid. Für die Amtshandlung nach 

Satz 1 gelten für die handelnde Stelle die §§ 83 bis 90 des Landesbeamtengesetzes, dabei ist es 

abweichend von § 87 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes ohne Einwilligung der Beamtin 

oder des Beamten zulässig, dass die Hochschule der handelnden Stelle zum Zwecke der Durch-

führung der Amtshandlung die Personalakte vorlegt. Die Hochschule und die handelnde Stelle 

nach Satz 1 dürfen einander personenbezogene Daten der Besoldungsberechtigten nach Satz 1 

übermitteln und derartige Daten verarbeiten, wenn dies zur rechtmäßigen Erfüllung der der 

übermittelnden Stelle oder dem Empfänger obliegenden Aufgaben erforderlich ist; § 89 Absatz 

1 Satz 2 und 3 des Landesbeamtengesetzes gelten insofern nicht. Das Nähere über Art, Umfang 

und Behandlung der zu übermittelnden und zu verarbeitenden personenbezogenen Daten 

regelt die Hochschule in einer Ordnung. 

(3) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes 

erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften das Finanzministerium. 

 

§ 86 Überleitung in die Landesbesoldungsordnungen A, B, R und W 
(1) Bei Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richtern, deren Ämter in den Bun-

desbesoldungsordnungen A, B, R oder W des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234) in der bis zum Inkrafttreten dieses 

Gesetzes geltenden Fassung oder in den Landesbesoldungsordnungen A oder B des Landesbe-

soldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. S. 

154) in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung ausgebracht waren, wer-

den die bisherigen Ämter in die entsprechenden Ämter und Besoldungsgruppen der Anlagen 1 

bis 5 übergeleitet, soweit sich durch dieses Gesetz keine Änderungen bei der Amtsbezeichnung 

und der Besoldungsgruppe ergeben. Dies gilt auch für die in der Bundesbesoldungsordnung A 

des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen ausgebrachten 

Grundamtsbezeichnungen, gegebenenfalls mit den Zusätzen zu den Grundamtsbezeichnungen 

nach § 22 Absatz 3 und Absatz 4. Redaktionelle Änderungen im Sinne einer geschlechtsneutra-

len Sprache sind keine Änderungen im Sinne dieser Vorschrift. 

(2) Die am 30. Juni 2016 vorhandenen Beamtinnen und Beamten der bisherigen Besoldungs-

gruppen A 3 und A 4 der Bundesbesoldungsordnung A des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen und der Landesbesoldungsordnung A des Landesbesol-

dungsgesetzes werden zum 1. Juli 2016 in die Besoldungsgruppe A 5 der Landesbesoldungs-
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ordnung A übergeleitet und in eine entsprechende Planstelle der Besoldungsgruppe A 5 der 

Landesbesoldungsordnung A eingewiesen. 

(3) Soweit sich durch dieses Gesetz unmittelbar die Einstufung, Amtsbezeichnungen, Amtszu-

lagen oder Funktionszusätze ändern, werden die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und 

Richter nach Maßgabe der Anlage 17 zu diesem Gesetz in die entsprechenden Ämter und 

Besoldungsgruppen der Anlagen 1 bis 5 übergeleitet. Als bisherige Besoldungsgruppe gilt die 

Besoldungsgruppe, der die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter am Tag 

vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes angehörten. Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen 

und Richter führen die neue Amtsbezeichnung.  

(4) Beamtinnen und Richterinnen, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 

männliche Amtsbezeichnung führen, sind berechtigt, die Amtsbezeichnung auch künftig in der 

männlichen Form zu führen. 

 
§ 87 Übergangsregelungen für Professorinnen und Professoren, Rektorinnen und 
Rektoren, Kanzlerinnen und Kanzler 
(1) Für die am 1. Januar 2005 im Amt befindlichen Professorinnen und Professoren der mit 

Artikel 1 Nummer 1 des Dienstrechtsanpassungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

vom 16. Mai 2013 in Landesrecht übergeleiteten Bundesbesoldungsordnung C, die noch in 

dieser Landesbesoldungsordnung vorhanden sind, finden § 1 Absatz 2 Nummer 2, § 8 Absatz 3, 

§ 13 Absatz 1 Satz und Absatz 4 Satz 1, der Abschnitt 2, Unterabschnitt 3, die §§ 43 und 50, die 

Anlagen I und II des Bundesbesoldungsgesetzes und die Hochschulleitungs-

Stellenzulagenverordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 1527), jeweils in der bis zum 22. 

Februar 2002 geltenden Fassung, sowie die Anlagen IV und IX des Bundesbesoldungsgesetzes 

nach Maßgabe des Bundesbesoldungs- und –versorgungsanpassungsgesetzes 2000 vom 19. 

April 2001 (BGBl. I S. 618) sowie unter Berücksichtigung der weiteren Anpassungen der Besol-

dung nach § 14 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, 

nach § 14 des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen und nach 

§ 16 Anwendung; eine Erhöhung von Dienstbezügen durch die Gewährung von Zuschüssen 

nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 

geltenden Fassung ist ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 wird im Fall einer Berufung auf 

eine höherwertige Professur an der gleichen Hochschule oder einer Berufung an eine andere 

nordrhein-westfälische Hochschule, bei erstmaliger Annahme eines Rufes in Nordrhein-

Westfalen oder auf Antrag Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppe C 4 ein Amt 

der Besoldungsgruppe W 3 übertragen. Professorinnen und Professoren der Besoldungsgrup-

pen C 2 und C 3 wird im Falle des Wechsels auf Antrag ein Amt der Besoldungsgruppe W 2, in 

den übrigen Fällen des Satzes 2 ein Amt der Besoldungsgruppen W 2 oder W 3 übertragen. 

Anträge auf Wechsel sind unwiderruflich. In den Fällen der Sätze 2 und 3 finden § 21 Absatz 1, 

§ 57 und § 61 keine Anwendung. Beamtinnen und Beamte, die die Übertragung eines Amtes 

der Landesbesoldungsordnung W beantragt haben, können abweichend von § 35 Satz 2 und 

Satz 3 besondere Leistungsbezüge bereits bei erstmaliger Vergabe unbefristet gewährt wer-

den. 

(2) Für die am 1. Januar 2005 im Amt befindlichen Hochschuldozentinnen, Hochschuldozenten, 

Oberassistentinnen, Oberassistenten, Oberingenieurinnen, Oberingenieure sowie wissen-

schaftlichen und künstlerischen Assistentinnen und Assistenten sind der Abschnitt 2, Unterab-
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schnitt 3 sowie die Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 

geltenden Fassung sowie die Anlagen IV und IX des Bundesbesoldungsgesetzes nach Maßgabe 

des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 2000 vom 19. April 2001 (BGBl. I 

S. 618) sowie unter Berücksichtigung der weiteren Anpassungen der Besoldung nach § 14 des 

Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, nach § 14 des Über-

geleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen und nach § 16 anzuwenden. 

(3) Rektorinnen und Rektoren einer Hochschule, deren Besoldung sich nach einem der in Anla-

ge 5 zu diesem Gesetz unter „Künftig wegfallende Ämter“ aufgeführten Amt bestimmt und die 

bis zu ihrer Ernennung als Professorin oder Professor der Besoldungsgruppe C 4 ein höheres 

Grundgehalt zuzüglich der Zuschüsse nach den Nummern 1 und 2 der Vorbemerkungen zu der 

Bundesbesoldungsordnung C bezogen haben, erhalten eine Ausgleichszulage. Diese wird in 

Höhe des jeweiligen Unterschiedsbetrags zwischen dem Grundgehalt als Rektorin oder Rektor 

und dem Gesamtbetrag des Grundgehalts und der Zuschüsse gewährt, der in dem Amt als 

Professorin oder Professor jeweils zugestanden hätte. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfähig, 

soweit sie zum Ausgleich eines ruhegehaltfähigen Zuschusses dient. 

(4) Die Ämter für die in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 genannten Amtsinhaberinnen und Amts-

inhaber werden als künftig wegfallende Ämter in der Anlage 5 fortgeführt. Die sich aus Absatz 

1 Satz 1 und Absatz 2 ergebenden Grundgehaltssätze sind in der Anlage 10 zu diesem Gesetz 

ausgewiesen. Die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 2b der Vorbemerkungen zu der 

Bundesbesoldungsordnung C für wissenschaftliche und künstlerische Assistentinnen und Assis-

tenten in der Besoldungsgruppe C 1 wird zur Strukturzulage. Ihre Höhe ergibt sich aus Anlage 

14. 

(5) Rektorinnen und Rektoren sowie Kanzlerinnen und Kanzler einer Hochschule in einem Amt 

der Landesbesoldungsordnungen A oder B wird auf Antrag ein Amt der Besoldungsgruppe W 3 

übertragen. 

(6) Die am 1. Januar 2017 zustehenden Stellenzulagen nach der Hochschulleitungs-

Stellenzulagenverordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 1527) in der bis zum 22. Februar 

2002 geltenden Fassung sowie die Zuschüsse zum Grundgehalt für Professorinnen und Profes-

soren an Hochschulen nach den Nummern 1 und 2 und die Zulage nach Nummer 5 der Vorbe-

merkungen zur Landesbesoldungsordnung C, soweit sie nach Absatz 1 fortgelten, erhöhen sich 

um 2,5 Prozent.“ 

 

§ 88 Grundgehaltssätze der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H 
Die Grundgehaltssätze der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H sind in der Anlage 11 zu 

diesem Gesetz ausgewiesen. 

 

§ 89 Künftig wegfallende Ämter 
Die als künftig wegfallend bezeichneten Ämter (Anlage 5) dürfen nicht mehr verliehen werden, 

soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 90 Übergangsregelung durch die Neuregelung der Auslandsbesoldung 
Auslandsdienstbezüge, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach dem Abschnitt 5 des 

Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen gewährt wurden, wer-
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den bei einer unveränderten Auslandsverwendung in der bisherigen Höhe weitergewährt, 

soweit sie die Auslandsbesoldung nach § 73 übersteigen. 

 

§ 91 Sonstige Übergangsregelungen 
(1) Verringert sich die Besoldung durch die Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes, wird 

eine Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der Besoldung, die am Tag 

vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zugestanden hat, und der Besoldung, die ab dem In-

krafttreten dieses Gesetzes zusteht, gewährt, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-

stimmt ist. Diese Ausgleichszulage vermindert sich bei jeder Erhöhung der Dienstbezüge um 

den Erhöhungsbetrag. Verringert sich die Stellenzulage für eine Beamtin oder einen Beamten 

in einem Amt der Landesbesoldungsordnung A bei Justizvollzugseinrichtungen, in geschlosse-

nen Abteilungen oder Stationen bei Psychiatrischen Krankenanstalten, die ausschließlich dem 

Vollzug von Maßregeln der Sicherung und Besserung dienen, in abgeschlossenen Vorführbe-

reichen der Gerichte sowie in Abschiebungshafteinrichtungen durch die Anwendung dieses 

Gesetzes, wird bei unveränderter Verwendung bis zu einer Dienstzeit von zwei Jahren eine 

Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der Zulage, die am Tag vor dem 

Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Vorbemerkung Nummer 12 zu den Besoldungsordnungen A 

und B in der Fassung des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen zugestanden hat, und der Zulage nach § 51 gewährt. Die Ausgleichszulage wird 

Beamtinnen und Beamten in Abschiebungshafteinrichtungen nicht neben einer Stellenzulage 

nach § 49 gewährt. Die Sätze 3 und 4 gelten unter den gleichen Voraussetzungen auch für 

Anwärterinnen und Anwärter nach § 74 Absatz 1. 

(2) Werden am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Ausgleichs- oder Überleitungszula-

gen nach früherem Recht gewährt, sind diese, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzun-

gen erfüllt sind, außer in den Fällen des Satzes 5 als Ausgleichs- oder Überleitungszulage in 

Höhe der am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zustehenden Höhe fortzuzahlen. So-

weit sie für die Verringerung von Dienstbezügen einschließlich von Stellenzulagen bei Dienst-

herrenwechseln in den Geltungsbereich dieses Gesetzes zustehen, sind sie nach Maßgabe des 

§ 61 Absatz 1 Satz 4 zu vermindern. Soweit sie in anderen Fällen als bei Dienstherrenwechseln 

in den Geltungsbereich dieses Gesetzes für den Wegfall von Stellenzulagen zustehen, sind sie 

nach Maßgabe des § 57 Absatz 1 Satz 3 zu vermindern. Soweit sie aufgrund von § 3 Absatz 1 

des Gesetzes zur Überleitung der vorhandenen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen, Richter, 

Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger in die neuen Grundgehaltstabellen 

zustehen, sind sie nach Absatz 1 Satz 2 zu vermindern. Soweit sie in anderen Fällen als bei 

Dienstherrenwechseln in den Geltungsbereich dieses Gesetzes für die Verringerung des 

Grundgehalts einschließlich von Amtszulagen sowie der Zulage nach Vorbemerkung Nummer 

27 der Anlage I des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

gewährt werden, gilt ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes § 21 entsprechend. 

(3) Beamtinnen und Beamten, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund von 

§ 3 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Überleitung der vorhandenen Beamtinnen, Beamten, 

Richterinnen, Richter, Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger in die neuen 

Grundgehaltstabellen oder aufgrund von § 27 Absatz 4 Satz 1 des Übergeleiteten Besoldungs-

gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen die nächsthöhere Stufe als Grundgehalt erhalten, 

wird diese weiterhin in der bisherigen Höhe gewährt, bis sie regulär die nächste Stufe des 
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Grundgehalts erreichen. Leistungszulagen aufgrund von § 3 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zur 

Überleitung der vorhandenen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen, Richter, Versorgungsemp-

fängerinnen und Versorgungsempfänger in die neuen Grundgehaltstabellen oder aufgrund von 

§ 42a des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen sind, solange 

die bisherigen Voraussetzungen vorliegen, bis zum Ablauf der Befristung fortzuzahlen. 

(4) Wurde Altersteilzeit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes angetreten, erfolgt die Berech-

nung des Zuschlags abweichend von § 70 Absatz 2 nach § 6 Absatz 2 des Übergeleiteten Besol-

dungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit der Altersteilzeitzu-

schlagsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 2001 (BGBl. I S. 2239), 

die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234) geändert worden 

ist. 

(5) Hat die regelmäßige Verjährungsfrist von Ansprüchen auf Besoldung und auf Rückforde-

rung von zu viel gezahlter Besoldung, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden sind, 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht begonnen, wird die Frist nach § 7 

vom Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes an berechnet. Die Verjährung tritt spätestens mit 

Ablauf der bisherigen Höchstfrist ein, die ohne Rücksicht auf Kenntnis oder grob fahrlässige 

Unkenntnis begonnen hat. Hat die Verjährungsfrist vor dem Inkrafttreten begonnen, ist für 

den Fristablauf das bis dahin geltende Recht maßgebend. 

(6) Die Ruhegehaltfähigkeit der Zulagen nach den Nummern 8, 9, 10, 12 und 26 der Vorbemer-

kungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B in der Fassung des Übergeleiteten Besol-

dungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, die durch das Versorgungsreformgesetz 

1998 vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666) weggefallen ist, wird für Empfängerinnen und Emp-

fänger von Dienstbezügen, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Ruhestand getre-

ten sind oder versetzt worden sind und die bei Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand die 

Voraussetzungen der Nummer 3a Absatz 1 Satz 1 und Satz 4 sowie Absatz 2 der Vorbemerkun-

gen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B zum Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum 

31. Dezember 1998 geltenden Fassung erfüllt haben, ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

wieder hergestellt. Ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wieder ruhegehaltfähig sind auch 

Ausgleichszulagen, soweit sie als Ausgleich für den Wegfall nach Satz 1 wieder ruhegehaltfähi-

ger Stellenzulagen gewährt wurden. Für die Höhe der Ruhegehaltfähigkeit der Zulagen nach 

den Sätzen 1 und 2 ist der Zeitpunkt des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand maß-

gebend. Eine Nachzahlung für Zeiträume vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt nicht. 

(7) Bei Anwärterinnen und Anwärtern (§ 74 Absatz 1), die sich am 31. Mai 2013 im Vorberei-

tungsdienst bei einem Dienstherrn nach § 1 Absatz 1 befunden haben und die nach Abschluss 

des Vorbereitungsdienstes in ein Amt der Besoldungsgruppe bis höchstens A 11 eintreten, 

richtet sich die Festsetzung der Stufe des Grundgehalts abweichend von § 29 Absatz 2 entspre-

chend nach § 27 und § 28 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden 

Fassung. 

(8) Bis zum 31. Dezember 2016 gehört die jährliche Sonderzahlung nach dem Sonderzahlungs-

gesetz-NRW vom 20. November 2003 (GV. NRW. S. 696) in der jeweils geltenden Fassung als 

sonstiger Bezug zur Besoldung nach § 1 Absatz 5 sowie zur Brutto- und Nettobesoldung im 
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Sinne des § 70 Absatz 2 nach § 70 Absatz 3. Zum 1. Januar 2017 wird die jährliche Sonderzah-

lung in die monatlichen Bezüge integriert.226 

(9) Am 1. Januar 2017 zustehende Ausgleichs- oder Überleitungszulagen erhöhen sich für die 

Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 um 5 Prozent, für die Beamtin-

nen und Beamten der Besoldungsgruppen A 7 und A 8 sowie für die Anwärterinnen und An-

wärter um 3,75 Prozent und für die übrigen Beamtinnen und Beamten sowie die Richterinnen 

und Richter um 2,5 Prozent. Für die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschädi-

gungen und anderer Bezüge nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes vom 24. Februar 1997 

(BGBl. I S. 322), das durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334) geän-

dert worden ist, gilt Satz 1 entsprechend. Soweit am 1. Januar 2017 Ausgleichs- und Überlei-

tungszulagen erhöht werden, die der Verminderung unterliegen, erhöhen die Erhöhungsbeträ-

ge nach Satz 1 die Bemessungsgrundlagen für die Verminderung. Am 1. Januar 2017 zustehen-

de Sondergrundgehälter und Zuschüsse, am 1. Januar 2017 bestehende Höchstbeträge für 

Sondergrundgehälter und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie am 1. Januar 2017 zugesicherte 

Kolleggeldpauschalen nach der fortgeltenden Landesbesoldungsordnung H erhöhen sich um 

2,5 Prozent. Der als ruhegehaltfähig zu berücksichtigende Monatsbetrag der Kolleggeldpau-

schale wird ab dem 1. Januar 2017 um 2,5 Prozent erhöht.“ 

(10) Die Erhöhungen der Besoldung zum 1. Januar 2017, die auf die Integration der jährlichen 

Sonderzahlung in die monatlich zu zahlenden Bezüge zurückzuführen sind, gelten nicht als 

Erhöhung der Dienstbezüge im Hinblick auf Ausgleichs- und Überleitungszulagen und auch 

nicht als Anpassung im Sinne des § 17 Absatz 2 Satz 1. 

(11) Beamtinnen und Beamte, die sich am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Erfah-

rungsstufe 7 der Besoldungsgruppen A 3 oder A 4 befinden, werden der Erfahrungsstufe 8 der 

Besoldungsgruppe A 5 zugeordnet, wenn die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in der 

Erfahrungsstufe 7 der Besoldungsgruppen A 3 oder A 4 nach den §§ 27 und 28 des Übergelei-

teten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen zu berücksichtigenden Erfah-

rungszeiten mehr als drei Jahre bis zu sechs Jahren, der Erfahrungsstufe 9 der Besoldungs-

gruppe A 5, wenn diese Zeiten mehr als sechs Jahre bis zu zehn Jahren und der Erfahrungsstufe 

10 der Besoldungsgruppe A 5, wenn diese Zeiten mehr als zehn Jahre betragen. Für den weite-

ren Stufenaufstieg von der Erfahrungsstufe 8 in die Erfahrungsstufe 9 und von der Erfahrungs-

stufe 9 in die Erfahrungsstufe 10, jeweils der Besoldungsgruppe A 5, gelten die vor dem In-

krafttreten dieses Gesetzes in Erfahrungsstufe 7 der Besoldungsgruppen A 3 oder A 4 erbrach-

ten Zeiten, soweit sie mehr als drei Jahre bis zu sechs Jahren betragen, als in Erfahrungsstufe 8 

der Besoldungsgruppe A 5 und, soweit sie mehr als sechs bis zu zehn Jahren betragen, als in 

Erfahrungsstufe 9 der Besoldungsgruppe A 5 erbracht.  

Beamtinnen und Beamte, die sich am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Erfahrungs-

stufe 8 der Besoldungsgruppe A 5 befinden, werden der Erfahrungsstufe 9 zugeordnet, wenn 

die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Erfahrungsstufe 8 nach den §§ 27 und 28 des 

Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen zu berücksichtigenden 

Erfahrungszeiten mehr als drei Jahre bis zu sieben Jahren und der neu hinzugefügten Erfah-

rungsstufe 10, wenn diese Zeiten mehr als sieben Jahre betragen. Für den weiteren Stufenauf-

stieg von der Erfahrungsstufe 9 in die Erfahrungsstufe 10 gelten die vor dem Inkrafttreten 

                                                                                       
226 Sonderzahlung bis 31.12.2016: bis A 6: 60 %; A 7, A 8 und Anwärter: 45 %; ab A 9: 30 %; Versorgungs-

empfänger bis A 6: 60 %, A 7 und A 8: 39 %; ab A 9: 22 %; Sonderbetrag pro Kind: 25,56 € 
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dieses Gesetzes in Erfahrungsstufe 8 erbrachten Zeiten, soweit sie mehr als drei Jahre betra-

gen, als in Erfahrungsstufe 9 erbracht. Beamtinnen und Beamte, die sich am Tag vor dem 

Inkrafttreten dieses Gesetzes in Erfahrungsstufe 9 der Besoldungsgruppe A 6 befinden, werden 

der Erfahrungsstufe 10 zugeordnet, wenn die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes in der 

Erfahrungsstufe 9 nach den §§ 27 und 28 des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen zu berücksichtigenden Erfahrungszeiten mehr als vier Jahre betragen. 

(12) Ein Zuschlag nach § 71 ist auch in den Fällen zu zahlen, in denen vor dem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes ein höherer Zuschlag bei begrenzter Dienstfähigkeit als der nach den Regeln 

der Verordnung über die Gewährung eines Zuschlags zu den Dienstbezügen bei begrenzter 

Dienstfähigkeit vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 407), die durch Verordnung vom 28. August 

2012 (GV. NRW. S. 385) geändert worden ist, beantragt worden ist. In diesen Fällen ist der 

Zuschlag nach § 71 ab dem Monat Januar des Jahres der Antragstellung, frühestens jedoch ab 

dem Monat, in dem alle Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen, zu zahlen. Ein Antrag in die-

sem Sinne setzt nicht voraus, dass ein bezifferter Anspruch, etwa ein konkreter Zuschlagsbe-

trag, geltend gemacht wurde. Über den Antrag darf noch nicht bestandskräftig entschieden 

sein. 

(13) Anstelle der Stufenzuordnung durch §§ 1 bis 3 des Gesetzes zur Überleitung der vorhan-

denen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen, Richter, Versorgungsempfängerinnen und Versor-

gungsempfänger in die neuen Grundgehaltstabellen vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234) wird 

die Erfahrungsstufe auf Antrag nach den §§ 29 bis 31 und 41 festgesetzt. Die Stufenfestsetzung 

erfolgt frühestens mit Wirkung vom ersten Tag des Kalenderjahres, in dem der Antrag gestellt 

wird. Das Antragsrecht nach Satz 1 erlischt mit Ablauf des 30. Juni 2017. 

 

§ 92 Fortgeltung von Rechtsverordnungen 
(1) Folgende durch § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Landesbesoldungsgesetzes in der Fassung vom 

16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234) in Landesrecht übergeleitete, auf Grund des Bundesbesol-

dungsgesetzes erlassene Rechtsverordnungen des Bundes jeweils in der am 31. August 2006 

geltenden Fassung gelten bis zum Inkrafttreten jeweiliger neuer Rechtsverordnungen fort, 

soweit sich aus diesem Gesetz oder auf Grund sonstiger landesrechtlicher Bestimmungen 

nichts anderes ergibt; unberührt bleiben landesrechtliche Bestimmungen, die seit dem 1. 

September 2006 erlassen wurden: 

1. Zweite Besoldungs-Übergangsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 

November 1997 (BGBl. I S. 2764), die zuletzt durch Artikel 258 der Verordnung vom 25. No-

vember 2003 (BGBl. I S. 2304) geändert worden ist, 

2. Erschwerniszulagenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 

(BGBl. I S. 3497), die zuletzt durch Artikel 67 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818) 

geändert worden ist, 

3. Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3494), die zuletzt durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 9. November 2004 (BGBl. I S. 2774) geändert worden ist, 

4. Vollstreckungsvergütungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 

2003 (BGBl. I S. 8), 
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5. Verordnung über die Gewährung einer Unterrichtsvergütung für Lehramtsanwärter vom 18. 

Juli 1976 (BGBl. I S. 1828), die durch Artikel 6 der Verordnung vom 8. August 2002 (BGBl. I S. 

3177) geändert worden ist, 

6. Übergangszahlungsverordnung vom 23. Juli 1975 (BGBl. I S. 1982), die durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 23. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848) geändert worden ist, 

7. Kommunalbesoldungsverordnung des Bundes vom 7. April 1978 (BGBl. I S. 468), die durch 

Verordnung vom 19. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2697) geändert worden ist, 

1. Sparkassenbesoldungsverordnung des Bundes vom 16. Juni 1976 (BGBl. I S. 1588), die durch 

Verordnung vom 22. Juni 1983 (BGBl. I S. 732) geändert worden ist, 

9. Werkleiterbesoldungsverordnung des Bundes vom 16. Juni 1976 (BGBl. I S. 1585), die zuletzt 

durch Verordnung vom 22. Juni 1983 (BGBl. I S. 731) geändert worden ist, 

10. Verordnung zu § 26 Abs. 4 Nr. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes vom 8. Juni 1976 (BGBl. I S. 

1468), 

11. Hochschulleitungs-Stellenzulagenverordnung vom 3. August 1977 (BGBl. I S. 1527) und die 

12. Verordnung zur Überleitung in die im Zweiten Gesetz zur Vereinheitlichung und Neurege-

lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern geregelten Ämter und über die künftig wegfal-

lenden Ämter vom 1. Oktober 1975 (BGBl. I S. 2608), die zuletzt durch Gesetz vom 25. Sep-

tember 1990 (BGBl. I S. 2106) geändert worden ist. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz die Landesregierung oder eine andere Stelle ermächtigt ist, 

durch Rechtsverordnung bestimmte Bereiche zu regeln, bleiben die bisherigen Rechtsverord-

nungen der Landesregierung oder einer anderen Stelle des Landes bis zum Inkrafttreten der 

jeweiligen neuen Rechtsverordnung in Kraft. 
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Besoldungstabelle A  und R 1/2 ab 1.1.2019 in Euro  
  1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

A 5 2.302,41 2.377,94 2.436,63 2.495,32 2.554,00 2.612,69 2.671,38 2.730,08 2.788,79 2.847,49     

A 6 2.352,00 2.416,44 2.480,88 2.545,31 2.609,75 2.674,21 2.738,66 2.803,09 2.867,53 2.931,95     

A 7 2.418,02 2.475,25 2.555,36 2.635,50 2.715,63 2.795,72 2.875,87 2.933,06 2.990,31 3.047,56     

A 8   2.556,54 2.625,00 2.727,67 2.830,35 2.933,02 3.035,73 3.104,17 3.172,62 3.241,09 3.309,52   

A 9   2.678,56 2.745,10 2.853,36 2.961,62 3.069,90 3.178,17 3.252,56 3.327,04 3.401,46 3.475,87   

A 10   2.870,24 2.962,72 3.101,41 3.240,15 3.378,85 3.517,58 3.610,05 3.702,97 3.797,55 3.892,16   

A 11     3.264,68 3.402,69 3.540,72 3.678,76 3.819,86 3.913,96 4.008,10 4.103,52 4.199,53 4.295,57 

A 12       3.654,32 3.822,00 3.990,35 4.161,08 4.275,55 4.390,02 4.504,53 4.619,02 4.733,45 

A 13         4.265,29 4.450,68 4.636,09 4.759,71 4.883,31 5.006,94 5.130,57 5.254,18 

A 14         4.528,94 4.769,39 5.009,81 5.170,11 5.330,40 5.490,71 5.651,00 5.811,32 

A 15           5.232,20 5.496,55 5.708,01 5.919,51 6.131,02 6.342,51 6.553,99 

A 16           5.765,61 6.071,31 6.315,93 6.560,53 6.805,10 7.049,72 7.294,30 

R 1 2.302,41 2.377,94 2.436,63 2.495,32 2.554,00 2.612,69 2.671,38 2.730,08 2.788,79 2.847,49     

R 2 2.352,00 2.416,44 2.480,88 2.545,31 2.609,75 2.674,21 2.738,66 2.803,09 2.867,53 2.931,95     

 

Besoldungstabelle A  und R 1/2 ab 1.1.2020 in Euro 
 
  1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

A 5 2.376,09 2.454,03 2.514,60 2.575,17 2.635,73 2.696,30 2.756,86 2.817,44 2.878,03 2.938,61     

A 6 2.427,26 2.493,77 2.560,27 2.626,76 2.693,26 2.759,78 2.826,30 2.892,79 2.959,29 3.025,77     

A 7 2.495,40 2.554,46 2.637,13 2.719,84 2.802,53 2.885,18 2.967,90 3.026,92 3.086,00 3.145,08     

A 8   2.638,35 2.709,00 2.814,96 2.920,92 3.026,88 3.132,87 3.203,50 3.274,14 3.344,80 3.415,42   

A 9   2.764,27 2.832,94 2.944,67 3.056,39 3.168,14 3.279,87 3.356,64 3.433,51 3.510,31 3.587,10   

A 10   2.962,09 3.057,53 3.200,66 3.343,83 3.486,97 3.630,14 3.725,57 3.821,47 3.919,07 4.016,71   

A 11     3.369,15 3.511,58 3.654,02 3.796,48 3.942,10 4.039,21 4.136,36 4.234,83 4.333,91 4.433,03 

A 12       3.771,26 3.944,30 4.118,04 4.294,23 4.412,37 4.530,50 4.648,67 4.766,83 4.884,92 

A 13         4.401,78 4.593,10 4.784,44 4.912,02 5.039,58 5.167,16 5.294,75 5.422,31 

A 14         4.673,87 4.922,01 5.170,12 5.335,55 5.500,97 5.666,41 5.831,83 5.997,28 

A 15           5.399,63 5.672,44 5.890,67 6.108,93 6.327,21 6.545,47 6.763,72 

A 16           5.950,11 6.265,59 6.518,04 6.770,47 7.022,86 7.275,31 7.527,72 

R 1 2.376,09 2.454,03 2.514,60 2.575,17 2.635,73 2.696,30 2.756,86 2.817,44 2.878,03 2.938,61     

R 2 2.427,26 2.493,77 2.560,27 2.626,76 2.693,26 2.759,78 2.826,30 2.892,79 2.959,29 3.025,77     
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Besoldungstabelle A  und R 1/2 ab 1.1.2021 in Euro 
 
  1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

A 5 2.409,36 2.488,39 2.549,80 2.611,22 2.672,63 2.734,05 2.795,46 2.856,88 2.918,32 2.979,75     

A 6 2.461,24 2.528,68 2.596,11 2.663,53 2.730,97 2.798,42 2.865,87 2.933,29 3.000,72 3.068,13     

A 7 2.530,34 2.590,22 2.674,05 2.757,92 2.841,77 2.925,57 3.009,45 3.069,30 3.129,20 3.189,11     

A 8   2.675,29 2.746,93 2.854,37 2.961,81 3.069,26 3.176,73 3.248,35 3.319,98 3.391,63 3.463,24   

A 9   2.802,97 2.872,60 2.985,90 3.099,18 3.212,49 3.325,79 3.403,63 3.481,58 3.559,45 3.637,32   

A 10   3.003,56 3.100,34 3.245,47 3.390,64 3.535,79 3.680,96 3.777,73 3.874,97 3.973,94 4.072,94   

A 11     3.416,32 3.560,74 3.705,18 3.849,63 3.997,29 4.095,76 4.194,27 4.294,12 4.394,58 4.495,09 

A 12       3.824,06 3.999,52 4.175,69 4.354,35 4.474,14 4.593,93 4.713,75 4.833,57 4.953,31 

A 13         4.463,40 4.657,40 4.851,42 4.980,79 5.110,13 5.239,50 5.368,88 5.498,22 

A 14         4.739,30 4.990,92 5.242,50 5.410,25 5.577,98 5.745,74 5.913,48 6.081,24 

A 15           5.475,22 5.751,85 5.973,14 6.194,46 6.415,79 6.637,11 6.858,41 

A 16           6.033,41 6.353,31 6.609,29 6.865,26 7.121,18 7.377,16 7.633,11 

R 1 2.409,36 2.488,39 2.549,80 2.611,22 2.672,63 2.734,05 2.795,46 2.856,88 2.918,32 2.979,75     

R 2 2.461,24 2.528,68 2.596,11 2.663,53 2.730,97 2.798,42 2.865,87 2.933,29 3.000,72 3.068,13     

 

Anwärtergrundbeträge siehe Tabellen zu § 74 LBesG sowie Anwärtersonderzuschlagsgesetz 

Feuerwehr 

Besoldungstabellen B, W und R 3 - R 8 ab 1.1.2019/1.1.2018/1.1.2021 
in € 
 

  01.01.2019 01.01.2020 01.01.2021 

B 1 6.553,99 € 6.763,72 € 6.858,41 € 

B 2 7.603,73 € 7.847,05 € 7.956,91 € 

B 3 8.048,16 € 8.305,70 € 8.421,98 € 

B 4 8.513,63 € 8.786,07 € 8.909,07 € 

B 5 9.047,65 € 9.337,17 € 9.467,89 € 

B 6 9.551,94 € 9.857,60 € 9.995,61 € 

B 7 10.042,47 € 10.363,83 € 10.508,92 € 

B 8 10.553,77 € 10.891,49 € 11.043,97 € 

B 9 11.188,58 € 11.546,61 € 11.708,26 € 
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B 10 13.159,96 € 13.581,08 € 13.771,22 € 

B 11 13.668,02 € 14.105,40 € 14.302,88 € 

   
 

  01.01.2019 01.01.2020 01.01.2021 

W 1 4.580,26 € 4.726,83 € 4.793,01 € 

W 2 6.027,73 € 6.220,62 € 6.307,71 € 

W 3 6.658,16 € 6.871,22 € 6.967,42 € 

R 3 8.048,16 €  8.305,70 € 8.421,98 € 

R 4 8.513,63 €  8.786,07 € 8.909,07 € 

R 5 9.047,65 €  9.337,17 € 9.467,89 € 

R 6 9.551,94 €  9.857,60 € 9.995,61 € 

R 7 10.042,47 €  10.363,83 € 10.508,92 € 

R 8 10.553,77 €  10.891,49 € 11.043,97 € 

Tabelle Familienzuschläge ab 1.1.2019  
 

Familienzuschlag Stufe 1 (§ 43 Abs. 1 LBesG) Stufe 2 (§ 43 Abs. 2 LBesG) 

A 5 – A 6 138,42 € 264,96 € 

A 7 – A 8 136,80 € 261,86 € 

Ab A 9 141,90 € 265,48 € 

 

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Zuschlag für das zweite und weitere Kinder wie folgt: 

 

Erhöhungsbetrag Für das 2. Kind 3. und weitere Kinder 

A 5 – A 6 126,54 € 389,44 € 

A 7 – A 8 125,06 € 384,82 € 

Ab A 9 123,58 € 380,23 € 

 

Erhöhung für A 5  

Ab Stufe 2 für das 1. Kind 7,06 € 

Ab Stufe 3 für jedes weitere 

Kind 

21,17 € 

 

Familienzuschläge für Anwärter/innen: siehe Tabelle zu § 74 LBesG NRW 
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Tabelle Familienzuschläge ab 1.1.2020  
 

Familienzuschlag Stufe 1 (§ 43 Abs. 1 LBesG) 

Stufe 2 (§ 43 Abs. 2 

LBesG) 

A 5 – A 6 142,86 € 273,45 € 

A 7 – A 8 141,18 € 270,24 € 

Ab A 9 146,46 € 273,99 € 

 

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Zuschlag für das zweite und weitere Kinder wie folgt: 

 

Erhöhungsbetrag Für das 2. Kind 3. und weitere Kinder 

A 5 – A 6 130,59 € 401,90 € 

A 7 – A 8 129,06 € 397,13 € 

Ab A 9 127,53 € 392,40 € 

 

Erhöhung für A 5  

Ab Stufe 2 für das 1. Kind 7,29 € 

Ab Stufe 3 für jedes weitere 

Kind 

21,85 € 

Tabelle Familienzuschläge ab 1.1.2021  
 

Familienzuschlag Stufe 1 (§ 43 Abs. 1 LBesG) 

Stufe 2 (§ 43 Abs. 2 

LBesG) 

A 5 – A 6 144,88 € 277,30 € 

A 7 – A 8 143,16 € 274,03 € 

Ab A 9 148,52 € 277,84 € 

 

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Zuschlag für das zweite und weitere Kinder wie folgt: 

 

Erhöhungsbetrag Für das 2. Kind 3. und weitere Kinder 

A 5 – A 6 132,42 € 407,53 € 

A 7 – A 8 130,87 € 402,69 € 

Ab A 9 129,32 € 397,89 € 

 

Erhöhung für A 5  

Ab Stufe 2 für das 1. Kind 7,39 € 

Ab Stufe 3 für jedes weitere 

Kind 

22,16 € 

 

Familienzuschläge für Anwärter/innen: siehe Tabelle zu § 74 LBesG NRW 
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Tabelle der Zulagen 
 

Monatsbeträge in Euro, Gültig ab 1.1.2019 / 1.1.2020 / 1.1.2021 

 

Amtszulagen 
 

nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe A 5 42,21 43,56 44,17 

nach Fußnote 3 und 4 zur Besoldungsgruppe A 5 77,87 80,36 81,49 

nach Fußnote 2 zur Besoldungsgruppe A 6 77,87 80,36 81,49 

nach Fußnote 2 zur Besoldungsgruppe A 7 76,95 79,41 80,52 

nach Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 7 50 v. H. des jeweiligen Unter-

schiedsbetrages zum Grund-

gehalt der Bes.Gr. A 8 

nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe A 9 kw 306,79 316,61 321,04 

nach Fußnote 1 und 4 zur Besoldungsgruppe A 9 306,79 316,61 321,04 

nach Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A 13 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 5 zur Besoldungsgruppe A 13 300,03 309,63 313,96 

nach Fußnote 8, 10 und 11 zur Besoldungsgruppe 

A 13 

311,78 321,76 326,26 

nach Fußnote 12 zur Besoldungsgruppe A  13 248,92 256,89 260,49 

nach Fußnote 5 zur Besoldungsgruppe A 14 kw 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 3 zur Besoldungsgruppe A 14 213,75 

 

220,59 223,68 

nach Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A 14 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 9 zur Besoldungsgruppe A 14 330,26 340,83 345,60 

nach Fußnote 10 zur Besoldungsgruppe A  14 509,88 526,20 533,57 

nach Fußnote 1zur Besoldungsgruppe A  15 kw 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 3 zur Besoldungsgruppe A 15 213,75   220,59 223,68 

nach Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A 15 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 6 zur Besoldungsgruppe A 15 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 8 zur Besoldungsgruppe A 15 213,75 220,59 223,68 

nach Fußnote 11 zur Besoldungsgruppe A 15 209,76 216,47 219,50 

nach Fußnote 1 und 2 zur Besoldungsgruppe  R 1 236,33 243,89 247,30 

nach Fußnote 3 bis 8 zur Besoldungsgruppe R 2 236,33 243,89 247,30 

nach Fußnote 9 zur Besoldungsgruppe R 2 354,49 365,83 370,95 

nach Fußnote 3 zur Besoldungsgruppe R  3 236,33 243,89 247,30 

nach § 46 LBesG NRW 239,06 246,71 250,16 
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Strukturzulage  Stand 1.1.2019 / 1.1.2020 / 1.1.2021 
 

nach § 47 LBesG NRW 

Buchstabe a 

Doppelbuchstabe aa 

in der Besoldungsgruppe A 6 22,60 23,32 23,65 

in den Besoldungsgruppen A 7 und A 8 22,33 

 

23,04 23,26 

Doppelbuchstabe bb 86,32 89,08 90,33 

Buchstabe b 95,93 99,00 100,39 

Buchstabe c 95,93 99,00 100,39 

nach Vorbemerkung Nr. 2 b der übergeleiteten früheren 

Bundesbesoldungsordnung C 

95,93 99,00 100,39 

 

Stellenzulagen und andere Zulagen  Stand 
1.1.2019/1.1.2020/1.1.2021 
 

nach Fußnote 4 zur Besoldungsgruppe A  12 kw 78,61 78,61 78,61 

nach Fußnote 2 und 7 zur Besoldungsgruppe A  13 kw 78,61 78,61 78,61 

nach Fußnote 6 zur Besoldungsgruppe A  13 kw 48,45 48,45 48,45 

nach Fußnote 9 zur Besoldungsgruppe A  13 kw 18,35 18,35 18,35 

nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe A  14 kw (ruhege-

haltsfähige Stellenzulage) 

78,61 78,61 78,61 

nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe A 14 kw 48,45 48,45 48,45 

nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe C 2 kw 106,93 106,93 106,93 

nach Fußnote 2 zur Besoldungsgruppe  B 2 117,92 117,92 117,92 

nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe  B 3 117,92 117,92 117,92 

nach § 49 LBesG NRW oder § 50 LBesG NRW oder § 51 

LBesG   NRW 

   

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit    

von einem Jahr in den Besoldungsgruppen    

bis A 6 66,87 66,87 66,87 

A 7 und A 8 und für Anwärter 66,08 66,08 66,08 

ab A 9 65,28 65,28 65,28 

von zwei Jahren in den Besoldungsgruppen    

bis A 6 133,75 133,75 133,75 

A 7 und A 8 und für Anwärter 132,16 132,16 132,16 



Besoldungstabellen 

304 

 

ab A 9 130,56 130,56 130,56 

    

nach § 52 LBesG NRW    

Die Zulage beträgt    

in der Laufbahngruppe 1 mit dem zweiten Einstiegsamt in 

den Besoldungsgruppen 

   

bis A 6 17,90 17,90 17,90 

A 7 und A 8 17,69 17,69 17,69 

ab A 9 17,48 17,48 17,48 

in der Laufbahngruppe 2 mit dem ersten Einstiegsamt 39,31 39,31 39,31 

nach § 53 Abs. 1 LBesG NRW    

Nr. 1    

Die Zulage beträgt in den Besoldungsgruppen    

bis A 6 386,54 386,54 386,54 

A 7 und A 8 381,94 381,94 381,94 

ab A 9 377,33 377,33 377,33 

Nr. 2    

Die Zulage beträgt in den Besoldungsgruppen    

bis A 6 309,23 309,23 309,23 

A 7 und A 8 305,54 305,54 305,54 

ab A 9 301,86 301,86 301,86 
  

  

nach § 55 Abs. 1 Nummer 1 LBesG  NRW 

 
  

in voller Höhe 153,75 153,75 153,75 

in Höhe von 2/3 102,50 102,50 102,50 
  

  

nach § 55 Abs. 1 Nummer 2 LBesG NRW 93,17 93,17 93,17 
  

  

nach § 55 Abs. 1 Nummer 3 LBesG NRW 

 
  

Die Zulage beträgt in den Besoldungsgruppen 

 
  

A 13 21,75 21,75 21,75 

A 14 57,42 57,42 57,42 
  

  

nach § 55 Abs. 1Nummer 4 LBesG NRW 

 
  

a) als Fachkraft 153,75 153,75 153,75 

b) als Leiterin oder Leiter 256,25 256,25 256,25 
  

  

nach § 56 Nr. 1LBesG NRW 
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Die Zulage beträgt in den Besoldungsgruppen 

 
  

A 6 161,06 161,06 161,06 

A 7 und A 8 159,14 159,14 159,14 

A 9 157,23 157,23 157,23 

ab A 10 196,52 196,52 196,52 

nach § 56 Nr.2 LBesG NRW 

 
  

bis A 6 40,27 40,27 40,27 

A 7 und A 8 39,79 39,79 39,79 

ab A 9 39,31 39,31 39,31 
  

  

nach § 56 Nr. 3 LBesG NRW 120,00 123,84 125,57 

nach § 63 LBesG NRW 266,50 266,50 266,50 
  

  

nach § 64 LBesG NRW 

 
  

Die Zulage beträgt bei gleichzeitiger Ausübung eines Amts in 

 
  

R l 210,68 210,68 210,68 

R 2 235,83 235,83 235,83 
  

  

nach § 67 LBesG 102,26 102,26 102,26 
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Anwärtersonderzuschlagsgesetz feuerwehrtechnischer 
Dienst – AnwSoZG Feu227 
 

Gesetz über die Gewährung eines Anwärtersonderzuschlags für  Laufbahnbewerberinnen und 

Laufbahnbewerber der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt des feuerwehrtechnischen Dienstes  

  

§ 1 

Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerber der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt des 

feuerwehrtechnischen Dienstes, die über die Voraussetzungen für die Einstellung in den Vor-

bereitungsdienst gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung über die Laufbahnen der 

Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes im Land Nordrhein-Westfalen 

vom 15. März 2017 (GV. NRW. S. 348) verfügen, erhalten einen Zuschlag gemäß § 76 des Lan-

desbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in der jeweils gelten-

den Fassung in Höhe von 90 Prozent des Anwärtergrundbetrags, wenn ein erheblicher Mangel 

an qualifizierten Bewerberinnen und Bewerbern vorliegt. 

  

§ 2 

Das für Inneres zuständige Ministerium stellt den Mangel an qualifizierten Bewerberinnen und 

Bewerbern nach Anhörung der Kommunalen Spitzenverbände fest. 

  

§ 3 

Die Wirksamkeit der Maßnahme ist sechs Monate vor Ablauf des Gesetzes zu evaluieren. 

  

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 

2022 außer Kraft. 

 
Hinweis: Die Feststellung nach § 1 wurde Ende April durch das Innenministerium NRW nach 
Anhörung der kommunalen Spitzenverbände im Erlasswege getroffen. 

                                                                                       
227 Gesetz v. 21.4.2017 (GV NW S. 413), in Kraft seit 1.4.2017 
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Jubiläumszuwendungsverordnung - JZV 
  

Verordnung über die Gewährung von Jubiläumszuwendungen an die Beamtinnen 
und Beamten und Richterinnen und Richter im Land Nordrhein-Westfalen228  
  

§ 1 Jubiläumszuwendung 
(1) Beamtinnen und Beamte des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der 

anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts erhalten bei Vollendung einer 25-, 40- oder 50-jährigen Dienstzeit eine 

Jubiläumszuwendung und eine Dankurkunde, soweit sie das Jubiläum frühestens am 1. Juli 

2016 begehen. 

(2) Für Richterinnen und Richter des Landes gelten die Vorschriften dieser Verordnung ent-

sprechend. 

  

§ 2 Höhe der Jubiläumszuwendung, Dienstbefreiung 
(1) Die Jubiläumszuwendung beträgt  

1. bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 300 Euro, 

2. bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 450 Euro und 

3. bei einer Dienstzeit von 50 Jahren 500 Euro.  

(2) Aus Anlass des Dienstjubiläums wird gemäß § 33 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 4 der Freistellungs- 

und Urlaubsverordnung NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, ber. S. 92), in der jeweils 

geltenden Fassung, an einem Arbeitstag Dienstbefreiung gewährt. 

  

§ 3 Jubiläumsdienstzeit 
(1) Zur Jubiläumsdienstzeit zählen  

1. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit auch im Sinne von Absatz 3 in einem Dienst- oder 

Arbeitsverhältnis sowie eines Amtsverhältnisses bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 

oder öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber, 

2. Zeiten der Ableistung einer Dienstpflicht nach Artikel 12a des Grundgesetzes, 

3. Zeiten einer Elternzeit, soweit diese nach Eintritt in den Dienst eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstherrn oder eines öffentlich rechtlichen Arbeitgebers, verbracht worden ist, 

4. Zeiten, die in den Fällen des § 34 Absatz 2 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW 

geleistet wurden und zu einer Verzögerung bei der Einstellung geführt haben bis zu einem 

Jahr, 

5. Zeiten, in denen eine berufliche Tätigkeit als Planstelleninhaberin oder Planstelleninhaber 

an Ersatzschulen geleistet wurde und 

6. Zeiten, die in einem Beamtenverhältnis auf Widerruf oder in einem öffentlich-rechtlichen 

Ausbildungsverhältnis nach § 7 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes abgeleistet wurden.  

Wurde die Tätigkeit nach Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 am ersten Arbeitstag eines Monats ange-

treten, so zählt der gesamte Monat zur Jubiläumsdienstzeit, wenn ansonsten das Dienstjubilä-

um nicht mehr erreicht werden würde. 

                                                                                       
228 Vom 10.1.2017 (GV. NRW. 2017 S. 210) 
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(2) Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge oder Vergütung nach der Einstellung gelten nicht 

als Jubiläumsdienstzeit. Von diesem Grundsatz abweichend sind anzurechnen  

1. bis zur Dauer von insgesamt zwei Jahren die Zeit eines Urlaubs ohne Dienstbezüge oder 

Vergütung, wenn dieser überwiegend dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient 

und das Vorliegen dieser Voraussetzung bei Gewährung des Urlaubs von der obersten Dienst-

behörde, bei Landesbeamtinnen und Landesbeamten außerdem mit Zustimmung des für Inne-

res zuständigen Ministeriums und des Finanzministeriums festgestellt worden ist, 

2. bis zur Dauer von insgesamt fünf Jahren die Zeit eines Urlaubs ohne Dienstbezüge oder 

Vergütung, wenn dieser zur Ausübung einer Tätigkeit bei Fraktionen des Europäischen Parla-

ments, des Deutschen Bundestages oder der Landtage erteilt wurde, 

3. die Zeit eines Urlaubs ohne Dienstbezüge oder Vergütung, wenn dieser zur Ausübung einer 

Tätigkeit in öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisationen, im Aus-

landsschuldienst oder im Ersatzschuldienst oder zur Übernahme von Aufgaben der Entwick-

lungshilfe erteilt wurde und 

4. bis zur Dauer von insgesamt drei Jahren Urlaubszeiten ohne Dienstbezüge oder Vergütung 

infolge der tatsächlichen Betreuung eines minderjährigen Kindes oder mehrerer minderjähri-

ger Kinder oder der Pflege eines nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 

(BGBl. I S. 874, 896), in der jeweils geltenden Fassung, pflegebedürftigen nahen Angehörigen, 

dessen Pflegebedürftigkeit nach § 3 Absatz 2 des vorgenannten Gesetzes nachgewiesen ist.  

(3) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind voll zu berücksichtigen. Dies gilt auch für Zeiten 

einer unterhälftigen Teilzeitbeschäftigung im Rahmen einer Beurlaubung aus familiären Grün-

den. Die Zeit braucht nicht zusammenhängend abgeleistet zu sein. Derselbe Zeitraum darf nur 

einmal berücksichtigt werden. 

(4) Als Jubiläumsdienstzeit gelten nicht  

1. Dienstzeiten in einem Beamtenverhältnis, das durch eine Entscheidung der in § 24 des Be-

amtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), in der jeweils geltenden Fassung, 

bezeichneten Art oder durch Disziplinarurteil beendet worden ist, 

2. Dienstzeiten in einem Beamtenverhältnis, das auf Antrag der Beamtin oder des Beamten 

durch Entlassung beendet worden ist, weil ein Verfahren mit der Folge des Verlustes der Be-

amtenrechte, der Entlassung wegen eines Verhaltens im Sinne des § 23 Absatz 3 Satz 1 Num-

mer 1 des Beamtenstatusgesetzes oder der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis drohte, 

3. Zeiten in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis, das aus einem von der oder dem Be-

schäftigten zu vertretenden Grund beendet worden ist, der den Arbeitgeber zur fristlosen 

Kündigung berechtigt hätte, 

4. Zeiten des schuldhaften Fernbleibens vom Dienst mit der Folge des Verlustes der Bezüge 

und 

5. Zeiten nach § 30 Absatz 4 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 

310, ber. S. 642), in der jeweils geltenden Fassung. 

  

§ 4 Fortfall und Zurückstellung 
(1) Die Ehrung gemäß § 1 und § 2 entfällt bei Beamtinnen und Beamten, 

1. denen aus demselben Anlass bereits eine Geldzuwendung aus öffentlichen Mitteln gewährt 

worden ist, 
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2. die von einem anderen Dienstherrn abgeordnet sind, wenn ihnen von dem abordnenden 

Dienstherrn aus demselben Anlass eine Geldzuwendung gewährt worden ist oder gewährt 

werden kann oder 

3. gegen die innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Jubiläumstag die Disziplinarmaßnahme 

der Kürzung der Dienstbezüge oder des Ruhegehalts oder gegen die innerhalb der letzten 

sieben Jahre vor dem Jubiläumstag die Disziplinarmaßnahme der Zurückstufung verhängt 

worden ist oder voraussichtlich verhängt worden wäre, wenn nicht die Voraussetzungen des § 

14 Absatz 1 des Landesdisziplinargesetzes vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624), in der 

jeweils geltenden Fassung, vorgelegen hätten.  

(2) Die Entscheidung über die Ehrung ist bei Beamtinnen und Beamten, gegen die am Jubilä-

umstag straf- oder disziplinarrechtliche Ermittlungen geführt werden oder gegen die Anklage 

erhoben wurde, bis zu einem rechtskräftigen Abschluss zurückzustellen. 

 

§ 5 Zuständigkeit, Verfahren 
(1) Für die Gewährung der Jubiläumszuwendung, für die Aushändigung der Dankurkunde, für 

die Bewilligung der Dienstbefreiung sowie für die Festsetzung der für die Gewährung der Jubi-

läumszuwendung maßgebenden Dienstzeit ist die nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes über die 

Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesbeamtengesetz - LBG 

NRW) vom 14. Juni 2016, in der jeweils geltenden Fassung, bei Beamtinnen und Beamten des 

Landes in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und 4 des Landesbeamtengesetzes, dienstvorgesetzte 

Stelle zuständig.  

(2) Die Dankurkunden werden von den jeweils zuständigen obersten Dienstbehörden oder den 

von ihnen ermächtigten Stellen ausgefertigt. Die Dankurkunden zum 40-jährigen oder 50-

jährigen Dienstjubiläum werden für Beamtinnen und Beamte des Landes von der Ministerprä-

sidentin oder dem Ministerpräsidenten und der Ministerin oder dem Minister unterschrieben.  

(3) Im Bereich der Gemeinden und Gemeindeverbänden und der der Aufsicht des Landes 

unterstehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 

bleibt es bei der Zuständigkeit der dienstvorgesetzten Stelle. Die zusätzliche Unterzeichnung 

der Dankurkunden durch ein Mitglied der Vertretung der Gemeinde oder des Gemeindever-

bandes neben der dienstvorgesetzten Stelle kann in einer Satzung geregelt werden.  

(4) Der Jubiläumstag ist bei Beamtinnen und Beamten nach der Berufung in das Beamtenver-

hältnis oder nach der Übernahme von einem anderen Dienstherrn zu ermitteln und ihnen 

bekannt zu geben. Eine Bekanntgabe des Jubiläumstages erfolgt auch nach einer Neuberech-

nung nach § 6.  

(5) Die Jubiläumszuwendung wird zusammen mit den Dienstbezügen gewährt. 

(6) Die zu einem anderen Dienstherrn abgeordneten Beamtinnen und Beamten erhalten die 

Jubiläumszuwendung vom abordnenden Dienstherrn. 

  

§ 6 Berechnung der Jubiläumsdienstzeit vor dem 1. Juli 2016 
Für Beamtinnen und Beamte, die bereits vor dem 1. Juli 2016  in einem Beamtenverhältnis 

zum Land Nordrhein-Westfalen gestanden haben, bleibt es bei dem errechneten Tag des 

Dienstjubiläums. Zeiten, welche im Beamtenverhältnis auf Widerruf oder in einem öffentlich-

rechtlichen Ausbildungsverhältnis nach § 7 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes abgeleistet 

wurden und noch nicht berücksichtigt worden sind, sind nachträglich einzubeziehen. Sofern ab 
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dem 1. Juli 2016 Änderungen im Dienstverhältnis auftreten, erfolgt die Berechnung der Jubilä-

umsdienstzeit ab dem Zeitpunkt der Änderung im Sinne dieser Verordnung. 

  

§ 7 Inkrafttreten, Befristung 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2016 in Kraft und am 30. Juni 2021 außer Kraft. 

 

 
Leistungsprämien- und -zulagenverordnung - LPZVO - 
 
Verordnung  über die Gewährung von Prämien und Zulagen für besondere Leistungen229  

 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Verordnung regelt die Gewährung von Leistungsprämien und Leistungszulagen an Beam-

te in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A im Geltungsbereich des Landesbeamtenge-

setzes. Sie gilt nicht für kommunale Wahlbeamte. 

 
§ 2 Allgemeines 
(1) Eine Leistungsprämie oder Leistungszulage kann gewährt werden, wenn der Beamte eine 

herausragende besondere Leistung erbringt oder erbracht hat. Erfüllt eine Gruppe mehrerer 

Bediensteter insgesamt diese Voraussetzung, so kann jedem Beamten, der an dieser Leistung 

als Gruppenmitglied wesentlich beteiligt ist oder war, eine Leistungsprämie oder Leistungszu-

lage gewährt werden. 

(2) Die Gewährung einer Leistungsprämie oder einer Leistungszulage und die Festsetzung einer 

Leistungsstufe nach der Leistungsstufenverordnung dürfen nicht mit demselben Sachverhalt 

begründet werden. Leistungsprämien und Leistungszulagen dürfen nicht gewährt werden, 

wenn der Beamte für die besondere Leistung aufgrund desselben Sachverhalts eine Zulage 

nach § 46 BBesG230, eine Vergütung gemäß § 48 BBesG231 bzw. § 49 BBesG232 oder eine erfolgs-

orientierte andere Leistung erhält. 

(3) Leistungsprämien und Leistungszulagen können nur im Rahmen bereitstehender Haus-

haltsmittel gewährt werden. Durch eine herausragende besondere Leistung entsteht kein 

Anspruch auf die Gewährung. 

(4) Die Begründung für die Gewährung der Leistungsprämie oder der Leistungszulage ist ak-

tenkundig zu machen; die herausragende besondere Leistung ist im einzelnen darzustellen. 

Grundlage hierfür ist eine aktuelle Leistungsfeststellung außerhalb eines geregelten Beurtei-

lungsverfahrens durch die nach § 6 zuständige Stelle. 

(5) Leistungsprämien und Leistungszulagen sind nicht ruhegehaltfähig. Sie gehören nicht zu 

den Bezügen im Sinne des § 6 Abs. 1 des Sonderzuwendungsgesetzes und sind auf Überlei-

tungszulagen und Ausgleichszulagen nicht anzurechnen. 

                                                                                       
229 Vom 10.3.1998 (GV. NW. S. 204, ber. S. 556), zul. geändert durch VO v. 2.12.2014 (GV. NRW. S. 870) 
230 jetzt § 59 LBesG NRW 
231 jetzt § 67 LBesG NRW 
232 jetzt § 68 LBesG NRW 
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§ 3 Leistungsprämie 
(1) Die Leistungsprämie dient der Anerkennung einer herausragenden besonderen Einzelleis-

tung; ihre Gewährung soll in engem zeitlichen Zusammenhang mit der besonderen Leistung 

stehen. 

(2) Die Leistungsprämie wird in einem Einmalbetrag bis zur Höhe des Anfangsgrundgehalts der 

Besoldungsgruppe, der der Beamte im Zeitpunkt der Entscheidung angehört, gewährt; die 

Höhe ist entsprechend dem Grad der besonderen Leistung zu bemessen. Bei teilzeitbeschäftig-

ten Beamten ist das entsprechend § 6 BBesG233 geminderte Anfangsgrundgehalt maßgebend. 

(3) Mehrere Leistungsprämien dürfen an einen Beamten innerhalb eines Jahres insgesamt nur 

bis zur Höhe des Anfangsgrundgehalts gemäß Absatz 2 gewährt werden. 

 
§ 4 Leistungszulage 
(1) Die Leistungszulage dient der Anerkennung einer in einem Zeitraum von mindestens drei 

Monaten erbrachten und auch für die Zukunft zu erwartenden herausragenden besonderen 

Leistung. 

(2) Die Leistungszulage beträgt maximal sieben vom Hundert des Anfangsgrundgehalts der 

Besoldungsgruppe des Beamten im Zeitpunkt der Zuerkennung. Die Höhe und die Dauer der 

Gewährung sind entsprechend der erbrachten Leistung zu bemessen. Bei teilzeitbeschäftigten 

Beamten ist das entsprechend § 6 BBesG234 geminderte Anfangsgrundgehalt maßgebend. Die 

Leistungszulage kann rückwirkend bis zu drei Monate und längstens für einen Zeitraum von 

einem Jahr gewährt werden. Die Zahlung erfolgt monatlich nachträglich von dem auf die Leis-

tungsfeststellung folgenden Monat an. Eine Neubewilligung ist frühestens ein Jahr nach Ablauf 

des Gewährungszeitraums zulässig. 

(3) Die Leistungszulage ist bei erheblichem Leistungsabfall für die Zukunft zu widerrufen. 

 
§ 5 Zahl der Empfänger 
(1) Leistungsprämien und Leistungszulagen dürfen in einem Kalenderjahr an insgesamt höchs-

tens 15 vom Hundert der am 1. Januar eines Jahres vorhandenen Beamten mit Dienstbezügen 

des jeweiligen Dienstherrn in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A gewährt werden. 

Die Überschreitung des Vomhundertsatzes ist in dem Umfang zulässig, in dem die Anzahl der 

möglichen Empfänger einer Leistungsstufe nach § 27 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes235 

nicht ausgeschöpft wurde. Die in einem Fall des § 2 Abs. 1 Satz 2 gewährten Leistungsprämien 

und Leistungszulagen gelten als eine Leistungsprämie oder Leistungszulage. Sie darf zusammen 

150 v. H. des in § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 geregelten Umfangs nicht übersteigen; maßgeblich ist 

die höchste Besoldungsgruppe der an der Leistung wesentlich beteiligten Beamten. 

(2) Bei der Vergabe sollen alle Laufbahngruppen berücksichtigt werden. 

(3) Bei Dienstherren mit weniger als sieben Beamten in Besoldungsgruppen der Besoldungs-

ordnung A kann in jedem Kalenderjahr einem Beamten eine Leistungsprämie oder Leistungszu-

lage gewährt werden. 

 
                                                                                       
233 jetzt § 8 LBesG NRW 
234 jetzt § 8 LBesG NRW 
235 jetzt § 29 Abs. 4 LBesG NRW 
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§ 6 Zuständigkeit und Verfahren 
(1) Die Entscheidung über die Gewährung der Leistungsprämien und über die Gewährung und 

den Widerruf von Leistungszulagen trifft die zuständige oberste Dienstbehörde. Sie kann die 

Entscheidungsbefugnis auf andere Stellen übertragen. In den der Aufsicht des Landes unter-

stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts entscheidet 

abweichend von Satz 1 die für beamtenrechtliche Entscheidungen zuständige Stelle. 

(2) In den Gemeinden und Gemeindeverbänden entscheidet abweichend von Absatz 1 der 

Hauptverwaltungsbeamte als Dienstvorgesetzter. 

(3) Die Entscheidung über die Gewährung oder den Widerruf ist dem Beamten schriftlich mit-

zuteilen. 

 
Bundesmehrarbeitsvergütungsverordnung - BMVergV  
 

Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamtinnen und Beamte 
des Bundes236 
 

§ 1  

Vergütungen für Mehrarbeit an Beamtinnen und Beamte des Bundes dürfen nur nach Maßga-

be dieser Verordnung gezahlt werden. 

 

§ 2  

(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezügen in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden 

Gehältern kann in folgenden Bereichen für Mehrarbeit eine Vergütung gewährt werden: 

1. im ärztlichen und Pflegedienst der Krankenhäuser, Kliniken und Sanatorien, 

2. im Betriebsdienst des Bundeseisenbahnvermögens, soweit dieser bei der Deutsche Bahn 

Aktiengesellschaft sowie einer gemäß § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 3 des Deutsche Bahn Gründungs-

gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2386) ausgegliederten Gesellschaft geleistet 

wird, und im Dienst der Nachfolgeunternehmen der Deutschen Bundespost, 

3. im Abfertigungsdienst der Zollverwaltung, 

4. im polizeilichen Vollzugsdienst, 

5. im Einsatzdienst der Berufsfeuerwehr, 

6. im Schuldienst als Lehrkraft. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch in anderen Bereichen, soweit Mehrarbeit geleistet wird im 

Rahmen eines 

1. Dienstes in Bereitschaft, 

2. Schichtdienstes, 

3. allgemein geltenden besonderen Dienstplanes, wenn ihn die Eigenart des Dienstes erfor-

dert, 

4. Dienstes, der ausschließlich aus gleichartigen, im wesentlichen die gleiche Arbeitszeit erfor-

dernden Arbeitsvorgängen besteht, für die der Dienstherr Richtwerte eingeführt hat, 

                                                                                       
236 idF v 4.11.2009 (BGBl. I S. 3701), zul. geändert durch Gesetz vom vom 8. November 2018 (BGBl. I S. 

1810); gilt nach § 92 Abs. 1 Nr. 3 LBesG NRW derzeit auch für Beamtinnen und Beamte in NRW weiter 
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5. Dienstes zur Herbeiführung eines im öffentlichen Interesse liegenden unaufschiebbaren und 

termingebundenen Ergebnisses. 

(3) Eine Mehrarbeitsvergütung wird nicht gewährt neben 

1. einer Vergütung nach § 79 des Bundesbesoldungsgesetzes237, 

2. Auslandsdienstbezügen oder Auslandsverwendungszuschlag nach Abschnitt 5 des Bundes-

besoldungsgesetzes, 

3. einer Zulage nach Nummer 7 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A 

und B des Bundesbesoldungsgesetzes, 

4. einer Zulage nach Nummer 8 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A 

und B des Bundesbesoldungsgesetzes, 

4a. einer Zulage nach Nummer 8b der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen 

A und B des Bundesbesoldungsgesetzes, 

5. einer bei der Deutschen Bundesbank gezahlten Bankzulage. 

Beamtinnen und Beamte des Observations- und Ermittlungsdienstes, die überwiegend im 

Außendienst eingesetzt sind, erhalten eine Mehrarbeitsvergütung neben der in Satz 1 Nummer 

3 oder 4 genannten Zulage. Im Übrigen erhalten Beamtinnen und Beamte der Besoldungs-

gruppen A 2 bis A 8 neben den in Satz 1 Nummer 3, 4 oder 4a genannten Zulagen eine Mehr-

arbeitsvergütung in Höhe des die Zulage übersteigenden Betrages. 

(4) Ist die Gewährung einer Mehrarbeitsvergütung neben einer Zulage ganz oder teilweise 

ausgeschlossen, gilt dies auch für eine nach Wegfall der Zulage gewährte Ausgleichszulage, 

solange diese noch nicht bis zur Hälfte aufgezehrt ist. 

 

§ 3  

(1) Die Vergütung wird nur gewährt, wenn die Mehrarbeit 

1. von Beamtinnen und Beamten geleistet wurde, für die beamtenrechtliche Arbeitszeitrege-

lungen gelten, 

2. schriftlich angeordnet oder genehmigt wurde, 

3. aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht durch Dienstbefreiung innerhalb eines Jahres 

ausgeglichen werden kann und 

4. die sich aus der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ergebende Arbeitszeit um mehr als 

fünf Stunden im Kalendermonat (Mindeststundenzahl) übersteigt. 

(2) Soweit nur während eines Teils eines Kalendermonats Dienst geleistet wurde, gilt die Min-

deststundenzahl für die jeweils anteilige Arbeitszeit. Sie verkürzt sich bei Teilzeitbeschäftigung 

entsprechend dem Umfang der bewilligten Teilzeitbeschäftigung. 

(3) Besteht keine feste tägliche Arbeitszeit, so dass eine Mehrarbeit nicht für den einzelnen 

Arbeitstag, sondern nur auf Grund der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für eine volle 

Woche ermittelt werden kann, so ist Mehrarbeit innerhalb einer Kalenderwoche, wenn diese 

zum Teil auf den laufenden, zum Teil auf den folgenden Kalendermonat fällt, diesem zuzu-

rechnen. 

 

§ 4  

(1) Die Vergütung beträgt je Stunde 

1. in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 4 11,99 Euro,  

                                                                                       
237 betrifft Rektoren an Schulen 
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2. in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 8 14,16 Euro,  (NRW ab 1.1.2019 15,47 €) 

3. in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 19,44 Euro, (NRW ab 1.1.2019 21,22 €) 

4. in den Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 26,77 Euro. (NRW ab 1.1.2019 29,27 €) 

(2) Diese Beträge gelten auch für Beamtinnen und Beamte vergleichbarer Besoldungsgruppen, 

die der Bundesbesoldungsordnung C angehören. 

(3) Bei Mehrarbeit im Schuldienst beträgt die Vergütung abweichend von Absatz 1 je Unter-

richtsstunde für Lehrkräfte an Fachhochschulen und Fachschulen des Bundes 

1. im gehobenen Dienst 26,60 Euro, (NRW ab 1.1.2019 19,74 € ab A 12 24,47 €) 

2. im höheren Dienst 31,08 Euro. (NRW ab 1.1.2019 an Grund- und Hauptschulen 24,47 €, an 

Förder- und Realschulen 29,05 €, an Gymnasien, Berufs- und Kollegschulem und Fachhoch-

schulen 33,96 €) 

(4) Die in den Absätzen 1 und 3 enthaltenen Vergütungssätze gelten nur für Mehrarbeit, die 

nach dem Inkrafttreten dieser Sätze geleistet wird. 

 

§ 4a  

(1) Teilzeitbeschäftigte erhalten bis zur Erreichung der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollzeit-

beschäftigten je Stunde Mehrarbeit eine Vergütung in Höhe des auf eine Stunde entfallenden 

Anteils der Besoldung entsprechender Vollzeitbeschäftigter. 

(2) Zur Ermittlung der auf eine Stunde entfallenden anteiligen Besoldung sind die monatlichen 

Bezüge entsprechender Vollzeitbeschäftigter durch das 4,348-Fache ihrer regelmäßigen wö-

chentlichen Arbeitszeit zu teilen. Bezüge, die nicht der anteiligen Kürzung nach § 6 Absatz 1 

des Bundesbesoldungsgesetzes238 unterliegen, bleiben unberücksichtigt. 

(3) Mehrarbeit, die über die Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten hinausgeht, wird nach § 4 

Absatz 1 und 3 vergütet. 

 

§ 5  
(1) Als Mehrarbeitsstunde im Sinne der §§ 3 und 4 Absatz 1 und 2 sowie § 4a gilt die volle 

Zeitstunde. Hiervon abweichend wird eine Stunde Dienst in Bereitschaft nur entsprechend 

dem Umfang der erfahrungsgemäß bei der betreffenden Tätigkeit durchschnittlich anfallenden 

Inanspruchnahme berücksichtigt; dabei ist schon die Ableistung eines Dienstes in Bereitschaft 

als solche in jeweils angemessenem Umfang anzurechnen. 

(2) Bei Mehrarbeit im Schuldienst beträgt die Mindeststundenzahl nach § 3 Absatz 1 Nummer 

4 drei Unterrichtsstunden. § 3 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Ergibt sich bei der monatlichen Mehrarbeitsstundenberechnung ein Bruchteil einer Stunde, 

so werden 30 Minuten und mehr auf eine volle Stunde aufgerundet, weniger als 30 Minuten 

bleiben unberücksichtigt. 

 

 
  

                                                                                       
238 jetzt § 8 LBesG NRW 
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Durchführung der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte 
 

RdErl. d. Finanzministers v. 30.9.1974 - B 2135 - 4.1 - IV A 3, MBl. NRW. 1974 S. 1522, geändert 

durch RdErl. v. 7.4.1976 (MBl. NRW. 1976 S. 721). 

 

1   Vorbemerkung 
Die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte richtet sich nach der Verordnung vom 

26. April 1972 (BGBl. I S. 747), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Juli 1974 (BGBl. I S. 

1573). Zur einheitlichen Durchführung dieser Verordnung hat die Bundesregierung mit Zu-

stimmung des Bundesrates die als Anlage abgedruckte allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 

6. August 1974 (GMBl. S. 386) erlassen, die mit Wirkung vom 1. August 1974 in Kraft getreten 

ist. Sie gilt gemäß Artikel 84 Abs. 2 GG unmittelbar für die Beamten des Landes, der Gemein-

den, Gemeindeverbände und der übrigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts (§ 78 a LBG). 

 

2  Ergänzende Hinweise  
Ergänzend zu der allgemeinen Verwaltungsvorschrift wird im Einvernehmen mit dem Innenmi-

nister bestimmt:  

 

2.1  Zuständig für die schriftliche Anordnung oder Genehmigung der Mehrarbeit ist - soweit 

nichts anderes bestimmt ist - der Dienstvorgesetzte (§ 3 LBG). Wenn anzunehmen ist, dass die 

Mehrarbeit nicht durch Dienstbefreiung (Freizeitausgleich) innerhalb von drei Monaten ausge-

glichen werden kann, ist bis auf weiteres außerdem die Genehmigung der obersten Dienstbe-

hörde einzuholen. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Nummern 4 und 5 der Verordnung darf bei 

Landesbeamten im Interesse einer einheitlichen Handhabung die Genehmigung nur mit mei-

ner Zustimmung erteilt werden.  

 

2.2  Die aufgrund schriftlicher Anordnung oder Genehmigung geleisteten Mehrarbeitsstunden 

sind von den Beschäftigungsdienststellen für jeden Beamten getrennt monatlich festzuhalten. 

Die Beschäftigungsdienststellen teilen die Gesamtzahl der in einem Kalendermonat abgeleiste-

ten Mehrarbeitsstunden nach Ablauf von drei Monaten der für die Zahlung der Dienstbezüge 

zuständigen Stelle mit, sofern ein Freizeitausgleich nicht möglich ist. Wegen des Fristablaufs 

wird auf Nummer 5.2 MArbEVwV zu § 3 hingewiesen. Für die Mitteilung ist für den Bereich der 

Landesverwaltung (mit Ausnahme des Schuldienstes) das Formblatt LBV (Bes) 21 zu benutzen. 

Wenn von Anfang an feststeht, dass die Mehrarbeitsstunden nicht durch Dienstbefreiung 

ausgeglichen werden können, ist ausnahmsweise eine monatliche Mitteilung vor Ablauf von 

drei Monaten zulässig.  

 

2.3  Die für die Zahlung der Dienstbezüge zuständigen Stellen weisen die ihnen mitgeteilten 

Mehrarbeitsvergütungen zur Zahlung mit den Dienstbezügen für den nächsten anweisungs-

mäßig noch nicht abgeschlossenen Kalendermonat an. Die Mehrarbeitsvergütungen sind wie 

die laufenden Dienstbezüge zu verbuchen. Abschlagszahlungen sind zulässig, wenn von Anfang 

an feststeht, dass die Mehrarbeit aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht durch Dienstbe-



Mehrarbeitsvergütungsverordnung 

316 

 

freiung - auch nicht nach 3 Monaten -ausgeglichen werden kann und die Mehrarbeit über 

einen längeren Zeitraum anfällt.  

 

2.4 Für den Bereich des Schuldienstes ist nach dem Erlass des Kultusministers vom 28.8.1974 

(GABl. NW. S. 581) zu verfahren.  

 

2.5  Die der Nummer 6 Abs. 2 MArbEVwV zu § 3 Abs. 2 entsprechende Ausnahmeregelung ist 

für das Land NRW durch Artikel I Nr. 3 in Verbindung mit Artikel IV Absätze 2 und 3 des Geset-

zes zur Änderung beamten- und richterrechtlicher Vorschriften vom 29. Oktober 1974 (GV. 

NRW. S. 1068) getroffen worden.  

 

2.6  Der Dienst, den ein Beamter im Rahmen eines Sitzungsplans - z. B. einer kommunalen 

Vertretung - weisungsgemäß wahrnimmt, ist kein Dienst nach einem besonderen Dienstplan 

im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 MArbEV. 

 

Anlage 

 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsver-
gütung  für Beamte (MArbEVwV)  
 

Vom 6. August 1974  D II 4 - 221 227 - 1/16 

 

Nach Artikel 84 Abs. 2 des Grundgesetzes wird von der Bundesregierung mit Zustimmung des 

Bundesrates und nach § 61 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 5. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1281), zuletzt geändert durch das 

Dritte Bundesbesoldungserhöhungsgesetz vom 26. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1557), vom 

Bundesminister des Innern die folgende allgemeine Verwaltungsvorschrift erlassen: 

  

Vorbemerkung  
In § 72 Abs. 2 Bundesbeamtengesetz (BBG), § 44 Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) und den 

entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften wird die Mehrarbeit und ihre Vergütung als 

Ausnahmetatbestand geregelt:  

- Mehrarbeit darf nur angeordnet werden, wenn zwingende dienstliche Verhältnisse dies 

erfordern.  

- Mehrarbeitsvergütung darf nur gewährt werden, wenn aus zwingenden dienstlichen Gründen 

ein Freizeitausgleich (Dienstbefreiung) nicht möglich ist. 

 

Zu § 1  

1.  Mehrarbeit  
Mehrarbeit ist jeder angeordnete oder genehmigte Dienst, der  

- von einem einer Arbeitszeitregelung unterliegenden Beamten  

- zur Wahrnehmung von Aufgaben des ihm übertragenen Amtes (Hauptamtes)  

- über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 

geleistet wird.  
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1.1  Beamte mit Arbeitszeitregelung  
Mehrarbeit können nur Beamte leisten, die zur Einhaltung einer regelmäßigen Arbeitszeit 

verpflichtet sind. Bei Beamten, die einer solchen Verpflichtung nicht unterliegen, kann abgelt-

bare Mehrarbeit nicht anfallen. Mehrarbeit kann auch von teilzeitbeschäftigten Beamten 

geleistet werden.  

 

1.2 Übertragenes Amt (Hauptamt) - Nebenamt  
Es ist unzulässig, die Vorschriften über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte 

dadurch zu umgehen, dass Tätigkeiten, die nach den hierfür geltenden Vorschriften und 

Grundsätzen dem Hauptamt zuzuordnen sind, als Nebentätigkeiten übertragen und als solche 

vergütet werden.  

 

1.3  Regelmäßige Arbeitszeit  
Regelmäßige Arbeitszeit ist die in § 1 der Verordnung über die Arbeitszeit der Bundesbeamten 

in der Fassung vom 27. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 348), geändert durch Verordnung vom 

6. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1319), bzw. den entsprechenden landesrechtlichen 

Vorschriften festgesetzte oder die von der Verwaltung hiervon abweichend nach den §§ 3 bis 5 

dieser Verordnung bzw. den entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften oder nach den 

Vorschriften über die Teilzeitbeschäftigung angeordnete wöchentliche Arbeitszeit der Beam-

ten.  

 

1.3.1  Überschreitung der Pflichtstundenzahl im Schuldienst  
Mehrarbeit im Schuldienst liegt vor, wenn Unterricht über die nach dem Lebensalter der Lehr-

kraft allgemein festgesetzte Stundenzahl - Pflichtstunden - erteilt wird. Bei Schwerbehinderten 

gilt die wegen der Schwerbehinderteneigenschaft herabgesetzte Pflichtstundenzahl - gegebe-

nenfalls unter Berücksichtigung einer Altersmäßigung - als allgemein festgesetzte Stundenzahl. 

Sofern Lehrkräften wegen Wahrnehmung von Sonderfunktionen ein Stundennachlass gewährt 

wird, ist von der ermäßigten Pflichtstundenzahl auszugehen.  

Bei Lehrkräften, deren Pflichtstunden im Einzelfall aus sonstigen gesundheitlichen Gründen 

herabgesetzt sind, liegt Mehrarbeit erst vor, wenn sie über die nach Absatz 1 zu leistenden 

Pflichtstunden hinaus Unterricht erteilen.  

Mehrarbeit ist auch der über die Pflichtstunden hinaus erteilte Vertretungsunterricht.  

Da abgeltbare Mehrarbeit nur bei einer Mehrbeanspruchung durch Unterrichtstätigkeit vor-

liegt, kann für die Teilnahme an schulischen und außerschulischen Veranstaltungen, die keinen 

Unterricht darstellen, keine Mehrarbeitsvergütung gewährt werden.  

 

2.  Mehrarbeitsvergütung, Erschwerniszulage und Aufwandsentschädigung  

Diese Entschädigung bzw. Zulagen können nebeneinander gewährt werden. So kann z. B. ein 

Beamter, der Mehrarbeit zur Nachtzeit leistet, neben einer Mehrarbeitsvergütung eine Er-

schwerniszulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten und eine Aufwandsentschädigung - Nacht-

dienstzulage - erhalten. 
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Zu § 2  

1.  Messbare Mehrarbeit  
1.1  Gemäß § 36 a BBesG sind in § 2 Abs. 1 und 2 die Bereiche bestimmt, in denen Mehrarbeit 

messbar ist, d. h., in denen der insgesamt von einem Beamten zu verrichtende Dienst aus 

Tätigkeiten besteht, deren zeitlicher Ablauf und Inhalt durch Dienst-, Einsatz- und Unterrichts-

pläne usw. vorgeschrieben sind (messbare Tätigkeiten; z. B. Bereitschaftsdienst, Schichtdienst, 

Dienst nach Plan oder zuverlässigen Richtwerten). Mehrarbeit, die im Rahmen eines solchen 

messbaren Dienstes anfällt, ist ebenfalls messbar, weil sich aus der Dauer der Mehrarbeit ohne 

weiteres das Maß der im Abrechnungszeitraum (Kalendermonat) insgesamt erbrachten Mehr-

leistung ergibt.  

 

1.2 Anders verhält es sich dagegen, wenn der Dienst eines Beamten in nicht unerheblichem 

Umfang Tätigkeiten umfasst, bei denen sich der Beamte die Zeit für ihre Ausführung mehr 

oder weniger selbst einteilen kann (nicht messbare Tätigkeiten; z. B. entsprechende Bürotätig-

keiten). Fällt im Rahmen eines solchen Dienstes Mehrarbeit an, so ergibt sich aus der Zahl der 

Mehrarbeitsstunden nicht zugleich das Maß einer im Abrechnungszeitraum effektiv erbrachten 

Mehrleistung. Diese Mehrarbeit ist nicht messbar im Sinne des § 36 a BBesG.  

 

1.3 Es darf nur Mehrarbeit entschädigt werden, die im Rahmen eines messbaren Dienstes 

geleistet wird. Einem messbaren Dienst steht ein Dienst nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 gleich, so dass 

nur unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen z. B. auch bei Bürotätigkeiten 

entschädigungsfähige Mehrarbeit anfallen kann.  

 

2. Bereiche mit messbarer Mehrarbeit  
Für die in § 2 Abs. 1 enumerativ aufgezählten Bereiche ist typisch, dass der in ihnen zu verrich-

tende Dienst messbar ist. Von dieser Vorschrift werden jedoch auch in diesen Bereichen auf-

tretende Verwaltungstätigkeiten (z. B. Bürotätigkeiten) nicht erfasst, die ihrer Art nach nicht 

messbar sind (vgl. Nr. 1.3).  

 

3. Sonstige Bereiche mit messbarer Mehrarbeit  
 

3.1 Außer den in § 2 Abs. 1 aufgezählten Bereichen gibt es weitere Bereiche, in denen der 

insgesamt zu verrichtende Dienst ebenfalls aus messbaren Tätigkeiten besteht (z. B. sonstige 

Betriebsdienste wie Pförtner-, Boten-, Kraftfahrdienst usw.), so dass es sich auch hier um 

Bereiche mit messbarer Mehrarbeit im Sinne des § 36 a BBesG handelt. § 2 Abs. 2 ermöglicht 

eine Bestimmung dieser Bereiche, indem er im einzelnen die messbaren Tätigkeiten bzw. eine 

ihnen gleichstehende Tätigkeit (§ 2 Abs. 2 Nr. 5) aufzählt.  

 

3.2 Aus dem Begriff „messbare Mehrarbeit“ (Nummer 1.1) ergibt sich, dass auch hier eine 

solche nicht vorliegt, wenn der von einem Beamten insgesamt zu verrichtende Dienst in nen-

nenswertem Umfang nicht messbare Tätigkeiten (z. B. Bürotätigkeiten) im Sinne der Nummer 

1.2 umfasst. Danach kann z. B. ein die regelmäßige Arbeitszeit überschreitender Bereitschafts-

dienst oder vorgeschriebener Sitzungsdienst eines Bürobeamten nicht zu einer Mehrarbeits-

vergütung führen, weil wegen der Nichtmessbarkeit der Bürotätigkeit nicht ohne weiteres eine 
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Aussage darüber getroffen werden kann, ob und in welchem Umfang im Abrechnungsmonat 

eine effektive Mehrleistung erbracht worden ist (vgl. ergänzenden Hinweis in Nummer 1.3).  

 

4.  Die in § 2 Abs. 2 aufgezählten Dienstarten im Einzelnen  

 

4.1 Dienst in Bereitschaft (Bereitschaftsdienst)  
Bereitschaftsdienst liegt vor, wenn  

- sich der Beamte lediglich in seiner Dienststelle oder an einem anderen vom Dienstherrn 

bestimmten Ort außerhalb seiner Häuslichkeit aufzuhalten hat, um bei Bedarf zur Dienstleis-

tung herangezogen werden zu können und  

- die Zeitdauer einer Inanspruchnahme nach durchschnittlichem Erfahrungssatz weniger als 50 

vom Hundert beträgt.  

 

4.1.1 Rufbereitschaft  
Rufbereitschaft liegt vor, wenn sich der Beamte frei von jeder dienstlichen Tätigkeit in seiner 

Häuslichkeit bzw. - falls der Zweck der Bereithaltung nicht entgegensteht - an einem anderen 

von ihm anzuzeigenden Ort seiner Wahl aufhalten kann, um bei Bedarf zur Dienstleistung 

abberufen werden zu können. Die Rufbereitschaft stellt keinen abgeltungsfähigen Dienst in 

Bereitschaft dar; Zeiten einer Heranziehung zur Dienstleistung sind jedoch auf die Arbeitszeit 

voll anzurechnen.  

 

4.1.2 Reisezelten bei Dienstreisen  
Reisezeiten stellen keine entschädigungsfähige Mehrarbeit im Sinne der Verordnung dar; es sei 

denn, dass während der Reisezeit vorgeschriebener Dienst zu verrichten ist (z. B. Bewachung 

eines zu überstellenden Häftlings; nicht aber z. B. Aktenstudium).  

Bei Ermittlung einer Mehrarbeit ist für einen Reisetag jedoch mindestens die auf ihn entfallen-

de regelmäßige Arbeitszeit voll zu berücksichtigen.  

 

4.2 Schichtdienst  
Schichtdienst ist ein Dienst im Schichtwechsel, der für Dienststellen oder Einrichtungen festge-

setzt ist, bei denen wegen der sachlichen Aufgaben oder der örtlichen Verhältnisse der Dienst-

betrieb über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus aufrechtzuerhalten ist. Es ist nicht erforderlich, 

dass während der vollen 24 Stunden des Tages und an allen Kalendertagen gearbeitet wird. 

Schichtdienst liegt auch vor, wenn die Arbeit - z. B. während der Nacht - für einige Stunden 

ruht.  

 

4.3 Dienst nach besonderem Dienstplan  
Ein besonderer Dienstplan im Sinne der Vorschrift liegt vor, wenn  

- durch ihn die Dienstzeit in der Weise geregelt wird, dass die Dienstleistenden zu unterschied-

lichen Zeiten den in seinem Ablauf genau vorgeschriebenen Dienst antreten und beenden 

müssen und  

- diese besondere Dienstzeitgestaltung wegen der Eigenart des Dienstes zwingend erforderlich 

ist, um eine sach- und zweckgerechte Erfüllung der dienstlichen Obliegenheiten sicherzustel-

len. 
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Durch die Herausstellung des Begriffs „Eigenart des Dienstes“ wird klargestellt, dass es sich 

hierbei um spezifische, d. h. einem bestimmten Dienstzweig eigentümliche Besonderheiten 

handeln muss, die sich aus der Aufgabenstellung ergeben. Bei allgemeinen, mehr oder weniger 

bei allen Dienstzweigen anzutreffenden Schwierigkeiten, z. B. Personalknappheit, handelt es 

sich nicht um eine Eigenart des betreffenden Dienstzweiges. Dienstpläne, die zur Behebung 

solcher Schwierigkeiten aufgestellt würden, wären keine „besonderen“ im Sinne dieser Vor-

schrift.  

Ein Dienstplan gilt allgemein, wenn er nicht auf die Bedürfnisse einzelner Dienstleistender, 

sondern allein auf die Erfordernisse des Dienstbetriebes zugeschnitten ist und deshalb alle 

Dienstleistenden erfasst, die von der Eigenart des Dienstes betroffen sind.  

 

4.4 Dienst, für den Richtwerte festgesetzt sind  
Ein solcher Dienst liegt vor, wenn er aus Tätigkeiten besteht, für die zuverlässige Richtwerte 

bezüglich der Zahl der in einer bestimmten Zeit zu erledigenden Arbeitsvorgänge festgesetzt 

werden konnten, weil diese wegen ihrer Gleichartigkeit im wesentlichen die gleiche Bearbei-

tungsdauer erfordern und außer ihnen keine nennenswerten anderen Dienstverrichtungen 

anfallen (z. B. Rentenberechner bei Versicherungsanstalten, die nur mit Rentenberechnungen 

befasst sind, ohne dass andere Dienstverrichtungen, z. B. Publikumsberatung, mit ihnen ver-

bunden sind).  

 

4.5 Dienst zur Herbeiführung eines im öffentlichen Interesse liegenden unaufschiebbaren 
und termingebundenen Ergebnisses  
Die Einbeziehung dieses Dienstes stellt im Hinblick auf die Ermächtigungsnorm des § 36 a 

BBesG eine Ausnahmeregelung dar (vgl. Nummer 3). Der Ausnahmecharakter der Regelung 

lässt es nicht zu, sie zu einem allgemeinen Auffangtatbestand für nicht messbare und damit 

grundsätzlich nicht entschädigungsfähige Mehrarbeit zu machen. Insbesondere darf die An-

wendung dieser Regelung nicht dazu führen, dass im Ergebnis der Katalog des § 2 Abs. 1 um 

Bereiche mit durchgängig nicht messbarer Tätigkeit erweitert wird.  

 

4.5.1 Herbeiführung eines Ergebnisses  
Die laufende Bearbeitung von dienstlichen Vorgängen stellt keine Herbeiführung eines „Ergeb-

nisses“ im Sinne dieser Vorschrift dar.  

Die Herbeiführung eines „Ergebnisses“ bedeutet vielmehr, dass unter unverzüglichem Einsatz 

entsprechender Kräfte (Sondereinsatz) ein in § 2 Abs. 2 Nr. 5 näher bezeichnetes Arbeitser-

gebnis zu erzielen ist.  

 

4.5.2 Ein im öffentlichen Interesse liegendes Ergebnis  
Im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 5 liegt ein Ergebnis im öffentlichen Interesse, wenn seine Nichther-

beiführung erhebliche Nachteile für die Allgemeinheit verursachen würde. Es genügt somit z. 

B: nicht allein ein allgemeines Interesse an einer gut funktionierenden Verwaltung.  

Die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 Nr. 5 sind z. B. nicht erfüllt bei Arbeiten zur termingerech-

ten Berichterstattung über Ergebnisse der Verwaltungstätigkeit, bei Teilnahme an Sitzungen 

der Vertretungen oder Ausschüsse der Gemeinden, Ämter, Kreise usw. sowie staatlicher Aus-

schüsse oder sonstiger Gremien (z. B. Zweckverbände).  
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4.5.3  Unaufschiebbarkeit und Termingebundenheit eines Ergebnisses  
Diese Voraussetzungen liegen vor, wenn der mit dem Ergebnis verfolgte Zweck nur dann ohne 

erhebliche Nachteile für die Allgemeinheit erreicht werden kann, wenn es bis zu einem be-

stimmten nicht hinausschiebbaren Termin vorliegt.  

Einer Termingebundenheit steht gleich, wenn ein Ergebnis sofort herbeigeführt werden muss, 

um solche Nachteile zu vermeiden.  

 

Zu § 3  

Absatz 1 

1. Schriftform und Ausgestaltung der Anordnung bzw. Genehmigung von Mehrarbeit  
Die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 vorgeschriebene schriftliche Anordnung oder schriftliche Genehmigung 

ist Voraussetzung für eine Mehrarbeitsvergütung. Mehrarbeit ist daher, wenn auch zunächst 

eine Abgeltung durch Freizeitausgleich vorgesehen ist, stets schriftlich anzuordnen oder zu 

genehmigen.  

Anordnung und Genehmigung von Mehrarbeit müssen sich auf konkrete zeitlich abgegrenzte 

Mehrarbeitstatbestände beziehen; allgemeine (pauschale) Anweisungen hinsichtlich künftiger 

oder bereits geleisteter Mehrarbeit allein genügen nicht.  

Soweit Mehrarbeit aus Bereitschaftsdienst besteht, ist dies für die Ermittlung der Mehrarbeits-

stunden von Bedeutung und deshalb in der Anordnung bzw. Genehmigung festzuhalten.  

 

2. Ermittlung der im Kalendermonat geleisteten Mehrarbeitsstunden  
2.1  

Die für einen Kalendermonat (Abrechnungszeitraum) zu ermittelnde Mehrarbeit erfordert eine 

Gegenüberstellung der von dem Beamten in diesem Zeitraum geleisteten Arbeitsstunden 

(Iststunden) und der sich aus der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit für den Abrech-

nungsmonat ergebenden Sollstunden. Die Sollstunden sind unter Zugrundelegung der in 

Nummer 1.3 zu § 1 genannten Vorschriften zu ermitteln.  

 

2.2 Bei der Ermittlung der Iststunden ist wie folgt zu verfahren:  

 

2.2.1  Zum Zwecke der Bemessung der Mehrarbeitsvergütung ist ein Bereitschaftsdienst, der 

innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit geleistet wird, in dem Umfange anzurechnen wie bei 

der Bemessung eines Freizeitausgleichs.  

 

2.2.2  Zum Zwecke der Bemessung der Mehrarbeitsvergütung ist ein Bereitschaftsdienst, der 

außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit geleistet wird, nach Nummern 1 und 2 zu § 5 in Ist-

stunden umzurechnen.  

 

2.2.3 Arbeitsausfall, der innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit eintritt und auf den der Beam-

te einen Rechtsanspruch hat (z. B. bei Erholungsurlaub, Erkrankung), ist in gleicher Weise 

anzurechnen, wie wenn der Beamte arbeiten würde.  
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Hat der Beamte keinen Rechtsanspruch auf den Arbeitsausfall (z. B. Dienstbefreiung für private 

Besorgungen, Arbeitsausfall wegen Störung des Dienstbetriebs), so ist wie bei der Gewährung 

von Freizeitausgleich zu verfahren.  

 

2 2.4  Nicht geleistete Mehrarbeit ist ohne Rücksicht auf die Ursache ihres Ausfalls nicht als 

Arbeitszeit anzurechnen; sie darf weder entschädigt noch in sonstiger Weise abgegolten wer-

den.  

 

3. Fünfstundengrenze nach § 72 Abs. 2 Satz 2 BBG, § 44 BRRG und den entsprechenden lan-
desrechtlichen Vorschriften  
Abgeltbare Mehrarbeit liegt nur vor, wenn die für den Kalendermonat ermittelten und gerun-

deten (§ 5 Abs. 3) Mehrarbeitsstunden fünf und bei Lehrern drei Stunden (Unterrichtsstunden 

- § 5 Abs. 2 Nr. 1 -) überschreiten; dies gilt auch bei einer Teilzeitbeschäftigung.  

Bei einer solchen Überschreitung ist Mehrarbeit bereits von der ersten Stunde an abzugelten.  

Bei nur teilweise möglichem Freizeitausgleich können die restlichen, noch auszugleichenden 

Mehrarbeitsstunden auch dann entschädigt werden, wenn sie die Mindeststundenzahl unter-

schreiten.  

Mehrarbeitsstunden aus mehreren Kalendermonaten dürfen nicht zum Zweck der Errechnung 

der Mindeststundenzahl zusammengerechnet werden.  

 

4. Eine Pauschalierung der Mehrarbeitsvergütung anstelle einer Abrechnung nach den tatsäch-

lich geleisteten Mehrarbeitsstunden oder eine Vergütung von fiktiven Mehrarbeitsstunden (z. 

B. bei Urlaub, Krankheit) ist nicht zulässig.  

 

5. Vorrang des Freizeitausgleichs  
 

5.1 Dreimonatsfrist  
5.1.1 Mehrarbeitsvergütung darf nur gezahlt werden, wenn Freizeitausgleich aus im Einzelnen 

darzulegenden zwingenden dienstlichen Gründen nicht innerhalb der Dreimonatsfrist bzw. in 

absehbarer Zeit danach gewährt werden kann.  

Die der Verwaltung auferlegte Pflicht zur Einhaltung einer Dreimonatsfrist ist nicht dahin zu 

verstehen, dass nach ihrem ergebnislosen Ablauf die Verwaltung nunmehr eine Entschädigung 

zahlen müsste. Durch den Fristablauf wird vielmehr lediglich die bis dahin bestehende Sperre 

für die Zahlung einer Entschädigung beseitigt und der Verwaltung die Zahlung ermöglicht. Von 

dieser Möglichkeit kann die Verwaltung absehen, wenn in einer für den Beamten noch zumut-

baren Zeitspanne, d. h. in absehbarer Zeit, ein Freizeitausgleich nachgeholt werden kann.  

 

5.1.2 Die Zahlung kann vor Ablauf der Frist erfolgen, wenn von vornherein feststeht, dass ein 

Freizeitausgleich aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht möglich ist.  

 

5.2 Beginn des Fristablaufs  
Die Dreimonatsfrist beginnt mit dem Ersten des Kalendermonats, der auf die Mehrarbeitsleis-

tung folgt; ihr Lauf wird durch Urlaub, Krankheit, Versetzung oder Beendigung des Dienstver-

hältnisses nicht unterbrochen.  
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5.3 Freizeltausgleich nach Fristablauf  
Konnte für entschädigungsfähige Mehrarbeit ein Freizeitausgleich trotz Ausschöpfung aller 

Möglichkeiten nicht innerhalb der Dreimonatsfrist gewährt werden und besteht auch keine 

Aussicht, den Freizeitausgleich in absehbarer Zeit nachholen zu können, so ist Mehrarbeitsver-

gütung zu gewähren. 

 

Absatz 2  

6. Höchstgrenze vergütungsfähiger Mehrarbeitsstunden  
§ 72 Abs. 2 Satz 3 BBG, § 44 Satz 3 BRRG und die entsprechenden landesrechtlichen Vorschrif-

ten bestimmen, dass Mehrarbeitsvergütung nur für höchstens 40 Mehrarbeitsstunden im 

Monat gewährt werden darf. Dieser Höchstgrenze entspricht im Schulbereich ein Mehrunter-

richt von 24 Stunden im Monat (§ 5 Abs. 2 Nr. 2).  

Die Vorschriften des § 72 Abs. 2 Satz 3 BBG/§ 44 Satz 3 BRRG sind durch Artikel I, II des Geset-

zes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften vom 12. Dezember 1973 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1853) rückwirkend vom 1. Mai 1972 und befristet bis zum 31. Dezember 1977 dahin geän-

dert worden, dass mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde und des für die Finanzen 

zuständigen Bundesministers/Landesministers/Senators bei Vorliegen einer nicht zu beseiti-

genden Ausnahmesituation Mehrarbeitsvergütung für höchstens 80 Mehrarbeitsstunden im 

Monat gewährt werden kann.  

 

Zu § 4  

1.  Höhe des Vergütungssatzes bei Einweisung in eine Planstelle mit höherer Besoldungs-
gruppe  
Bei Einweisung in die Planstelle einer höheren Besoldungsgruppe wird der entsprechende 

höhere Entschädigungssatz bereits für die ab dem Tag der Einweisung geleisteten Mehrar-

beitsstunden gezahlt.  

2. Mehrarbeit der Inhaber von Lehrämtern ist ohne Rücksicht auf den Bereich, in dem sie im 

Schuldienst verwendet werden, so zu vergüten, wie wenn die Mehrarbeit in dem der Lehrbe-

fähigung entsprechenden Schulbereich geleistet worden wäre.  

 

Zu § 5 Abs. 1 

1. Zum Zwecke der Bemessung der Mehrarbeitsvergütung ist Bereitschaftsdienst nach dem 

Umfang der erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallenden Inanspruchnahme mindestens mit 

15 vom Hundert, höchstens mit 50 vom Hundert seiner Zeitdauer als Mehrarbeit anzurechnen.  

2. Besteht für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern eine besondere Regelung zur Bewer-

tung von Bereitschaftsdienst, so kann der sich hieraus ergebende Maßstab auch auf Beamte 

angewendet werden, denen die gleichen Aufgaben wie den entsprechenden Arbeitnehmern 

übertragen worden sind.  

 

Zu § 6 Abs. 1  

Diese Vorschrift ist auch auf Beamte anzuwenden, deren Dienstverhältnis erst nach Inkrafttre-

ten der Mehrarbeitsvergütungsverordnung begründet worden ist. 
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Erschwerniszulagenverordnung - EZulV 
 

Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen239 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 Anwendungsbereich 
Diese Verordnung regelt die Gewährung von Zulagen zur Abgeltung besonderer, bei der Be-

wertung des Amtes oder bei der Regelung der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter Er-

schwernisse (Erschwerniszulagen) für Empfänger von Dienstbezügen und Anwärterbezügen 

des Bundes. Durch eine Erschwerniszulage wird ein mit der Erschwernis verbundener Aufwand 

mit abgegolten. 

 

§ 2 Ausschluss einer Erschwerniszulage 
Ist die Gewährung einer Erschwerniszulage neben einer anderen Zulage ganz oder teilweise 

ausgeschlossen, gilt dies auch für eine nach Wegfall der anderen Zulage gewährte Ausgleichs-

zulage, solange diese noch nicht bis zur Hälfte aufgezehrt ist. 

 

§ 2a Teilzeitbeschäftigung 
Bei Teilzeitbeschäftigung verringern sich die in § 3 Absatz 1 und 3 Satz 2 sowie die in § 17a Satz 

1 Nummer 2 genannten Mindeststundenzahlen entsprechend dem Verhältnis zwischen der 

ermäßigten und der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit. Die Zulagen nach den Abschnit-

ten 2 und 3 werden nicht gekürzt. Für die Zulagen nach Abschnitt 4 gilt § 6 Absatz 1 des Bun-

desbesoldungsgesetzes. 

Abschnitt 2 Einzeln abzugeltende Erschwernisse 

Titel 1 Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten240 
 

§ 3 Allgemeine Voraussetzungen 
(1) Empfänger von Dienstbezügen in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern und 

Empfänger von Anwärterbezügen erhalten eine Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten, wenn 

sie mit mehr als fünf Stunden im Kalendermonat zum Dienst zu ungünstigen Zeiten herangezo-

gen werden. 

(2) Dienst zu ungünstigen Zeiten ist der Dienst 

1. an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen, 

2. an Samstagen nach 13.00 Uhr, 

3. an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12.00 Uhr; dies gilt auch für den 24. und 

31. Dezember jeden Jahres, wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag fallen, 

                                                                                       
239 idF vom 3.12.1998 (BGBl. I S. 3497), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 378) 

 gilt nach § 92 Abs. 1 Nr. 2 LBesG NRW derzeit auch für Beamtinnen und Beamte in NRW weiter 
240 Arbeitnehmer: § 8 TVöD 
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4. an den übrigen Tagen in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr. 

(3) Zulagefähig sind nur Zeiten einer tatsächlichen Dienstausübung; Bereitschaftsdienst, der zu 

ungünstigen Zeiten geleistet wird, ist voll zu berücksichtigen. Wachdienst ist nur zulagefähig, 

wenn er mit mehr als 24 Stunden im Kalendermonat zu ungünstigen Zeiten geleistet wird. 

(4) Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten gehören nicht Reisezeiten bei Dienstreisen und die Ruf-

bereitschaft. 

(5) Rufbereitschaft im Sinne von Absatz 4 ist das Bereithalten des hierzu Verpflichteten in 

seiner Häuslichkeit (Hausrufbereitschaft) oder das Bereithalten an einem von ihm anzuzeigen-

den und dienstlich genehmigten Ort seiner Wahl (Wahlrufbereitschaft), um bei Bedarf zu 

Dienstleistungen sofort abgerufen werden zu können. Beim Wohnen in einer Gemeinschafts-

unterkunft gilt als Häuslichkeit die Gemeinschaftsunterkunft. 

 

§ 4 Höhe und Berechnung der Zulage 
(1) Die Zulage beträgt für Dienst 

1. an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen, an den Samstagen vor Ostern und 

Pfingsten nach 12.00 Uhr sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres nach 12.00 Uhr, wenn 

diese Tage nicht auf einen Sonntag fallen, 3,47 Euro241 je Stunde, 

2. a) an den übrigen Samstagen in der Zeit zwischen 13.00 Uhr und 20.00 Uhr 0,64 Euro je 

Stunde sowie 

b) im Übrigen in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr 1,28 Euro je Stunde. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a beträgt die Zulage für Beamte nach 

den §§ 49 und 50 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 

642) in der jeweils geltenden Fassung sowie für Beamte in Ämtern der Landesbesoldungsord-

nung A des Landesbesoldungsgesetzes bei Justizvollzugsanstalten 0,77 Euro je Stunde; dies gilt 

auch für entsprechende Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst. 

(3) Für Dienst über volle Stunden hinaus wird die Zulage anteilig gewährt. 

 

§ 4a Weitergewährung bei vorübergehender Dienstunfähigkeit 
Die Zulage wird weitergewährt 

1. Beamten, die vorübergehend dienstunfähig sind 

a) infolge eines Unfalls im Sinne des§ 43 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 14. Juni 

2016 (GV. NRW. S. 310, ber. 642) in der jeweils geltenden Fassung oder 

b) infolge eines Dienstunfalls im Sinne des § 37 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes, 

2. Soldaten, die vorübergehend dienstunfähig sind 

a) infolge eines Dienstunfalls im Sinne des § 27 des Soldatenversorgungsgesetzes in Verbin-

dung mit § 37 Absatz 1 oder Absatz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes oder 

b) infolge eines Unfalls im Sinne des § 63c Absatz 2 Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes. 

 

§ 5 Ausschluss der Zulage 
Die Zulage wird nicht gewährt neben 

1. einer Vergütung für Beamte im Vollstreckungsdienst (§ 68 des Landesbesoldungsgesetzes), 
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2. Auslandsdienstbezügen (§ 73 des Landesbesoldungsgesetzes in der jeweils geltenden Fas-

sung in Verbindung mit den jeweils geltenden Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes in 

der jeweils geltenden Fassung zum Auslandszuschlag und Auslandsverwendungszuschlag), 

3. einer Zulage nach § 54 des Landesbesoldungsgesetzes; ausgenommen sind die Beamten der 

Besoldungsgruppen A 5 bis A 9, in den Lagezentren oder Leitstellen oberster Landesbehörden 

sowie beim Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen auch Polizeivollzugsbeamte der Besol-

dungsgruppen A 10 bis A 13, 

4. einer Zulage nach § 56 Nummer 1 des Landesbesoldungsgesetzes. 

 
Titel 2 Zulage für Tauchertätigkeit 
 

§ 7 Allgemeine Voraussetzungen 
(1) Beamte und Soldaten erhalten eine Zulage für Tauchertätigkeiten. 

(2) Tauchertätigkeiten sind Übungen oder Arbeiten im Wasser 

1. im Taucheranzug ohne Helm oder ohne Tauchgerät, 

2. mit Helm oder Tauchgerät sowie als Ausbilder für das U-Boot-Rettungstauchen im Ausbil-

dungszentrum Schiffssicherung der Marinetechnikschule der Bundeswehr in Neustadt/Holstein 

in Erstverwendung. 

Zu den Tauchertätigkeiten gehören auch Übungen oder Arbeiten in Pressluft (Druckkammern). 

(3) Die Zulage wird nicht gewährt neben der Minentaucherzulage nach § 23e und der Zulage 

für Spezialkräfte der Bundeswehr nach § 23m. 

 
§ 8 Höhe der Zulage 
(1) Die Zulage für Tauchertätigkeit nach § 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 beträgt je Stunde 3,40 

Euro. 

(2) Die Zulage für Tauchertätigkeit nach § 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 beträgt je Stunde 

Tauchzeit 

1. bei einer Tauchtiefe von bis zu 5 Metern14,30 Euro, 

2. bei einer Tauchtiefe von mehr als 5 Metern 17,40 Euro, 

3. bei einer Tauchtiefe von mehr als 10 Metern 21,60 Euro, 

4. bei einer Tauchtiefe von mehr als 15 Metern oder beim Tauchen mit reinem Sauerstoff 

27,80 Euro. 

Bei Tauchtiefen von mehr als zwanzig Metern erhöht sich die Zulage für je fünf Meter weiterer 

Tauchtiefe um 5,50 Euro je Stunde. 

(3) Die Zulage nach Absatz 2 erhöht sich für Tauchertätigkeit 

1. in Strömung mit Stromschutz gleich welcher Art um 15 Prozent, 

2. in Strömung ohne Stromschutz um 30 Prozent, 

3. in Seewasserstraßen oder auf offener See um 25 Prozent, 

4. in Binnenwasserstraßen bei Lufttemperaturen von weniger als 3 Grad C Wärme um 25 Pro-

zent. 

(4) Die Zulage für Tauchertätigkeit nach § 7 Abs. 2 Satz 2 beträgt je Stunde ein Drittel der Sätze 

nach Absatz 2. 
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§ 9 Berechnung der Zulage 
(1) Die Zulage wird nach Stunden berechnet. Die Zeiten sind für jeden Kalendertag zu ermit-

teln, und das Ergebnis ist zu runden. Dabei bleiben Zeiten von weniger als zehn Minuten unbe-

rücksichtigt; Zeiten von zehn bis dreißig Minuten werden auf eine halbe Stunde, von mehr als 

dreißig Minuten auf eine volle Stunde aufgerundet. 

(2) Als Tauchzeit gilt 

1. für Helmtaucher die Zeit unter dem geschlossenen Taucherhelm, 

2. für Schwimmtaucher die Zeit unter der Atemmaske, 

3. bei Arbeiten in Druckkammern die Zeit von Beginn des Einschleusens bis zum Ende des 

Ausschleusens. 

 

§§ 10 – 15 nicht abgedruckt 

 

Titel 6 Zulage für die Pflege Schwerbrandverletzter 
 

§ 17 Allgemeine Voraussetzungen und Höhe der Zulage 
Beamte der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt in der Laufbahn besonderer Fachrichtung 

„Gesundheit“, die die Grund- und Behandlungspflege bei schwer brandverletzten Patienten in 

Einheiten für Schwerbrandverletzte, denen Schwerbrandverletzte durch die Zentralstelle für 

die Vermittlung Schwerbrandverletzter in der Bundesrepublik Deutschland bei der Behörde für 

Arbeit, Gesundheit und Soziales der Freien und Hansestadt Hamburg vermittelt werden, ausü-

ben, erhalten für jede volle Pflegestunde 1,66 Euro242. 

Abschnitt 3 Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten 
 

§ 17a Allgemeine Voraussetzungen 
Beamte und Soldaten erhalten eine monatliche Zulage, wenn sie 

1. zu wechselnden Zeiten zum Dienst herangezogen werden und 

2. im Kalendermonat mindestens 5 Stunden Dienst in der Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr 

(Nachtdienststunden) leisten. 

Dienst zu wechselnden Zeiten wird geleistet, wenn mindestens viermal im Kalendermonat die 

Differenz zwischen den Anfangsuhrzeiten zweier Dienste mindestens 7 und höchstens 17 

Stunden beträgt. Bereitschaftsdienst gilt nicht als Dienst im Sinne dieser Vorschrift. 

 

§ 17b Höhe der Zulage 
(1) Die Zulage setzt sich zusammen aus 

1. einem Grundbetrag von 2,40 Euro je geleisteter Nachtdienststunde, höchstens jedoch 108 

Euro monatlich, 

2. einem Erhöhungsbetrag von 1 Euro für jede zwischen 0 Uhr und 6 Uhr geleistete Stunde 

sowie 
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3. einem monatlichen Zusatzbetrag von 20 Euro für Beamte und Soldaten, die im Kalendermo-

nat mindestens dreimal überwiegend an einem Samstag, Sonntag oder Feiertag zu Diensten 

herangezogen werden. 

Für angefangene Stunden wird die Zulage anteilig gewährt. 

(2) Geleistete Nachtdienststunden, die wegen der Höchstgrenze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 

1 nicht mit dem Grundbetrag abgegolten werden, werden jeweils in den folgenden Kalender-

monat übertragen; angefangene Nachtdienststunden werden anteilig übertragen. Der Über-

trag ist auf 135 Nachtdienststunden begrenzt. Die übertragenen Nachtdienststunden werden 

nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 auch dann vergütet, wenn in dem entspre-

chenden Kalendermonat die Voraussetzungen des § 17a nicht vorliegen. 

 

§ 17c Ausschluss der Zulage 
Die Zulage wird nicht gewährt 

1. soweit nicht zwischen Volldienst und Bereitschaftsdienst unterschieden wird, 

2. folgenden Besoldungsempfängern: 

a) Beamten, die als Pförtner oder Wächter tätig sind, 

b) Soldaten, die Wachdienst oder Sonderdienste im Innendienst leisten, 

c) Beamten und Soldaten, die 

aa) Zulagen nach § 22 oder § 23m erhalten oder 

bb)Auslandsdienstbezüge oder einen Auslandsverwendungszuschlag nach dem 5. Abschnitt 

des Bundesbesoldungsgesetzes erhalten, 

d) Beamten und Soldaten, die auf Schiffen und schwimmenden Geräten tätig sind, wenn die 

durch diese Tätigkeit bedingte besondere Dienstplangestaltung bereits anderweitig berück-

sichtigt ist. 

 
§ 17d Weitergewährung bei vorübergehender Dienstunfähigkeit 
(1) Die Zulage wird weitergewährt 

1. Beamten, die vorübergehend dienstunfähig sind 

a) infolge eines Unfalls im Sinne des § 31a Absatz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes243 oder 

b) eines Dienstunfalls im Sinne des § 37 Absatz 1 oder Absatz 2 des Beamtenversorgungsgeset-

zes244, 

2. Soldaten, die vorübergehend dienstunfähig sind 

a) infolge eines Dienstunfalls im Sinne des § 27 des Soldatenversorgungsgesetzes in Verbin-

dung mit § 37 Absatz 1 oder Absatz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes oder 

b) infolge eines Unfalls im Sinne des § 63c Absatz 2 Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes. 

(2) Die Höhe der Zulage entspricht dem Durchschnitt der Zulagen für die letzten drei Monate 

vor Beginn des Monats, in dem die vorübergehende Dienstunfähigkeit eingetreten ist. Steht 

dem Beamten oder Soldaten in dem Monat, in dem die vorübergehende Dienstunfähigkeit 

eingetreten ist, auf Grund der tatsächlich geleisteten Dienste eine höhere Zulage zu, ist dieser 

Betrag maßgeblich. 

                                                                                       
243 jetzt § 37 LBeamtVG NRW 
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Abschnitt 4 Zulagen in festen Monatsbeträgen 
 

§ 18 Entstehen des Anspruchs 
(1) Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit der tatsächlichen Aufnahme der zulageberechti-

genden Tätigkeit und erlischt mit deren Beendigung, soweit in den Vorschriften dieses Ab-

schnitts nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Besteht der Anspruch auf die Zulage nicht für einen vollen Kalendermonat und sieht die 

Zulageregelung eine tageweise Abgeltung nicht vor, wird nur der Teil der Zulage gezahlt, der 

auf den Anspruchszeitraum entfällt. 

 

§ 19 Weitergewährung bei Unterbrechung der zulageberechtigenden Tätigkeit 
(1) Bei einer Unterbrechung der zulageberechtigenden Tätigkeit wird die Zulage weitergewährt 

im Falle 

1. eines Erholungsurlaubs, 

2. eines Sonderurlaubs unter Fortzahlung der Dienstbezüge, 

3. einer Erkrankung einschließlich Heilkur, 

4. einer Dienstbefreiung oder einer Freistellung vom Dienst für besondere zeitliche Belastun-

gen (§ 50a des Bundesbesoldungsgesetzes245), 

5. einer Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, 

6. einer Dienstreise, 

soweit in den Vorschriften dieses Abschnitts nichts anderes bestimmt ist. In den Fällen des 

Satzes 1 Nummer 2 bis 6 wird die Zulage nur weitergewährt bis zum Ende des Monats, der auf 

den Eintritt der Unterbrechung folgt. Bei einer Unterbrechung der zulageberechtigenden Tä-

tigkeit durch Erkrankung einschließlich Heilkur, die auf einem Dienstunfall beruht, wird die 

Zulage weitergewährt bis zum Ende des sechsten Monats, der auf den Eintritt der Unterbre-

chung folgt. 

(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht 

1. bei Beamten, die vorübergehend dienstunfähig sind 

a) infolge eines Unfalls im Sinne des § 31a Absatz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes246 oder 

b) infolge eines Dienstunfalls im Sinne des§ 43 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes. 

 

§ 20 Zulagen für Wechselschichtdienst und für Schichtdienst 
(1) Beamte erhalten eine Wechselschichtzulage von 102,26 Euro monatlich, wenn sie ständig 

nach einem Schichtplan (Dienstplan) eingesetzt sind, der einen regelmäßigen Wechsel der 

täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten (wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbro-

chen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird) vorsieht, und sie 

dabei in je fünf Wochen durchschnittlich mindestens 40 Dienststunden in der dienstplanmäßi-

gen oder betriebsüblichen Nachtschicht leisten. Zeiten eines Bereitschaftsdienstes gelten nicht 

als Arbeitszeit im Sinne dieser Vorschrift. 
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(2) Beamte erhalten, wenn sie ständig Schichtdienst zu leisten haben (Dienst nach einem 

Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Zeitabschnitten von 

längstens einem Monat vorsieht), 

a) eine Schichtzulage von 61,36 Euro monatlich, wenn sie die Voraussetzungen für eine Wech-

selschichtzulage nach Absatz 1 nur deshalb nicht erfüllen, weil nach dem Schichtplan eine 

zeitlich zusammenhängende Unterbrechung des Dienstes von höchstens 48 Stunden vorgese-

hen ist oder sie durchschnittlich mindestens 40 Dienststunden in der dienstplanmäßigen oder 

betriebsüblichen Nachtschicht nur in je sieben Wochen leisten, 

b) eine Schichtzulage von 46,02 Euro monatlich, wenn der Schichtdienst innerhalb einer Zeit-

spanne von mindestens 18 Stunden, 

c) eine Schichtzulage von 35,79 Euro monatlich, wenn der Schichtdienst innerhalb einer Zeit-

spanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird. 

Zeitspanne ist die Zeit zwischen dem Beginn der frühesten und dem Ende der spätesten 

Schicht innerhalb von 24 Stunden. Die geforderte Stundenzahl muß im Durchschnitt an den im 

Schichtplan vorgesehenen Arbeitstagen erreicht werden. Sieht der Schichtplan mehr als fünf 

Arbeitstage wöchentlich vor, können, falls dies günstiger ist, der Berechnung des Durchschnitts 

fünf Arbeitstage wöchentlich zugrunde gelegt werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 (3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit der Schichtplan (Dienstplan) eine Unterscheidung 

zwischen Volldienst und Bereitschaftsdienst nicht vorsieht. Sie finden keine Anwendung auf 

Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst; abweichend hiervon erhalten Beamte im Vorbe-

reitungsdienst für den Krankenpflegedienst 75 vom Hundert der entsprechenden Beträge. Sie 

finden ferner keine Anwendung auf Beamte, die als Pförtner oder Wächter tätig sind oder 

Auslandsdienstbezüge (§ 73 des Landesbesoldungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung in 

Verbindung mit den jeweils geltenden Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes in der 

jeweils geltenden Fassung zum Auslandszuschlag und Auslandsverwendungszuschlag) erhalten 

oder die auf Schiffen und schwimmenden Geräten tätig sind, wenn die dadurch bedingte be-

sondere Dienstplangestaltung bereits anderweitig berücksichtigt ist. 

(4) Die Erschwerniszulagen nach den Absätzen 1 und 2 werden nur zur Hälfte gewährt, wenn 

für denselben Zeitraum Anspruch auf eine Stellenzulage nach den §§ 49, 50, 51 und 56 Num-

mer 1 des Landesbesoldungsgesetzes besteht. Abweichend von Satz 1 erhalten Beamte im 

Krankenpflegedienst, die für den gleichen Zeitraum Anspruch auf eine Zulage nach § 51 des 

Landesbesoldungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung haben, die Erschwerniszulage 

nach Absatz 1 in Höhe von 76,69 Euro monatlich und nach Absatz 2 in voller Höhe. 

 

§§ 21 – Ende  

 

(vom Abdruck wird abgesehen, geregelt sind in diesen Bestimmungen der Bereich Kranken-

pflege, der Polizeibereich und die Bundeswehr) 
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Landesreisekostengesetz - LRKG247 
 

§ 1  Geltungsbereich 
(1) Reisekostenvergütung wird gewährt den Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-

meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, den Richterinnen und Rich-

tern des Landes sowie den zu diesen Dienstherren abgeordneten Beamtinnen, Beamten, Rich-

terinnen und Richtern. 

(2) Die Reisekostenvergütung wird geleistet für Dienstreisen, Dienstgänge und Reisen aus 

besonderem Anlass. Sie umfasst 

1. Fahrkostenerstattung (§ 5), 

2. Wegstreckenentschädigung, Mitnahmeentschädigung (§ 6), 

3. Tagegeld für Verpflegungsmehraufwendungen, Aufwandsvergütung (§ 7), 

4. Übernachtungskostenerstattung (§ 8), 

5. Nebenkostenerstattung, Auslagenerstattung für Reisevorbereitungen (§ 9), 

6. Erstattung der Auslagen bei Dienstgängen (§ 10), 

7. Vergütung bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort (§ 14), 

8. Kostenerstattung bei Auslandsdienstreisen (§ 15), 

9. Auslagenerstattung bei Reisen aus besonderem Anlass (§ 16). 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
(1) Dienstreisen sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb des Dienstortes, 

die von der zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch für den Einzelfall oder generell 

angeordnet oder genehmigt worden sind. Anordnungen oder Genehmigungen sind nicht er-

forderlich, wenn sie nach dem Amt der Dienstreisenden oder dem Wesen der Dienstgeschäfte 

nicht in Betracht kommen; die oberste Dienstbehörde kann die Voraussetzungen näher be-

stimmen. Dienstreisen von Richterinnen und Richtern zur Wahrnehmung richterlicher Amtsge-

schäfte bedürfen nicht der Anordnung oder Genehmigung. Als Dienstreisen gelten auch Reisen 

aus Anlass der Einstellung, Versetzung, Abordnung oder Aufhebung der Abordnung sowie 

Reisen von einem dem vorübergehenden Aufenthalt dienenden Ort zum Dienstort. 

(2) Dienstgänge sind Gänge oder Fahrten am Dienstort oder Wohnort zur Erledigung von 

Dienstgeschäften außerhalb der Dienststätte, die von der zuständigen Behörde für den Einzel-

fall oder generell angeordnet oder genehmigt worden sind. Dem Wohnort steht ein dem vo-

rübergehenden Aufenthalt dienender Ort gleich. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns sollen für die Erledigung 

gleichartiger Dienstgeschäfte innerhalb eines zu bestimmenden räumlichen Bereichs generelle 

Genehmigungen von Dienstreisen oder Dienstgängen erteilt werden. In der generellen Ge-

nehmigung soll auch festgelegt werden, welches Beförderungsmittel grundsätzlich zu benut-

zen ist. 

(4) Dienstort ist die Gemeinde, in der sich die Dienststätte der Dienstreisenden befindet. 

Dienststätte ist die kleinste organisatorisch abgrenzbare Verwaltungseinheit einer Dienststelle, 

bei der die Dienstreisenden regelmäßig ihren Dienst zu versehen haben, beziehungsweise der 
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Teil der Dienststelle, dem sie organisatorisch zugeordnet sind. Geschäftsort ist der Ort, an dem 

das auswärtige Dienstgeschäft zu erledigen ist. 

(5) Bei Heim- und Telearbeitsplätzen gilt die zuständige Dienststelle als Dienststätte im Sinne 

dieses Gesetzes. 

(6) Triftige Gründe im Sinne dieses Gesetzes sind dienstliche oder zwingende persönliche 

Gründe. 

 

§ 3 Anspruch auf Reisekostenvergütung 
(1) Dienstreisen und Dienstgänge dürfen nur durchgeführt werden, wenn der angestrebte 

Zweck nicht mit geringerem Kostenaufwand erreicht werden kann. Sie sind wirtschaftlich 

durchzuführen und zeitlich auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Dienstreisen 

und Dienstgänge sind - soweit nicht triftige Gründe entgegenstehen - vorrangig mit regelmäßig 

verkehrenden Beförderungsmitteln durchzuführen. 

(2) Die Planung und Durchführung von Dienstreisen hat unter Berücksichtigung erzielbarer 

Fahrpreisermäßigungen und sonstiger Vergünstigungen zu erfolgen. 

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte Behörde kann bei regelmäßigen 

oder gleichartigen Dienstreisen oder Dienstgängen zur Vereinfachung der Abrechnung anstelle 

der Reisekostenvergütung im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 7 oder Teilen davon eine 

Pauschvergütung gewähren, die nach dem Durchschnitt der in einem bestimmten Zeitraum 

sonst anfallenden Einzelvergütungen zu bemessen ist. 

(4) Die Reisekostenvergütung wird zur Abgeltung der dienstlich veranlassten, notwendigen 

Mehraufwendungen gewährt. Art und Umfang bestimmt ausschließlich dieses Gesetz. Die 

Reisekostenvergütung wird Dienstreisenden des Landes unbar auf das Bezügekonto gezahlt; § 

6 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden 

Fassung gilt entsprechend. 

(5) Erstattungen, die Dienstreisenden von dritter Seite ihres Amtes wegen für dieselbe Dienst-

reise geleistet werden, sind auf die Reisekostenvergütung anzurechnen. 

(6) Für Dienstreisen und Dienstgänge im Rahmen einer auf Vorschlag, Verlangen oder Veran-

lassung der zuständigen Behörde wahrgenommenen Nebentätigkeit wird nach diesem Gesetz 

keine Reisekostenvergütung gewährt, soweit ein Anspruch auf Reisekostenvergütung aus der 

Nebentätigkeit besteht. 

(7) Kehren Dienstreisende in ihre Wohnung zurück, obwohl ein Verbleiben am Geschäftsort 

geboten wäre, kann Reisekostenvergütung nur bis zur Höhe des Betrages gewährt werden, der 

ihnen beim Verbleiben am Geschäftsort zustehen würde. Bei der Ermittlung dieses Betrages 

werden ansonsten erforderliche Übernachtungskosten mit 200 v. H. der Pauschale nach § 8 

Absatz 1 Satz 2 berücksichtigt. 

(8) Der Anspruch auf Reisekostenvergütung erlischt, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschluss-

frist von sechs Monaten schriftlich oder elektronisch beantragt wird. Die Frist beginnt mit dem 

Tage nach Beendigung der Dienstreise oder des Dienstganges, in den Fällen des § 9 Abs. 2 mit 

Ablauf des Tages, an dem die Dienstreise oder der Dienstgang beendet worden wäre. Dienst-

reisende können vor Antritt einer Dienstreise oder eines Dienstganges schriftlich erklären, dass 

sie keinen Antrag nach Satz 1 stellen; die Erklärung ist unwiderruflich. 

(9) Die geltend gemachten Auslagen sind grundsätzlich durch Originalbelege nachzuweisen. 

Auf die Beifügung der Belege soll im Regelfall zunächst verzichtet werden. Die für die Abrech-
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nung zuständigen Stellen können im Rahmen von Stichproben deren Vorlage bis zur abschlie-

ßenden Bearbeitung verlangen. Werden diese Belege nicht innerhalb von drei Monaten nach 

Anforderung nachgereicht, ist der Antrag auf Erstattung insoweit zurück zu weisen. 

 
§ 3a Verarbeitung personenbezogener Daten 
(1) Die Reisestellen sind berechtigt, die für die Durchführung dieses Gesetzes notwendigen 

personenbezogenen Daten zu verarbeiten. Dabei kann auf andere, bereits vorhandene Perso-

naldatenbestände zurückgegriffen werden. Aus Personalakten dürfen Name, Dienststelle, 

dienstliche Kommunikationsadressen, Privatanschrift und Bankverbindung der Beschäftigten 

an die Reisestelle übermittelt werden. 

(2) Die Einrichtung automatisierter Verfahren, die eine Übermittlung der in Absatz 1 genann-

ten Daten durch Abruf ermöglichen, ist zulässig; dabei ist § 9 Absatz 3 Datenschutzgesetz 

Nordrhein-Westfalen anzuwenden. Dies gilt auch für automatisierte Abrufe der in Absatz 1 

Satz 3 genannten Daten. 

(3) Für regelmäßige Datenübermittlungen gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Für statistische Zwecke sind nur Auswertungen mit anonymisierten Daten zulässig. 

 

§ 4 Dauer der Dienstreise 
(1) Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der Abreise und Ankunft an der Wohnung. 

Wird die Dienstreise an der Dienststätte oder an einer anderen Stelle am Dienst- oder Woh-

nort angetreten oder beendet, tritt diese an die Stelle der Wohnung. 

(2) Beträgt die Entfernung zwischen Wohnung und Dienststätte mindestens 30 Kilometer, wird 

bei Antritt oder Beendigung der Dienstreise an der Wohnung höchstens die Reisekostenvergü-

tung gewährt, die bei Abreise oder Ankunft an der Dienststätte entstanden wäre. Dies gilt 

nicht bei täglich an den Wohnort zurückkehrenden Trennungsentschädigungsempfängern. 

 

§ 5 Fahrkostenerstattung248 
(1) Bei Reisen mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln werden grundsätzlich nur die 

notwendigen Kosten der niedrigsten Klasse erstattet. Muss aus triftigen Gründen ein Schlaf-

wagen benutzt werden, werden die hierfür notwendigen Kosten erstattet. Wird die Dienstreise 

aus triftigen Gründen mit einem Flugzeug durchgeführt, werden die Kosten der niedrigsten 

buchbaren Klasse ersetzt. 

(2) Bei Vorliegen triftiger Gründe werden die Kosten der nächsthöheren Klasse erstattet. 

(3) Fahrtkosten werden nicht erstattet, wenn eine unentgeltliche Beförderungsmöglichkeit 

genutzt werden kann. 

(4) Für Reisen, die mit anderen als regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln zurückgelegt 

werden, darf keine höhere Kostenerstattung gewährt werden, als nach Absatz 1 Satz 1 vorge-

sehen; liegen triftige Gründe vor, werden die entstandenen notwendigen Kosten erstattet. Für 

die Benutzung privater Kraftfahrzeuge gilt § 6. 

 

 
  

                                                                                       
248 Arbeitnehmer: § 44 TVöD 
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§ 6  Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung249 
(1) Stehen geeignete regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel nicht zur Verfügung oder 

liegen andere triftige Gründe für die Benutzung eines Kraftfahrzeugs vor, kann anstelle des 

Einsatzes von Dienst-, Miet- oder Car-Sharing-Fahrzeugen auch die Benutzung eines privaten 

Kraftfahrzeugs im Einzelfall oder generell genehmigt werden. Hierfür wird eine Wegstrecken-

entschädigung von 30 Cent je Kilometer, für ein zweirädriges Kraftfahrzeug von 13 Cent je 

Kilometer gewährt. Mit diesen Pauschalsätzen sind die Kosten der Fahrzeugvollversicherung 

abgegolten. 

(2) Für Strecken, die nicht aus triftigen Gründen mit einem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt 

werden, wird eine pauschalierte Wegstreckenentschädigung gewährt, die bei Fahrleistungen 

bis 50 Kilometer 30 Cent je Kilometer und für jeden weiteren Kilometer 20 Cent, höchstens 

jedoch 100 € sowie für ein zweirädriges Kraftfahrzeug bei Fahrleistungen bis 50 Kilometer 13 

Cent je Kilometer und für jeden weiteren Kilometer 10 Cent, höchstens jedoch 50 € beträgt. § 

5 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(3) Für Strecken, die mit einem privaten Fahrrad zurückgelegt werden, wird eine Wegstrecken-

entschädigung von 6 Cent je Kilometer gewährt. 

(4) Dienstreisenden, die aus dienstlichen Gründen Personen in einem privaten Kraftfahrzeug 

mitnehmen, wird eine Mitnahmeentschädigung von 2 Cent je Person und Kilometer gewährt. 

Werden Dienstreisende von einer im öffentlichen Dienst stehenden Person mitgenommen, die 

Anspruch auf Fahrkostenerstattung durch einen anderen Dienstherrn hat, erhalten sie Ersatz 

der ihnen entstandenen Auslagen höchstens in Höhe der Mitnahmeentschädigung nach Satz 1. 

Bei Mitnahme durch eine nicht anspruchsberechtigte Person werden die entstandenen Ausla-

gen nach § 5 Abs. 1 und 2, bei Vorliegen triftiger Gründe nach Absatz 1 Satz 2 erstattet. 

(5) Werden aus dienstlichen Gründen Diensthunde oder Sachen, die erfahrungsgemäß eine 

übermäßige Abnutzung des Kraftfahrzeugs bewirken, mitgenommen, wird eine Entschädigung 

von 2 Cent je Kilometer gewährt. 

 

§ 7 Tagegeld für Verpflegungsmehraufwendungen250, Aufwandsvergütung 
(1) Die Höhe des Tagegeldes für Mehraufwendungen für Verpflegung beträgt für jeden Kalen-

dertag bei Abwesenheitszeiten 

1. von 24 Stunden 24 Euro, 

2. von weniger als 24 Stunden, aber mehr als 11 Stunden 12 Euro und 

3. von mehr als 8 bis 11 Stunden 6 Euro. 

Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalendertag sind die Abwesenheitszeiten an diesem Tag 

zusammenzurechnen. Eine Dienstreise, die ab 16 Uhr begonnen und bis 8 Uhr des nachfolgen-

den Kalendertags beendet wird, ohne dass eine Übernachtung stattfindet, ist mit der gesam-

ten Abwesenheitsdauer dem Kalendertag der überwiegenden Abwesenheit zuzurechnen. Für 

den An- und Abreisetag beträgt das Tagegeld, wenn der Dienstreisende an diesem, einem 

anschließenden oder vorhergehenden Tag außerhalb seiner Wohnung übernachtet, ohne 

Rücksicht auf die Abwesenheitszeit jeweils 12 Euro. 

                                                                                       
249 Steuerfrei bei der Einkommensteuer (§ 3 Nr. 12 EStG) 
250 entspricht der steuerlichen Abzugsmöglichkeit für Werbungskosten, § 9 Abs. 4a EStG) 
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(2) Wird den Dienstreisenden ihres Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung zur Verfügung 

gestellt, ist 

1. das Tagegeld 

a) für das Frühstück um 20 Prozent und 

b) für das Mittag- und Abendessen um jeweils 40 Prozent 

des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag und 

2. die Vergütung nach § 14 

a) für das Frühstück um 15 Prozent und 

b) für Mittag- und Abendessen um jeweils 25 Prozent. 

zu kürzen. Das gilt auch, wenn von dritter Seite Verpflegung bereitgestellt wird und das Entgelt 

hierfür in den erstattbaren Fahr- oder Nebenkosten enthalten ist. 

(3) Soweit erfahrungsgemäß geringere Aufwendungen für Verpflegung als allgemein entstehen 

(z.B. bei Dienstreisen innerhalb eines Amts- oder Dienstbezirks, bei bestimmten Dienstzweigen 

oder Dienstgeschäften, bei häufigen Dienstreisen an denselben Ort oder in denselben Bezirk, 

bei regelmäßiger Teilnahme an einer Kantinenverpflegung), wird nach näherer Bestimmung 

der obersten Dienstbehörde an Stelle des Tagegeldes nach Absatz 1 eine Aufwandsvergütung 

entsprechend dem notwendigen Verpflegungsmehraufwand gewährt. 

 

§ 8 Übernachtungskostenerstattung 
(1) Notwendige Übernachtungskosten werden erstattet. Ohne Nachweis wird bei einer not-

wendigen Übernachtung eine Pauschale in Höhe von 20 Euro gewährt. § 7 Absatz 3 gilt ent-

sprechend. Übernachtungskosten, die die Kosten des Frühstücks einschließen, sind vorab um 

20 Prozent des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag (§ 7 Absatz 1) zu kürzen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn eine Unterkunft des Amtes wegen unentgeltlich bereitgestellt wird 

oder das Entgelt für sie in den erstattbaren Fahr- oder Nebenkosten enthalten ist. Die Pauscha-

le nach Absatz 1 Satz 2 wird nicht gewährt, wenn die Art des Dienstgeschäfts die Inanspruch-

nahme einer Unterkunft ausschließt oder Übernachtungskosten wegen der Benutzung von 

Beförderungsmitteln nicht entstehen. Die Vergütung nach § 14 ist bei unentgeltlicher Unter-

kunft um 35 Prozent zu kürzen. 

 

§ 9 Nebenkostenerstattung, Auslagenerstattung für Reisevorbereitungen 
(1) Zur Erledigung des Dienstgeschäfts notwendige Auslagen, die nicht nach den §§ 5 bis 8 zu 

erstatten sind, werden gemäß den Regelungen des § 3 Absatz 9 als Nebenkosten ersetzt. 

(2) Wird eine Dienstreise oder ein Dienstgang aus triftigen Gründen nicht ausgeführt, werden 

die durch die Vorbereitung entstandenen notwendigen, nach diesem Gesetz berücksichti-

gungsfähigen Auslagen erstattet. 

 

§ 10 Dienstgänge 
Bei Dienstgängen werden Fahrkostenerstattung (§ 5), Wegstrecken- und Mitnahmeentschädi-

gung (§ 6), Tagegeld oder Aufwandsvergütung (§ 7) sowie Nebenkostenerstattung (§ 9) ge-

währt. 
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§ 11 Bemessung der Reisekostenvergütung in besonderen Fällen 
(1) Bei Dienstreisen aus Anlass der Einstellung – auch vor dem Wirksamwerden der Ernennung 

–, Versetzung, Abordnung oder Aufhebung einer Abordnung wird das Tagegeld für die Zeit bis 

zur Ankunft am neuen Dienstort gewährt. Das Tagegeld wird für die Zeit bis zum Ablauf des 

Ankunftstages gewährt, wenn vom nächsten Tage an Trennungsreise- oder Trennungstagegeld 

zusteht; § 8 ist anzuwenden. Bei Reisen aus Anlass der Versetzung, Abordnung oder Aufhe-

bung einer Abordnung wird das Tagegeld vom Beginn des Abfahrtstages an gewährt, wenn für 

den vorhergehenden Tag Trennungsreise- oder Trennungstagegeld zusteht. 

(2) Bei einer Dienstreise aus Anlass der Einstellung – auch vor dem Wirksamwerden der Ernen-

nung – wird höchstens die Reisekostenvergütung gewährt, die bei einer Dienstreise vom Woh-

nort zum Dienstort zustünde. Bei der Einstellung von Beamten auf Widerruf im Vorbereitungs-

dienst dürfen nur die Fahrkosten (§ 5) erstattet werden. 

(3) Bei einer Dienstreise an den Wohnort werden für die Dauer des Aufenthalts am Wohnort 

keine Übernachtungskosten und für die Aufenthaltsdauer in der eigenen Wohnung keine 

Tagegelder gewährt. 

 
§ 12  Erkrankung während einer Dienstreise 
Ist bei einer Erkrankung eine Rückkehr an den Wohnort nicht möglich, wird die Reisekosten-

vergütung weiter gewährt. Bei Aufnahme in ein Krankenhaus wird für jeden vollen Kalendertag 

des Krankenhausaufenthalts nur Ersatz der notwendigen Auslagen für das Beibehalten der 

Unterkunft am Geschäftsort gewährt. Für die Besuchsreise eines Angehörigen gelten die Rege-

lungen über die Kostenerstattung für Heimfahrten nach der Rechtsverordnung zu § 17 Absatz 

1 entsprechend. 

 

§ 13 Verbindung von Dienstreisen mit anderen Reisen 
(1) Wird die Dienstreise mit einer privaten Reise verbunden, ist die Reisekostenvergütung so zu 

bemessen, als ob nur die Dienstreise durchgeführt worden wäre. Die Reisekostenvergütung 

darf die nach dem tatsächlichen Reiseverlauf entstandenen Kosten nicht übersteigen. 

(2) Wird auf besondere Anordnung oder Genehmigung der zuständigen Behörde eine Dienst-

reise vom Urlaubsort aus durchgeführt, tritt abweichend von Absatz 1 Satz 1 der Urlaubsort an 

die nach § 4 maßgebliche Stelle. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Ist die Dienstreise erst nach 

dem Ende des Urlaubs anzutreten, wird Reisekostenvergütung vom Urlaubsort zum Geschäfts-

ort und vom Geschäftsort zu der nach § 4 maßgeblichen Stelle unter Anrechnung der Fahrkos-

ten oder Wegstreckenentschädigung für die kürzeste Reisestrecke vom letzten Urlaubsort zu 

der nach § 4 maßgeblichen Stelle gewährt. 

(3) Wird aus dienstlichen Gründen die vorzeitige Beendigung eines Urlaubs angeordnet, wird 

für die Rückreise vom letzten Urlaubsort zu der nach § 4 maßgeblichen Stelle Reisekostenver-

gütung (§ 1 Abs. 2) gewährt. Sonstige Aufwendungen der Dienstreisenden und der sie beglei-

tenden Personen, die durch die vorzeitige Beendigung eines Urlaubs verursacht worden sind, 

werden in angemessenem Umfang erstattet. Dies gilt entsprechend für die Fahrkosten und 

Wegstreckenentschädigung der Hinreise. 
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§ 14 Vergütung bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort 
Dauert der Aufenthalt an demselben auswärtigen Geschäftsort länger als 14 Tage, wird vom 

15. Tage an die gleiche Vergütung gezahlt, die von diesem Tage an bei einer Abordnung zu 

zahlen wäre (Trennungsentschädigung); die §§ 7 und 8 werden insoweit nicht angewandt. Zu 

den Aufenthaltstagen rechnen alle Tage zwischen Hin- und Rückreisetag. Die oberste Dienst-

behörde oder die von ihr ermächtigte Behörde kann in besonderen Fällen abweichend von 

Satz 1 die Reisekostenvergütung nach den §§ 7 und 8 weiter bewilligen. 

 

§ 15 Kostenerstattung bei Auslandsdienstreisen 
Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwischen Inland und Ausland sowie im Ausland. Als 

Auslandsdienstreisen gelten nicht eintägige Dienstreisen in ausländische Grenzorte. 

 

§ 16 Auslagenerstattung bei Reisen aus besonderem Anlaß 
Bei Reisen zum Zwecke der Fortbildung, die teilweise in dienstlichem Interesse liegen, und bei 

Reisen zum Zwecke der Ausbildung können mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder 

der von ihr ermächtigten Behörde die notwendigen Auslagen bis zur Höhe der bei Dienstreisen 

zustehenden Reisekostenvergütung erstattet werden. 

 

§ 17 Trennungsentschädigung251 
(1) Bei Abordnungen aus dienstlichen Gründen an einen Ort außerhalb des Dienst- oder Woh-

nortes ohne Zusage der Umzugskostenvergütung wird für die dadurch entstehenden notwen-

digen Auslagen Trennungsentschädigung gewährt. Der Abordnung stehen eine vorübergehen-

de dienstliche Tätigkeit bei einer anderen Stelle als einer Dienststelle sowie eine Zuweisung 

nach § 20 Beamtenstatusgesetz gleich. 

 (2) Werden Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst einer anderen 

Dienststelle zur weiteren Ausbildung zugewiesen, so können die ihnen dadurch entstehenden 

Mehraufwendungen ganz oder teilweise erstattet werden. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Abordnungen ohne Zusage der Umzugskostenvergütung 

zwischen Inland und Ausland. 

 

§ 18 Gerichtsvollzieher und Vollziehungsbeamte der Justiz 
Beschäftigte im Gerichtsvollzieher- und im Justizvollstreckungsdienst erhalten bei Dienstreisen 

und Dienstgängen in Vollstreckungsangelegenheiten eine Wegstreckenentschädigung für jede 

Amtshandlung. 

 

§ 19 Übertragungsbefugnis bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und sonstigen Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts 
Soweit dieses Gesetz der obersten Dienstbehörde gestattet, ihre Befugnisse zu übertragen, 

gelten bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden für die Übertragung die Vorschriften des 

kommunalen Verfassungsrechts. Dies gilt entsprechend für die sonstigen der Aufsicht des 

Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

 

 
                                                                                       
251 Arbeitnehmer: § 44 TVöD 
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§ 20 Verordnungsermächtigung 
Das Finanzministerium wird ermächtigt, unter Beachtung der Grundsätze dieses Gesetzes 

durch Rechtsverordnung Vorschriften über die Reisekostenvergütung bei Auslandsdienstreisen 

(§ 15) zu erlassen sowie Umfang und Höhe der Trennungsentschädigung in den Fällen des § 17 

und die Höhe der Wegstreckenentschädigung nach § 18 festzulegen. 

 

Hinweis: zur vorstehenden Bestimmung sind Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Landes-
reisekostengesetz – VVzLRKG – RdErl. des Finanzministeriums - B 2905 – A 13 - IV A 2 v. 
26.1.2010, MBl. NRW. 2010 S. 94 ergangen; online unter: 
 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=2&ugl_nr=203205&bes_id=138
30&val=13830&ver=7&sg=0&aufgehoben=N&menu=1 
 
Hinweis: für Reisen in das Ausland gilt die Auslandskostenerstattungsverordnung – AKEVO, 
online unter: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=4320100108100336223 
 

 

 

Landesbeamtenversorgungsgesetz – LBeamtVG NRW 
Beamtenversorgungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen252 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-

meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie ihrer Hinterbliebenen. 

(2) Dieses Gesetz gilt entsprechend für die Versorgung der Richterinnen und Richter des Lan-

des sowie ihrer Hinterbliebenen. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre Ver-

bände. 

(4) Bestimmungen dieses Gesetzes, die sich auf das Bestehen oder frühere Bestehen einer Ehe 

beziehen, sind auf das Bestehen oder frühere Bestehen einer eingetragenen Lebenspartner-

schaft sinngemäß anzuwenden. Bestimmungen, die sich auf Ehegattinnen oder Ehegatten und 

deren Angehörige beziehen, sind auf eingetragene Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner 

und deren Angehörige sinngemäß anzuwenden. Bestimmungen, die sich auf Witwen oder 

Witwer und deren Angehörige beziehen, sind auf hinterbliebene Lebenspartnerinnen oder 

Lebenspartner und deren Angehörige sinngemäß anzuwenden. 

(5) Dieses Gesetz gilt nicht für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, soweit dies nicht aus-

drücklich gesetzlich vorgesehen ist. 

                                                                                       
252 v 14.6.2016 (GV. NRW. 2016 S. 310, ber. S. 642), zul. geändert durch Gesetz vom vom 12. Juli 2019 (GV. 

NRW. S. 378) 
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§ 2 Arten der Versorgung 
Versorgungsbezüge sind 

1. Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 4 bis 19), 

2. Hinterbliebenenversorgung (§§ 20 bis 33), 

3. Bezüge bei Verschollenheit (§ 34), 

4. Unfallfürsorge (§§ 35 bis 55), 

5. Übergangsgeld (§ 56), 

5a. Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen (§ 56a) und 

6. familienbezogene Leistungen (§§ 58 bis 62). 

 

§ 3 Regelung durch Gesetz 
(1) Die Versorgung wird durch Gesetz geregelt. 

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die eine höhere als die gesetzlich zu-

stehende Versorgung zur Folge haben sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt für Versiche-

rungsverträge, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden. 

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann weder ganz noch teilweise verzichtet wer-

den. 

(4) Die oder der Versorgungsberechtigte verliert einen Anspruch auf Versorgung, der über die 

gesetzlich zustehende Versorgung hinaus geht, soweit sie oder er den Anspruch nicht in dem 

Haushaltsjahr, für das die zusätzliche Versorgung verlangt wird, schriftlich gegenüber der 

obersten Dienstbehörde oder der nach § 57 Absatz 2 bis 4 bestimmten Stelle geltend macht. 

Abschnitt 2 Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag 
 
§ 4 Entstehung und Berechnung des Ruhegehalts 
 (1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte 

1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet hat oder 

2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die sie oder er sich ohne gro-

bes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstun-

fähig geworden ist. 

Die Dienstzeit berechnet sich ab dem Zeitpunkt der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis 

und wird nur berücksichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, die kraft gesetzlicher Vor-

schrift als ruhegehaltfähig gelten oder nach § 9 als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 

werden, sind einzurechnen. Satz 3 gilt nicht für Zeiten, die die Beamtin oder der Beamte vor 

dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 

1990 II S. 889) genannten Gebiet zurückgelegt hat. 

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Beginn des Ruhestandes. Im Fall des § 4 des 

Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fas-

sung entsteht der Anspruch auf Ruhegehalt abweichend von Satz 1 nach Ablauf der Zeit, für 

die Dienstbezüge gewährt werden. 

(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhe-

gehaltfähigen Dienstzeit berechnet. 
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§ 5 Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, 

2. der Familienzuschlag (§ 58 Absatz 1) der Stufe 1, 

3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind und 

4. Leistungsbezüge, die nach § 37 des Landesbesoldungsgesetzes ruhegehaltfähig sind, 

die der Beamtin oder dem Beamten in den Fällen der Nummern 1 und 3 zuletzt zugestanden 

haben oder in den Fällen der Nummer 2 nach dem Besoldungsrecht zustehen würden. Bei 

Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung ohne Dienstbezüge (Freistellung) sowie bei einge-

schränkter Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit 

nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils gelten-

den Fassung gelten als ruhegehaltfähige Dienstbezüge die dem letzten Amt entsprechenden 

vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge in den Besol-

dungsgruppen A 7 und A 8 sind mit dem Faktor 0,99518 und in den übrigen Besoldungsgrup-

pen, mit Ausnahme der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 sowie in den weggefallenen Besol-

dungsgruppen A 2 bis A 4, mit dem Faktor 0,99349 zu vervielfältigen. Bei Versorgungsempfän-

gerinnen und Versorgungsempfängern, die einen Unterhaltsbeitrag nach § 27, durch Gnaden-

erweis oder in Folge Disziplinarentscheidung oder eine Versorgung auf Grund einer Entschei-

dung im Dienstordnungsverfahren nach früherem Recht erhalten, sind die ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge in den Besoldungsgruppen A 5 und A 6 sowie in den weggefallenen Besoldungs-

gruppen A 2 bis A 4 mit dem Faktor 0,95238, in den Besoldungsgruppen A 7 und A 8 mit dem 

Faktor 0,96385 und in den übrigen Besoldungsgruppen mit dem Faktor 0,9756 zu vervielfälti-

gen253. 

(2) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit auf Grund eines Dienstunfalls 

nach § 36 in den Ruhestand versetzt worden, so ist das Grundgehalt der nach Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1, Absatz 3 bis 5 maßgebenden Besoldungsgruppe nach der Erfahrungsstufe zugrun-

de zu legen, die sie oder er bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgren-

ze hätte erreichen können. 

(3) Ist die Beamtin oder der Beamte aus einem Amt in den Ruhestand getreten oder versetzt 

worden, das nicht der Besoldungsgruppe ihres oder seines Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 

oder das keiner Laufbahn angehört, und hat sie oder er die Dienstbezüge dieses oder eines 

mindestens gleichwertigen Amtes vor dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand nicht 

mindestens zwei Jahre erhalten, sind ruhegehaltfähig nur die Bezüge des vorher bekleideten 

Amtes. Hat die Beamtin oder der Beamte vorher ein Amt nicht bekleidet, setzt die oberste 

Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Finanzministerium die ruhegehaltfähigen Dienstbe-

züge bis zur Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der nächst niedrigeren Besoldungs-

gruppe der Laufbahn fest, mindestens jedoch bis zur Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezü-

ge aus der Besoldungsgruppe des Einstiegsamtes der Laufbahngruppe. 

(4) Das Ruhegehalt von Beamtinnen und Beamten, die früher ein höher besoldetes Amt be-

kleidet und diese Bezüge mindestens zwei Jahre erhalten haben, wird nach den höheren ruhe-

gehaltfähigen Dienstbezügen des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst-

                                                                                       
253 Hinweis: § 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 trat am 1. Januar 2017 in Kraft. 
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zeit berechnet, wenn der Übertritt in das niedriger besoldete Amt nicht lediglich aus eigenem 

Interesse der Beamtin oder des Beamten auf ihren oder seinen Antrag hin erfolgte. 

(5) Verringern sich bei einem Wechsel in ein Amt der Besoldungsordnung W die ruhegehaltfä-

higen Dienstbezüge, berechnet sich das Ruhegehalt aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 

des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, sofern die Beamtin oder 

der Beamte die Dienstbezüge des früheren Amtes mindestens zwei Jahre erhalten hat. Ruhe-

gehaltfähig ist die zum Zeitpunkt des Wechsels erreichte Erfahrungsstufe des Grundgehalts. 

Auf die Zweijahresfrist wird der Zeitraum angerechnet, in dem die Beamtin oder der Beamte 

Dienstbezüge aus einem Amt der Besoldungsordnung W erhalten hat. 

(6) In die Zweijahresfrist nach den Absätzen 3 bis 5 ist die innerhalb dieser Frist liegende, als 

ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigte Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge einzu-

rechnen. Die Zweijahresfrist kommt nicht zur Anwendung, wenn die Beamtin oder der Beamte 

vor Ablauf der Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die sie 

oder er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zuge-

zogen hat, in den Ruhestand versetzt wurde oder verstarb. 

(7) Das Ruhegehalt nach einem früheren Amt darf die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des 

letzten Amtes nicht übersteigen. 

 
§ 6 Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit 
(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, welche die Beamtin oder der Beamte ab dem Tag ihrer 

oder seiner ersten Berufung in das Beamtenverhältnis im Dienst eines inländischen öffentlich-

rechtlichen Dienstherrn im Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. Dies gilt nicht für die Zeit 

1. im Beamtenverhältnis auf Widerruf im Sinne des § 4 Absatz 4 Buchstabe b des Beamtensta-

tusgesetzes, 

2. in einem Amt, das die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten nur nebenbei bean-

sprucht, 

3. einer Tätigkeit, aus der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur Gebühren bezogen werden, 

4. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge kann 

berücksichtigt werden, wenn spätestens bei Beendigung des Urlaubs schriftlich zugestanden 

worden ist, dass er öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, 

5. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der Dienstbezüge, 

6. für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln gewährt wurde oder 

7. einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

(2) Die Berücksichtigung der Zeit einer Beurlaubung (Absatz 1 Satz 2 Nummer 4) als ruhegeh-

altfähige Dienstzeit setzt die Zahlung eines Versorgungszuschlags für die Dauer der Beurlau-

bung voraus. Der Versorgungszuschlag beträgt 30 Prozent der ohne Beurlaubung zustehenden 

ruhegehaltfähigen Bezüge. Die ruhegehaltfähigen Bezüge bemessen sich bei Teilbeurlaubung 

nach dem Umfang der Beurlaubung. Unbefristete und befristete Hochschulleistungsbezüge, 

die dem Grunde nach ruhegehaltfähig sind, sind von Anfang an in voller Höhe zu berücksichti-

gen. Das Finanzministerium kann Ausnahmen zulassen. 

(3) Nicht ruhegehaltfähig sind Dienstzeiten 

1. in einem Beamtenverhältnis, das durch eine Entscheidung der in § 24 Absatz 1 des Beam-

tenstatusgesetzes bezeichneten Art oder durch Disziplinarurteil beendet wurde, 
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2. in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf, wenn die Beamtin oder der Beam-

te entlassen wurde, weil er eine Handlung begangen hat, die bei einer Beamtin oder einem 

Beamten auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte, 

3. in einem Beamtenverhältnis, das durch Entlassung auf Antrag der Beamtin oder des Beam-

ten beendet wurde, 

a) wenn ihr oder ihm ein Verfahren mit der Folge des Verlustes der Beamtenrechte oder der 

Entfernung aus dem Dienst drohte oder 

b) wenn die Beamtin oder der Beamte den Antrag gestellt hat, um einer drohenden Entlassung 

nach Nummer 2 zuvorzukommen. 

Die oberste Dienstbehörde kann im Einvernehmen mit dem Finanzministerium Ausnahmen 

zulassen. 

(4) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienstzeit stehen gleich 

1. die im Richterverhältnis zurückgelegte Dienstzeit, 

2. die Zeit als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung, soweit diese Zeit 

nicht im Rahmen eines aus diesem Amtsverhältnis zustehenden Anspruchs auf Ruhegehalt 

oder einer ruhegehaltähnlichen Versorgung berücksichtigt wird und noch kein Ruhegehalt aus 

dem Amtsverhältnis gezahlt wird, 

3. die Zeit der Bekleidung des Amtes einer Parlamentarischen Staatssekretärin oder eines 

Parlamentarischen Staatssekretärs bei einem Mitglied der Bundesregierung oder bei einem 

Mitglied einer Landesregierung, soweit entsprechende Voraussetzungen vorliegen und diese 

Zeit nicht im Rahmen eines aus diesem Amtsverhältnis zustehenden Anspruchs auf Ruhegehalt 

oder einer ruhegehaltähnlichen Versorgung berücksichtigt wird und noch kein Ruhegehalt aus 

dem Amtsverhältnis gezahlt wird, 

4. die Zeit des vorgeschriebenen Vorbereitungsdienstes im öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-

verhältnis, 

5. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung zu-

rückgelegte Dienstzeit; Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 findet keine Anwendung und 

6. die in einem Dienstordnungsverhältnis bei einem Sozialversicherungsträger zurückgelegte 

Dienstzeit. 

 

§ 7 Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 6 erhöht sich um die Zeit, welche die Ruhestandsbeam-

tin oder der Ruhestandsbeamte 

1. in einer die Arbeitskraft voll beanspruchenden entgeltlichen Beschäftigung als Beamtin oder 

Beamter, Richterin oder Richter, Berufssoldatin oder Berufssoldat oder in einem Amtsverhält-

nis im Sinne des § 6 Absatz 4 Nummer 2 und 3 zurückgelegt hat, ohne daraus einen Versor-

gungsanspruch zu erlangen oder 

2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 6 Absatz 4 Nummer 5 zurückgelegt hat. 

§ 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 5, Absatz 2 und Absatz 3 gilt entsprechend, für die Anwen-

dung des Satzes 1 Nummer 1 gilt außerdem § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 entsprechend. 
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§ 8 Wehrdienst und vergleichbare Zeiten 
(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der die Beamtin oder der Beamte berufsmäßig im 

Dienst der Bundeswehr, der Nationalen Volksarmee der ehemaligen Deutschen Demokrati-

schen Republik oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat. 

(2) Als ruhegehaltfähig gilt auch die Zeit, während der die Beamtin oder der Beamte 

1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst in der Bundeswehr oder der Nationalen Volksarmee der 

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik oder einen vergleichbaren zivilen Ersatz-

dienst oder Polizeivollzugsdienst geleistet hat oder 

2. sich auf Grund einer Krankheit oder Verwundung als Folge eines Dienstes nach Nummer 1 

oder Absatz 1 im Anschluss an die Entlassung arbeitsunfähig in einer Heilbehandlung befunden 

hat. 

(3) Für die Anwendung des Absatzes 1 gilt § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bis 6 und Absatz 3 und 

für die Anwendung des Absatzes 2 § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, 4 bis 6 und Absatz 3 entspre-

chend. 

 
§ 9 Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst 
Als ruhegehaltfähig sollen auch folgende Zeiten berücksichtigt werden, in denen die Beamtin 

oder der Beamte im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstherrn ohne von der Beamtin oder dem Beamten zu vertretende Unterbrechung tätig 

gewesen ist, sofern diese Tätigkeit zu der Ernennung geführt hat: 

1. Zeiten einer hauptberuflichen, in der Regel einer Beamtin oder einem Beamten obliegenden 

oder später einer Beamtin oder einem Beamten übertragenen entgeltlichen Beschäftigung, 

sofern bei Beginn der Tätigkeit die Laufbahnbefähigung vorgelegen hat, oder 

2. Zeiten einer für die Laufbahn der Beamtin oder des Beamten förderlichen Tätigkeit. 

Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn steht die Tätigkeit im Dienst 

von Einrichtungen gleich, die von mehreren der in Satz 1 bezeichneten Dienstherren durch 

Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen zur Erfüllung oder Koordinierung ihnen obliegender 

hoheitsrechtlicher Aufgaben geschaffen worden sind. 

 

§ 10 Sonstige Zeiten 
Die Zeit, während der eine Beamtin oder ein Beamter 

1. a) hauptberuflich im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften oder ihrer Verbän-

de (Artikel 140 des Grundgesetzes) oder im öffentlichen oder nichtöffentlichen Schuldienst 

nach Erwerb der Lehrbefähigung, 

b) hauptberuflich im Dienst der Fraktionen des Bundestages oder der Landtage oder kommu-

naler Vertretungskörperschaften oder 

c) hauptberuflich im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden oder ihren Landesverbänden 

sowie von Spitzenverbänden der Sozialversicherung oder ihren Landesverbänden tätig gewe-

sen ist, 

2. hauptberuflich im ausländischen öffentlichen Dienst gestanden hat oder 

3. a) auf wissenschaftlichem, künstlerischem, technischem oder wirtschaftlichem Gebiet be-

sondere Fachkenntnisse erworben hat, die die notwendige Voraussetzung für die Wahrneh-

mung ihres oder seines Amtes bilden, oder 



Beamtenversorgungsgesetz 

344 

 

b) als Entwicklungshelferin oder Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes 

vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549) in der jeweils geltenden Fassung tätig gewesen ist, kann als 

ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. 

In den Fällen der Nummer 1 gilt dies nur, wenn ein innerer Zusammenhang zwischen dieser 

Tätigkeit und dem ersten im Beamtenverhältnis übertragenen Amt bestanden hat. Die Zeit 

nach Satz 1 Nummer 3 kann jedoch höchstens bis zur Hälfte und nicht über zehn Jahre hinaus 

berücksichtigt werden. 

 

§ 11 Ausbildungszeiten 
(1) Die Mindestzeit 

1. der außer der allgemeinen Schulbildung vorgeschriebenen Ausbildung (Fachschul-, Hoch-

schul- und praktische Ausbildung, Vorbereitungsdienst, übliche Prüfungszeit) oder 

2. einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit, die für die Übernahme in das Beamtenverhält-

nis vorgeschrieben war, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. Die Zeit einer Fachschulausbildung 

einschließlich der Prüfungszeit kann dabei bis zu 1095 Tagen und die Zeit einer Hochschulaus-

bildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu 855 Tagen, insgesamt höchstens bis zu 1095 

Tagen, anerkannt werden. Wurde die allgemeine Schulbildung durch eine andere Art der Aus-

bildung ersetzt, so steht diese der Schulbildung gleich. 

(2) Für die Beamtinnen und Beamten des Vollzugsdienstes und des Einsatzdienstes der Feuer-

wehr können Zeiten einer praktischen Ausbildung und einer praktischen hauptberuflichen 

Tätigkeit anstelle einer Berücksichtigung nach Absatz 1 bis zu einer Gesamtzeit von fünf Jahren 

als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie für die Wahrnehmung des 

Amtes förderlich gewesen sind. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Bei anderen als Laufbahnbewerberinnen und -bewerbern können Zeiten nach Absatz 1 als 

ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, wenn und soweit sie für Laufbahnbewerberinnen und -

bewerber vorgeschrieben sind. Ist eine Laufbahn der Fachrichtung der Beamtin oder des Be-

amten bei einem Dienstherrn noch nicht gestaltet, so gilt das gleiche für solche Zeiten, die bei 

Gestaltung der Laufbahn mindestens vorgeschrieben werden müssen. 

 

§ 12 Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten nach § 8, Beschäftigungszeiten nach § 9 und 

sonstige Zeiten nach den §§ 10, 81 Absatz 8 und § 82 Absatz 2, die die Beamtin oder der Beam-

te vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zu-

rückgelegt hat, werden nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, sofern die allge-

meine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist und diese Zeiten als renten-

rechtliche Zeiten berücksichtigungsfähig sind. Ausbildungszeiten nach den §§ 11 und 81 Absatz 

8 sind nicht ruhegehaltfähig, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversi-

cherung erfüllt ist. 

(2) Sofern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung nicht erfüllt ist, 

können die in Absatz 1 genannten Zeiten im Rahmen der dort genannten Vorschriften insge-

samt höchstens bis zu fünf Jahren als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. 
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§ 13 Allgemeine Bestimmungen zur Berücksichtigung ruhegehaltfähiger  
Dienstzeiten 
(1) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung und einer eingeschränkten Verwendung wegen begrenz-

ter Dienstfähigkeit sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten 

zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. Zeiten der eingeschränkten Verwendung einer Beam-

tin oder eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgeset-

zes sind mindestens im Umfang der Zurechnungszeit nach § 15 Absatz 1 Satz 1 ruhegehaltfä-

hig. Zeiten einer Altersteilzeit nach § 66 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 

NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fassung sind zu acht Zehnteln der Arbeitszeit ruhegeh-

altfähig, die der Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde 

gelegt worden ist. 

(2) Zeiten im Sinne der §§ 8 bis 12 werden nur berücksichtigt, wenn sie vor der Berufung in das 

Beamtenverhältnis zurückgelegt wurden. 

(3) Hauptberuflich ist eine Tätigkeit, wenn sie gegen Entgelt erbracht wird, den Schwerpunkt 

der beruflichen Tätigkeit darstellt, dem durch Ausbildung und Berufswahl geprägten Berufsbild 

entspricht und deren Beschäftigungsumfang im gleichen Zeitraum im Beamtenverhältnis zuläs-

sig gewesen wäre. 

(4) Zeiten nach den §§ 10, 11, § 81 Absatz 8 und § 82 Absatz 2 dürfen nur insoweit berücksich-

tigt werden, als die Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz zusammen mit aus den in diesen 

Vorschriften genannten Tätigkeiten erworbenen Versorgungsansprüchen oder Rentenansprü-

chen, soweit es sich nicht um Renten im Sinne des § 68 handelt, die Höchstgrenze nach § 68 

Absatz 2 nicht übersteigen. 

 

§ 14 Ausschlusszeiten 
Zeiten, die nach § 30 Absatz 4 des Landesbesoldungsgesetzes nicht berücksichtigt werden, sind 

nicht ruhegehaltfähig. 

 

§ 15 Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädigender Verwendung 
(1) Ist die Beamtin oder der Beamte vor Vollendung des 60. Lebensjahres wegen Dienstunfä-

higkeit in den Ruhestand versetzt worden, wird die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand 

bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des 60. Lebensjahres für die Berechnung des Ruhe-

gehalts der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu zwei Dritteln hinzugerechnet, soweit sie nicht nach 

anderen Vorschriften als ruhegehaltfähig berücksichtigt wird (Zurechnungszeit). Ist die Beam-

tin oder der Beamte nach § 29 des Beamtenstatusgesetzes erneut in das Beamtenverhältnis 

berufen worden, so wird eine der Berechnung des früheren Ruhegehalts zugrunde gelegene 

Zurechnungszeit insoweit berücksichtigt, als die Zahl der dem neuen Ruhegehalt zugrunde 

liegenden Dienstjahre hinter der Zahl der dem früheren Ruhegehalt zugrunde gelegenen 

Dienstjahre zurückbleibt. 

(2) Die Zeit der Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten in Ländern, in denen sie oder 

er gesundheitsschädigenden klimatischen Einflüssen ausgesetzt war, kann bis zum Doppelten 

als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie ununterbrochen mindestens 

ein Jahr gedauert hat. Entsprechendes gilt für Beurlaubungen, wenn die Tätigkeit in den in Satz 

1 genannten Gebieten öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen diente und dies 

spätestens bei Beendigung des Urlaubs anerkannt worden ist. Zeiten einer besonderen Ver-
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wendung im Ausland nach § 37 Absatz 1 können bis zum Doppelten als ruhegehaltfähige 

Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie einzeln ununterbrochen mindestens 30 Tage und 

insgesamt mindestens 180 Tage gedauert haben. 

(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des Absatzes 1 als auch die des Absatzes 2 erfüllt, findet 

nur die günstigere Vorschrift Anwendung. 

 

§ 16 Höhe des Ruhegehalts 
(1) Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,79375 Prozent der 

ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5), insgesamt jedoch höchstens 71,75 Prozent. Der Ruhe-

gehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen auszurechnen. Dabei ist die zweite Dezimalstelle um 

eins zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern fünf bis neun verbleiben würde. Zur 

Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter Be-

nutzung des Nenners 365 umzurechnen; die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(2) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 Prozent für jedes Jahr, um das die Beamtin oder der 

Beamte 

1. vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er das 63. Lebensjahr vollendet, nach § 33 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird, 

2. vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er die für sie oder ihn geltende gesetzliche Alters-

grenze erreicht, nach § 33 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, § 114 Absatz 3 oder § 117 Absatz 2 des 

Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird oder 

3. vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er das 65. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfä-

higkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird. 

Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 Prozent in den Fällen der Nummern 1 und 3 und 14,4 

Prozent in den Fällen der Nummer 2 nicht übersteigen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

Gilt für die Beamtin oder den Beamten eine vor der Vollendung des 63. Lebensjahres liegende 

Altersgrenze, tritt sie in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 an die Stelle des 63. Lebensjahres. 

Gilt für die Beamtin oder den Beamten eine vor Vollendung des 65. Lebensjahres liegende 

Altersgrenze, tritt sie in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 an die Stelle des 65. Lebensjahres. 

Gilt für die Beamtin oder den Beamten eine nach Vollendung des 67. Lebensjahres liegende 

Altersgrenze, wird in den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 nur die Zeit bis zum Ablauf des Monats 

berücksichtigt, in dem die Beamtin oder der Beamte das 67. Lebensjahr vollendet. In den 

Fällen des Satzes 1 Nummer 2 ist das Ruhegehalt nicht zu vermindern, wenn die Beamtin oder 

der Beamte zum Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand das 65. Lebensjahr vollendet und 

mindestens 45 Jahre mit ruhegehaltfähigen Dienstzeiten nach §§ 6, 8 und 9 und nach § 17 

Absatz 2 Satz 1 berücksichtigungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit sie nicht im Zusammen-

hang mit Arbeitslosigkeit stehen, und Zeiten nach §§ 59 und 61 zurückgelegt hat. In den Fällen 

des Satzes 1 Nummer 3 ist das Ruhegehalt nicht zu vermindern, wenn die Beamtin oder der 

Beamte zum Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand das 63. Lebensjahr vollendet und 

mindestens 40 Jahre mit in Satz 7 genannten Zeiten zurückgelegt hat. In den Fällen des Satzes 

1 Nummer 3 ist das Ruhegehalt nicht zu vermindern, wenn die Beamtin oder der Beamte zum 

Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand schwerbehindert im Sinne von § 2 Absatz 2 des 

Neunten Buches Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - vom 

19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046, 1047) in der jeweils geltenden Fassung ist und das 63. Lebens-
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jahr vollendet hat. § 13 Absatz 1 findet keine Anwendung. Soweit sich bei der Berechnung 

nach den Sätzen 7 und 8 Zeiten überschneiden, sind diese nur einmal zu berücksichtigen. 

(3) Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5). 

An die Stelle des Ruhegehalts nach Satz 1 treten, wenn dies günstiger ist, 61,6 Prozent der 

jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5254. 

(4) Übersteigt beim Zusammentreffen von Mindestversorgung nach Absatz 3 mit einer Rente 

die nach Anwendung des § 68 verbleibende Versorgung das nach den Absätzen 1 und 2 erdien-

te Ruhegehalt, so ruht die Versorgung bis zur Höhe des Unterschieds zwischen dem erdienten 

Ruhegehalt und der Mindestversorgung. In den von § 88 erfassten Fällen gilt das nach dieser 

Vorschrift maßgebliche Ruhegehalt als erdient. Der Unterschiedsbetrag nach § 58 Absatz 1 

bleibt bei der Berechnung außer Betracht. Die Summe aus Versorgung und Rente darf nicht 

hinter dem Betrag der Mindestversorgung zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 58 Ab-

satz 1 zurück bleiben. Zahlbar bleibt mindestens das erdiente Ruhegehalt zuzüglich des Unter-

schiedsbetrages nach § 58 Absatz 1. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Witwen, Witwer 

und Waisen. 

(5) Bei einer oder einem in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtin oder Beamten 

beträgt das Ruhegehalt für die Dauer der Zeit, welche die Beamtin oder der Beamte das Amt, 

aus dem sie oder er in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden ist, innehatte, mindestens 

für die Dauer von sechs Monaten, längstens für die Dauer von drei Jahren, 71,75 Prozent der 

ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich die Beam-

tin oder der Beamte zur Zeit ihrer oder seiner Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 

befunden hat. Das erhöhte Ruhegehalt darf die Dienstbezüge, die der Beamtin oder dem Be-

amten in diesem Zeitpunkt zustanden, nicht übersteigen. Das nach sonstigen Vorschriften 

ermittelte Ruhegehalt darf nicht unterschritten werden. 

 

§ 17 Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes 
(1) Der nach § 16 Absatz 1, § 42 Absatz 3 Satz 1, § 81 Absatz 2 und § 88 Absatz 3 berechnete 

Ruhegehaltssatz erhöht sich vorübergehend, wenn die Beamtin oder der Beamte vor Erreichen 

der Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 1 und 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand 

getreten oder versetzt worden ist und sie oder er 

1. bis zum Beginn des Ruhestandes die Wartezeit von 60 Kalendermonaten für eine Rente der 

gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt hat, 

2. a) wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 26 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes in den 

Ruhestand versetzt worden ist oder 

b) wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand getreten ist, 

3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht hat und 

4. keine Einkünfte im Sinne des § 66 Absatz 5 bezieht. 

Die Einkünfte bleiben außer Betracht, soweit sie durchschnittlich im Monat den Betrag von 525 

Euro nicht überschreiten. 

(2) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes beträgt 0,95667 Prozent der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge für je zwölf Kalendermonate der für die Erfüllung der Wartezeit (Absatz 1 Num-

mer 1) anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit sie nicht von § 62 Absatz 1 erfasst 

                                                                                       
254 Mindestversorgung ab 1.1.2019: 1.754,05 €, ab 1.1.2020: 1.8195€ , ab 1.1.2021: 1.835,53 € (jeweils 

ohne Familienzuschlag der Stufe 1)  
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werden und nicht als ruhegehaltfähig berücksichtigt sind; § 13 Absatz 2 gilt entsprechend. Der 

hiernach berechnete Ruhegehaltssatz darf 66,97 Prozent nicht überschreiten. In den Fällen des 

§ 16 Absatz 2 ist das Ruhegehalt, das sich nach Anwendung der Sätze 1 und 2 ergibt, entspre-

chend zu vermindern. Für die Berechnung nach Satz 1 sind verbleibende Kalendermonate 

unter Benutzung des Nenners zwölf umzurechnen. § 16 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-

chend. 

(3) Die Erhöhung fällt spätestens mit Ablauf des Monats weg, in dem die Ruhestandsbeamtin 

oder der Ruhestandsbeamte die Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 1 und 2 des Landesbeam-

tengesetzes erreicht. Die Erhöhung endet vorher, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der 

Ruhestandsbeamte 

1. aus den anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten eine Versichertenrente der gesetzlichen 

Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Rente, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a nicht mehr dienstunfähig ist, mit Ablauf 

des Monats, in dem ihr oder ihm der Wegfall der Erhöhung mitgeteilt wird, oder 

3. ein Erwerbseinkommen bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Erwerbstätigkeit. 

§ 54 Absatz 5 gilt sinngemäß. 

(4) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes wird auf Antrag vorgenommen. Anträge, die innerhalb 

von drei Monaten nach Eintritt oder Versetzung der Beamtin oder des Beamten in den Ruhe-

stand gestellt werden, gelten als zum Zeitpunkt des Ruhestandsbeginns gestellt. Wird der 

Antrag zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, so tritt die Erhöhung vom Beginn des Antragsmo-

nats an ein. 

 

§ 18 Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit und 
auf Probe 
Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit oder auf Probe, die wegen Erreichens der Altersgren-

ze oder wegen Dienstunfähigkeit entlassen wurden (§ 22 Absatz 1 Nummer 2, § 23 Absatz 1 

Nummer 2 und 3 des Beamtenstatusgesetzes), kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 

Ruhegehaltes bewilligt werden. 

 

§ 19 Beamtinnen und Beamte auf Probe in leitender Funktion 
§ 18 findet auf Beamtenverhältnisse auf Probe nach § 4 Absatz 3 Buchstabe b des Beamtensta-

tusgesetzes in Verbindung mit § 21 des Landesbeamtengesetzes keine Anwendung. Aus die-

sem Beamtenverhältnis ergibt sich kein selbständiger Anspruch auf Versorgung. Die Unfallfür-

sorge bleibt davon unberührt. 

Abschnitt 3 Hinterbliebenenversorgung und Bezüge bei  
Verschollenheit 
 

§ 20 Allgemeines 
Die Hinterbliebenenversorgung umfasst 

1. Bezüge für den Sterbemonat (§ 21), 

2. Sterbegeld (§ 22), 

3. Witwen- und Witwergeld (§§ 23, 24), 
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4. Witwen- und Witwerabfindung (§ 25), 

5. Waisengeld (§§ 28, 29) und 

6. Unterhaltsbeiträge (§§ 26, 27, 31). 

 

§ 21 Bezüge für den Sterbemonat 
(1) Die Bezüge einschließlich Aufwandsentschädigungen für den Sterbemonat werden nicht 

zurückgefordert. 

(2) Noch nicht gezahlte Teile der Bezüge für den Sterbemonat können statt an die Erben an die 

Ehegattin oder den Ehegatten und an die Abkömmlinge gezahlt werden. 

 
§ 22 Sterbegeld255 
(1) Verstirbt eine Beamtin oder ein Beamter, eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbe-

amter wird Sterbegeld gezahlt. Dies gilt auch beim Tod einer entlassenen Beamtin oder eines 

entlassenen Beamten, wenn im Sterbemonat ein Anspruch auf Unterhaltsbeitrag bestanden 

hat. Anspruch auf Sterbegeld haben in folgender Rangfolge 

1. die Ehegattin oder der Ehegatte, 

2. die Abkömmlinge des oder der Verstorbenen und 

3. auf Antrag 

a) die Verwandten der aufsteigenden Linie, 

b) Geschwister, 

c) Geschwisterkinder oder 

d) Stiefkinder. 

Die in Nummer 3 genannten Personen müssen zur Zeit des Todes mit der oder dem Verstorbe-

nen in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder die oder der Verstorbene muss ganz oder 

überwiegend für deren Lebensunterhalt aufgekommen sein. Bei Vorliegen eines wichtigen 

Grundes kann von dieser Rangfolge abgewichen oder das Sterbegeld aufgeteilt werden. 

(2) Das Sterbegeld beträgt das Zweifache der Dienst-, Anwärter- oder Versorgungsbezüge für 

den Sterbemonat ausschließlich der Zuschläge für Personen nach § 73 des Landesbesoldungs-

gesetzes und der Vergütungen. § 5 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Sterbegeld aus anderen 

Beschäftigungsverhältnissen kann angerechnet werden. 

(3) Sind Anspruchsberechtigte nach Absatz 1 Satz 3 nicht vorhanden, ist sonstigen Personen, 

welche die Kosten der Bestattung getragen haben, auf Antrag Kostensterbegeld zu gewähren. 

Es wird bis zur Höhe ihrer Aufwendungen, höchstens jedoch in Höhe des Sterbegeldes nach 

Absatz 2 gewährt. 

(4) Stirbt eine Empfängerin von Witwengeld oder ein Empfänger von Witwergeld, so erhalten 

die Kinder der in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen Sterbegeld, wenn sie berechtigt sind, 

Waisengeld oder einen Unterhaltsbeitrag zu beziehen und zur Zeit des Todes zur häuslichen 

Gemeinschaft des oder der Verstorbenen gehört haben. Das Sterbegeld beträgt das Zweifache 

des Witwengeldes oder des Witwergeldes. Dies gilt entsprechend, wenn an Stelle des Witwen-

geldes oder des Witwergeldes ein Unterhaltsbeitrag bezogen wurde. Absatz 2 Satz 3 gilt ent-

sprechend. 

 

                                                                                       
255 Arbeitnehmer: § 23 Abs. 3 TVöD 
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§ 23 Witwengeld und Witwergeld 
(1) Witwengeld erhält die Witwe eines Beamten auf Lebenszeit oder eines Ruhestandsbeam-

ten. Witwergeld erhält der Witwer einer Beamtin auf Lebenszeit oder einer Ruhestandsbeam-

tin. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Beamtin oder der Beamte die Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 nicht erfüllt hat, 

2. die Ehe mit der oder dem Verstorbenen nicht mindestens ein Jahr bestanden hat, es sei 

denn, dass nach den besonderen Umständen des Falls die Annahme nicht gerechtfertigt ist, 

dass es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe oder dem Witwer 

eine Versorgung zu verschaffen, oder 

3. sich die Beamtin oder der Beamte zum Zeitpunkt der Eheschließung bereits im Ruhestand 

befand und die Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes 

bereits erreicht hatte. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Witwe eines Beamten oder den Witwer einer Beamtin auf Probe, 

der oder die an den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 28 Absatz 1 des Beamtenstatusgeset-

zes) verstorben ist oder dem die Entscheidung nach § 28 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes 

zugestellt war. 

 
§ 24 Höhe des Witwengeldes und des Witwergeldes 
(1) Das Witwengeld oder Witwergeld beträgt 55 Prozent des Versorgungsbezugs (Ruhegehalt 

zuzüglich der Zuschläge nach §§ 59 und 61), den die oder der Verstorbene erhalten hat oder 

hätte erhalten können, wenn er am Todestag wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-

setzt worden wäre. Es beträgt nach Anwendung des § 60 mindestens 60,65 Prozent des Ruhe-

gehaltes nach § 16 Absatz 3 Satz 2. § 16 Absatz 5 sowie die §§ 17 und 62 sind nicht anzuwen-

den. Änderungen des Mindestruhegehaltes (§ 16 Absatz 3) sind zu berücksichtigen. An die 

Stelle von 55 Prozent nach Satz 1 treten 60 Prozent, wenn die Ehe vor dem 1. Januar 2002 

geschlossen wurde und mindestens eine Ehegattin oder ein Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 

geboren ist; in diesen Fällen ist § 60 nicht anzuwenden. 

(2) War die Witwe oder der Witwer mehr als 20 Jahre jünger als die oder der Verstorbene und 

ist aus der Ehe kein Kind hervorgegangen, so wird das Witwengeld oder Witwergeld (Absatz 1) 

für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über 20 Jahre um 5 Prozent gekürzt, je-

doch höchstens um 50 Prozent. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe werden für jedes angefange-

ne Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrag 5 Prozent des Witwengeldes oder Witwer-

geldes hinzugesetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Wit-

wengeld oder Witwergeld darf nicht hinter dem Mindestwitwengeld oder Mindestwitwergeld 

(Absatz 1 in Verbindung mit § 16 Absatz 3) zurück bleiben. 

(3) Von dem nach Absatz 2 gekürzten Witwengeld oder Witwergeld ist auch bei der Anwen-

dung des § 30 auszugehen. 

 

§ 25 Witwenabfindung, Witwerabfindung 
(1) Witwen oder Witwer mit Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld oder Unterhaltsbeitrag 

erhalten im Fall einer Wiederverheiratung eine Abfindung. 

(2) Die Abfindung beträgt das 24fache des für den Monat, in dem die Wiederverheiratung 

erfolgt ist, nach Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften zu zahlen-

den Betrages des Versorgungsbezuges. Eine Kürzung nach § 30 und die Anwendung der §§ 66 
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und 67 Absatz 1 Nummer 3 bleiben außer Betracht. Die Abfindung ist in einer Summe zu zah-

len. 

(3) Lebt der Anspruch auf Witwengeld, Witwergeld oder Unterhaltsbeitrag nach § 33 Absatz 5 

wieder auf, so ist die Abfindung in angemessenen monatlichen Teilbeträgen von dem zu zah-

lenden Betrag des Versorgungsbezuges einzubehalten, soweit sie für einen nach dem Wieder-

aufleben liegenden Zeitraum berechnet ist. 

 

§ 26 Unterhaltsbeitrag für nicht witwengeldberechtigte Witwen und  
nichtwitwergeldberechtigte Witwer 
(1) In den Fällen des § 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 ist ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des 

Witwengeldes oder Witwergeldes zu gewähren, sofern die besonderen Umstände des Falls 

keine volle oder teilweise Versagung nach Maßgabe des Absatzes 2 rechtfertigen. Erwerbsein-

kommen und Erwerbsersatzeinkommen sind in angemessenem Umfang anzurechnen. Wird ein 

Erwerbsersatzeinkommen nicht beantragt oder wird auf ein Erwerbs- oder Erwerbsersatzein-

kommen verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapitalleistung, Abfindung oder Beitragser-

stattung gezahlt, ist der Betrag zu berücksichtigen, der ansonsten zu zahlen wäre. 

(2) Ein Unterhaltsbeitrag ist vollständig zu versagen, wenn 

1. die Ehe zwar ein Jahr oder länger bestanden hat, nach den gegebenen Umständen aber 

anzunehmen ist, dass die Eheschließung in erster Linie dem Zweck diente, der Witwe oder dem 

Witwer eine Versorgung zu verschaffen, sofern nicht besondere Billigkeitsgründe vorliegen, 

oder 

2. der Witwe oder dem Witwer im Hinblick auf ihr oder sein Lebensalter zugemutet werden 

kann, den Lebensunterhalt selbst zu bestreiten. 

Eine teilweise Versagung kommt insbesondere in Betracht, wenn 

1. die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte im Zeitpunkt der Eheschließung bereits 

das 80. Lebensjahr vollendet hatte oder 

2. die Ehe weniger als fünf Jahre bestanden hat. 

 
§ 27 Unterhaltsbeitrag für frühere Ehefrauen und frühere Ehemänner 
(1) Der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten oder 

dem geschiedenen Ehemann einer verstorbenen Beamtin oder Ruhestandsbeamtin, die oder 

der im Fall des Fortbestehens der Ehe Witwengeld oder Witwergeld erhalten hätte, ist auf 

Antrag ein Unterhaltsbeitrag insoweit zu gewähren, als sie oder er im Zeitpunkt des Todes des 

Beamten, der Beamtin, des Ruhestandsbeamten oder der Ruhestandsbeamtin gegen diesen 

oder diese einen Anspruch auf schuldrechtlichen Versorgungsausgleich nach § 1587f Nummer 

2 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung wegen 

einer Anwartschaft oder eines Anspruchs nach § 1587a Absatz 2 Nummer 1 des Bürgerlichen 

Gesetzbuches in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung hatte. Der Unterhaltsbeitrag 

wird jedoch nur gewährt, 

1. solange die geschiedene Ehefrau oder der geschiedene Ehemann erwerbsgemindert im 

Sinne des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Rentenversicherung – in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384) in der jeweils 

geltenden Fassung ist oder mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind erzieht oder die Sorge 

für ein waisengeldberechtigtes Kind mit körperlichen oder geistigen Gebrechen hat oder 
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2. wenn sie oder er das 60. Lebensjahr vollendet hat. 

Der nach Satz 1 festgestellte Betrag ist in einem Prozentsatz des Witwengeldes oder Witwer-

geldes festzusetzen; der Unterhaltsbeitrag darf fünf Sechstel des entsprechend § 72 gekürzten 

Witwengeldes oder Witwergeldes nicht übersteigen. § 25 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die frühere Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhe-

standsbeamten und für den früheren Ehemann einer verstorbenen Beamtin oder Ruhestands-

beamtin, deren oder dessen Ehe mit dem Verstorbenen oder der Verstorbenen aufgehoben 

oder für nichtig erklärt war. 

(3) Wenn das Scheidungsverfahren bis zum 31. Juli 1989 rechtshängig geworden ist oder die 

Parteien bis zu diesem Zeitpunkt eine Vereinbarung nach § 1587o des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches in der bis zum 31. Juli 1989 jeweils geltenden Fassung getroffen haben, ist ein Unterhalts-

beitrag nach Absatz 1 auch insoweit zu gewähren, als ein Anspruch auf schuldrechtlichen 

Versorgungsausgleich besteht, weil 

1. die Begründung von Rentenanwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung mit 

Rücksicht auf die Vorschrift des § 1587b Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches in der bis zum 31. Juli 1989 jeweils geltenden Fassung nicht möglich war, 

2. die ausgleichspflichtige Ehefrau oder der ausgleichspflichtige Ehemann die ihr oder ihm nach 

§ 1587b Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der bis zum 31. Juli 1989 

jeweils geltenden Fassung auferlegten Zahlungen zur Begründung von Rentenanwartschaften 

in einer gesetzlichen Rentenversicherung nicht erbracht hat, 

3. in den Ausgleich Leistungen der betrieblichen Altersversorgung aufgrund solcher Anwart-

schaften oder Aussichten einzubeziehen sind, die im Zeitpunkt des Erlasses der Entscheidung 

noch nicht unverfallbar waren, oder 

4. das Familiengericht nach § 1587b Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der bis zum 31. 

Juli 1989 jeweils geltenden Fassung eine Regelung in der Form des schuldrechtlichen Versor-

gungsausgleichs getroffen hat oder die Eheleute nach § 1587o des Bürgerlichen Gesetzbuches 

in der bis zum 31. Juli 1989 jeweils geltenden Fassung den schuldrechtlichen Versorgungsaus-

gleich vereinbart haben. 

(4) Ist die Ehe vor dem 1. Juli 1977 geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt worden, ist 

dem schuldlos oder aus überwiegendem Verschulden des anderen Ehepartners geschiedenen 

Ehepartner einer verstorbenen Beamtin oder Ruhestandsbeamtin oder eines verstorbenen 

Beamten oder Ruhestandsbeamten, die oder der im Fall des Fortbestehens der Ehe Witwen- 

oder Witwergeld erhalten hätte, ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwen- oder Witwer-

geldes insoweit zu gewähren, als der oder die Verstorbene zu Lebzeiten noch Unterhalt zu 

leisten hatte. Auf den Unterhaltsbeitrag werden Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche-

rungen und nach dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 

Januar 1982 (BGBl. I S. 21) in der jeweils geltenden Fassung, die sich von der oder dem Ver-

storbenen herleiten, angerechnet; das gleiche gilt für sonstige Hinterbliebenenversicherungen, 

zu denen der Arbeitgeber Zuschüsse in Höhe von mindestens der Hälfte der Beiträge geleistet 

hat. Spätere Änderungen der Verhältnisse können berücksichtigt werden. 

 

§ 28 Waisengeld 
(1) Waisengeld erhalten die Kinder 

1. einer verstorbenen Beamtin oder eines verstorbenen Beamten auf Lebenszeit, 
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2. einer verstorbenen Ruhestandsbeamtin oder eines verstorbenen Ruhestandsbeamten oder 

3. einer verstorbenen Beamtin oder eines verstorbenen Beamten auf Probe, die oder der an 

den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 28 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes) verstorben 

ist oder wenn ihr oder ihm die Entscheidung über die Versetzung in den Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit (§ 28 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes) zugestellt war, 

wenn die Beamtin oder der Beamte die Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 erfüllt hat. 

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder einer verstorbenen Ruhestandsbeamtin oder eines 

verstorbenen Ruhestandsbeamten, wenn das Kindschaftsverhältnis durch Annahme als Kind 

begründet wurde und die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte in diesem Zeit-

punkt bereits im Ruhestand war und die Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 des 

Landesbeamtengesetzes bereits erreicht hatte. Es kann ihnen jedoch ein Unterhaltsbeitrag bis 

zur Höhe des Waisengeldes bewilligt werden. 

 

§ 29 Höhe des Waisengeldes 
(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise 12 Prozent und für die Vollwaise 20 Prozent des 

Versorgungsbezugs (Ruhegehalt zuzüglich der Zuschläge nach §§ 59 und 61), den die oder der 

Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn sie oder er am Todestag wegen 

Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden wäre. § 16 Absatz 5 sowie die §§ 17 und 

62 sind nicht anzuwenden. Änderungen des Mindestruhegehalts (§ 16 Absatz 3) sind zu be-

rücksichtigen. 

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen nicht zum Bezug von Witwengeld oder der 

Vater des Kindes der Verstorbenen nicht zum Bezug von Witwergeld berechtigt ist und auch 

keinen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen- oder Witwergeldes erhält, wird das Waisengeld 

nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt. Es darf zuzüglich des Unterhaltsbeitrages den Betrag des 

Witwen- oder Witwergeldes und des Waisengeldes nach dem Satz für Halbwaisen nicht über-

steigen. 

(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche aus Beamtenverhältnissen mehrerer 

Personen, wird nur das höchste Waisengeld gezahlt. 

 

§ 30 Zusammentreffen von Witwen- oder Witwergeld, Waisengeld und  
Unterhaltsbeiträgen 
(1) Witwen- oder Witwer- und Waisengeld dürfen weder einzeln noch zusammen den Betrag 

des ihrer Berechnung zugrunde zu legenden Ruhegehaltes übersteigen. Ergibt sich an Witwen- 

oder Witwer- und Waisengeld zusammen ein höherer Betrag, so werden die einzelnen Bezüge 

im gleichen Verhältnis gekürzt. 

(2) Nach dem Ausscheiden einer witwen-, witwer- oder waisengeldberechtigten Person erhöht 

sich das Witwen-, Witwer- oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten vom Beginn des 

folgenden Monats an insoweit, als sie nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag nach § 24 

oder § 29 erhalten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn neben Witwen-, Witwer- oder Waisengeld 

ein Unterhaltsbeitrag nach § 27 gewährt wird. 

(4) Unterhaltsbeiträge nach § 26 Absatz 1 gelten für die Anwendung der Absätze 1 bis 3 als 

Witwen- oder Witwergeld. Unterhaltsbeiträge nach § 28 Absatz 2 Satz 2 dürfen nur insoweit 
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bewilligt werden, als sie allein oder zusammen mit gesetzlichen Hinterbliebenenbezügen die in 

Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Höchstgrenze nicht übersteigen. 

 

§ 31 Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene von Beamtinnen und Beamten auf  
Lebenszeit und auf Probe 
(1) Der Witwe oder dem Witwer, der geschiedenen Ehefrau oder dem geschiedenen Ehemann 

(§ 27 Absatz 1 und 2) und den Kindern einer Beamtin oder eines Beamten, der oder dem nach 

§ 18 ein Unterhaltsbeitrag bewilligt worden ist oder hätte bewilligt werden können, kann die in 

den §§ 23, 24 und 26 bis 30 vorgesehene Versorgung bis zu der dort bezeichneten Höhe als 

Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. 

(2) § 25 gilt entsprechend. 

 

§ 32 Beginn der Zahlungen 
(1) Die Zahlung des Witwen-, Witwer- und Waisengeldes sowie eines Unterhaltsbeitrages nach 

§ 26 Absatz 1 oder § 28 Absatz 2 Satz 2 beginnt mit dem Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die 

nach diesem Zeitpunkt geboren werden, erhalten Waisengeld vom ersten Tag des Geburtsmo-

nats an. 

(2) Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 27 Absatz 1 bis 3 beginnt mit dem ersten Tag 

des Monats, in dem eine der in § 27 Absatz 1 Satz 2 genannten Voraussetzungen eintritt, frü-

hestens jedoch mit Ablauf des Sterbemonats. Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 27 

Absatz 4 beginnt mit Ablauf des Sterbemonats. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 

31. 

 

§ 33 Erlöschen der Hinterbliebenenversorgung 
(1) Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung erlischt 

1. für jede Berechtigte und jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in dem sie oder er 

stirbt, 

2. für jede Witwe und jeden Witwer außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie oder er 

sich verheiratet, 

3. für jede Waise außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollen-

det. 

(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Lebensjahres auf Antrag längstens bis zur 

Vollendung des 27. Lebensjahres gewährt, solange die Waise 

1. sich in der Schul- oder Berufsausbildung oder in einer Übergangszeit von höchstens vier 

Monaten befindet, 

2. ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr oder einen ähnlichen 

Dienst leistet oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 

unterhalten. 

Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 wird das Waisengeld ungeachtet der Höhe eines eigenen Einkom-

mens dem Grunde nach gewährt. Soweit ein eigenes Einkommen der Waise das Zweifache des 

Mindestvollwaisengeldes (§ 16 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit § 29 Absatz 1) übersteigt, 
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wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zuzüglich des Unterschiedsbetrages (§ 58 Absatz 1) 

angerechnet. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 wird eine Waise, die 

1. den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet hat oder 

2. sich anstelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht mehr als 

drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat oder 

3. eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwick-

lungshelferin oder Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-

Gesetzes ausgeübt hat, 

für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens für 

die reguläre Dauer des inländischen gesetzlichen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten 

Kriegsdienstverweigerern für die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes, über das 

27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehrdienst oder Zivildienst in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat, auf den das Abkommen über 

den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, geleistet, so ist die Dauer dieses Diens-

tes maßgebend. 

(4) Das Waisengeld nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird über das 27. Lebensjahr hinaus nur 

gewährt, wenn 

1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjahres bestanden hat oder bis zu dem sich 

nach Absatz 3 ergebenden Zeitpunkt eingetreten ist, wenn sich die Waise in verzögerter Schul- 

oder Berufsausbildung befunden hat, und 

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihre Ehegattin, ihr Ehegatte, ihre frühere Ehegattin 

oder ihr früherer Ehegatte ihr keinen ausreichenden Unterhalt leisten kann oder dem Grunde 

nach nicht unterhaltspflichtig ist und sie nicht unterhält. 

(5) Hat eine Witwe oder ein Witwer sich wieder verheiratet und wird die Ehe aufgelöst, lebt 

der Anspruch auf Witwengeld oder Witwergeld wieder auf. Ein von der Witwe oder dem Wit-

wer infolge Auflösung der Ehe erworbener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder Rentenan-

spruch ist auf den wieder aufgelebten Versorgungsanspruch und den Unterschiedsbetrag nach 

§ 58 Absatz 1 anzurechnen. Wird eine solche Leistung nicht beantragt oder wird auf sie ver-

zichtet oder wird an ihrer Stelle eine Abfindung, Kapitalleistung oder Beitragserstattung ge-

zahlt, ist der Betrag anzurechnen, der ansonsten zu zahlen wäre. Der Auflösung der Ehe steht 

die Nichtigerklärung gleich. 

 
§ 34 Bezüge bei Verschollenheit256 
(1) Verschollene erhalten die ihnen zustehenden Bezüge bis zum Ablauf des Monats, in dem 

die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle feststellt, dass ihr Ableben mit 

Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 

(2) Mit Beginn des Folgemonats erhalten die Personen, die im Fall des Todes der oder des 

Verschollenen Witwen-, Witwer- oder Waisengeld erhalten würden oder einen Unterhaltsbei-

trag erhalten könnten, diese Bezüge. Die §§ 21 und 22 gelten nicht. 

(3) Kehren Verschollene zurück, so lebt der Anspruch auf Bezüge wieder auf, soweit nicht 

besondere gesetzliche Gründe entgegenstehen. Nachzahlungen sind längstens für die Dauer 

                                                                                       
256 nach dem Verschollenheitsgesetz 
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eines Jahres zu leisten. Die nach Absatz 2 für den gleichen Zeitraum gewährten Bezüge sind 

anzurechnen. 

(4) Ergibt sich, dass bei einer Beamtin oder einem Beamten die Voraussetzungen des § 11 des 

Landesbesoldungsgesetzes vorliegen, so können die nach Absatz 2 gezahlten Bezüge von ihr 

oder ihm zurückgefordert werden. 

(5) Werden Verschollene für tot erklärt oder die Todeszeit gerichtlich festgestellt oder eine 

Sterbeurkunde über den Tod der oder des Verschollenen ausgestellt, so ist die Hinterbliebe-

nenversorgung ab dem Ersten des auf die Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung oder die 

Ausstellung der Sterbeurkunde folgenden Monats unter Berücksichtigung des festgestellten 

Todeszeitpunktes neu festzusetzen. 

Abschnitt 4 Unfallfürsorge 
 
§ 35 Allgemeines 
(1) Wird eine Beamtin oder ein Beamter durch einen Dienstunfall verletzt, so wird Unfallfür-

sorge gewährt. Unfallfürsorge wird auch dem Kind einer Beamtin gewährt, das durch deren 

Dienstunfall während der Schwangerschaft unmittelbar geschädigt wurde. Satz 2 gilt auch, 

wenn die Schädigung durch besondere Einwirkungen verursacht worden ist, die generell ge-

eignet sind, bei der Mutter einen Dienstunfall im Sinne des § 36 Absatz 3 zu verursachen. 

(2) Die Unfallfürsorge umfasst: 

1. Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen (§ 38), 

2. Heilverfahren (§§ 39, 40), 

3. Unfallausgleich (§ 41), 

4 Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 42 bis 45), 

5. Unfallhinterbliebenenversorgung (§§ 46 bis 50), 

6. einmalige Unfallentschädigung (§ 51) und 

7. Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 52). 

Im Fall von Absatz 1 Satz 2 und 3 erhält das Kind der Beamtin Leistungen nach Nummer 2 und 

3 sowie nach § 45. 

(3) Im Übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften. 

 

§ 36 Dienstunfall 
(1) Ein Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich 

bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge 

des Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und 

3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren 

Übernahme die Beamtin oder der Beamte gemäß § 48 des Landesbeamtengesetzes verpflich-

tet ist, oder Nebentätigkeiten, deren Wahrnehmung von ihr oder ihm im Zusammenhang mit 

den Dienstgeschäften erwartet wird, sofern die Beamtin oder der Beamte hierbei nicht in der 

gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist (§ 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch - Ge-
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setzliche Unfallversicherung - vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254) in der jeweils geltenden 

Fassung). 

(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden Weges zur 

und von der Dienststelle; hat die Beamtin oder der Beamte wegen der Entfernung der ständi-

gen Familienwohnung vom Dienstort an diesem oder in dessen Nähe eine Unterkunft, so gilt 

der Halbsatz 1 auch für den Weg von und zu der Familienwohnung. Der Zusammenhang mit 

dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn die Beamtin oder der Beamte von dem unmittel-

baren Wege zwischen der Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem Umfang abweicht, 

weil 

1. ihr oder sein dem Grunde nach Kindergeld berechtigendes Kind, das mit ihr oder ihm in 

einem Haushalt lebt, wegen ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit oder der beruflichen Tätig-

keit beider Eheleute fremder Obhut anvertraut wird oder 

2. weil sie oder er mit anderen berufstätigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versi-

cherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg zur und von der Dienststelle benutzt. 

Ein Unfall, den die oder der Verletzte bei Durchführung des Heilverfahrens (§ 39) oder auf 

einem hierzu notwendigen Wege erleidet, gilt als Folge eines Dienstunfalls. 

(3) Erkrankt eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der nach der Art ihrer oder seiner dienst-

lichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung an bestimmten Krankheiten besonders ausge-

setzt ist, an einer solchen Krankheit, so gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, dass die Beamtin 

oder der Beamte sich die Krankheit außerhalb des Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an 

einer solchen Krankheit gilt jedoch stets als Dienstunfall, wenn sie durch gesundheitsschädi-

gende Verhältnisse verursacht worden ist, denen die Beamtin oder der Beamte am Ort des 

dienstlich angeordneten Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt war. Die in Betracht 

kommenden Krankheiten ergeben sich aus der Berufskrankheiten-Verordnung vom 31. Okto-

ber 1997 (BGBl. I S. 2623) in der jeweils geltenden Fassung. 

(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperschaden ist ein Körperschaden gleichzusetzen, 

den eine Beamtin oder ein Beamter außerhalb des Dienstes erleidet, wenn sie oder er im 

Hinblick auf pflichtgemäßes dienstliches Verhalten oder wegen ihrer oder seiner Eigenschaft 

als Beamtin oder Beamter angegriffen wird. Gleichzusetzen ist ferner ein Körperschaden, den 

eine Beamtin oder ein Beamter im Ausland erleidet, wenn sie oder er bei Kriegshandlungen, 

Aufruhr oder Unruhen, denen sie oder er am Ort ihres oder seines dienstlich angeordneten 

Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt war, angegriffen wird. 

(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann auch gewährt werden, wenn eine Beamtin 

oder ein Beamter, die oder der zur Wahrnehmung einer Tätigkeit, die öffentlichen Belangen 

oder dienstlichen Interessen dient, beurlaubt worden ist und in Ausübung oder infolge dieser 

Tätigkeit einen Körperschaden erleidet. 

 

§ 37 Einsatzunfall 
(1) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch bei einem Einsatzunfall gewährt. Ein 

Einsatzunfall liegt vor, wenn eine Beamtin oder ein Beamter während einer besonderen Aus-

landsverwendung auf Grund der mit dieser Verwendung verbundenen gesteigerten Gefähr-

dungslage in Ausübung oder infolge des Dienstes bei einem Unfall oder einer Erkrankung im 

Sinne von § 36 eine gesundheitliche Schädigung erleidet. Eine besondere Auslandsverwendung 

ist eine Verwendung, die auf Grund eines Übereinkommens oder einer Vereinbarung mit einer 
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über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit einem auswärtigen Staat auf Beschluss 

der Bundesregierung im Ausland oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets auf Schiffen 

oder in Luftfahrzeugen stattfindet, oder eine Verwendung im Ausland oder außerhalb des 

deutschen Hoheitsgebiets auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen mit vergleichbar gesteigerter 

Gefährdungslage. Die besondere Verwendung im Ausland beginnt mit dem Eintreffen im Ein-

satzgebiet und endet mit dem Verlassen des Einsatzgebiets. 

(2) Gleiches gilt, wenn eine Erkrankung, ihre Folgen oder ein Unfall bei einer besonderen Aus-

landsverwendung im Sinne von Absatz 1 

1. auf gesundheitsschädigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse 

zurückzuführen ist oder 

2. bei dienstlicher Verwendung im Ausland im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder 

einer Gefangenschaft steht oder 

3. darauf beruht, dass die Beamtin oder der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst zusammen-

hängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist. 

(3) § 36 Absatz 5 gilt entsprechend. 

(4) Die Unfallfürsorge ist ausgeschlossen, wenn sich die Beamtin oder der Beamte vorsätzlich 

oder grob fahrlässig der Gefährdung ausgesetzt oder die Gründe für eine Verschleppung, 

Gefangenschaft oder sonstige Einflussbereichsentziehung herbeigeführt hat. Unfallfürsorge 

kann ganz oder teilweise gewährt werden, wenn der Ausschluss für die Betreffenden eine 

unbillige Härte wäre. 

 

§ 38 Ersatz von Sachschäden und besonderen Aufwendungen 
Der Ersatz von Sachschäden, die durch einen Dienstunfall verursacht werden, richtet sich nach 

§ 82 Absatz 1 Satz 1 und 3 des Landesbeamtengesetzes. Sind durch die erste Hilfeleistung nach 

dem Unfall besondere Kosten entstanden, ist der Beamtin oder dem Beamten der nachweisbar 

notwendige Aufwand zu ersetzen. 

 

§ 39 Heilverfahren 
(1) Das Heilverfahren umfasst die notwendige 

1. ärztliche und zahnärztliche Behandlung, 

2. Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln sowie ergänzend Leistungen, 

3. Pflege (§ 40) und 

4. Behandlung in Krankenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen. 

(2) Die Verletzten sind verpflichtet, sich Maßnahmen des Heilverfahrens zu unterziehen, wenn 

sie nach einer von der Dienstbehörde eingeholten ärztlichen Stellungnahme zur Sicherung des 

Heilerfolgs notwendig sind. Dies gilt nicht, wenn die Maßnahmen mit einer erheblichen Gefahr 

für Leben oder Gesundheit verbunden sind oder einen erheblichen Eingriff in die körperliche 

Unversehrtheit bedeuten. 

(3) Verursachen die Folgen des Dienstunfalls außergewöhnliche Kosten für Kleider- und Wä-

scheverschleiß, so sind diese in angemessenem Umfang zu ersetzen. 

(4) Das Nähere zu Umfang und Durchführung des Heilverfahrens regelt das Finanzministerium 

durch Rechtsverordnung. 
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§ 40 Pflegekosten 
(1) Für ärztlich verordnete häusliche Krankenpflege (Grund- und Behandlungspflege) werden 

die notwendigen Kosten erstattet, wenn dadurch eine Krankenhausbehandlung vermieden 

oder verkürzt werden kann. 

(2) Ist die oder der Verletzte infolge des Dienstunfalls so hilflos, dass sie oder er nicht ohne 

fremde Hilfe und Pflege auskommen kann, sind die notwendigen Pflegekosten in angemesse-

nem Umfang zu erstatten. 

 
§ 41 Unfallausgleich 
(1) Liegt ein wesentlicher Grad der Schädigungsfolgen, der durch einen Dienstunfall verursacht 

worden ist, länger als sechs Monate vor, so erhält die oder der Verletzte, solange dieser Zu-

stand andauert, neben den Dienstbezügen, den Anwärterbezügen oder dem Ruhegehalt einen 

Unfallausgleich. Dieser wird in Höhe der Grundrente nach § 31 Absatz 1 bis 3 des Bundesver-

sorgungsgesetzes gewährt. Ein Anspruch auf Unfallausgleich besteht auch während einer 

Beurlaubung ohne Besoldung. 

(2) Der Grad der Schädigungsfolgen ist nach den allgemeinen Auswirkungen der Funktionsbe-

einträchtigungen, die durch die als Schädigungsfolge anerkannten körperlichen, geistigen oder 

seelischen Gesundheitsstörungen bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu beurteilen. Hat bei 

Eintritt des Dienstunfalls ein abschätzbarer Grad der Schädigungsfolgen bereits bestanden, so 

ist für die Berechnung des Unfallausgleichs von dem individuellen Grad der Schädigungsfolgen 

der oder des Verletzten, der unmittelbar vor dem Eintritt des Dienstunfalls bestand, auszuge-

hen und zu ermitteln, welcher Teil dieses individuellen Grades der Schädigungsfolgen durch 

den Dienstunfall eingetreten ist. Beruht der frühere Grad der Schädigungsfolgen auf einem 

Dienstunfall, so kann ein einheitlicher Unfallausgleich festgesetzt werden. Für äußere Körper-

schäden können Mindestgrade festgelegt werden. Vorübergehende Gesundheitsstörungen 

sind nicht zu berücksichtigen; als vorübergehend gilt ein Zeitraum von bis zu sechs Monaten. 

(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in den Verhältnissen, die für die Feststel-

lung maßgebend gewesen sind, eine wesentliche Änderung eingetreten ist. 

 

§ 42 Unfallruhegehalt 
(1) Ist die Beamtin oder der Beamte infolge des Dienstunfalls dienstunfähig geworden und in 

den Ruhestand versetzt worden, so erhält sie oder er Unfallruhegehalt. 

(2) Wird eine Beamtin oder ein Beamter auf Grund eines Dienstunfalls nach Absatz 1 vor Voll-

endung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt, wird zur Berechnung des Unfallruhe-

gehalts der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte der Zurechnungszeit nach § 15 Absatz 1 

hinzugerechnet. § 15 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(3) Der Ruhegehaltssatz berechnet sich nach § 16 Absatz 1 mit der Maßgabe, dass er für jedes 

Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit anstatt um 1,79375 Prozent um 1,875 Prozent ansteigt, und 

erhöht sich zusätzlich um 20 Prozentpunkte. Das Unfallruhegehalt beträgt mindestens 66 2/3 

Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und darf 75 Prozent der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge nicht übersteigen. Es darf nicht hinter 70,86 Prozent der jeweils ruhegehaltfähi-

gen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5 zurückbleiben. 
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§ 43 Erhöhtes Unfallruhegehalt 
(1) Setzt sich eine Beamtin oder ein Beamter bei Ausübung einer Diensthandlung einer damit 

verbundenen besonderen Lebensgefahr aus und erleidet infolge dieser Gefährdung einen 

Dienstunfall, so sind bei der Bemessung des Unfallruhegehaltes 80 Prozent der ruhegehaltfähi-

gen Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen, 

wenn sie oder er infolge dieses Dienstunfalls dienstunfähig geworden und in den Ruhestand 

versetzt worden ist und der Grad der Schädigungsfolgen im Zeitpunkt der Versetzung in den 

Ruhestand infolge des Dienstunfalls mindestens 50 beträgt. Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass 

sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für Beamtinnen und Beamte 

1. der Laufbahngruppe 1 mit dem ersten Einstiegsamt mindestens nach der Besoldungsgruppe 

A 8, 

2. der Laufbahngruppe 1 mit dem zweiten Einstiegsamt mindestens nach der Besoldungsgrup-

pe A 9, 

3. der Laufbahngruppe 2 mit dem ersten Einstiegsamt mindestens nach der Besoldungsgruppe 

A 12 und 

4. der Laufbahngruppe 2 mit dem zweiten Einstiegsamt mindestens nach der Besoldungsgrup-

pe A 16 

bemessen. 

(2) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte 

1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidrigen Angriff oder 

2. außerhalb des Dienstes durch einen Angriff im Sinne des § 36 Absatz 4 einen Dienstunfall 

mit den in Absatz 1 genannten Folgen erleidet. 

(3) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn eine Beamtin oder ein Beamter 

einen Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 37 erleidet und 

infolge des Einsatzunfalls oder des diesem gleichstehenden Ereignisses dienstunfähig gewor-

den und in den Ruhestand versetzt worden ist und im Zeitpunkt des diesem gleichstehenden 

Ereignisses einen Grad der Schädigungsfolgen von mindestens 50 erlangt hat. 

 

§ 44 Unterhaltsbeitrag für frühere Beamtinnen und Beamte, frühere  
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
(1) Eine frühere Beamtin oder ein früherer Beamter, die oder der durch einen Dienstunfall 

verletzt wurde und deren oder dessen Beamtenverhältnis nicht durch Eintritt oder Versetzung 

in den Ruhestand geendet hat, erhält neben dem Heilverfahren (§§ 39 und 40) für die Dauer 

eines durch den Dienstunfall verursachten Grades der Schädigungsfolgen einen Unterhaltsbei-

trag. 

(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt 

1. 66 2/3 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach Absatz 4 bei einem Grad der Schä-

digungsfolgen von 100, 

2. bei einem Grad der Schädigungsfolgen von mindestens 20 den diesem Grad entsprechenden 

Teil des Unterhaltsbeitrages nach Nummer 1. 

(3) Im Fall des Absatzes 2 Nummer 2 kann der Unterhaltsbeitrag bis auf den Betrag nach Ab-

satz 2 Nummer 1 erhöht werden, solange die oder der Verletzte aus Anlass des Unfalls unver-

schuldet arbeitslos ist. 
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(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen sich nach § 5 Absatz 1. Bei einer früheren 

Beamtin oder einem früheren Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst sind die Dienst-

bezüge zugrunde zu legen, die sie oder er bei der Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten 

auf Probe zuerst erhalten hätte. Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit 

infolge des Dienstunfalls entlassen worden, gilt § 5 Absatz 2 entsprechend. Der Unterhaltsbei-

trag für eine frühere Beamtin oder einen früheren Beamten auf Widerruf in einem Amt, das 

die Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchte, ist nach billigem Ermessen festzusetzen. 

(5) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge des Dienstunfalls entlas-

sen worden, darf der Unterhaltsbeitrag nach Absatz 2 Nummer 1 nicht hinter dem Mindestun-

fallruhegehalt (§ 42 Absatz 3 Satz 3) zurückbleiben. Ist die Beamtin oder der Beamte wegen 

Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls der in § 43 bezeichneten Art entlassen worden 

und beträgt der Grad der Schädigungsfolgen der Beamtin oder des Beamten infolge des 

Dienstunfalls im Zeitpunkt der Entlassung mindestens 50, treten an die Stelle des Mindestun-

fallruhegehaltes 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-

dungsgruppe, die sich bei sinngemäßer Anwendung des § 43 ergibt. Absatz 4 Satz 4 gilt ent-

sprechend. 

(6) § 41 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für eine frühere Ruhestandsbeamtin oder einen 

früheren Ruhestandsbeamten, die oder der durch einen Dienstunfall verletzt wurde und ihre 

oder seine Rechte als Ruhestandsbeamtin oder Ruhestandsbeamter verloren hat oder der oder 

dem das Ruhegehalt aberkannt worden ist. 

 

§ 45 Unterhaltsbeitrag bei Schädigung eines ungeborenen Kindes 
(1) Der Unterhaltsbeitrag wird im Fall des § 35 Absatz 1 Satz 2 und 3 für die Dauer des Beste-

hens der durch einen Dienstunfall der Mutter verursachten Schädigungsfolgen gewährt 

1. bei einem Grad der Schädigungsfolgen von 100 in Höhe des Mindestunfallwaisengeldes nach 

§ 47 Satz 2 in Verbindung mit § 42 Absatz 3 Satz 3, 

2. bei einem Grad der Schädigungsfolgen von mindestens 20 in Höhe eines diesem Grad ent-

sprechenden Teils des Unterhaltsbeitrages nach Nummer 1. 

(2) § 41 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei Minderjährigen wird der Grad der Schädigungsfolgen 

nach den Auswirkungen bemessen, die sich bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheitsscha-

den ergeben würden. Die Sorgeberechtigten sind verpflichtet, Untersuchungen zu ermögli-

chen. 

(3) Der Unterhaltsbeitrag beträgt vor Vollendung des 14. Lebensjahres 30 Prozent, vor Vollen-

dung des 18. Lebensjahres 50 Prozent der Sätze nach Absatz 1. 

(4) Auf den Unterhaltsbeitrag werden erstattete Pflegekosten nach § 40 Absatz 2 angerechnet. 

(5) Hat eine unterhaltsbeitragsberechtigte Person Anspruch auf Waisengeld nach diesem 

Gesetz, wird nur der höhere Versorgungsbezug gezahlt. 

 
§ 46 Unfallsterbegeld 
(1) Ist die oder der Verletzte an den Folgen des Dienstunfalls verstorben, wird Unfallsterbegeld 

gewährt. Das Unfallsterbegeld beträgt das Dreifache der Dienst-, Anwärter- oder Versorgungs-

bezüge für den Sterbemonat ausschließlich der Zuschläge für Personen nach § 73 des Landes-
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besoldungsgesetzes und der Vergütungen, mindestens aber 8000 Euro. Im Übrigen gilt § 22 

entsprechend. 

(2) Auf das Unfallsterbegeld ist Sterbegeld nach § 22 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 zu 50 

Prozent und Sterbegeld nach § 22 Absatz 3 in voller Höhe anzurechnen. 

 

§ 47 Unfall-Hinterbliebenenversorgung 
Ist eine Beamtin, ein Beamter, eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter mit 

Anspruch auf Unfallruhegehalt verstorben, richtet sich die Hinterbliebenenversorgung nach 

den allgemeinen Vorschriften unter Berücksichtigung des Unfallruhegehalts, soweit nichts 

Abweichendes bestimmt ist. Ist der Tod infolge des Dienstunfalls eingetreten, beträgt das 

Witwen- oder Witwergeld 60 Prozent des Unfallruhegehalts, mindestens 60,65 Prozent des 

Unfallruhegehalts nach § 42 Absatz 3 Satz 3, sowie das Waisengeld für jedes waisengeldbe-

rechtigte Kind (§ 28) 30 Prozent des Unfallruhegehalts. Waisengeld wird auch elternlosen 

Enkeln gewährt, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder überwiegend durch die 

Verstorbene oder den Verstorbenen bestritten wurde. In den Fällen des § 26 wird keine Unfall-

Hinterbliebenenversorgung gewährt. 

 

§ 48 Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufsteigenden Linie 
Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder 

überwiegend durch die Verstorbene oder den Verstorbenen (§ 47) bestritten wurde, ist für die 

Dauer der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag von zusammen 30 Prozent des Unfallruhegehalts 

zu gewähren, mindestens jedoch 40 Prozent des in § 42 Absatz 3 Satz 3 genannten Betrages. 

Sind mehrere Personen dieser Art vorhanden, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern vor den 

Großeltern gewährt. An die Stelle eines verstorbenen Elternteils treten dessen Eltern. 

 

§ 49 Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene 
 (1) Ist in den Fällen des § 44 die oder der Anspruchsberechtigte an den Folgen des Dienstun-

falls verstorben, so erhalten die Hinterbliebenen einen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen‑, 
Witwer- oder Waisengeldes, das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundele-

gung des Unterhaltsbeitrags nach § 44 Absatz 2 Nummer 1 ergibt. 

(2) Ist in den Fällen des § 44 die oder der Anspruchsberechtigte nicht an den Folgen des 

Dienstunfalls verstorben, so kann den Hinterbliebenen ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 

Witwen-, Witwer- oder Waisengeldes bewilligt werden, das sich nach den allgemeinen Vor-

schriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrages ergibt, den die oder der Verstorbene 

im Zeitpunkt des Todes bezogen hat. 

(3) Für die Hinterbliebenen einer oder eines an den Unfallfolgen verstorbenen Beamtin oder 

Beamten gilt Absatz 1 entsprechend, wenn nicht Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach § 47 

zusteht. 

(4) § 25 gilt entsprechend. 

 

§ 50 Höchstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung 
Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen (§§ 47 bis 49) darf insgesamt die Bezüge (Unfallru-

hegehalt oder Unterhaltsbeitrag) nicht übersteigen, welche die oder der Verstorbene erhalten 
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hat oder hätte erhalten können. Abweichend von Satz 1 sind in den Fällen des § 43 als Höchst-

grenze mindestens die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten 

anstelle der von der oder dem Verstorbenen tatsächlich erreichten Besoldungsgruppe zugrun-

de zu legen. § 30 ist entsprechend anzuwenden. Der Unfallausgleich (§ 41) sowie der Zuschlag 

bei Arbeitslosigkeit (§ 44 Absatz 3) bleiben sowohl bei der Berechnung des Unterhaltsbeitrages 

nach § 49 als auch bei der vergleichenden Berechnung nach § 30 außer Betracht. 

 
§ 51 Einmalige Unfallentschädigung und einmalige Entschädigung 
(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der einen Dienstunfall der in § 43 bezeichneten 

Art erleidet, erhält neben einer beamtenrechtlichen Versorgung bei Beendigung des Dienst-

verhältnisses eine einmalige Unfallentschädigung von 150.000 Euro, wenn von der obersten 

Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zu diesem Zeitpunkt ein dauerhafter Grad 

der Schädigungsfolgen von mindestens 50 infolge des Unfalls festgestellt wird. 

(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den Folgen eines Dienstunfalls der in § 43 bezeichne-

ten Art verstorben und hat sie oder er eine einmalige Unfallentschädigung nach Absatz 1 nicht 

erhalten, wird ihren oder seinen Hinterbliebenen eine einmalige Unfallentschädigung wie folgt 

gewährt: 

1. Die Witwe oder der Witwer sowie die versorgungsberechtigten Kinder erhalten eine Ent-

schädigung in Höhe von insgesamt 100.000 Euro, 

2. sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummer 1 nicht vorhanden, so erhalten die Eltern 

und die nicht versorgungsberechtigten Kinder eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 

40.000 Euro, 

3. sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummern 1 und 2 nicht vorhanden, so erhalten die 

Großeltern und Enkel eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 20.000 Euro. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine Beamtin oder ein Beamter, die oder 

der 

1. als Angehörige oder Angehöriger des besonders gefährdeten fliegenden Personals während 

des Flugdienstes, 

2. als Helm- oder Schwimmtaucherin, Helm- oder Schwimmtaucher während des besonders 

gefährlichen Tauchdienstes, 

3. als Angehörige oder Angehöriger des besonders gefährdeten Munitionsuntersuchungs-

personals während des dienstlichen Umgangs mit Munition, 

4. als Angehörige oder Angehöriger eines Polizeiverbandes bei einer besonders gefährlichen 

Diensthandlung im Einsatz oder in der Ausbildung dazu, 

5. im Einsatz beim Ein- oder Aushängen von Außenlasten bei einem Hubschrauber oder 

6. im Einsatz unter umluftunabhängigen Atemschutzgeräten 

einen Unfall erleidet, der nur auf die besonderen Verhältnisse des Dienstes nach den Num-

mern 1 bis 6 zurückzuführen ist. Den Personenkreis des Satzes 1 und die zum Dienst im Sinne 

des Satzes 1 gehörenden dienstlichen Verrichtungen bestimmt die Landesregierung durch 

Rechtsverordnung. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für andere Angehörige des öffentli-

chen Dienstes, zu deren Dienstobliegenheiten Tätigkeiten der in Satz 1 Nummer 1 bis 6 be-

zeichneten Art gehören. 
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(4) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Beamtin oder ein Beamter, eine andere Angehörige 

oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes einen Einsatzunfall oder ein diesem 

gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 37 erleidet. 

(5) Die Hinterbliebenen erhalten eine einmalige Entschädigung nach Maßgabe des Absatzes 2, 

wenn eine Beamtin oder ein Beamter, eine andere Angehörige oder ein anderer Angehöriger 

des öffentlichen Dienstes an den Folgen eines Einsatzunfalls oder eines diesem gleichstehen-

den Ereignisses im Sinne des § 37 verstorben ist. 

(6) Für eine einmalige Entschädigung nach den Absätzen 4 und 5 gelten § 36 Absatz 5 und § 37 

Absatz 4 entsprechend. Besteht auf Grund derselben Ursache Anspruch sowohl auf eine ein-

malige Unfallentschädigung nach den Absätzen 1 bis 3 als auch auf eine einmalige Entschädi-

gung nach Absatz 4 oder 5, wird nur die einmalige Entschädigung gewährt. 

(7) Eine Entschädigung aus einer Unfallversicherung, für die der Dienstherr die Beiträge gezahlt 

hat, ist auf die Unfallentschädigung nach Absatz 3 anzurechnen. 

 
§ 52 Schadensausgleich in besonderen Fällen 
(1) Schäden, die Beamtinnen und Beamten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Diens-

tes während einer Verwendung im Sinne des § 37 Absatz 1 infolge von besonderen, vom Inland 

wesentlich abweichenden Verhältnissen, insbesondere infolge von Kriegshandlungen, kriegeri-

schen Ereignissen, Aufruhr, Unruhen oder Naturkatastrophen oder als Folge der Ereignisse 

nach § 37 Absatz 2 entstehen, werden ihnen in angemessenem Umfang ersetzt. Gleiches gilt 

für Schäden der Beamtinnen und Beamten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Diens-

tes durch einen Gewaltakt gegen staatliche Amtsträger, Einrichtungen oder Maßnahmen, 

wenn die Beamtinnen und Beamten oder andere Angehörige des öffentlichen Dienstes von 

dem Gewaltakt in Ausübung des Dienstes oder wegen ihrer Eigenschaft als Beamtinnen und 

Beamte oder andere Angehörige des öffentlichen Dienstes betroffen sind. 

(2) Im Fall einer Verwendung im Sinne des § 37 Absatz 1 wird Beamtinnen und Beamten oder 

anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes ein angemessener Ausgleich auch für Schäden 

infolge von Maßnahmen einer ausländischen Regierung, die sich gegen die Bundesrepublik 

Deutschland richten, gewährt. 

(3) Sind Beamtinnen oder Beamte oder andere Angehörige des öffentlichen Dienstes an den 

Folgen des schädigenden Ereignisses der in Absatz 1 oder 2 bezeichneten Art verstorben, wird 

1. der Witwe oder dem Witwer sowie den versorgungsberechtigten Kindern oder 

2. den Eltern sowie den nicht versorgungsberechtigten Kindern, wenn Hinterbliebene nach 

Nummer 1 nicht vorhanden sind, ein angemessener Ausgleich gewährt. 

Der Ausgleich für ausgefallene Versicherungen wird der natürlichen Person gewährt, welche 

die Beamtin, der Beamte oder die oder der andere Angehörige des öffentlichen Dienstes im 

Versicherungsvertrag begünstigt hat. Sind Versicherungsansprüche zur Finanzierung des Er-

werbs von Wohneigentum an eine juristische Person abgetreten worden, wird der Ausgleich 

für die ausgefallene Versicherung an diese juristische Person gezahlt, wenn die Abtretung 

durch die Beamtin oder den Beamten dazu gedient hat, eine natürliche Person von Zahlungs-

pflichten auf Grund der Finanzierung des Wohneigentums freizustellen. 

(4) Der Schadensausgleich nach den Absätzen 1 bis 3 wird nur einmal gewährt. Wird er auf 

Grund derselben Ursache nach § 63b des Soldatenversorgungsgesetzes in der Fassung der 
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Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBl. I S. 3054) in der jeweils geltenden Fassung 

vorgenommen, sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch auf Schäden bei dienstlicher Verwendung im Ausland anzu-

wenden, die im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft entstan-

den sind oder darauf beruhen, dass die oder der Geschädigte aus sonstigen mit dem Dienst 

zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist. 

(6) Für den Schadensausgleich gelten § 36 Absatz 5 und § 37 Absatz 4 entsprechend. 

 
§ 53 Nichtgewährung von Unfallfürsorge 
(1) Unfallfürsorge wird nicht gewährt, wenn die oder der Verletzte den Dienstunfall vorsätzlich 

herbeigeführt hat. 

(2) Hat die oder der Verletzte eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne gesetzli-

chen oder sonstigen wichtigen Grund nicht befolgt und wird dadurch ihre oder seine Dienstfä-

higkeit oder der Grad der Schädigungsfolgen ungünstig beeinflusst, so kann ihr oder ihm die 

oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die Unfallfürsorge insoweit versagen. 

Die oder der Verletzte ist auf diese Folgen schriftlich hinzuweisen. 

 

§ 54 Meldung und Untersuchungsverfahren 
(1) Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche nach diesem Gesetz entstehen können, sind 

innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls bei der oder dem 

Dienstvorgesetzten der oder des Verletzten schriftlich zu melden. § 38 in Verbindung mit § 82 

des Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt. Die Frist nach Satz 1 gilt auch dann als gewahrt, 

wenn der Unfall bei der für den Wohnort der oder des Berechtigten zuständigen unteren 

Verwaltungsbehörde gemeldet worden ist. 

(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfürsorge nur gewährt, wenn seit dem Unfall 

noch nicht zehn Jahre vergangen sind und gleichzeitig glaubhaft gemacht wird, dass mit der 

Möglichkeit einer den Anspruch auf Unfallfürsorge begründenden Folge des Unfalls nicht habe 

gerechnet werden können oder dass die oder der Berechtigte durch außerhalb ihres oder 

seines Willens liegende Umstände gehindert worden ist, den Unfall zu melden. Die Meldung 

muss, nachdem mit der Möglichkeit einer den Anspruch auf Unfallfürsorge begründenden 

Folge des Unfalls gerechnet werden konnte oder das Hindernis für die Meldung weggefallen 

ist, innerhalb von drei Monaten erfolgen. Die Unfallfürsorge wird in diesen Fällen ab dem Tag 

der Meldung gewährt; zur Vermeidung von Härten kann sie auch ab einem früheren Zeitpunkt 

gewährt werden. 

(3) Die oder der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall sofort zu untersuchen, der ihr oder ihm von 

Amts wegen oder durch Meldung der Beteiligten bekannt wird. Die oberste Dienstbehörde 

oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob ein Dienstunfall vorliegt und ob die oder der 

Verletzte den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Die Entscheidung ist der oder dem Verletz-

ten oder ihren oder seinen Hinterbliebenen bekannt zu geben. 

(4) Unfallfürsorge nach § 35 Absatz 1 Satz 2 wird nur gewährt, wenn der Unfall der Beamtin 

innerhalb der Fristen nach den Absätzen 1 und 2 gemeldet und als Dienstunfall anerkannt 

worden ist. Der Anspruch auf Unfallfürsorge nach § 35 Absatz 2 Satz 2 ist innerhalb von zwei 

Jahren vom Tag der Geburt an von den Sorgeberechtigten geltend zu machen. Absatz 2 gilt mit 

der Maßgabe, dass die Zehnjahresfrist am Tag der Geburt zu laufen beginnt. Der Antrag muss, 
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nachdem mit der Möglichkeit einer Schädigung durch einen Dienstunfall der Mutter während 

der Schwangerschaft gerechnet werden konnte oder das Hindernis für den Antrag weggefallen 

ist, innerhalb von drei Monaten gestellt werden. 

(5) Die betroffenen Personen haben sich auf Verlangen der obersten Dienstbehörde von einer 

von ihr bestimmten Person ärztlich oder psychologisch untersuchen oder beobachten zu las-

sen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, soweit dies zur Entscheidung über die Ge-

währung von Unfallfürsorge erforderlich ist. Zum Zwecke der Nachprüfung des Grades der 

Schädigungsfolgen gilt dies entsprechend. Die oberste Dienstbehörde ist zur Weitergabe von 

Erkenntnissen und Beweismitteln an die mit der Begutachtung beauftragte Person berechtigt. 

Die oberste Dienstbehörde kann die Befugnis nach den Sätzen 1 bis 3 auf andere Stellen über-

tragen. 

 
§ 55 Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche 
(1) Eine verletzte Beamtin oder ein verletzter Beamter und ihre oder seine Hinterbliebenen 

haben aus Anlass eines Dienstunfalls gegen den Dienstherrn nur die in den §§ 35 bis 52 gere-

gelten Ansprüche. Ist die Beamtin oder der Beamte nach dem Dienstunfall in den Dienstbe-

reich eines anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes 

versetzt worden, so richten sich die Ansprüche gegen diesen. Das Gleiche gilt in den Fällen des 

gesetzlichen Übertritts oder der Übernahme bei der Umbildung von Körperschaften. Satz 2 gilt 

auch in den Fällen, in denen die Beamtin oder der Beamte aus dem Dienstbereich eines öffent-

lich-rechtlichen Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes zu einem 

Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes versetzt werden mit der Maßgabe, dass die 

Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung finden. 

(2) Weitergehende Ansprüche auf Grund allgemeiner gesetzlicher Vorschriften können gegen 

einen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet oder gegen die in seinem Dienst 

stehenden Personen nur dann geltend gemacht werden, wenn der Dienstunfall 

1. durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer solchen Person verursacht worden ist 

oder 

2. bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten ist. 

Im Fall von Satz 1 Nummer 2 sind Leistungen, die der Beamtin oder dem Beamten und ihren 

oder seinen Hinterbliebenen nach diesem Gesetz gewährt werden, auf diese weitergehenden 

Ansprüche anzurechnen. Der Dienstherr, der Leistungen nach diesem Gesetz gewährt, hat 

keinen Anspruch auf Ersatz dieser Leistungen gegen einen anderen öffentlich-rechtlichen 

Dienstherrn im Bundesgebiet. 

(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen bleiben unberührt. 

(4) Auf laufende und einmalige Geldleistungen, die nach diesem Gesetz wegen eines Körper‑, 
Sach- oder Vermögensschadens gewährt werden, sind Leistungen anzurechnen, die wegen 

desselben Schadens von anderer Seite erbracht werden. Hierzu gehören insbesondere Geld-

leistungen, die von Drittstaaten oder von zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtun-

gen gewährt oder veranlasst werden. Nicht anzurechnen sind Leistungen privater Schadens-

versicherungen, die auf Beiträgen der Beamtinnen und Beamten oder anderen Angehörigen 

des öffentlichen Dienstes beruhen. Satz 3 gilt nicht in den Fällen des § 38. 
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Abschnitt 5 Übergangsgeld, Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen 
 
§ 56 Übergangsgeld 
(1) Eine Beamtin oder ein Beamter mit Dienstbezügen, die oder der nicht auf eigenen Antrag 

entlassen wird, erhält als Übergangsgeld nach vollendeter einjähriger Beschäftigungszeit das 

Einfache und bei längerer Beschäftigungszeit für jedes weitere volle Jahr ihrer Dauer die Hälf-

te, insgesamt höchstens das Sechsfache der Besoldung des letzten Monats nach § 1 Absatz 4 

Nummer 1 bis 4 des Landesbesoldungsgesetzes. § 5 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Das 

Übergangsgeld wird auch dann gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der 

Entlassung ohne Dienstbezüge beurlaubt war; in diesem Fall ist maßgebend die Besoldung, 

welche die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung erhalten hätte. 

(2) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener hauptberuflicher entgeltlicher Tätig-

keit (§ 13 Absatz 3) im Dienste desselben Dienstherrn oder der Verwaltung, deren Aufgaben 

der Dienstherr übernommen hat, sowie im Fall der Versetzung die entsprechende Zeit im 

Dienste des früheren Dienstherrn; die vor einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge liegende 

Beschäftigungszeit wird mit berücksichtigt. Zeiten mit einer Ermäßigung der regelmäßigen 

Arbeitszeit sind nur zu dem Teil anzurechnen, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmä-

ßigen Arbeitszeit entspricht. 

(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn 

1. die Beamtin oder der Beamte wegen eines Verhaltens im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 1 

und Absatz 2 oder des § 23 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und Absatz 3 Nummer 1 des Beam-

tenstatusgesetzes entlassen wird, 

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 18 bewilligt wird, 

3. die Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet wird oder 

4. die Beamtin oder der Beamte mit der Berufung in ein Richterverhältnis oder mit der Ernen-

nung zur Beamtin oder zum Beamten auf Zeit entlassen wird. 

(4) Das Übergangsgeld wird in Monatsbeträgen für die der Entlassung folgende Zeit wie die 

Besoldung gezahlt. Es ist längstens bis zum Ende des Monats zu zahlen, in dem die entlassene 

Beamtin oder der entlassene Beamte die für ihr oder sein Beamtenverhältnis bestimmte ge-

setzliche Altersgrenze erreicht hat. Beim Tode der oder des Berechtigten ist der noch nicht 

ausgezahlte Betrag den Hinterbliebenen in einer Summe zu zahlen. 

(5) Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (§ 66 Absatz 5) ist in voller Höhe auf das Über-

gangsgeld anzurechnen. 

(6) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der aus einem Amt im Sinne des § 37 des Landes-

beamtengesetzes nicht auf eigenen Antrag entlassen wird, erhält ein Übergangsgeld in Höhe 

von 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgrup-

pe, in der sie oder er sich zur Zeit der Entlassung befunden hat. § 4 des Landesbesoldungsge-

setzes und § 4 Absatz 2 Satz 2 gelten entsprechend. Für die Dauer der Gewährung des Über-

gangsgeldes gilt § 16 Absatz 5 Satz 1 entsprechend. Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

Im Fall des Bezugs von Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (§ 66 Absatz 5) verringern sich 

die in entsprechender Anwendung des § 4 des Landesbesoldungsgesetzes fortgezahlten Bezü-

ge und das Übergangsgeld um den Betrag dieser Einkünfte. § 77 Nummer 11 findet keine 

Anwendung. 
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§ 56a Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen 
(1) Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdienstes und Beamtinnen und Beamte des Einsatz-

dienstes der Feuerwehr, die vor Vollendung des 65. Lebensjahres wegen Erreichens der für sie 

geltenden besonderen Altersgrenze nach §§ 114 Absatz 1 und 2, 116 Absatz 3 oder § 117 

Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand treten, erhalten neben dem Ruhegeh-

alt einen einmaligen Ausgleich in Höhe von 4091 Euro. Der Ausgleich verringert sich jeweils um 

ein Fünftel für jedes Jahr, das über das vollendete 60. Lebensjahr hinaus Dienst geleistet wird. 

Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in einer Summe zu zahlen. 

(2) Der Ausgleich wird nicht neben einer einmaligen Unfallentschädigung oder einmaligen 

Entschädigung nach § 51 sowie im Fall der Bewilligung von Urlaub nach § 70 Absatz 1 Nummer 

2 des Landesbeamtengesetzes gewährt. 

(3) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gegen die Beamtin oder den Beam-

ten ein Verfahren auf Rücknahme der Ernennung oder nach § 24 Absatz 1 des Beamtenstatus-

gesetzes, das zum Verlust der Beamtenrechte führen könnte, oder ist gegen die Beamtin oder 

den Beamten Disziplinarklage erhoben worden, darf der Ausgleich erst nach dem rechtskräfti-

gen Abschluss des Verfahrens gewährt werden, wenn kein Verlust der Versorgungsbezüge 

eingetreten ist. Die disziplinarrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

Abschnitt 6 Gemeinsame Vorschriften 
 
§ 57 Festsetzung und Zahlung der Versorgungsbezüge, Versorgungsauskunft 
(1) Die oberste Dienstbehörde setzt die Versorgungsbezüge fest, bestimmt die Person der 

Zahlungsempfängerin oder des Zahlungsempfängers und entscheidet über die Berücksichti-

gung von Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeiten sowie über die Bewilligung von Versor-

gungsbezügen auf Grund von Kann-Vorschriften. 

(2) Die in diesem Gesetz genannten Befugnisse der obersten Dienstbehörden können für die 

Versorgungsberechtigten des Landes durch Rechtsverordnung der Landesregierung auf andere 

Stellen übertragen werden. 

(3) Für die Versorgungsberechtigten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonsti-

gen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts können die in diesem Gesetz genannten Befugnisse der obersten Dienst-

behörden durch diese übertragen werden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Im 

Fall des § 78 Absatz 1 tritt an die Stelle der obersten Dienstbehörde die oberste Aufsichtsbe-

hörde. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 1 werden die Versorgungsbezüge der Versorgungsberechtig-

ten der Hochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Hochschulgesetzes vom 16. September 

2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils geltenden Fassung sowie der Emeriti von der Stelle 

festgesetzt, die die Versorgungsbezüge der Versorgungsberechtigten des Landes festsetzt. Sie 

nimmt für die Hochschulen auch die sonstigen Befugnisse auf dem Gebiet des Versorgungs-

rechts wahr, die ihr durch die Verordnung nach Absatz 2 übertragen werden. Die Stelle nimmt 

hierbei die Funktion der dienstvorgesetzten Stelle wahr und ist Pensionsfestsetzungsbehörde; 

sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid. Für die Amtshandlung nach Satz 1 gelten für die 

handelnde Stelle die §§ 83 bis 90 des Landesbeamtengesetzes; dabei ist es abweichend von § 
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87 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes ohne Einwilligung des Beamten zulässig, dass die 

Hochschule der handelnden Stelle zum Zwecke der Durchführung der Amtshandlung die Per-

sonalakte vorlegt. Die Hochschule und die Stelle nach Satz 1 dürfen einander personenbezoge-

ne Daten der Versorgungsberechtigten sowie der Emeriti nach Satz 1 übermitteln und derarti-

ge Daten verarbeiten, wenn dies zur rechtmäßigen Erfüllung der der übermittelnden Stelle 

oder dem Empfänger obliegenden Aufgaben erforderlich ist; § 89 Absatz 1 Satz 2 und 3 des 

Landesbeamtengesetzes gilt insofern nicht. Das Nähere über Art, Umfang und Behandlung der 

zu übermittelnden und zu verarbeitenden personenbezogenen Daten regelt die Hochschule in 

einer Ordnung. 

(5) Entscheidungen über die Bewilligung von Versorgungsbezügen auf Grund von Kann-

Vorschriften dürfen erst beim Eintritt des Versorgungsfalls getroffen werden; vorherige Zusi-

cherungen sind unwirksam. Ob Zeiten auf Grund der §§ 9 bis 11 und § 82 Absatz 2 als ruhe-

gehaltfähige Dienstzeiten zu berücksichtigen sind, soll in der Regel bei der Berufung in das 

Beamtenverhältnis entschieden werden; diese Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt 

des Gleichbleibens der ihnen zugrunde liegenden Rechtslage. 

(6) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen Angelegenheiten, die eine grundsätzliche, über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung haben, sind vom Finanzministerium zu treffen. 

(7) Hat eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger ihren oder seinen 

Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, kann die 

oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die Zahlung der Versorgungsbezüge 

von der Bestellung einer oder eines Empfangsbevollmächtigten in der Bundesrepublik 

Deutschland abhängig machen. 

(8) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge hat die Empfängerin oder der Empfänger auf Ver-

langen der zuständigen Stelle ein Konto anzugeben oder einzurichten, auf das die Überweisung 

erfolgen kann. Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der Kosten für die Konto-Gutschrift 

trägt die auszahlende Stelle; bei einer Überweisung der Versorgungsbezüge auf ein im Ausland 

geführtes Konto trägt die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger die Kos-

ten und die Gefahr der Übermittlung der Versorgungsbezüge sowie die Kosten einer Meldung 

nach § 11 Absatz 2 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) in der 

jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit einer auf Grund dieser Vorschrift erlassenen 

Rechtsverordnung. Kontoeinrichtungs-, Kontoführungs- oder Buchungsgebühren trägt die 

Empfängerin oder der Empfänger. Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden 

werden, wenn der Empfängerin oder dem Empfänger die Einrichtung oder Benutzung eines 

Kontos aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann. 

(9) Die Versorgungsbezüge sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume 

und im gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die Besoldung der Beamtinnen und Beamten. Werden 

sie nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen. Bei der Be-

rechnung von Versorgungsbezügen sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 

abzurunden und ab 0,5 aufzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimal-

stellen durchgeführt. Jeder Versorgungsbestandteil ist einzeln zu runden. Beträge von weniger 

als fünf Euro sind nur auf Verlangen der oder des Empfangsberechtigten auszuzahlen. 

(10) Die für die Festsetzung der Versorgungsbezüge zuständige Behörde hat ab dem 1. Januar 

2021 Beamtinnen und Beamten, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, auf Antrag eine Aus-

kunft zum Anspruch auf Versorgungsbezüge nach der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der 



Beamtenversorgungsgesetz 

370 

 

Antragsstellung zu erteilen. Ein wiederholter Antrag ist frühestens nach drei Jahren möglich. In 

besonders begründeten Fällen ist eine solche Auskunft auch vor Vollendung des 55. Lebensjah-

res und in kürzerem Zeitabstand zu erteilen. Die Auskunft steht unter dem Vorbehalt künftiger 

Sach- und Rechtsänderungen sowie der Richtigkeit und Vollständigkeit der zugrunde liegenden 

Daten. Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, bei Erstellung der Versorgungsauskunft 

mitzuwirken. Die personalverwaltenden Dienststellen der Beamtinnen und Beamten des Lan-

des sowie der Hochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Hochschulgesetzes stellen die ge-

prüften, erforderlichen Daten elektronisch zur Verfügung. Über die Erfahrungen mit der Vor-

schrift ist der Landesregierung bis zum 31. Dezember 2023 zu berichten, soweit die Beamtin-

nen und Beamte des Landes sowie der Hochschulen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Hochschul-

gesetzes davon betroffen sind. 

 
§ 58 Familienzuschlag, Ausgleichsbetrag 
(1) Auf den Familienzuschlag finden die geltenden Vorschriften des Besoldungsrechts Anwen-

dung. Der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der nach dem Besoldungsrecht in 

Betracht kommenden Stufe des Familienzuschlags wird neben dem Ruhegehalt gezahlt. Er wird 

unter Berücksichtigung der nach den Verhältnissen der Beamtin, des Beamten, der Ruhe-

standsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten für die Stufen des Familienzuschlags in Betracht 

kommenden Kinder neben dem Witwen- oder Witwergeld gezahlt, soweit die Witwe oder der 

Witwer Anspruch auf Kindergeld für diese Kinder hat oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 

und 65 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 

2009 (BGBl. I S. 3366, 3862) in der jeweils geltenden Fassung oder der §§ 3 und 4 des Bundes-

kindergeldgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 

3177) in der jeweils geltenden Fassung haben würde. Soweit hiernach kein Anspruch auf den 

Unterschiedsbetrag besteht, wird er neben dem Waisengeld gezahlt, wenn die Waise bei den 

Stufen des Familienzuschlags zu berücksichtigen ist oder zu berücksichtigen wäre, wenn die 

Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte noch lebte. Sind 

mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird der Unterschiedsbetrag auf die Anspruchsbe-

rechtigten nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder zu gleichen Teilen aufgeteilt. Bei Ru-

hestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten, die ein Mindestruhegehalt nach § 16 Absatz 3 

Satz 2 oder ein Mindestunfallruhegehalt nach § 42 Absatz 3 Satz 3 beziehen, erhöht sich der 

Unterschiedsbetrag für das zweite und jedes weitere zu berücksichtigende Kind zusätzlich um 

einen Betrag von 7,05 Euro257. Satz 6 gilt entsprechend für Empfängerinnen und Empfänger 

von Versorgungsbezügen, deren Berechnung ein Mindestruhegehalt nach § 16 Absatz 3 Satz 2 

oder ein Mindestunfallruhegehalt nach § 42 Absatz 3 Satz 3 zugrunde liegt. 

(2) Neben dem Waisengeld wird ein Ausgleichsbetrag gezahlt, der dem Betrag für das erste 

Kind nach § 66 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes entspricht, wenn 

1. in der Person der Waise die Voraussetzungen des § 32 Absatz 1 bis 5 des Einkommensteuer-

gesetzes erfüllt sind, 

2. Ausschlussgründe nach § 65 des Einkommensteuergesetzes nicht vorliegen, 

3. keine Person vorhanden ist, die nach § 62 des Einkommensteuergesetzes oder nach § 1 des 

Bundeskindergeldgesetzes anspruchsberechtigt ist und 

                                                                                       
257 ab 1.1.2020 7,28 €, ab 1.1.2021 7,38 € 
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4. die Waise keinen Anspruch auf Kindergeld nach § 1 Absatz 2 des Bundeskindergeldgesetzes 

hat. 

Der Ausgleichsbetrag gilt für die Anwendung der §§ 66 und 67 nicht als Versorgungsbezug. Im 

Fall des § 67 wird er nur zu den neuen Versorgungsbezügen gezahlt. 

 

§ 59 Kindererziehungs- und Kindererziehungsergänzungszuschlag 
 (1) Hat eine Beamtin oder ein Beamter ein nach dem 31. Dezember 1991 geborenes Kind 

erzogen, wird neben dem Ruhegehalt für jeden Monat einer ihr oder ihm zuzuordnenden 

Kindererziehungszeit ein Kindererziehungszuschlag gezahlt. Dies gilt nicht, wenn die Beamtin 

oder der Beamte wegen der Erziehung des Kindes in der gesetzlichen Rentenversicherung 

versicherungspflichtig (§ 3 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) war und 

die allgemeine Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.
 258

 

(2) Die Kindererziehungszeit beginnt nach Ablauf des Monats der Geburt und endet mit dem 

Ablauf des Monats, in dem die Erziehung endet, spätestens nach 36 Kalendermonaten. Wird 

während dieses Zeitraums vom erziehenden Elternteil ein weiteres Kind erzogen, für das ihm 

eine Kindererziehungszeit zuzuordnen ist, wird die Kindererziehungszeit für dieses und jedes 

weitere Kind um die Anzahl der Kalendermonate der gleichzeitigen Erziehung verlängert. 

(3) Für die Zuordnung der Kindererziehungszeit zu einem Elternteil (§ 56 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 3 und Absatz 3 Nummer 2 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - 

vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015) in der jeweils geltenden Fassung) gilt § 56 Absatz 2 

des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend. 

(4) Die Höhe des Kindererziehungszuschlags ergibt sich aus der Anlage. Bei einer linearen 

Erhöhung der Versorgungsbezüge erhöht sich der Zuschlag entsprechend. 

(5) Für Zeiten, für die kein Kindererziehungszuschlag zusteht, wird ein Kindererziehungsergän-

zungszuschlag gezahlt, wenn 

1. nach dem 31. Dezember 1991 liegende Zeiten der Erziehung eines Kindes bis zur Vollendung 

des zehnten Lebensjahres oder Zeiten der nichterwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürfti-

gen Kindes (§ 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-

res 

a) mit entsprechenden Zeiten für ein anderes Kind zusammentreffen oder 

b) mit Zeiten im Beamtenverhältnis, die als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, oder Zeiten 

nach § 61 Absatz 1 Satz 1 zusammentreffen, 

2. für diese Zeiten kein Anspruch nach § 70 Absatz 3a Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetz-

buch besteht und 

3. der Beamtin oder dem Beamten die Zeiten nach Absatz 3 zuzuordnen sind259. 

                                                                                       
258 Der Kindererziehungszuschlag nach § 59 Absatz 1 beträgt für jeden Monat der Kindererziehungszeit 

3,10 € (Stand 1.1.2019) bzw. 3,20 € (ab 1.1.2020); sowie 3,24 (ab 1.1.2021) 
259 Der Kindererziehungsergänzungszuschlag nach § 59 Absatz 5 beträgt für jeden angefangenen Monat, in 

dem die darin genannten Voraussetzungen erfüllt werden: 

1. im Fall von § 59 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe a 0,94 €, (bzw. 0,97 € ab 1.1.2020); sowie 0,98 (ab 

1.1.2021) 

2. im Fall von § 59 Absatz 5 Nummer 1 Buchstabe b 0,69 € (Stand 1.1.2019) bzw. 0,71 € (ab 1.1.2020); 

sowie 0,72 (ab 1.1.2021) 
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(6) Die Höhe des Kindererziehungsergänzungszuschlags ergibt sich aus der Anlage. Bei einer 

linearen Erhöhung der Versorgungsbezüge erhöht sich der Zuschlag entsprechend. 

(7) Ruhegehalt, Kindererziehungs- und Kindererziehungsergänzungszuschlag dürfen zusammen 

nicht höher sein als das Ruhegehalt, das sich unter Berücksichtigung des Höchstruhegehalts-

satzes und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe erge-

ben würde, aus der sich das Ruhegehalt berechnet. 

(8) Bei der Anwendung des § 16 Absatz 2 sowie der Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvor-

schriften bleiben der Kindererziehungs- und Kindererziehungsergänzungszuschlag außer Be-

tracht. 

(9) Hat eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in ein Beamtenverhältnis ein vor dem 

1. Januar 1992 geborenes Kind erzogen, gelten die Absätze 1 bis 4, 7 und 8 entsprechend mit 

der Maßgabe, dass die Kindererziehungszeit zwölf Kalendermonate nach Ablauf des Monats 

der Geburt endet. Die §§ 249 Absatz 2 bis 6 und 249a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

gelten entsprechend. 

 

§ 60 Kinderzuschlag zum Witwen- und Witwergeld 
(1) Neben dem Witwen- oder Witwergeld nach § 24 Absatz 1 wird für jeden Monat einer nach 

§ 59 Absatz 3 zuzuordnenden Kindererziehungszeit bis zum Ablauf des Monats, in dem das 

Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat, ein Kinderzuschlag gezahlt. Die Höhe des Zuschlags 

ergibt sich aus der Anlage. Bei einer linearen Erhöhung der Versorgungsbezüge erhöht sich der 

Zuschlag entsprechend. Satz 1 gilt nicht bei Bezügen nach § 24 Absatz 1 in Verbindung mit § 16 

Absatz 3 Satz 2260. 

(2) War die Kindererziehungszeit der oder dem vor Vollendung des dritten Lebensjahres des 

Kindes Verstorbenen zugeordnet, erhalten Witwen und Witwer den Kinderzuschlag anteilig 

mindestens für die Zeit, die bis zum Ablauf des Monats fehlt, in dem das Kind das dritte Le-

bensjahr vollendet hat. Stirbt ein Beamter vor der Geburt des Kindes, sind der Berechnung des 

Kinderzuschlags 36 Kalendermonate zugrunde zu legen, wenn das Kind innerhalb von 300 

Tagen nach dem Tod geboren wird. Ist das Kind später geboren, wird der Zuschlag erst nach 

Ablauf des in § 59 Absatz 2 Satz 1 genannten Zeitraums gewährt. Stirbt das Kind vor der Voll-

endung des dritten Lebensjahres, ist der Kinderzuschlag anteilig zu gewähren. 

(3) § 59 Absatz 8 gilt entsprechend. 

 

§ 61 Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag 
(1) War eine Beamtin oder ein Beamter nach § 3 Satz 1 Nummer 1a des Sechsten Buches Sozi-

algesetzbuch versicherungspflichtig, weil sie oder er eine pflegebedürftige Person nicht er-

werbsmäßig gepflegt hat, wird für die Zeit der Pflege ein Pflegezuschlag neben dem Ruhegeh-

alt gewährt. Dies gilt nicht, wenn die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung erfüllt ist261. 

                                                                                       
260 Der Kinderzuschlag nach § 60 Absatz 1 beträgt für 36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 1,86 € 

(Stand 1.1.2019) bzw. 1,92 (ab 1.1.2020); sowie 1,95 (ab 1.1.2021) 
261 Der Pflegezuschlag nach § 61 Absatz 1 beträgt ab 1.1.2019 für jeden Kalendermonat der nicht er-

werbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes bis zu seinem 18. Lebensjahr 2,16 € (2,23 ab 

1.1.2020); sowie 2,26 (ab 1.1.2021) 
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(2) Die Höhe des Pflegezuschlags ergibt sich aus der Anlage. Bei einer linearen Erhöhung der 

Versorgungsbezüge erhöht sich der Zuschlag entsprechend. 

(3) Hat eine Beamtin oder ein Beamter ein nach § 59 Absatz 3 zuzuordnendes pflegebedürfti-

ges Kind nicht erwerbsmäßig gepflegt (§ 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch), wird neben 

dem Pflegezuschlag ein Kinderpflegeergänzungszuschlag gewährt. Dieser wird längstens für die 

Zeit bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des pflegebedürftigen Kindes und nicht neben 

Leistungen nach § 59 oder nach § 70 Absatz 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gewährt. 

Die Höhe des Kinderpflegeergänzungszuschlags ergibt sich aus der Anlage. Bei einer linearen 

Erhöhung der Versorgungsbezüge erhöht sich der Zuschlag entsprechend262. 

(4) § 59 Absatz 7 und 8 gilt entsprechend. 

 
§ 62 Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen 
(1) Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die vor Erreichen der Regelal-

tersgrenze gemäß § 31 Absatz 1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt 

worden oder getreten sind, erhalten vorübergehend Leistungen entsprechend den §§ 59 und 

61, wenn 

1. bis zum Beginn des Ruhestandes die allgemeine Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen 

Rentenversicherung erfüllt ist, 

2. a) sie wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 26 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes in 

den Ruhestand versetzt worden sind oder 

b) sie wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand getreten sind, 

3. ihnen entsprechende Leistungen nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch dem Grunde 

nach zustehen, jedoch vor dem Erreichen der maßgebenden Altersgrenze noch nicht gewährt 

werden, 

4. sie einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht haben und 

5. keine Einkünfte im Sinne des § 66 Absatz 5 bezogen werden; die Einkünfte bleiben außer 

Betracht, soweit sie durchschnittlich im Monat 525 Euro nicht überschreiten. 

Durch die Leistung nach Satz 1 darf der Betrag nicht überschritten werden, der sich bei Be-

rechnung des Ruhegehalts mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent ergibt. 

(2) Die Leistung entfällt spätestens mit Ablauf des Monats, in dem die Versorgungsempfänge-

rin oder der Versorgungsempfänger die Regelaltersgrenze gemäß § 31 Absatz 1 oder 2 des 

Landesbeamtengesetzes erreicht. Sie endet vorher, wenn die Versorgungsempfängerin oder 

der Versorgungsempfänger 

1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages 

vor dem Beginn der Rente, oder 

2. ein Erwerbseinkommen über durchschnittlich im Monat 525 Euro hinaus bezieht, mit Ablauf 

des Tages vor Beginn der Erwerbstätigkeit. 

(3) Die Leistung wird auf Antrag gewährt. Anträge, die innerhalb von drei Monaten nach Ein-

tritt oder Versetzung der Beamtin oder des Beamten in den Ruhestand gestellt werden, gelten 

als zum Zeitpunkt des Ruhestandsbeginns gestellt. Wird der Antrag zu einem späteren Zeit-

punkt gestellt, so wird die Leistung vom Beginn des Antragsmonats an gewährt. 

                                                                                       
262 Der Kinderpflegeergänzungszuschlag nach § 61 Absatz 3 beträgt für jeden Kalendermonat der nicht 

erwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes 1,07 € (1,10 ab 1.1.2020); sowie 1,12 (ab 1.1.2021) 

 



Beamtenversorgungsgesetz 

374 

 

 

§ 63 Abtretung, Verpfändung, Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht 
(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge können nur abgetreten oder verpfändet werden, soweit 

sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- 

oder Zurückbehaltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der Versorgungsbezüge geltend 

machen. Dies gilt nicht, soweit gegen die Versorgungsempfängerin oder den Versorgungsemp-

fänger ein Anspruch auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht 

oder mit Ansprüchen auf Rückzahlung zu viel gezahlter Besoldung oder Versorgungsbezüge für 

denselben Zeitraum aufgerechnet wird. 

(3) Ansprüche auf Sterbegeld (§ 22), auf Erstattung der Kosten des Heilverfahrens (§ 39) und 

der Pflege (§ 40), auf Unfallausgleich (§ 41), auf Unfallsterbegeld (§ 46), auf einmalige Unfall-

entschädigung (§ 51) und auf Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 52) können weder 

gepfändet noch abgetreten noch verpfändet werden. Forderungen des Dienstherrn gegen die 

Verstorbene oder den Verstorbenen aus Vorschuss- oder Darlehensgewährungen sowie aus 

Überzahlungen von Besoldung oder Versorgungsbezügen können auf das Sterbegeld ange-

rechnet werden. 

 

§ 64 Rückforderung von Versorgungsbezügen 
(1) Wird eine Versorgungsberechtigte oder ein Versorgungsberechtigter durch eine gesetzliche 

Änderung ihrer oder seiner Versorgungsbezüge mit rückwirkender Kraft schlechter gestellt, so 

sind die Unterschiedsbeträge nicht zu erstatten. 

(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel gezahlter Versorgungsbezüge nach den 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 

Bereicherung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels des 

rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass 

die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann 

aus Billigkeitsgründen mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimm-

ten Stelle ganz oder teilweise abgesehen werden. Die Zahlung von Versorgungsbezügen kann 

von der Abgabe einer Abtretungserklärung über Sozialleistungen gemäß § 53 Absatz 2 Num-

mer 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch abhängig gemacht werden, wenn zu erwarten ist, 

dass es wegen auf die Versorgungsbezüge anzurechnender oder sie mindernder Sozialleistun-

gen zu einer Rückforderung von Versorgungsbezügen kommen kann. 

(3) Die Rückforderung von Beträgen von weniger als fünf Euro unterbleibt. Treffen mehrere 

Einzelbeträge zusammen, gilt die Grenze für die Gesamtrückforderung. 

(4) § 118 Absatz 3 und 4 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

 
§ 65 Verjährung 
Ansprüche auf Versorgungsbezüge und auf die Rückzahlung von Versorgungsbezügen verjäh-

ren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 

entstanden ist. Im Übrigen finden die §§ 194 bis 218 des Bürgerlichen Gesetzbuches sowie § 

53 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden Fassung 

entsprechende Anwendung. 
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§ 66 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und  
Erwerbsersatzeinkommen 
(1) Bezieht eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger Erwerbs- oder 

Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 5), erhält sie oder er daneben ihre oder seine Versorgungs-

bezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, Witwen und Witwer die ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, 

mindestens ein Betrag in Höhe des 1,39-fachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 

aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5, 

2. für Waisen 40 Prozent des Betrages, der sich nach Nummer 1 ergibt, 

3. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit, die nicht 

auf einem Dienstunfall beruht, oder nach § 33 Absatz 3 Nummer 2 des Landesbeamtengeset-

zes in den Ruhestand versetzt worden sind, bis zum Ablauf des Monats, in dem sie die Regelal-

tersgrenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes erreichen, 71,75 Prozent 

der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das 

Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Höhe von 71,75 Prozent des 1,39-fachen der 

jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 5, zuzüglich 

525 Euro. 

§ 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 findet keine Anwendung. Die Höchstgrenze erhöht sich um den je-

weils zustehenden Unterschiedsbetrag nach § 58 Absatz 1263. 

(3) Der Versorgungsempfängerin oder dem Versorgungsempfänger ist mindestens ein Betrag 

in Höhe von 20 Prozent des Versorgungsbezuges zu belassen. Dies gilt nicht bei Bezug von 

Verwendungseinkommen aus einer den ruhegehaltfähigen Bezügen mindestens vergleichba-

ren Besoldungs- oder Entgeltgruppe oder sonstigem, in der Höhe vergleichbarem Verwen-

dungseinkommen. 

(4) Bei der Ruhensberechnung für eine frühere Beamtin, einen früheren Beamten, eine frühere 

Ruhestandsbeamtin oder einen früheren Ruhestandsbeamten mit Anspruch auf Versorgung 

nach § 44, ist mindestens ein Betrag als Versorgung zu belassen, der unter Berücksichtigung 

des Grades der Schädigungsfolgen infolge des Dienstunfalls dem Unfallausgleich entspricht. 

Dies gilt nicht, wenn wegen desselben Unfalls Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz 

zusteht. 

(5) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit einschließlich Abfindun-

gen, aus selbständiger Arbeit, aus gewerblicher sowie aus land- und forstwirtschaftlicher Betä-

tigung, abzüglich der Werbungskosten und Betriebsausgaben. Als Erwerbseinkommen gelten 

auch Gewinne aus Kapitalgesellschaften, in denen die Versorgungsempfängerin oder der Ver-

sorgungsempfänger ohne angemessene Vergütung tätig ist, soweit die Gewinne auf diese 

Tätigkeit entfallen. Im Übrigen bleiben Einkünfte aus Kapitalvermögen unberücksichtigt. Ein 

Verlustausgleich zwischen einzelnen Einkunftsarten ist nicht vorzunehmen. Nicht als Erwerbs-

einkommen gelten 

1. Aufwandsentschädigungen, soweit sie keine Vergütungseigenschaft haben, 

                                                                                       
263 Hinweis: § 66 Absatz 2 Satz 2 trat am 1. Januar 2017 in Kraft. 
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2. Jubiläumszuwendungen, 

3. ein Unfallausgleich (§ 41), 

4. steuerfreie Einnahmen für Leistungen zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen Versor-

gung sowie 

5. Einkünfte aus Nebentätigkeiten im Sinne von § 51 Absatz 1 Nummer 2 des Landesbeamten-

gesetzes. 

Erwerbsersatzeinkommen sind Leistungen, die auf Grund oder in entsprechender Anwendung 

öffentlich-rechtlicher Vorschriften kurzfristig erbracht werden, um Erwerbseinkommen zu 

ersetzen. Die Berücksichtigung des Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommens erfolgt monatsbe-

zogen. Wird Einkommen nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist es je Kalendermonat mit einem 

Zwölftel des Jahreseinkommens anzusetzen. Wurde die Erwerbstätigkeit keine zwölf Monate 

ausgeübt, ist das Gesamteinkommen zu gleichen Teilen auf die Monate der Erwerbstätigkeit 

umzulegen. 

(6) Nach Ablauf des Monats, in dem die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsemp-

fänger die Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 des Landesbeamtengesetzes erreicht, 

gelten die Absätze 1 bis 5 nur für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im öffentlichen 

Dienst (Verwendungseinkommen). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des deutschen öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände; ausgenom-

men ist die Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren Ver-

bänden. Der Verwendung im öffentlichen Dienst stehen gleich 

1. die Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 

Einrichtung, an der eine Körperschaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 2 durch Zahlung 

von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist, sowie 

2. die Beschäftigung im inländischen nichtöffentlichen Schuldienst. 

Ob die Voraussetzungen des Satzes 3 Nummer 1 zutreffen, entscheidet auf Antrag der zustän-

digen Stelle oder der Versorgungsberechtigten das Finanzministerium. 

(7) Erhält die Beamtin oder der Beamte Bezüge nach § 4 des Landesbesoldungsgesetzes und 

bezieht sie oder er zugleich Verwendungseinkommen (Absatz 6), werden die Bezüge um das 

Verwendungseinkommen verringert. 

(8) Bezieht eine Beamtin oder ein Beamter im einstweiligen Ruhestand Erwerbs- oder Er-

werbsersatzeinkommen nach Absatz 5, das nicht Verwendungseinkommen im Sinne des Ab-

satzes 6 ist, so ruhen die Versorgungsbezüge um 50 Prozent des Betrages, um den sie und das 

Einkommen die Höchstgrenze übersteigen. Satz 1 gilt für Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte 

auf Zeit im Ruhestand entsprechend. 

(9) Beziehen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand neben ihren Versor-

gungsbezügen Verwendungseinkommen nach Absatz 6, ist Absatz 3 nicht anzuwenden. Für 

Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand, die wegen Dienstunfähigkeit, die 

nicht auf einem Dienstunfall beruht, oder nach § 33 Absatz 3 Nummer 2 des Landesbeamten-

gesetzes in den Ruhestand versetzt worden sind und Verwendungseinkommen beziehen, 

bestimmt sich die Höchstgrenze nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1. 

(10) Werden Versorgungsberechtigte im Rahmen der Mithilfe bei der Betreuung von Flüchtlin-

gen im öffentlichen Dienst verwendet (Absatz 6 Satz 2 und 3), so gelten die hieraus bis zum 

Ablauf des Jahres 2018 erzielten Einkünfte nicht als Erwerbseinkommen. 
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(11) Der Zuschlag nach § 71a des Landesbesoldungsgesetzes gilt nicht als Erwerbseinkommen 

im Sinne des Absatzes 5. 

(12) Werden Versorgungsberechtigte bei Behörden im Sinne des § 2 des Polizeiorganisations-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juli 2002 (GV. NRW. S. 308; ber. S. 629) in 

der jeweils geltenden Fassung im öffentlichen Dienst verwendet (Absatz 6 Satz 2 und 3), so 

gelten die hieraus erzielten Einkünfte bis zum Ablauf des Jahres 2019 nicht als Erwerbsein-

kommen. 

 

§ 67 Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge und von Versorgungsbezügen 
mit Alters- und Hinterbliebenengeld 
(1) Erhält aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst (§ 66 Absatz 6) 

1. eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter Ruhegehalt oder eine ähnliche Ver-

sorgung, 

2. eine Witwe, ein Witwer oder eine Waise Witwengeld, Witwergeld, Waisengeld oder eine 

ähnliche Versorgung, 

3. eine Witwe oder ein Witwer Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

als weiteren Versorgungsbezug (neuer Versorgungsbezug), sind neben diesem frühere Versor-

gungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 

Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der früheren Versorgung zurückbleiben. Beim 

neuen Versorgungsbezug sind Kürzungen auf Grund eines Versorgungsausgleichs nach § 72 

oder vergleichbaren Vorschriften nicht zu berücksichtigen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 das Ruhegehalt, das sich unter Zugrundelegung der 

gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-

stufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das frühere Ruhegehalt berechnet, ergibt, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 das Witwen-, Witwer- oder Waisengeld, das sich aus 

dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergibt, 

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 71,75 Prozent, in den Fällen des § 42 75 Prozent und 

in den Fällen des § 43 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 

Besoldungsgruppe, aus der sich das dem Witwen- oder Witwergeld zugrunde liegende Ruhe-

gehalt bemisst. 

Die Höchstgrenze erhöht sich um den jeweils zustehenden Unterschiedsbetrag nach § 58 

Absatz 1. Ist bei einem an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 beteiligten Ver-

sorgungsbezug das Ruhegehalt um einen Versorgungsabschlag gemindert oder um einen Ver-

sorgungsaufschlag erhöht, ist das für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt entsprechend 

festzusetzen. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 ist Satz 3 entsprechend anzuwenden, wenn 

das dem Witwen- oder Witwergeld zugrunde liegende Ruhegehalt um einen Versorgungsab-

schlag gemindert oder um einen Versorgungsaufschlag erhöht ist. 

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 ist neben dem Ruhegehalt oder der ähnlichen Versorgung 

mindestens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent des Witwen- oder Witwergeldes zu belassen. 

(4) Erwirbt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter einen Anspruch auf Wit-

wengeld, Witwergeld oder eine ähnliche Versorgung, so wird daneben das Ruhegehalt zuzüg-

lich des Unterschiedsbetrages nach § 58 Absatz 1 nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 Satz 1 

Nummer 3 und Satz 4 bezeichneten Höchstgrenze gezahlt. Sofern das Witwen- oder Witwer-
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geld oder eine ähnliche Versorgung auf Grund Bundes- oder anderen Landesrechts gezahlt 

wird, sind bei der Ermittlung der Höchstgrenze die entsprechenden Regelungen des Bundes- 

oder anderen Landesrechts anzuwenden. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Die Gesamtbezüge 

dürfen nicht hinter dem Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 58 Absatz 1 

sowie eines Betrages in Höhe von 20 Prozent des Witwen- oder Witwergeldes zurückbleiben. 

(5) Bezieht eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger Altersgeld oder eine 

dem Altersgeld entsprechende Alterssicherung, ruhen die Versorgungsbezüge in Höhe des 

Altersgeldes oder in Höhe einer dem Altersgeld entsprechenden Alterssicherung. Entspre-

chendes gilt beim Zusammentreffen von Hinterbliebenenversorgung und Hinterbliebenengeld. 

Absatz 1 Satz 3 und § 68 Absatz 4 gelten entsprechend. 

(6) § 66 Absatz 4 gilt entsprechend. 

 

§ 68 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 
(1) Versorgungsbezüge werden neben Renten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichne-

ten Höchstgrenze gezahlt. Als Renten gelten 

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, 

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des 

öffentlichen Dienstes, 

3. Renten nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 

1890, 1891) in der jeweils geltenden Fassung, 

4. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, wobei für Empfängerinnen und Empfänger 

von Ruhegehalt ein dem Unfallausgleich (§ 41) entsprechender Betrag unberücksichtigt bleibt; 

ab einem Grad der Schädigungsfolgen von 20 bleiben zwei Drittel der Mindestgrundrente und 

ab einem Grad der Schädigungsfolgen von 10 ein Drittel der Mindestgrundrente nach § 31 des 

Bundesversorgungsgesetzes unberücksichtigt, 

5. Leistungen aus einer berufsständischen Versorgungseinrichtung oder aus einer befreienden 

Lebensversicherung, zu denen der Arbeitgeber auf Grund eines Beschäftigungsverhältnisses im 

öffentlichen Dienst mindestens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet 

hat. 

Zu den Renten und Leistungen nach Satz 2 rechnen nicht der Kinderzuschuss und der Zuschlag 

zur Waisenrente. Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, die auf § 1587b des 

Bürgerlichen Gesetzbuches in der jeweils bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung, § 1 des 

Versorgungsausgleichs-Härteregelungsgesetzes vom 21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105) in der 

jeweils bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung oder § 1 des Versorgungsausgleichsgeset-

zes vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700) in der jeweils geltenden Fassung beruhen, sowie Zuschlä-

ge oder Abschläge beim Rentensplitting nach § 76c des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

bleiben unberücksichtigt. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte der Betrag, der sich als Ruhegehalt 

ergeben würde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 

das Ruhegehalt berechnet, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom vollendeten 17. Lebensjahr bis zum Eintritt des 

Versorgungsfalls abzüglich von Zeiten nach § 14, zuzüglich ruhegehaltfähiger Dienstzeiten vor 
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Vollendung des 17. Lebensjahres sowie der Zeiten, um die sich die ruhegehaltfähige Dienstzeit 

erhöht, und der bei der Rente berücksichtigten Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen 

Beschäftigung oder Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalls und 

2. für Witwen, Witwer und Waisen der Betrag, der sich als Witwen-, Witwer- oder Waisengeld 

aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergeben würde. 

Die Höchstgrenze erhöht sich um den jeweils zustehenden Unterschiedsbetrag nach § 58 

Absatz 1. Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt 

um einen Versorgungsabschlag gemindert, ist das für die Höchstgrenze maßgebende Ruhe-

gehalt entsprechend festzusetzen. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 

1. bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten Hinterbliebenenrenten aus einer 

Beschäftigung oder Tätigkeit der Ehegattin oder des Ehegatten, 

2. bei Witwen, Witwern und Waisen Renten auf Grund einer eigenen Beschäftigung oder Tä-

tigkeit. 

(4) Wird eine Rente im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 nicht beantragt oder auf sie verzichtet oder 

wird an deren Stelle eine Kapitalleistung, Beitragserstattung oder Abfindung gezahlt, so tritt an 

die Stelle der Rente der Betrag, der vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen wäre. Bei Zah-

lung einer Abfindung, Beitragserstattung oder eines sonstigen Kapitalbetrages ist der sich bei 

einer Verrentung ergebende Betrag zugrunde zu legen. Dies gilt nicht, wenn die Ruhestands-

beamtin oder der Ruhestandsbeamte innerhalb von drei Monaten nach Zufluss den Kapitalbe-

trag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen an den Dienstherrn abführt. Die Kapitalbeträge 

nach Satz 2 sind um die Prozentsätze der allgemeinen Anpassungen nach § 84 zu erhöhen oder 

zu vermindern, die sich nach dem Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs auf die Kapitalbe-

träge bis zur Gewährung von Versorgungsbezügen ergeben. Der Verrentungsbetrag nach Satz 2 

errechnet sich bezogen auf den Monat aus dem Verhältnis zwischen dem nach Satz 4 dynami-

sierten Kapitalbetrag und dem Verrentungsfaktor, der sich aus dem zwölffachen Betrag des 

Kapitalwertes nach der vom Bundesministerium der Finanzen zu § 14 Absatz 1 des Bewer-

tungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230) in der 

jeweils geltenden Fassung im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlichten Tabelle ergibt. 

(5) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt der Teil der Rente außer Ansatz, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre auf Grund freiwilliger Weiterversicherung oder 

Selbstversicherung zu den gesamten Versicherungsjahren oder, wenn sich die Rente nach 

Werteinheiten berechnet, dem Verhältnis der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der 

Summe der Werteinheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten und Ausfallzei-

ten oder, wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem Verhältnis der Entgelt-

punkte für freiwillige Beiträge zu der Summe der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pflicht-

beiträge, Ersatzzeiten, Zurechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht oder 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 

dieser Höhe geleistet hat. 

(6) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen entsprechende wiederkehrende Geldleistun-

gen gleich, die auf Grund der Zugehörigkeit zu Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der 

ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik geleistet werden oder die von einem auslän-
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dischen Versicherungsträger nach einem für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwi-

schen- oder überstaatlichen Abkommen gewährt werden. 

(7) § 66 Absatz 4 gilt entsprechend. 

 

§ 69 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgung aus  
zwischenstaatlicher und überstaatlicher Verwendung 
(1) Erhalten Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte aus der Verwendung im öffentli-

chen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung eine Versorgung, ruht 

das Ruhegehalt nach diesem Gesetz nach Anwendung von § 16 Absatz 2 in Höhe des Betrages, 

um den die Summe aus der genannten Versorgung und dem Ruhegehalt nach diesem Gesetz 

die in Absatz 2 genannte Höchstgrenze übersteigt, mindestens jedoch in Höhe des Betrages, 

der einer Minderung des Prozentsatzes von 1,79375 für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder 

überstaatlichen Dienst entspricht. Der Unterschiedsbetrag nach § 58 Absatz 1 ruht in Höhe von 

2,39167 Prozent für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst. § 16 Absatz 

1 Satz 2 bis 4 sind entsprechend anzuwenden. Die Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, 

wenn Ruhestandsbeamtinnen und -beamte als Invaliditätspension die Höchstversorgung aus 

ihrem Amt bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung erhalten. Bei der 

Anwendung des Satzes 1 wird die Zeit, in welcher Beamtinnen und Beamte, ohne ein Amt bei 

einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung auszuüben, dort einen Anspruch 

auf Vergütung oder sonstige Entschädigung haben und Ruhegehaltsansprüche erwerben, als 

Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst gerechnet. Entsprechendes gilt für 

Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 

Einrichtung, die dort bei der Berechnung des Ruhegehaltes wie Dienstzeiten berücksichtigt 

werden. 

(2) Als Höchstgrenze gelten die in § 67 Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenzen sinngemäß. 

Dabei ist als Ruhegehalt das Ruhegehalt zugrunde zu legen, das sich unter Einbeziehung der 

Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatli-

chen Einrichtung als ruhegehaltfähige Dienstzeit und auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge aus der Endstufe der nächsthöheren Besoldungsgruppe ergibt. 

(3) Verzichten Beamtinnen, Beamte, Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte bei 

ihrem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatli-

chen Einrichtung auf eine Versorgung oder wird an deren Stelle eine Abfindung, Beitragserstat-

tung oder ein sonstiger Kapitalbetrag gezahlt, so findet Absatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, 

dass an die Stelle der Versorgung der Betrag tritt, der vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen 

wäre; erfolgt die Zahlung eines Kapitalbetrages, weil kein Anspruch auf laufende Versorgung 

besteht, so ist der sich bei einer Verrentung des Kapitalbetrages ergebende Betrag zugrunde 

zu legen. Satz 1 gilt nicht, wenn Beamtinnen, Beamte, Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhe-

standsbeamte innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Verwendung oder der Berufung in 

das Beamtenverhältnis den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen an ihren 

Dienstherrn abführen. § 68 Absatz 4 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. 

(4) Haben Beamtinnen, Beamte, Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte schon vor 

ihrem Ausscheiden aus dem zwischenstaatlichen oder überstaatlichen öffentlichen Dienst 

unmittelbar oder mittelbar Zahlungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat die zwischen-
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staatliche oder überstaatliche Einrichtung diesen durch Aufrechnung oder in anderer Form 

verringert, ist die Zahlung nach Absatz 3 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages zu leisten. 

(5) Erhalten Witwen, Witwer oder die Waisen von Beamtinnen, Beamten, Ruhestandsbeam-

tinnen oder Ruhestandsbeamten Hinterbliebenenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 

überstaatlichen Einrichtung, ruhen Witwen-, Witwer- oder Waisengeld nach diesem Gesetz in 

Höhe des Betrages, der sich unter Anwendung der Absätze 1 und 2 nach dem entsprechenden 

Anteilsatz ergibt. Absatz 1 Satz 2, Absätze 3, 4 und 6 finden entsprechende Anwendung. 

(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 

gewährte Versorgung nicht übersteigen. Den Ruhestandsbeamtinnen und -beamten ist min-

destens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent ihres Ruhegehalts nach diesem Gesetz zu belassen. 

Satz 2 gilt nicht, wenn die Unterschreitung der Mindestbelassung darauf beruht, dass 

1. das Ruhegehalt nach diesem Gesetz in Höhe des Betrages ruht, der einer Minderung des 

Prozentsatzes um 1,79375 für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst 

entspricht, oder 

2. Absatz 1 Satz 4 anzuwenden ist. 

(7) § 66 Absatz 4 gilt entsprechend. 

 

§ 70 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Entschädigung oder  
Versorgungsbezügen nach dem Abgeordnetenstatut des Europäischen Parlaments 
(1) Bezieht eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger eine Entschädigung 

nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG des Europäischen Parlaments vom 28. Septem-

ber 2005 zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments (ABl. L 262 vom 

7.10.2005 S. 1), ruhen ihre oder seine Versorgungsbezüge in Höhe von 80 Prozent, höchstens 

aber in Höhe der Entschädigung. 

(2) Bezieht eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger Versorgungsbezüge 

nach Artikel 14, 15 und 17 des Beschlusses 2005/684/EG, findet Absatz 1 entsprechend An-

wendung. Das Übergangsgeld nach Artikel 13 des Beschlusses 2005/684/EG zählt zu den Ver-

sorgungsbezügen. 

 

§ 71 Allgemeine Bestimmungen zur Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs- und 
Ruhensvorschriften 
(1) Der Anwendung der Ruhensvorschriften nach den §§ 66 bis 70 gehen sonstige Anrech-

nungs- und Kürzungsvorschriften vor, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezügen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatz-

einkommen ist zunächst der neuere und dann der frühere Versorgungsbezug nach § 66 zu 

regeln. Bei der Regelung des früheren Versorgungsbezugs ist dem Einkommen der nicht ru-

hende Teil des neueren Versorgungsbezugs hinzuzurechnen. Die Berechnungsreihenfolge ist 

umzukehren, soweit dies für die Versorgungsberechtigten günstiger ist. Die Versorgungsbe-

rechtigten dürfen nicht besser gestellt werden, als wenn kein Erwerbs- oder Erwerbsersatzein-

kommen bezogen würde. 

(3) Beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzein-

kommen und Renten ist § 66 mit der nach § 68 verbleibenden Gesamtversorgung anzuwen-

den. 
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(4) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezügen mit einer Rente ist zunächst der 

neuere Versorgungsbezug nach § 68 Absatz 1 bis 5 und danach der frühere Versorgungsbezug 

unter Berücksichtigung des gekürzten neueren Versorgungsbezugs nach § 67 zu regeln. Der 

hiernach gekürzte frühere Versorgungsbezug ist unter Berücksichtigung des gekürzten neueren 

Versorgungsbezugs nach § 68 Absatz 1 bis 5 zu regeln; für die Berechnung der Höchstgrenze 

nach § 68 Absatz 2 ist hierbei die Zeit bis zum Eintritt des neueren Versorgungsfalls zu berück-

sichtigen. 

(5) Der nach § 69 berechnete Ruhensbetrag ist von den nach Anwendung der §§ 66 bis 68 und 

§ 70 verbleibenden Versorgungsbezügen abzuziehen. 

(6) Einmal-, Sonderzahlungen oder ähnliche Leistungen, die zusätzlich zu den in den §§ 66 bis 

70 genannten Leistungen gewährt werden, sind bei Anwendung der Ruhens- und Anrech-

nungsvorschriften im jeweiligen Auszahlungsmonat zu berücksichtigen. 

(7) Bis zum 31. Dezember 2016 erhöhen sich die bei der Anwendung von Ruhensvorschriften 

maßgeblichen Höchstgrenzen im Monat der Zahlung der Sonderzahlung nach dem Sonderzah-

lungsgesetz NRW vom 20. November 2003 (GV. NRW. S. 696) in der jeweils geltenden Fassung 

um den Bemessungssatz des Grundbetrages dieser Sonderzahlung und um den Sonderbetrag 

für Kinder. 

 

§ 72 Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung 
(1) Sind bei der Durchführung eines Versorgungsausgleichs durch Entscheidung des Familien-

gerichts 

1. Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1587b Absatz 2 des Bürger-

lichen Gesetzbuches in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung oder 

2. Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz 

rechtskräftig begründet oder übertragen worden, werden die Versorgungsbezüge der oder des 

Ausgleichspflichtigen und ihrer oder seiner Hinterbliebenen nach Anwendung von Ruhens-, 

Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften um den nach Absatz 2 oder 3 berechneten Betrag 

gekürzt. Hat der Dienstherr Erstattungen nach § 5 des Bundesversorgungsteilungsgesetzes 

vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700, 716) in der jeweils geltenden Fassung oder einer vergleichba-

ren landesrechtlichen Regelung zu leisten, werden die Versorgungsbezüge der ausgleichs-

pflichtigen Person und ihrer Hinterbliebenen entsprechend der Regelung in Satz 1 gekürzt. Das 

Ruhegehalt, das die oder der Ausgleichspflichtige im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Entschei-

dung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich erhält, wird erst gekürzt, wenn der 

oder dem Ausgleichsberechtigten eine Leistung aus Anwartschaften oder Anrechten nach Satz 

1 gewährt wird. Dies gilt jedoch nur, wenn der Anspruch auf Ruhegehalt vor dem 1. Juni 2013 

entstanden ist und die Entscheidung des Familiengerichts zu diesem Zeitpunkt bereits wirksam 

war. Das einer Vollwaise zu gewährende Waisengeld wird nicht gekürzt, wenn nach dem Recht 

der gesetzlichen Rentenversicherungen die Voraussetzungen für die Gewährung einer Waisen-

rente aus der Versicherung der oder des Ausgleichsberechtigten nicht erfüllt sind. 

(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch 

die Entscheidung des Familiengerichts begründeten Anwartschaften oder übertragenen An-

rechte. Dieser Monatsbetrag erhöht oder vermindert sich entsprechend den allgemeinen 

Anpassungen gemäß § 84. Vom Zeitpunkt des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand 

an, bei einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten vom Tag nach dem Ende 
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der Ehezeit an, erhöht oder vermindert sich der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich 

das Ruhegehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch 

Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht oder vermindert. 

(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen-, Witwer- und Waisengeld berechnet sich aus dem 

Kürzungsbetrag nach Absatz 2 für das Ruhegehalt, das die Beamtin oder der Beamte erhalten 

hat oder hätte erhalten können, wenn sie oder er am Todestag wegen Dienstunfähigkeit in den 

Ruhestand versetzt worden wäre, nach den Anteilssätzen des Witwen-, Witwer- oder Waisen-

geldes. 

(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach § 27 wird nicht gekürzt. 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 und des § 5 des Versorgungsausgleichs-

Härteregelungsgesetzes in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung und der §§ 33 und 

34 des Versorgungsausgleichsgesetzes steht die Zahlung des Ruhegehalts der oder des Aus-

gleichspflichtigen für den Fall rückwirkender oder erst nachträglich bekannt werdender Ren-

tengewährung an die Ausgleichsberechtigte oder den Ausgleichsberechtigten unter dem Vor-

behalt der Rückforderung. 

 
§ 73 Abwendung der Kürzung der Versorgungsbezüge 
(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach § 72 kann von der Beamtin, dem Beamten, der 

Ruhestandsbeamtin oder dem Ruhestandsbeamten durch Zahlung eines Kapitalbetrages an 

den Dienstherrn abgewendet werden. 

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag angesetzt, der auf Grund der Entscheidung des 

Familiengerichts zur Begründung der Anwartschaft auf die bestimmte Rente zu leisten gewe-

sen wäre, erhöht oder vermindert entsprechend den allgemeinen Anpassungen gemäß § 84, 

die nach dem Tag, an dem die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist, bis zum Tag der 

Zahlung des Kapitalbetrages eingetretenen sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts oder der Verset-

zung in den Ruhestand an, bei einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten von 

dem Tag, an dem die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist, erhöht oder vermindert 

sich der Kapitalbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwendung von 

Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbezüge 

erhöht oder vermindert. 

(3) Bei Zahlung eines Teilbetrages vermindert sich die Kürzung der Versorgungsbezüge in dem 

entsprechenden Verhältnis. Der Betrag der teilweisen Zahlung soll den Monatsbetrag der 

Dienstbezüge der Beamtin oder des Beamten oder des Ruhegehaltes der Ruhestandsbeamtin 

oder des Ruhestandsbeamten nicht unterschreiten. 

(4) Ergeht nach der Scheidung eine Entscheidung des Familiengerichts zur Abänderung des 

Wertausgleichs und sind Zahlungen nach Absatz 1 erfolgt, sind im Umfang der Abänderung zu 

viel gezahlte Beträge unter Anrechnung der nach § 72 anteilig errechneten Kürzungsbeträge 

zurückzuzahlen. 
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§ 74 Verlust und Erlöschen der Versorgung infolge Verurteilung 
(1) Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, 

1. gegen die wegen einer vor Beendigung des Beamtenverhältnisses begangenen Tat eine 

Entscheidung ergangen ist, die nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes zum Verlust der Beam-

tenrechte geführt hätte, oder 

2. die wegen einer nach Beendigung des Beamtenverhältnisses begangenen Tat durch ein 

deutsches Gericht im ordentlichen Strafverfahren 

a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder 

b) wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, 

Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äuße-

ren Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verurteilt 

worden sind, 

verlieren mit der Rechtskraft der Entscheidung ihre Rechte als Ruhestandsbeamtinnen und 

Ruhestandsbeamte. Entsprechendes gilt, wenn Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeam-

te auf Grund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß Artikel 18 des Grund-

gesetzes ein Grundrecht verwirkt haben. 

(2) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 gelten entsprechend für Hinterbliebene, wobei an die 

Stelle des Verlustes der Versorgung das Erlöschen tritt. § 49 gilt sinngemäß. 

(3) Der Verurteilung durch ein deutsches Gericht im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe a steht die Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleich, wenn wegen des 

der Verurteilung zugrunde liegenden Sachverhaltes auch im Geltungsbereich des deutschen 

Strafrechts ungeachtet etwaiger Verfahrenshindernisse eine Freiheitsstrafe von mindestens 

zwei Jahren hätte verhängt werden können. 

(4) §§ 29 und 30 des Landesbeamtengesetzes finden entsprechende Anwendung. 

 

§ 75 Verlust der Versorgungsbezüge bei Ablehnung einer erneuten Berufung 
Kommt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter entgegen den Vorschriften der 

§ 29 Absatz 2 und 3, § 30 Absatz 3 oder § 31 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes einer erneu-

ten Berufung in das Beamtenverhältnis schuldhaft nicht nach, obwohl sie oder er auf die Fol-

gen eines solchen Verhaltens schriftlich hingewiesen worden ist, so verliert sie oder er für 

diese Zeit die Versorgungsbezüge. Die oberste Dienstbehörde stellt den Verlust der Versor-

gungsbezüge fest. Eine disziplinarrechtliche Verfolgung wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

 

§ 76 Anzeigepflicht 
(1) Die Beschäftigungsstelle hat der die Versorgungsbezüge festsetzenden Stelle oder der die 

Versorgungsbezüge zahlenden Kasse jede Verwendung einer Versorgungsempfängerin oder 

eines Versorgungsempfängers unter Angabe der gewährten Bezüge oder Entgelte, ebenso jede 

spätere Änderung der Bezüge oder Entgelte sowie ihre Zahlungseinstellung sowie die Gewäh-

rung einer Versorgung unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger hat der in Absatz 1 genann-

ten Stelle oder Kasse 

1. die Verlegung des Wohnsitzes, 
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2. den Bezug und jede Änderung der in § 13 Absatz 4, § 16 Absatz 4, § 17, § 26 Absatz 1 Satz 2, 

§ 33 Absatz 2, § 56 sowie der in §§ 66 bis 70 genannten Einkünfte oder das Bestehen von 

Ansprüchen oder Anwartschaften auf die in diesen Vorschriften genannten Einkünfte, 

3. Änderungen des Familienstandes und 

4. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch im Fall 

des § 12 sowie im Rahmen der §§ 59 bis 62 umgehend anzuzeigen. Witwen und Witwer haben 

außerdem im Fall der Auflösung einer neuen Ehe den Erwerb und jede Änderung eines neuen 

Versorgungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruchs (§ 33 Absatz 5 Satz 2) mitzuteilen. Die Ver-

sorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger ist zudem verpflichtet, auf Verlangen 

der in Absatz 1 genannten Stelle oder Kasse Nachweise vorzulegen, Auskünfte zu erteilen oder 

der Erteilung erforderlicher Nachweise oder Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, die für die 

Festsetzung und Regelung der Versorgungsbezüge erheblich sind. 

(3) Kommt die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger der ihr oder ihm 

nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 und 3 auferlegten Verpflichtungen schuldhaft nicht 

nach, so kann ihr oder ihm die Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit oder auf Dauer entzo-

gen werden. Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die Versorgung durch die oberste 

Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle ganz oder teilweise wieder zuerkannt wer-

den. 

 

§ 77 Anwendungsbereich 
Für die Anwendung des Abschnittes 6 gilt oder gelten 

1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 18 als Ruhegehalt, 

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 44 als Ruhegehalt, außer für die Anwendung des § 74 Absatz 1, 

3. ein Unterhaltsbeitrag nach § 31 als Witwen-, Witwer- oder Waisengeld, 

4. ein Unterhaltsbeitrag nach § 49 und § 74 Absatz 2 Satz 2 als Witwen-, Witwer- oder Waisen-

geld, außer für die Anwendung des § 74 Absatz 2 Satz 1, 

5. ein Unterhaltsbeitrag nach § 26 und § 48 als Witwen- oder Witwergeld, 

6. ein Unterhaltsbeitrag nach § 27 Absatz 1 oder 2 als Witwen- oder Witwergeld, außer für die 

Anwendung des § 72, 

7. ein Unterhaltsbeitrag nach § 28 Absatz 2 als Waisengeld, 

1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 45 als Waisengeld, 

9. ein Unterhaltsbeitrag nach § 30 des Landesbeamtengesetzes sowie den §§ 74 Absatz 4 und 

83 als Ruhegehalt, Witwen-, Witwer- oder Waisengeld, 

10. die Bezüge der nach § 32 des Deutschen Richtergesetzes in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 19. April 1972 (BGBl. I S. 713) in der jeweils geltenden Fassung oder einer entspre-

chenden gesetzlichen Vorschrift nicht im Amt befindlichen Richterinnen oder Richter und 

Mitglieder einer obersten Rechnungsprüfungsbehörde als Ruhegehalt und 

11. die Bezüge, die nach § 4 des Landesbesoldungsgesetzes gewährt werden, als Ruhegehalt; 

die Empfängerin und Empfänger dieser Versorgungsbezüge gelten als Ruhestandsbeamtinnen, 

Ruhestandsbeamte, Witwen, Witwer oder Waisen. 
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Abschnitt 7 Sondervorschriften 
 

§ 78 Entzug der Hinterbliebenenversorgung 
(1) Die oberste Dienstbehörde kann Empfängerinnen und Empfängern von Hinterbliebenen-

versorgung die Versorgungsbezüge auf Zeit oder auf Dauer ganz oder teilweise entziehen, 

wenn sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgeset-

zes betätigt haben. § 49 gilt sinngemäß. Die diese Maßnahme rechtfertigenden Tatsachen sind 

in einem Untersuchungsverfahren festzustellen, in dem die eidliche Vernehmung von Zeugin-

nen und Zeugen sowie Sachverständigen zulässig und die Versorgungsempfängerin oder der 

Versorgungsempfänger zu hören ist. 

(2) § 74 Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. 

 
§ 79 Hinterbliebenenversorgung im Fall der Tötung264 
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung besteht nicht für Personen, die den Tod der Beamtin, 

des Beamten, der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten vorsätzlich herbeigeführt 

haben. 

 

§ 80 Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge 
Wird eine Versorgungsempfängerin oder ein Versorgungsempfänger im öffentlichen Dienst (§ 

66 Absatz 6) verwendet, so sind ihre oder seine Bezüge oder Entgelte aus dieser Verwendung 

ohne Rücksicht auf die Versorgungsbezüge zu bemessen. Das Gleiche gilt für eine auf Grund 

der Verwendung zu gewährende Versorgung. 

Abschnitt 8 Versorgung besonderer Beamtengruppen 
 
§ 81 Beamtinnen und Beamte auf Zeit 
(1) Für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten auf Zeit und ihrer Hinterbliebenen gelten 

die Vorschriften für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit und ihrer 

Hinterbliebenen entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von zehn Jahren 

zurückgelegt haben, beträgt das Ruhegehalt, wenn es für sie günstiger ist, nach einer Amtszeit 

von acht Jahren als Beamtin oder Beamter auf Zeit 33,48345 Prozent der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge und steigt mit jedem weiteren vollen Amtsjahr als Beamtin oder Beamter auf 

Zeit um 1,91333 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum Höchstruhegehaltssatz 

von 71,75 Prozent. Als Amtszeit rechnet hierbei auch die Zeit bis zur Dauer von fünf Jahren, die 

eine Beamtin oder ein Beamter auf Zeit im einstweiligen Ruhestand zurückgelegt hat. § 16 

Absatz 2 findet Anwendung. 

(3) Ein Übergangsgeld nach § 56 Absatz 1 bis 5 wird nicht gewährt, wenn die Beamtin oder der 

Beamte auf Zeit einer gesetzlichen Verpflichtung, ihr oder sein Amt nach Ablauf der Amtszeit 

unter erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis weiterzuführen, nicht nachkommt. 

                                                                                       
264 Arbeitnehmer: § 105 SGB VI, § 101 SGB VII; siehe auch Erbunwürdigkeit § 2339 BGB 
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(4) Führt die Beamtin oder der Beamte auf Zeit nach Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit ihr oder 

sein bisheriges Amt unter erneuter Berufung als Beamtin oder als Beamter auf Zeit oder durch 

Wiederwahl für die folgende Amtszeit weiter, gilt für die Anwendung dieses Gesetzes das 

Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Satz 1 gilt entsprechend für Beamtinnen und Beam-

te auf Zeit, die aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbrechung in ein vergleichbares oder hö-

herwertiges Amt unter erneuter Berufung als Beamtin oder Beamter auf Zeit gewählt werden. 

(5) Wird eine Beamtin oder ein Beamter auf Zeit wegen Dienstunfähigkeit entlassen, gelten die 

§§ 18 und 31 entsprechend. 

(6) Wird eine Wahlbeamtin oder ein Wahlbeamter auf Zeit wegen Dienstunfähigkeit in den 

Ruhestand versetzt, ist § 16 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 nicht anzuwenden, wenn sie oder er 

nach Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit ihr oder sein Amt weitergeführt hat, obwohl sie oder er 

dazu nicht gesetzlich verpflichtet war und mit Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit bereits eine 

Versorgungsanwartschaft erworben hatte. § 15 Absatz 1 Satz 1 findet mit der Maßgabe An-

wendung, dass die Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats der Vollen-

dung des 60. Lebensjahres zu einem Drittel als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt wird. 

(7) Wird eine Wahlbeamtin oder ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, erhält sie oder er bis 

zum Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit, bei einem vorherigen Eintritt in den Ruhestand oder der 

Entlassung längstens bis zu diesem Zeitpunkt, Versorgung mit der Maßgabe, dass das Ruhe-

gehalt während der ersten fünf Jahre 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 

der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich der Beamte zur Zeit seiner Abwahl befunden 

hat, beträgt. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 6 erhöht sich um bis zu fünf Jahre der Zeit, 

in der die Beamtin oder der Beamte Versorgung nach Satz 1 erhält; das Höchstruhegehalt nach 

Absatz 2 darf nicht überschritten werden. 

(8) Zeiten, während der eine Wahlbeamtin oder ein Wahlbeamter auf Zeit durch eine hauptbe-

rufliche Tätigkeit oder eine Ausbildung außerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnis-

se erworben hat, die für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, sollen bis zu einer Ge-

samtzeit von vier Jahren als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, die Zeit einer Fachschul-

ausbildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu 1095 Tagen und die Zeit einer Hochschulaus-

bildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu 855 Tagen, insgesamt höchstens bis zu 1095 

Tagen. § 57 Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend. 

Abschnitt 9 Anpassung der Versorgungsbezüge 
 
§ 84 Allgemeine Anpassung 
(1) Wird die Besoldung allgemein angepasst, sind von demselben Zeitpunkt an die Versor-

gungsbezüge durch Gesetz entsprechend zu regeln. Als allgemeine Anpassung gelten auch die 

Neufassung der Grundgehaltstabelle mit unterschiedlicher Änderung der Grundgehaltssätze 

und die allgemeine Erhöhung oder Verminderung der Besoldung um feste Beträge. 

(2) Für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gelten die Erhöhungen nach § 

17 des Landesbesoldungsgesetzes für die dort aufgeführten Bezügebestandteile entsprechend, 

sofern diese Grundlage der Versorgung sind. Die Erhöhungen nach Satz 1 gelten entsprechend 

für Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen der weggefallenen Besoldungs-

gruppen A 2 bis A 4 sowie A 12a und A 13a. Liegen der Berechnung der Versorgungsbezüge 

sonstige ruhegehaltfähige Bezügebestandteile nach früherem oder fortgeltendem Bundes- 
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oder Landesrecht zugrunde, erhöhen sich diese nach Maßgabe des Satzes 1, sofern die Teil-

nahme dieser ruhegehaltfähigen Bezügebestandteile an den allgemeinen Anpassungen nicht 

eingeschränkt oder ausgeschlossen ist. 

(3) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern vermindert sich das Grund-

gehalt, wenn den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemerkung 

Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Anlage 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 

bis zum 31. Dezember 1989 geltenden Fassung bei Eintritt des Versorgungsfalls nicht zugrunde 

gelegen hat, ab dem 1. Januar 2019 um 65,82 Euro265, wenn den Versorgungsbezügen ein 

Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 5 oder A 6 oder weggefallenen Besoldungsgruppen A 2 

bis A 4 zugrunde liegt, und um 65,05 Euro266, wenn den Versorgungsbezügen ein Grundgehalt 

der Besoldungsgruppe A 7 oder A 8 zugrunde liegt. 

 (4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die Beträge der amtsunabhängigen Mindestver-

sorgungsbezüge und der Mindesthöchstgrenzen nach § 66 im Ministerialblatt für das Land 

Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen. 

 

Abschnitt 10 Anzuwendendes Recht, Übergangs- und Besitzstandsre-
gelungen für am 1. Juli 2016 vorhandene Versorgungsempfängerinnen,  
Versorgungsempfänger, Beamtinnen und Beamte 
 

§ 85 Besondere Bestandskraft für vorhandene Versorgungsberechtigte 
(1) Der Versorgung der am 1. Juli 2016 vorhandenen Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestands-

beamten sind der Ruhegehaltssatz, die ruhegehaltfähige Dienstzeit, die prozentuale Verminde-

rung des Ruhegehalts auf Grund vorzeitiger Ruhestandsversetzung und die Besoldungsgruppe, 

aus der sich das Ruhegehalt berechnet, wie sie sich aus der letzten bestandskräftigen Festset-

zung vor dem [1. Juli 2016 unter Berücksichtigung der seither vorgenommenen Anpassungen 

der Versorgungsbezüge ergeben, zugrunde zu legen. Werden nach diesem Zeitpunkt neue 

Beweismittel bekannt, die einen dieser Werte betreffen, gelten die §§ 48, 49 und 51 des Ver-

waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend. Die Neufestset-

zung erfolgt nur in Bezug auf den betroffenen Wert, dabei ist der Ruhegehaltssatz für am 31. 

Dezember 1991 vorhandene Beamtinnen und Beamte, Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-

standsbeamte nach § 88 zu ermitteln. Soweit noch keine Festsetzung erfolgt oder die letzte 

Festsetzung vor dem 1. Juli 2016 noch nicht bestandskräftig ist, ist bis zur Bestandskraft der 

Festsetzung oder bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Festsetzung das am 30. Juni 

2016 geltende Recht anzuwenden. Nach Eintritt der Bestandskraft oder Rechtskraft gilt Satz 1 

entsprechend. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 16 Absatz 3 bleiben unberührt. Für frühere 

Beamtinnen und Beamte, die am 1. Juli 2016 einen Unterhaltsbeitrag erhalten, der nicht auf 

einem Dienstunfall beruht, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend für die festgesetzten Unter-

haltsbeiträge. 

(2) Beruht die Versorgung auf einem Beamtenverhältnis, das vor dem 1. Januar 1966 begrün-

det wurde, ist § 68 mit der Maßgabe anzuwenden, dass der zu berücksichtigende Rentenbe-

                                                                                       
265 ab 1.1.2020 67,93 €, ab 1.1.2021 68,88 € 
266 ab 1.1.2020 67,13 €, ab 1.1.2021 68,07 € 



  Beamtenversorgungsgesetz 

 

 389 

trag um 40 Prozent gemindert und neben den Renten mindestens ein Betrag von 40 Prozent 

der Versorgungsbezüge belassen wird. Der Ausgleichsbetrag nach Artikel 2 § 2 Absatz 1 des 2. 

Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), das durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666) geändert worden ist, darf den sich aus § 68 erge-

benden Ruhensbetrag nicht übersteigen. Der Ausgleichsbetrag vermindert sich um die Hälfte 

des Betrags, um den sich die Versorgungsbezüge auf Grund einer allgemeinen Anpassung der 

Bezüge nach § 84 erhöhen; er ist auf die Mindestbelassung nach Satz 2 anzurechnen. § 12, § 16 

Absatz 4 und § 68 Absatz 4 gelten nicht für am 1. Oktober 1994 vorhandene Ruhestandsbeam-

tinnen und Ruhestandsbeamte. Bei am 1. Januar 2002 vorhandenen Ruhestandsbeamtinnen 

und Ruhestandsbeamten bleiben bei der Anwendung des § 68 Renten nach § 68 Absatz 1 

Nummer 4 außer Ansatz. 

(3) Für die am 1. Juli 2016 vorhandenen Hinterbliebenen, die Witwen-, Witwer- oder Waisen-

geld erhalten, gelten Absatz 1 Sätze 1 bis 4 und Absatz 2 entsprechend, auch für den für die 

Höhe des Witwen- oder Witwergeldes maßgeblichen Prozentsatz. § 24 Absatz 1 Satz 2 bis 4, § 

27 Absatz 4 Satz 3, § 29 Absatz 1 Satz 3 und § 33 bleiben unberührt. Für die am 1. Juli 2016 

vorhandenen Hinterbliebenen, die einen Unterhaltsbeitrag erhalten, der nicht auf einem 

Dienstunfall beruht, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend für die festgesetzten Unterhaltsbei-

träge. 

(4) Für die am 1. Juli 2016 vorhandenen Unfallfürsorgeberechtigten steht ein vor dem 1. Juli 

2016 erlittener Dienstunfall oder Einsatzunfall dem Dienstunfall oder Einsatzunfall im Sinne 

dieses Gesetzes gleich. Auf die am 31. Dezember 1991 vorhandenen Beamtinnen und Beam-

ten, denen auf Grund eines bis zu diesem Zeitpunkt erlittenen Dienstunfalls ein Unfallausgleich 

gewährt wird, findet § 35 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 

geltenden Fassung Anwendung. Für das Unfallruhegehalt gilt Absatz 1 entsprechend, für die 

Unfall-Hinterbliebenenversorgung Absatz 3. Ein vor dem 1. Juli 2016 gewährter Hilflosigkeits-

zuschlag nach § 34 Absatz 2 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. 

NRW. S. 234), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtenver-

sorgungsgesetzes und des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 17. März 2016 (GV. NRW. S. 182) geändert worden ist, wird weitergewährt und 

bei allgemeinen Änderungen der Versorgungsbezüge entsprechend angepasst. Für die Min-

destversorgung nach § 14 Absatz 4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 16. Mai 2013 

(GV. NRW. S. 234), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Landesbeamten-

versorgungsgesetzes und des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 17. März 2016 (GV. NRW. S. 182) geändert worden ist, gilt Satz 4 sinngemäß. 

(5) § 68 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gilt nicht für am 1. Juli 2016 bereits vorhandene Versor-

gungsberechtigte und ihre Hinterbliebenen. 

(6) In Versorgungsfällen, die vor dem 1. Januar 2017 eingetreten sind, erhöhen sich Ausgleichs- 

und Überleitungszulagen, Anpassungszuschläge, der Strukturausgleich, Erhöhungszuschläge, 

Zuschüsse und sonstige Zulagen, die nach früherem Bundes- oder Landesrecht zu den ruhe-

gehaltfähigen Bezügebestandteilen zählen und der Berechnung der Versorgungsbezüge zu-

grunde liegen, in entsprechender Anwendung des § 91 Absatz 9 des Landesbesoldungsgeset-

zes, wenn sich diese nicht nach den im Zusammenhang mit dem Einbau der Sonderzahlung am 

1. Januar 2017 erhöhten Bezügen bemessen. Wenn diese der Berechnung der Versorgungsbe-

züge zugrunde liegen, werden die Grundgehälter der weggefallenen Besoldungsgruppen A 2 
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bis A 4 am 1. Januar 2017 um 5 Prozent und die Grundgehälter der weggefallenen Besoldungs-

gruppen A 12a und A 13a am 1. Januar 2017 um 2,5 Prozent erhöht. Die nach Satz 1 und 2 

erhöhten Bezügebestandteile sind mit den nach § 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 jeweils maßgebli-

chen Faktoren zu vervielfältigen267. 

 

§ 86 Versorgung zukünftiger Hinterbliebener vorhandener Versorgungsberechtigter 
(1) Die Versorgungsbezüge der am 1. Juli 2016 vorhandenen Ruhestandsbeamtinnen und -

beamten sind für die zukünftige Hinterbliebenenversorgung zugrunde zu legen. 

(2) § 85 Absatz 3 Satz 1 gilt im Fall des § 33 Absatz 5 Satz 1 entsprechend, soweit der frühere 

Anspruch vor dem 1. Juli 2016 entfallen ist. 

 
§ 87 Übergangsregelung für vorhandene Beamtinnen und Beamte 
(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Juli 2016 vorhandenen Beamtinnen und Beamten regeln 

sich nach diesem Gesetz mit folgenden Maßgaben: 

1. Für Beamtinnen und Beamte, denen erstmals vor dem 1. Januar 1999 ein Amt im Sinne des 

§ 36 des Bundesbeamtengesetzes in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung oder 

des entsprechenden Landesrechts übertragen war, finden § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, § 7 

und § 14 Absatz 6 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1998 gelten-

den Fassung Anwendung; 

2. wurden Zeiten einer Verwendung im Sinne des § 69 erstmals vor dem 1. Januar 1999 zu-

rückgelegt, ist § 56 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 30. September 1994 gel-

tenden Fassung anzuwenden, es sei denn, die Anwendung des § 56 des Beamtenversorgungs-

gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung ist für die Versorgungsempfän-

gerin oder den Versorgungsempfänger günstiger, § 88 Absatz 4 bleibt unberührt; 

3. für Beurlaubungen ohne Dienstbezüge, die vor dem 1. Juli 2016 bewilligt und angetreten 

wurden, gilt der bisherige § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5, Halbsatz 2 des Landesbeamtenver-

sorgungsgesetzes vom 16. Mai 2013 (GV. NRW. S. 234), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-

zes zur Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes und des Übergeleiteten Besol-

dungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 17. März 2016 (GV. NRW. S. 182) geän-

dert worden ist; 

4. für vor dem 1. Juli 2016 vorhandene Beamtinnen und Beamten kann die Zeit, während der 

sie vor der Berufung in das Beamtenverhältnis als Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälte 

sowie Notarinnen und Notare tätig gewesen sind, als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich-

tigt werden, jedoch höchstens bis zur Hälfte und nicht über zehn Jahre hinaus. § 13 Absatz 3 

und 4 findet Anwendung; 

5. Zeiten der Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten aus dem früheren Bundesgebiet 

zum Zweck der Aufbauhilfe im Beitrittsgebiet bis zum 31. Dezember 1995 werden doppelt als 

ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksichtigt, sofern sie ohne Unterbrechung mindestens ein 

Jahr gedauert haben; 

6. Zeiten einer Altersteilzeit, die vor dem 31. Dezember 2012 nach § 65 des Landesbeamtenge-

setzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224) in der bis zum 31. Mai 2013 geltenden Fassung 

                                                                                       
267Hinweis: § 85 Absatz 6 trat am 1. Januar 2017 in Kraft. 
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angetreten wurde, sind zu neun Zehnteln der Arbeitszeit ruhegehaltfähig, die der Bemessung 

der ermäßigten Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist; 

7. § 68 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gilt nicht für Anwartschaften, die vor dem 1. Juli 2016 bereits 

erworben wurden. 

(2) Für die am 1. Juli 2016 vorhandenen Beamtinnen und Beamten, die bereits am 1. Januar 

1977 vorhanden waren, können zum Ausgleich von Härten Zeiten, die nach dem bis zum 31. 

Dezember 1976 geltenden Recht ruhegehaltfähig waren, als ruhegehaltfähig galten oder als 

ruhegehaltfähig berücksichtigt werden konnten und vor dem 1. Januar 1977 zurückgelegt 

worden sind, im Anwendungsbereich des bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Rechts als 

ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Die Entscheidung trifft das Finanzministerium oder die 

von ihm bestimmte Stelle. 

 
§ 88 Ruhegehaltssatz für am 31. Dezember 1991 vorhandene Beamtinnen und Be-
amte 
(1) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem die Beamtin oder der Beamte in den Ruhestand tritt 

oder in den Ruhestand versetzt wird, oder ein unmittelbar vorangegangenes anderes öffent-

lich-rechtliches Dienstverhältnis bereits am 31. Dezember 1991 bestanden, bleibt der zu die-

sem Zeitpunkt erreichte Ruhegehaltssatz gewahrt, wobei sich die Berechnung der ruhegehalt-

fähigen Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 

Recht richtet. Die Begrenzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeiten auf Zeiten nach Vollendung 

des 17. Lebensjahres sowie § 14 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 3 des Beamtenversorgungsge-

setzes in seiner jeweils vom 1. August 1984 bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung 

finden hierbei keine Anwendung. Der sich nach Satz 1 und 2 ergebende Ruhegehaltssatz steigt 

mit jedem Jahr, das ab dem 1. Januar 1992 nach dem von diesem Zeitpunkt an geltenden 

Recht als ruhegehaltfähige Dienstzeit zurückgelegt wird, um ein Prozent der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge. Der auf diese Weise ermittelte Ruhegehaltssatz ist mit dem Faktor 0,95667 zu 

vervielfältigen und darf den Höchstsatz von 71,75 Prozent nicht übersteigen. Insoweit gelten § 

16 Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend. Bei der Anwendung von Satz 3 bleiben Zeiten bis zur 

Vollendung einer zehnjährigen ruhegehaltfähigen Dienstzeit außer Betracht. § 13 Absatz 1 des 

Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung findet 

Anwendung. § 16 Absatz 2 findet Anwendung. 

(2) Für die Beamtinnen und Beamten auf Zeit, deren Beamtenverhältnis über den 31. Dezem-

ber 1991 hinaus fortbesteht, ist § 66 Absatz 2, 4 und 6 des Beamtenversorgungsgesetzes in der 

bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung anzuwenden. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 

(3) Der sich nach Absatz 1 oder 2 ergebende Ruhegehaltssatz wird der Berechnung des Ruhe-

gehaltes zugrunde gelegt, wenn er höher ist als der Ruhegehaltssatz, der sich nach diesem 

Gesetz für die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit ergibt. Der sich nach Absatz 1 ergebende 

Ruhegehaltssatz darf den Ruhegehaltssatz, der sich nach dem bis zum 31. Dezember 1991 

geltenden Recht ergäbe, nicht übersteigen. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Errechnet sich der Ruhegehaltssatz nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2, oder 

nach Absatz 2, ist entsprechend diesen Vorschriften auch der Ruhegehaltssatz für die Höchst-

grenzen nach § 67 Absatz 2 und § 68 Absatz 2 zu berechnen. Bei Zeiten im Sinne des § 69 

Absatz 1, die bis zum 31. Dezember 1991 zurückgelegt sind, ist § 56 des Beamtenversorgungs-

gesetzes in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung anzuwenden. Soweit Zeiten im 
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Sinne des § 69 Absatz 1 nach diesem Zeitpunkt zurückgelegt sind, ist § 56 des Beamtenversor-

gungsgesetzes in der vom 1. Januar 1992 an geltenden Fassung mit der Maßgabe anzuwenden, 

dass an die Stelle des Prozentsatzes von 1,875 der Prozentsatz von 1,0 und an die Stelle des 

Prozentsatzes von 2,5 der Prozentsatz von 1,33 tritt. Errechnet sich der Versorgungsbezug 

nach Absatz 2, ist § 56 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 

geltenden Fassung anzuwenden. In Fällen der Sätze 2 bis 4 wird bei der Berechnung des Ru-

hensbetrages auch die Dienstzeit bei einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung berück-

sichtigt, die über volle Jahre hinausgeht. § 16 Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(5) Die Berücksichtigung der Zeit einer Kindererziehung für ein vor dem 1. Januar 1992 gebore-

nes Kind richtet sich nach § 6 Absatz 1 Satz 4 und 5 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis 

zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung. Für nach dem 31. Dezember 1991 innerhalb des 

Beamtenverhältnisses geborene Kinder gelten hinsichtlich der Kindererziehungszeit § 59 Ab-

satz 1 bis 4, 7 und 8 auch dann, wenn die Berechnung des Ruhegehaltssatzes nach dem bis 

zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht vorzunehmen ist. 

(6) Bei der Anwendung des Absatzes 1 bleibt der am 31. Dezember 1991 erreichte Ruhege-

haltssatz auch dann gewahrt, wenn dem Beamtenverhältnis, aus dem die Beamtin oder der 

Beamte in den Ruhestand tritt oder in den Ruhestand versetzt wird, mehrere öffentlich-

rechtliche Dienstverhältnisse in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit dem am 31. 

Dezember 1991 bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis vorangegangen sind. 

Einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis steht ein Beschäftigungsverhältnis im Sinne von 

§ 5 Absatz 1 Nummer 2 und § 6 Absatz 1 Nummer 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

gleich. 

 
§ 89 Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis 
Im Fall der erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis nach §§ 29, 30 Absatz 3 oder 31 Ab-

satz 2 des Beamtenstatusgesetzes bleibt der am Tag vor dieser Berufung vor Anwendung von 

Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften zustehende Betrag des Ruhegehaltes ge-

wahrt. Bei erneutem Ruhestand werden die ruhegehaltfähige Dienstzeit und das Ruhegehalt 

nach dem im Zeitpunkt der erneuten Zurruhesetzung geltenden Recht berechnet. Für die 

Anwendung des § 88 Absatz 1 gilt die Zeit des Ruhestandes nicht als Unterbrechung des Beam-

tenverhältnisses. Dabei ist die Zeit im Ruhestand nicht ruhegehaltfähig. Das höhere Ruhegehalt 

wird gezahlt. 

 
§ 90 Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissenschaftliche  Assistentinnen 
und Assistenten, Lektorinnen und Lektoren 
(1) Auf die Versorgung der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, Wissenschaftlichen 

Assistentinnen und Assistenten, Lektorinnen und Lektoren im Sinne des Kapitels I, Abschnitt V, 

Titel 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der vor dem 30. Januar 1976 geltenden Fassung, 

die nicht als Professorinnen und Professoren oder als Hochschulassistentinnen und Hochschul-

assistenten übernommen worden sind, und ihrer Hinterbliebenen finden die für Beamtinnen 

und Beamte auf Lebenszeit, auf Probe oder auf Widerruf geltenden Vorschriften dieses Geset-

zes nach Maßgabe der bis zum 31. Dezember 1976 geltenden landesrechtlichen Vorschriften 

Anwendung. § 82 Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.  
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(2) Für Professorinnen und Professoren, die nach dem 31. Dezember 1976 von ihren amtlichen 

Pflichten entbunden werden (Entpflichtung), und ihre Hinterbliebenen gilt Folgendes: 

1. Die §§ 66 bis 73, 76 und 80 finden Anwendung, wobei die Bezüge der entpflichteten Profes-

sorinnen und Professoren als Ruhegehalt und die Empfängerinnen und Empfänger als Ruhe-

standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte gelten; § 80 gilt nicht für entpflichtete Hochschul-

lehrerrinnen und Hochschullehrer, welche die Aufgaben der von ihnen bis zur Entpflichtung 

innegehabten Stelle vertretungsweise wahrgenommen haben; 

2. die Bezüge der entpflichteten Professorinnen und Professoren gelten unter Hinzurechnung 

des der oder dem Entpflichteten zustehenden, mindestens des zuletzt vor einer Überleitung 

nach dem nach § 72 des Hochschulrahmengesetzes erlassenen Landesgesetz zugesicherten 

Vorlesungsgeldes (Kolleggeldpauschale) als Höchstgrenze im Sinne des § 66 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 1 und 3; 

3. für die Versorgung der Hinterbliebenen einer entpflichteten Hochschullehrerin oder eines 

entpflichteten Hochschullehrers gilt dieses Gesetz mit der Maßgabe, dass sich die Bemessung 

des den Hinterbliebenenbezügen zugrunde zu legenden Ruhegehaltes sowie die Bemessung 

des Sterbe-, Witwen-, Witwer- und Waisengeldes der Hinterbliebenen nach dem vor dem 1. 

Januar 1977 geltenden Landesrecht bestimmt. Für die Anwendung des § 23 Absatz 1 Satz 2 

Nummer 3 und des § 28 Absatz 2 gelten die entpflichteten Professorinnen und Professoren als 

Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte.  

(3) Die Versorgung der Hinterbliebenen einer nach dem nach § 72 des Hochschulrahmengeset-

zes erlassenen Landesgesetz übergeleiteten Professorin oder eines entsprechenden Profes-

sors, die oder der einen Antrag nach § 76 Absatz 2 des Hochschulrahmengesetzes nicht gestellt 

hat, regelt sich nach § 82, wenn die Professorin oder der Professor vor der Entpflichtung ver-

storben ist.  

(4) Auf das den Hinterbliebenenbezügen nach Absatz 2 Nummer 3 zugrunde liegende, nach 

dem vor dem 1. Januar 1977 geltenden Landesrecht errechnete fiktive Ruhegehalt ist § 88 

Absatz 1 Satz 4 sinngemäß anzuwenden. 

 
§ 91 Übergangsregelungen zur Anhebung des Ruhestandsein 
(1) Für Beamtinnen und Beamte, die nach dem 30. Juni 2016 nach § 33 Absatz 3 Nummer 1 des 

Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt werden, ist § 16 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 

mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze 

die Vollendung des 65. Lebensjahrs tritt, wenn sie vor Ablauf des 31. Dezember 2012 eine 

Altersteilzeitbeschäftigung nach § 65 des Landesbeamtengesetzes in der bis zum 31. Mai 2013 

geltenden Fassung angetreten haben und am 1. August 2013 voll vom Dienst frei gestellt sind. 

In den Fällen des § 16 Absatz 2 Satz 6 tritt für Beamtinnen und Beamte, die vor dem 1. Januar 

1964 geboren sind, an die Stelle der Vollendung des 67. Lebensjahres die in § 31 Absatz 2 Satz 

2 des Landesbeamtengesetzes genannte Altersgrenze. 

(2) Für Beamtinnen und Beamte, die nach dem 30. Juni 2016 wegen Dienstunfähigkeit, die 

nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt werden, ist § 16 Absatz 2 Satz 1 

Nummer 3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Vollendung des 65. Lebens-

jahres, wenn sie nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar 2025 in den Ruhestand 

versetzt werden, das Erreichen des folgenden Lebensalters tritt: 
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Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand 

vor dem 

Lebensalter: 

Jahr 

Monat 

1. Januar 2017 63 9 

1. Januar 2018 63 10 

1. Januar 2019 63 11 

1. Januar 2020 64 - 

1. Januar 2021 64 2 

1. Januar 2022 64 4 

1. Januar 2023 64 6 

1. Januar 2024 64 8 

1. Januar 2025 64 10 

 

§ 92 Übergangsregelung für die Verminderung der Berücksichtigung von Hoch-
schulausbildungszeiten 
In Versorgungsfällen, die vor dem 1. Juli 2017 eintreten, gilt anstelle der nach § 11 Absatz 1 

Satz 1 und nach § 81 Absatz 8 Satz 1 höchstens anrechenbaren Zeit einer Hochschulausbildung 

einschließlich Prüfungszeit folgender Zeitraum: 

 

Zeitpunkt des Eintritts des  

Versorgungsfalls vor dem 

Zeitraum der höchstens anrechenbaren Zeit 

einer Hochschulausbildung 

1. Januar 2017 915 Tage 

1. Juli 2017 885 Tage 

 

§ 93 Übergangsvorschrift zur Verjährung 
Hat die regelmäßige Verjährungsfrist von Ansprüchen auf Versorgungsbezüge und auf Rück-

forderung von zu viel gezahlten Versorgungsbezügen, die vor dem 1. Juli 2016 entstanden sind, 

zu diesem Zeitpunkt noch nicht begonnen, wird die Frist nach § 65 vom 1. Juli 2016 an berech-

net. Die Verjährung tritt spätestens mit Ablauf der bisherigen Höchstfrist ein, die ohne Rück-

sicht auf Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis begonnen hat. Hat die Verjährungsfrist vor 

dem 1. Juli 2016 begonnen, ist für den Fristablauf das bis dahin geltende Recht maßgebend. 

 

§ 93a Übergangsvorschrift zur Änderung der Gleichstellung von Zeiten nach § 6 
Absatz 4 
Auf die zum 16. Juli 2016 vorhandenen Versorgungsfälle ist § 6 Absatz 4 in der vor diesem 

Zeitpunkt geltenden Fassung anzuwenden. 
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Abschnitt 11 Versorgungslastenteilung bei landesinternen Diensther-
renwechsel 
 

§ 94 Dienstherrenwechsel 
(1) Ein Dienstherrenwechsel liegt vor, wenn eine Person aus einem der in § 1 Absatz 1 oder 2 

genannten Rechtsverhältnisse ausscheidet und bei einem anderen Dienstherrn in ein solches 

Rechtsverhältnis tritt. Einbezogen sind auch Wechsel in Dienstordnungsverhältnisse der Sozial-

versicherungsträger und umgekehrt. Ausgenommen sind Beamtinnen und Beamte auf Wider-

ruf. 

(2) Als Dienstherrenwechsel gilt auch die Übernahme in den Dienst nach Maßgabe der §§ 16 

und 17 des Beamtenstatusgesetzes und § 26 des Landesbeamtengesetzes, soweit die abge-

bende Körperschaft bestehen bleibt und nicht etwas anderes geregelt wird. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Wechsel vom Land zu einer Hochschule im Sinne des § 1 Absatz 2 des 

Hochschulgesetzes und umgekehrt sowie für Wechsel zwischen Hochschulen im Sinne des § 1 

Absatz 2 des Hochschulgesetzes. 

 

§ 95 Voraussetzungen 
(1) Eine Versorgungslastenteilung findet bei einem Dienstherrenwechsel statt, wenn der abge-

bende Dienstherr dem Dienstherrenwechsel zugestimmt hat und zwischen dem Ausscheiden 

und dem Eintritt keine zeitliche Unterbrechung liegt. 

(2) Die Zustimmung muss vor dem Wirksamwerden des Dienstherrenwechsels schriftlich ge-

genüber dem aufnehmenden Dienstherrn erklärt werden. Sie darf nur aus dienstlichen Grün-

den verweigert werden. 

(3) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn Beamtinnen und Beamte auf Zeit mit Ablauf ihrer 

Dienst- oder Amtszeit bei einem neuen Dienstherrn eintreten oder wenn eine Wahl Vorausset-

zung für die Begründung des Beamtenverhältnisses ist. 

(4) Eine zeitliche Unterbrechung ist unschädlich, 

1. wenn sie auf allgemein arbeitsfreien Tage beruht oder 

2. wenn Personen auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung übernommen werden und keine 

Nachversicherung durchgeführt wurde. 

 

§ 96 Abfindung 
(1) Die Versorgungslastenteilung erfolgt durch Zahlung einer Abfindung. 

(2) Die Höhe der Abfindung entspricht dem Produkt aus den Bezügen (§ 97 Absatz 1), den in 

vollen Monaten ausgedrückten Dienstzeiten (§ 97 Absatz 2) und einem Bemessungssatz. Der 

Bemessungssatz ist vom Lebensalter der wechselnden Person zum Zeitpunkt des Ausscheidens 

beim abgebenden Dienstherrn abhängig und beträgt 

1. bis Vollendung des 30. Lebensjahres 15 Prozent, 

2. bis Vollendung des 50. Lebensjahres 20 Prozent, 

3. nach Vollendung des 50. Lebensjahres 25 Prozent. 

Bei Professorinnen und Professoren beträgt der Bemessungssatz unabhängig vom Lebensalter 

25 Prozent. 
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(3) Maßgebend sind die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse beim abgebenden Dienst-

herrn zum Zeitpunkt des Ausscheidens. Nachberechnungen finden nicht statt. 

(4) Bei Beamtinnen und Beamten auf Zeit, die nach Ablauf ihrer beim abgebenden Dienstherrn 

begründeten Dienst- und Amtszeit nicht in den Ruhestand getreten wären, ist eine Abfindung 

in Höhe der Kosten zu zahlen, die im Fall des Ausscheidens zum Zeitpunkt des Dienstherren-

wechsels für eine Nachversicherung der bei ihm zurückgelegten Zeiten in der gesetzlichen 

Rentenversicherung angefallen wären. Hat der abgebende Dienstherr auf Grund eines frühe-

ren Dienstherrenwechsels eine Abfindung nach diesem Gesetz oder nach dem Versorgungslas-

tenteilungs-Staatsvertrag erhalten, hat er neben der Abfindung nach Satz 1 diesen Betrag 

zuzüglich Zinsen in Höhe von 4,5 Prozent pro Jahr ab dem Zeitpunkt des Erhalts der Zahlung an 

den aufnehmenden Dienstherrn zu zahlen. 

 
§ 97 Berechnungsgrundlagen 
(1) Bezüge sind die nach § 5 ruhegehaltfähigen Bezüge. Auf die Erfüllung von Mindestdienst- 

oder Mindestbezugszeiten kommt es nicht an. Die Bezüge sind als Monatsbetrag anzusetzen. 

(2) Dienstzeiten sind die Zeiten, die beim abgebenden Dienstherrn und bei früheren Diensther-

ren in einem der in § 1 Absatz 1 genannten Rechtsverhältnisse zurückgelegt wurden, soweit sie 

ruhegehaltfähig sind. Einzubeziehen sind Zeiten, die bei Dienstherren außerhalb des Geltungs-

bereichs dieses Gesetzes in einem Beamten-, Richter- oder Soldatenverhältnis zurückgelegt 

wurden, soweit sie ruhegehaltfähig sind. Ausgenommen sind Zeiten in einem Beamtenverhält-

nis auf Widerruf sowie Zeiten, für die eine Nachversicherung durchgeführt wurde. Dem 

Dienstherrenwechsel unmittelbar vorangehende Abordnungszeiten beim aufnehmenden 

Dienstherrn sind diesem zuzurechnen, es sei denn, der aufnehmende Dienstherr hat hierfür 

einen Versorgungszuschlag an den abgebenden Dienstherrn entrichtet. 

 

§ 98 Weitere Zahlungsansprüche 
 (1) Liegt ein Dienstherrenwechsel ohne Erfüllung der Voraussetzungen des § 95 vor und hat 

der abgebende Dienstherr auf Grund eines früheren Dienstherrenwechsels eine Abfindung 

nach diesem Gesetz oder nach dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag erhalten, hat er 

diesen Betrag zuzüglich Zinsen in Höhe von 4,5 Prozent pro Jahr ab dem Zeitpunkt des Erhalts 

der Zahlung an den aufnehmenden Dienstherrn zu zahlen, wenn nicht bereits eine Nachversi-

cherung durchgeführt wurde. 

(2) Hat der aufnehmende Dienstherr aufgrund eines Dienstherrenwechsels eine Abfindung 

erhalten und scheidet die wechselnde Person beim aufnehmenden Dienstherrn ohne Versor-

gungsansprüche aus, hat der aufnehmende Dienstherr dem abgebenden Dienstherrn die Kos-

ten einer Nachversicherung zu erstatten oder im Fall eines bestehenden Versorgungsan-

spruchs gegenüber dem abgebenden Dienstherrn die erhaltene Abfindung zuzüglich Zinsen in 

Höhe von 4,5 Prozent pro Jahr ab dem Zeitpunkt des Erhalts der Zahlung an diesen zurückzu-

zahlen. 

 
§ 99 Dokumentationspflichten und Zahlungsmodalitäten 
(1) Der zahlungspflichtige Dienstherr hat die Berechnung des Zahlungsbetrags durchzuführen 

und dem berechtigten Dienstherrn gegenüber nachzuweisen. 



  Beamtenversorgungsgesetz 

 

 397 

(2) Die Abfindung ist innerhalb von sechs Monaten nach Aufnahme beim neuen Dienstherrn zu 

leisten. In Fällen des § 95 Absatz 4 Nummer 2 beginnt die Frist nach Mitteilung der Aufnahme 

durch den neuen Dienstherrn. 

(3) Die beteiligten Dienstherrn können abweichende Zahlungsregelungen vereinbaren. 

(4) Die Abwicklung kann auf andere Stellen übertragen werden. 

 

§ 100 Laufende Erstattungen 
Zum 1. Juli 2016 laufende Erstattungen nach den bis dahin geltenden gesetzlichen Reglungen 

zur Versorgungslastenteilung werden mit den bisherigen Anteilen fortgeführt. 

 
§ 101 Versorgungslastenteilung bei vergangenen Dienstherrenwechseln ohne lau-
fende Erstattung 
(1) Hat vor dem 1. Juli 2016 ein Dienstherrenwechsel stattgefunden, der die gesetzlichen Vo-

raussetzungen für eine Versorgungslastenteilung nach den zum Zeitpunkt des Wechsels gel-

tenden Vorschriften erfüllte und ist der Versorgungsfall noch nicht eingetreten, ist anstelle der 

Erstattung von dem oder den zahlungspflichtigen Dienstherren jeweils eine Abfindung an den 

berechtigten Dienstherrn zu zahlen. 

(2) Die Abfindung wird nach §§ 96 und 97 mit folgenden Maßgaben berechnet: 

1. Abweichend von § 96 Absatz 3 sind die Bezüge nach § 97 in der zum Zeitpunkt der Zahlung 

oder des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand geltenden Besoldungstabellen anzu-

setzen; 

2. liegen mehrere Dienstherrenwechsel vor, welche die Voraussetzungen der zum Zeitpunkt 

des Wechsels jeweils geltenden Vorschriften für eine Versorgungslastenteilung erfüllen, sind 

abweichend von § 97 Absatz 2 die Zeiten bei anderen zahlungspflichtigen Dienstherren nicht 

zu berücksichtigen; 

3. Dienstzeiten bei weiteren Dienstherren, die nicht nach den zum Zeitpunkt des Wechsels 

jeweils geltenden Vorschriften für eine Versorgungslastenteilung zur Erstattung verpflichtet 

sind, werden den zahlungspflichtigen Dienstherren und dem berechtigten Dienstherrn anteilig 

zugerechnet (Quotelung). Die Aufteilung erfolgt nach dem Verhältnis der Zeiten, welche die 

wechselnde Person bei den zahlungspflichtigen Dienstherren und dem berechtigten Dienst-

herrn abgeleistet hat; abweichend hiervon werden die Zeiten dem nachfolgenden zahlungs-

pflichtigen Dienstherrn zugerechnet, wenn der Dienstherrenwechsel bis zum 28. November 

2008 stattgefunden und er die wechselnde Person ohne die in diesen Fällen vorgeschriebene 

Zustimmung übernommen hat. 

(3) Die Abfindung ist innerhalb von sechs Monaten nach Unterrichtung der zahlungspflichtigen 

Dienstherren über den Eintritt des Versorgungsfalls durch den berechtigten Dienstherrn an 

diesen zu zahlen. Sie kann von jedem zahlungspflichtigen Dienstherrn vor Eintritt des Versor-

gungsfalls geleistet werden. Bei Zahlung vor Eintritt des Versorgungsfalls ist im Rahmen der 

Quotelung für den berechtigten Dienstherrn die Zeit bis zum Erreichen der für die wechselnde 

Person gültigen gesetzlichen Altersgrenze anzusetzen. 

(4) Die beteiligten Dienstherren unterrichten sich gegenseitig über die für die Abfindung rele-

vanten Umstände. § 98 Absatz 2 sowie § 99 Absatz 1, 3 und 4 gelten entsprechend. 
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§ 102 Versorgungslastenteilung im Fall eines zusätzlichen Dienstherrenwechsels 
nach § 95 
(1) Erfolgt in Fällen des § 101 nach dem 30. Juni 2016 ein Dienstherrenwechsel, der die Vo-

raussetzungen des § 95 erfüllt, haben neben dem zuletzt abgebenden Dienstherrn auch die 

früheren, nach bisherigem Recht erstattungspflichtigen Dienstherren eine Abfindung an den 

aufnehmenden Dienstherrn innerhalb von sechs Monaten nach Unterrichtung der zahlungs-

pflichtigen Dienstherren über den letzten Dienstherrenwechsel durch den aufnehmenden 

Dienstherrn an diesen zu leisten. 

(2) Die Berechnung der vom letzten abgebenden Dienstherrn zu leistenden Abfindung be-

stimmt sich nach §§ 96 und 97 mit der Maßgabe, dass ihm abweichend von § 97 Absatz 2 die 

Zeiten nicht zugerechnet werden, für die eine Abfindung nach Absatz 1 geleistet wird. § 101 

Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entsprechend. 
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Beihilfenverordnung NRW – BVO NRW 
 

Verordnung über Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen268  

 

§ 1 Beihilfeberechtigte Personen269 
(1) In Krankheits-, Geburts-, Pflege- und Todesfällen sowie in Fällen eines nicht rechtswidrigen 

Schwangerschaftsabbruchs und einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation sind beihil-

feberechtigt: 

1. Beamte und Richter mit Ausnahme der Ehrenbeamten, 

2. Ruhestandsbeamte und Richter im Ruhestand sowie frühere Beamte und Richter, 

3. Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartner, sowie Kinder (§ 28 des Landesbeam-

tenversorgungsgesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642)) der unter Nummer 1 

und 2 bezeichneten Personen, 

4. Verwaltungslehrlinge, Verwaltungspraktikanten und Schulpraktikanten, 

solange sie Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Ruhegehalt, Witwengeld, Witwergeld, Waisengeld, 

Unterhaltsbeihilfe, Unterhaltsbeiträge nach den Abschnitten 2,3 oder 4 oder Übergangsgeld 

nach Abschnitt 5 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes erhalten. 

(2) Beihilfen werden abweichend von Absatz 1 auch dann gewährt, wenn die Versorgungsbe-

züge auf Grund der §§ 66 bis 69 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes voll ruhen oder auf 

Grund der von § 26 Absatz 1 Satz 2 oder § 33 Absatz 2 Satz 3 oder Absatz 5 Satz 2 des Landes-

beamtenversorgungsgesetzes nicht gezahlt werden und der Versorgungsberechtigte keine 

Beihilfeberechtigung in anderer Eigenschaft erworben hat. 

(3) Beihilfen werden nicht gezahlt 

1. an Beamte und Richter, 

a) wenn sie für weniger als ein Jahr beschäftigt werden, es sei denn, dass sie insgesamt min-

destens ein Jahr ununterbrochen im öffentlichen Dienst (§ 43 Absatz 6 des Landesbesoldungs-

gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das durch Artikel 29 des Gesetzes 

vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert worden ist,) tätig sind, oder 

b) wenn ihre regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit durchschnittlich weniger als die Hälfte der 

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten beträgt, 

2. an Versorgungsempfänger (Absatz 1 Nummer 2 und 3) für die Dauer einer Beschäftigung, 

die zum Bezug von Beihilfen berechtigt, 

3. sofern Ansprüche nach § 27 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 

Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz-AbgG) vom 21. Februar 1996 (BGBl. I S. 326) in 

der jeweils geltenden Fassung oder nach entsprechenden Regelungen dem Grunde nach be-

stehen. 

(4) Wird ein Beamter zu einem Dienstherrn abgeordnet, in dessen Dienstbereich diese Verord-

nung gilt, zahlt der jeweilige Dienstherr Beihilfen zu den Aufwendungen, die während des 

Zeitraums der Dienstleistung bei ihm entstehen. Bei Abordnungen von oder zu Dienstherren 

außerhalb des Geltungsbereichs dieser Verordnung ist § 14 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Beam-

                                                                                       
268 Vom 5.11.2009, zuletzt geändert durch VO vom 6. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 644, ber. S. 749) 
269 für vor dem 1.1.1999 beschäftigte Arbeitnehmer/innen gilt die (Beihilfenverordnung Tarifbeschäftigte - 

BVOTb NRW: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000484 
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tenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das durch Artikel 15 des Gesetzes vom 5. 

Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist in Verbindung mit § 24 Absatz 6 des Landes-

beamtengesetzes zu beachten. 

(5) Beihilfeberechtigt sind auch Beamte, die ihren dienstlichen Wohnsitz im Ausland haben 

oder in das Ausland abgeordnet sind. Das Ministerium der Finanzen kann im Rahmen der 

Verwaltungsvorschriften zu dieser Verordnung ergänzende Regelungen treffen, die die beson-

deren Verhältnisse und Erschwernisse im Ausland berücksichtigen. 

(6) Wird ein Beamter zu einem Dienstherrn versetzt, in dessen Dienstbereich diese Verordnung 

gilt, werden von dem aufnehmenden Dienstherrn Beihilfen zu Aufwendungen gezahlt, die nach 

dem Zeitpunkt der Versetzung entstanden sind. Bei einer Versetzung zu einem Dienstherrn, in 

dessen Dienstbereich diese Verordnung nicht gilt, werden zu den bis zum Zeitpunkt der Ver-

setzung entstandenen Aufwendungen Beihilfen nach dieser Verordnung gezahlt. 

(7) Versorgungsempfänger mit mehreren Ansprüchen auf Versorgungsbezüge erhalten Beihil-

fen von der Stelle, die für die Festsetzung der neuen Versorgungsbezüge (§ 67 des Landesbe-

amtenversorgungsgesetzes) zuständig ist. Dies gilt nicht, soweit es sich bei dem neuen Versor-

gungsbezug um eine Hinterbliebenenversorgung handelt; in diesem Fall bleibt die bisherige 

Beihilfestelle zuständig. 

 

§ 2  Beihilfefälle 
(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die erwachsen 

1. in Krankheits- und Pflegefällen 

a) für den Beihilfeberechtigten selbst, 

b) für den nicht selbst beihilfeberechtigten und wirtschaftlich unselbständigen Ehegatten oder 

eingetragenen Lebenspartner des Beihilfeberechtigten. Eine wirtschaftliche Unselbständigkeit 

liegt nicht vor, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte [§ 2 Absätze 3 und 5 a des Einkommen-

steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I. S. 3366, 

3862), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. November 2015 (BGBl. I S. 1834)] 

des Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners im Kalenderjahr vor der Antragstellung 18 

000 Euro übersteigt. Bei Überschreitung dieser Einkommensgrenze sind aus Fürsorgegründen 

Aufwendungen beihilfefähig, wenn der Ehegatte oder der eingetragene Lebenspartner trotz 

einer ausreichenden Krankenversicherung für bestimmte Erkrankungen von Leistungen ausge-

schlossen ist oder die Leistungen auf Dauer eingestellt worden sind; beihilfefähig ist der 1.000 

Euro im Kalenderjahr übersteigende Betrag. Für einen getrennt lebenden Ehegatten oder 

eingetragenen Lebenspartner werden Beihilfen nur gewährt, soweit dieser einen Unterhalts-

anspruch gegen den Beihilfeberechtigten hat, 

c) für die in Absatz 2 bezeichneten Kinder; 

Aufwendungen für Schutzimpfungen, Aufwendungen zur Früherkennung bestimmter Krank-

heiten (§ 3 Absatz 1 Nummer 2) sowie Aufwendungen für prophylaktische zahnärztliche Leis-

tungen (§ 3 Absatz 1 Nummer 3) werden den Aufwendungen in Krankheitsfällen zur Wiederer-

langung der Gesundheit gleichgestellt; 

2. in Geburtsfällen 

a) einer Beihilfeberechtigten, 

b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau oder eingetragenen Lebenspartnerin oder der 

Beihilfeberechtigten, 
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c) der nicht selbst beihilfeberechtigten Mutter eines nicht ehelichen Kindes des Beihilfeberech-

tigten, 

d) einer nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Tochter des Beihilfeberechtigten; 

3. im Todesfall 

a) eines Beihilfeberechtigten, 

b) seines nicht selbst beihilfeberechtigt gewesenen Ehegatten oder eingetragenen Lebens-

partners, 

c) eines im Absatz 2 bezeichneten Kindes, bei Totgeburten, wenn der Beihilfeberechtigte im 

Falle der Lebendgeburt zu Krankheitsaufwendungen des Kindes Anspruch auf Beihilfen hätte; 

4. in Fällen eines nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruchs 

a) einer Beihilfeberechtigten, 

b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau oder eingetragenen Lebenspartnerin des oder 

der Beihilfeberechtigten, 

c) einer nach Absatz 2 zu berücksichtigenden Tochter des Beihilfeberechtigten; 

5. in Fällen einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation 

a) eines Beihilfeberechtigten, 

b) des nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners des 

Beihilfeberechtigten, 

c) eines im Absatz 2 bezeichneten Kindes. 

(2) Beihilfen zu Aufwendungen nach Absatz 1 werden nur für nicht selbst beihilfeberechtigte, 

im Familienzuschlag nach dem § 43 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes berücksichtigte 

oder berücksichtigungsfähige Kinder des Beihilfeberechtigten gezahlt. Ist ein Kind bei mehre-

ren Beihilfeberechtigten im Familienzuschlag berücksichtigungsfähig oder ist bei verheirateten 

oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden Kindern neben dem beihilfeberech-

tigten Elternteil der Ehegatte oder der eingetragene Lebenspartner des Kindes beihilfeberech-

tigt, so wird eine Beihilfe zu den Aufwendungen des Kindes nur einem von ihnen zu bestim-

menden Berechtigten gewährt; die Bestimmung kann nur in Ausnahmefällen neu getroffen 

werden. 

(3) Aufwendungen für Ehegatten, eingetragene Lebenspartner und Kinder beihilfeberechtigter 

Waisen sind nicht beihilfefähig. 

 

§ 3  Begriff der beihilfefähigen Aufwendungen 
 (1) Beihilfefähig sind die notwendigen Aufwendungen in angemessenem Umfange 

1. in Krankheitsfällen zur Wiedererlangung der Gesundheit, zur Besserung oder Linderung von 

Leiden, zur Beseitigung oder zum Ausgleich angeborener oder erworbener Körperschäden 

sowie bei dauernder Pflegebedürftigkeit und erheblichem allgemeinen Betreuungsbedarf, 

2. zur Früherkennung und Vorsorge von Krankheiten nach Maßgabe der Richtlinien des Ge-

meinsamen Bundesausschusses [§§ 91, 92 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 

Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482) 

in der jeweils geltenden Fassung] zu den §§ 20i, 25 und 26 des Fünften Buches Sozialgesetz-

buch, 

3. für prophylaktische Leistungen nach Abschnitt B und der Nummer 2000 des Gebührenver-

zeichnisses der Gebührenordnung für Zahnärzte vom 22. Oktober 1987 (BGBl. I. S. 2316), zu-

letzt geändert durch Verordnung vom 5. Dezember 2011 (BGBl. I. S. 2661) sowie Früherken-
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nungsuntersuchungen auf Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten bei Kindern, die das sechste 

Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

4. in Geburtsfällen für die Entbindung, das Wochenbett und die Säuglingsausstattung, 

5. für Schutzimpfungen, soweit sie nach den jeweils gültigen Empfehlungen der Ständigen 

Impfkommission am Robert Koch-Institut (STIKO) öffentlich empfohlen werden, für Impfungen, 

die in Zusammenhang mit einer privaten Auslandsreise stehen sowie für FSME- (Frühsommer-

Meningoenzephalitis) und Grippeschutzimpfungen, 

6. in Fällen eines nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruchs, 

7. in Fällen einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation. 

(2) Über die beihilferechtliche Notwendigkeit und den wirtschaftlich angemessenen Umfang 

von Aufwendungen entscheidet die Beihilfestelle. Sie kann bei Zweifeln über die Notwendig-

keit und den wirtschaftlich angemessenen Umfang ein Gutachten eines Amts- oder Vertrau-

ensarztes – beziehungsweise Zahnarztes, einer Fachklinik oder des Medizinischen Dienstes der 

Gesetzlichen Krankenversicherungen einholen. Die Kosten des Gutachtens trägt die Beihilfe-

stelle; dies gilt auch für Gutachten in Zusammenhang mit beihilferechtlichen Voranerken-

nungsverfahren, soweit die nachfolgenden Vorschriften nicht etwas anderes bestimmen. 

(3) Erhält ein Beihilfeberechtigter oder eine berücksichtigungsfähige Person individuelle Ge-

sundheitsleistungen (IGEL), freiwillige Satzungsleistungen oder Sach- oder Dienstleistungen 

(ärztliche und zahnärztliche Versorgung, ambulante und stationäre Krankenhausbehandlung, 

Heilmittel usw.), werden keine Beihilfen gezahlt. Als Sach- oder Dienstleistungen gelten auch 

Geldleistungen bei künstlicher Befruchtung (§ 27a SGB V), bei kieferorthopädischer Behand-

lung (§ 29 SGB V), bei Arznei- und Verbandmitteln (§ 31 Absatz 1 und 2 SGB V), bei Heilmitteln 

(§ 32 SGB V), bei Hilfsmitteln (§ 33 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und § 40 Absatz 2 des 

Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. 

Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das durch Artikel 2a des Gesetzes vom 11. Oktober 2016 

(BGBl, I S. 2233) geändert worden ist, mit Ausnahme der Personen nach Absatz 4 Satz 2 Num-

mer 4), bei häuslicher Krankenpflege (§ 37 Absatz 4 SGB V) und bei Haushaltshilfe (§ 38 Absatz 

4 SGB V). 

Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass Pflichtversicherte an 

Stelle von Sach- oder Dienstleistungen Kostenerstattung nach § 13 Absatz 2 SGB V wählen oder 

nach § 13 Absatz 4 SGB V erhalten, sowie Aufwendungen, bei denen die Krankenkasse die 

Kosten bis zur Höhe des Festbetrags nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch übernimmt. 

Zuzahlungen nach § 23 Absatz 6, § 24 Absatz 3, § 31 Absatz 3, § 32 Absatz 2, § 33 Absatz 8, § 

37 Absatz 5, § 37a Absatz 3, § 38 Absatz 5, § 39 Absatz 4, § 40 Absätze 5 und 6, § 41 Absatz 3 

und § 60 Absätze 1 und 2 SGB V sowie § 32 SGB VI und § 40 Absatz 3 SGB XI sind nicht beihilfe-

fähig. 

 

(4) Besteht ein Anspruch auf Heilfürsorge, Krankenhilfe oder Kostenerstattung auf Grund von 

Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglichen Vereinbarungen, sind die auf Grund dieser Vor-

schriften zustehenden Leistungen in voller Höhe von den beihilfefähigen Aufwendungen abzu-

ziehen. Dies gilt nicht hinsichtlich der Schadensersatzansprüche, die nach § 81 des Landesbe-

amtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) auf den Dienstherrn oder eine 

Versorgungskasse übergehen, sowie nicht hinsichtlich der Leistungen der gesetzlichen Kran-

kenversicherung, der sozialen Pflegeversicherung bzw. der gesetzlichen Rentenversicherung 
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1. für Personen, die freiwillig in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert sind und denen 

dem Grunde nach kein Beitragszuschuss nach § 257 SGB V zusteht, sofern nicht nach § 224 

SGB V Beitragsfreiheit besteht, 

2. für Beihilfeberechtigte und berücksichtigungsfähige Kinder, die von der gesetzlichen Kran-

kenversicherung oder der sozialen Pflegeversicherung einer anderen Person erfasst werden, 

an deren Beiträgen kein Arbeitgeber beteiligt ist, oder - bei Beteiligung eines Arbeitgebers - 

wenn Leistungen aus dieser Versicherung nicht in Anspruch genommen werden, 

3. für in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherte, die im Zeitpunkt des Entstehens der 

Aufwendungen nicht pflichtversichert waren und vom Arbeitgeber keinen Zuschuss zu den 

Prämien einer Lebensversicherung erhalten haben, wenn Leistungen aus dieser Versicherung 

nicht in Anspruch genommen werden, 

4. für Personen, die nach § 28 Absatz 2 SGB XI Leistungen der sozialen Pflegeversicherung zur 

Hälfte erhalten, 

5. für Personen, die ihre Beiträge zur Pflegeversicherung (SGB XI) allein zu tragen haben, 

6. für Personen, die am 31. Dezember 1993 als Rentner in einer gesetzlichen Krankenversiche-

rung pflichtversichert waren. 

 

Satz 1 und Satz 2 Nummer 2 gelten entsprechend für Personen, die bei einem privaten Kran-

kenversicherungsunternehmen kranken- und pflegeversichert sind, sofern zu dieser Versiche-

rung ein Zuschuss nach §§ 26 Absatz 2 SGB II, 257 SGB V oder 61 SGB XI gewährt oder der 

Beitrag auf Grund des § 174 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (Artikel 

1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595) in der jeweils geltenden Fassung über-

nommen wird; übersteigt die Hälfte des Beitrages für eine Versicherung gegen Krankheit oder 

Pflegebedürftigkeit den Beitragszuschuss nach §§ 26 Absatz 2 SGB II, 257 SGB V oder 61 SGB XI 

bzw. den nach § 174 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch übernommenen Beitrag, so gelten 

die Leistungen der Kranken- oder Pflegeversicherung nur im Verhältnis des Beitragszuschusses 

bzw. des übernommenen Beitrages zur Hälfte des Kranken- oder Pflegeversicherungsbeitrages 

als zustehende Leistungen im Sinne des Satzes 1. Maßgebend sind die Beiträge, der Beitragszu-

schuss und der übernommene Beitrag im Zeitpunkt der Antragstellung. Personen, denen Sach-

leistungen auf Grund des Bundesversorgungsgesetzes, des Häftlingshilfegesetzes oder des 

Soldatenversorgungsgesetzes zustehen, sind nicht verpflichtet, diese in Anspruch zu nehmen; 

Satz 1 ist insoweit nicht anzuwenden. 

(5) Nicht beihilfefähig sind die Aufwendungen, die zu einem Zeitpunkt entstanden sind, 

1. in dem der Beihilfeberechtigte noch nicht oder nicht mehr zu den in § 1 bezeichneten beihil-

feberechtigten Personen gehörte, 

2. in dem eine nach § 2 berücksichtigungsfähige Person noch nicht zu diesem Personenkreis 

gehörte. 

Die Aufwendungen gelten als entstanden in dem Zeitpunkt, in dem die sie verursachenden 

Umstände eingetreten sind, z.B. der Zeitpunkt der Behandlung durch den Arzt,Zahnarzt oder 

Heilpraktiker, des Einkaufs von Arzneien, der Lieferung eines Hilfsmittels. 

(6) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für die persönliche Tätigkeit von Ehegatten, einge-

tragenen Lebenspartnern, Kindern und Eltern des Behandelten; Kosten, die dem behandeln-

den Angehörigen im Einzelfall - z.B. für Materialien, Verbandmittel und Arzneimittel - entste-
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hen und deren Geldwert nachgewiesen ist, sind im Rahmen der Verordnung beihilfefähig. § 5 a 

Absatz 3 bleibt unberührt. 

 
 
§ 4  Beihilfefähige Aufwendungen in Krankheitsfällen 
(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen die Kosten für: 

1. medizinische Leistungen, die durch Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, 

Psychologische Psychotherapeutinnen und - therapeuten oder Kinder- und Jugendlichenpsy-

chotherapeutinnen und –therapeuten, Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker, Hebammen und 

Entbindungspfleger sowie nichtärztliche Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer nach 

§ 4i Absatz 2 in Verbindung mit der Anlage 5 Abschnitt I erbracht werden. Beihilfefähig sind 

nur medizinisch notwendige und der Höhe nach angemessene Aufwendungen in wirtschaftli-

chem Umfang (§ 3 Absatz 1 und 2) 

a) zur Gesundheitsvorsorge, 

b) zur Empfängnisregelung, im Geburtsfall, bei nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch 

und einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation, 

c) in Krankheitsfällen zur Wiedererlangung der Gesundheit, zur Besserung oder Linderung von 

Leiden, zur Beseitigung oder zum Ausgleich angeborener oder erworbener Körperschäden, 

d) bei ambulanten und stationären Kur- und Rehabilitationsmaßnahmen oder 

e) um eine Behinderung oder Pflegebedürftigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, 

auszugleichen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. 

Voraussetzung und Umfang der Beihilfefähigkeit der Aufwendungen richten sich für ärztliche 

Leistungen nach der Gebührenordnung für Ärzte in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. 

Februar 1996 (BGBl. I S. 210), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. 

I S. 1966) geändert worden ist, für zahnärztliche Leistungen nach der Gebührenordnung für 

Zahnärzte vom 22. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2316), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 

vom 5. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2661) geändert worden ist, für ambulante durchgeführte 

psychotherapeutische Leistungen, Maßnahmen der psychotherapeutischen Grundversorgung 

und der psychotherapeutischen Akutbehandlung nach den §§ 4a bis 4e und der Anlage 1 zu 

dieser Verordnung, für durch Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker erbrachte Leistungen nach 

der Anlage 4 zu dieser Verordnung, für durch nichtärztliche Leistungserbringerinnen und Leis-

tungserbringer erbrachte Leistungen nach § 4i Absatz 2 in Verbindung mit der Anlage 5 zu 

dieser Verordnung und für durch Hebammen und Entbindungspfleger erbrachte Leistungen 

nach der Hebammengebührenordnung Nordrhein-Westfalen vom 30. Juni 2015 (GV. NRW. S. 

541), in der jeweils geltenden Fassung. 

2. Behandlungen in Krankenhäusern nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, die 

entstanden sind für 

a) allgemeine Krankenhausleistungen gemäß § 2 Absatz 2 des Krankenhausentgeltgesetzes 

(KHEntgG) vom 23. April 2002 (BGBl. I S. 1412, 1422), das zuletzt durch Artikel 8c des Gesetzes 

vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2615) geändert worden ist, sowie gemäß § 2 Absatz 2 der Bundes-

pflegesatzverordnung vom 26. September 1994 (BGBl. I S. 2750), die zuletzt durch Artikel 6ba 

des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) geändert worden ist, 

b) gesondert berechnete ärztliche und zahnärztliche Leistungen (§§ 17, 18 Absatz 1 Satz 2 des 

Krankenhausentgeltgesetzes und § 16 Satz 2 der Bundespflegesatzverordnung) abzüglich zehn 



  Beihilfenverordnung 

 

 405 

Euro täglich für höchstens 20 Tage im Kalenderjahr sowie gesondert berechnete Unterkunft 

(Zweibettzimmer mit separater Dusche und WC ohne Komfortleistungen) abzüglich 15 Euro 

täglich für insgesamt höchstens 20 Tage im Kalenderjahr, 

c) vor- und nachstationäre Krankenhausbehandlungen nach § 115a des Fünften Buches Sozial-

gesetzbuch, 

d) die aus medizinischen Gründen notwendige Unterbringung einer Begleitperson (§ 2 Absatz 2 

Satz 2 Nummer 3 des Krankenhausentgeltgesetzes), 

sofern nicht die §§ 5d, 6 oder 6a anzuwenden sind. 

Aufwendungen für Behandlungen in Krankenhäusern nach § 107 Absatz 1 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch, die nicht nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zugelassen sind, 

sind nur insoweit als angemessen (§ 3 Absatz 1 Satz 1) anzuerkennen, als sie den Kosten (Be-

handlungs-, Unterkunfts- und Verpflegungskosten) entsprechen, die die dem Behandlungsort 

nächstgelegene Klinik der Maximalversorgung (Universitätsklinik nach § 108 des Fünften Bu-

ches Sozialgesetzbuch) für eine medizinisch gleichwertige Behandlung abzüglich eines Betrags 

von 25 Euro täglich für höchstens 20 Tage im Kalenderjahr berechnen würde. Die Selbstbeteili-

gungen sind innerhalb eines Kalenderjahres für den Beihilfeberechtigten und seine berücksich-

tigungsfähigen Angehörigen bis zu einem Betrag von jeweils insgesamt 500 Euro in Abzug zu 

bringen. 

3. Unterkunft bei notwendigen auswärtigen ambulanten ärztlichen Behandlungen außerhalb 

einer Maßnahme nach § 7 bis zum Höchstbetrag von je 30 Euro täglich für den Erkrankten und 

eine notwendige Begleitperson. 

4. Erste Hilfe. 

5. Eine notwendige Berufspflegekraft, solange die oder der Erkrankte nach ärztlicher Verord-

nung der häuslichen Krankenpflege (Behandlungspflege, Grundpflege, hauswirtschaftliche 

Versorgung, ambulante Palliativversorgung) bedarf. Die Kosten einer Ersatzpflegekraft können 

unter derselben Voraussetzung anerkannt werden. Bei einer Pflege durch den Ehegatten, 

eingetragenen Lebenspartner, Kinder, Enkelkinder, Eltern, Großeltern, Geschwister, Verschwä-

gerte erstes Grades sowie Schwager sind nur Beförderungskosten (Nummer 11) und Kosten für 

eine Unterbringung der Pflegekraft außerhalb der Wohnung beihilfefähig. Außerdem kann eine 

für die Pflege gewährte Vergütung bis zur Höhe eines ausgefallenen Arbeitseinkommens als 

beihilfefähig berücksichtigt werden, wenn wegen Ausübung der Pflege eine Erwerbstätigkeit 

aufgegeben worden ist, die mindestens den Umfang einer Halbtagsbeschäftigung hatte; für 

den Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner und die Eltern eines Pflegebedürftigen ist eine 

für die Pflege gezahlte Vergütung nicht beihilfefähig. In den Fällen des Satzes 2 bis 4 sind 

höchstens die Kosten für eine Berufspflegekraft beihilfefähig. Aufwendungen für im Haushalt 

des Beihilfeberechtigten bereits tätige Personen sind nur insoweit beihilfefähig, als sie nach-

weislich über die bisher gezahlte Vergütung hinaus durch Mehrarbeit infolge Übernahme der 

Pflege entstanden sind. 

6. Eine Familien- und Hauspflegekraft bis zum Betrag von 11 Euro je Stunde, höchstens jedoch 

88 Euro täglich, wenn der den Haushalt führende berücksichtigungsfähige Familienangehörige 

oder der den Haushalt führende Beihilfeberechtigte wegen einer stationären Unterbringung 

(Nummer 2, §§ 5 b, 6, 6 a und 8) oder ambulanten Rehabilitationsmaßnahme (§ 7 Absatz 4) 

den Haushalt nicht weiterführen kann. Voraussetzung ist, dass die haushaltsführende Person – 

ausgenommen sie ist allein erziehend – nicht oder nur geringfügig im Sinne des § 8 SGB IV 
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erwerbstätig ist oder, soweit mehrere teilzeitbeschäftigte Personen den Haushalt führen, die 

Erwerbstätigkeit dieser Personen insgesamt nicht mehr als 120 vom Hundert der durchschnitt-

lichen wöchentlichen Arbeitszeit einer Vollzeitstelle (40 Stunden/Woche) erreicht, im Haushalt 

mindestens eine beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Person verbleibt, die pfle-

gebedürftig ist oder das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, und keine andere im Haushalt 

lebende Person den Haushalt weiterführen kann. Dies gilt nach begründeter ärztlicher Be-

scheinigung auch für bis zu 28 Tage nach Ende der stationären Unterbringung, nach einer 

ambulanten Operation oder darüber hinaus, wenn dadurch ein stationärer Krankenhausauf-

enthalt (§ 4 Absatz 1 Nummer 2) vermieden wird (z.B. Liegeschwangerschaft) sowie bei Allein-

stehenden und Alleinerziehenden, wenn eine Hilfe zur Führung des Haushalts erforderlich ist. 

Nummer 5 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend. Wird an Stelle der Beschäftigung einer Familien- und 

Hauspflegekraft ein Kind unter 15 Jahren oder eine in Satz 3 aufgeführte pflegebedürftige 

Person in einem Heim oder in einem fremden Haushalt untergebracht, so sind die Aufwendun-

gen für Unterkunft und Verpflegung sowie notwendige Beförderungskosten - auch für eine 

Begleitperson - bis zu den sonst berücksichtigungsfähigen Aufwendungen für eine Familien- 

und Hauspflegekraft beihilfefähig. Die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung aus 

Anlass einer Unterbringung bei den in Nummer 5 Satz 3 genannten Personen sind nicht beihil-

fefähig. 

7. Die von Behandlern nach Nummer 1 bei ihren Verrichtungen verbrauchten oder nach Art 

und Umfang schriftlich verordneten apothekenpflichtigen Arzneimittel [§ 2 Arzneimittelgesetz 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I. S. 3394) in der jeweils 

geltenden Fassung], Verbandmittel, Harn- und Blutteststreifen sowie Stoffe und Zubereitungen 

aus Stoffen, die als Medizinprodukte nach § 3 Nummer 1 und 2 des Medizinproduktegesetzes 

in der jeweils aktuellen Fassung zur Anwendung am oder im menschlichen Körper bestimmt 

und nach Anlage V der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses gemäß 91 SGB V über 

die Verordnung von Arzneimitteln in der vertragsärztlichen Versorgung (Arzneimittel-

Richtlinien) nach den dort genannten Maßgaben zur Verordnung zugelassen sind. Nicht beihil-

fefähig sind Aufwendungen 

1. für verschreibungspflichtige Arzneimittel, die nach den Arzneimittel-Richtlinien des Gemein-

samen Bundesausschusses von der vertragsärztlichen Verordnung ausgeschlossen sind und 

2. für nichtverschreibungspflichtige apothekenpflichtige und nicht apothekenpflichtige Arz-

neimittel. 

Satz 2 gilt nicht für Personen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. 

Das Finanzministerium kann abweichend von Satz 2 in medizinisch begründeten besonderen 

Einzelfällen sowie allgemein in der Anlage 2 bestimmen, zu welchen Arzneimitteln (verschrei-

bungspflichtigen und nicht verschreibungspflichtigen), die bei der Behandlung schwerwiegen-

der Erkrankungen als Therapiestandard gelten oder die sich in der klinischen Erprobung befin-

den, Beihilfen gewährt werden können. Dies gilt nicht für Arzneimittel und Medizinprodukte 

der besonderen Therapierichtungen. 

Das Finanzministerium kann weiterhin in Anlage 2 und ergänzend in den Verwaltungsvorschrif-

ten zu dieser Verordnung Arzneimittel von der Beihilfefähigkeit ausschließen, die ihrer Zweck-

bestimmung nach üblicherweise bei geringfügigen Gesundheitsstörungen verordnet werden, 

die für das Therapieziel oder zur Minderung von Risiken nicht erforderliche Bestandteile ent-

halten, deren Wirkungen wegen der Vielzahl der enthaltenen Wirkstoffe nicht mit ausreichen-
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der Sicherheit beurteilt werden können oder deren therapeutischer Nutzen nicht nachgewie-

sen ist. § 4i Absatz 4 gilt sinngemäß. 

8. Eine von einer Ärztin oder von einem Arzt schriftlich angeordnete Entseuchung und die 

dabei verbrauchten Stoffe. 

9. Eine spezialisierte ambulante oder stationäre Palliativ- oder Hospizversorgung. Aufwendun-

gen für eine spezialisierte ambulante Palliativversorgung sind beihilfefähig, wenn wegen einer 

nicht heilbaren, fortschreitenden und weit fortgeschrittenen Erkrankung bei einer zugleich 

begrenzten Lebenserwartung eine besonders aufwändige Versorgung notwendig ist. § 37b 

Absatz 1 Satz 3 und 4, Absatz 2 und 3 sowie § 132d Absatz 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozial-

gesetzbuch gelten entsprechend. Aufwendungen für eine stationäre oder teilstationäre Ver-

sorgung in einem Hospiz (Kinderhospiz), in dem eine palliativ oder teilstationäre Behandlung 

erbracht wird, sind für die ersten neun (Kinderhospiz 18) Monate der Versorgung nach Num-

mer 2 beihilfefähig. Die Abzugsbeträge nach Nummer 2 Satz 2 Buchstabe b bleiben unberück-

sichtigt. Nach Ablauf der Fristen nach Satz 2 gelten die §§ 5 bis 5 e entsprechend. Ist bei statio-

när untergebrachten Kindern bis zum vollendeten 14. Lebensjahr zu deren Betreuung die 

Unterbringung eines Elternteils oder auch von Geschwistern medizinisch erforderlich, wird zu 

deren Unterbringungskosten ein Zuschuss von bis zu insgesamt 80 Euro täglich gezahlt, soweit 

das Hospiz die Unterbringungskosten gesondert in Rechnung stellt. Das gilt nicht in den Fällen 

des Satzes 6. 

10. Vom Arzt schriftlich verordnete Hilfsmittel, zu denen auch Körperersatzstücke, Kontrollge-

räte sowie Apparate zur Selbstbehandlung rechnen. Beihilfefähig sind die Aufwendungen für 

Anschaffung und Reparatur; von den Aufwendungen für den Betrieb der Hilfsmittel ist nur der 

100 Euro im Kalenderjahr übersteigende Betrag beihilfefähig. Nicht beihilfefähig sind Aufwen-

dungen zur Beschaffung von Batterien für Hörhilfen einschließlich Ladegeräte für Personen, die 

das 18. Lebensjahr vollendet haben, sowie von Pflege- und Reinigungsmitteln für Kontaktlin-

sen. Die Mietgebühren für Hilfsmittel sind beihilfefähig, sofern sie insgesamt nicht höher als 

die entsprechenden Anschaffungskosten sind. Aufwendungen für Apparate und Geräte zur 

Selbstbehandlung oder Selbstkontrolle sind nur beihilfefähig, wenn die ersparten Behand-

lungskosten höher als die Anschaffungskosten sind oder die Anschaffung aus besonderen 

Gründen dringend geboten ist. Bei orthopädischen Maßschuhen sind die Aufwendungen nur 

insoweit beihilfefähig, als sie den Betrag für eine normale Fußbekleidung übersteigen. Zu den 

Hilfsmitteln gehören nicht Gegenstände, die auch im Rahmen der allgemeinen Lebenshaltung 

benutzt werden oder die einen Gegenstand der allgemeinen Lebenshaltung ersetzen können 

(sogenannte Bandscheibenmatratzen, Liegestühle, Gesundheitsschuhe, Fieberthermometer, 

Heizkissen, Bestrahlungslampen, Kosten eines Personenkraftwagens einschließlich behinder-

tengerechter Um- und Einbauten und dgl.). Die Beihilfefähigkeit von Hilfsmitteln und die An-

gemessenheit der Aufwendungen bestimmt sich - soweit dort aufgeführt - nach Anlage 3 zu 

dieser Verordnung. 

 

  



Beihilfenverordnung 

408 

 

 

Atemmonitore Knöchel- und Gelenkstützen, 

Beatmungsgeräte, Körperersatzstücke, 

Blindenführhunde einschließlich Geschirr, 

Hundeleine, Halsband und Maulkorb, 

Kopfschützer, 

Korrekturschienen u.ä., 

Krankenfahrstühle, 

Blindenstöcke, Krankenheber, 

Blutdruckmessgeräte, Krankenstöcke (einschließlich Gehbänk-

chen mit Zubehör), 

Bruchbänder, Leibbinden, 

CPAP-Geräte, Orthopädische Maßschuhe, die nicht se-

rienmäßig herstellbar sind, 

Ernährungspumpen, Pflegebett in behindertengerechter Aus-

stattung, 

Fußeinlagen, Polarimeter, 

Gehstützen, Reflektometer, 

Gehwagen, Reizstromgeräte zur Behandlung der Skoli-

ose, 

Gipsbetten, Sehhilfen, 

Gummistrümpfe, Spastikerhilfen (auch Übungsgeräte), 

Heimdialysegeräte, Sprechhilfen (auch elektronische), 

Herzschrittmacher einschließlich Kontroll-

gerät, 

Sprechkanülen, 

Hilfsgeräte (für Schwerstbehinderte, Ohn-

händer u.a.), 

Stützapparate, 

Hörhilfen (auch Hörbrillen), Stumpfstrümpfe und Narbenschützer, 

Infusionspumpen, Suspensorien, 

Inhalationsapparate, Ultraschallvernebler, 

Injektionsspritzen und -nadeln, Vibrationstrainer bei Taubheit, 

Insulin-Dosiergeräte, Wasser- und Luftkissen, 

Katheter, Wechseldruckgeräte. 

Kniekappen,  

 

Aufwendungen für vorstehend nicht genannte Hilfsmittel von mehr als 1.000 Euro sind nur 

beihilfefähig, wenn die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit vorher anerkannt hat; bei Auf-

wendungen von mehr als 2.500 Euro ist darüber hinaus die Zustimmung des Finanzministeri-

ums erforderlich. Die Angemessenheit der Aufwendungen bestimmt sich nach der Anlage 3 zu 

dieser Verordnung. Der Dienstherr kann ein Hilfsmittel unentgeltlich zur Verfügung stellen; in 

diesem Fall wird keine Beihilfe gezahlt. 

11. Die Beförderung des Erkrankten und, falls erforderlich, einer Begleitperson bis zur Höhe 

der Kosten der niedrigsten Klasse regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel unter Berück-

sichtigung möglicher Fahrpreisermäßigungen. Gepäckbeförderungskosten sind daneben nicht 

gesondert beihilfefähig. Höhere Fahr- und Transportkosten dürfen nur berücksichtigt werden, 
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wenn sie unvermeidbar waren; wird in diesen Fällen ein privater Personenkraftwagen benutzt, 

ist höchstens der in § 6 Absatz 1 Satz 2 LRKG genannte Betrag beihilfefähig. Nicht beihilfefähig 

sind Aufwendungen für 

a) die Mitnahme weiterer Personen bei Benutzung privater Personenkraftwagen, 

b) die Benutzung privater Personenkraftwagen sowie regelmäßig verkehrender Beförderungs-

mittel am Wohn-, Behandlungs- oder Aufenthaltsort und in deren Nahbereich bei einfachen 

Entfernungen bis zu 30 Kilometern, 

c) die Mehrkosten von Hin- und Rückfahrten zu einem anderen als dem nächstgelegenen Ort, 

an dem eine geeignete Behandlung möglich wäre. 

12. Einen Organspender, soweit der Empfänger zu den in § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a 

bis c bezeichneten Personen gehört. Beihilfefähig sind 

a) die Aufwendungen nach den Nummern 1 bis 3, 6, 7, 9 und 11, die aus Anlass der für die 

Organspende notwendigen Maßnahmen entstehen, 

b) Behandlungskosten auf Grund von Komplikationen, die auf die Organentnahme zurückzu-

führen sind, 

c) Aufwendungen nach den §§ 6 und 7, 

d) der nachgewiesene Ausfall an Arbeitseinkommen. 

Beihilfefähig ist auch der Ausfall von Arbeitseinkommen von Personen, die als Organspender 

vorgesehen waren, aber nicht in Betracht gekommen sind. Dem Arbeitgeber des Organspen-

ders wird auf Antrag das fortgezahlte Entgelt einschließlich der hierauf entfallenden Sozialver-

sicherungsbeiträge sowie zur betrieblichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung erstattet. 

Maßgebend für die Aufwendungen nach Satz 2 und die Erstattung des Arbeitsentgeltes nach 

Satz 4 ist der Bemessungssatz des Organempfängers. 

13. Aufwendungen im Zusammenhang mit der Suche eines geeigneten Knochenmarkspenders 

bis zu einem Betrag von 20.000 Euro. 

(2) a) Aufwendungen für kieferorthopädische Leistungen sind beihilfefähig, wenn die behan-

delte Person bei Behandlungsbeginn das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat; die Altersbe-

grenzung gilt nicht bei schweren Kieferanomalien, die eine kombinierte kieferchirurgische und 

kieferorthopädische Behandlung erfordern. 

b) Aufwendungen für implantologische Leistungen nach Abschnitt K des Gebührenverzeichnis-

ses der Gebührenordnung für Zahnärzte vom 22. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2316), die zuletzt 

durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2661) geändert worden ist, 

sind für höchstens zehn Implantate pauschal bis zu 1 000 Euro je Implantat beihilfefähig. Mit 

dem Pauschalbetrag sind sämtliche Kosten der zahnärztlichen und kieferchirurgischen Behand-

lung einschließlich notwendiger Anästhesie und der Kosten unter anderem für die Implantate 

selbst, die Implantataufbauten, die implantatbedingten Verbindungselemente, Implantatprovi-

sorien, notwendige Instrumente (zum Beispiel Bohrer und Fräsen), Membranen und Memb-

rannägel, Knochen- und Knochenersatzmaterial, Nahtmaterial, Röntgenleistungen, Computer-

tomographie und Anästhetika abgegolten. Die Aufwendungen für die Suprakonstruktion sind 

neben dem Pauschalbetrag nach Satz 1 beihilfefähig. Vorhandene Implantate, zu denen eine 

Beihilfe gewährt wurde, sind auf die Höchstzahl nach Satz 1 anzurechnen. 

Bei Vorliegen der folgenden Indikationen: 

1. größere Kiefer- und Gesichtsdefekte, die ihre Ursache in 

a) Tumoroperationen, 
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b) Entzündungen des Kiefers, 

c) Operationen infolge großer Zysten (zum Beispiel große follikuläre Zysten oder Keratozysten), 

d) Operationen infolge von Osteopathien, sofern keine Kontraindikation für eine Implantatver-

sorgung vorliegt, 

e) angeborenen Fehlbildungen des Kiefers (Lippen-, Kiefer-, Gaumenspalten, ektodermale 

Dysplasien) oder 

f) Unfällen 

haben, 

2. dauerhaft bestehende extreme Xerostomie, insbesondere im Rahmen einer Tumorbehand-

lung, 

3. generalisierte genetische Nichtanlage von Zähnen, 

4. nicht willentlich beeinflussbare muskuläre Fehlfunktion im Mund- und Gesichtsbereich (zum 

Beispiel Spastiken) oder 

5. zahnloser Ober- oder Unterkiefer (ohne vorhandenes Implantat), 

sind abweichend von Satz 1 bis 4 die notwendigen und angemessenen Aufwendungen beihilfe-

fähig. Voraussetzung ist, dass der Beihilfestelle ein Kostenvoranschlag vorgelegt wird und diese 

auf Grund eines Gutachtens des zuständigen Amtszahnarztes vor Behandlungsbeginn die 

Notwendigkeit der beabsichtigten Maßnahme und die Angemessenheit der Kosten anerkannt 

hat (Voranerkennungsverfahren). Die Kosten des Gutachtens trägt die Beihilfestelle. Wird mit 

der Behandlung vor der Anerkennung durch die Beihilfestelle begonnen, gelten abweichend 

von Satz 5 die Sätze 1 bis 4 entsprechend. Die Kosten des Gutachtens sind in diesem Fall nicht 

beihilfefähig. Bei Reparaturen sind neben den Kosten für die Suprakonstruktion einheitlich 400 

Euro je Implantat beihilfefähig. 

c) Zahntechnische Leistungen nach § 9 der Gebührenordnung für Zahnärzte vom 22. Oktober 

1987 (BGBl. I S. 2316), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Dezember 2011 

(BGBl. I S. 2661) geändert worden ist, sind bei der Versorgung mit Zahnersatz, Zahnkronen und 

Suprakonstruktionen in Höhe von 70 Prozent beihilfefähig. 

 

§ 4a  Psychotherapie, psychosomatische Grundversorgung, psychotherapeutische Akutbe-
handlung 
(1) Aufwendungen für Leistungen der Psychotherapie in den Behandlungsformen psychoanaly-

tisch begründete Verfahren und Verhaltenstherapie sowie für Leistungen der psychosomati-

schen Grundversorgung sind nach Maßgabe der Absätze 3 und 4 sowie der §§ 4b bis 4e beihil-

fefähig. 

(2) Aufwendungen für Leistungen einer psychotherapeutischen Akutbehandlung sind bis zur 

Entscheidung über die Durchführung einer Therapie nach den §§ 4c und 4d beihilfefähig, wenn 

1. ein akuter Behandlungsbedarf in einer probatorischen Sitzung festgestellt wird, 

2. ein Gutachterverfahren bei der Beihilfestelle beantragt worden ist und 

3. die Akutbehandlung als Einzeltherapie, gegebenenfalls auch unter Einbeziehung von Be-

zugspersonen, in Einheiten von mindestens 25 Minuten je Krankheitsfall durchgeführt wird. 

Im Fall eines positiven Gutachtens wird die Zahl der durchgeführten Akutbehandlungen auf 

das Kontingent der Behandlungen nach den §§ 4c und 4d angerechnet. 

(3) Vor Behandlung durch Psychologische Psychotherapeuten oder durch Kinder- und Jugendli-

chenpsychotherapeuten muss eine somatische Abklärung spätestens nach den probatorischen 
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Sitzungen oder vor der Einleitung des Begutachtungsverfahrens erfolgen. Die Beihilfefähigkeit 

setzt voraus, dass die somatische Abklärung durch einen Arzt in einem schriftlichen Konsiliar-

bericht bestätigt wird. 

(4) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für 

1. gleichzeitige Behandlungen nach den §§ 4b bis 4e, 

2. Leistungen nach Abschnitt 1 der Anlage 1 zu dieser Verordnung. 

 

§ 4b  Gemeinsame Vorschriften für die Behandlungsformen 
psychoanalytisch begründete Verfahren und Verhaltenstherapie 

(1) Aufwendungen für Leistungen der Psychotherapie sind beihilfefähig bei 

1. affektiven Störungen: depressive Episoden, rezidivierende depressive Störungen und Dys-

thymie, 

2. Angststörungen und Zwangsstörungen, 

3. somatoformen Störungen und dissoziativen Störungen, 

4. Anpassungsstörungen und Reaktionen auf schwere Belastungen, 

5. Essstörungen, 

6. nichtorganischen Schlafstörungen, 

7. sexuellen Funktionsstörungen oder 

8. Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen. 

(2) Neben oder nach einer somatischen ärztlichen Behandlung von Krankheiten oder deren 

Auswirkungen sind Aufwendungen für Leistungen der Psychotherapie beihilfefähig bei 

1. psychischen Störungen und Verhaltensstörungen 

a) durch psychotrope Substanzen; im Fall einer Abhängigkeit nur, wenn Suchtmittelfreiheit 

oder Abstinenz erreicht ist oder voraussichtlich innerhalb von zehn Sitzungen erreicht werden 

kann, 

b) durch Opioide und gleichzeitiger stabiler substitutionsgestützter Behandlung im Zustand der 

Beigebrauchsfreiheit, 

2. seelischen Krankheiten auf Grund frühkindlicher emotionaler Mangelzustände oder tiefgrei-

fender Entwicklungsstörungen, in Ausnahmefällen auch bei seelischen Krankheiten, die im 

Zusammenhang mit frühkindlichen körperlichen Schädigungen oder Missbildungen stehen, 

3. seelischen Krankheiten als Folge schwerer chronischer Krankheitsverläufe oder 

4. schizophrenen und affektiven psychotischen Störungen. 

Die Beihilfefähigkeit setzt voraus, dass die Leistungen von einem Arzt oder einem Therapeuten 

nach den Abschnitten 2 bis 4 der Anlage 1 erbracht werden. Eine Sitzung der Psychotherapie 

umfasst eine Behandlungsdauer von mindestens 50 Minuten bei einer Einzelbehandlung und 

von mindestens 100 Minuten bei einer Gruppenbehandlung. 

(3) Aufwendungen für Leistungen der Psychotherapie, die zu den wissenschaftlich anerkannten 

Verfahren gehören und nach den Abschnitten B und G der Anlage zur Gebührenordnung für 

Ärzte vom 9. Februar 1996 (BGBl. I S. 210), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 4. 

Dezember 2001 (BGBl. I S. 3320) geändert worden ist, abgerechnet werden, sind beihilfefähig, 

wenn 

1. sie der Feststellung, Heilung oder Linderung von Störungen nach Absatz 1 dienen, bei denen 

eine Psychotherapie indiziert ist, 
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2. nach einer biographischen Analyse oder einer Verhaltensanalyse und nach höchstens fünf, 

bei analytischer Psychotherapie nach höchstens acht probatorischen Sitzungen ein Behand-

lungserfolg zu erwarten ist und 

3. die Beihilfestelle vor Beginn der Behandlung die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen auf 

Grund eines Gutachtens zu Notwendigkeit, Art und Umfang der Behandlung anerkannt hat. 

Aufwendungen für Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 sind auch dann beihilfefähig, wenn sich 

eine psychotherapeutische Behandlung später als nicht notwendig erwiesen hat. 

(4) Das Gutachten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 ist bei einem Gutachter einzuholen, der von 

der Kassenärztlichen Bundesvereinigung im Einvernehmen mit den Bundesverbänden der 

Vertragskassen nach § 12 der Psychotherapie-Vereinbarung in der jeweils geltenden auf der 

Internetseite der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (www.kbv.de) veröffentlichten Fassung 

bestellt worden ist. 

(5) Haben Personen, die nach § 1 Absatz 5 beihilfeberechtigt sind ober bei einer nach § 1 Ab-

satz 5 beihilfeberechtigten Person berücksichtigungsfähig sind, am ausländischen Dienstort 

keinen persönlichen Zugang zu muttersprachlichen psychotherapeutischen Behandlungen, 

sind die Aufwendungen für die folgenden Leistungen auch dann beihilfefähig, wenn die Leis-

tungen telekommunikationsgestützt erbracht werden: 

1. tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie nach Nummer 861 der Anlage zur Gebühren-

ordnung für Ärzte oder 

2. Verhaltenstherapie nach Nummer 870 der Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte. 

Bei telekommunikationsgestützter Therapie sind bis zu 15 Sitzungen beihilfefähig. Wird von 

einer tiefenpsychologisch fundierten Psychotherapie oder Verhaltenstherapie in Gruppen oder 

von einer analytischen Psychotherapie als Einzel- oder Gruppentherapie zu einer telekommu-

nikationsgestützten Therapie gewechselt, sind die Aufwendungen für die telekommunikations-

gestützte Therapie beihilfefähig, wenn die Beihilfestelle die Beihilfefähigkeit nach Einholung 

eines Gutachtens zur Notwendigkeit des Wechsels anerkannt hat. Aufwendungen für Tele-

kommunikationsdienstleistungen sind nicht beihilfefähig. Aufwendungen für Leistungen nach 

Satz 1 sind nur beihilfefähig, wenn diese im Rahmen einer im Inland begonnenen psychothera-

peutischen Behandlung zur weiteren Stabilisierung des erreichten Behandlungserfolgs not-

wendig sind. 

(6) Aufwendungen einer Eye-Movement-Desensitization and Reprocessing sind bei Erwachse-

nen mit posttraumatischen Belastungsstörungen nur im Rahmen eines umfassenden Behand-

lungskonzepts beihilfefähig. 

 

§ 4c  Psychoanalytisch begründete Verfahren 
 

(1) Aufwendungen für psychoanalytisch begründete Verfahren mit ihren beiden Behandlungs-

formen, der tiefenpsychologisch fundierten Psychotherapie und der analytischen Psychothera-

pie (Nummern 860 bis 865 der Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte), sind je Krankheitsfall in 

folgendem Umfang beihilfefähig: 
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1. tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie von Personen, die das 21. Lebensjahr 

vollendet haben: 

 Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 

Regelfall 60 Sitzungen 60 Sitzungen 

im Ausnahmefall 40 weitere Sitzungen 20 weitere Sitzungen 

 

2. analytische Psychotherapie von Personen, die das 21. Lebensjahr vollendet haben: 

 Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 

Regelfall 160 Sitzungen 40 Sitzungen 

in Ausnahmefällen 140 weitere Sitzungen 70 weitere Sitzungen 

 

3. tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie von Personen, die das 

14. Lebensjahr, aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben: 

 Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 

Regelfall 90 Sitzungen 60 Sitzungen 

im Ausnahmefall 90 weitere Sitzungen 30 weitere Sitzungen 

 

4. tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie von Personen, die das 

14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben: 

 Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 

Regelfall 70 Sitzungen 60 Sitzungen 

im Ausnahmefall 80 weitere Sitzungen 30 weitere Sitzungen 

 

Bei einer Kombination von Einzel- und Gruppenbehandlung richtet sich die Beihilfefähigkeit 

der Aufwendungen nach der überwiegend durchgeführten Behandlung. Überwiegt die Einzel-

behandlung, so werden zwei als Gruppenbehandlung durchgeführte Sitzungen als eine Sitzung 

der Einzelbehandlung gewertet. Überwiegt die Gruppenbehandlung, so wird eine als Einzelbe-

handlung durchgeführte Sitzung als zwei Sitzungen der Gruppenbehandlung gewertet. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 sind Aufwendungen für eine Psychotherapie, 

die vor Vollendung des 21. Lebensjahr begonnen wurde, zur Sicherung des Therapieerfolges 

auch nach Vollendung des 21. Lebensjahr beihilfefähig. 

(3) In besonderen Ausnahmefällen kann die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für eine über 

die in Absatz 1 Satz 1 festgelegte Höchstzahl von Sitzungen hinaus im Einvernehmen mit dem 

Ministerium der Finanzen anerkannt werden, wenn die medizinische Notwendigkeit durch ein 

Gutachten belegt wird. 

(4) Aufwendungen für Sitzungen, in die auf Grund einer durch Gutachten belegten medizini-

schen Notwendigkeit Bezugspersonen einbezogen werden, sind bei Einzelbehandlung bis zu 

einem Viertel und bei Gruppenbehandlung bis zur Hälfte der bewilligten Zahl von Sitzungen 

zusätzlich beihilfefähig, wenn die zu therapierende Person das 21. Lebensjahr noch nicht voll-

endet hat. Bei Personen, die das 21. Lebensjahr vollendet haben, werden die Sitzungen, in die 

Bezugspersonen einbezogen werden, in voller Höhe auf die bewilligte Zahl der Sitzungen ange-

rechnet. 
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(5) Im Rahmen psychoanalytisch begründeter Verfahren ist die simultane Kombination von 

Einzel- und Gruppentherapie grundsätzlich ausgeschlossen. Aufwendungen für Leistungen 

einer solchen Kombination sind nur beihilfefähig, wenn sie auf dem Gebiet der tiefenpsycholo-

gisch fundierten Psychotherapie bei niederfrequenten Therapien auf Grund eines besonders 

begründeten Erstantrags erbracht werden. 

(6) Aufwendungen für katathymes Bilderleben sind nur im Rahmen eines übergeordneten 

tiefenpsychologischen Therapiekonzepts beihilfefähig. 

 

 
§ 4d  Verhaltenstherapie 
(1) Aufwendungen für eine Verhaltenstherapie (Nummern 870 und 871 der Anlage zur Gebüh-

renordnung für Ärzte) sind je Krankheitsfall in folgendem Umfang beihilfefähig: 

  

 Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 

Im Regelfall 60 Sitzungen 60 Sitzungen 

im Ausnahmefall 20 weitere Sitzungen 20 weitere Sitzungen 

 

(2) § 4c Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Einer Anerkennung nach § 4b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 bedarf es nicht, wenn der Beihilfe-

stelle nach den probatorischen Sitzungen die Feststellung des Therapeuten nach Abschnitt 4 

der Anlage 1 vorgelegt wird, dass 

1. bei Einzelbehandlung nicht mehr als zehn Sitzungen oder 

2. bei Gruppenbehandlungen nicht mehr als 20 Sitzungen 

erforderlich sind. Muss in Ausnahmefällen die Behandlung verlängert werden, ist die Beihilfe-

stelle unverzüglich zu unterrichten. Aufwendungen für weitere Sitzungen sind nur nach vorhe-

riger Anerkennung der medizinischen Notwendigkeit durch die Beihilfestelle beihilfefähig. Die 

Beihilfestelle hat hierzu ein Gutachten nach § 4b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 einzuholen.  

 

(4) Aufwendungen für eine Rational-Emotive Therapie sind nur im Rahmen eines umfassenden 

verhaltenstherapeutischen Behandlungskonzepts beihilfefähig. 

 

§ 4e Psychosomatische Grundversorgung 
(1) Die psychosomatische Grundversorgung im Sinne dieser Verordnung umfasst 

1. verbale Intervention im Rahmen der Nummer 849 des Gebührenverzeichnisses für ärztliche 

Leistungen der Gebührenordnung für Ärzte und 

2. Hypnose, autogenes Training und Relaxationstherapie nach Jacobson nach den Nummern 

845 bis 847 der Anlage zur Gebührenordnung für Ärzte. 

(2) Je Krankheitsfall sind beihilfefähig Aufwendungen für 

1. verbale Intervention als Einzelbehandlung mit bis zu 25 Sitzungen, sowohl über einen kürze-

ren Zeitraum als auch im Verlauf chronischer Erkrankungen über einen längeren Zeitraum in 

niederfrequenter Form, 

2. Hypnose als Einzelbehandlung mit bis zu zwölf Sitzungen sowie 
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3. autogenes Training und Relaxationstherapie nach Jacobson als Einzel- oder Gruppenbehand-

lung mit bis zu zwölf Sitzungen, wobei eine Kombination von Einzel- und Gruppenbehandlung 

hierbei möglich ist. 

Aufwendungen für Leistungen nach Satz 1 Nummer 1 sind nicht beihilfefähig, wenn sie zu-

sammen mit Aufwendungen für Leistungen nach Satz 1 Nummer 2 und 3 in derselben Sitzung 

entstanden sind. Neben den Aufwendungen für Leistungen nach Absatz 1 Nummer 1 sind 

Aufwendungen für somatische ärztliche Untersuchungen und Behandlungen von Krankheiten 

und deren Auswirkungen beihilfefähig. 

(3) Aufwendungen für eine bis zu sechs Monate dauernde ambulante psychosomatische Nach-

sorge nach einer stationären psychosomatischen Behandlung sind beihilfefähig. 

 

§ 4f  Neuropsychologische Therapie 
(1) Aufwendungen für eine ambulante neuropsychologische Therapie sind beihilfefähig, wenn 

sie von Fachärzten für 

a) Neurologie, 

b) Nervenheilkunde, Psychiatrie, Psychiatrie und Psychotherapie, 

c) Kinder- und Jugendmedizin mit Schwerpunkt Neuropädiatrie oder 

d) Neurochirurgie und Kinder- und Jugendpsychiatrie und –psychotherapie, 

die zusätzlich zu ihrer Gebietsbezeichnung über eine neuropsychologische Zusatzqualifikation 

verfügen, 

zur Behandlung akut erworbener Hirnschädigungen oder Hirnerkrankungen, insbesondere 

nach Schlaganfall oder Schädel-Hirn-Trauma, durchgeführt werden. Satz 1 gilt auch bei Be-

handlung durch 

5.ärztliche Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten, 

6.Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten oder 

7. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und –therapeuten, 

wenn diese über eine neuropsychologische Zusatzqualifikation verfügen. Der Umfang der 

beihilfefähigen Aufwendungen richtet sich nach Absatz 3. 

(2) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen anlässlich der Behandlung von 

a) ausschließlich angeborenen Einschränkungen oder Behinderungen der Hirnleistungsfunktio-

nen ohne sekundäre organische Hirnschädigung, insbesondere Aufmerksamkeitsdefizit-

Syndrom mit oder ohne Hyperaktivität (AD(H)S), oder Intelligenzminderung, 

b) Erkrankungen des Gehirns mit progredientem Verlauf im fortgeschrittenen Stadium, insbe-

sondere mittel- und hochgradige Demenz vom Alzheimertyp, 

c) schädigenden Ereignissen oder Gehirnerkrankungen mit neuropsychologischen Defiziten bei 

erwachsenen Patientinnen und Patienten, die länger als fünf Jahre zurückliegen. 

(3) Aufwendungen für neuropsychologische Behandlungen sind im folgenden Umfang beihilfe-

fähig: 

 

1. bis zu fünf probatorische Sitzungen sowie, 

2. Einzelbehandlung, gegebenenfalls unter Einbeziehung von Bezugspersonen 

 wenn eine Behandlungseinheit 

mindestens 25 Minuten dauert 

wenn eine Behandlungseinheit 

mindestens 50 Minuten dauert 
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Regelfall 120 Behandlungseinheiten 60 Behandlungseinheiten 

Ausnahmefall 40 weitere Behandlungseinheiten 20 weitere Behandlungseinheiten 

und 

3. Gruppenbehandlung, bei Kindern und Jugendlichen ggf. unter Einbeziehung von Be-

zugspersonen 

wenn eine Behandlungseinheit mindes-

tens 50 Minuten dauert 

wenn eine Behandlungseinheit mindestens 

100 Minuten dauert 

80 Behandlungseinheiten 40 Behandlungseinheiten 

  

Bei einer Kombination von Einzel- und Gruppenbehandlung ist die gesamte Behandlung nach 

Satz 1 Nummer 2 beihilfefähig. 

  

§ 4g  Komplextherapien und integrierte Versorgung 
(1) Aufwendungen für Leistungen, die in Form von ambulanten, teil- oder vollstationären 

Komplextherapien erbracht und pauschal abgerechnet werden, sind in Höhe der Beträge bei-

hilfefähig, die eine gesetzliche Krankenkasse mit dem Leistungsanbieter vereinbart hat. Die 

Komplextherapie muss von einem berufsübergreifenden Team von Therapeuten erbracht 

werden, dem auch Ärzte, Psychologische Psychotherapeuten oder andere Angehörige von 

Gesundheits- und Medizinalfachberufen angehören müssen. 

(2) Aufwendungen für eine ambulante sozialpädiatrische Behandlung von Kindern in sozialpä-

diatrischen Zentren, die die Voraussetzungen des § 119 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

erfüllen, sind beihilfefähig bis zu der Höhe der Vergütung, die die Einrichtung mit dem Verband 

der privaten Krankenversicherung e.V., mit einem privaten Krankenversicherungsunternehmen 

oder mit Sozialversicherungsträgern in einer Vereinbarung getroffen hat. Aufwendungen für 

sozialpädagogische Leistungen sind nicht beihilfefähig. 

(3) Aufwendungen für Leistungen, die im Rahmen einer integrierten Versorgung erbracht und 

pauschal abgerechnet werden, sind in Höhe der Pauschalbeträge beihilfefähig, die in Verträgen 

zwischen Leistungserbringern und privaten Krankenversicherungsunternehmen vereinbart 

wurden oder soweit Verträge zu integrierten Versorgungsformen nach § 140a des Fünften 

Buches Sozialgesetzbuch bestehen. 

(4) Das Ministerium der Finanzen kann Vereinbarungen über Pauschalabrechnungen im Rah-

men der integrierten Versorgung mit Kliniken treffen bzw. - soweit diese von privaten Kran-

kenversicherungen geschlossen werden – im Rahmen der Verwaltungsvorschriften zu dieser 

Verordnung für anwendbar erklären. 

  

§ 4h Soziotherapie 
(1) Aufwendungen für eine Soziotherapie sind beihilfefähig, wenn der Beihilfeberechtigte oder 

ein berücksichtigungsfähiger Angehöriger wegen einer schweren psychischen Erkrankung nicht 

in der Lage ist, ärztliche oder ärztlich verordnete Leistungen selbständig in Anspruch zu neh-

men und durch die Soziotherapie eine Krankenhausbehandlung vermieden oder verkürzt wird. 
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Dies gilt auch, wenn die Krankenhausbehandlung geboten, aber nicht durchführbar ist. Schwe-

re psychische Erkrankungen nach Satz 1 sind Erkrankungen 

1. des schizophrenen Formenkreises 

a) Schizophrenie, 

b) schizotype Störung, 

c) anhaltende wahnhafte Störung, 

d) induzierte wahnhafte Störung und 

e) schizoaffektive Störung, 

sowie 

2. der affektiven Störung 

a) gegenwärtig schwere depressive Episode mit psychotischen Symptomen im Rahmen einer 

bipolaren affektiven Störung, 

b) schwere depressive Episode mit psychotischen Symptomen und 

c) gegenwärtig schwere depressive Episode mit psychotischen Symptomen im Rahmen einer 

rezidivierenden depressiven Störung. 

(2) Die Verordnung von Soziotherapie richtet sich nach Maßgabe der Richtlinie des Gemeinsa-

men Bundesausschusses über die Durchführung von Soziotherapie in der vertragsärztlichen 

Versorgung (Soziotherapie-Richtlinie/ST-RL) vom 22. Januar 2015 (BAnz AT 14.04.2015 B 5) in 

der jeweils geltenden Fassung. Die Dauer und die Frequenz der soziotherapeutischen Betreu-

ung sind abhängig von den individuellen medizinischen Erfordernissen. Es können gegebenen-

falls nach höchstens fünf probatorischen Sitzungen insgesamt höchstens 120 Therapieeinhei-

ten je Krankheitsfall innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren berücksichtigt werden. Die 

Soziotherapieeinheit umfasst 60 Minuten. Bei Gruppenbehandlung umfasst die Soziotherapie-

einheit 90 Minuten, wobei die Höchststundenzahl nach Satz 3 insgesamt nicht überschritten 

werden darf. 

(3) Soziotherapie können nur die seitens der gesetzlichen Krankenversicherungen anerkannten 

Leistungserbringer (§ 37a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) durchführen. Es sind dies 

Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagogen und Fachkrankenpfleger für Psychotherapie (§ 

4 Absatz 1 Nummer 9 Satz 3 gilt insoweit nicht). 

(4) Beihilfefähig sind die Aufwendungen bis zur Höhe der Kosten, die von den Ortskrankenkas-

sen in vergleichbaren Fällen auf der Grundlage des § 37a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

gezahlt werden. 

 

§ 4i  Sonstige Heilbehandlungen 
(1) Zur Heilbehandlung gehören auch Bäder - ausgenommen Saunabäder und Aufenthalte in 

Mineral- oder Thermalbädern außerhalb einer Rehabilitations- oder Kurmaßnahme (§§ 6 bis 7) 

-, Massagen, Bestrahlungen, Krankengymnastik, Bewegungs-, Beschäftigungs- und Sprachthe-

rapien und die bei Durchführung der Heilbehandlung verbrauchten Stoffe. 

(2) Die verordnete Heilbehandlung muss nach einer wissenschaftlich anerkannten Methode 

vorgenommen und, soweit nicht von Ärztinnen, Ärzten, Heilpraktikerinnen oder Heilpraktikern 

erbracht, von Leistungserbringerinnen oder Leistungserbringern nach Anlage 5 Nummer I zu 

dieser Verordnung durchgeführt werden. Die Angemessenheit von Aufwendungen beihilfe-

rechtlich anerkannter Heilbehandlungen, die von Leistungserbringerinnen und Leistungser-

bringern nach Anlage 5 Abschnitt I zu dieser Verordnung erbracht werden, bestimmt sich nach 
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§ 4 Absatz 1 Nummer 1 und Anlage 5 zu dieser Verordnung. Pauschalabrechnungen können 

grundsätzlich nicht berücksichtigt werden, es sei denn, die Pauschalabrechnungen entgelten 

im Grundsatz beihilfefähige Leistungen und entsprechen den Beträgen, die mit gesetzlichen 

Krankenkassen oder Rentenversicherungsträgern vereinbart wurden. Das Ministerium der 

Finanzen kann weitere Ausnahmen zulassen. 

(3) Abweichend von § 4 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 und § 4i Absatz 2 können Physiotherapeu-

ten mit eingeschränkter Heilpraktikererlaubnis (Physiotherapie-Heilpraktiker) Heilbehandlun-

gen nach eigener Diagnosestellung ohne ärztliche Verordnung nach Anlage 4 erbringen. Wird 

der Physiotherapie-Heilpraktiker auf Grund einer ärztlichen Verordnung tätig, bemessen sich 

die Gebühren nach Anlage 5 dieser Verordnung. Die in diesen Fällen in Rechnung gestellte 

Umsatzsteuer ist beihilfefähig. 

(4) Heilbehandlungen, die wegen fehlender wissenschaftlicher Anerkennung oder fehlender 

Notwendigkeit beihilferechtlich nicht oder teilweise nicht berücksichtigt werden können, 

ergeben sich aus der nicht abschließenden Anlage 6 zu dieser Verordnung. In begründeten 

Einzelfällen einer lebensbedrohlichen oder regelmäßig tödlich verlaufenden Erkrankung, für 

die eine allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Behandlung nicht 

zur Verfügung steht oder ohne Erfolg angewandt wurde, kann das Ministerium der Finanzen 

mit Ausnahme der in Abschnitt I der Anlage 6 aufgeführten Heilbehandlungen eine Ausnahme 

zulassen. Soweit wissenschaftlich anerkannte Heilbehandlungen ohne Erfolg angewendet 

worden sind, kann das Ministerium der Finanzen auf Grund eines Gutachtens eines Amts- oder 

Vertrauensarztes (-zahnarztes) auch Aufwendungen für wissenschaftlich noch nicht anerkann-

te Heilbehandlungen für beihilfefähig erklären. 

(5) Ist die Durchführung einer Heilbehandlung in einen Unterricht zur Erfüllung der Schulpflicht 

eingebunden, sind die Aufwendungen für die Heilbehandlung bis zu 20 Euro täglich beihilfefä-

hig. Entsprechendes gilt für Heilbehandlungen, mit denen zugleich berufsbildende oder allge-

meinbildende Zwecke verfolgt werden. 

(6) Bei Behandlungen in einer Einrichtung, die der Betreuung und der Behandlung von Kranken 

oder Behinderten dient, sind auch notwendige Aufwendungen für Verpflegung bis zu 6 Euro, 

für Unterkunft und Verpflegung insgesamt bis zu 10 Euro täglich beihilfefähig, es sei denn, dass 

§ 5f Absatz 2 anzuwenden ist. 

  

§ 5 Beihilfefähige Aufwendungen bei dauernder Pflegebedürftigkeit 
(1) Pflegebedürftig sind Personen, die gesundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der Selb-

ständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedürfen. Es 

muss sich um Personen handeln, die körperliche, kognitive oder psychische Beeinträchtigun-

gen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforderungen nicht selbständig kompen-

sieren oder bewältigen können. Die Pflegedürftigkeit muss auf Dauer, voraussichtlich für min-

destens sechs Monate und mit mindestens der in § 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

festgelegten Schwere bestehen. 

(2) Die Beihilfestelle entscheidet über die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen auf Grund eines 

ärztlichen Gutachtens, das zu dem Vorliegen der dauernden Pflegebedürftigkeit, der Art und 

dem notwendigen Umfang der Pflege und dem Pflegegrad Stellung nimmt. Bei Versicherten in 

der Pflegeversicherung sind deren Feststellungen zugrunde zu legen. Dies gilt auch für Befris-

tungen nach § 33 Absatz 1 Sätze 4 bis 8 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Die Beihilfe wird 
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ab Beginn des Monats der erstmaligen Antragstellung oder des Antrages auf einen höheren 

Pflegegrad gezahlt, frühestens jedoch ab dem Zeitpunkt, von dem an die jeweiligen An-

spruchsvoraussetzungen vorliegen. 

(3) Die beihilfefähigen Aufwendungen bei dauernder Pflegebedürftigkeit richten sich nach den 

§§ 5a bis 5g. 

 

(4) Wird im Rahmen der Entscheidung über die Pflegebedürftigkeit durch den Gutachter der 

Pflegekasse eine Rehabilitationsempfehlung ausgesprochen (§ 18a Absatz 1 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch), gilt § 6 mit Ausnahme von Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie § 7 Absatz 4 mit 

Ausnahme des Satzes 2 (§ 7 Absatz 2 Buchstaben a bis d) entsprechend. Die Mitteilung der 

zuständigen Pflegekasse ist vom Beihilfeberechtigten vor der Bewilligung durch die Beihilfe-

stelle vorzulegen. 

(5) Die Beihilfestelle beteiligt sich an den Kosten für eine Pflegeberatung nach § 7a des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch, soweit das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Ministe-

rium der Finanzen, entsprechenden Rahmenvereinbarungen des Bundesministeriums des 

Innern mit der COMPASS Private Pflegeberatung GmbH beigetreten ist. 

  

§ 5a Häusliche Pflege 
(1) Aufwendungen für häusliche Pflege entsprechend § 36 Absatz 1 und 2 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch in Form körperbezogener Pflegemaßnahmen, pflegerischen Betreuungsmaß-

nahmen und Hilfen bei der Haushaltsführung (häusliche Pflegehilfe) sind in Höhe der in § 36 

Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch genannten Beträge beihilfefähig. Voraussetzung 

ist, dass die häusliche Pflege durch geeignete Pflegekräfte (§ 36 Absatz 4 Satz 2 und 3 des 

Elften Buches Sozialgesetzbuch) erbracht wird und die Aufwendungen nicht bereits nach § 4 

Absatz 1 Nummer 5 beihilfefähig sind. § 36 Absatz 4 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

gilt entsprechend. Entstehen aufgrund eines höheren Pflegebedarfs von Pflegebedürftigen der 

Pflegegrade 4 und 5 höhere Aufwendungen, sind diese monatlich zusätzlich bei Pflegegrad 4 

bis 1 000 Euro und bei Pflegegrad 5 bis zu 1 995 Euro (Pflegezuschlag) beihilfefähig. 

 

(2) Aufwendungen für Leistungen 

1. zur Entlastung pflegender Angehöriger oder vergleichbar Nahestehender in ihrer Eigenschaft 

als Pflegende oder 

2. zur Förderung der Selbständigkeit und Selbstbestimmtheit der Pflegebedürftigen bei der 

Gestaltung ihres Alltags 

sind entsprechend der §§ 45, 45a und 45b des Elften Buches Sozialgesetzbuch beihilfefähig. 

(3) Anstelle der Beihilfe für häusliche Pflegehilfe nach Absatz 1 ist ein Pflegegeld nach § 37 

Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch beihilfefähig, sofern die Pflege durch andere als 

die in Absatz 1 Satz 2 genannten Pflegekräfte erfolgt. Neben dem Pflegegeld ist aus Fürsorge-

gründen bei Pflegebedürftigen des Pflegegrades 4 ein Pflegezuschlag von 150 Euro und bei 

Pflegegrad 5 von 240 Euro monatlich beihilfefähig. 

(4) Besteht der Anspruch auf Pflegegeld und Pflegezuschlag nach Absatz 3 nicht für einen 

vollen Kalendermonat, ist das Pflegegeld und der Pflegezuschlag um ein Dreißigstel für jeden 

nicht in Anspruch genommenen Tag zu mindern. Pflegegeld in Höhe der Hälfte des vor Beginn 

der Verhinderungs- oder Kurzzeitpflege geleisteten Pflegegeldes ist 
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1. während einer Verhinderungspflege nach Absatz 8 für bis zu sechs Wochen je Kalenderjahr 

und 

2. während einer Kurzzeitpflege nach § 5b Absatz 3 für bis zu acht Wochen je Kalenderjahr 

zusätzlich beihilfefähig. Der Anspruch auf Pflegegeld gilt für die ersten vier Wochen einer 

vollstationären Krankenhausbehandlung (§ 4 Absatz 1 Nummer 2), einer stationären Rehabili-

tationsmaßnahme (§ 6) oder des Monats, in dem der Pflegebedürftige gestorben ist, fort. 

(5) Beihilfefähig sind auch Aufwendungen für Beratungsbesuche im Sinne des § 37 Absatz 3 

des Elften Buches Sozialgesetzbuch, sofern für den jeweiligen Beratungsbesuch ein Anspruch 

auf Leistungen durch die private oder soziale Pflegeversicherung besteht. § 37 Absatz 4 Satz 1 

des Elften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Der Umfang der beihilfefähigen Aufwen-

dungen bestimmt sich entsprechend § 37 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. § 37 

Absatz 6 des Elften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

(6) Erfolgt die häusliche Pflegehilfe nach Absatz 1 nur teilweise durch eine geeignete Pflege-

kraft nach Absatz 1 Satz 2, und erbringt die Pflegeversicherung Kombinationsleistungen nach § 

38 des Elften Buches Sozialgesetzbuch, ist daneben ein anteiliges Pflegegeld nach Absatz 3 Satz 

1 beihilfefähig. Das Pflegegeld ist um den Prozentsatz zu mindern, zu dem Beihilfe nach Absatz 

1 gezahlt wird. Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 gelten entsprechend. Dem Aufteilungsmaß-

stab der Pflegeversicherung ist zu folgen. 

(7) Pflegebedürftige Personen in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Men-

schen erhalten ungekürztes Pflegegeld anteilig für die Tage, an denen sie sich in häuslicher 

Pflege befinden. Absatz 3 Satz 2 gilt nicht. 

(8) Ist eine Pflegeperson nach Absatz 3 wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen 

Gründen an der häuslichen Pflege gehindert, sind die Aufwendungen für eine notwendige 

Ersatzpflege entsprechend § 39 des Elften Buches Sozialgesetzbuch beihilfefähig. Vorausset-

zung ist, dass die Pflegeperson die pflegebedürftige beihilfeberechtigte oder berücksichti-

gungsfähige Person vor der erstmaligen Verhinderung mindestens sechs Monate in ihrer häus-

lichen Umgebung gepflegt hat. 

  

§ 5b Teilstationäre Pflege und Kurzzeitpflege 
 

(1) Aufwendungen für teilstationäre Pflege in Einrichtungen der Tages- oder Nachtpflege sind 

entsprechend § 41 Absatz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch beihilfefähig, wenn 

1. häusliche Pflege nicht in ausreichendem Umfang sichergestellt werden kann oder 

2. die teilstationäre Pflege zur Ergänzung oder Stärkung der häuslichen Pflege erforderlich ist. 

(2) Die teilstationäre Pflege umfasst auch die notwendige Beförderung der pflegebedürftigen 

Person von der Wohnung zur Einrichtung der Tages- oder Nachtpflege und zurück. Aufwen-

dungen für Leistungen der teilstationären Tages- oder Nachtpflege sind neben den Aufwen-

dungen nach § 5a Absatz 1, 3 Satz 1 oder 6 beihilfefähig. § 5a Absatz 3 Satz 2 gilt nicht. 

(3) Kann die häusliche Pflege zeitweise nicht, noch nicht oder nicht im erforderlichen Umfang 

erbracht werden und reicht auch die teilstationäre Pflege nach Absatz 1 nicht aus, sind Auf-

wendungen für Kurzzeitpflege entsprechend § 42 des Elften Buches Sozialgesetzbuch beihilfe-

fähig.  
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§ 5c Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegeperson 
(1) Auf Antrag der Pflegeperson sind beihilfefähig 

1. Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung nach § 44a Absatz 1 und 4 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch und 

2. Pflegeunterstützungsgeld nach § 44a Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. 

(2) Die Beihilfestelle führt an die jeweiligen Leistungsträger Leistungen ab für die 

1. Pflegeperson im Sinne des § 19 des Elften Buches Sozialgesetzbuch zur sozialen Sicherung 

nach § 44 Absatz 1, 2 und 2b des Elften Buches Sozialgesetzbuch und 

2. Bezieherinnen und Bezieher von Pflegeunterstützungsgeld nach § 26 Absatz 2b des Dritten 

Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 345 und 347 des Dritten Buches Sozialge-

setzbuch. 

(3) Die Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 werden in Höhe des Bemessungssatzes der 

beihilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähigen Person gezahlt. 

  

§ 5d Vollstationäre Pflege 
(1) Aufwendungen für vollstationäre Pflege in einer zugelassenen Pflegeeinrichtung im Sinne 

des § 72 Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch oder in einer vergleichbaren Ein-

richtung sind beihilfefähig, wenn häusliche oder teilstationäre Pflege nicht möglich ist oder 

wegen der Besonderheit des Falles nicht in Betracht kommt. Beihilfefähig sind 

1. pflegebedingte Aufwendungen einschließlich der Aufwendungen für Betreuung und 

2. Aufwendungen für medizinische Behandlungspflege, sofern hierzu nicht nach § 4 Absatz 1 

Nummer 5 Beihilfe gezahlt wird. 

(2) Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung (ohne Zusatzleistungen nach § 88 des 

Elften Buches Sozialgesetzbuch) einschließlich der Investitionskosten (§82 Absatz 3 des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch) werden als Beihilfe gezahlt, soweit sie folgende Eigenanteile über-

steigen 

1. bei Beihilfeberechtigten mit 

a) einem Angehörigen 30 Prozent, 

b) mehreren Angehörigen 25 Prozent 

des um 600 Euro – bei Empfängern von Versorgungsbezügen um 450 Euro – verminderten 

Einkommens oder 

2. bei Beihilfeberechtigten ohne Angehörige sowie bei gleichzeitiger stationärer Pflege des 

Beihilfeberechtigten und aller Angehörigen 50 Prozent des um 400 Euro verminderten Ein-

kommens. 

Einkommen sind die monatlichen (Brutto-)Dienstbezüge (ohne sonstige variable Bezügebe-

standteile) oder Versorgungsbezüge, das Erwerbseinkommen sowie Renten aus der gesetzli-

chen Rentenversicherung und aus einer Alters- oder Hinterbliebenenversorgung des Beihilfe-

berechtigten. Angehörige im Sinne des Satzes 1 sind nur der Ehegatte, der eingetragene Le-

benspartner sowie die Kinder, die nach § 2 zu berücksichtigen oder nur deshalb nicht zu be-

rücksichtigen sind, weil sie selbst beihilfeberechtigt sind. Wird zu den Aufwendungen für die 

Pflege eines Angehörigen eine Beihilfe gezahlt, sind dem Einkommen des Beihilfeberechtigten 

das Erwerbseinkommen, die Versorgungsbezüge sowie die Renten aus der gesetzlichen Ren-

tenversicherung und aus einer Alters- oder Hinterbliebenenversorgung des Ehegatten oder 

eingetragenen Lebenspartners hinzuzurechnen. 
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(3) Bei einer Pflege in einer Einrichtung, die die Voraussetzungen des § 71 Absatz 2 des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch erfüllt, sind höchstens die vergleichbaren Kosten einer Einrichtung 

nach § 72 Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch am Ort der Unterbringung oder 

seiner nächsten Umgebung beihilfefähig. Absatz 1 und 2 gilt entsprechend. 

(4) Aufwendungen für zusätzliche Betreuung und Aktivierung entsprechend § 43b des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch, die über die nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit notwen-

dige Versorgung hinausgehen, sind zusätzlich beihilfefähig. 

(5) Aufwendungen entsprechend § 87a Absatz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch sind bei-

hilfefähig, wenn 

1. die pflegebedürftige beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Person nach der 

Durchführung aktivierender oder rehabilitativer Maßnahmen in einen niedrigeren Pflegegrad 

zurückgestuft wurde oder 

2. festgestellt wurde, dass die zuvor pflegebedürftige beihilfeberechtigte oder berücksichti-

gungsfähige Person nicht mehr pflegebedürftig im Sinne der §§ 14 und 15 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch ist. 

  

§ 5e Pflegehilfsmittel und Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes 
Aufwendungen für  

1. Pflegehilfsmittel nach § 40 Absatz 1, 3 und 5 des Elften Buches Sozilagesetzbuch und 

2. Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes der pflegebedürftigen Person nach § 40 

Absatz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch  

sind beihilfefähig, wenn die Pflegeversicherung hierzu Leistungen erbringt. Die Mitteilung der 

Pflegeversicherung der pflegebedürftigen Person ist für die Beihilfestelle bindend und zu-

nächst abzuwarten. 

  

§ 5f Ambulant betreute Wohngruppen und Einrichtungen der Behindertenhilfe 
(1) Entstehen Aufwendungen nach § 5a Absatz 1 bis 3 Satz 1, 5 und 6 in ambulant betreuten 

Wohngruppen, wird eine weitere Beihilfe entsprechend § 38a Absatz 1 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch zum jeweiligen Bemessungssatz gezahlt. Daneben sind Aufwendungen im 

Rahmen der Anschubfinanzierung zur Gründung ambulant betreuter Wohngruppen entspre-

chend § 45e des Elften Buches Sozialgesetzbuch beihilfefähig. § 5a Absatz 3 Satz 2 gilt nicht. 

(2) Beihilfefähig sind entsprechend § 43a des Elften Buches Sozialgesetzbuch Aufwendungen 

für Pflege und Betreuung in einer vollstationären Einrichtung der Hilfe für behinderte Men-

schen, in der die Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemeinschaft, die schulische 

Ausbildung oder die Erziehung behinderter Menschen im Vordergrund des Einrichtungszwecks 

stehen. 

  

§ 5g Aufwendungen der Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 1 
(1) Für pflegebedürftige beihilfeberechtigte oder berücksichtigungsfähige Personen des Pfle-

gegrades 1 sind Aufwendungen beihilfefähig für 

1. Pflegeberatung nach § 5 Absatz 5 und Beratung im eigenen Haushalt nach § 5a Absatz 5, 

2. zusätzliche Leistungen in ambulant betreuten Wohngruppen nach § 5f Absatz 1, ohne dass 

Aufwendungen nach § 5a Absatz 1 bis 3 und 6 entstanden sein müssen, 

3. Pflegehilfsmittel sowie Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes nach § 5e, 
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4. zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stationären Pflegeinrichtungen nach § 5d Absatz 4, 

5. vollstationäre Pflege nach § 5d Absatz 1 in Höhe von 125 Euro monatlich, 

6. den Entlastungsbetrag nach § 5a Absatz 2, 

7. Rückstufung nach § 5d Absatz 5 und 

8. Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen nach § 45 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch. 

(2) Die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen richtet sich nach der Entscheidung der zuständigen 

Pflegeversicherung, die zunächst durch die Beihilfestelle abzuwarten ist. 

 

§ 6  Beihilfefähige Aufwendungen bei stationären Rehabilitationsmaßnahmen 
(1) Bei stationären Rehabilitationsmaßnahmen sind neben den Aufwendungen nach § 4 Absatz 

1 Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 bis 4 die Kosten für Unterkunft, Verpflegung und Kurtaxe 

für höchstens 23 Kalendertage (es sei denn, eine Verlängerung ist aus gesundheitlichen Grün-

den dringend erforderlich) einschließlich der Reisetage sowie den ärztlichen Schlussbericht 

beihilfefähig. Voraussetzung ist, dass die Beihilfestelle auf Grund eines Gutachtens des zustän-

digen Amtsarztes oder eines Vertrauensarztes vor Behandlungsbeginn die Notwendigkeit der 

Maßnahme anerkannt hat, die Behandlung nicht durch eine Maßnahme nach § 7 oder durch 

andere ambulante Maßnahmen ersetzt werden kann und im laufenden oder in den drei voran-

gegangenen Kalenderjahren keine als beihilfefähig anerkannte stationäre Rehabilitationsmaß-

nahme oder Maßnahme nach § 6 a oder § 7 durchgeführt worden ist. Von der Einhaltung der 

Frist darf nur abgesehen werden, wenn der zuständige Amtsarzt oder ein Vertrauensarzt dies 

aus zwingenden medizinischen Gründen (z.B. schwere Krebserkrankung, HIV-Infektion, schwe-

rer Fall von Morbus Bechterew) für notwendig erachtet. Wird die Maßnahme nicht innerhalb 

von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Bewilligungsbescheides begonnen, ist ein neues 

Anerkennungsverfahren durchzuführen. Die Behandlungskosten nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 

und 7 und § 4i Absatz 1 bis 4 sind auch dann beihilfefähig, wenn die Beihilfefähigkeit der Reha-

bilitationsmaßnahme nicht anerkannt wird. Die Kosten der amts- oder vertrauensärztlichen 

Gutachten sind beihilfefähig. Zu den Kosten der Hin- und Rückfahrt einschließlich der Gepäck-

beförderung wird bei notwendigen Behandlungen in einem Ort außerhalb von Nordrhein-

Westfalen insgesamt ein Zuschuss von 100 Euro, innerhalb von Nordrhein-Westfalen von 50 

Euro gezahlt. 

(2) Die Maßnahme muss in einer Einrichtung durchgeführt werden, die die Voraussetzungen 

nach § 107 Absatz 2 SGB V erfüllt. Soweit eine Einrichtung auch über Abteilungen verfügt, die 

die Voraussetzungen nach § 107 Absatz 1 in Verbindung mit § 108 SGB V erfüllen, gilt für von 

diesen Abteilungen erbrachte Leistungen § 4 Absatz 1 Nummer 2. 

(3) Die Kosten für Unterkunft und Verpflegung und Behandlung sind in Höhe der Preisverein-

barung (Pauschale) beihilfefähig, die die Einrichtung mit einem Sozialversicherungsträger 

getroffen hat. Werden neben den Kosten für Unterkunft und Verpflegung Leistungen nach § 4 

Absatz 1 Nummer 1 und 7 oder § 4i Absatz 1 bis 4 in Rechnung gestellt, ist die Pauschale nach 

Satz 1 um 30 vom Hundert zu kürzen; der Restbetrag ist beihilfefähig. Verfügt die Einrichtung 

über keine Preisvereinbarung mit einem Sozialversicherungsträger, sind die Aufwendungen für 

Unterkunft und Verpflegung bis zur Höhe des niedrigsten Tagessatzes der Einrichtung, höchs-

tens 120 Euro täglich beihilfefähig. 
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(4) Bei Menschen mit Behinderungen, bei denen die Notwendigkeit einer ständigen Begleit-

person behördlich festgestellt ist, sowie bei Kindern bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, die 

aus medizinischen Gründen einer Begleitperson bedürfen und dies ärztlich bescheinigt ist, wird 

zu den Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung sowie Kurtaxe der Begleitperson ein 

Zuschuss von 40 Euro täglich gezahlt. Absatz 1 Satz 7 gilt entsprechend. 

 

§ 6 a  Beihilfefähige Aufwendungen für stationäre Müttergenesungskuren oder 
Mutter-Vater-Kind Kuren 
(1) Zu den Kosten einer stationären Rehabilitationsmaßnahme in einer Einrichtung des Müt-

tergenesungswerkes (Müttergenesungskur) oder in einer gleichartigen Einrichtung, die Leis-

tungen in Form einer Mutter-/Vater-Kind-Kur erbringt (§§ 24 und 41 Absatz 1 SGB V) werden - 

soweit die Einrichtungen über Versorgungsverträge nach § 111a SGB V verfügen - Beihilfen bis 

zu einer Dauer von 23 Kalendertagen (bei chronisch kranken Kindern bis zum vollendeten 14. 

Lebensjahr bis zu 30 Kalendertagen) einschließlich der Reisetage gewährt. § 7 Absatz 2 gilt 

entsprechend. Wird die Maßnahme nach Satz 1 ausschließlich auf Grund der Erkrankung eines 

Kindes notwendig, ist § 7 Absatz 2 Buchstabe b Satz 1 nicht anzuwenden. 

(2) Beihilfefähig sind neben den Aufwendungen nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 und 7 oder § 4i 

Absatz 1 bis 4 die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung, die Kurtaxe, das amtsärztli-

che Gutachten, den ärztlichen Schlussbericht sowie die Beförderungskosten. § 6 Absatz 1 Satz 

7 und Absatz 3 gelten entsprechend; ist die Rehabilitationsmaßnahme nicht anerkannt worden 

(§ 7 Absatz 2), sind nur die Aufwendungen nach § 4 Absatz 1 Nummer 1, 7 oder § 4i Abs. 1 bis 

4 beihilfefähig. 

(3) Hinsichtlich der Aufwendungen einer notwendigen Begleitperson gilt § 6 Absatz 4 entspre-

chend. 

 
§ 6 b Familienorientierte Rehabilitation 
(1) Aufwendungen für eine ärztlich verordnete Familientherapie sind für höchstens 23 Tage 

einschließlich der Reisetage im Kalenderjahr beihilfefähig, wenn ein Kind bis zum vollendeten 

14. Lebensjahr an einer schweren chronischen Erkrankung insbesondere Krebserkrankung, 

Mukoviszidose, Zustand nach Operation am Herzen oder nach Organtransplantation leidet. 

(2) Für die Aufwendungen des erkrankten Kindes gilt § 6 entsprechend. 

(3) Für die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung, Kurtaxe sowie Fahrtkosten der 

begleitenden Familienmitglieder (Eltern, Geschwister) wird pro Person ein Zuschuss von 40 

Euro, höchstens aber insgesamt 120 Euro täglich gezahlt. Entstehen den begleitenden Fami-

lienangehörigen Aufwendungen für ärztliche Behandlungen, die in Zusammenhang mit der 

Behandlung des erkrankten Kindes stehen, sind diese Aufwendungen im Rahmen dieser Ver-

ordnung beihilfefähig; § 12 Absatz 2 Buchstabe b gilt entsprechend. 

(4) Ist für das erkrankte Kind eine Verlängerung der Rehabilitationsmaßnahme über 23 Tage 

hinaus medizinisch indiziert, gilt Absatz 3 für höchstens weitere 7 Tage. 

(5) Bestehen zwischen der aufgesuchten Einrichtung und einem Sozialversicherungsträger 

Verträge oder Verfahrensabsprachen, kann der dort vereinbarte Pauschalsatz pro Person als 

beihilfefähiger Betrag abweichend von Absatz 3 Satz 1 berücksichtigt werden, wenn dies für 

den Beihilfeberechtigten günstiger ist; § 12 Absatz 2 Buchstabe b gilt entsprechend. 
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§ 6 c Sozialmedizinische Nachsorge 
Die Aufwendungen für von Ärztinnen oder Ärzten schriftlich verordnete ambulante sozialme-

dizinische Nachsorge für chronisch- oder schwerstkranke Kinder bis zum vollendeten 14. Le-

bensjahr (in besonders schwerwiegenden Fällen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr), die im 

Anschluss an eine stationäre Maßnahme erbracht wird, sind im Rahmen der Vereinbarung der 

Spitzenverbände der Krankenkassen zu Voraussetzungen, Inhalten und zur Qualität sozialme-

dizinischer Nachsorgemaßnahmen nach § 43 Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch in 

der jeweils geltenden Fassung beihilfefähig, wenn nach ärztlicher Feststellung dadurch die 

stationäre Maßnahme verkürzt oder die nachfolgende ambulante Weiterbehandlung gesichert 

wird. Die Aufwendungen sind nur in der Höhe beihilfefähig, in der sie von der Ortskrankenkas-

se am Wohnort des Beihilfeberechtigten mit dem Leistungserbringer vereinbart sind. 

 
§ 6 d  Rehabilitationssport und Funktionstraining 
(1) Aufwendungen für ärztlich verordneten Rehabilitationssport und ärztlich verordnetes Funk-

tionstraining sind beihilfefähig 

1. zur Vorbeugung einer Behinderung, 

2. zum Hinauszögern von Funktionsverlusten einzelner Organsysteme/Körperteile oder 

3. im Anschluss an eine abgeschlossene Rehabilitationsmaßnahme nach §§ 6, 6 a oder 7 Absatz 

4. Die Maßnahmen müssen unter ärztlicher Überwachung durchgeführt werden. 

(2) Beihilfefähig sind ausschließlich die in der Rahmenvereinbarung der Rehabilitationsträger 

der Sozialversicherung über den Rehabilitationssport und Funktionstraining vom 1. Januar 

2011 (in der jeweils geltenden Fassung) genannten Maßnahmen und nur Gebühren, die der 

Veranstalter für gesetzlich versicherte Teilnehmer mit den Rehabilitationsträgern vereinbart 

hat. 

(3) Nicht beihilfefähig sind Mitgliedsbeiträge, Aufwendungen für den Besuch eines Fitness-

Studios oder für allgemeine Fitness-Übungen und –Geräte, für notwendige Sportbekleidung 

sowie die Fahrtkosten zum Veranstaltungsort. Dies gilt auch für die Aufwendungen einer ggf. 

notwendigen Begleitperson. 

 
§ 7 Beihilfefähige Aufwendungen für ambulante Kur- und Rehabilitationsmaßnahmen 
(1) Zu den Kosten einer unter ärztlicher Leitung in einem Ort des vom Finanzministerium auf-

gestellten Kurorteverzeichnisses durchgeführten ambulanten Kur werden Beihilfen bis zu einer 

Dauer von 23 Kalendertagen einschließlich der Reisetage, bei einer ambulanten Rehabilitati-

onsmaßnahme (Absatz 4) bis zu 20 Behandlungstagen sowie bei chronisch kranken Kindern bis 

zum vollendeten 14. Lebensjahr bis zu 30 Kalendertagen (einschließlich der Reisetage) ge-

währt. Aus schwerwiegenden gesundheitlichen Gründen kann der behandelnde Arzt (Kurarzt) 

bei ambulanter Heilkur eine Verlängerung bis zu 14 Kalendertage und bei ambulanter Rehabili-

tationsmaßnahme bis zu zehn Behandlungstage verordnen. 

(2) Voraussetzung für die Gewährung einer Beihilfe nach Absatz 1 ist, dass 

a) vor der erstmaligen Antragstellung eine Wartezeit von insgesamt drei Jahren Beihilfeberech-

tigung nach diesen oder entsprechenden Beihilfevorschriften erfüllt ist, 

b) im laufenden Kalenderjahr oder in den drei vorangegangenen Kalenderjahren (bei Beamten 

und Richtern, die Dienstbezüge erhalten und das 63. Lebensjahr vollendet haben im laufenden 

oder vorangegangenen Kalenderjahr) keine anerkannte Maßnahme nach Absatz 1 oder den §§ 
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6 oder 6a durchgeführt wurde. Von der Einhaltung der Frist darf nur abgesehen werden, wenn 

nach dem Gutachten der zuständigen Amtsärztin oder des zuständigen Amtsarztes aus zwin-

genden medizinischen Gründen (z.B. in schweren Fällen von Morbus Bechterew) eine Kurmaß-

nahme in einem kürzeren Zeitabstand notwendig ist, 

c) ambulante ärztliche Behandlungen und Heilbehandlungen außerhalb von Maßnahmen nach 

Absatz 1 wegen erheblich beeinträchtigter Gesundheit nicht ausreichend sind, 

d) die medizinische Notwendigkeit vor Beginn einer Maßnahme nach Absatz 1 durch begrün-

dete ärztliche Bescheinigungen nachgewiesen und durch ein Gutachten des zuständigen Amts-

arztes bestätigt ist (Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter mit Dienstbezü-

gen, die das 63. Lebensjahr vollendet haben, sind ausgenommen), 

e) die Beihilfestelle die Beihilfefähigkeit vor Beginn der Maßnahme nach Absatz 1 anerkannt 

hat, 

f) die Maßnahme nach Absatz 1 innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Aner-

kennungsbescheides oder innerhalb eines im Anerkennungsbescheid unter Beachtung der 

dienstlichen Belange zu bestimmenden Zeitraums begonnen wird, 

g) die ordnungsgemäße Durchführung der Maßnahme nach Absatz 1 durch Vorlage eines 

Schlussberichtes oder in anderer geeigneter Weise nachgewiesen wird. 

(3) Beihilfefähig sind bei ambulanten Kurmaßnahmen die Aufwendungen nach § 4 Absatz 1 

Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 bis 4, für das amtsärztliche Gutachten sowie den ärztlichen 

Schlussbericht. Zu den Fahrkosten, den Aufwendungen für Kurtaxe sowie Unterkunft und 

Verpflegung am Kurort oder seiner unmittelbaren Umgebung wird ein Zuschuss von täglich 60 

Euro einschließlich der Reisetage gezahlt. Ist die Beihilfefähigkeit der Kurmaßnahme nach 

Absatz 1 nicht anerkannt worden, sind nur die Aufwendungen nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 

und 7 und § 4i Absatz 1 bis 4 beihilfefähig. Bei Menschen mit Behinderungen, bei denen die 

Voraussetzung für eine ständige Begleitperson behördlich festgestellt ist, und bei Kindern, bei 

denen der Amtsarzt bestätigt hat, dass für eine Erfolg versprechende Behandlung eine Begleit-

person notwendig ist, wird zu den Kosten für Unterkunft und Verpflegung und Kurtaxe sowie 

Fahrkosten der Begleitperson ein Zuschuss von 40 Euro täglich gewährt. 

(4) Aufwendungen für ambulante Rehabilitationsmaßnahmen in Einrichtungen, die mit einem 

Sozialversicherungsträger einen Versorgungsvertrag geschlossen haben, sind nach § 4 Absatz 1 

Nummer 1 und 7 und § 4i Absatz 1 bis 4 beihilfefähig. Absatz 2 Buchstaben b bis g gelten sinn-

gemäß. Wird die ambulante Rehabilitationsmaßnahme durch die Einrichtung pauschal abge-

rechnet, sind die Aufwendungen in Höhe der Preisvereinbarung beihilfefähig, die die Einrich-

tung mit dem Sozialversicherungsträger getroffen hat. Nebenkosten [z.B. Verpflegungs- und 

Unterbringungskosten (Ruheraum), Kurtaxe] sind - soweit in der Pauschalpreisvereinbarung 

nicht enthalten – bis zu einem Betrag von insgesamt 20 Euro täglich - beihilfefähig. Soweit die 

Einrichtung nicht über einen kostenlosen Fahrdienst verfügt, sind notwendige Fahrkosten bis 

zu einem Betrag von 40 Euro täglich beihilfefähig. 

 

§ 8 Beihilfefähige Aufwendungen bei nicht rechtswidrigem Schwangerschaftsabbruch 
und einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation sowie beiEmpfängnisregelung 

(1) Aus Anlass eines nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruchs sind die Aufwendungen 

für die ärztliche Beratung über die Erhaltung oder den Abbruch der Schwangerschaft und die 

ärztliche Behandlung nach § 4 Absatz 1 Nummer 1, 2, 3, 6, 7 und 11 beihilfefähig. Satz 1 gilt 
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entsprechend für einen Schwangerschaftsabbruch, der unter den Voraussetzungen des § 218a 

Absatz 1 des Strafgesetzbuches vorgenommen wurde, mit der Ausnahme, dass die Aufwen-

dungen für die Vornahme des Abbruchs (bei einer vollstationären Behandlung nur für den Tag 

des Abbruchs) nicht beihilfefähig sind. 

(2) Aus Anlass einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation sind die Aufwendungen nach § 

4 Absatz 1 Nummer 1, 2, 3, 6, 7 und 11 beihilfefähig. 

(3) Beihilfefähig sind die Aufwendungen für die ärztliche Beratung über Fragen der Empfäng-

nisregelung und künstlichen Befruchtung einschließlich der hierzu erforderlichen ärztlichen 

Untersuchungen. 

(4) Aufwendungen für medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft 

(künstliche Befruchtung) sind beihilfefähig, wenn 

1. nach ärztlicher Feststellung hinreichende Aussicht besteht, dass durch die Maßnahmen eine 

Schwangerschaft herbeigeführt wird; eine hinreichende Aussicht besteht nicht mehr, wenn die 

Maßnahme dreimal ohne Erfolg durchgeführt worden ist, 

2. die Personen, die diese Maßnahmen in Anspruch nehmen wollen, miteinander verheiratet 

sind, 

3. ausschließlich Ei- und Samenzellen des Beihilfeberechtigten und seines Ehegatten verwen-

det werden, 

4. sich der Beihilfeberechtigte und sein Ehegatte vor Durchführung der Maßnahmen von einem 

Arzt, der die Behandlung nicht selbst durchführt, über eine solche Behandlung unter Berück-

sichtigung ihrer medizinischen und psychosozialen Gesichtspunkte haben unterrichten lassen 

und der Arzt sie an einen der Ärzte oder eine der Einrichtungen überwiesen hat, denen eine 

Genehmigung nach § 121a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch erteilt worden ist. 

Dies gilt auch für Inseminationen, die nach Stimulationsverfahren durchgeführt werden und 

bei denen dadurch ein erhöhtes Risiko von Schwangerschaften mit drei oder mehr Embryonen 

besteht. Bei anderen Inseminationen ist Satz 1 Nummer 1 zweiter Halbsatz und Nummer 4 

nicht anzuwenden. Weitere Voraussetzung ist, dass die Ehegatten das 25. Lebensjahr, die 

Ehefrau noch nicht das 40. Lebensjahr und der Ehemann noch nicht das 50. Lebensjahr vollen-

det haben. Für die Zuordnung der Aufwendungen für die ICSI- und die IVF-Behandlung ist das 

Kostenteilungsprinzip zu beachten. Die vom Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 27 a Ab-

satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch erlassenen Richtlinien zur Künstlichen Befruchtung 

gelten in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

 

§ 9 Beihilfefähige Aufwendungen in Geburtsfällen 
(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen die Kosten für 

1. die Hebamme oder den Entbindungspfleger im Rahmen der Gebührenordnung, 

2. die ärztliche Hilfe und Schwangerschaftsüberwachung, 

3. die vom Arzt, von der Hebamme oder vom Entbindungspfleger verbrauchten Stoffe und 

Verbandmittel sowie die auf schriftliche ärztliche Verordnung beschafften Stoffe, wie Heilmit-

tel, Verbandmittel und dergleichen; § 4 Absatz 1 Nummer 7 gilt entsprechend, 

4. die Unterkunft und Verpflegung in Entbindungsanstalten; § 4 Absatz 1 Nummer 2 gilt ent-

sprechend, 

5. eine Hauspflegerin bei Geburten (auch bei Fehl- und Totgeburten) in der Wohnung oder 

einer ambulanten Entbindung in einer Entbindungsanstalt, sofern die Wöchnerin nicht bereits 
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von einer Kraft nach § 4 Absatz 1 Nummer 5 gepflegt wird, für einen Zeitraum bis zu 14 Tagen, 

beginnend mit dem Tage der Geburt; § 4 Absatz 1 Nummer 5 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend, 

6. die durch die Niederkunft unmittelbar veranlassten Fahrten; § 4 Absatz 1 Nummer 11 gilt 

entsprechend, 

7. Unterkunft und Pflege eines Frühgeborenen in einer dafür geeigneten Einrichtung, 

8. eine Familien- und Hauspflegekraft; § 4 Absatz 1 Nummer 6 gilt entsprechend. 

Zu den Kosten für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung wird bei Lebendgeburten ein 

Zuschuss von 170 Euro gewährt. Der Zuschuss wird auch gewährt, wenn der Beihilfeberechtig-

te ein Kind unter zwei Jahren als Kind annimmt oder mit dem Ziel der Annahme in seinen 

Haushalt aufnimmt und die zur Annahme erforderliche Einwilligung (§§ 1747, 1748 BGB) erteilt 

ist, es sei denn, dass für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung bereits eine Beihilfe ge-

währt worden ist. 

(2) Bedarf die Mutter während der Stillzeit einer stationären Behandlung und wird der Säugling 

mit ihr zusammen untergebracht, sind auch die Kosten für Unterkunft und Verpflegung des 

Säuglings beihilfefähig. 

 

§ 10  Behandlungs- und Beförderungskosten im Ausland; Auslandskrankenversicherung 
(1) Aufwendungen nach § 2 Absatz 1 im Ausland sind bis zur Höhe der Aufwendungen beihilfe-

fähig, die am inländischen Wohnort oder letzten früheren inländischen Dienstort oder in dem 

ihnen am nächsten gelegenen geeigneten inländischen Behandlungsort beihilfefähig wären. 

(2) Bei in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz entstandenen Aufwendungen für 

ambulante Behandlungen und für stationäre Leistungen in öffentlichen Krankenhäusern ist ein 

Kostenvergleich nach Absatz 1 nicht erforderlich. Bei Behandlungen in anderen Krankenhäu-

sern, sind die Aufwendungen nur insoweit angemessen, als sie den Aufwendungen (Behand-

lungs-, Unterkunfts- und Verpflegungskosten) entsprechen, die in der der Beihilfestelle nächst-

gelegenen Klinik der Maximalversorgung für eine medizinisch gleichwertige Behandlung ent-

standen wären. § 4 Absatz 1 Nummer 2 Satz 2 Buchstabe b und Satz 3 gelten entsprechend. 

Die entsprechenden Nachweise sind durch den Beihilfeberechtigten zu erbringen. Notwendige 

Übersetzungskosten sind nicht beihilfefähig. 

(3) Aufwendungen für stationäre Rehabilitationsmaßnahmen sowie ambulante Kur- und Reha-

bilitationsmaßnahmen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Ver-

tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz sind bis 

zur Höhe der Aufwendungen beihilfefähig, die bei einer Behandlung am inländischen Wohnort 

oder in dem ihm am nächsten gelegenen inländischen Behandlungsort beihilfefähig wären. § 6 

und § 7 gelten sinngemäß. Bei ambulanten Kurmaßnahmen in den in Satz 1 genannten Staaten 

sind die Aufwendungen nur dann beihilfefähig, wenn der Nachweis erbracht werden kann, 

dass der Behandlungsort als Kurort anerkannt ist. Wird die Behandlung außerhalb der in Satz 1 

genannten Staaten durchgeführt, sind die Aufwendungen nach Satz 1 nur dann beihilfefähig, 

wenn im Inland oder in den in Satz 1 genannten Staaten kein vergleichbarer Heilerfolg zu 

erwarten ist und die Behandlung vor Beginn vom Ministeriums der Finanzen auf Grund eines 

amtsärztlichen Gutachtens anerkannt worden ist. 

(4) Aufwendungen für eine Krankenbehandlung im Ausland sind ohne die Einschränkung der 

Absätze 1 und 2 beihilfefähig 
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1. wenn ein Beihilfeberechtigter auf einer Auslandsdienstreise erkrankt und die Krankenbe-

handlung nicht bis zur Rückkehr ins Inland aufgeschoben werden kann, 

2. wenn durch ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten nachgewiesen wird, dass die 

Behandlung im Ausland dringend notwendig und im Inland kein vergleichbarer Heilerfolg zu 

erwarten ist; die Beihilfefähigkeit der Aufwendungen muss vor Beginn der Behandlung von der 

Beihilfestelle und bei Beihilfeberechtigten des Landes vom Finanzministerium anerkannt wor-

den sein, 

3. wenn sie 1.000 Euro je Krankheitsfall nicht übersteigen. 

(5) Bei Aufwendungen von im Ausland wohnenden Beihilfeberechtigten und im Ausland woh-

nenden berücksichtigungsfähigen Personen gelten die Absätze 1, 2 und 3 entsprechend. 

(6) Für Beförderungskosten im Ausland gilt § 4 Absatz 1 Nummer 11 entsprechend. Beförde-

rungskosten in Gebiete außerhalb der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz oder Rücktransport-

kosten aus diesen Gebieten sind nicht beihilfefähig; Absatz 4 Nummer 1 und 2 bleibt unbe-

rührt. 

(7) Schließt der Beihilfeberechtigte zur Absicherung von Krankheits-, Beförderungs- und Rück-

transportkosten eine Auslandskrankenversicherung ab, sind die jährlichen Versicherungsbei-

träge bis zu einem Betrag von 10 Euro für den Beihilfeberechtigten und für jede berücksichti-

gungsfähige Person beihilfefähig; § 12 Absatz 1 und 3 gelten entsprechend. Der Beihilfeberech-

tigte ist unabhängig von einer Beihilfengewährung nach Satz 1 verpflichtet, im Versicherungs-

fall die Versicherungsleistungen in Anspruch zu nehmen; § 3 Absatz 4 Satz 1 gilt sinngemäß. 

 

§ 11 Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen 
(1) In Todesfällen sind die Aufwendungen beihilfefähig aus Anlass der Todesfeststellung und 

für die Überführung der Leiche oder Urne 

1. bei einem Sterbefall im Inland 

a) vom Sterbeort zur Beisetzungsstelle oder 

b) vom Sterbeort zum nächstgelegenen Krematorium und von dort zur Beisetzungsstelle, 

höchstens jedoch bis zur Höhe der Überführungskosten an den Familienwohnsitz im Zeitpunkt 

des Todes; 

2. bei einem Sterbefall im Ausland 

a) eines im Inland wohnenden Beihilfeberechtigten auf einer Dienstreise in entsprechender 

Anwendung der Nummer 1, 

b) eines im Inland wohnenden Beihilfeberechtigten oder berücksichtigungsfähigen Angehöri-

gen bei privatem Aufenthalt im Ausland bis zur Höhe der Kosten einer Überführung von der 

deutschen Grenze zum Familienwohnsitz, 

c) eines im Ausland wohnenden Beihilfeberechtigten oder eines im Ausland wohnenden be-

rücksichtigungsfähigen Angehörigen bis zur Höhe der Kosten einer Überführung an den Fami-

lienwohnsitz, höchstens über eine Entfernung von 500 Kilometern. 

(2) Kann der Haushalt beim Tode des den Haushalt allein führenden Elternteils nicht durch eine 

andere im Haushalt lebende Person weitergeführt werden, so sind die Aufwendungen für eine 

Familien- und Hauspflegekraft bis zur Dauer von sechs Monaten bis zu der in § 4 Absatz 1 

Nummer 6 genannten Höhe beihilfefähig, falls im Haushalt mindestens ein Kind unter 15 Jah-

ren oder ein pflegebedürftiges Kind lebt, das nach § 2 Absatz 2 zu berücksichtigen oder nur 
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deshalb nicht zu berücksichtigen ist, weil es selbst beihilfeberechtigt ist. In Ausnahmefällen 

kann die Frist auf ein Jahr verlängert werden. § 4 Absatz 1 Nummer5 Satz 3 bis 6 gilt entspre-

chend. Wird an Stelle der Beschäftigung einer Familien- und Hauspflegekraft ein Kind unter 15 

Jahren oder ein pflegebedürftiges Kind (Satz 1) in einem Heim oder in einem fremden Haushalt 

untergebracht, so sind die Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung sowie notwendige 

Beförderungskosten - auch für eine Begleitperson - bis zu den sonst berücksichtigungsfähigen 

Aufwendungen für eine Familien- und Hauspflegekraft beihilfefähig. § 4 Absatz 1 Nummer 6 

letzter Satz gilt entsprechend. 

 

§ 12  Bemessung der Beihilfen 
(1) Die Beihilfe bemisst sich nach einem Vomhundertsatz der beihilfefähigen Aufwendungen 

(Bemessungssatz); maßgebend für die Höhe des Bemessungssatzes sind die Verhältnisse im 

Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen (§ 3 Absatz 5 Satz 2). Der Bemessungssatz be-

trägt für Aufwendungen, die entstanden sind für 

a) den Beihilfeberechtigten (§ 1 Absatz 1 Nummer 1 und 4) 

sowie für entpflichtete Hochschullehrer 50 vom Hundert, 

b) den Empfänger von Versorgungsbezügen, der als solcher beihilfeberechtigt ist, 70 vom 

Hundert, 

c) den berücksichtigungsfähigen Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner 70 vom Hun-

dert, 

d) ein berücksichtigungsfähiges Kind sowie eine Waise, die als solche beihilfeberechtigt ist, 80 

vom Hundert. 

Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfähig oder nur deshalb nicht berücksichtigungs-

fähig, weil sie selbst beihilfeberechtigt sind, beträgt der Bemessungssatz bei dem Beihilfebe-

rechtigten nach Satz 2 Buchstabe a 70 vom Hundert. Bei mehreren Beihilfeberechtigten be-

trägt der Bemessungssatz nur bei einem von ihnen zu bestimmenden Berechtigten 70 vom 

Hundert; die Bestimmung kann nur in Ausnahmefällen neu getroffen werden. 

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten die Aufwendungen 

a) nach § 4 Absatz 1 Nummer 6 als Aufwendungen der stationär untergebrachten Person, 

b) einer Begleitperson als Aufwendungen des Begleiteten, 

c) nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 und 8 als Aufwendungen der Mutter, 

d) nach § 11 Absatz 2 als Aufwendungen eines Kindes. 

(3) Sind Versicherte trotz ausreichender und rechtzeitiger Versicherung für bestimmte Krank-

heiten von den Leistungen ausgeschlossen oder sind die Leistungen auf Dauer eingestellt 

worden, so erhöht sich der Bemessungssatz für Aufwendungen in diesen Fällen um 20 vom 

Hundert, höchstens auf 90 vom Hundert. 

(4) Die Bemessungssätze der Absätze 1 und 3 können von der Festsetzungsstelle im Einzelfall 

für im Grundsatz beihilfefähige Aufwendungen erhöht werden, 

a) wenn die Aufwendungen infolge einer Dienstbeschädigung entstanden sind und keine Leis-

tungen einer Krankenversicherung erbracht werden, 

b) im Falle einer Leichenüberführung, wenn der Tod während einer Dienstreise oder einer 

Abordnung oder vor der Ausführung eines dienstlich angeordneten Umzuges eingetreten ist 

und die Leiche an den Familienwohnsitz überführt wird, 
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c) in besonderen Ausnahmefällen, die nur bei Anlegung des strengsten Maßstabes anzuneh-

men sind, mit Zustimmung des Ministeriums der Finanzen. 

Satz 1 gilt nicht für Aufwendungen nach § 5 d oder wenn der Beihilfeberechtigte für sich und 

seine berücksichtigungsfähigen Angehörigen für ambulante- und stationäre Krankheits- und 

Pflegefälle keinen ausreichenden Versicherungsschutz nachweisen kann. 

(5) Das Ministerium der Finanzen kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 1 Buch-

stabe c für Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, deren Aufwendungen nach § 2 Absatz 

1 Nummer 1 Buchstabe b nicht beihilfefähig sind, die Gewährung von Beihilfen zulassen. 

(6) Die Beihilfe darf zusammen mit den erbrachten Leistungen einer Versicherung, Leistungen 

auf Grund von Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglichen Vereinbarungen die dem Grunde 

nach beihilfefähigen Aufwendungen nicht übersteigen. Unberücksichtigt bleiben Leistungen 

aus Krankentagegeld-, Krankenhaustagegeld-, Pflegetagegeld-, Pflegezusatz-, Pflegerentenzu-

satzversicherungen und sonstigen Summenversicherungen, soweit sie für den Beihilfeberech-

tigten und seine berücksichtigungsfähigen Personen jeweils 100 Euro täglich nicht überschrei-

ten. Der Summe der mit einem Antrag geltend gemachten Aufwendungen ist die Summe der 

hierauf entfallenden Versicherungsleistungen gegenüberzustellen. Aufwendungen nach den §§ 

5, 5a bis 5g sind getrennt abzurechnen. Dabei sind die beihilfefähigen Pauschalen nach § 5e 

Nummer 2, § 5f Absatz 1 und der beihilfefähige Betrag nach § 5a Absatz 3 als dem Grunde 

nach beihilfefähige Aufwendungen zu berücksichtigen. Aufwendungen nach § 9 Absatz 1 Satz 2 

bleiben bei Anwendung der Sätze 1 bis 3 unberücksichtigt. Das gleiche gilt in den Fällen, in 

denen nach § 3 Absatz 3 eine Beihilfengewährung ausgeschlossen ist. 

 

§ 12a  Kostendämpfungspauschale270 
(1) Die nach Anwendung des § 12 Absatz 7 verbleibende Beihilfe wird je Kalenderjahr, in dem 

beihilfefähige Aufwendungen in Rechnung gestellt sind, in den Besoldungsgruppen A 7 bis A 

16, B 1 bis B 11, C 1 bis C 4, H 1 bis H 5, R 1 bis R 8 und W 1 bis W 3 um eine Kostendämp-

fungspauschale gekürzt. Sie beträgt für 

 

Stufe Besoldungsgruppe Betrag 

1 A 7 bis A 11 150 Euro 

2 A 12 bis A 15, B 1, C 1, C 2, 

H 1 bis H 3, R 1,W 1 

 300 Euro 

3 A 16, B 2, B 3, C 3, H 4, H 5, 

R 2, R 3, W 2, W 3 

450 Euro 

4 B 4 bis B 7, C 4, R 4 bis R 7 600 Euro 

5 Höhere Besoldungsgruppen 750 Euro; 

 

soweit in der Besoldungsgruppe W 1 eine Zulage nach der Vorbemerkung Nummer 1 Absatz 3 

zur Bundesbesoldungsordnung W und in den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 neben dem 

Grundgehaltssatz ein monatlicher Leistungsbezug nach den §§ 33 und/oder 62 des Landesbe-

soldungsgesetzes bezogen wird, ergibt sich die Höhe der Kostendämpfungspauschale durch 

einen Vergleich des monatlichen Gesamtbezuges mit den jeweils niedrigsten Grundgehaltsstu-

                                                                                       
270 Keine Verfassungswidrigkeit lt. BVerwG, Urt v 27.5.2010, 2 C 50.08 
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fen bzw. den Grundgehaltssätzen der Besoldungsgruppen A und B der Stufen 3 bis 5 nach 

Halbsatz 1. 

(2) Die Beträge nach Absatz 1 werden bei Teilzeitbeschäftigung im gleichen Verhältnis wie die 

Arbeitszeit vermindert. 

(3) Die Beträge nach Absatz 1 bemessen sich 

1. bei Ruhestandsbeamten, Richtern im Ruhestand sowie früheren Beamten und Richtern (§ 1 

Absatz 1 Nummer 2) nach dem Ruhegehaltssatz, 

2. bei Witwern sowie hinterbliebenen Lebenspartnern (§ 1 Absatz 1 Nummer 3) nach 60 vom 

Hundert des Ruhegehaltssatzes; 

dabei darf die Kostendämpfungspauschale in den Fällen der Nummer 1 70 vom Hundert und in 

den Fällen der Nummer 2 40 vom Hundert der Beträge nach Absatz 1 nicht übersteigen. Für 

die Zuteilung zu den Stufen nach Absatz 1 ist die Besoldungsgruppe maßgebend, nach der die 

Versorgungsbezüge berechnet sind; Zwischenbesoldungsgruppen werden der Besoldungs-

gruppe mit derselben Ordnungsziffer zugeordnet. Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Ver-

sorgungsempfänger, deren Versorgungsbezüge ein Grundgehalt (Gehalt) nach einer früheren 

Besoldungsgruppe, eine Grundvergütung oder ein Lohn zugrunde liegt sowie für Versorgungs-

empfänger, deren Versorgungsbezüge in festen Beträgen festgesetzt sind. 

(4) Bei Waisen (§ 1 Absatz 1 Nummer 3), bei Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 

sowie bei Beihilfeberechtigten, die in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert sind, entfällt 

die Kostendämpfungspauschale. 

(5) Die Kostendämpfungspauschale nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um 60 Euro für 

jedes berücksichtigungsfähige Kind oder jedes Kind, das nur deshalb nicht berücksichtigungs-

fähig ist, weil es selbst beihilfeberechtigt ist. 

(6) Die Höhe der Kostendämpfungspauschale des laufenden Kalenderjahres richtet sich - un-

abhängig von der Rechnungsstellung der mit dem ersten Beihilfeantrag des Jahres geltend 

gemachten Aufwendungen - nach den zum Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung im lau-

fenden Kalenderjahr maßgebenden Verhältnissen; dies gilt auch für die Kostendämpfungspau-

schale vergangener Jahre, soweit in diesen kein Beihilfeantrag gestellt wurde. 

(7) Für Aufwendungen wegen dauernder Pflegebedürftigkeit (§ 5) entfällt die Kostendämp-

fungspauschale. 

(4) Bei Waisen (§ 1 Absatz 1 Nummer 3), bei Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 

sowie bei Beihilfeberechtigten, die in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert sind, entfällt 

die Kostendämpfungspauschale. 

(5) Die Kostendämpfungspauschale nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um 60 Euro für 

jedes berücksichtigungsfähige Kind oder jedes Kind, das nur deshalb nicht berücksichtigungs-

fähig ist, weil es selbst beihilfeberechtigt ist. 

(6) Die Höhe der Kostendämpfungspauschale des laufenden Kalenderjahres richtet sich - un-

abhängig von der Rechnungsstellung der mit dem ersten Beihilfeantrag des Jahres geltend 

gemachten Aufwendungen - nach den zum Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung im lau-

fenden Kalenderjahr maßgebenden Verhältnissen; dies gilt auch für die Kostendämpfungspau-

schale vergangener Jahre, soweit in diesen kein Beihilfeantrag gestellt wurde. 

(7) Für Aufwendungen wegen dauernder Pflegebedürftigkeit (§ 5) entfällt die Kostendämp-

fungspauschale. 
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§ 13  Verfahren 
(1) Die Beihilfen werden nur auf schriftlichen oder elektronischen Antrag mittels einer Beihilfe 

App gezahlt. Eine Antragstellung durch E-Mail oder Telefax ist nicht zulässig. Als Beihilfestellen 

entscheiden 

1. das Landesamt für Besoldung und Versorgung über Anträge der Beihilfeberechtigten der 

Obersten Landesbehörden und der dem Ministerium der Finanzen nachgeordneten Behörden 

und Einrichtungen, 

2. die Bezirksregierungen über die Anträge der Beihilfeberechtigten ihres Geschäftsbereichs, 

der Beihilfeberechtigten der Staatlichen Rechnungsprüfungsämter und der Beihilfeberechtig-

ten der übrigen Behörden und Einrichtungen des Landes einschließlich der Landesbetriebe 

innerhalb ihres Bezirks, soweit nicht in den Nummern 3 bis 7 eine abweichende Regelung 

getroffen ist, 

3. die Oberlandesgerichte über die Anträge der Beihilfeberechtigten ihres Geschäftsbereichs 

und nach näherer Bestimmung des Justizministeriums über die Anträge der Beihilfeberechtig-

ten der anderen Gerichte sowie der dem Ministerium der Justiz nachgeordneten Behörden 

und Einrichtungen, 

4. die Landräte über die Anträge der Beihilfeberechtigten der von ihnen geleiteten Kreispoli-

zeibehörden mit Ausnahme der Anträge der Landräte als Leiter der Kreispolizeibehörden, 

5. die Schulämter über die Anträge der Lehrer an den öffentlichen Grundschulen und Haupt-

schulen und an den ihrer Schulaufsicht unterstehenden öffentlichen Förderschulen, 

6. die Kunsthochschulen und Einrichtungen im Hochschulbereich über die Anträge ihrer Beihil-

feberechtigten, soweit in einer Vereinbarung nach § 74 Absatz 3 des Kunsthochschulgesetzes 

vom 13. März 2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 14. Juni 

2016 (GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, oder § 77 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 3 

des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), das durch Artikel 9 des 

Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, nicht etwas anderes gere-

gelt ist, 

7. die Pensionsregelungsbehörden über die Anträge der Versorgungsempfänger; die Pensions-

regelungsbehörden des Landes entscheiden auch über die Anträge der Versorgungsempfänger 

des Landes, wenn diese im Landesdienst wieder beschäftigt werden. 

Das Ministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit der jeweiligen obersten Dienstbe-

hörde in begründeten Ausnahmefällen eine von Satz 2 abweichende Zuständigkeitsregelung 

treffen. In den Fällen des Satzes 2 Nummer 4 und 5 können kommunale Versorgungskassen, 

Kreise oder kreisfreie Städte mit der Festsetzung der Beihilfen beauftragt werden. 

(1a) Die oberste Fachaufsicht über die Festsetzung der Beihilfen obliegt dem Ministerium der 

Finanzen. Über Widersprüche gegen Beihilfefestsetzungen entscheiden die nach Absatz 1 Satz 

2 Nummer 1 bis 3, 6 und 7 zuständigen Stellen; über Widersprüche gegen Beihilfefestsetzun-

gen der nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und 5 zuständigen Stellen entscheidet die jeweils 

zuständige Bezirksregierung. Satz 2 gilt entsprechend für die Vertretung des Landes vor den 

Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

(2) Die Anträge sind der zuständigen Beihilfestelle unter Beifügung der Originalbelege vorzule-

gen; dies gilt nicht in den in Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz genannten Fällen der Zuschuss-

gewährung und in den Fällen, in denen Versicherungsleistungen einzeln nachzuweisen sind. 

Für den Antrag sind die vom Ministerium der Finanzen herausgegebenen Formblätter zu ver-
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wenden. Die in den Anträgen enthaltenen Beihilfedaten unterliegen einer besonderen Ge-

heimhaltung. Aufwendungen für Halbwaisen können zusammen mit den Aufwendungen des 

Elternteils in einem Antrag geltend gemacht werden. 

(3) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn sie innerhalb von 24 Monaten nach Entstehen der 

Aufwendungen (§ 3 Absatz 5 Satz 2), spätestens jedoch 24 Monate nach der ersten Ausstellung 

der Rechnung beantragt wird; die Antragsfrist beginnt für den Fall 

1. der Zuschussgewährung nach § 6 Absatz 1 Satz 7, § 6 a Absatz 2 Satz 2, § 7 Absatz 3 Satz 2, 

Satz 4 sowie Absatz 4 Satz 4 mit dem Tag der Beendigung der Maßnahme, 

2. der Beihilfe für die häusliche Pflege (§ 5 a Absatz 3) mit dem ersten Tag nach Ablauf des 

Monats, in dem die Pflege erbracht wurde, 

3. der Zuschussgewährung für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung mit dem Tage der 

Geburt, der Annahme als Kind oder der Aufnahme in den Haushalt. 

Zu verspätet geltend gemachten Aufwendungen darf eine Beihilfe nur gewährt werden, wenn 

das Versäumnis entschuldbar ist. Soweit in den Fällen des § 14 Absatz 2 der Erbe unbekannt 

ist, verlängert sich die Frist nach Satz 1 um zwölf Monate. Arztrechnungen und Zahnarztrech-

nungen sollen die Diagnose sowie Stempel und Unterschrift des Ausstellers enthalten. 

(4) Nach dem Tod der beihilfeberechtigten Person kann die Beihilfe auf ein Konto der durch 

Erbschein ausgewiesenen Erben, ein anderes Konto, das von der verstorbenen Person im 

Antrag oder in einer Vollmacht angegeben wurde oder, soweit Erben nicht vorhanden sind, auf 

das Bezügekonto der verstorbenen Person überwiesen werden. 

(5) Die Beihilfebescheide sind mit einer Rechtsbehelfsbelehrung (§ 58 Ausführungsgesetz zur 

Verwaltungsgerichtsordnung) zu versehen. 

(6) Auf eine zu erwartende Beihilfe können angemessene Abschlagszahlungen geleistet wer-

den. 

(7) Bei Beihilfen von mehr als 500 Euro, bei stationären Behandlungen oder ambulanten Kur- 

und Rehabilitationsmaßnahmen von mehr als 1.000 Euro, hat der Beihilfeberechtigte die ihm 

von der Beihilfestelle zurückgegebenen Belege für die beihilfefähigen Aufwendungen noch drei 

Jahre nach dem Empfang der Beihilfe aufzubewahren und auf Anfordern vorzulegen, soweit sie 

nicht bei einer Versicherung verbleiben. Die Beihilfestelle hat ihn bei der Rückgabe der Belege 

hierauf hinzuweisen. 

(8) Ist eine nach dieser Verordnung erforderliche vorherige Anerkennung der Beihilfefähigkeit 

ohne Verschulden des Antragstellers unterblieben, wird die Beihilfe dennoch gewährt. Dies gilt 

nicht für Aufwendungen nach den §§ 6, 6 a und 7. 

(9) Bei Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage bleibt die Gewährung einer Unterstützung auf 

Grund der Unterstützungsgrundsätze zu nicht beihilfefähigen Aufwendungen in Krankheits-, 

Geburts- und Todesfällen unberührt. 

(10) Zum Zwecke der Beihilfenfestsetzung dürfen durch die Beihilfestelle Belege und Schrift-

stücke in elektronischer Form abgebildet und gespeichert, die in ihnen enthaltenen Daten 

elektronisch ausgelesen und weiterverarbeitet werden. In diesem Fall sind abweichend von 

Absatz 2 Satz 1 erster Halbsatz keine Originalbelege vorzulegen; die vorgelegten Belege wer-

den digitalisiert und anschließend vernichtet. Die Absätze 5 und 8 finden keine Anwendung. 

Erfolgt die Antragstellung unter Verwendung der Beihilfe App, verbleiben die Originalbelege 

beim Beihilfeberechtigten. 
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(11) Soweit Maßnahmen nach Absatz 11 in zentralen Einrichtungen vorgenommen werden, 

sind diese Teil der jeweiligen Beihilfestelle. 

 

§ 14 Gewährung von Beihilfen an Hinterbliebene und andere Personen in Todesfällen 
(1) Zu den beihilfefähigen Aufwendungen, die einem verstorbenen Beihilfeberechtigten ent-

standen sind, und zu den in § 11 Absatz 1 genannten Aufwendungen aus Anlass des Todes des 

Beihilfeberechtigten werden dem hinterbliebenen Ehegatten, dem hinterbliebenen eingetra-

genen Lebenspartner, den Kindern oder bei Ledigen den Eltern des Verstorbenen Beihilfen 

gezahlt. Empfangsberechtigt ist derjenige, der die Rechnungen zuerst vorlegt. Die Beihilfe ist 

nach dem Hundertsatz zu bemessen, der dem verstorbenen Beihilfeberechtigten zugestanden 

hat. 

(2) Andere als die in Absatz 1 genannten natürlichen Personen sowie juristische Personen 

erhalten Beihilfen zu den in Absatz 1 genannten Aufwendungen, sofern sie Erbe sind; Absatz 1 

Satz 2 und Satz 3 gelten entsprechend. 

 

§ 15  Belastungsgrenze271 
(1) Selbstbehalte nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 Satz 2 und 3 und Absatz 2 Buchstabe c sowie die 

Kostendämpfungspauschale nach § 12 a dürfen in den Kalenderjahren 2010 bis 2014 2 Prozent 

und ab dem Kalenderjahr 2015 1,5 Prozent der Bruttojahresdienstbezüge oder Bruttojahres-

versorgungsbezüge nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen (Belastungsgren-

ze) des Beihilfeberechtigten nicht übersteigen. Maßgebend für die Feststellung der Belas-

tungsgrenze sind die jährlichen Bruttobezüge des vorangegangenen Kalenderjahres. Variable 

Bezügebestandteile, kinderbezogene Anteile im Familienzuschlag, Renten aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung und einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung des Beihil-

feberechtigten sowie Einkünfte berücksichtigungsfähiger Personen bleiben außer Ansatz. Die 

Beträge nach Satz 1 sind mit Ausnahme der Kostendämpfungspauschale nur in Höhe des Bei-

hilfenbemessungssatzes nach § 12 zu berücksichtigen. 

 

(2) Die Feststellung der Belastungsgrenze erfolgt durch die Beihilfestelle. Maßgeblich für die 

Zuordnung der Selbstbehalte und Kostendämpfungspauschale zur Belastungsgrenze ist das 

Entstehen der Aufwendungen (§ 3 Absatz 5 Satz 2). Wird die Belastungsgrenze nach Absatz 1 

Satz 1 überschritten, sind für das betreffende Kalenderjahr keine weiteren Selbstbehalte in 

Abzug zu bringen. 

(3) Ab dem Kalenderjahr 2014 werden auf Antrag des Beihilfeberechtigten nachträglich Beihil-

fen zu Aufwendungen für verordnete nicht verschreibungspflichtige apothekenpflichtige Arz-

neimittel gezahlt, soweit die im Grundsatz nicht beihilfefähigen Aufwendungen nach § 4 Ab-

satz 1 Nummer 7 Satz 2 Nummer 2 im Kalenderjahr den Betrag von 200 Euro (nicht berücksich-

tigungsfähiger Eigenbehalt) und die Belastungsgrenze nach Absatz 4 überschritten haben. 

Nicht berücksichtigungsfähig sind Aufwendungen für Arzneimittel und Medizinprodukte der 

besonderen Therapierichtungen (§ 4 Absatz 1 Nummer 7 Satz 5) bei Personen, die das 18. 

Lebensjahr vollendet haben sowie Aufwendungen, die nach Anlage 2 Nummer 7 ausgeschlos-

sen sind. Der Antrag kann frühestens nach Ablauf des Kalenderjahres und muss spätestens bis 

                                                                                       
271 Belastungsgrenze Arbeitnehmer/innen: § 62 SGB V 
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zum Ablauf des Jahres gestellt werden, das auf das Jahr folgt, in dem die Aufwendungen ent-

standen sind. 

(4) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Belastungsgrenze für Aufwendungen nach Absatz 3 

0,5 Prozent der Bruttojahresdienstbezüge oder Bruttojahresversorgungsbezüge nach beam-

tenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen (Belastungsgrenze) des Beihilfeberechtigten; 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Werden neben den Aufwendungen des Beihilfeberechtigten 

auch Arzneimittelaufwendungen des berücksichtigungsfähigen Ehegatten beziehungsweise 

eingetragenen Lebenspartners geltend gemacht, sind dessen steuerliche Einkünfte (§ 2 Absatz 

1 Nummer 1 Buchstabe b) in die Berechnung der Belastungsgrenze nach Satz 1 einzubeziehen. 

Absatz 2 gilt sinngemäß. Der Beihilfeberechtigte hat die Aufwendungen nach Satz 1 und das 

steuerliche Einkommen des Ehegatten beziehungsweise eingetragenen Lebenspartners nach 

Satz 2 überprüfbar nachzuweisen. 

(5) Die Aufwendungen nach Absatz 3 und 4 sind zum entsprechenden Bemessungssatz nach § 

12 zu berücksichtigen. 

(6) Für schwerwiegend chronisch Kranke nach der Chroniker-Richtlinie in der Fassung vom 22. 

Januar 2004 (BAnz. S. 1343), die zuletzt am 19. Juni 2008 (BAnz. S. 3017) geändert worden ist, 

gelten keine abweichenden Regelungen. 

 

§ 16  Besondere Bestimmungen für die Gemeinden, Gemeindeverbände und die sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts 
(1) Über die Beihilfeanträge der Beihilfeberechtigten der Gemeinden und Gemeindeverbände 

entscheidet der Dienstvorgesetzte; dieser tritt in den Fällen des § 4 Absatz 1 Nummer 10 Satz 

11, § 4c Absatz 3 § 4i Absatz 4 Satz 3, § 10 Absatz 3 und § 12 Absatz 5 und 6 an die Stelle des 

Ministeriums der Finanzen. Dies gilt entsprechend für medizinisch begründete besondere 

Einzelfälle nach § 4 Absatz 1 Nummer 7 Satz 4. Über Beihilfeanträge des Dienstvorgesetzten 

entscheidet dessen allgemeiner Vertreter. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Die Hochschulen im Sinne des § 

1 Absatz 2 Hochschulgesetz können in einer Vereinbarung nach § 77 Absatz 2 oder 3 Hoch-

schulgesetz abweichende Regelungen erlassen. 

 

§ 17 Personenbezogene Bezeichnungen 
Die personenbezogenen Bezeichnungen in dieser Verordnung beziehen sich auf beide Ge-

schlechter. 

 
§ 17 a  Übergangsregelungen 
(1) Die Beihilfenverordnung vom 27. März 1975 (GV. NRW. S. 332), zuletzt geändert durch 

Verordnung vom 27. Juni 2008 (GV. NRW. S. 530), gilt für Aufwendungen, die bis zum 31. März 

2009 entstanden sind. 

(2) Diese Verordnung gilt vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 für Aufwendungen, die nach dem 

31. März 2009 entstanden sind. 
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(3) Die Regelungen der Zweiten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung NRW vom 

9. Dezember 2012 (GV. NRW. S. 642) gelten vorbehaltlich des Absatzes 4 für Aufwendungen, 

die nach dem 31. Dezember 2012 entstanden sind. 

(4) § 5 Absatz 4 Satz 4 bis 8 und Absatz 6, § 5 a Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 4, § 5 b Absatz 

7 Satz 3, § 5 d Absatz 5 sowie die Regelungen der Zweiten Verordnung zur Änderung der Beihil-

fenverordnung NRW (GV. NRW. S. 642) zu § 5 b Absatz 8 und § 5 c Absatz 6 Satz 2 gelten für 

Aufwendungen, die nach dem 29. Oktober 2012 entstanden sind. 

(5) Die Regelungen der Vierten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung vom 15. 

November 2013 (GV. NRW. S. 644) gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 

2013 entstanden sind. 

(6) Die Regelungen der Fünften Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung NRW vom 

10. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 890) gelten mit Ausnahme des Artikels 1 Nummer 14 Buch-

stabe b für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 2014 entstanden sind. Artikel 1 Num-

mer 14 Buchstabe b gilt für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 2013 entstanden sind. 

(7) Die Regelungen der Sechsten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung NRW vom 

1. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 844) gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 

2015 entstehen. 

(8) Die Regelungen der Siebten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung vom 16. 

Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1196) gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 

2016 entstehen. 

(9) Soweit vor dem 1. Januar 2017 Anspruch auf Leistungen nach den §§ 5, 5a Absatz 1 Satz 1 

und Absätze 2 bis 5, § 5d in Verbindung mit § 12 Absatz 7 Satz 1 sowie § 5e in der bis zum 31. 

Dezember 2016 geltenden Fassung bestand, sind diese Regelungen auf einmaligen widerrufba-

ren Antrag des Beihilfeberechtigten weiterhin anzuwenden. 

(10) Die Regelungen der Achten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung NRW vom 

15. Dezember 2017 (GV. NRW. S. 967) gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 

2017 entstehen. 

(11) Die Regelungen der Neunten Verordnung zur Änderung der Beihilfenverordnung NRW 

vom 6. Dezember 2018 (GV. NRW S. 644) gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezem-

ber 2018 entstehen. 

 

§ 18 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2009 in Kraft. 

 

Hinweis: Zu dieser Verordnung gibt es Verwaltungsvorschriften: 
 
Verwaltungsvorschriften zur Ausführung der Verordnung über die Gewährung von Beihilfen in 
Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen (VVzBVO) RdErl. d. Finanzministeriums - B 3100 - 
0.7 - IV A 4 v. 15.9.2014, MBl. NRW. 2014 S. 530, geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 
1.12.2015 (GV. NRW. S. 844):  
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=10000000000000000586 
 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen; Soziale Sicherung von nicht 
erwerbsmäßig tätigen Pflegepersonen; hier: Anteilige Zahlung von Beiträgen zur sozialen Siche-
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rung durch die Beihilfefestsetzungsstellen RdErl. d. Finanzministeriums v. 12.12.2005 - B 3170 – 
12.1 – IV A 4 -, MBl. NRW. 2006 S. 3, geändert durch RdErl. v. 11.5.2006 (MBl. NRW. 2006 S. 
306), 6.12.2006 (MBl. NRW. 2006 S. 822): 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=3320121221103137893 
 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen Hinweise zum ärztlichen 
Gebührenrecht RdErl. d. Finanzministeriums v. 10.12.1997- B 3100 - 3.1.6 - IV A 4 (10.12.1997) 
MBl. NRW. 1998 S. 36: 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=2&ugl_nr=203204&bes_id=188
1&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Beihilfen#NORMFUSS 
 
Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen Hinweise zum zahnärztlichen 
Gebührenrecht RdErl. d. Finanzministeriums v. 19.8.1998 - B 3100 - 3.1.6.2 - IV A 4,  
MBl. NRW. 1998 S. 1020: 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&gld_nr=2&ugl_nr=203204&bes_id=188
6&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Beihilfen#det0 
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Landesdisziplinargesetz - LDG NRW 
 

Disziplinargesetz für das Land Nordrhein-Westfalen272 

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für Beamtinnen und Beamte sowie Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-

standsbeamte im Sinne des Landesbeamtengesetzes. 

(2) Frühere Beamtinnen und Beamte, die Unterhaltsbeiträge nach dem Landesbeamtenversor-

gungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fassung oder nach 

altem Recht beziehen, gelten als Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, ihre Unter-

haltsbeiträge als Ruhegehalt. 

(3) Die Wahl der Beamtenbeisitzer und Beamtenbeisitzerinnen zu den Kammern und Senaten 

für Disziplinarsachen, die über Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 1 des Bundesdiszipli-

nargesetzes zu entscheiden haben, bestimmt sich in Ausführung des § 47 Abs. 3 des Bundes-

disziplinargesetzes nach den Sätzen 2 bis 4 des § 46 Abs. 3. 

  

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für 

1. von Beamtinnen und Beamten während ihres Beamtenverhältnisses begangene Dienstver-

gehen (§ 47 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes) und 

2. von Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten 

a) während ihres Beamtenverhältnisses begangene Dienstvergehen (§ 47 Abs. 1 des Beamten-

statusgesetzes) und 

b) nach Eintritt in den Ruhestand begangene als Dienstvergehen geltende Handlungen (§ 47 

Abs. 2 des Beamtenstatusgesetzes). 

(2) Für Personen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2, die früher in einem anderen Beamtenverhältnis, 

Richterverhältnis, Berufssoldatenverhältnis oder Soldatenverhältnis auf Zeit gestanden haben, 

gilt dieses Gesetz auch wegen solcher Dienstvergehen, die sie in dem früheren Dienstverhältnis 

oder als Versorgungsberechtigte aus einem solchen Dienstverhältnis begangen haben; auch 

bei den aus einem solchen Dienstverhältnis Ausgeschiedenen und Entlassenen gelten Hand-

lungen, die in § 47 Abs. 2 des Beamtenstatusgesetzes bezeichnet sind, als Dienstvergehen. 

(3) Für Beamte, die Wehrdienst im Rahmen einer Wehrübung, einer Übung, einer besonderen 

Auslandsverwendung, einer Hilfeleistung im Innern oder einer Hilfeleistung im Ausland leisten, 

gilt dieses Gesetz auch wegen solcher Dienstvergehen, die während des Wehrdienstes began-

gen wurden, wenn das Verhalten sowohl soldatenrechtlich als auch beamtenrechtlich ein 

Dienstvergehen darstellt. 

 
  

                                                                                       
272 Vom 16.11.2004, zul. geändert durch Gesetz vom 20. November 2018 (GV. NRW. S. 592) 
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§ 3 Ergänzende Anwendung des Verwaltungsverfahrensgesetzes und der Verwal-
tungsgerichtsordnung 
(1) Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

und der Verwaltungsgerichtsordnung anzuwenden, soweit sie nicht zu den Bestimmungen 

dieses Gesetzes in Widerspruch stehen oder soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes 

bestimmt ist. 

(2) Soweit nach diesem Gesetz im Rahmen des behördlichen Verfahrens die Zustellung von 

Anordnungen und Entscheidungen vorgeschrieben ist, erfolgt diese nach dem Verwaltungszu-

stellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung. Die Beam-

tin oder der Beamte muss Zustellungen unter der Anschrift gegen sich gelten lassen, die der 

dienstvorgesetzten Stelle angezeigt worden ist. 

  

§ 4 Gebot der Beschleunigung 
(1) Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzuführen. 

(2) Ermittlungen sind in der Regel von Beamtinnen und Beamten durchzuführen. Für die 

Durchführung von Ermittlungen sind sie im Hauptamt soweit zu entlasten, dass die Ermittlun-

gen ohne Verzögerungen geführt werden können. 

Teil 2 Disziplinarmaßnahmen 
  

§ 5 Arten der Disziplinarmaßnahmen 
(1) Disziplinarmaßnahmen gegen Beamtinnen und Beamte sind: 

1. Verweis (§ 6) 

2. Geldbuße (§ 7) 

3. Kürzung der Dienstbezüge (§ 8) 

4. Zurückstufung (§ 9) und 

5. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis (§ 10). 

(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sind: 

1. Kürzung des Ruhegehalts (§ 11) und 

2. Aberkennung des Ruhegehalts (§ 12). 

(3) Personen im Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf können nur Verweise erteilt 

und Geldbußen auferlegt werden. Für ihre Entlassung wegen eines Dienstvergehens gelten § 

23 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des Beamtenstatusgesetzes. 

  
§ 6 Verweis 
(1) Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Verhaltens. Missbilligende Äuße-

rungen (Zurechtweisungen, Ermahnungen oder Rügen), die nicht ausdrücklich als Verweis 

bezeichnet werden, sind keine Disziplinarmaßnahmen. 

(2) Der Verweis steht bei Bewährung einer Beförderung nicht entgegen. 
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§ 7 Geldbuße 
(1) Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Dienst- oder Anwärterbezüge auferlegt 

werden. Werden keine Dienst- oder Anwärterbezüge bezogen, darf die Geldbuße bis zu dem 

Betrag von 500 Euro auferlegt werden. 

(2) § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

§ 8 Kürzung der Dienstbezüge 
(1) Die Kürzung der Dienstbezüge ist die bruchteilmäßige Verminderung der monatlichen 

Dienstbezüge um höchstens ein Fünftel auf die Dauer von längstens drei Jahren. Sie erstreckt 

sich auf alle Ämter, welche die Beamtin oder der Beamte bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der 

Entscheidung inne hat. Wurde aus einem früheren öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ein 

Versorgungsanspruch erworben, bleibt die Kürzung der Dienstbezüge bei der Anwendung des 

§ 66 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes unberücksichtigt. Bezieht die Beamtin oder der 

Beamte Gebühren, wird die Kürzung nach einem monatlichen Pauschbetrag berechnet, der 

sich aus dem Durchschnitt der letzten Gesamtbezüge (Gebühren und etwaige sonstige Dienst-

bezüge) der letzten sechs Monate vor Einleitung des Disziplinarverfahrens ergibt. 

(2) Die Kürzung der Dienstbezüge beginnt mit dem Kalendermonat, der auf den Eintritt der 

Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Tritt die Beamtin oder der Beamte vor Eintritt der 

Unanfechtbarkeit der Entscheidung in den Ruhestand, gilt eine entsprechende Kürzung des 

Ruhegehalts (§ 11) als festgesetzt. Bei einem Eintritt in den Ruhestand während der Dauer der 

Kürzung der Dienstbezüge wird das Ruhegehalt entsprechend der Dienstbezüge für denselben 

Zeitraum gekürzt. Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt. 

(3) Die Kürzung der Dienstbezüge wird während der Dauer einer Beurlaubung ohne Dienstbe-

züge gehemmt. Der Kürzungsbetrag kann jedoch für die Dauer der Beurlaubung monatlich 

vorab an den Dienstherrn entrichtet werden; die Dauer der Kürzung der Dienstbezüge nach 

der Beendigung der Beurlaubung verringert sich entsprechend. 

(4) Während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge darf eine Beförderung nicht vorgenom-

men werden. Das Beförderungsverbot beginnt mit dem Tage der Unanfechtbarkeit der Ent-

scheidung, mit der die Maßnahme verhängt wurde. Der Zeitraum kann in der Entscheidung 

abgekürzt werden, sofern dies im Hinblick auf eine von der Beamtin oder dem Beamten nicht 

zu vertretende übermäßige Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist. Ergeben sich erst 

nach der Unanfechtbarkeit der Entscheidung Gesichtspunkte, die für eine Abkürzung sprechen, 

kann der Landespersonalausschuss diese zulassen.  

(5) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Dienstbezüge erstrecken sich auch auf ein neues Beam-

tenverhältnis. Hierbei steht bei Anwendung des Absatzes 4 die Einstellung oder Anstellung in 

einem höheren als dem bisherigen Amt der Beförderung gleich. Absatz4 Satz 3 und 4 gilt ent-

sprechend. 

  

§ 9 Zurückstufung 
(1) Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein Amt derselben oder einer gleichwertigen Lauf-

bahn mit geringerem Endgrundgehalt. Alle Rechte aus dem bisherigen Amt einschließlich der 

damit verbundenen Dienstbezüge und der Befugnis, die bisherige Amtsbezeichnung zu führen, 

gehen verloren. Soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, enden mit der Zu-

rückstufung auch die Ehrenämter und die Nebentätigkeiten, die im Zusammenhang mit dem 
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bisherigen Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der dienstvorgesetzten Stelle 

übernommen worden sind. 

(2) Die Dienstbezüge aus dem neuen Amt werden von dem Kalendermonat an gezahlt, der 

dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Bei einem Eintritt in den Ruhestand 

vor Unanfechtbarkeit der Entscheidung bestimmen sich die Versorgungsbezüge nach der in der 

Entscheidung festgelegten Besoldungsgruppe. 

(3) Befördert werden darf frühestens fünf Jahre nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Ent-

scheidung. § 8 Abs. 4 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(4) Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich auch auf ein neues Beamtenverhältnis. 

Hierbei steht im Hinblick auf Absatz 3 die Einstellung oder Anstellung in einem höheren Amt 

als dem, in welches zurückgestuft wurde, der Beförderung gleich. Der Landespersonalaus-

schuss kann Ausnahmen zulassen. 

  

§ 10 Entfernung aus dem Beamtenverhältnis 
(1) Mit der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis endet das Dienstverhältnis. Der Anspruch 

auf Dienstbezüge und Versorgung sowie die Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zu-

sammenhang mit dem Amt verliehenen Titel zu führen und die Dienstkleidung zu tragen, ge-

hen verloren. 

(2) Die Zahlung der Dienstbezüge wird mit dem Ende des Kalendermonats eingestellt, in dem 

die Entscheidung unanfechtbar wird. Bei einem Eintritt in den Ruhestand vor Unanfechtbarkeit 

der Entscheidung über die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis gilt die Entscheidung als 

Aberkennung des Ruhegehalts. 

(3) Nach der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis wird für die Dauer von sechs Monaten ein 

Unterhaltsbeitrag in Höhe von 70 Prozent des Ruhegehaltes geleistet, das die Beamtin oder 

der Beamte im Zeitpunkt der Entscheidung erdient hätte; eine Einbehaltung von Dienstbezü-

gen nach § 38 Abs. 2 bleibt unberücksichtigt. Die Gewährung des Unterhaltsbeitrags kann in 

der Entscheidung ganz oder teilweise ausgeschlossen werden, soweit die Beamtin oder der 

Beamte ihrer nicht würdig oder den erkennbaren Umständen nach nicht bedürftig ist. Sie kann 

in der Entscheidung über sechs Monate hinaus verlängert werden, soweit dies notwendig ist, 

um eine unbillige Härte zu vermeiden; die Umstände sind glaubhaft zu machen. Für die Zah-

lung des Unterhaltsbeitrags gelten die besonderen Regelungen des § 76. 

(4) Die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis und ihre Rechtsfolgen erstrecken sich auf alle 

Ämter, welche die Beamtin oder der Beamte bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entschei-

dung inne hat. 

(5) Wer früher in einem anderen Dienstverhältnis im Geltungsbereich des Landesbeamtenge-

setzes gestanden hat, verliert nach einer Entfernung aus dem Dienst auch die Ansprüche aus 

dem früheren Dienstverhältnis, wenn die Disziplinarmaßnahme wegen eines Dienstvergehens 

ausgesprochen wird, das in dem früheren Dienstverhältnis begangen wurde. 

(6) Wer aus dem Beamtenverhältnis entfernt worden ist, darf bei einem Dienstherrn, für den 

das Landesbeamtengesetz gilt, nicht wieder zur Beamtin oder zum Beamten ernannt werden; 

der Landespersonalausschuss kann Ausnahmen zulassen. Es soll auch kein anderes Beschäfti-

gungsverhältnis begründet werden. 
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§ 11 Kürzung des Ruhegehalts 
Die Kürzung des Ruhegehalts ist die bruchteilmäßige Verminderung des monatlichen Ruhege-

halts um höchstens ein Fünftel auf längstens drei Jahre. § 8 Abs. 1 Satz 3 sowie Abs. 2 Satz 1 

und 4 gelten entsprechend. 

 

§ 12 Aberkennung des Ruhegehalts 
(1) Mit der Aberkennung des Ruhegehalts gehen der Anspruch auf Versorgung einschließlich 

der Hinterbliebenenversorgung und die Befugnis, die Amtsbezeichnung und die Titel zu führen, 

die im Zusammenhang mit dem früheren Amt verliehen wurden, verloren. 

(2) Nach der Aberkennung des Ruhegehalts wird bis zur Gewährung einer Rente auf Grund 

einer Nachversicherung, längstens jedoch für die Dauer von sechs Monaten, ein Unterhaltsbei-

trag in Höhe von 70 Prozent des Ruhegehalts geleistet, das der Ruhestandsbeamtin oder dem 

Ruhestandsbeamten bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zusteht; eine Kürzung 

des Ruhegehalts nach § 38 Abs. 3 bleibt unberücksichtigt. § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 4 gilt entspre-

chend. 

(3) Die Aberkennung des Ruhegehalts und ihre Rechtsfolgen erstrecken sich auf alle Ämter, 

welche die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte bei Eintritt in den Ruhestand inne 

gehabt hat. 

(4) § 10 Abs. 2 Satz 1 sowie Abs. 5 und 6 gelten entsprechend. 

  

§ 13 Verhängung und Bemessung der Disziplinarmaßnahme 
(1) Die Entscheidung über die Verhängung einer Disziplinarmaßnahme ergeht nach pflichtge-

mäßem Ermessen. 

(2) Die Disziplinarmaßnahme ist insbesondere nach der Schwere des Dienstvergehens zu be-

messen. Das Persönlichkeitsbild der Beamtin oder des Beamten ist angemessen zu berücksich-

tigen. Ferner soll berücksichtigt werden, in welchem Umfang das Vertrauen des Dienstherrn 

oder der Allgemeinheit beeinträchtigt worden ist. Bei der Bestimmung der Höhe der Geldbuße 

und der Kürzung der Dienstbezüge ist die finanzielle Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen. 

(3) Wer durch ein Dienstvergehen das Vertrauen des Dienstherrn oder der Allgemeinheit end-

gültig verloren hat, ist aus dem Beamtenverhältnis zu entfernen. Das Ruhegehalt ist abzuer-

kennen, wenn die Beamtin oder der Beamte als noch im Dienst befindliche Beamtin oder noch 

im Dienst befindlicher Beamter aus dem Beamtenverhältnis hätte entfernt werden müssen. 

 

§ 14 Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach Straf- oder Bußgeldverfahren 
(1) Ist im Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße oder Ordnungs-

maßnahme verhängt worden oder kann eine Tat nach § 153a Abs. 1 Satz 5 oder Abs. 2 Satz 2 

der Strafprozessordnung nach der Erfüllung von Auflagen und Weisungen nicht mehr als Ver-

gehen verfolgt werden, darf wegen desselben Sachverhalts 

1. ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung des Ruhegehalts nicht ausgesprochen wer-

den, 

2. eine Kürzung der Dienstbezüge nur ausgesprochen werden, wenn dies zusätzlich erforder-

lich ist, um die Beamtin oder den Beamten zur Pflichterfüllung anzuhalten. 

(2) Ist die Beamtin oder der Beamte im Straf- oder Bußgeldverfahren rechtskräftig freigespro-

chen worden, darf wegen des Sachverhalts, der Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung 
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gewesen ist, eine Disziplinarmaßnahme nur ausgesprochen werden, wenn dieser Sachverhalt 

ein Dienstvergehen darstellt, ohne den Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvorschrift zu 

erfüllen. 

 

§ 15 Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs 
(1) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr als zwei Jahre vergangen, darf ein 

Verweis nicht mehr erteilt werden. 

(2) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr als drei Jahre vergangen, darf eine 

Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ruhegehalts nicht mehr 

ausgesprochen werden. 

(3) Sind seit der Vollendung eines Dienstvergehens mehr als sieben Jahre vergangen, darf auf 

Zurückstufung nicht mehr erkannt werden. 

(4) Die Fristen der Absätze 1 bis 3 werden durch die Einleitung und jede Ausdehnung des Dis-

ziplinarverfahrens, die Erhebung der Disziplinarklage, die Erhebung der Nachtragsdisziplinar-

klage oder die Anordnung oder Ausdehnung von Ermittlungen gegen Personen im Beamten-

verhältnis auf Probe oder auf Widerruf nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des Beamtenstatus-

gesetzes unterbrochen. 

(5) Die Fristen der Absätze 1 bis 3 sind für die Dauer der Verfahren nach § 33 Abs. 3 und § 34 

Abs. 2 sowie des gerichtlichen Disziplinarverfahrens gehemmt. Ist vor Ablauf der Frist wegen 

desselben Sachverhalts ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet worden, ist die Frist für 

die Dauer dieses Verfahrens gehemmt. Gleiches gilt für die Dauer einer Aussetzung des Diszip-

linarverfahrens nach § 22, soweit nicht schon eine Hemmung nach Satz 2 eintritt. 

  

§ 16 Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte 
(1) Ein Verweis darf nach zwei Jahren, eine Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge und eine 

Kürzung des Ruhegehalts dürfen nach drei Jahren und eine Zurückstufung darf nach sieben 

Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr 

berücksichtigt werden (Verwertungsverbot). 

(2) Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt mit dem Tage der Unanfechtbarkeit der Ent-

scheidung, mit der die Disziplinarmaßnahme verhängt wurde. Sie endet nicht, solange ein 

gegen die Beamtin oder den Beamten eingeleitetes Straf- oder Disziplinarverfahren oder ein 

Verfahren nach § 11 Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes nicht unanfechtbar abgeschlos-

sen ist, eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden darf oder eine Entscheidung 

über die Kürzung der Dienstbezüge noch nicht vollstreckt ist. Das gleiche gilt bei Anhängigkeit 

eines gerichtlichen Verfahrens über die Beendigung des Beamtenverhältnisses oder über die 

Geltendmachung von Schadenersatz. 

(3) Eintragungen in der Personalakte über Verweis, Geldbuße, Kürzung der Dienstbezüge und 

Kürzung des Ruhegehalts sind einschließlich der über diese Disziplinarmaßnahmen entstande-

nen Vorgänge mit Eintritt des Verwertungsverbotes von Amts wegen zu entfernen und zu 

vernichten. Das Rubrum und der Tenor einer abschließenden gerichtlichen Entscheidung, mit 

der auf eine Zurückstufung erkannt wurde, verbleiben in der Personalakte. Dabei sind die 

Bezeichnung weiterer Beteiligter und der Bevollmächtigten, die Namen der Richter sowie die 

Kostenentscheidung unkenntlich zu machen. Auf Antrag der Beamtin oder des Beamten unter-

bleibt die Entfernung oder erfolgt eine gesonderte Aufbewahrung. Der Antrag ist binnen eines 
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Monats nach Mitteilung der bevorstehenden Entfernung und Hinweis auf das Antragsrecht 

und die Antragsfrist im Sinne der Sätze 4 und 5 zu stellen. Wird der Antrag gestellt oder ver-

bleiben Rubrum und Tenor einer abschließenden gerichtlichen Entscheidung gemäß Satz 2 in 

der Personalakte, ist das Verwertungsverbot bei den Eintragungen zu vermerken. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Disziplinarvorgänge, die nicht zu einer Diszipli-

narmaßnahme geführt haben. Die Frist für das Verwertungsverbot beträgt, wenn das Diszipli-

narverfahren nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 eingestellt wird, drei Monate. Im Übrigen beträgt sie zwei 

Jahre. Die Frist beginnt nach Satz 2 mit dem Tage der Zustellung der Einstellungsverfügung, 

nach Satz 3 mit dem Tage der Unanfechtbarkeit der Entscheidung. 

(5) Auf die Entfernung und Vernichtung von Disziplinarvorgängen, die zu einer missbilligenden 

Äußerung geführt haben, findet § 88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Satz 2 und 3 des Landesbeam-

tengesetzes NRW Anwendung; die Frist beginnt mit der Bekanntgabe der missbilligenden 

Äußerung. 

Teil 3 Behördliches Disziplinarverfahren 

Kapitel 1 Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung 
 

§ 17 Einleitung von Amts wegen 
(1) Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht eines Dienstverge-

hens rechtfertigen, hat die dienstvorgesetzte Stelle ein Disziplinarverfahren einzuleiten und die 

höhere dienstvorgesetzte Stelle hierüber unverzüglich zu unterrichten. Die höhere dienstvor-

gesetzte Stelle und die oberste Dienstbehörde stellen im Rahmen ihrer Aufsicht die Erfüllung 

der Einleitungspflicht sicher; sie können das Disziplinarverfahren in jeder Lage des Verfahrens 

im Einzelfall an sich ziehen oder sich dies allgemein vorbehalten. Die Einleitung ist aktenkundig 

zu machen. 

(2) Ist zu erwarten, dass nach den §§ 14, 15 eine Disziplinarmaßnahme nicht in Betracht 

kommt, wird ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet. Die Gründe sind aktenkundig zu ma-

chen und der Beamtin oder dem Beamten bekannt zu geben. 

(3) Hat eine Beamtin oder ein Beamter mehrere Ämter inne, die im Verhältnis von Haupt- zu 

Nebenamt stehen, kann ein Disziplinarverfahren nur durch die für das Hauptamt zuständige 

dienstvorgesetzte Stelle eingeleitet werden. Stehen die bekleideten Ämter nicht im Verhältnis 

von Haupt- zu Nebenamt, ist jede dienstvorgesetzte Stelle, zu deren Geschäftsbereich eines 

der Ämter gehört, zur Einleitung befugt. Die Einleitung ist den für die anderen Ämter zuständi-

gen dienstvorgesetzten Stellen mitzuteilen. Ein weiteres Disziplinarverfahren kann wegen 

desselben Sachverhalts nicht eingeleitet werden. 

(4) Die Zuständigkeiten nach den Abs. 1 bis 3 werden durch eine Beurlaubung, eine Abordnung 

oder eine Zuweisung nicht berührt. Für ein während der Abordnung begangenes Dienstverge-

hen kann die abordnende dienstvorgesetzte Stelle die Erfüllung der sich aus Absatz 1 ergeben-

den Pflicht den anderen dienstvorgesetzten Stellen überlassen, soweit nichts anderes be-

stimmt ist. 

(5) Dienstvorgesetzte Stelle ist die oberste Dienstbehörde und die ihr nachgeordnete Stelle, 

der die Ausübung der Befugnis zur Ernennung übertragen ist, sowie die Behörde, der die 

Dienstaufsicht über diese Stelle obliegt. Die oberste Dienstbehörde kann durch Rechtsverord-
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nung bestimmen, wer außerdem dienstvorgesetzte Stelle ist. Abweichend von Satz 1 und 2 

bestimmt sich die dienstvorgesetzte Stelle für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden 

und Gemeindeverbände, der anderen Dienstherren unter der Aufsicht des Landes und für die 

Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten nach den besonderen Bestimmungen in Teil 

6. 

 

§ 18 Einleitung auf Antrag 
(1) Die Beamtin oder der Beamte kann bei der dienstvorgesetzten Stelle oder der höheren 

dienstvorgesetzten Stelle die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantra-

gen, um sich von dem Verdacht eines Dienstvergehens zu entlasten. 

(2) Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine zureichenden tatsächlichen Anhalts-

punkte vorliegen, die den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, oder wenn die Vo-

raussetzungen des § 17 Abs. 2 gegeben sind. Die Entscheidung ist der Beamtin oder dem Be-

amten mitzuteilen. 

(3) § 17 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Satz 3 sowie Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

  

§ 19 Ausdehnung und Beschränkung 
(1) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entscheidung nach den §§ 33 bis 35 auf 

neue Handlungen ausgedehnt werden, die den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen. 

Die Ausdehnung ist aktenkundig zu machen. 

(2) Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entscheidung nach den §§ 33 bis 35 

beschränkt werden, indem solche Handlungen ausgeschieden werden, die für die Art und 

Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die 

Beschränkung ist aktenkundig zu machen. Die ausgeschiedenen Handlungen können nicht 

wieder in das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen für 

die Beschränkung entfallen nachträglich. Sie können auch nicht zum Gegenstand eines neuen 

Disziplinarverfahrens gemacht werden. 

Kapitel 2 Durchführung 
 

§ 20 Unterrichtung, Belehrung und Anhörung 
(1) Die Beamtin oder der Beamte ist über die Einleitung des Disziplinarverfahrens unverzüglich 

zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich ist. 

Hierbei muss eröffnet werden, welches Dienstvergehen zur Last gelegt wird. Gleichzeitig ist 

darauf hinzuweisen, dass es der betroffenen Person freisteht, sich mündlich oder schriftlich zu 

äußern oder nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit einer oder eines Bevollmächtigten 

oder eines Beistandes zu bedienen. 

(2) Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird der Beamtin oder dem Beamten eine 

Ausschlussfrist von einem Monat und für die Abgabe der Erklärung, sich mündlich äußern zu 

wollen, eine Ausschlussfrist von zwei Wochen gesetzt. Eine Fristversäumung berührt die Be-

fugnis zur Äußerung im weiteren Verfahren nicht. Hat die Beamtin oder der Beamte rechtzeitig 

erklärt, sich mündlich äußern zu wollen, soll die Anhörung innerhalb von drei Wochen nach 

Eingang der Erklärung durchgeführt werden. Ist die Beamtin oder der Beamte aus zwingenden 
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Gründen gehindert, eine Frist nach Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung zur mündlichen Ver-

handlung Folge zu leisten, und wurde dies unverzüglich mitgeteilt, ist die maßgebliche Frist zu 

verlängern oder eine erneute Ladung vorzunehmen. Die Fristsetzungen und Ladungen sind 

zuzustellen. 

(3) Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene Belehrung unterblieben oder unrichtig 

erfolgt, darf die Aussage der Beamtin oder des Beamten nicht zu ihrem oder seinem Nachteil 

verwertet werden. 

 

§ 21 Pflicht zur Durchführung von Ermittlungen, Ausnahmen 
(1) Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erforderlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei 

sind die belastenden, die entlastenden und die Umstände zu ermitteln, die für die Bemessung 

einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam sind. Das Ergebnis der Ermittlungen ist aktenkundig zu 

machen. 

(2) Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachverhalt auf Grund der tatsächlichen Fest-

stellungen eines rechtskräftigen Urteils im Straf- oder Bußgeldverfahren oder im verwaltungs-

gerichtlichen Verfahren, durch das nach § 11 Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. 

Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) in der jeweils geltenden Fassung über den Verlust der Besoldung 

bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist, feststeht. Von Ermittlungen 

kann auch abgesehen werden, soweit der Sachverhalt auf sonstige Weise aufgeklärt ist, insbe-

sondere nach der Durchführung eines anderen gesetzlich geordneten Verfahrens. 

  

§ 22 Verhältnis zum Strafverfahren und zu anderen Verfahren 
(1) Das Disziplinarverfahren ist auszusetzen, wenn wegen des Sachverhalts, der dem Diszipli-

narverfahren zugrunde liegt, im Strafverfahren die öffentliche Klage erhoben worden ist. Die 

Aussetzung unterbleibt, wenn keine begründeten Zweifel am Sachverhalt bestehen oder wenn 

im Strafverfahren aus Gründen nicht verhandelt werden kann, die in der Person der Beamtin 

oder des Beamten liegen. Das Disziplinarverfahren ist unverzüglich fortzusetzen, wenn die 

Voraussetzungen des Satzes 2 nachträglich eintreten, spätestens mit dem rechtskräftigen 

Abschluss des Strafverfahrens. 

(2) Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt werden, wenn in einem anderen gesetzlich ge-

ordneten Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entscheidung 

im Disziplinarverfahren von wesentlicher Bedeutung ist. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-

chend. 

 

§ 23 Bindung an tatsächliche Feststellungen aus Strafverfahren oder anderen Ver-
fahren 
(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im Straf- oder Bußgeldverfah-

ren, auf denen das Urteil beruht, sind im Disziplinarverfahren, das denselben Sachverhalt zum 

Gegenstand hat, bindend. Entsprechendes gilt für ein verwaltungsgerichtliches Verfahren, 

durch das nach § 11 Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes über den Verlust der Besoldung 

bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist. 

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststel-

lungen sind nicht bindend, können aber der Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne noch-

malige Prüfung zugrunde gelegt werden. 
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§ 24 Beweiserhebung 
(1) Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hierbei können insbesondere 

1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt werden, 

2. Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige vernommen oder ihre schriftliche Äußerung 

eingeholt werden, 

3. Urkunden und Akten beigezogen sowie 

4. der Augenschein eingenommen werden. 

(2) Niederschriften über Aussagen von Personen, die schon in einem anderen gesetzlich ge-

ordneten Verfahren vernommen worden sind, sowie Niederschriften über einen richterlichen 

Augenschein können ohne erneute Beweiserhebung verwertet werden. 

(3) Über einen Beweisantrag der Beamtin oder des Beamten ist nach pflichtgemäßem Ermes-

sen zu entscheiden. Dem Beweisantrag ist stattzugeben, soweit er für die Tat- oder Schuldfra-

ge oder für die Bemessung der Art und Höhe einer Disziplinarmaßnahme von Bedeutung sein 

kann. 

(4) Der Beamtin oder dem Beamten ist Gelegenheit zu geben, an der Vernehmung von Zeugin-

nen und Zeugen sowie Sachverständigen und an der Einnahme des Augenscheins teilzuneh-

men und hierbei sachdienliche Fragen zu stellen. Auf die Verlegung eines Termins wegen Ver-

hinderung besteht kein Anspruch. Die Beamtin oder der Beamte kann von der Teilnahme 

ausgeschlossen werden, soweit dies aus wichtigen Gründen erforderlich ist. Ein schriftliches 

Gutachten ist zugänglich zu machen, soweit nicht wichtige Gründe dem entgegenstehen. 

Wichtige Gründe sind insbesondere die Gefährdung des Zwecks der Ermittlungen und der 

Schutz der Rechte Dritter. 

 

§ 25 Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige 
(1) Zeuginnen oder Zeugen sind zur Aussage und Sachverständige zur Erstattung von Gutach-

ten verpflichtet. Die Bestimmungen der Strafprozessordnung über die Pflicht, als Zeugin oder 

Zeuge auszusagen sowie als Sachverständige oder Sachverständiger ein Gutachten zu erstat-

ten, über die Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Vernehmung von Angehörigen 

des öffentlichen Dienstes als Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige gelten entspre-

chend. Für Letztere gelten die §§ 55, 72 der Strafprozessordnung zum Schutz vor einer etwai-

gen disziplinarischen Verfolgung entsprechend. 

(2) Bei einer Verweigerung der Aussage oder der Erstattung eines Gutachtens ohne Vorliegen 

eines der in den §§ 52 bis 55 und 76 der Strafprozessordnung bezeichneten Gründe kann das 

Gericht um Vernehmung ersucht werden. In dem Ersuchen ist der Gegenstand der Verneh-

mung darzulegen sowie die Namen und Anschriften der Beteiligten anzugeben. Das Gericht 

entscheidet über die Rechtmäßigkeit der Verweigerung der Aussage oder der Erstattung des 

Gutachtens durch Beschluss. 

 

§ 26 Herausgabe von Unterlagen 
Die Beamtin oder der Beamte hat Unterlagen, die einen dienstlichen Bezug aufweisen, insbe-

sondere Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen und Aufzeichnungen einschließlich 

technischer Aufzeichnungen, auf Verlangen für das Disziplinarverfahren zur Verfügung zu 
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stellen. Das Gericht kann die Herausgabe auf Antrag durch Beschluss anordnen und sie durch 

die Festsetzung von Zwangsgeld erzwingen. Der Beschluss ist unanfechtbar. 

  

§ 27 Beschlagnahmen und Durchsuchungen 
(1) Das Gericht kann auf Antrag Beschlagnahmen und Durchsuchungen durch Beschluss anord-

nen. Die Anordnung darf nur getroffen werden, wenn die Beamtin oder der Beamte des zur 

Last gelegten Dienstvergehens dringend verdächtig ist und die Maßnahme zu der Bedeutung 

der Sache und der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht außer Verhältnis steht. Die 

Bestimmungen der Strafprozessordnung über Beschlagnahmen und Durchsuchungen gelten 

entsprechend, soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur durch die nach der Strafprozessordnung dazu 

berufenen Behörden durchgeführt werden. 

(3) Durch Absatz 1 wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 

des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

 

§ 28 Unterbringung im Krankenhaus zur Erstellung eines Gutachtens über den psy-
chischen Zustand der Beamtin oder des Beamten 
(1) Zur Vorbereitung eines Gutachtens über den psychischen Zustand der Beamtin oder des 

Beamten kann das Gericht auf Antrag der oder des Dienstvorgesetzten und nach Anhörung 

einer oder eines Sachverständigen durch Beschluss anordnen, dass die Beamtin oder der Be-

amte in einem öffentlichen psychiatrischen Krankenhaus oder in einer anderen geeigneten 

Fachklinik für höchstens sechs Wochen untergebracht und untersucht wird. Die Anordnung 

darf nur getroffen werden, wenn die Beamtin oder der Beamte des zur Last gelegten Dienst-

vergehens dringend verdächtig ist und mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zu erwarten 

ist. Die Unterbringung darf nur durch die nach der Strafprozessordnung dazu berufenen Be-

hörden durchgesetzt werden. 

(2) Das Gericht hat die Beamtin oder den Beamten von dem Antrag in Kenntnis zu setzen. Hat 

die Beamtin oder der Beamte nicht selbst eine Bevollmächtigte oder einen Bevollmächtigten 

beigezogen, bestellt das Gericht für das Unterbringungsverfahren von Amts wegen eine Be-

vollmächtigte oder einen Bevollmächtigten mit Befähigung zum Richteramt. Von dem Be-

schluss, durch den die Unterbringung angeordnet wird, ist zusätzlich eine Angehörige oder ein 

Angehöriger der Beamtin oder des Beamten oder eine Vertrauensperson zu benachrichtigen. 

(3) Durch Absatz 1 werden das Grundrecht der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 

Grundgesetzes) und das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des 

Grundgesetzes) eingeschränkt. 

(4) Die Beschwerde gegen einen Beschluss nach Absatz 1 Satz 1 hat aufschiebende Wirkung. 

  

§ 29 Protokoll 
Über Anhörungen der Beamtin oder des Beamten und Beweiserhebungen sind Protokolle zu 

fertigen, von denen eine Abschrift auszuhändigen ist; § 168a der Strafprozessordnung gilt 

entsprechend. Bei der Einholung von schriftlichen dienstlichen Auskünften sowie der Beizie-

hung von Urkunden, Akten und technischen Aufzeichnungen genügt die Aufnahme eines Ak-

tenvermerks. Eine Abschrift des Aktenvermerks ist der Beamtin oder dem Beamten von Amts 

wegen zuzuleiten. 
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§ 30 Innerdienstliche Informationen 
(1) Die Vorlage von Personalakten und anderen Behördenunterlagen mit personenbezogenen 

Daten sowie die Erteilung von Auskünften aus diesen Akten und Unterlagen an die mit Diszipli-

narvorgängen befassten Stellen und die Verarbeitung der so erhobenen personenbezogenen 

Daten im Disziplinarverfahren sind, soweit nicht andere Rechtsvorschriften dem entgegenste-

hen, auch gegen den Willen der Beamtin oder des Beamten sowie anderer Betroffener zuläs-

sig, wenn und soweit die Durchführung des Disziplinarverfahrens dies erfordert und überwie-

gende berechtigte Interessen der Beamtin oder des Beamten, anderer Betroffener oder der 

ersuchten Stellen nicht entgegenstehen. 

(2) Zwischen den Dienststellen eines oder verschiedener Dienstherrn im Geltungsbereich des 

Beamtenstatusgesetzes sowie zwischen Teilen einer Dienststelle sind Mitteilungen über Diszip-

linarverfahren, über Tatsachen aus Disziplinarverfahren und über Entscheidungen der Diszipli-

narorgane sowie die Vorlage hierüber geführter Akten zulässig, wenn und soweit dies zur 

Durchführung des Disziplinarverfahrens, im Hinblick auf die künftige Übertragung von Aufga-

ben oder Ämtern oder im Einzelfall aus besonderen dienstlichen Gründen unter Berücksichti-

gung der berechtigten Interessen der Beamtin oder des Beamten sowie anderer Betroffener 

erforderlich ist. 

(3) Nach Maßgabe des Artikels 56a der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 

255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, L 33 vom 

3.2.2009, S. 49), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 20. November 2013 (Abl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden ist, 

unterrichten die Dienststellen die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union über rechtskräftige Entscheidungen der Disziplinarorgane zur   

1. Entfernung aus dem Beamtenverhältnis nach § 5 Absatz 1 Nummer 5 in Verbindung mit § 10 

Absatz 1, 

2. Einstellung eines Disziplinarverfahrens wegen Beendigung des Beamtenverhältnisses nach § 

24 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes und   

3. Einstellung des Disziplinarverfahrens, wenn die Beamtin oder der Beamte mit einem Antrag 

auf Entlassung einer im Disziplinarverfahren zu erwartenden Entfernung aus dem Beamten-

verhältnis zuvor kommt. 

Der Zeitraum im Sinne des Artikels 56a Absatz 2 Satz 2 Buchstabe e der Richtlinie nach Satz 1 

beträgt längstens 15 Jahre. Er endet frühestens bei Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze. 

  

§ 31 Abschließende Anhörung 
Nach der Beendigung der Ermittlungen ist deren Ergebnis der Beamtin oder dem Beamten 

mitzuteilen und Gelegenheit zur abschließenden Äußerung zu geben; § 20 Abs. 2 gilt entspre-

chend. Die Anhörung kann unterbleiben, wenn das Disziplinarverfahren nach § 33 Abs. 2 Nr. 2 

bis 4 eingestellt werden soll. 
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Kapitel 3 Abschlussentscheidung 
 

§ 32 Zuständigkeit 
(1) Jede dienstvorgesetzte Stelle besitzt die Befugnis, Verweise und Geldbußen gegen die ihr 

unterstellten Beamtinnen und Beamten zu verhängen. 

(2) Die Kürzung der Dienstbezüge können festsetzen 

1. die oberste Dienstbehörde gegen Beamtinnen und Beamte ihres Geschäftsbereichs, für die 

sie die dienstrechtlichen Befugnisse besitzt, und 

2.die der obersten Dienstbehörde unmittelbar nachgeordneten dienstvorgesetzten Stellen 

gegen die übrigen Beamten. 

Die oberste Dienstbehörde kann durch Rechtsverordnung abweichende Zuständigkeitsrege-

lungen treffen. § 17 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 

(3) Die Disziplinarklage wird durch die nach Absatz 2 zuständige Stelle erhoben. 

(4) Für die in Absatz 1 bis 3 genannten Maßnahmen sind in den Gemeinden und Gemeindever-

bänden und bei den anderen Dienstherren unter der Aufsicht des Landes die nach den beson-

deren Bestimmungen in Teil 6 bestimmten dienstvorgesetzten Stellen zuständig. § 17 Abs. 1 

Satz 2 Halbsatz 2 sowie § 81 bleiben unberührt. 

(5) Die Abschlussentscheidung ist von der oder dem Dienstvorgesetzten, deren oder dessen 

allgemeiner Vertreterin oder allgemeinem Vertreter, der Leiterin oder dem Leiter der für Per-

sonalangelegenheiten zuständigen Abteilung oder in Gemeinden und Gemeindeverbänden 

durch die Leiterin oder den Leiter des für Personalangelegenheiten zuständigen Dezernates 

oder Amtes zu unterzeichnen. In den Fällen der §§ 33, 34 ist sie der Beamtin oder dem Beam-

ten zuzustellen. Die höhere dienstvorgesetzte Stelle ist über die getroffene Abschlussentschei-

dung unverzüglich zu unterrichten. 

 

§ 33 Einstellungsverfügung 
(1) Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn 

1. ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist, 

2. ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, eine Disziplinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt 

erscheint, 

3. nach § 14 oder § 15 eine Disziplinarmaßnahme nicht ausgesprochen werden darf oder 

4. das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme aus sonstigen Gründen unzulässig 

ist. 

(2) Das Disziplinarverfahren wird ferner eingestellt, wenn 

1. die Beamtin oder der Beamte stirbt, 

2. das Beamtenverhältnis durch Entlassung, Verlust der Beamtenrechte oder Entfernung endet 

und die Beamtin oder der Beamte keine Versorgung aus einem anderen Beamtenverhältnis 

erhält, 

3. bei einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten die Folgen einer gerichtli-

chen Entscheidung nach § 74 Absatz 1 und 3 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes eintre-

ten oder 

4. die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte der obersten Dienstbehörde gegen-

über auf ihre oder seine Rechte schriftlich verzichtet. 
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(3) Ungeachtet der Einstellung können die höhere dienstvorgesetzte Stelle oder die oberste 

Dienstbehörde wegen desselben Sachverhalts eine Verfügung nach Absatz 1 oder Absatz 2 

oder § 34 erlassen oder Disziplinarklage nach § 35 erheben. Eine Entscheidung nach Satz 1 ist 

nur innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der Einstellungsverfügung zulässig, es sei 

denn, es ergeht wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tat-

sächlichen Feststellungen, die von denjenigen tatsächlichen Feststellungen, auf denen die 

Entscheidung beruht, abweichen. Erfordert eine Neuentscheidung im Sinne des Satzes 1 die 

Durchführung weiterer Ermittlungen, so wird der Lauf der Frist des Satzes 2 für die Dauer ihrer 

Durchführung gehemmt. 

  

§ 34 Disziplinarverfügung 
(1) Ist ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ru-

hegehalts angezeigt, wird eine solche Maßnahme durch Disziplinarverfügung ausgesprochen. 

(2) Die höhere dienstvorgesetzte Stelle oder die oberste Dienstbehörde können eine Diszipli-

narverfügung einer nachgeordneten dienstvorgesetzten Stelle, die oberste Dienstbehörde 

auch eine von ihr selbst erlassene Disziplinarverfügung jederzeit aufheben. Sie können in der 

Sache neu entscheiden. Eine Verschärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art oder Höhe oder 

die Erhebung der Disziplinarklage ist nur innerhalb von drei Monaten nach der Zustellung der 

Disziplinarverfügung zulässig, es sei denn, es ergeht wegen desselben Sachverhalts ein rechts-

kräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen Feststellungen, die von denjenigen tatsächlichen 

Feststellungen, auf denen die Entscheidung beruht, abweichen. Erfordert eine Neuentschei-

dung im Sinne des Satzes 2 die Durchführung weiterer Ermittlungen, so wird der Lauf der Frist 

des Satzes 3 für die Dauer ihrer Durchführung gehemmt. 

 

§ 35 Erhebung der Disziplinarklage273 
(1) Soll gegen eine Beamtin oder einen Beamten auf Zurückstufung oder auf Entfernung aus 

dem Beamtenverhältnis oder gegen eine Ruhestandsbeamtin oder einen Ruhestandsbeamten 

auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt werden, ist Disziplinarklage zu erheben. 

(2) Die höhere dienstvorgesetzte Stelle sowie die oberste Dienstbehörde können jederzeit die 

Befugnis einer nachgeordneten dienstvorgesetzten Stelle an sich ziehen; in den Fällen der §§ 

79 Abs. 2 und 3, 80 Satz 2 gelten sie als Behörde des klagenden Dienstherrn. 

  
§ 36 Verfahren bei nachträglicher Entscheidung  im Straf- oder Bußgeldverfahren 
(1) Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Disziplinarverfügung in einem Straf- 

oder Bußgeldverfahren, das wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden ist, unanfecht-

bar eine Entscheidung, nach der gemäß § 14 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre, ist 

die Disziplinarverfügung auf Antrag der Beamtin oder des Beamten aufzuheben und das Diszip-

linarverfahren einzustellen. 

(2) Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie beginnt mit dem Tag, an dem die Beamtin oder 

der Beamte von der in Absatz 1 bezeichneten Entscheidung Kenntnis erhält. 

  

 
                                                                                       
273 Beteiligungstatbestand: § 73 Nr. 6 LPVG (Mitwirkung) 
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§ 37 Kostentragungspflicht 
(1) Der Beamtin oder dem Beamten, gegen die oder den eine Disziplinarmaßnahme verhängt 

wird, können die entstandenen Auslagen auferlegt werden. Bildet das Dienstvergehen, das zur 

Last gelegt wird, nur zum Teil die Grundlage für die Disziplinarverfügung oder sind durch Er-

mittlungen, deren Ergebnis zugunsten der Beamtin oder des Beamten ausgefallen ist, beson-

dere Kosten entstanden, können die Auslagen nur in verhältnismäßigem Umfang auferlegt 

werden. 

(2) Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der Dienstherr die entstandenen Auslagen. 

Erfolgt die Einstellung trotz Vorliegens eines Dienstvergehens, können die Auslagen der Beam-

tin oder dem Beamten auferlegt oder im Verhältnis geteilt werden. 

(3) Stellt die Beamtin oder der Beamte einen Antrag nach § 36, gilt im Fall der Ablehnung des 

Antrags Absatz 1, andernfalls Absatz 2 entsprechend. 

(4) Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen trägt, hat er der Beamtin oder dem Be-

amten auch die Aufwendungen zu erstatten, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 

notwendig waren. Die Gebühren und Auslagen von Bevollmächtigten oder Beiständen sind 

erstattungsfähig. Aufwendungen, die durch das Verschulden der Beamtin oder des Beamten 

entstanden sind, sind von dieser oder diesem selbst zu tragen; das Verschulden einer Vertrete-

rin oder eines Vertreters ist zuzurechnen. 

(5) Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebührenfrei. 

Kapitel 4 Vorläufige Dienstenthebung und Einbehaltung von Bezügen 
 

§ 38 Zulässigkeit 
(1) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde kann eine Beamtin oder einen 

Beamten gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens vorläufig des 

Dienstes entheben, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem 

Beamtenverhältnis erkannt werden oder wenn bei einer Person im Beamtenverhältnis auf 

Probe oder auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung nach § 5 Abs. 3 in Verbindung mit § 23 

Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des Beamtenstatusgesetzes erfolgen wird. Sie kann die Beamtin oder 

den Beamten außerdem vorläufig des Dienstes entheben, wenn durch das Verbleiben im 

Dienst der Dienstbetrieb oder die Ermittlungen wesentlich beeinträchtigt würden und die 

vorläufige Dienstenthebung zu der Bedeutung der Sache und der zu erwartenden Disziplinar-

maßnahme nicht außer Verhältnis steht. 

(2) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behörde kann gleichzeitig mit oder 

nach der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass bis zu 50 Prozent der monatlichen 

Dienst- oder Anwärterbezüge einbehalten werden, wenn im Disziplinarverfahren voraussicht-

lich auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis erkannt werden oder bei einer Person im 

Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung nach § 5 Abs. 3 

in Verbindung mit § 23 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des Beamtenstatusgesetzes erfolgen wird. 

(3) Die nach § 81 zuständige Stelle kann gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Diszipli-

narverfahrens anordnen, dass bis zu 30 Prozent des Ruhegehalts einbehalten werden, wenn im 

Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt werden wird. 

(4) Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind zuzustellen. 
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§ 39 Rechtswirkungen 
(1) Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zustellung, die Einbehaltung von Bezügen mit 

dem auf die Zustellung folgenden Fälligkeitstag wirksam und vollziehbar. Sie erstrecken sich 

auf alle Ämter, welche die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt der Entscheidung inne hat. 

(2) Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen die im Zusammenhang mit dem Amt 

entstandenen Ansprüche auf Aufwandsentschädigung. Die Rechtswirkungen des § 29 Absatz 6 

des Landesbesoldungsgesetzes bleiben unberührt. 

(3) Wird die Beamtin oder der Beamte während eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst 

vorläufig des Dienstes enthoben, dauert der nach § 11 Absatz 1 des Landesbesoldungsgesetzes 

begründete Verlust der Bezüge fort. Er endet mit dem Zeitpunkt, zu dem die Beamtin oder der 

Beamte den Dienst aufgenommen hätte, wenn sie oder er hieran nicht durch die vorläufige 

Dienstenthebung gehindert worden wäre. Der Zeitpunkt ist von der nach § 32 zuständigen 

Stelle festzustellen und mitzuteilen. 

(4) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Bezügen enden mit dem rechts-

kräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens. 

 
§ 40 Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Beträge 
(1) Die nach § 38 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge verfallen, wenn 

1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder auf Aberkennung 

des Ruhegehalts erkannt worden oder eine Entlassung nach § 5 Abs. 3 Satz 2 dieses Gesetzes 

in Verbindung mit § 23 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 des Beamtenstatusgesetzes - BeamtStG erfolgt 

ist, 

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Strafverfahren eine Strafe verhängt 

worden ist, die den Verlust der Rechte als Beamtin oder Beamter oder als Ruhestandsbeamtin 

oder Ruhestandsbeamter zur Folge hat, 

3. das Disziplinarverfahren auf Grund des § 33 Abs. 1 Nr. 3 eingestellt worden ist und ein neues 

Disziplinarverfahren, das innerhalb von drei Monaten nach der Einstellung wegen desselben 

Sachverhalts eingeleitet worden ist, zur Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder zur Aber-

kennung des Ruhegehalts geführt hat oder 

4. das Disziplinarverfahren wegen Entlassung aus dem Beamtenverhältnis eingestellt worden 

ist und die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Stelle festgestellt hat, dass die 

Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder die Aberkennung des Ruhegehalts gerechtfertigt 

gewesen wäre. 

(2) Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in den Fällen des Absatzes 1 unanfecht-

bar abgeschlossen, sind die nach § 38 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf 

die nachzuzahlenden Dienstbezüge können Einkünfte aus genehmigungspflichtigen Nebentä-

tigkeiten (§ 49 des Landesbeamtengesetzes) angerechnet werden, welche die Beamtin oder 

der Beamte aus Anlass der vorläufigen Dienstenthebung ausgeübt hat, wenn eine Disziplinar-

maßnahme verhängt worden ist oder die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige 

Stelle feststellt, dass ein Dienstvergehen erwiesen ist. Die Beamtin oder der Beamte ist ver-

pflichtet, über die Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu geben. 
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Teil 4 Gerichtliches Disziplinarverfahren 

Kapitel 1 Disziplinargerichtsbarkeit 
 

§ 45 Zuständigkeit 
(1) Die Aufgaben der Disziplinargerichtsbarkeit nach diesem Gesetz nehmen die Gerichte der 

Verwaltungsgerichtsbarkeit wahr. Hierzu werden bei den Verwaltungsgerichten in Düsseldorf 

und Münster Kammern und bei dem Oberverwaltungsgericht Senate für Disziplinarsachen 

gebildet. 

(2) Das Verwaltungsgericht Düsseldorf ist zuständig, wenn die Beamtin oder der Beamte im 

Zeitpunkt der Zustellung der Abschlussentscheidung oder der Erhebung der Disziplinarklage 

den dienstlichen Wohnsitz im Bereich der Regierungsbezirke Düsseldorf oder Köln oder außer-

halb des Landes hat. Im Übrigen ist das Verwaltungsgericht Münster zuständig. Bei Ruhe-

standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten ist der Wohnsitz oder, wenn dieser außerhalb des 

Landes liegt, der letzte dienstliche Wohnsitz im Lande maßgeblich. Lag auch dieser außerhalb 

des Landes, gilt Satz 1 entsprechend. 

  

§ 46 Kammer für Disziplinarsachen 
(1) Mitglieder der Kammer für Disziplinarsachen sind die oder der Vorsitzende, ihre oder seine 

Stellvertreterinnen oder Stellvertreter, weitere Berufsrichterinnen und Berufsrichter sowie 

Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisitzer als ehrenamtliche Richterinnen und Richter. 

(2) Die Berufsrichterinnen und Berufsrichter müssen auf Lebenszeit ernannt sein und das 

fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben. 

(3) Die Beamtenbeisitzerinnen und Beamtenbeisitzer müssen auf Lebenszeit oder Zeit ernann-

te Beamtinnen und Beamte sein, die das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben und 

bei ihrer Ernennung ihren dienstlichen Wohnsitz im Kammerbezirk haben. Sie werden nach 

den für ehrenamtliche Richterinnen und Richter geltenden Vorschriften der Verwaltungsge-

richtsordnung berufen; dabei ist § 47 Absatz 4 zu berücksichtigen. Die obersten Landesbehör-

den und die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverbände der Beamtinnen 

und Beamten können Vorschläge machen. Für Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 1 Abs. 3 

wird das Vorschlagsrecht von den obersten Bundesbehörden und den Spitzenorganisationen 

der Gewerkschaften und Berufsverbände der Beamtinnen und Beamten ausgeübt. 

(4) Die Vorschriften des Landesbeamtenversorgungsgesetzes über die Unfallfürsorge und § 82 

Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes finden auf einen Unfall entsprechende Anwendung, den 

eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer in Ausübung oder infolge der Tätigkeit als 

Mitglied einer Kammer für Disziplinarsachen erleidet. Das Land erstattet dem Dienstherrn 

dessen Aufwendungen insoweit, als sie die Besoldung oder die sich nach den allgemeinen 

Vorschriften ergebende Versorgung übersteigen. 

  

§ 47 Zusammensetzung 
(1) Die Kammer für Disziplinarsachen entscheidet in der Besetzung von zwei Richterinnen oder 

Richtern und einer Beamtenbeisitzerin oder einem Beamtenbeisitzer, soweit nicht eine Einzel-
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richterin oder ein  Einzelrichter entscheidet. In dem Verfahren der Disziplinarklage ist eine 

Übertragung auf die Einzelrichterin oder den Einzelrichter ausgeschlossen. 

(2) Bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden (§ 84 

Verwaltungsgerichtsordnung) wirkt die Beamtenbeisitzerin oder der Beamtenbeisitzer nicht 

mit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(3) Weist die Rechtssache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art auf, 

kann die Fachkammer nach Anhörung der Beteiligten beschließen, dass abweichend von Ab-

satz 2 auch bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung die Beamtenbeisitzerin 

oder der Beamtenbeisitzer mitwirkt. 

(4) Die Beamtenbeisitzerin oder der Beamtenbeisitzer soll der Laufbahn der betroffenen Be-

amtin oder des betroffenen Beamten angehören; bei beschuldigten Beamtinnen soll möglichst 

eine Frau das Beisitzeramt ausüben. 

  

§ 48 Ausschluss von der Ausübung des Richteramts 
(1) Eine Richterin oder ein Richter sowie eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer ist 

von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen, wenn sie oder er 

1. durch das Dienstvergehen verletzt ist, 

2.Ehegattin, Ehegatte, Lebenspartnerin, Lebenspartner, gesetzliche Vertreterin oder gesetzli-

cher Vertreter der Beamtin oder des Beamten oder der oder des Verletzten ist oder war, 

3. mit der Beamtin oder dem Beamten oder der oder dem Verletzten in gerader Linie verwandt 

oder verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten 

Grad verschwägert ist oder war, 

4.in dem Disziplinarverfahren gegen die Beamtin oder den Beamten tätig war oder als Zeugin 

oder Zeuge gehört wurde oder als Sachverständige oder Sachverständiger ein Gutachten er-

stattet hat, 

5. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf- oder Bußgeldverfahren gegen 

die Beamtin oder den Beamten beteiligt war, 

6. Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Beamtin oder des Beamten ist oder war oder 

bei einer dienstvorgesetzten Stelle mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten der 

Beamtin oder des Beamten befasst ist. 

(2) Eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer ist auch ausgeschlossen, wenn sie oder 

er der Dienststelle der Beamtin oder des Beamten angehört. 

 

§ 49 Nichtheranziehung einer Beamtenbeisitzerin oder eines Beamtenbeisitzers 
Eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer, gegen die oder den Disziplinarklage oder 

wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat die öffentliche Klage erhoben oder der Erlass 

eines Strafbefehls beantragt oder der oder dem die Führung ihrer oder seiner Dienstgeschäfte 

verboten worden ist, darf während dieser Verfahren oder für die Dauer des Verbots zur Aus-

übung ihres oder seines Amtes nicht herangezogen werden. 

  

§ 50 Erlöschen des Amtes der Beamtenbeisitzerin oder des Beamtenbeisitzers 
(1) Das Amt der Beamtenbeisitzerin oder des Beamtenbeisitzers erlischt, wenn 

1. sie oder er im Strafverfahren rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, 
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2. im Disziplinarverfahren gegen sie oder ihn unanfechtbar eine Disziplinarmaßnahme mit 

Ausnahme eines Verweises ausgesprochen worden ist, 

3. sie oder er in ein Amt außerhalb des Bezirks, für den das Gericht zuständig ist, versetzt wird, 

4. das Beamtenverhältnis endet oder 

5. die Voraussetzungen für das Amt des Beamtenbeisitzers nach § 46 Abs. 3 Satz 1 von Anfang 

an nicht vorlagen. 

Im Falle des Satzes 1 Nr. 3 tritt das Erlöschen des Amtes der Beamtenbeisitzerin oder des 

Beamtenbeisitzers mit Ablauf eines Monats nach Zustellung der Versetzungsverfügung ein. 

(2) In besonderen Härtefällen kann die Beamtenbeisitzerin oder der Beamtenbeisitzer auch auf 

Antrag von der weiteren Ausübung des Amtes entbunden werden. Über den Antrag entschei-

det die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer durch Beschluss. 

Der Beschluss ist unanfechtbar. 

 

§ 51  Senate für Disziplinarsachen 
(1) Für die Senate für Disziplinarsachen des Oberverwaltungsgerichtes gelten § 46 Abs. 2 und 3 

sowie §§ 48 bis 50 entsprechend. 

(2) Die Senate für Disziplinarsachen entscheiden mit drei Richterinnen oder Richtern und zwei 

Beamtenbeisitzerinnen oder Beamtenbeisitzern. § 47 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 gilt entspre-

chend. 

Kapitel 2 Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht 

Abschnitt 1 Klageverfahren 
 

§ 52 Erhebung der Disziplinarklage 
(1) Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. 

(2) Die Klageschrift muss den persönlichen und beruflichen Werdegang der Beamtin oder des 

Beamten, den bisherigen Gang des Disziplinarverfahrens, die Tatsachen, in denen ein Dienst-

vergehen gesehen wird, und die anderen Tatsachen und Beweismittel, die für die Entscheidung 

bedeutsam sind, geordnet darstellen. Sie muss erkennen lassen, dass die Verhängung einer 

Maßnahme angestrebt wird, die nur mit einer Disziplinarklage verfolgt werden kann. Liegen 

die Voraussetzungen des § 23 Abs. 1 vor, kann wegen der Tatsachen, in denen ein Dienstver-

gehen gesehen wird, auf die bindenden Feststellungen der ihnen zugrunde liegenden Urteile 

verwiesen werden. 

 

§ 53 Nachtragsdisziplinarklage 
(1) Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer anhängigen Disziplinarklage sind, können nur 

durch Erhebung einer Nachtragsdisziplinarklage in das Disziplinarverfahren einbezogen wer-

den. 

(2) Wird die Einbeziehung neuer Handlungen für angezeigt gehalten, ist dies dem Gericht unter 

Angabe der konkreten Anhaltspunkte, die den Verdacht einer weiteren Dienstpflichtverletzung 

rechtfertigen, mitzuteilen. Das Gericht setzt das Disziplinarverfahren vorbehaltlich des Absat-

zes 3 aus und bestimmt eine Frist, bis zu der die Nachtragsdisziplinarklage erhoben werden 



Landesdisziplinargesetz 

458 

 

kann. Die Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag verlängert werden, wenn sie 

aus nicht zu vertretenden Gründen voraussichtlich nicht eingehalten werden kann. Die Frist-

setzung und ihre Verlängerung erfolgen durch Beschluss. Der Beschluss ist unanfechtbar. 

(3) Das Gericht kann von einer Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach Absatz 2 absehen, 

wenn die neuen Handlungen für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme 

voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen; Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Die neuen 

Handlungen können auch Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein. 

(4) Wird innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist nicht Nachtragsdisziplinarklage erho-

ben, setzt das Gericht das Disziplinarverfahren ohne Einbeziehung der neuen Handlungen fort; 

Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

  

§ 54 Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift 
(1) Bei einer Disziplinarklage hat die Beamtin oder der Beamte wesentliche Mängel des be-

hördlichen Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift innerhalb eines Monats nach Zustellung 

der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage geltend zu machen. Gleichzeitig mit der Zustel-

lung ist die Beamtin oder der Beamte über die Folgen einer Fristversäumung (Absatz 2) zu 

belehren. 

(2) Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht innerhalb der Frist des Absatzes 1 geltend ge-

macht werden, kann das Gericht unberücksichtigt lassen, wenn ihre Berücksichtigung nach 

seiner freien Überzeugung die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern würde und die 

Beamtin oder der Beamte über die Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt 

nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden. 

(3) Das Gericht kann dem Dienstherrn zur Beseitigung eines wesentlichen Mangels, den die 

Beamtin oder der Beamte rechtzeitig geltend gemacht hat oder dessen Berücksichtigung es 

unabhängig davon für angezeigt hält, eine Frist setzen. § 53 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entspre-

chend. Wird der Mangel innerhalb der Frist nicht beseitigt, wird das Disziplinarverfahren durch 

Beschluss des Gerichts eingestellt. 

(4) Die rechtskräftige Einstellung nach Absatz 3 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich. 

  

§ 55 Beschränkung des Disziplinarverfahrens 
(1) Das Gericht kann das Disziplinarverfahren beschränken, indem es solche Handlungen aus-

scheidet, die für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht oder vo-

raussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die ausgeschiedenen Handlungen können nicht wieder in 

das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen für die Be-

schränkung entfallen nachträglich. 

(2) Werden die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach dem 

unanfechtbaren Abschluss des Disziplinarverfahrens nicht zum Gegenstand eines neuen Diszip-

linarverfahrens gemacht werden. 

(3) Der Beschluss, mit dem eine Handlung aus dem Disziplinarverfahren ausgeschieden worden 

ist, ist unanfechtbar. 

 

§ 56 Bindung an tatsächliche Feststellungen aus anderen Verfahren 
(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im Straf- oder Bußgeldverfah-

ren oder im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das nach § 11 Absatz 1 des Landesbe-
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soldungsgesetzes über den Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst 

entschieden worden ist, sind im Disziplinarverfahren, das denselben Sachverhalt zum Gegen-

stand hat, für das Gericht bindend. Es hat jedoch die erneute Prüfung solcher Feststellungen zu 

beschließen, die offenkundig unrichtig sind; dies ist in den Urteilsgründen zum Ausdruck zu 

bringen. Der Beschluss nach Satz 2 Halbsatz 2 ist unanfechtbar. 

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststel-

lungen sind nicht bindend, können aber der Entscheidung ohne erneute Prüfung zugrunde 

gelegt werden. 

 

§ 57 Beweisaufnahme 
(1) Das Gericht erhebt die erforderlichen Beweise. §§ 27, 28 gelten entsprechend. 

(2) Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträge in der Klageschrift und von der Beamtin oder 

dem Beamten innerhalb eines Monats nach Zustellung der Klage oder der Nachtragsdiszipli-

narklage zu stellen. Die Beamtin oder der Beamte ist gleichzeitig mit der Zustellung über die 

Folgen einer Fristversäumung (Satz 3) zu belehren. Ein verspäteter Antrag kann abgelehnt 

werden, wenn seine Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Gerichts die Erledi-

gung des Disziplinarverfahrens verzögern würde und die Beamtin oder der Beamte über die 

Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die 

Verspätung glaubhaft gemacht werden. 

(3) Die Bestimmungen der Strafprozessordnung über die Pflicht, als Zeugin oder Zeuge auszu-

sagen oder als Sachverständige oder Sachverständiger ein Gutachten zu erstatten, über die 

Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Vernehmung von Angehörigen des öffentli-

chen Dienstes als Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige gelten entsprechend. Für Letz-

tere gelten die §§ 55, 72 der Strafprozessordnung zum Schutz vor einer etwaigen disziplinari-

schen Verfolgung entsprechend. 

  

§ 58 Nichtöffentlichkeit der Verhandlung 
Die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht einschließlich der Verkündung der Urteile und 

Beschlüsse ist nicht öffentlich. Von der obersten Dienstbehörde ermächtigten Personen, Vor-

gesetzte der beschuldigten Beamtin oder des beschuldigten Beamten oder von ihnen beauf-

tragte Beamtinnen und Beamte können der Verhandlung beiwohnen. Die oder der Vorsitzende 

kann andere Personen zulassen, wenn eine durch körperliche Gebrechen behinderte Beamtin 

oder ein durch körperliche Gebrechen behinderter Beamter ihrer Hilfe bedarf. Auf Antrag der 

Beamtin oder des Beamten ist die Öffentlichkeit herzustellen. §§ 171a bis 174, 175 Abs. 1 und 

3 des Gerichtsverfassungsgesetzes gelten entsprechend. 

  

§ 59 Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil 
(1) Das Gericht entscheidet auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil, soweit das Diszip-

linarverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird. Mit dem Einverständnis der Betei-

ligten kann es ohne mündliche Verhandlung entscheiden. § 106 der Verwaltungsgerichtsord-

nung wird nicht angewandt. 

(2) Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Handlungen zum Gegenstand der Urteilsfindung 

gemacht werden, die der Beamtin oder dem Beamten in der Klage oder der Nachtragsdiszipli-

narklage als Dienstvergehen zur Last gelegt werden. Das Gericht kann in dem Urteil 
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1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 5) erkennen oder 

2. die Disziplinarklage abweisen. 

(3) Bei der Klage gegen eine Disziplinarverfügung prüft das Gericht neben der Rechtmäßigkeit 

auch die Zweckmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung. Es kann das Disziplinarverfahren 

einstellen, wenn ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, die Verhängung einer Disziplinarmaß-

nahme jedoch nicht angezeigt erscheint. 

(4) § 275 Abs. 1 StPO gilt entsprechend. 

 

§ 60 Entscheidung durch Beschluss 
(1) Bei einer Disziplinarklage kann das Gericht, auch nach der Eröffnung der mündlichen Ver-

handlung, mit Zustimmung der Beteiligten durch Beschluss 

1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 5) erkennen, wenn nur ein Verweis, eine 

Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ruhegehalts verhängt wer-

den soll, oder 

2. die Disziplinarklage abweisen. 

Zur Erklärung der Zustimmung kann den Beteiligten von dem Gericht, der oder dem Vorsitzen-

den sowie der Berichterstatterin oder dem Berichterstatter eine Frist gesetzt werden, nach 

deren Ablauf die Zustimmung als erteilt gilt, wenn nicht ein Beteiligter widersprochen hat. Die 

Beteiligten sind über die Folgen der Zustimmung (Absatz2) und einer Fristversäumung nach 

Satz 2 zu belehren. 

(2) Die Beschwerde gegen den Beschluss nach Absatz 1 kann nur auf das Fehlen der Zustim-

mung der Beteiligten gestützt werden. 

(3) Der rechtskräftige Beschluss steht einem rechtskräftigen Urteil gleich. 

  

§ 61 Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinarbefugnisse 
(1) Soweit eine zulässige Disziplinarklage zurückgenommen worden ist, können die ihr zugrun-

de liegenden Handlungen nicht mehr Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sein. 

(2) Hat das Gericht unanfechtbar über die Klage gegen eine Disziplinarverfügung entschieden, 

ist hinsichtlich der dieser Entscheidung zugrunde liegenden Handlungen eine erneute Aus-

übung der Disziplinarbefugnisse nur wegen solcher erheblicher Tatsachen und Beweismittel 

zulässig, die keinen Eingang in das gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden haben. Eine 

Verschärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art oder Höhe oder die Erhebung der Disziplinar-

klage ist nur innerhalb von drei Monaten nach der Zustellung des Urteils zulässig, es sei denn, 

es ergeht wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen 

Feststellungen, die von denjenigen tatsächlichen Feststellungen, auf denen die Entscheidung 

beruht, abweichen. 

Abschnitt 2 Besondere Verfahren 
 

§ 62 Antrag auf gerichtliche Fristsetzung 
(1) Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht innerhalb von sechs Monaten seit der Einlei-

tung durch Einstellung, durch Erlass einer Disziplinarverfügung oder durch Erhebung der Dis-

ziplinarklage abgeschlossen worden, kann die Beamtin oder der Beamte bei dem Gericht die 
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gerichtliche Bestimmung einer Frist zum Abschluss des Disziplinarverfahrens beantragen. Die 

Frist des Satzes 1 ist gehemmt, solange das Disziplinarverfahren nach § 22 ausgesetzt ist. 

(2) Liegt ein zureichender Grund für den fehlenden Abschluss des behördlichen Disziplinarver-

fahrens innerhalb von sechs Monaten nicht vor, bestimmt das Gericht eine Frist, in der es 

abzuschließen ist. Anderenfalls lehnt es den Antrag ab. § 53 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entspre-

chend. 

(3) Wird das behördliche Disziplinarverfahren innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist 

nicht abgeschlossen, ist es durch Beschluss des Gerichts einzustellen. 

(4) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 3 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich. 

  

§ 63 Antrag auf Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung 
von Bezügen 
(1) Die Beamtin oder der Beamte kann die Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und 

der Einbehaltung von Dienst- oder Anwärterbezügen beim Gericht der Hauptsache beantra-

gen; gleiches gilt für die Ruhestandsbeamtin oder den Ruhestandsbeamten bezüglich der 

Einbehaltung von Ruhegehalt. 

(2) Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Bezügen sind auszusetzen, wenn 

ernstliche Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit bestehen. 

(3) Für die Änderung oder Aufhebung von Beschlüssen über Anträge nach Absatz 1 gilt § 80 

Abs. 7 der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend. 

(4) Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüsse des Verwaltungsgerichts über eine Ausset-

zung gilt § 146 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend. 

Kapitel 3 Disziplinarverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht 

Abschnitt 1 Berufung 
 

§ 64  Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung 
(1) Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts über eine Disziplinarklage steht den Beteiligten 

die Berufung an das Oberverwaltungsgericht zu. Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht 

innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich einzulegen und zu 

begründen. Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von der 

oder dem Vorsitzenden des zuständigen Senates für Disziplinarsachen verlängert werden. Die 

Begründung muss einen bestimmten Antrag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe 

der Anfechtung (Berufungsgründe) enthalten. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, ist die 

Berufung unzulässig. 

(2) Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts nur 

zu, wenn sie von dem Verwaltungsgericht oder dem Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. 

Die §§ 124, 124a der Verwaltungsgerichtsordnung sind anzuwenden. 
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§ 65 Berufungsverfahren 
(1) Für das Berufungsverfahren gelten die Bestimmungen über das Disziplinarverfahren vor 

dem Verwaltungsgericht entsprechend, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. § 

53 wird nicht angewandt. 

(2) Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens, die nach § 54 Abs. 2 unbe-

rücksichtigt bleiben durften, bleiben auch im Berufungsverfahren unberücksichtigt. 

(3) Ein Beweisantrag, der vor dem Verwaltungsgericht nicht innerhalb der Frist des § 57 Abs. 2 

gestellt worden ist, kann abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung nach der freien 

Überzeugung des Oberverwaltungsgerichts die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern 

würde und die Beamtin oder der Beamte im ersten Rechtszug über die Folgen der Fristver-

säumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung 

glaubhaft gemacht werden. 

(4) Die durch das Verwaltungsgericht erhobenen Beweise können der Entscheidung ohne 

erneute Beweisaufnahme zugrunde gelegt werden. 

Abschnitt 2 Beschwerde 
 

§ 66 Zulässigkeit 
Gegen Beschlüsse des Verwaltungsgerichts steht den Beteiligten die Beschwerde an das Ober-

verwaltungsgericht zu, soweit nicht in diesem Gesetz oder der Verwaltungsgerichtsordnung 

etwas anderes bestimmt ist. 

Kapitel 4 Disziplinarverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
  

§ 67 Revision; Ausschluss der Sprungrevision 
Gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes steht den Beteiligten die Revision an das Bun-

desverwaltungsgericht zu, wenn das Oberverwaltungsgericht oder auf Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung das Bundesverwaltungsgericht sie zugelassen hat. Die Sprungrevision nach § 

134 der Verwaltungsgerichtsordnung ist ausgeschlossen. 

 

Kapitel 5 Wiederaufnahme des gerichtlichen Disziplinarverfahrens 
 

§ 68 Wiederaufnahmegründe 
(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfah-

rens ist zulässig, wenn 

1. in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme ausgesprochen worden ist, die nach Art oder Höhe 

im Gesetz nicht vorgesehen ist, 

2. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die erheblich und neu sind, 

3. das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder verfälschten Urkunde oder auf einem vorsätz-

lich oder fahrlässig falsch abgegebenen Zeugnis oder Gutachten beruht, 

4. ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen das Urteil im Disziplinarverfahren beruht, 

durch ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden ist, 
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5. an dem Urteil eine Richterin, ein Richter, eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer 

mitgewirkt hat, die oder der sich in dieser Sache der strafbaren Verletzung einer Amtspflicht 

schuldig gemacht hat, 

6. an dem Urteil eine Richterin, ein Richter, eine Beamtenbeisitzerin oder ein Beamtenbeisitzer 

mitgewirkt hat, die oder der von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen 

war, es sei denn, dass die Gründe für den gesetzlichen Ausschluss bereits erfolglos geltend 

gemacht worden waren, 

7. die Beamtin oder der Beamte nachträglich glaubhaft ein Dienstvergehen eingesteht, das in 

dem Disziplinarverfahren nicht hat festgestellt werden können, oder 

8. im Verfahren der Disziplinarklage nach dessen rechtskräftigem Abschluss in einem wegen 

desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Ent-

scheidung ergeht, nach der gemäß § 14 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre. 

(2) Erheblich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, wenn sie allein 

oder in Verbindung mit den früher getroffenen Feststellungen geeignet sind, eine andere 

Entscheidung, die Ziel der Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens sein kann, zu begründen. 

Neu im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, die dem Gericht bei seiner 

Entscheidung nicht bekannt gewesen sind. Ergeht nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils im 

Disziplinarverfahren in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf- oder Buß-

geldverfahren ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen Feststellungen, die von 

denjenigen tatsächlichen Feststellungen des Urteils im Disziplinarverfahren abweichen, auf 

denen es beruht, gelten die abweichenden Feststellungen des Urteils im Straf- oder Bußgeld-

verfahren als neue Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 ist die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens 

nur zulässig, wenn wegen der behaupteten Handlung eine rechtskräftige strafgerichtliche 

Verurteilung erfolgt ist oder wenn ein strafgerichtliches Verfahren aus anderen Gründen als 

wegen Mangels an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt werden kann. 

 

 § 69 Unzulässigkeit der Wiederaufnahme 
(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfah-

rens ist unzulässig, wenn nach dem Eintritt der Rechtskraft 

1. ein Urteil im Straf- oder Bußgeldverfahren ergangen ist, das sich auf denselben Sachverhalt 

gründet und diesen ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben 

worden ist, oder 

2. ein Urteil im Strafverfahren ergangen ist, durch das die oder der Verurteilte ihr oder sein 

Amt oder ihren oder seinen Anspruch auf Ruhegehalt verloren hat oder ihn verloren hätte, 

wenn sie oder er noch im Dienst gewesen wäre oder Ruhegehalt bezogen hätte. 

(2) Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens zuungunsten der Beamtin oder des Beam-

ten ist außerdem unzulässig, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils drei Jahre 

vergangen sind. 

 

§ 70 Frist, Verfahren 
(1) Der Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens ist binnen drei Monaten, nach-

dem die oder der Antragsberechtigte von dem Wiederaufnahmegrund Kenntnis erhalten hat, 

bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird, schriftlich oder zur Niederschrift der 



Landesdisziplinargesetz 

464 

 

Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzureichen. Im Falle des 

Todes der Beamtin oder des Beamten können die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebens-

partnerin oder der Lebenspartner, Verwandte aufsteigender und absteigender Linie und Ge-

schwister die Wiederaufnahme beantragen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil ange-

ben. Er ist unter Bezeichnung der Beweismittel zu begründen. 

(2) Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen über das gerichtliche Disziplinarver-

fahren entsprechend, soweit sich aus §§ 70 bis 72 nichts anderes ergibt. 

  

§ 71 Mündliche Verhandlung, Entscheidung des Gerichts 
(1) Das Gericht entscheidet auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil, wenn das Wie-

deraufnahmeverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird. 

(2) Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts und des Oberverwaltungsgerichts kann das in 

dem jeweiligen Verfahren statthafte Rechtsmittel eingelegt werden. 

  

§  72 Entscheidung durch Beschluss 
(1) Das Gericht kann den Antrag, auch nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, durch 

Beschluss verwerfen, wenn es die gesetzlichen Voraussetzungen für seine Zulassung nicht für 

gegeben oder ihn für offensichtlich unbegründet hält. 

(2) Das Gericht kann vor der Eröffnung der mündlichen Verhandlung mit Zustimmung der 

zuständigen Behörde durch Beschluss das angefochtene Urteil aufheben und die Disziplinar-

klage abweisen oder die Disziplinarverfügung aufheben. Der Beschluss ist unanfechtbar. 

(3) Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 sowie der Beschluss nach Absatz 2 stehen einem 

rechtskräftigen Urteil gleich. 

  

§ 73 Rechtswirkungen, Entschädigung 
 (1) Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das angefochtene Urteil zugunsten der Beamtin 

oder des Beamten aufgehoben, erhält diese oder dieser von dem Eintritt der Rechtskraft des 

aufgehobenen Urteils an die Rechtsstellung, die sie oder er erhalten hätte, wenn das aufgeho-

bene Urteil der Entscheidung entsprochen hätte, die im Wiederaufnahmeverfahren ergangen 

ist. Wurde in dem aufgehobenen Urteil auf Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder auf 

Aberkennung des Ruhegehalts erkannt, gilt § 29 des Landesbeamtengesetzes entsprechend. 

(2) Die Beamtin oder der Beamte und die Personen, gegenüber denen kraft Gesetzes eine 

Unterhaltspflicht besteht, können im Falle des Absatzes 1 neben den hiernach nachträglich zu 

gewährenden Bezügen in entsprechender Anwendung des Gesetzes über die Entschädigung 

für Strafverfolgungsmaßnahmen vom 8. März 1971 (BGBl. I S. 157) in der jeweils geltenden 

Fassung Ersatz des sonstigen Schadens vom Dienstherrn verlangen. Der Anspruch ist innerhalb 

von drei Monaten nach dem rechtskräftigen Abschluss des Wiederaufnahmeverfahrens bei der 

für die Erhebung der Disziplinarklage zuständigen Behörde geltend zu machen. 
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Kapitel 6 Kostenentscheidung im gerichtlichen Disziplinarverfahren 
 

§ 74 Kostentragungspflicht und erstattungsfähige Kosten 
(1) Für die Kostentragungspflicht der Beteiligten und die Erstattungsfähigkeit der Kosten gelten 

die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend, sofern sich aus den nach-

folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens eines Dienstvergehens aufgehoben, können 

die Kosten ganz oder teilweise der Beamtin oder dem Beamten auferlegt werden. 

(3) In Verfahren über den Antrag auf gerichtliche Fristsetzung (§ 62) hat das Gericht zugleich 

mit der Entscheidung über den Fristsetzungsantrag über die Kosten des Verfahrens zu befin-

den. 

(4) Kosten im Sinne dieser Vorschrift sind auch die Kosten des behördlichen Disziplinarverfah-

rens. 

  

§ 75 Gerichtskosten 
In gerichtlichen Disziplinarverfahren werden Gebühren nach dem Gebührenverzeichnis der 

Anlage zu diesem Gesetz erhoben. Im Übrigen sind die für die Kosten in Verfahren vor den 

Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit geltenden Vorschriften des Gerichtskostengesetzes 

entsprechend anwendbar. 

Teil 5 Unterhaltsbeitrag, Unterhaltsleistung und Begnadigung 
 

 § 76 Unterhaltsbeitrag bei Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder bei Aber-
kennung des Ruhegehalts 
(1) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 10 Abs. 3 oder § 12 Abs. 2 beginnt, soweit in der 

Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, zum Zeitpunkt des Verlusts der Dienstbezüge oder 

des Ruhegehalts. 

(2) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 12 Abs. 2 steht unter dem Vorbehalt der Rück-

forderung, wenn für denselben Zeitraum eine Rente auf Grund der Nachversicherung gewährt 

wird. Zur Sicherung des Rückforderungsanspruchs hat die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhe-

standsbeamte eine entsprechende Abtretungserklärung abzugeben. 

(3) Das Gericht kann in der Entscheidung bestimmen, dass der Unterhaltsbeitrag ganz oder 

teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren Unterhalt die Beamtin oder der Beamte oder die 

Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte verpflichtet ist; nach Rechtskraft der Ent-

scheidung kann dies die oberste Dienstbehörde bestimmen. 

(4) Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 

18a Abs. 2 sowie Abs. 3 Satz 1 und 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch angerechnet. Die 

frühere Beamtin oder der frühere Beamte oder die frühere Ruhestandsbeamtin oder der 

frühere Ruhestandsbeamte ist verpflichtet, der zuletzt zuständigen dienstvorgesetzten Stelle 

alle Änderungen in den Verhältnissen, die für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags bedeutsam 

sein können, unverzüglich anzuzeigen. Wird dieser Pflicht schuldhaft nicht nachgekommen, 

kann der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit entzogen 

werden. Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde. 
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(5) Die oberste Dienstbehörde kann ihre Befugnisse nach Absatz 3 Halbsatz 2 und Absatz 4 Satz 

4 durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise auf nachgeordnete dienstvorgesetzte Stellen 

übertragen. 

(6) Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn die oder der Betroffene wieder in 

ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis berufen wird. 

  

§ 77 Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung von Straftaten 
(1) Im Falle der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder der Aberkennung des Ruhege-

halts kann die zuletzt zuständige oberste Dienstbehörde der ehemaligen Beamtin oder dem 

ehemaligen Beamten oder der ehemaligen Ruhestandsbeamtin oder dem ehemaligen Ruhe-

standsbeamten, die oder der gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschen-

ken verstoßen hat, die Gewährung einer monatlichen Unterhaltsleistung zusagen, wenn sie 

oder er Wissen über Tatsachen offenbart hat, deren Kenntnis dazu beigetragen hat, Straftaten, 

insbesondere nach den §§331 bis 335 des Strafgesetzbuches, zu verhindern oder über den 

eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die Nachversicherung ist durchzuführen. 

(2) Die Unterhaltsleistung ist als Prozentsatz der Anwartschaft auf eine Altersrente, die sich aus 

der Nachversicherung ergibt, oder einer entsprechenden Leistung aus der berufsständischen 

Alterssicherung mit folgenden Maßgaben festzusetzen: 

1. Die Unterhaltsleistung darf die Höhe der Rentenanwartschaft aus der Nachversicherung 

nicht erreichen; 

2. Unterhaltsleistung und Rentenanwartschaft aus der Nachversicherung dürfen zusammen 

den Betrag nicht übersteigen, der sich als Ruhegehalt nach § 16 Absatz 1 des Landesbeamten-

versorgungsgesetzes ergäbe. 

Die Höchstgrenzen nach Satz 1 gelten auch für die Zeit des Bezugs der Unterhaltsleistung; an 

die Stelle der Rentenanwartschaft aus der Nachversicherung tritt die anteilige Rente. 

(3) Die Zahlung der Unterhaltsleistung an die frühere Beamtin oder den früheren Beamten 

kann erst erfolgen, wenn diese oder dieser die Regelaltersgrenze nach § 31 Absatz 1 oder 2 des 

Landesbeamtengesetzes erreicht hat oder eine Rente wegen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit 

aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder eine entsprechende Leistung aus der berufs-

ständischen Versorgung erhält. 

(4) Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt bei erneutem Eintritt in den öffentlichen 

Dienst sowie in den Fällen, die bei einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten 

das Erlöschen der Versorgungsbezüge nach § 74 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes zur 

Folge hätten. Die hinterbliebene Ehegattin oder der hinterbliebene Ehegatte oder die hinter-

bliebene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene Lebenspartner erhält 55 Prozent der Unter-

haltsleistung, wenn zum Zeitpunkt der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder der Aber-

kennung des Ruhegehalts die Ehe oder Lebenspartnerschaft bereits bestanden hatte. 

  

§ 78 Begnadigung 
(1) Dem Ministerpräsidenten steht das Begnadigungsrecht in Disziplinarsachen nach diesem 

Gesetz zu. Er kann es anderen Stellen übertragen. 

(2) Wird die Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder die Aberkennung des Ruhegehalts im 

Gnadenweg aufgehoben, gilt § 30 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes entsprechend. 
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Teil 6 Besondere Bestimmungen  
 

für Beamtinnen und Beamte von Dienstherren unter der Aufsicht des 
Landes und für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
 

§ 79 Beamtinnen und Beamte kommunaler Dienstherren 
((1) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte einer Gemeinde oder 

eines Gemeindeverbandes ist dienstvorgesetzte Stelle der ihr oder ihm nachgeordneten Beam-

tinnen und Beamten. Für die Hauptverwaltungsbeamtinnen und Hauptverwaltungsbeamten 

und die Kreisausschussmitglieder gilt die Aufsichtsbehörde als dienstvorgesetzte Stelle. 

(2) Als höhere dienstvorgesetzte Stelle der in Absatz 1 Satz 1 genannten nachgeordneten Be-

amtinnen und Beamten gilt die Aufsichtsbehörde. Als höhere dienstvorgesetzte Stelle der in 

Absatz 1 Satz 2 genannten Beamtinnen und Beamten gilt die obere Aufsichtsbehörde. 

(3) Als oberste Dienstbehörde für alle Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemein-

deverbände gilt das für Kommunales zuständige Ministerium; abweichend davon tritt an die 

Stelle der obersten Dienstbehörde in den Fällen der §§ 33 Abs. 2 Nr. 4 und 76 Abs. 3 Halbsatz 2 

sowie Abs. 4 Satz 4 die dienstvorgesetzte Stelle. 

  

§ 80 Beamtinnen und Beamte der anderen Dienstherren unter der Aufsicht des 
Landes 
Für die Beamtinnen und Beamten der anderen Dienstherren unter der Aufsicht des Landes 

bestimmt das für die Aufsicht zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Inneres 

zuständigen Ministerium, wem die im Gesetz bezeichneten Befugnisse der dienstvorgesetzten 

Stelle zustehen, soweit dies nicht gesetzlich bestimmt ist. § 79 gilt entsprechend. Satz 1 gilt 

entsprechend für die an nichtstaatlichen Schulen tätigen beamteten Lehrpersonen, die der 

staatlichen Bestätigung bedürfen. 

  

§ 81 Ausübung der Disziplinarbefugnisse bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten 
Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten werden die Disziplinarbefugnisse durch 

die zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand zuständige oberste Dienstbehörde ausgeübt. 

Diese kann ihre Befugnisse durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise auf nachgeordnete 

dienstvorgesetzte Stellen übertragen. Besteht die zuständige oberste Dienstbehörde nicht 

mehr, bestimmt das für Inneres zuständige Ministerium, welche Behörde zuständig ist. Für 

Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte kommunaler Dienstherren werden die Diszip-

linarbefugnisse durch die zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand zuständige dienstvor-

gesetzte Stelle ausgeübt; entsprechendes gilt für die Ausübung der Befugnisse der höheren 

dienstvorgesetzten Stelle und der obersten Dienstbehörde. 

Teil 7 Übergangs- und Schlussbestimmungen 
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§ 82 Übergangsbestimmungen 
(1) Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinarverfahren werden in der Lage, in der sie 

sich bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes befinden, nach diesem Gesetz fortgeführt, soweit in 

den Absätzen 2 bis 9 nichts Abweichendes bestimmt ist. Maßnahmen, die nach bisherigem 

Recht getroffen worden sind, bleiben rechtswirksam. 

(2) Die folgenden Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem Recht stehen folgenden Disziplinar-

maßnahmen nach diesem Gesetz gleich: 

1. die Gehaltskürzung der Kürzung der Dienstbezüge, 

2. die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt der Zurück-

stufung und 

3. die Entfernung aus dem Dienst der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis. 

(3) Förmliche Disziplinarverfahren werden nach dem zur Zeit ihrer Einleitung geltenden Recht 

fortgeführt. Für die Anschuldigung und die Durchführung des gerichtlichen Verfahrens gilt 

ebenfalls das bisherige Recht. 

(4) Statthaftigkeit, Frist und Form eines Rechtsbehelfs oder Rechtsmittels gegen eine Entschei-

dung, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes ergangen ist, bestimmen sich nach bisheri-

gem Recht. Im weiteren Verfahren gelten ebenfalls die Bestimmungen des bisherigen Rechts. 

(5) Die gemäß § 41 DO NW errichteten Disziplinargerichte werden mit dem In-Kraft-Treten 

dieses Gesetzes aufgelöst. Die zu diesem Zeitpunkt bei den Gerichten anhängigen Verfahren 

gehen in dem Stand, in dem sie sich befinden, auf das nach diesem Gesetz jeweils zuständige 

Gericht über. Die gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 DO NW berufenen Beamtenbeisitzerinnen und 

Beamtenbeisitzer üben ihr Amt nach Auflösung der Disziplinargerichte bis zum Ende ihrer 

Amtszeit bei den gemäß § 45 Abs. 1 Satz 2 gebildeten Kammern und Senaten für Disziplinarsa-

chen aus. 

(6) Die bei In-Kraft-Teten dieses Gesetzes anhängigen gerichtlichen Disziplinarverfahren wer-

den nach den Bestimmungen des bisherigen Rechts fortgeführt. 

(7) Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Ge-

setzes rechtskräftig abgeschlossen worden sind, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

(8) Die nach bisherigem Recht in einem Disziplinarverfahren ergangenen Entscheidungen sind 

nach bisherigem Recht zu vollstrecken, wenn sie unanfechtbar geworden sind. 

(9) Die Frist für das Verwertungsverbot und ihre Berechnung für die Disziplinarmaßnahmen, 

die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes verhängt worden sind, bestimmen sich nach die-

sem Gesetz. Dies gilt nicht, wenn die Frist und ihre Berechnung nach bisherigem Recht für die 

Beamtin oder den Beamten günstiger ist. 

(10) § 14 Abs. 1 Nr. 2 ist in der bisher geltenden Fassung anzuwenden, wenn das Dienstverge-

hen im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Änderungsgesetzes vollendet war. 

(11) Gebühren nach § 75 Satz 1 werden nur für die nach dem 31. Dezember 2009 anhängig 

werdenden gerichtlichen Verfahren erhoben. Dies gilt nicht für Verfahren über ein Rechtsmit-

tel, das nach dem 31. Dezember 2009 eingelegt worden ist. 

  

§ 83 Verwaltungsvorschriften 
Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt das für 

Inneres zuständige Ministerium. 
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Strafgesetzbuch (StGB)274 
 

§ 11 Personen- und Sachbegriffe 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Angehöriger: wer zu den folgenden Personen gehört: 

a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Lebenspartner, der Verlob-

te, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner der Geschwister, Geschwister der Ehegatten 

oder Lebenspartner, und zwar auch dann, wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, welche 

die Beziehung begründet hat, nicht mehr besteht oder wenn die Verwandtschaft oder Schwä-

gerschaft erloschen ist, 

b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 

2. Amtsträger: wer nach deutschem Recht 

a) Beamter oder Richter ist, 

b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder 

c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder in deren Auf-

trag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung gewählten 

Organisationsform wahrzunehmen; 

2a. Europäischer Amtsträger: wer 

a) Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank, des Rechnungshofs 

oder eines Gerichts der Europäischen Union ist, 

b) Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union oder einer auf der Grundlage 

des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung ist oder 

c) mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union oder von Aufgaben einer auf 

der Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung beauftragt ist; 

3. Richter: wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist; 

4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: wer, ohne Amtsträger zu sein, 

a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 

wahrnimmt, oder 

b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Betrieb oder Unternehmen, die für 

eine Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausführen, 

beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf 

Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist; 

5. rechtswidrige Tat: nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 

6. Unternehmen einer Tat: deren Versuch und deren Vollendung; 

7. Behörde: auch ein Gericht; 

8. Maßnahme: jede Maßregel der Besserung und Sicherung, der Verfall, die Einziehung und die 

Unbrauchbarmachung; 

9. Entgelt: jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 

(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen gesetzlichen 

Tatbestand verwirklicht, der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hinsichtlich einer 

dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit ausreichen läßt. 

                                                                                       
274 Zuletzt geändert durch Gesetz  vom 18.06.2019 (BGBl. I S. 834) 
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(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen und andere Darstel-

lungen in denjenigen Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen. 

 
§ 113 Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 
(1) Wer einem Amtsträger oder Soldaten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung von Gesetzen, 

Rechtsverordnungen, Urteilen, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügungen berufen ist, bei der 

Vornahme einer solchen Diensthandlung mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt Wider-

stand leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 

1. der Täter oder ein anderer Beteiligter eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug 

bei sich führt, 

2. der Täter durch eine Gewalttätigkeit den Angegriffenen in die Gefahr des Todes oder einer 

schweren Gesundheitsschädigung bringt oder 

3. die Tat mit einem anderen Beteiligten gemeinschaftlich begangen wird. 

(3) Die Tat ist nicht nach dieser Vorschrift strafbar, wenn die Diensthandlung nicht rechtmäßig 

ist. Dies gilt auch dann, wenn der Täter irrig annimmt, die Diensthandlung sei rechtmäßig. 

(4) Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig an, die Diensthandlung sei nicht rechtmäßig, 

und konnte er den Irrtum vermeiden, so kann das Gericht die Strafe nach seinem Ermessen 

mildern (§ 49 Abs. 2) oder bei geringer Schuld von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift 

absehen. Konnte der Täter den Irrtum nicht vermeiden und war ihm nach den ihm bekannten 

Umständen auch nicht zuzumuten, sich mit Rechtsbehelfen gegen die vermeintlich rechtswid-

rige Diensthandlung zu wehren, so ist die Tat nicht nach dieser Vorschrift strafbar; war ihm 

dies zuzumuten, so kann das Gericht die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) 

oder von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen. 

 
§ 114 Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte 
(1) Wer einen Amtsträger oder Soldaten der Bundeswehr, der zur Vollstreckung von Gesetzen, 

Rechtsverordnungen, Urteilen, Gerichtsbeschlüssen oder Verfügungen berufen ist, bei einer 

Diensthandlung tätlich angreift, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 

bestraft. 

(2) § 113 Absatz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 115 Widerstand gegen oder tätlicher Angriff auf Personen, die Vollstreckungsbeamten 
gleichstehen 
(1) Zum Schutz von Personen, die die Rechte und Pflichten eines Polizeibeamten haben oder 

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft sind, ohne Amtsträger zu sein, gelten die §§ 113 

und 114 entsprechend. 

(2) Zum Schutz von Personen, die zur Unterstützung bei der Diensthandlung hinzugezogen 

sind, gelten die §§ 113 und 114 entsprechend. 

(3) Nach § 113 wird auch bestraft, wer bei Unglücksfällen, gemeiner Gefahr oder Not Hilfeleis-

tende der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes oder eines Rettungsdienstes durch Gewalt 

oder durch Drohung mit Gewalt behindert. Nach § 114 wird bestraft, wer die Hilfeleistenden in 

diesen Situationen tätlich angreift. 
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§ 331 Vorteilsannahme275 
(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-

ders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten for-

dert, sich versprechen läßt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 

Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder 

annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten 

Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 

Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr 

Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 

 

§ 332 Bestechlichkeit 
(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-

ders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür for-

dert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder 

künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird 

mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen 

ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 

Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder 

annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und 

dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstra-

fe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei-

heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich ver-

sprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er 

sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens durch den 

Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 
(1) In besonders schweren Fällen wird 

1. eine Tat nach 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 

b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 

                                                                                       

275 vgl. § 42 BeamtStG; § 59 LBG NRW; Arbeitnehmer: § 3 Abs. 2 TVöD 
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2.eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe nicht unter 

zwei Jahren bestraft. 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn 

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert hat, daß er 

eine Diensthandlung künftig vornehme, oder 

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 

Begehung solcher Taten verbunden hat. 

 

§ 336 Unterlassen der Diensthandlung 
Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der §§ 331 bis 

335a steht das Unterlassen der Handlung gleich. 

 

§ 339 Rechtsbeugung276 
Ein Richter, ein anderer Amtsträger oder ein Schiedsrichter, welcher sich bei der Leitung oder 

Entscheidung einer Rechtssache zugunsten oder zum Nachteil einer Partei einer Beugung des 

Rechts schuldig macht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. 

 

§ 340 Körperverletzung im Amt 
(1) Ein Amtsträger, der während der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf seinen 

Dienst eine Körperverletzung begeht oder begehen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 

bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die §§ 224 bis 229 gelten für Straftaten nach Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 

 

§ 343 Aussageerpressung 
(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung an 

1. einem Strafverfahren, einem Verfahren zur Anordnung einer behördlichen Verwahrung, 

2. einem Bußgeldverfahren oder 

3. einem Disziplinarverfahren oder einem ehrengerichtlichen oder berufsgerichtlichen Verfah-

ren 

berufen ist, einen anderen körperlich mißhandelt, gegen ihn sonst Gewalt anwendet, ihm 

Gewalt androht oder ihn seelisch quält, um ihn zu nötigen, in dem Verfahren etwas auszusa-

gen oder zu erklären oder dies zu unterlassen, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-

ren. 

 

§ 344 Verfolgung Unschuldiger 
(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung an einem Strafverfahren, abgesehen von dem 

Verfahren zur Anordnung einer nicht freiheitsentziehenden Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 8), 

                                                                                       
276 vgl. § 28 BeamtStG 
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berufen ist, absichtlich oder wissentlich einen Unschuldigen oder jemanden, der sonst nach 

dem Gesetz nicht strafrechtlich verfolgt werden darf, strafrechtlich verfolgt oder auf eine 

solche Verfolgung hinwirkt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in 

minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Satz 1 

gilt sinngemäß für einen Amtsträger, der zur Mitwirkung an einem Verfahren zur Anordnung 

einer behördlichen Verwahrung berufen ist. 

(2) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung an einem Verfahren zur Anordnung einer nicht 

freiheitsentziehenden Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) berufen ist, absichtlich oder wissentlich 

jemanden, der nach dem Gesetz nicht strafrechtlich verfolgt werden darf, strafrechtlich ver-

folgt oder auf eine solche Verfolgung hinwirkt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 

fünf Jahren bestraft. Satz 1 gilt sinngemäß für einen Amtsträger, der zur Mitwirkung an 

1. einem Bußgeldverfahren oder 

2. einem Disziplinarverfahren oder einem ehrengerichtlichen oder berufsgerichtlichen Verfah-

ren berufen ist. Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 345 Vollstreckung gegen Unschuldige 
(1) Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer 

freiheitsentziehenden Maßregel der Besserung und Sicherung oder einer behördlichen Ver-

wahrung berufen ist, eine solche Strafe, Maßregel oder Verwahrung vollstreckt, obwohl sie 

nach dem Gesetz nicht vollstreckt werden darf, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 

bestraft. 

(2) Handelt der Täter leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld-

strafe. 

(3) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, als Amtsträger, der zur Mitwirkung bei der 

Vollstreckung einer Strafe oder einer Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) berufen ist, eine Strafe 

oder Maßnahme vollstreckt, obwohl sie nach dem Gesetz nicht vollstreckt werden darf, wird 

mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Ebenso wird bestraft, wer als 

Amtsträger, der zur Mitwirkung bei der Vollstreckung 

1. eines Jugendarrestes, 

2. einer Geldbuße oder Nebenfolge nach dem Ordnungswidrigkeitenrecht, 

3. eines Ordnungsgeldes oder einer Ordnungshaft oder 

4. einer Disziplinarmaßnahme oder einer ehrengerichtlichen oder berufsgerichtlichen Maß-

nahme 

berufen ist, eine solche Rechtsfolge vollstreckt, obwohl sie nach dem Gesetz nicht vollstreckt 

werden darf. Der Versuch ist strafbar. 

 
§ 348 Falschbeurkundung im Amt 
(1) Ein Amtsträger, der, zur Aufnahme öffentlicher Urkunden befugt, innerhalb seiner Zustän-

digkeit eine rechtlich erhebliche Tatsache falsch beurkundet oder in öffentliche Register, Bü-

cher oder Dateien falsch einträgt oder eingibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 



Strafgesetzbuch 

474 

 

§ 352 Gebührenüberhebung 
(1) Ein Amtsträger, Anwalt oder sonstiger Rechtsbeistand, welcher Gebühren oder andere 

Vergütungen für amtliche Verrichtungen zu seinem Vorteil zu erheben hat, wird, wenn er 

Gebühren oder Vergütungen erhebt, von denen er weiß, daß der Zahlende sie überhaupt nicht 

oder nur in geringerem Betrag schuldet, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-

strafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 353 Abgabenüberhebung, Leistungskürzung 
(1) Ein Amtsträger, der Steuern, Gebühren oder andere Abgaben für eine öffentliche Kasse zu 

erheben hat, wird, wenn er Abgaben, von denen er weiß, daß der Zahlende sie überhaupt 

nicht oder nur in geringerem Betrag schuldet, erhebt und das rechtswidrig Erhobene ganz oder 

zum Teil nicht zur Kasse bringt, mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren be-

straft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Amtsträger bei amtlichen Ausgaben an Geld oder Naturalien 

dem Empfänger rechtswidrig Abzüge macht und die Ausgaben als vollständig geleistet in Rech-

nung stellt. 

 

§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht277 
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige 

öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so 

wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine 

Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder 

eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der 

Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige öffentli-

che Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-

straft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung 

genannten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung 

oder Veröffentlichung des Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren 

Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken. 

                                                                                       

277 vgl. § 37 BeamtStG; Arbeitnehmer: § 3 Abs. 1 TVöD, vgl. auch § 54 StPO (Aussagegenehmigung), § 383 

ZPO 
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(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei 

einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

2. von der obersten Bundesbehörde 

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit sonst 

bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für 

eine solche Stelle bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des Bundes 

verpflichtet worden ist; 

3. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2. 

 

§ 355 Verletzung des Steuergeheimnisses278  
(1) Wer unbefugt 

1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 

a) in einem Verwaltungsverfahren, einem Rechnungsprüfungsverfahren oder einem gerichtli-

chen Verfahren in Steuersachen, 

b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen 

einer Steuerordnungswidrigkeit, 

c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich vorge-

schriebene Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheinigung über die bei der Besteue-

rung getroffenen Feststellungen bekannt geworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in 

Nummer 1 genannten Verfahren bekannt geworden ist, offenbart oder verwertet, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Verhältnisse eines anderen oder ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis sind dem 

Täter auch dann als Amtsträger in einem in Satz 1 Nummer 1 genannten Verfahren bekannt 

geworden, wenn sie sich aus Daten ergeben, zu denen er Zugang hatte und die er unbefugt 

abgerufen hat. 

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 

1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

2. amtlich zugezogene Sachverständige und 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen 

Rechts. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. Bei Taten 

amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betroffen 

ist, neben dem Verletzten antragsberechtigt. 

 

  

                                                                                       

278 § 30 Abgabenordnung 
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§ 357 Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat 
(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer rechtswidrigen Tat im Amt verleitet 

oder zu verleiten unternimmt oder eine solche rechtswidrige Tat seiner Untergebenen gesche-

hen läßt, hat die für diese rechtswidrige Tat angedrohte Strafe verwirkt. 

(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwendung, welchem eine Aufsicht oder 

Kontrolle über die Dienstgeschäfte eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern die von 

diesem letzteren Amtsträger begangene rechtswidrige Tat die zur Aufsicht oder Kontrolle 

gehörenden Geschäfte betrifft. 

 

§ 358 Nebenfolgen 
Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den §§ 

332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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Bürgerliches Gesetzbuch - BGB 
 
§ 839 Haftung bei Amtspflichtverletzung279 
(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten gegenüber obliegen-

de Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Fällt dem 

Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen werden, 

wenn der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen vermag. 

(2) Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht, so ist er für den 

daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die Pflichtverletzung in einer 

Straftat besteht. Auf eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des 

Amts findet diese Vorschrift keine Anwendung. 

(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich oder fahrlässig unterlassen 

hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 

Strafprozessordnung 
 
§ 54 Aussagegenehmigung für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
 

(1) Für die Vernehmung von Richtern, Beamten und anderen Personen des öffentlichen Diens-

tes als Zeugen über Umstände, auf die sich ihre Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht, und 

für die Genehmigung zur Aussage gelten die besonderen beamtenrechtlichen Vorschriften. 

... 

(4) Diese Vorschriften gelten auch, wenn die vorgenannten Personen nicht mehr im öffentli-

chen Dienst oder Angestellte einer Fraktion sind oder ihre Mandate beendet sind, soweit es 

sich um Tatsachen handelt, die sich während ihrer Dienst-, Beschäftigungs- oder Mandatszeit 

ereignet haben oder ihnen während ihrer Dienst-, Beschäftigungs- oder Mandatszeit zur 

Kenntnis gelangt sind. 

 

Gemeindeordnung NRW 
 

§ 74 Bedienstete der Gemeinde 
(1) Die Bediensteten der Gemeinde müssen die für ihren Arbeitsbereich erforderlichen fachli-

chen Voraussetzungen erfüllen, insbesondere die Ablegung der vorgeschriebenen Prüfungen 

nachweisen. 

(2) Der Stellenplan ist einzuhalten; Abweichungen sind nur zulässig, soweit sie aufgrund des 

Besoldungs- oder Tarifrechts zwingend erforderlich sind. 

(3) Die nach geltendem Recht auszustellenden Urkunden für Beamte sowie Arbeitsverträge 

und sonstige schriftliche Erklärungen zur Regelung der Rechtsverhältnisse von Bediensteten 

bedürfen der Unterzeichnung durch den Bürgermeister oder seinen allgemeinen Vertreter. Der 

Bürgermeister kann die Unterschriftsbefugnis durch Dienstanweisung übertragen. 

                                                                                       
279 vgl. Art. 34 GG, § 48 BeamtStG, § 80 LBG NRW; Arbeitnehmer: § 3 Abs. 6 TVöD 
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Landespersonalvertretungsgesetz NRW – LPVG280. 
 

§ 64 Allgemeine Aufgaben 
Der Personalrat hat folgende allgemeine Aufgaben: 

1. Maßnahmen, die der Dienststelle, ihren Angehörigen oder im Rahmen der Aufgabenerledi-

gung der Dienststelle der Förderung des Gemeinwohls dienen, zu beantragen, 

2. darüber zu wachen, daß die zugunsten der Beschäftigten geltenden Gesetze, Verordnungen, 

Tarifverträge, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt werden, 

3. sich für die Wahrung der Vereinigungsfreiheit der Beschäftigten einzusetzen, 

4. auf die Verhütung von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten, die für den Arbeitsschutz 

zuständigen Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen und sich für die 

Durchführung gesundheitsfördernder Maßnahmen und des Arbeitsschutzes einzusetzen, 

5. Anregungen und Beschwerden von Beschäftigten entgegenzunehmen und, falls sie berech-

tigt erscheinen, durch Verhandlung mit der Dienststelle auf ihre Erledigung hinzuwirken, 

6. die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwerbehinderter Beschäftigter und sonstiger 

schutzbedürftiger, insbesondere älterer Personen, zu fördern, 

7. Maßnahmen zur beruflichen Förderung schwerbehinderter Beschäftigter zu beantragen, 

8. an der Entwicklung der interkulturellen Öffnung der Verwaltung mitzuwirken und die Ein-

gliederung von Beschäftigten mit Migrationshintergrund in die Dienststelle sowie das Ver-

ständnis zwischen Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft zu fördern, 

9. mit der Jugend- und Auszubildendenvertretung zur Förderung der Belange der von ihr ver-

tretenen Beschäftigten eng zusammenzuarbeiten, 

10. die Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu 

fördern, 

11. Maßnahmen, die dem Umweltschutz in der Dienststelle dienen, anzuregen. 

 

§ 65 Unterrichtung 
(1) Der Personalrat ist zur Durchführung seiner Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu unter-

richten. Ihm sind die dafür erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Vor Organisationsentschei-

dungen der Dienststelle, die beteiligungspflichtige Maßnahmen zur Folge haben, ist der Perso-

nalrat frühzeitig und fortlaufend zu informieren. An Arbeitsgruppen, die der Vorbereitung 

derartiger Entscheidungen dienen, kann der Personalrat beratend teilnehmen. 

(2) Bei Einstellungen sind ihm auf Verlangen die Unterlagen aller Bewerberinnen und Bewer-

ber vorzulegen. An Gesprächen, die im Rahmen geregelter oder auf Übung beruhender Vor-

stellungsverfahren zur Auswahl unter mehreren dienststelleninternen oder dienststellenexter-

nen Bewerberinnen und Bewerbern von der Dienststelle geführt werden, kann ein Mitglied 

des Personalrats teilnehmen; dies gilt nicht in den Fällen des § 72 Abs. 1 Satz 2. Ein Mitglied 

der Jugend- und Auszubildendenvertretung kann zusätzlich teilnehmen, wenn zu den Gesprä-

chen Beschäftigte im Sinne des § 55 Absatz 1 eingeladen sind. 

(3) Personalakten oder Sammlungen von Personaldaten dürfen nur mit Zustimmung der oder 

des Beschäftigten und nur von den von ihr oder ihm bestimmten Mitgliedern des Personalrats 

                                                                                       
280 zul. geändert durch Gesetz vom 26. Februar 2019 (GV. NRW. S. 134), 
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eingesehen werden; dies gilt nicht für listenmäßig aufgeführte Personaldaten, die regelmäßig 

Entscheidungsgrundlage in beteiligungspflichtigen Angelegenheiten sind. Dienstliche Beurtei-

lungen sind auf Verlangen der oder des Beschäftigten dem Personalrat zur Kenntnis zu brin-

gen. Ein Mitglied des Personalrats kann auf Wunsch der oder des Beschäftigten an Bespre-

chungen mit entscheidungsbefugten Personen der Dienststelle teilnehmen, soweit dabei be-

teiligungspflichtige Angelegenheiten berührt werden. Das Gleiche gilt für ein Mitglied der 

Jugend- und Auszubildendenvertretung soweit es um beteiligungspflichtige Angelegenheiten 

der von ihr vertretenen Beschäftigten geht. 

(4) Die Einhaltung des Datenschutzes obliegt dem Personalrat. Der Dienststelle sind die ge-

troffenen Maßnahmen mitzuteilen.  

 

§ 72 Mitbestimmung 
(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in Personalangelegenheiten bei 

1. Einstellung, Nebenabreden zum Arbeitsvertrag, erneuter Zuweisung eines Arbeitsplatzes 

gemäß Arbeitsplatzsicherungsvorschriften sowie nach Beendigung eines Urlaubs ohne Dienst-

bezüge nach § 64 und § 70 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 

ber. S. 642) in der jeweils geltenden Fassung und nach Beendigung einer Teilzeitbeschäftigung 

im Blockmodell nach § 65 des Landesbeamtengesetzes oder den entsprechenden Regelungen 

für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und nach einer Rückkehr aus der Elternzeit ohne 

gleichzeitige Teilzeit oder aus der Pflegezeit nach § 67 des Landesbeamtengesetzes, Verlänge-

rung der Probezeit, Befristung von Arbeitsverträgen, 

2. Beförderung, Zulassung zum Aufstieg, Übertragung eines anderen Amtes mit niedrigerem 

Endgrundgehalt, 

3. Laufbahnwechsel, 

4. Eingruppierung, Höhergruppierung, Herabgruppierung, Übertragung einer höher oder nied-

riger zu bewertenden Tätigkeit, Stufenzuordnung und Verkürzung und Verlängerung der Stu-

fenlaufzeit gemäß Entgeltgrundsätzen, Bestimmung der Fallgruppen innerhalb einer Entgelt-

gruppe, wesentliche Änderung von Arbeitsverträgen, 

5. Versetzung zu einer anderen Dienststelle, Umsetzung innerhalb der Dienststelle für eine 

Dauer von mehr als drei Monaten, Umsetzung innerhalb der Dienststelle, die mit einem Wech-

sel des Dienstortes verbunden ist, wobei das Einzugsgebiet im Sinne des Umzugskostenrechts 

zum Dienstort gehört, 

6. Abordnung, Zuweisung von Beamtinnen und Beamten gemäß § 20 des Beamtenstatusgeset-

zes, Zuweisung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gemäß tarifrechtlicher Vorschrif-

ten, für eine Dauer von mehr als drei Monaten und ihrer Aufhebung, 

7. Kürzung der Anwärterbezüge oder der Unterhaltsbeihilfe, 

8. Entlassung von Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit, auf Probe oder Widerruf oder 

Entlassung aus einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis, wenn die Entlassung nicht 

selbst beantragt wurde, 

9. vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit und 

der Polizeidienstunfähigkeit, wenn die Maßnahme nicht selbst beantragt wurde, 

10. Weiterbeschäftigung von Beamtinnen und Beamten und Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern über die Altersgrenze hinaus, 

11. Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränken, 
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12. Versagung, Untersagung oder Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit, 

13. Ablehnung eines Antrags auf Teilzeitbeschäftigung, Freistellung oder Urlaub gemäß §§ 63 

bis 67, § 70 und § 74 des Landesbeamtengesetzes sowie Ablehnung einer entsprechenden 

Arbeitsvertragsänderung bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 

14. Ablehnung eines Antrags auf Einrichtung eines Arbeitsplatzes außerhalb der Dienststelle. 

Satz 1 gilt für die in § 8 Absatz 1 bis 3 und § 11 Absatz 2 Buchstabe b bezeichneten Beschäftig-

ten und für Dozentinnen und Dozenten gemäß § 20 Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst 

nur, wenn sie es beantragen; er gilt nicht 

1. für die in § 37 des Landesbeamtengesetzes bezeichneten Beamtinnen und Beamten, 

2. für Beamtenstellen von der Besoldungsgruppe B 3 an aufwärts sowie für Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer, die ein der Besoldungsgruppe B 3 an aufwärts vergleichbares Entgelt erhal-

ten, 

3. für überwiegend und unmittelbar künstlerisch tätige Beschäftigte an Theatern, die unter 

den Geltungsbereich des Normalvertrages (NV) Bühne fallen, 

4. für kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte, 

5. für Leiterinnen und Leiter von öffentlichen Betrieben in den Gemeinden, den Gemeindever-

bänden und den sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 

Satz 1 Nr. 5 gilt nicht für Beschäftigte in der Berufsausbildung. 

 

(2) Der Personalrat hat mitzubestimmen in sozialen Angelegenheiten bei 

1. Gewährung und Versagung von Unterstützungen, Vorschüssen, Darlehen und entsprechen-

den Zuwendungen, 

2. Zuweisung und Kündigung von Wohnungen, über die die Beschäftigungsdienststelle verfügt, 

und Ausübung eines Vorschlagsrechts sowie der allgemeinen Festsetzung der Nutzungsbedin-

gungen, 

3. Zuweisung von Dienst- und Pachtland und Ausübung eines Vorschlagsrechts sowie Festset-

zung der Nutzungsbedingungen, 

4. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtungen ohne Rücksicht auf ihre 

Rechtsform, 

5. Aufstellung von Sozialplänen einschließlich Plänen für Umschulungen zum Ausgleich von 

Härtefällen sowie Milderung wirtschaftlicher Nachteile infolge von Rationalisierungsmaßnah-

men. 

(3) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, mitzu-

bestimmen in Rationalisierungs-, Technologie- und Organisationsangelegenheiten bei 

1. Einführung, Anwendung, wesentlicher Änderung oder wesentlicher Erweiterung von auto-

matisierter Verarbeitung personenbezogener Daten der Beschäftigten außerhalb von Besol-

dungs-, Gehalts-, Lohn-, Versorgungs- und Beihilfeleistungen sowie Jubiläumszuwendungen, 

2. Einführung, Anwendung und Erweiterung technischer Einrichtungen, es sei denn, dass deren 

Eignung zur Überwachung des Verhaltens oder der Leistung der Beschäftigten ausgeschlossen 

ist, 

3. Einführung grundlegend neuer, wesentlicher Änderung und wesentlicher Ausweitung von 

Arbeitsmethoden, 
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4. Maßnahmen, die die Hebung der Arbeitsleistung oder Erleichterungen des Arbeitsablaufs 

zur Folge haben sowie Maßnahmen der Änderung der Arbeitsorganisation, 

5. Einführung, wesentlicher Änderung oder wesentlicher Ausweitung betrieblicher Informa-

tions- und Kommunikationsnetze, 

6. Einrichtung von Arbeitsplätzen außerhalb der Dienststelle. 

 

(4) Der Personalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, mitzu-

bestimmen über 

 

1. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie Verteilung der Arbeitszeit 

auf die einzelnen Wochentage, Einführung, Ausgestaltung und Aufhebung der gleitenden 

Arbeitszeit, 

2. Anordnung von Überstunden oder Mehrarbeit, soweit sie vorauszusehen oder nicht durch 

Erfordernisse des Betriebsablaufs oder der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedingt sind, 

sowie allgemeine Regelung des Ausgleichs von Mehrarbeit, 

3. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und Arbeitsentgelte, 

4. Aufstellung des Urlaubsplans, Festsetzung der zeitlichen Lage des Erholungsurlaubs für 

einzelne Beschäftigte, wenn zwischen der Dienststelle und der oder dem beteiligten Beschäf-

tigten kein Einverständnis erzielt wird, 

5. Fragen der Gestaltung des Entgelts innerhalb der Dienststelle, insbesondere die Aufstellung 

von Entgeltgrundsätzen, die Einführung und Anwendung von neuen Entgeltmethoden und 

deren Änderung sowie die Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer 

leistungsbezogener Entgelte, einschließlich der Geldfaktoren, sowie entsprechende Regelun-

gen für Beamtinnen und Beamte, 

6. Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärztinnen und Vertrauens- und 

Betriebsärzten sowie Sicherheitsfachkräften und Bestellung der oder des Datenschutzbeauf-

tragten, 

7. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits-

schädigungen einschließlich Maßnahmen vorbereitender und präventiver Art, 

8. Grundsätze über die Prämierung von anerkannten Vorschlägen im Rahmen des behördli-

chen und betrieblichen Vorschlagswesens, 

9. Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten, 

10. Gestaltung der Arbeitsplätze, 

11. Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen eine oder einen Beschäftigten, 

12. Maßnahmen nach § 1 Abs. 3, 

13. Grundsätze über die Durchführung der Berufsausbildung der Beschäftigten, 

14. Richtlinien für die personelle Auswahl bei Einstellungen, bei Versetzungen, bei Höhergrup-

pierungen und bei Kündigungen, 

15. Beurteilungsrichtlinien, 

16. allgemeine Fragen der Fortbildung der Beschäftigten, Auswahl der Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen, 

17. Inhalt von Personalfragebogen, 
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18. Maßnahmen, die der Durchsetzung der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern, insbesondere bei der Einstellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und Weiterbildung und 

dem beruflichen Aufstieg dienen, 

19. Grundsätze der Arbeitsplatz- und Dienstpostenbewertung in der Dienststelle, 

20. Abschluss von Arbeitnehmerüberlassungs- oder Gestellungsverträgen, 

21. Aufstellung von Grundsätzen zu Arbeitszeitmodellen und erstmalige Einführung grundle-

gend neuer Formen der Arbeitsorganisation, 

22. Übertragung von Arbeiten der Dienststelle, die üblicherweise von ihren Beschäftigten 

vorgenommen werden, auf Dauer an Privatpersonen oder auf Dritte in jeglicher Rechtsform 

(Privatisierung). 

 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 11 bestimmt der Personalrat nur auf Antrag der oder des Be-

schäftigten mit; diese oder dieser ist von der beabsichtigten Maßnahme rechtzeitig vorher in 

Kenntnis zu setzen. Satz 1 Nr. 17 gilt nicht für den Inhalt von Personalfragebogen, die der 

Finanzkontrolle durch den Landesrechnungshof dienen. 

 

(5) Der Personalrat hat in den Fällen der Absätze 3 und 4 auch mitzubestimmen, wenn eine 

Maßnahme probeweise oder befristet durchgeführt werden soll. 

 
§ 73 Mitwirkung 
Der Personalrat wirkt, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, mit bei 

1. Verwaltungsanordnungen einer Dienststelle für die innerdienstlichen, sozialen oder persön-

lichen Angelegenheiten der Beschäftigten ihres Geschäftsbereichs, 

2. Stellenausschreibungen, soweit die Personalmaßnahme der Mitbestimmung unterliegen 

kann, 

3. Errichtung, Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder Zusammenlegung von Dienststellen 

oder wesentlichen Teilen von ihnen, 

4. behördlichen oder betrieblichen Grundsätzen der Personalplanung, 

5. Aufträgen zur Überprüfung der Organisation oder Wirtschaftlichkeit einer Dienststelle durch 

Dritte, 

6. Erhebung der Disziplinarklage gegen eine Beamtin oder einen Beamten, wenn sie 

oder er die Beteiligung des Personalrats beantragt. Die Beamtin oder der Beamte ist 

von der Maßnahme rechtzeitig vorher in Kenntnis zu setzen. 

7. Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung, 

8. grundlegenden Änderungen von Arbeitsabläufen bei Wirtschaftsbetrieben. 

 

§ 75 Anhörung 
(1) Der Personalrat ist anzuhören bei 

1. der Vorbereitung der Entwürfe von Stellenplänen, Bewertungsplänen und Stellenbeset-

zungsplänen, 

2. grundlegenden Änderungen von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen, 

3. der Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie der Anmietung von Diensträu-

men, 
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4. der Anordnung von amts- und vertrauensärztlichen Untersuchungen zur Feststel-

lung der Arbeits- oder Dienstfähigkeit, 

5. der wesentlichen Änderung oder Verlagerung von Arbeitsplätzen. 

(2) Die Anhörung hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass die Äußerung des Personalrats noch Ein-

fluss auf die Willensbildung der Dienststelle nehmen kann. 

 
§ 76 Teilnahme an Prüfungen 
An Prüfungen, die eine Dienststelle von den Beschäftigten ihres Bereichs abnimmt, kann ein 

Mitglied des für diesen Bereich zuständigen Personalrats, das von diesem benannt ist, bera-

tend teilnehmen; Teilnahme und Beratung beschränken sich auf den Ablauf der mündlichen 

Prüfung. Mitglieder des Personalrats dürfen bei Prüfungen, die sie noch abzulegen haben, 

nicht nach Satz 1 tätig werden. 

 

§ 77 Arbeitsschutz 
(1) Der Personalrat hat bei der Bekämpfung von Unfall- und Gesundheitsgefahren die für den 

Arbeitsschutz zuständigen Behörden, die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und die 

übrigen in Betracht kommenden Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstüt-

zen und sich für die Durchführung der Vorschriften über den Arbeitsschutz und die Unfallver-

hütung in der Dienststelle einzusetzen. 

(2) Die Dienststelle und die für den Arbeitsschutz zuständigen Stellen sind verpflichtet, den 

Personalrat oder die von ihm bestimmten Mitglieder des Personalrats bei allen im Zusammen-

hang mit dem Arbeitsschutz oder der Unfallverhütung stehenden Besichtigungen und Fragen 

und bei Unfalluntersuchungen hinzuzuziehen. Die Dienststelle hat dem Personalrat unverzüg-

lich die den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung betreffenden Auflagen und Anordnungen 

der in Satz 1 genannten Stellen mitzuteilen. 

 

(3) An den Besprechungen der Dienststelle mit den Sicherheitsbeauftragten nach § 22 Abs. 2 

des Siebten Buches Sozialgesetzbuch nehmen vom Personalrat beauftragte Personalratsmit-

glieder teil. 

 

(4) Der Personalrat erhält die Niederschriften über Untersuchungen, Besichtigungen und Be-

sprechungen, zu denen er nach den Absätzen 1 und 2 hinzuzuziehen ist. 

 

(5) Die Dienststelle hat dem Personalrat eine Durchschrift der nach § 193 Abs. 5 des 

Siebten Buches Sozialgesetzbuch vom Personalrat zu unterschreibenden oder der nach be-

amtenrechtlichen Vorschriften zu erstattenden Unfallanzeige auszuhändigen.  
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Abkürzungen 
 
AGG Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 

AZG Arbeitszeitgesetz 

AZVO Arbeitszeitverordnung Beamte NRW 

BeamtStG Beamtenstatusgesetz 

BEEG Bundeserziehungsgeldgesetz 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BGG NRW Behindertengleichstellungsgesetz NRW 

BPflV Bundespflegesatzverordnung 

BurlG Bundesurlaubsgesetz 

DÖV Zeitschrift „Die öffentliche Verwaltung§ 

EntgeltFG Entgeltfortzahlungsgesetz 

EstG Einkommensteuergesetz 

FrUrlVO Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW 

GG Grundgesetz 

GO Gemeindeordnung NRW 

GV NRW Gesetz- und Verordnungsblatt NRW 

JVO Jubiläumszuwendungsverordnung 

KHEntgG Krankenhausentgeltgesetz 

KO Kreisordnung NRW 

LBG Landesbeamtengesetz NRW 

LBesG Landesbesoldungsgesetz NRW 

LBeamtVG Landesbeamtenversorgungsgesetz NRW 

LGG Landesgleichstellungsgesetz NRW 

LPVG Landespersonalvertretungsgesetz NRW 

MuschG Mutterschutzgesetz 

NtV Nebentätigkeitsverordnung NRW 

ÖGDG Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst NRW 

SGB Sozialgesetzbuch 

StPO Strafprozessordnung 

TV-L Tarifvertrag für den öff. Dienst der Länder 

TVöD Tarifvertrag für den öff. Dienst (Bund/Kommunen) 

TzBfG Teilzeit- und Befristungsgesetz 

VL Vermögenswirksame Leistung 

VO Verordnung 

VV Verwaltungsvorschrift 

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 

ZPO Zivilprozessordnung
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Tadel  440 
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Umwandlung von Beamtenverhältnissen  20 
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Disziplinarverfahren  465 

Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamte  348 

Unterhaltsbeitrag für frühere Ehegatten  351 

Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene  362 
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Verhaltenstherapie 
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Verjährung  374 
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Versorgungsabschlag  346 
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Versorgungsrecht  50 

Verwaltungsgericht  15 
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Verweis  440 
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Vollstreckung gegen Unschuldige  473 

Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses  87 

Vorbereitungsdienst  22, 89 

Feuerwehr  206 

Vorbildung  19 

Vorgesetzte Person  87 

vorläufige Dienstenthebung  35 

Disziplinarverfahren  453 

Vorstellungsgespräch  158 

Vorstellungsverfahren  478 

Vorteilsannahme  72, 471 

Vorverfahren  137 
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Wechselschichtdienst  217 
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Wehrdienst  343 
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Weisungsgebundenheit  69 
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Zahlungsweise Besoldung  254 
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